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Vorwort 

zor    ersten    Auflage* 


Als  ich  den  Entschlusz  falzte,  dieses  Buch  Tom  deutschen 
PriTatrecht  zu  bearbeiten,  leitete  mich  der  Gedanke,  ein  tief  und 
lebhaft  empfundenes  practisches  Bedürfnisz  zu  befriedigen,  welches 
mir  in  den  bisherigen  Werken  über  deutsches  Privatrecht  — 
deren  VerdiensUichkeit  ich  im  übrigen  willig  anerkenne  —  nicht 
ganflgend  berücksichtigt  schien.  Ich  hatte  dabei  vorzüglich  sowohl 
die  Stndirenden  als  die  pradäschen  Juristen  tot  Augen,  weniger 
die  Rechtsgelehrten  im  engeren  Sinne,  obwohl  ich  hc^Ete,  auch 
diesen  eine  nicht  im  willkommene  Gabe  zu  bringen.  Die  Auf- 
nahme und  die  Wirkung  des  Buchs  auf  das  Leben  wird  die 
Probe  dafür  sein,  ob  ich  Jenes  Bedürfnisz  rerstanden  und  inwie* 
fem  ich  demselben  eine  gesunde  Nahrung  geboten  habe. 

Mir  kam  es  hauptsächlich  darauf  an,  die  Bechtsgedanken, 
welche  germa'»ischen  oder  modernen  Ursprungs  —  denn  beides 
gehört  der  Wissenschaft  vom  deutschen  Priratrechte  auf  ihrer 
jetzigen  Entwicklungsstufe  an  —  unser  heutigee  Privatrecht  durch- 
leuchten und  beherrschen,  in  ihrem  organischen  Zusammenhang 
mit  der  Vergangenheit  und  mit  der  Rechtsordnung  der  Gegenwart 
so  klar  und  bestimmt  als  m(yglich  auszusprechen,  und  dadurch  auch 
aii  der  ForlbiUung  unsers  Privatrechtes  selbst  einen  lebendigem 
Antheil  zu  nehmen. 


IV  Vorwort. 

Schon  in  der  äuszern  Beachtung  und  Behandlung  des  8to£Ees 
wurde  ich  von  diesem  wesentlich  practischen  Interesse  geleitet. 
Ich  entfernte  möglichst  allen  litterarischen  Ballast  und  beschränkte 
mich  darauf,  die  Hauptschriften  über  die  einzelnen  Institute  kurz 
zu  bezeichnen.  Wer  weiterer  Nachweisungen  bedarf,  findet  die- 
selben leicht  in  den  bisherigen  Werken,  unter  denen  das  von 
JUUlermmer  vorzüglich  das  Verdienst  eines  auszerordentlichen 
Reichthums  der  mannichfaltigsten  Notizen  hat.  Ich  unterliesz  es 
auch,  Belegstellen  zu  citiren,  die  doch  sehr  selten  nachgeschlagen 
werden.  Dagegen  hielt  ich  es  ilkr  zweckmäszig,  dem  Texte 
wichtige  Quellenzeugniss^  '^'Arili^I^  beisibfagen  und  dadurch  jenen 
nicht  blosz  wo  es  nöthig  schien  zu  begründen,  sondern  zugleich 
den  Gredanken  deutlieh^t  zu  veranschaulichen  und  häufig  auch 
weiter  fortzuführen.  Ueberdem  hatte  ich  dabei  die  Absicht,  die 
Studirenden,  welche  sich  nach  meinen  Erfieüirungen  nur  ganz 
ausnahmsweise  mit  dem  Selbststudium'  der  deutschen  Rechts- 
quellen beschäftigen,  in  diese  einzuführen  und  auch  deifUr  zu 
gewinnen.  Ich  machte  indessen  von  dieser  Mittheilung  einen  so 
sparsamen  und  wählerischen  Gebrauch,  dasz  ich  keineswegs 
befürchte,  der  viel  reichhaltigeren  und  für  Studirende  ange- 
legentlich zu  empfehlenden  Sammlung  von  QuellenauszUgeri  in 
Krauts  Orundrisz  irgend  Abbruch  zu  thun. 

Um  der  iimern  Verbindung  willen,  in  welcher  das  heutige 
Recht  der  Deutschen  mit  dem  Rechte  aus  früheren  Perioden  des 
deufechen  Lebens  steht,  und  um  des  lichtes  willen,  welches  der 
jetzigen  Erkenotnisz  von  der  Veigaiigenheit  überliefert .  wird) 
durfte  iah  es  nicht  unterlassen^  vorerst  immer  einen  historischen 
Rückblick  zu  ihun,  bevor  ich  das  Wesen  der  jetzigen  Rechte*- 
Institute  und  Rechtsgedanken  zeichnete.  Aber  ich  vermied  es, 
die  historische  Betrachtung  in  eine  kritisch -historische  Unter- 
suchung .  auszuspinnen,  und  wendete,  sobald  der  -Blick  ein  Ge- 
sammtbild  aus  <ler  Vergaogenheit  aufgenonunen  hatte,  das  Auge 
immer  mit  Vorliebe  wieder  der  modernen  Entwicklung  zu.  Es 
gibt  bereits  eine  Reihe  vortrefflicher  historischer  Arbeiter^  über 
deutsches  Recht.  Xn  dieser  Richtung  sind  während  der  loteten 
50  Jahre  sehr  jgrosize  Fortschritte  gemacht  worden  un4  neu^ 
Bereicherungen   der  Wissenschaft  noch  von  daher  zu  .erwarte|i. 


Vorwort.  V 

Aber  wir  dürfen   nicht  über  der  Vergangenheit,  die  hinter  uns 
ist,  die  Gegenwart  und  Zukunft  vernachlässigen,  die  mit  uns  und 
vor  uns  ist,  und  für  die  zu  wirken  wir  berufen  sind.    Es  schien 
mir  eine  dringende  Anforderung  an  die  deutsch  -  rechtliche  Juris- 
prudenz unserer  Tage  zu  sein,  dasz  sie  nicht  in  der  Anschauung 
der  mittelalterlichen  Gebilde    vertieft   sich   umstricken  und  fest- 
halten lasse  von  der  reichen  Mannich&ltigkeit  der  Rechtsformen, 
die  groszen  Theils  abgestorben  und  in  Staub  zerfallen  sind,  und 
dasz  sie,  ohne  den  Werth  der  historischen  Richtung  zu  miszachten, 
mit  Nachdruck  die  practische  Richtung  bethätige.     Die  Juristen 
sollen   den   Bedürftiissen    der  Lebenden   dienen.     Sie  sollen  die 
heilige  Idee  des  Rechts  in  ihrer  Reinheit  und  Klarheit  unter  den 
Menschen  bewahren,  bezeugen  und  auf  die  Nachwelt  überliefern, 
die    positive    Darstellung    und    Fortbildung    des    Rechts    theils 
erkennen  und  beachten,  theils  nach  den  jeweiligen  Verhältnissen 
und  Bedürfhissen  des  Lebens  fördern,  und  ihrem  Berufe  und  ihrer 
Stellung   gemäsz  dafUr  sorgen,    dasz  jeder    sich  des  friedlichen 
Genusses   seiner  Rechtsspbäre  erfreue,   keiner  darin  verkümmert 
oder   verletzt  werde.       Letzteres    ist    die   Hauptsache,    und    als 
Leuchter  zu  diesem  practischen  Ziele  ist  die  Rechtswissenschaft 
bestellt. 

Unsere  Zeit  hat  viel  mittelalterliches  Recht  weggeräumt  und 
gröszeren  Theiles  wohl  deuran  gethan.  Die  gänzliche  Aufhebung 
der  Leibeigenschaft,  die  Ausbreitung  des  Privatrechtes  über  alle 
Stande,  die  Befreiung  des  Bodens  von  ewigen  Lasten,  die  sorg- 
&ltige  Ausscheidung  des  Privatrechtes  und  des  öffentlichen  Rech- 
tes, die  Beseitigung  der  letzten  Ruinen  des  beide  verbindenden 
Lehensrechtes,  die  noch  störend  der  Bewegung  der  Gregenwart  in 
dem  Wege  lagen,  sind  wirkliche  Fortschritte  in  der  ihatwicklung 
der  Privatwohlfahrt,  welche  das  Privatrecht  ordnet  und  schützt, 
ungeachtet  die  Reform  nicht  eine  völlig  reine  gewesen  und  daher 
nicht  frei  geblieben  ist  von  revolutionären  Mängeln  und  reactio. 
nären  Störungen. 

Es  haben  manche  Juristen  gemeint,  die  Wissenschaft  vom 
deutschen  Privatrecht  habe  um  dieser  Aenderungen  willen  fast 
allen  Recbtsstoff  eingebüszt,   und  werde  in  der  Folge  genöthigt 


VI  Vorwort. 

sein,  sich  wieder  in  die  bescheidene  Stellung  einer  Dienerin  d^ 
edeln  Matrone,  römische  Jurisprudenz  genannt,  zurückzussiehen. 

In  der  That  haben  dief  Grermanisten  zu  solcher  Meinung 
einige  Veranlassung  gegeben,  indem  sie  sich  früherhin  viel  zu 
viel  mit  den  nun  antiquirten  Rechtsinstituten  beschäftigt  und  viel 
zu  wenig  die  lebensfrische  Saat  des  modernen  Lebens  beachtet 
und  gepflegt  haben.  Es  ist  aber  im  Granzen  eher  ein  Gewinn 
als  ein  Verlust  unserer  Wissenschaft,  dasz  dieselbe  so  genöthigt 
worden  ist,  ihre  Augen  von  den  entwurzelten  Pflanzungen  des 
Mittelalters  weg  und  dem  grünen  Wachsthume  der  neuern  Zeit 
zuzuwenden.  Ohne  Bedauern  habe  ich  daher  das  ganze  Lehens- 
recht als  eine  antiquirte  Institution  aus  der  Darstellung  des 
heutigen  deutschen  Privatrechts  ausgeschieden,  und  nie  eine  Ver- 
legenheit empfunden  bei  dem  Gredanken  an  die  groszen  Lücken, 
welche  durch  die  Reform  entstanden  sind.  Es  schien  mir  durch 
die  geringen,  ausnahmsweise  noch  spürbaren  Nachwirkungen 
eines  Institutes,  dessen  Absterben  wir  seit  Jahrhunderten  deutlich 
wahrnehmen,  und  welches  nun  zu  den  Todten  versanmielt  worden, 
nicht  gerechtfertigt,  die  Zeit  und  Arbeitslust,  welche  eine  neue 
Behandlung  des  Lehensrechts  aufgezehrt  hätte,  der  Bearbeitung  des 
noch  lebendigen  Rechts  zu  entziehen.  Ebenso  habe  ich  aus  ver- 
wandten Gründen  die  Lehre  von  den  Ständen  und  von  den  Real- 
lasten nur  kurz  imd  in  ihren  Grundzügen  dargelegt,  di^egen  manche 
bisher  ziemlich  vernachlässigte  Seite,  deren  practische  Bedeutung 
ich  als  erheblich  ansah,  genauer  geprüft  und  eröriert.  Wenn  ich 
aber  auf  der  andern  Seite  das  Wechselrecht  und  das  Seerecht 
ebenfalls  weggelassen  habe,  so  haben  mich  dazu  vornehmlich 
äuszere  nicht  innere  Gründe  bestinunt.  Ich  habe  das  Wechsel- 
recht, welches  eine  besondere  Wechselgesetzgebung  emp&ngen 
hat,  auch  sonst  um  seiner  Eigenthümlichkeit  willen  von  dem 
gewöhnlichen  Privatrechte  unterschieden  wird,  obwohl  jeder  weisz, 
dasz  es  durch  und  durch  von  privatrechtlicher  Natur  ist,  in  Form 
einer   Erläuterung    zu  der   neuen   deutschen   Wechselordnung*) 


*)  Allgemeine  deutsehe  WechMlordnuog  mit  dem  bayerischen  Binführnngsgesetz  und 
das  Gesetz  über  kaufmänDische  Anweisungen.  erlSutert  von  Dr.  J.  C,  Biunitehii^ 
Erlangen  1852.  (Die  Gesetzgebung  des  Königreichs  Bajern  seit  Maximilian  II.. 
herausgegeben  ron  Dr.  DoUmann  I.  7.) 
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bereits  für  sich  beba^deU:  und  dm  Seerecht  mu»  ich  —  eiB 
Bumenlftnder  —  ebcaiftdls  dea  besonderen  Arbeiten  derer  Hber- 
lassen,  welobe  mit  der  Bigenttitkmliehkeit  des  Lebens  und  Ver- 
keim zur  See  besser  «Is  ich  vertraut  sind. 

Die  Brkeimtnisz  und  BbrtbUdung  des  meibmm  JlsdMi,  weldie 
immer  deutlicher  als  Hauptaufgabe  unserer  Wissenschaft  in  den 
Vordergrund  tritt,  ist  denn  zugleich  der  einfltchste  Weg,  die 
ungebuhrlidie  Herrsdiaft  römmeher  Begriffe  und  Gesetze  aUmOhlidi 
zurück  zu  drängen  und  zu  beseitigen;  denn  in  demselben  Ifasze, 
in  welch^ofi  das  neue  Leben  Anerkennung  findet^  wird  der  ver- 
altete Gedanke  aufgelöst  und  die  abgestorbene  Form  zerftdien. 
Es  gilt  das  nidit  weniger  von  den  rMusohen  ak  von  den  mittel- 
alterlicfaen  Antiquitäten :  und  unsere  Zeit  seheint  ttittchlossen,  mit 
beiden  aufturftumen. 

Ich  bin  vollständig  überzeugt,  dasz  die  Römer  einen  welt- 
historischen Beruf  hatten,  fllr  die  VerwirkÜchung  der  Btaatsidee 
und  für  die  Ausbildung  des  Privatrechts;  ich  nehme  an,  dasz  das 
römische  Recht  nicht  mit  dem  römischen  Staate  untergehen  durfte, 
sondern  bestimmt  war,  auch  dem  neuem  Europa  als  eine  hohe 
Autorität  überliefert  zu  werden;  ich  zweifle  nicht  daran,  dasz 
nach  Jahrhunderten  noch  römisches  Recht  von  den  Juristen  studirt 
und  als  ein  bleibendes  Element  auch  in  dem  dannzumaligen 
Rechte  verehrt  werde.  Aber  diese  ITeberzeugung  hindert  mich 
nicht,  die  Art,  wie  vor  nicht  gar  langer  Zeit  ziemlich  allgemein 
in  Deutschland  der  Gesetzgebung  Justinians  officielle  Geltung 
zugeschrieben  worden  ist,  und  wie  poch  heutzutage  viele  gelehrte 
Juristen  das  Corpus  Juris  zu  betrachten  pflegen,  fbr  eine  der 
absurdesten  Verirrungen  und  Verkehrtheiten  zu  halten,  in  welche 
der  menschliche  Geist  hat  gerathen  können.  Eine  Geschichte  der 
Reception  des  römischen  Rechts  in  dem  romanischen  und  ger- 
manischen Europa  ist  leider  noch  nicht  geschrieben,  obwohl  sie 
von  dem  höchsten  Interesse  fUr  die  Gteschichte  der  Menschheit 
und  an  fruchtbaren  Wirkungen  reich  sein  müszte.  Die  zweite 
Hälfte  des  XV.  und  das  XVL  Jahrhundert  scheinen  vorzüglich 
entscheidend  geworden  zu  sein  für  jene  Reception,  das  XV.  Jahr- 
hundert als  die  Zeit  eines  beginnenden  Eroberungskampfes  für 
die  Autorität  des  römischen  Rechts,  die  des  XVL  als  die  Zeit  der 
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Aufibreitung  Hnd  Bennteung  ihres  Sieges.  Bben  die  zweite  Hälfte 
des  XV.  Jahrhunderts  war  aber  auch  die  Zeit,  in  welcher  noch* 
mals  der  europäische  Oeii^t  mit  der  antiken  Bildung  getränkt 
wurde.  Die  griechische  Sprache  wurde  naieh  der  Eroberung  ron 
Constantkiopel  zuerst  wieder  in  der  westUehen  Christenheit  bekannt 
und  die  Schätze  der  griechischen  litteratur  dem  Abendlande 
eröfihet  Mit  B^erde  würde  eben  damals  die  classische  litteratur 
der  Römer  in  allen  gebildeten  Städten  Eucopa's,  zuerst  in  Italien, 
wieder  gelesen.  Die  Buchdruckerkunst  kam  dem  Hunger  nach 
s<rfdier  GeistesnahruBg  zu.  Hülfe.  '  Gelehrte  Gesellschaften  und 
gelehrte  Sohulai  entstanden  in  groszer  Zahl.  Die  Philolc^e  wurde 
als  eine  neue  Wissenschaft  betrieben  und  übernahm  zu  gutem 
Theile  die  Erziehung  der  wissenschaftlichen  Jugend,  ausschlieszlich 
aus  griechisch-römischen  Quellen  den  Trunk  schöpfend,  den  sie 
dem  Wissensdurste  darreichte.  Es  hatten  sich  schon  früher  die 
nationalen  Sprachen  in  Poesie  und  Prosa  in  Italien,  in  der  Pro- 
vence, in  Frankreich,  in  Deutschland,  losgerungen  aus  der  Vor- 
mundschaft der  Latinität,  und  eine  neue  Litteratur  geboren.  Jetzt 
wurden  sie  in  dem  weiten  Bereiche  der  Wissenschaft  wieder 
zurückgedrängt  und  die  ausschlieszlich  lateinische  Wissenschaft 
dehnte  ihren  Einflusz  und  ihre  Herrschaft  in  weiten  und  in  neu 
gewonnenen  Kreisen  aus.  Jn  eben  dieser  Zeit  kam  der  Renais- 
sancestyl in  der  Baukunst  und  in  den  Formen  der  technischen 
Erzeugnisse  auf,  und  fing  an  den  germanischen  Styl  zu  ver- 
drängen. 

Gewisz  war  eine  solche  Zeit  den  Fortschritten  der  römischen 
Autorität  im  Recht  überaus  günstig.  Die  Wiederbelebung  des 
römischen  Rechts  hat  in  der  Tliat  eine  auffallende  Analogie  mit 
der  Entstehung  des  Renaissancestyls  in  ihrem  Qiarakter  und  in 
ihren  Schicksalen.  Wie  die  Baumeister  die  groszen  Theils  unver- 
standenen alten  römischen  Formen  wieder  nachbildeten,  ohne  den 
antik -römischen  Geist  in  sich  zu  haben,  und  wie  daher  der 
Renaissancestyl  doch  nur  eine  mangelhafte  und  von  dem  Geist 
des  spätem  Hittelalters  modifidrte  Nachahmung  des  römischen 
Styls,  nicht  dieser  selbst  war,  so  war  auch  das  römische  Recht 
der  Glossatoren  eine  in  wichtigen  Beziehungen  miszverstandene 
Auslegung  des  echten  römischen  Rechts  und  eine  ohne  den  Geiet 
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der  Römer  unterBommene,  ron  dem  Charakter  des  Mittelallers 
mit  bestimmte  Nachbildimg  desselben.  Es  darf  uns  nicht  irren, 
dasz  die  grosze  wissenschaftliehe  Arbeit  der  Glossatoren  schon 
Tor  Jabrhnnderten  vollzogen  wordoi  und  dasz  die  Wiederbdebung 
der  römisdien  Jurisprudenz  als  WiBßHfMck^fi  schon  ins  XII.  und 
Xm.  Jahrhundert)  mitten  in  die  geistige  Erhebung  des  Mittel- 
alters sdbst  hinein  gekommen  war.  Die  praehteke  Ausbreitung 
des  römischen  Rechts  über  Buropa,  auf  tlie  es  hauptsftehliefa 
anArommt,  gehörte  Torztlglidi  der  zweiten  Hftlfte  des  XV.  und 
dem  XVI.  Jahrhundert  an,  und  diese  entscheidende  Eroberung 
geht  mit  der  Ausbreitung  des  Renaissanceslyles  Ebnd  in  Hand, 
und  in  beid^i  oiF^mbart  sich  der  Charakter  jenes  Zeitalters.  Wie 
dann  dieser  Btyl  nadi  und  nach  ausschweifender  und  überladener 
geworden,  und  in  den  eigenüiohen  ZopCrtyl  ausgeartet  ist,  der 
im  XVII.  und  XVIII.  Jahrhundert  als  allgemeine  Mode  in  allen 
Kunstwerken  dominirt,  so  ist  in  derselben  Zeit  auch  der  Pedan- 
tismus  und  die  fonnelleGesetasesautoritat  des  sogenannten  gemeinen 
römischen  Rechtes  —  eben  der  juristisefae  Zopfttyl  — -  Überall, 
ausz^  in  England,  auf  den  hoben  Schulen  der  Wissenschaft  und 
in  den  Teroeblossenen  Gerichtshöfen  herrsdiend  gewcMrden.  Leider 
mikssen  wnr  bekennen,  am  ärgsten  in  Deutschland^  viel  ärger 
und  ausschlieszHcher  ab  in  dem  romanisdien  Frankreich,  wo  der 
Gedanke,  dasz  das  römische  Recht  nur  e.b  raim  seriptuj  d.  h.  um 
seiner  innem  Wahrheit  und  Begründung  willen  Geltung  habe, 
vor  manchen  groben  Miszgrifkn  bewahrte  und  viele  germanische 
Reehtsgewc^nheiten  unrerkQmmert  blieben.  Selbst  zur  Stunde 
noch  hat  sich  die  deutische  Wissenschaft  und  Praxis  —  trotz  der 
gewaltigen  ScfalAge,  welche  die  neuere  Gesetzgebung  seit  100 
Jahren  der  Autorität  der  Justimanischen  Gesetzgebung  versetzt 
hat,  und  trotz  der  im  Laufe  der  letzten' 50  Jahre  neu  gewonnenim 
Einsicht  in  die  wahre  Natur  des  römischen  und  des  deutschon 
Rechtes,  mit  welcher  eine  fortgesetzte  Legalherrschaft  des  Corpus 
Juris  unverträglich  ist,  von  jenem  Zepfetyl  nicht  einandpirt  In 
dnig^i  Beziehungen  ist  es  sogar  in  Folge  der  neuem  Fortschritte  der 
Wissenschaift  in  unsem  Tagen  noch  schlimmer  geworden  als  zuvor. 

Allerdings  kennen  wir  jetzt  das  römische  Recht  der  classi- 
schen  Zeit  in  manchen  Stücken  besser,  und  verstehen  daher  auch 
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dML  Geist  der  Pftndekteo  grUndlicher  als  uiiMre  V<^;inger,  die 
sogenannteD  Praktiker.  Wir  sind  4iefer  eingeweiht  in  die  Geschichte 
des  römischen  Rechts  und  können  mit  Hülfe  des  durch  die  Ent- 
deckmig  von  Gajus  au%eAmd^ien  Schlüssels  zu  den  pcftlorischen 
Fomieln  manches  EUUhsel  ao&chlieszen,  das  jenen  dunkri  geblieben 
war.  Der  Blick  für  reine  antike  Formen  ist  wieder  aufgegangen 
und  wir  unterscheiden  leichter  »tischen  dem  römischen  und  dem 
RenaissanoestyL  Dennoch  waren  eben  jene  Fortschritte  in  der 
romanistischen  Erkenntnisz  von  nenen  FeUem  in  der  heutigen 
Praxis  begleitet.  Oax  nicht  selten  war  in  dem  nüssrerstandenen 
römischen  Recht  der  Practiker  ein  Kern  modernen  Rechtsgeftüüs 
enthalten,  ihre  römischen  Irrthümer  waren  zuweilen  deutsche 
Wahrheiten.  Hat  nun  die  neuere  Wiss«QSchaft  jenen  brthum 
aufgedeckt  und  zerstört,  so  hat  sie  oft  die  darin  verborgene 
Wahrheit  zugleich  —  gleichsam  mit  dem  Bade  das  Sand  —  w^- 
geworfen.  Und  wenn  sie  durch  neue  Untecsuchungen  mit 
▼erbesserten  Hülfsmitteln  neue  Aufschlüsse  über  den  Sinn  des 
römischen  Redits  gewonnen  hat,  hat  sie  nicht  hftnfig  die  wunder* 
liebe  Zumuthung  an  die  Praxis  gestellt,  dasz  von  jetzt  an  der 
neugefund^ie  alte  Recbtssatz  als  Gesetz  zu  verehrai  und  anzu- 
wenden sei;  und  ist  nicht  eben  so.  oft  dieser  Znmathung  mit 
gehorsamer  Demuth  begegnet  worden?  Hätte  sie  für  den  neu- 
geftmdenen  Recbtssatz  um  seiner  infuni  Wkhrkeä  willen  Beachtung 
gefordert^  dann  hfttte  diese. Forderung  einen  gulen  Sinn  gehabt, 
dann  aber  war  es  auch  gleichgültig,  ob  derselbe  in  dem  Corpus 
Juris  Juatiniaofi  geschrieben  sta»d  oder  nicht  Aber  sie  hat  Jene 
Zumuthung  gewöhnlich  auf  die  iegfais  Autmiläi  des  recipirten 
römischen  Rechts  gestützt,  und  ganz  übersehen,  dasz  jener 
Redilssatz  doch  unmöglich  von  unseren  Vorfahren  recipirt  worden 
sein  konnte,  da  sie  von  ihm  nichts  gewuszt  hatten.  Den  Renais- 
sancestyl hatten  jene  mit  Bewunderung  aufgenommen,  den  rein 
antiken  Styl  begriflEen  sie  nicht  und  wollten  sie  nicht.  Oder  soll 
das  der  Fortschritt  der  Zeit  sein,  dasz  wir  diesen  Styl  nicht  bloss  in 
seiner  geschichtlichen  Herrlichkeit  verstehen  und  als  vortre£fliches 
Bildungsmittel  benutzen  lernen,  was  gewisz  sdir  gut  ist,  sondern 
zugleich,  dasz  wir  der  antiken  Form  unser  heutiges  Rechtsleben 
einzufügen  und  anzupassen  suchen,  was  nicht  minder  gewisz  eine 
grosze  Verkehrtheit  wäre? 
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Von  den  grossen  vOmiacben  Jurisien  haben  wir  nicht  nur 
überlieferte  RechtssAtae  zn  lemeD,  welche  sie  auerst  mit  voller 
Klarheit  ausgesprochen,  sondern  Torzüglicfa  auch  die  Kunst,  das 
Leben  um  uns  her  mit  juristischem  Bewusztsein  zu  erkennen  und 
zu  erfüllen.  Papinian  und  Utpian  haben  wohl  auch  die  römi« 
sehen  Gesetze  ihrer  Zeit  gekannt  und  die  Edicte  gründlich  studirt. 
Aber  wenn  ihnen  ein  RechtaftiU  vorgelegt  wurde,  so  haben  sie  nicht 
zuerst  nach  einem  geschriebenen  Gesetzesparagraphen  Angstlioh 
gesucht,  und  sidi  bemüht  jenen  Fall  mit  Noth  und  Drang  unt^ 
diesen  zu  subsumiren.  Sie  haben  sieh  nicht  unglücklich  und  ver- 
lassen gefbblt,  wenn  sie  nicht  eine  fremde  Autorität  dtiren.  kons- 
ten.  Bie  waren  sich  vielmehr  bewuszt,  seihst  Autorttit  zu  sein, 
weniger  noch  weil  der  Kaiser  sie  mit  solchem  Ansehen  ausgerüstet 
hatte,  als  weil  sie  geistig  und  moralisch  befilhigt  waren,  als  Kenner 
des  Rechts  dasselbe  selbständig  zu  finden  und  zu  bezeugen.  Es  stünde 
besser  mit  unserer  Jurisprudenz,  wenn  Romanisten  und  Germanisten 
mehr  sich  beflissen  hätten,  das  heutige  Recht  mit  derselben  Geistes* 
freiheit  zu  betrachten,  wie  die  grossen  R<Vmer  es  zu  ihrer  Zeit 
gethan  haben.  Wenn  auch  unsere  Lage  eine  andere  ist,  als  die 
damalige,  so  bedarf  doch  die  heutige  Jurisprudenz  nidit  weniger 
als  die  alt^^rtaiische  der  Arischen  und  hell  ins  Leben  hineinsehen- 
den Geisteskraft,  und  es  kann  diese  so  wenig  wie  damals  durch 
die  Geldirsamkeit  ersetzt  werden.  Ich  gebe  zu,  die  Begriffs« 
bestimmungen  unserer  gelehrten  Schulen  sind  genauer  und  rieh«» 
tiger  als  die  Definitionen  der  Römer  gewesen  sind.  Aber  die 
römischen  Juristen  haben  den  in  seiner  Lebenskraft  verstandenen 
—  wenn  auch  ungenau  definirten  —  Rechtsgedanken  gewMinHch 
durch  richtige  Anwendung  bewährt,  die  neuem  Reehtsgelehrten 
aber  gerathen  oft  in  der  Anwendung  der  wohl  definirten  Schul* 
begriffe  in  Verlegenheit,  und  vergessen  oder  verkennen  über  der 
logischen  Foormel  das  Priadp.  Ist  der  Fehler  einer  taddnswerthen 
Definition  nidit  geringer,  als  der  einer  fleischen  Anwendung  des 
Rechtsprincips  ? 

■ 

Es  soll  das  nicht  gesagt  sein  um  die  Leichtfertigkeit  in  den 
Begriffsbestimmungen  zu  beschönigen.  Im  Gegentheil  gerade  die 
Germanisten  haben  auch  in  diesem  Stücke  von  den  Romanisten 
zu  lernen.      Das   deutsch-moderne  Privatreeht  wird  durch  nebel- 
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hafte  und  unklare  GeiühlaergieszungeD  nicht  gefördert  und  bedarf 
gar  sehr  der  klaren  Bestimmtheit  in  der  Formulirung  seiner  Ge- 
danken. Gerker  hat  darin  ganz  recht,  dasz  er  auf  dieses  BedQrf* 
nisz  energisch  hingewies^i  hat  Die  germanisch-moderne  Juris* 
prudenz  wird  erst  dann  der  romanistisehen  völlig  ebenbürtig  zur 
Seite'  stehen,  wenn  sie  mit  den  blanken  Waffen  des  juristischen 
Wortes  ausgerüstet  ist,  nicht  aber  solange  sie  sich  nur  auf  Instincle 
und  unklare  Gefühle  oder  auf  vage  und  luftige  Speculati^inen 
beruft.  Aber  die  scharfe  Formulirung  ist  doch  nicht  für  sich  ein 
so  groszes  Gut ,  dasz  der  Hangel  derselben  schwerer  empfunden 
würde,  als  eine  falsche  Anwendung  wahrer  Grundsätze:  und  sind 
wir  zu  schwadh  beide  Fehler  zu  meiden,  die  falschen  Abstractio« 
nen  und  die  falschen  Anwendungen,  so  wäre  es  dennoch  besser, 
wir  würden  den  letztern  überwinden,  und  darin  den  Römern 
gleichen.  Noch  weniger  aber  ist  die  scharfe  Formulirung  an 
sich  so  werthvoll,  dasz  wir  den  kalten  logischen  Linien  den  gei- 
stigen Gehalt  unseres  Rechtsbewusztseins  hinopfem  dürfen.  Die 
Form  hat  nur  insof<dm  Werth,  als  sie  die  Fülle  des  Geistes  in 
sich  faszt  und  äuszerlich  darstellt  Der  römische  Gteist  war  in 
hohem  Grade  einheitlich,  streng,  herrschsüchtig;  und  die  krjstall- 
artigen  Formel  des  römischen  Rechts  sind  ein  glftnzender  Aua- 
druck  dieses  Geistes.  Der  germanische  Greist  ^-  obwohl  in  sich 
harmonisch  —  liebt  die  Mannigfaltigkeit  der  Bildungen,  ist  weicher 
und  hreier.  Daher  haben  die  Formen  des  deutschen  Rechts  auch 
nicht  so  gleichmäszige  scharfe  Winkel  und  Linien,  sondern  mehr 
Aehnlichkeit  mit  dem  organischen  Gebilde  der  Pflanzenwelt  Wie 
der  römische  Tempel  sich  von  dem  gothischen.  Dome  unterschei- 
det, so  unterscheidet  sieh  römische  und  germanische  Recfatsform. 
Das  dürfen  wir  nicht  miszachten,  und  wenn  ich  freudig  aner- 
kenne, dasz  Gerber  sich  ein  Verdienst  erworben,  indem  er  die 
Nothwendigkeit  logischer  B'ormulirung  gezeigt  und  theüweise  durch 
dieThat  bew&hrt  hat,  so  kann  ich  es  doch  nur  aufrichtig  bedauern, 
dasz  er  noch  beengt  und  gefangen  von  römischen  Schnlbegriffen 
durch  seine  romanisirende  Formulirung  in  wesentlichen  Beziehun- 
gen die  Natur  des  germanischen  und  des  modernen  Rechtes  eher 
verletzt  als  geschützt  hat  Es  wäre  in  meinen  Augen  ein  unver- 
antwortlicher Rückschritt,  wenn  wir  von  neuem  germanische  und 
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moderne  RechlsideeD,  die  beide,  miter  sich  viel  näher  verwaadt 
«iBd  als  nwn  gewöhnlich  meiDl,  wieder  unter  die  alt-r(jdBUBche 
TenninologiQ'  und  Doctrin  unterordnen  wollten,  ein  Rückschritt, 
wetcher  die  unglückliche  EntAremdun§  der  Jurisprad^iz  von  dem 
Volksleben^  um  dessen  willefi  sie  allein,  daist^  wieder  steigern 
müszte.  . 

Wir  sind  gegenwärtig  in  einer  allmfthliehen  Abeooderung  und 
Atisstoszong  derjenigen  Bestandtheile .  des  römischen  Rechts  be* 
griffen,  die  Unserer  Zeit  fremd  und  in  Widerspruch  sind  mit  ihren 
BedCürftiissen.  Vetstandige  Romanisten  helfen  sell>er  mit  au  dieser 
Ausscheidung.  I>ie  Germanisten  aber  sind  zunächst  berufen,  die*> 
selbe  einiulejton  und  ohne  Schaden-  flir  die  Ofientliche  und  fe^ 
meme  Rechtsordnuag  in  reformatoriseher  (nicbt  in  rerolutioQftrer) 
Weise,  d.  h.  nur  insofern  die  Sinsicht  gereift  und  derEraata  für 
das  Beseitigtei  da  ist)  dann  abet  audbi  mit  Energie,  durchzuführen« 
Wie  oft  kommt  es  noch  TOr,  dasz  auf  den  Schreibstuben  der  Odr 
richte  den  Bauern  Fonnulare  aur  Uatensctunffc  vorgelegt  werden^ 
Formulare  über  RechtsTerhältdisse  dioi^er  Bauern  selbst  (z*  B..  ihr 
Güter/echt),*  die  mit  veralteten  tömiaehen  Begriff»  und 
Worten  y^ärunziert  sind.  Der  Bauer  versteht  weder 
den  Begriff  noch  das  Wort,  und  unterschreibt  doch,  im  Gedanken, 
das  sei  nun  einnlal  ein  Bsaiuch,  der  um  der  Taxen  willen  einge* 
führt. sei^  aber  im  übrigen  werde  er  unbekümiBert  um  die  unter» 
sdiriebene  Formel  thun,  wie  sein  Vater  gethan  und  wie  es  Sitte 
aei  SoUte  hier  nicht  geholfen  und  deutsches  Wort  mit  dem  deut* 
sdien  Sinne  derer,  die  ein  Rechtsgesch&fl;  abschlieszdn,  in  JEtUr 
Uioig  gebracht  wprde^? 

Oder  ist'  ea  etwa  nichir  klar,  dasz  Hiltionen  Rätter  und  Söhne 
in  Deutschkmd'  Venildeor  Begviffb  der  Pecidienf  für  den:  die  deutsdie 
Sprache  .  kein '  Wort  hat,  ai|ch  nicht  das  mindeste  .  Verständnis! 
haben,  und  dasz  nur  die  Vftter  und  Söhne  etwas  davon  wissen, 
welche  aal  Univer^itjitoa  Vortrftge  über.  -  römisohes  Recht  gehört 
hat>en?  Und  dewoeh  wird:  vxna  Re^tsgeMurten^  die.  wir  alle  .als 
Antoritfttco  ehren,  poch  /immer  die  gapze  liCihre  ^om  p^e^inm 
€t^m$e  .und  yp#f i^  im9ifmm^  ^^etiimm  mid  ^flm$miiliimm,  gemdej  iso 
abgehandelt^  als  lebtw-  wir  un(ter , und  niit  den  Röinem.  :lfif  hat 
das  inpp^  d^^£i94ru.ek:ce¥DaG|;tt^  den  wi[  IfM&iker  empfind^tv 
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zur   zweiten   Aoflag^. 


i. 


Je  mehr  ich  Ursache  habe,  mit  der  Anfhahme  welche  dieses 
Buch  in  erster  Auflage  geftmden  hat,  zufrieden  zu  sein,  ^m  so 
eher  darf  ich  hoffen,  dasz  die  angebrachten  Verbesserungen  und 
Ergänzungen  dieser  zweiten  Auflage  die  Brauchbarkrit  des  Buchs 
erhöhen  werden.  Ich  habe  nun  die  Belegstellen  durch  Verwei- 
sungen in  nähern  Zusanunenhang  mit  dem  Text  gebracht  und 
mehrere  Capitel  in  Berücksichtigung  der  seitherigen  Fortschritte 
der  Wissenschaft  ganz  umgearbeitet  Am  meisten  wird,  denke 
ich,  das  Obligationenrecht  dabei  gewonnen  haben. 


München,  9  Nov.  1859. 
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EINLEITUNG. 

Von  der  Natar  des  deutschen  PriTatrechts  und  den  Rechtsqnellen. 


Erstes  CapiteL 

Natar  des  deutschen  Privatrechts. 

§.  1. 
Begriff  des  deatscIieD  Privatreehts. 

Man  Terstdlit  heutzutage  unter  dem  Ausdruck  ,J)maschei  PritatrechP* 
nicht  mehr  das  gesanunte  gemeinsame  Privatrecht  der  Deutschen  noch  das 
in  Deutschland  gelt^de  Privatrecht  fiberhaupt.  Noch  im  XIII.  Jahrhun- 
derte konnte  man  von  einem  gemeinen  deutschen  Privatrechte  in  diesem 
Sinne  reden ;  da  aber  dieRechtsentwicklung  inDeutschland  unter  den  beherr- 
schenden Eififlusz  fremder  Rechte,  insbesondere  desrömechen  Rechtes,  gerathen 
ist,  so  heiszen  wir  heute  deutsches  Privatrecht,  im  Gegensatze  zu  dem  fremden, 
den  nationalen  Theil  des  Privatrechtes  der  Deutschen  oder  in  deutschen 
Ländern,  mit  dem  wir  die  modernen  Bestandtheile  desselben  eben  so 
schicklich  verbinden,  wie  die  Römer  ihr  damaliges  jus  gentium  in  ihr  jus 
dvile  (im  weitern  Sinn)  aufgenommen  haben. 

Dasselbe  wird  gewöhnlich  auf  die  zum  detOschen  Bunde  gehörigen 
deutschen  Länder  beschränkt,  hat  aber  auch  auszerhalb  dieser  Staatsgränze 
Wurzeln  und  Geltung,  vorzüglich  in  den  zu  Ruszland  gehörigen  deutsdien 
OiUeeprovinzen  und  in  der  deutichen  Schweiz,  hier  noch  in  gröszerem 
Umfang  als  in  Deutschland  selbst,  weil  die  Autorität  des  römischen  Rechtes 
da  weniger  ausgebreitet  worden  ist,  als  seit  dem  XVI.  Jahrhundert  inner- 
halb des  deutschen  Reiches. 

S-2- 

Der  Charakter  des  deutschen  PriTatrechts  im  allgemeineD. 

Seitdem  die  Deutschen  in  der  Geschichte  erschienen  sind,  äuszert  sich 
zwar  stets  ein  relatives  Bewusztsein  ihrer  nationalen  Gemeinschaft,  aber 
zugleich  sind  sie  erst  nach  Stämmen  y  später  nach  Ländern  und  Staaten 

B  l  Q  D 1 1  c  h  1  i ,  denuches  PriTttreeht.   2te  Aufl.  1 
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getheüt  Diesen  Charakter  hat  auch  die  deutsche  Rechtsbildui^.  Sie  wird 
nur  selten  von  einem  Centralpunkt  aus  bestimmt  und  geleitet,  nur  aus- 
nahmsweise von  gemeinsamen  Reichs-  oder  fiundesgesetzen  gefördert ,  und 
ist  daher  nicht  so  einheitlich  als  die  römische  es  von  jeher  gewesen  und 
geblieben  ist.  Gewöhnlich  tritt  sie  in  particulären  Formen  ans  Licht. 
Während  des  spätem  Mittelalters,  vorzOglich  seit  dem  X.1V.  Jahrhundert, 
offenbart  sie  sich  in  der  reichen  Hannichfaltigkeit  besonderer  Stammeg- 
und  Standefreehte,  der  Landes-,  Lehen-y  Stadt-  und  Hofrechte.  Aber  zu- 
gleich läszt  sich  in  dieser  Hannichfaltigkeit  ein  gemei$uamer  nationaier 
Charakter  erkennen^  und  jene  Verschiedenheit  wird  uvi  dieser  Gemeinschaft 
des  Grundcharakters  willen  so  zur  Einheit  verbunden. 

In  der  neueren  Zeit  ist  der  particuläre  Zug  der  Reehtsentwicklung 
schwächer  und  die  damit  verbundene  unendliche  Mannich  faltigkeit  geringer 
geworden.  Die  Autonomie  und  Selbständigkeit  der  kleinsten  Glieder  ist 
theils  beschränkt  theils  aufgehoben,  und  es  sind  gröszere  Staaten  mit  we- 
sentlich gemeinsamer  Landesgesetzgebung  herangewachsen.  Dagegen  scheint 
der  Zug  nach  Gemeinschaft  und  Einheit  in  der  Fortbildung  des  deutschen 
Rechts  seit  etwa  einem  Jahrhundert  immer  mächtiger  und  einfluszreicher 
zu  werden.  Obwohl  es  noch  an  einer  gemeinsamen  Gesetzgebung  für  Deutsch- 
land fehlt,  so  hat  doch  vornehmlich  die  deutsche  Rechtswissenschaf t j  an- 
gelehnt anfangs  an  die  einheitliche  römische  Jurisprudenz,  spätw  auch 
selbständig  fortschreitend,  die  Fortbildung  im  letzteren  Sinne  gepfl^t,  und 
allmählich  durch  ihre  Arbeiten  und  ihren  EinDusz  auf  die  Praxis  das  Ge- 
meingut eines  gemeinsamen  deutschen  Rechts  erweitert 

Das  deutsche  Privatrecht  in  seiner  jetzigen  GestaU  und  Bedeutung  ist 
groszentheils  das  Werk  einer  noch  jungen  Wissenschaft,  ähnlich  wie  unsere 
nationale  deutsche  Sprache  das  Product  einer  dreihunder^ährigen  National- 
litteratur  ist.  Wie  diese  fortwährend  aus  den  mancherlei  Dialekten  Nahrung 
zieht  und  hinwieder  alle  Mundarten  verbindet  und  beherrscht,  so  bereichert 
sich  jenes  aus  den  verschiedenen  Particularrechtai  und  erfüllt  hinwieder 
diese  nut  ihrem  Geiste. 

I  ie  Wissenschaft  des  deutschen  Privatrechtes  ist  daher  in  einem  an- 
dern Sinne  eine  gemeinrechtliche  als  die  römische  Jurisprudenz  es  gewordai 
und  in  einem  freilich  immer  kleiner  werdenden  Theile  von  Deutschland 
heute  noch  ist    Dieselbe  ist 

1)  eine  Darstellung  des  nationcUen  deutschen  Grundcharakters  und  Geistes 
der  in  particulären  Formen  erscheinenden  Institute  und  Rechtssätze, 
und  überdem 

2)  das  System  derjenigen  wirklich  gemeinsamen  Institute  und  Rechts- 
regeln,  welche  nicht  auf  einer  fremden  Autorität  beruhen  und  Oberall 
unter  den  Deutschen  gelten,  wo  nicht  ausnahmsweise  besondere 
Rechtsquellen  eine  Abweichung  veranlaszt  haben. 

Auch  jener  erstere  Restandtheil  des  deutschen  Privatrechts  hat  practische 
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Gdhmgj  denn  inwiefern  es  die  besondern  Landesrechte  durchdringt,  lebt  es  in 
ihnen  nnd  seine  ErkenntniszObt  groszenEinOnsz  ans  auf  die  Handhabung  und 
Fortbildung  der  Landesrechte.  Der  letztere  Bestandtheil  ist  in  sichtbarem 
Wachsthum  begriffen,  indem  die  neuen  Rechtsgedanken,  welche  den  modernen 
Verhältnissen  und  Bedürfnissen  sich  anschlieszen,  groszentheils  sein  Gebiet 
Yergröszern  und  nur  selten  sich  einfach  unter  das  abgeschlossene  römische 
Red^t  unterbringen  lassen. 

*  Gerher,  das  wissenschaftliche  System  des  gemeinen  deutschen  Prirat- 
rechts.  Jeua  1846.  —  Reyscher,  die  Einheit  des  deutschen  Rechts  in  der 
ZeiUehriß  für  deutsches  Recht  IX.  S.  337  ff.  und  Begriff  des  gemeinen 
deutschen  Rechts,  in  derselben  ZeiUchrift  X.  S.  153  fi.  —  Tköl,  Einleitung 
in  das  deutsche  Privatrecht.  Götlingen  1851*  —  L  Rückerij  der  Begriff  des 
gemeinen  deutschen  Privatrechts.    Erlangen  1857. 

(Anm.  1.)  Die  Zeit  kann  und  wird  kommen,  wo  es  passend  sein  wird 
das  gesammte  Privatrecht,  ohne  Rücksicht  auf  die  noch  übliche  Trennung 
in  römisches  und  deutsches  Recht,  wieder  im  Zusammenhang  zu  behandeln. 
Gegenwärtig  aber  scheint  mir  diese  Verbindung  der  beiden  Disciplinen 
noch  nicht  rathsam,  da  wir  vorerst  noch  schärfer  unterscheiden  und  genauer 
sondern  müssen,  bevor  wir  wieder  richtig  verbinden  können.  Der  Begriff 
des  gemeinen  Rechts  oder  vielmehr  die  Erfüllung  dieses  Begriffs  ist  in  unserer 
Zeit  in  einer  offenbaren  Umwandlung  begriffen.  Vor  100  Jahren  galt  das 
römische  Recht  vorzugsweise  als  gemeines  Recht  von  ganz  Deutschland. 
Heute  schon  gilt  dasselbe  höchstens  in  einem  Drittheii  von  Deutschland 
ofBciel  noch  als  gemeines  Recht,  und  in  den  andern  zwei  Drittheilen  nur 
noch  in  Folge  seiner  wissenschaftlichen  Autorität  neben  andern  gesetzgebe- 
rischen nnd  wissenschaftlichen  Autoritäten  als  eine  Quelle  des  gemein$amen 
modernen  Rechts.  Es  ist  mit  Sicherheit  vorauszusehen,  dasz  das  römische 
Recht  innerhalb  eines  neuen  Jahrhunderts  auch  für  jenen  Drittheil  Ton 
Deutschland  die  Bedeutung  eines  gemeinen  Rechts  verlieren  wird.  In  dem- 
selben Verhältnisz  aber  wird  das  gemeine  deutsche  Recht  wachsen«  aber  zu- 
gleich die  römischen  Bestandtheile  in  sich  aufnehmen  und  verarbeiten. 
Dann  wird  allerdings  auch  die  Wissenschaft  des  deutschen  Privatrechts 
das  ganze  Recbtsgebiet  umfassen  müssen,  und  das  besondere  Studium  des 
römischen  Rechts  nur  zur  Vorbereitung  dafür  dienen. 

(Anm.  2.)  Versteht  man  unter  dem  Ausdruck  gemeines  deutsches  Recht 
nur  das  in  einer  einheitlichen  Form  (z.  B.  einem  Reichs-  oder  Bundes- 
gesetz) geoffenbarte  Recht,  so  kann  man,  yon  dieser  Formahforsteihmg  gelei- 
tet, consequent  zu  der  Behauptung  kommen,  dasz  die  Constitutionen  der 
Kaiser  Gonstantin  undJustinian  gemeines  Recht  seien,  auch  wenn  sie  nur  in 
MecklenburgAoeh  Gesetzeskraft  haben  sollten,  und  dasz  die  deutsche  Wechsel- 
ordnung nicht  gemeines  Recht  sei,  ungeachtet  sie  das  Werk  der  deutschen 
Nation  ist  und  in  ganz  Deutschland  gilt.  Wenn  man  dagegen  jenen  Be- 
griff wexentiich  faszt  als  das  der  deutschen  Nation  gemeinsame  Kedii  im  Gegen- 
satz  zu  dem  Recht,  das  fiur  dem  Barliadarlehen  einzelner  Stämme  oder 
Länder  angehört,  so  lösen  sich  jene  Miszversländnisse  leicht 
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Das  Terliiltalii  des  dsotseheii  Fritatreefats. 
I.   Zrai  rSBiMbeii  Baebt. 

Viele  dachten  sich,  das  gemeine  deutsche  Recht  erlange  erst  da  Gel- 
tung, wo  das  römische  Recht  schweige,  und  das Verhältnisz  sei  folgendes: 

a)  Regel:  römisches  Recht    Ausnahme:  Particularrecht 

b)  Wo  ein  Institut  dem  römischen  Recht  unbekannt  sei,  da  gelte  als 
Regel  gemeines  deutsches  Recht. 

Diese  Meinung  beruht  auf  Irrthum  und  MiszverstAndniu  und  musz 
endlich  aufgegeben  werden. 

Vorerst  ist  zu  erwügen,  in  welchem  Sinne  und  Um&ng  dieittfc^pctois 
de$  ramitehem  Rechu  stattgefunden  hat 

1.  In  der  Rlüthezeit  und  wahrend  der  Grösze  und  Macht  des  deutschen 
Reiches  fand  wohl  die  Idee  in  den  GemOthem  Zustimmung,  dasz  das 
römische  Reich  in  dem  deutschen  fortlebe  und  die  Herrschaft  der  Welt 
yon  den  römischen  Kaisem  auf  die  deutsdien  Könige  als  ihre  Nachfolger 
abergegangen  sei;  das  öffentliche  und  das  Privatrecht  aber  war  doch  fast 
ganz  natumal-deut$ch  und  nur  sehr  wenig  römisches  Recht  im  eigentlichen 
Sinne  bekannt  und  anerkannt 

2.  Von  dem  XIII.  Jahrhundert  an  wird  von  Italien  her,  auf  dessen 
üniyersitaten  das  Studium  des  wieder  entdeckten  Justinianischen  Gesetzes- 
werks mit  regem  Eifer  betrieben  wurde,  einige  Kenntnisz  des  römischen 
Rechts  auch  in  Deutschland  verbreitet  Der  Sachsenspiegel  zwar  ist  noch 
völlig  rein  von  diesem  neuen  Einflusz,  im  Schwabenspiegel  und  in  den 
folgenden  Rechtsbüchern  aber  beachten  wir  die  steigende  Autorität  der  rö- 
mischen „Meister''.  (§.  7  B.  2.)  Freilich  nicht  in  dem  spätem  Sinnsi 
dasz  daffi  ganze  Corpus  Juris  Geltung  erlangte,  sondern  nur  so ,  dasz  jene 
Autorität  in  einzelnen  Fällen  angerafen  und  geaditet  wurde,  und  die  her- 
gebrachten Institutionen  mit  Rücksicht  auf  die  römische  Jurisprudenz  einige 
Abänderang   oder  Umbildung  erlitten.    (1—3.)    Der  nationale  Charakter 


1.  JcAic»Ä*ew/>tt?^e/LaDdrecht  (Wackcroagel)  1:  darumbe  wll  man  an  disem 
baoche  lören  alle  die,  die  gerihtes  pflegen  sallen,  wie  si  ze  rehte  rihten  sfiUen  nach 
gotes  Villen,  als  manic  heiliger  man  die  in  der  alten  £  unde  in  der  niowen  6  rlhter 
wären  and  also  bant  gerihtet,  dat  si  mit  ir  gerihte  die  ewigen  rreude  haut  besezen. 

2.  Ebenda  c.  4  Zusatz:  nnde  darnmbe  beizet  dito  baoch  daz  lanCreht  buch, 
Tttde  daz  elliv  div  rebt  die  bie  an  gescbriben  sint,  daz  diu  vber  alli?  lant  reht  Tnde 
gewer  sint  nah  gesribenem  rebte  An  etwa  nah  der  guoten  gewonheit  Ton  den  keyseni 
ynd  von  den  kongeo  erworben. 

3.  Reichsabschied  von  1432;  da  gekündet  und  furgelegt  wurden  grozz  gebrechen» 
die  edel  und  unedel  von  des  keysers  hofgericht  beten  und  liden,  wan  von  alter  ge^ 
wonbeit  oft  und  dikke  danor  ungelich  gerichtet  und  ertailt  ward ;  und  umb  solch 
gebrechen  —  komen  über  ein»  —  daz  man  fürbatz  vor  des  kaisers  hofgericht  aller 
manniclichen  richten  solle  nach  Ituoig  und  keisem  seiner  vorfare  an  dem  romischen 
riebe  gesetzen  und  ire  geschriben  rechten!  (Unter  Ludwig  dem  Baier»  der  selbst 
ein  deutsches  Reehtsbuch  sammeln  liess.) 
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des  Rechls  war  noch  so  sehr  überwiegend,  dassf  dem  fremden  Einfluez 
nur  eine  Modipcatüm  de«  hmisomniiichen  Rechne  zugeschrieben  werden  kann. 

3u  Seit  der  Mitte  und  noch  entschiedener  seit  dem  Ende  des  XV. 
Jahriianderts  wendet  sich  die  jonge  deutsche  Wissenschaft  mehr  nnd  mehr 
dem  Stodiom  des  römischen  Rechtes  zu ,  und  die  Erforschung  und  wissen- 
schaftliche Fortbildung  des  einheimischen  Rechtes  wird  yon  den  Rechts- 
gdebrten  gSnzlich  yemachlfissigt  Die  auf  den  italienischen  und  französi- 
schen ,  dann  auch  auf  dm  deutschen  Universitäten  gebildeten  Doctoren  der 
Rechte  vertreten  in  der  Wissenschaft,  in  den  Rftthen  und  in  den  Gerich- 
ten vorzugsweise  die  Autorität  des  römischen  Rechtes,  wie  dasselbe  näher 
in  dem  Corpus  Juris  geschrieben  war  und  von  den  Glossataren  und  der 
SchuU  damals  verstanden  wurde.  Der  Widerspruch  der  ungelehrten  Ritter 
und  Schöffen  (4.)  war  ein  ungenügender  Damm,  die  abweichenden  Ge- 
wohnheiten der  Bürger  aber  und  vorzüglich  die  der  Bauern  wurden 
groszentheüs,  soweit  die  Macht  der  Gelehrten  reichte,  miszachtet.  In  dem 
1495  gegründeten  Reichskammergerichte,  welches  angewiesen  wurde,  nach 
,fdes  Reichs-  und  gemeinen  Rechten  zu  sprechen'*  (5.  6.),  hatten  die  Doe- 
toren  das  Uebergewicht  der  Intelligenz.  Das  national-deutsche  Recht  wurde 
zwar  weder  aufgehoben  noch  ausgeschlossen,  sondern  war  in  jenem  Aus- 
drucke inbegriffen.  Aber  die  gelehrten  Richter  kannten  es  nicht  näher 
und  achteten  es  wenig,  am  ehesten  noch  wenn  es  sich  unter  römischen 
Worten  verbarg« 

4.  Allmählich  ging  so  durch  die  Wissenschaft  und  die  von  ihr  geldtete 
GerieMtpraxis  die  Reception  des  römischen  Rechtes  als  eines  gemanen 
Rechtes  vorzüglich  seit  dem  XVI.  Jahrhunderte  vor  sich.  Man  fing  an  das 
römische  Recht  nicht  blosz  als  wissenschaftliche  Autorität  und  als  das  höchsi 
gebildete  und  vernünftige  Recht  (ratio  scripta)  zu  beachten  und  zu  verehren, 
sondern  der  Gesetzgebung  Justinians  eine  legale  Autorität  zuzuschreib«}« 
wie  wenn  der  griechische  Kaiser  sie  für  das  zukünftige  deutsche  Reich 
erlassen,  oder  der  deutsch-römische  Kaiser  und  das  Reich  sie  als  deutsches 

4.  Beschwerden  der  BaierUchen  RitUreckaft  von  1409.  In  Judicibus  intoleni- 
bilis  error.  Non  enim  eiiguntar  Judices  more  anliquo,  sed  malt!  Juris  RomaDi  pro- 
Tessores,  paoci  magistratus,  nobiles  alque  provinciales.  ~  Cum  Jas  municipale  ser^ 
TindaiD  Sit,  et  antlqüe  consuetudittes  pro  legibus  habende  sint,  fit  ut  multa  bis 
eoDtraria  flant,  ande  deeeptionea  errores  et  turbe  orluntur.  Uli  enlm  Juris  proreasores 
noBtrom  morem  ignorant,  nee  etiam  si  sciant,  illls  nostris  conauetudioibus  quicquam 
tribuere  voIudL 

5.  OrdrtMing  des  Hammergerichte  Ton  1495  g.  3.  Item  die  all  (Kammerricbter 
und  Beisitzer]  sollen  —  lu  den  Hejligen  acbweren,  —  nach  des  Reychs  und  gemeinen 
Rechten,  auch  nach  redlichen,  erbarn  und  leydlichen  Ordnungen,  Statuten  und  Ge«- 
woDhejteD  der  Fürstentbumb,  HerrschaflTten  und  Gerieht,  die  für  87  bracht  werden, 
dem  hoben  und  dem  njdero  —  gleich  zu  richten. 

ft.  ReiehehofraiheordnwMg  I.  g.  15.  Unser  PrSaident  and  Reichshof rüthe  sollen 
^  die  Wahlkapitulation,  Reichsabschied  —  wie  auch  Jedes  Stands  Lands  Orte  und 
Gerichts- Pri vi legia,  gute  Ordnungen  und  Gewohnheiten,  und  im  Mangel  derselben 
die  Kayserliche Rechten  und  rechtmiszige  Ohaervationes  und  Gebrauch  in  acht  nehmen. 
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R^chsgesetz  (lex  scripta)  Yerkandigt  hfttten.  Im  XVI.  und  besonden  im 
XVIK  Jahrhunderte  erreichte  diese  bfinde  und  knechtische  Unterwürfigkeit 
der  Gerichte  unter  ein  fremdes  Gesetzbuch,  welches  dem  Volke  selbst  schon 
um  seiner  Sprache  wiOen  unbekannt  blieb,  den  tiebten  Grad.  Es  kam  so 
wdt,  dasz  es  in  manchen  Bezidiungen  zwei  Rechte  gab,  1)  ein  gäekrtei 
in  den  Geriehtaiftben  geUende$^  nach  welchem  die  Parteien,  wenn  sie  das 
Unglück  eines  Processes  hatten,  gerichtet  wurden,  das  sie  aber,  wenn  de 
selber  nicht  gdehrte  BiMung  hatten,  weder  vor  dem  Procesz  kannten  und 
häufig  auch  nach  demselben  nur  in  seiner  Macht,  aber  nicht  in  seinem 
Geist  und  Zusammenhang  yerstanden,  das  Qberdem  nur  in  lateinische 
Sprache  ausgedrückt  war;  und  2)  ein  in  der  Volkssitte  und  in  dem  an- 
gewurzelten und  herkömmlidien  Rechtsgefühle  des  Volkes  begründetes 
und  in  den  realen  Verhältnissen  friedlich  fortlebendes  den  Betheiligtm  ver- 
8$ändliches  VoUarechi^  von  dem  die  Richter  nichts  wusztai  noch  wissen 
woUten.  Die  allmähliche  Aufnahme  des  römische  Rechtes  hat  zwar  auch 
auf  das  Volksrecht  einen  fort-  und  umbildenden  Einflusz  geübt,  aber  lange 
nicht  in  so  groszem  Umfauig,  wie  eine  pedantisch  betriebene  Wissenschaft 
vorauszusetzen  schien. 

5.  Seit  der  Mitte  des  XVIU.  Jahrhunderts  und  vorzüglich  im  XIX. 
Jahrhundert  nimmt  eine  en^^engesetzte  Richtung  an  Stärke  und  Erfolg 
zu.  (7.)  Die  legale  Autorität  des  Corpus  Juris  ward  in  grossen  deutschen 
Staaten  (in  Preussen  und  Oesterreich)  durch  die  Gesetzgebung  aufgehoben 
(8.  9«)  und  überdem  durch  die  Fortschritte  der  Wissenschaft  beschränkt 
und  erschüttert.  Die  Rechtsphilosophie  und  Rechtsvergleichung  enthüllt  die 
Wahrheit,  dasz  wenn  auch  das  römische  Recht  allerdings  eine  welthistorische 
und  bleibende  Redeutung  habe,  doch  nicht  dem  ganzen  Inhalt  des  Corpus 
Juris  für  alle  Zukunft  das  Ansehen  eines  geschriebenen  Vemunftrechts  zu- 
gestanden werden  dürfe.  Die  historische  Erkenntnisz  des  Rechts  lehrt  das 
römische  Recht  in  antikem  römischen  Geiste  verstehen ,  und  indem  sie  viele 
Miszverständnisse  der  Glossatoren  und  der  ihnen  nachfolgenden  Praxis  auf- 
deckt, zeigt  sie  zugleich,  wenn  auch  zuweilen  wider  Willen,  wie  grosz 
die  Kluft  sei  zwischen  dem  reinen  römischen  Rechte  und  dem  Rechtsgefühl 
und  Rechtsbedürfnisz  der  Gegenwart,  und  wie  unnatürlich  es  wäre,  die 
kleinern  Irrthümer  der  frühem  Romanisten ,  in  denen  oft  ein  Stück  wahren 


7.  Codex  M€Ufimüiaiuu9  Bavanctu,  I.  2.  §,  9.  Das  rdmiscbe  Recht,  welches 
iwar  ursprünglich  nur  deo  Römern  gegeben,  hernach  aber  auch  in  andern  und  son- 
derbar in  Teatschland  and  hiesigen  Landen  efngefahrt  worden,  soll  in  Sachen, 
welche  etwann  durch  einheimisches  Recht  nicht  genug  bestimmt  sind,  auf  schick- 
liche and  thanliche  Yftiat  zur  Uüire  gebraucht  werden. 

8.  Binfahrangrspatent  des  Freunüchen  Oetetzbuck^  g.  1:  Das  gegenwärtige 
Gesetzbuch  soll  an  die  Stelle  der  in  Unseren  Landen  bisher  aufgenommen  gewesenen 
Eämiscben,  gemeinen  Sachsen-  und  andrer  fremden  subsidiarischen  Rechte  und  Ge- 
selM  treten« 

9.  f^erkändignng  des  ötterreichieehen  099eHhn€h§\  Dadurch  wird  das  bis  jetzt 
aogenommene  gemeine  Redil  ^  ausier  Wirksamkeit  gesetzt. 
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dnheiniisdlien  Rechtes  eingeschlossen  und  Terborgen  irar,  zu  zerstören, 
nnd  den  Bauptirrthcun  der  legalen  Autorität  des  Corpus  Juris  und  der 
neuen  Einfahrung  eines  antiken  Rechtes  aufrecht  zu  halten.  Die  neue 
Wissenschaft  des  deutsehen  Privearechis  endKch  irttcbst  auf,  lehrt  das  noch 
im  Leben,  mehr  als  man  lange  wuszte,  fortgepflanzte  nationale  Recht 
wieder  erkennen  und  ehren,  und  beachtet  mit  Aufmerksamkeit  die  Fort- 
entwicklung des  Rechts  im  Zusammenhang  mit  dem  modernen  Verkehr 
und  modemer  Lebensweise.  Die  Wissentehaft  wirkt  hinwieder  auf  die 
Praxis  und  die  Gesetzgebung  ein :  und  wir  sehen  auf  die  frOhere  aümäh- 
Uehe  Becepiion  des  römischen  Rechts  (10.)  eine  aUmähliehe  Ausscheidung 
und  iurückdrängung  der  fremdartigen  und  unpassenden  Restandtheile  des- 
selben folgen^  und  damit  die  Wiederbelebung  und  Erweiterung  des  natio- 
nalen und  modernen  Rechts  Hand  in  Hand  gehen.  Diese  Richtung  nimmt 
unverkennbar  zu  und  hat  ihren  Höhepunkt  noch  nicht  erreidit. 

6.  Ueber  das  jetzige  Verhältnisz  des  deutschen  Rechtes  zum  römischen 
lassen  sich  daher  folgende  Sätze  aussprechen: 

1)  Eine  Vermuthung  für  die  Anwendbarkeit  des  römischen  Rechtes 
besteht  nicht. 

2)  Dem  Corpus  Juris  kommt  nicht  die  Redeutung  eines  für  Deutsch- 
land erlassenen  Gesetzbuches  zu. 

3)  Bei  jedem  Institute  ist  vorerst  zu  untersuchen,  ob  es  wirklich  in 
der  römiscA^  Fassung  recipirt  worden  sei.  DieReception  ist  nicht  tiberall 
gleichmäszig  vor  sich  gegangen,  und  auch  nicht  in  allen  den  Fällen  zur 
Wahrheit  geworden,  wo  die  Theorie  (wie  z.  R.  in  der  Lehre  von  den 
Peculien)  eine  Zeitlang  darüber  einig  schien.  Nur  wo  die  Reception 
udrklich  stattgefunden  hat  oder  wo  sie  auszerdem  darum  begründet  erscheint, 
weil  die  Lehre  des  römischen  Rechts  mit  der  Natur  der  Sache  uberevn- 
slimtnty  und  als  eine  OfTenbarung  des  gemeinen  menschlichen  Rechts  betrach- 
tet werden  kann,  hat  dasselbe  noch  auf  Geltung  Anspruch. 

4)  In  vielen  Fallen  ist  nur  scheinbar  römisches  Recht  recipirt,  in 
Wahrheit  aber  das  einheimische  Recht  in  der  Darstellung  des  römischen 
Rechts  unta'gebracht  und  in  die  Terminologie  der  Römer  eingekleidet 
worden.  Unter  dieser  Voraussetzung  musz  man  sich  davor  hüten,  jenes 
scheinbar  römische  Recht  durch  das  besser  erkannte  reine  römische  Recht 
zu  verdrängen  und  eher  das  unpassende  römische  Kleid  durch  ein  passen- 
deres deutsches  ersetzen. 

5)  Auch  da  ist  das  römische  Recht  nicht  mehr  anzuwenden,  wo  das- 
selbe zwar  eine  Zeitlang  aufgenommen,  aber  durch  die  Gesetzgebung  oder 
durch  die  neuere  Rechtsbildung  überhaupt  wieder  verdrängt  worden  ist« 

Im  allgemeinen  lässt  sich   sagen:    die  Anwendbarkeit   des  römischen 

10.  Thifl  a.  a.  O.  S.  166:  Das  römische  Reebt  ist  durch  Anwendung  unser 
Kecht  geworden.  Der  Zustand  der  Reeeption  ist  kdn  fertlgar»  wie  er  es  auch  nie 
war,  noch  fortwihrend  wird  reeipirt  und  ausgeetoasen. 


B  BteMm^   Gar.  h   Matar  im 

Rechtet  Ueilit  da  gendiert,  wo  ihwclbe  äRgmnn  mm$eUkke  mi  bUibmie 
RechUwakrkeüm  geoflenbert  hat,  oiiniiit  aber  da  ab,  ivo  das  Ansdiea 
deneibeo  nur  auf  den  IrrtbOmern  der  Wusenschaft  und  der  Beschrftokt- 
beit  der  Praxis  berabt  Im  eiinefaieQ  kam  nmi  QbersicfaÜich  behaiq[ileD: 
Auf  dem  Gebiele  des  PerwneD-,  Familien-  and  des  Sachenrecht^^iemcht 
das  deuUehe,  moi  dem  des  (Nibgalionenrecbts  mit  Ansnabme  des  Handds- 
reehfti,  welches  grösztentfaeils  modern  europäisch  isl,  das  rSmitckt  Recht 
TOT.    Das  Erbrecht  ist  sehr  gemischt  aus  beiderki  Elementen. 

*  nSi,  a.  a.  O.  §.  25  o.  69.  —  XL  ihtrmg,  Geist  des  römischen  RechU« 
3  Binde.  Leiptig  1853  a.  185..  —  C.  Ä.  SümUt,  der  principielle  Unter- 
schied swischen  dem  römischen  und  germanischen  Recht  1.  Band. 
Schwerin  1853.  —  G.  Lens,  Ueber  die  geschichtliche  Entstehung  des  Rechts« 
Greifsw.  1854.  ^  Eimareh,  Römisches  und  germanisches  Recht  in  d.  allg. 
Monatssch.  bec  1853.  —  KmUxe,  Das  römische  und  deutsche  Recht  in  der 
Gegenwart;  in  der  K.rit  Ceberschau  II.  Nr.  7.  —  F.  v.  Hakm,  Die  materielle 
Uebereinstimmnng  der  römischen  und  germanischen  Rechtsprincipien.  Jena 
1856.  —  iL  Stnuing,  Ulrich  Zasins,  ein  Beitrag  lur  Geschichte  der  Rechts- 
wissenschaft im  Zeitalter  der  Reforoution,  Basel  1857,  und  daxa  BhaUtchU 
in  der  Krit  Ueberschau  Vi.  Nr.  4.  Eine  historische  Untersuchong  über 
die  Reception  des  römischen  Rechts  in  Deutsehland  in  der  x weiten  Hälfte 
des  XVten  und  im  XVIten  Jahrhundert  wäre  eine  würdige  Preisaufgabe 
für  eioe  Akademie. 

11  YerhilUiisi  lu  andern  fremden  Bechten. 

1.  Das  canonische  Recht  ist  später  entstanden  als  das  römische,  aber 
früher  als  dieses  in  Deutschland  anerkannt  worden,  (1.)  im  Znsammen- 
bang  mit  der  von  Rom  ans  geleiteten  kirchlichen  VerCassung  und  Lehre. 
Auf  romischrechtlicher  Grundlage  aufgmchtet,  hat  es  doch  vielfoch  die 
germanischen  Rechtsansichten  des  Mittelalters  berücksichtigt  und  sich  den- 
selben angeschlossen.  Im  Hittelalter  wurde  die  Herrschaft  desselben  über 
seine  natürlichen  Gränzen  hinaus  erstreckt;  durch  die  Reformation  aber 
seine  legale  Autorität  für  die  protestantische  Bevölkerung  aufgehoben.  Die 
neuere  Zeit  hat  die  Tendenz  >  schärfer  zwischen  Kirchlichem  und  Welt- 
lichem zu  sondern,  die  Geltung  des  canonischen  Rechtes  nur  innerhalb 
des  rein  kirchlichen  Bereiches  zuzulassen,  und  alle  privatrechtlichen  Imti" 
tute,  auch  wenn  dieselben  eine  religiöse  Seite  haben,  wie  die  Ehe,  durch 
die  staatliche  Gesetzgebung  zu  ordnen. 

2.  Die  Bedeutung  des  langobardiMeken  Rechts  für  das  Lehenswesen  ist 
nun,  wie  dieses  selber,  groszentheils  veraltet. 


1.  Sehwaberupiegel  4:  uode  st£t  ouch  an  disem  baoche  keiner  slabte  lantreht 
Doch  löhenreht  noch  arteil  —  wan  als  ei  von  rehte  von  romischer  pfahte  her  ist 
komen,  unde  als  ez  die  pSbeste  se  Iren  coDCjUeii  üf  habeat  gesait,  vnde  die  keiaer 
ande  die  künlge  xe  Iren  h6?eD,  oDde  als  die  Meistere  durch  ir  liebe  üs  decr^ten 
ande  ox  derrefalen  habeot  gezogea  ande  geseiet  uode  gemacbet  hSnU  Wan  üs  den- 
selben zweien  buocben  nimt  man  alUu  dia  rebt  die  geistlich  sint. 
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3.  Eine  grOszere  Bedeatung  haben  andere  muere  Rechte  fremder  Natio- 
nen. Es  läszt  sich  nicht  verkennen  dasz  die  moderne  Rechtsbildnng  der 
diristhcbai  Nationen  in  Europa  und  Amerika  in  einem  innern  Zusammen- 
hange steht.  Diese  Rechte  alle  haben  in  römischen  und  in  germanischen 
Rechtsideen  und  Instituten  gemeinsame  Wurzeln,  und  indem  sie  mit  den 
Bedürfnissen  der  Jahrhunderte  fortschreitend  die  Verhältnisse  menschlich 
nehmen,  auch  einen  gemeinsamen  menechUchen  Charakter.  Diese  (Gemein- 
schaft der  Rechtsbildung  wird  zuerst  im  Handelsrecht  offenbar,  aber  zeigt 
sich  auch  in  manchen  andern  privatrechtlichen  Verhaltnissen.  Das  beson- 
dere Nationale  der  Entwicklung  erscheint  dann  dieser  modernen  mensch- 
lichen Gemeinschaft  gegenüber  ganz  ähnlich  wie  die  particuläre  Rechtsbil- 
dung gegenllber  der  gemeinen  deutschen.  Auf  das  deutsche  Recht  hat  in 
dieser  Beziehung  vorzflglich  das  nahe  verwandte  französische  Recht  einen 
erheblichen  Einflusz  geübt  Diese  Einwirkung  aber  gleichzeitig  lebender 
Rechte  des  Auslandes  musz  von  der  Wissenschaft  des  deutschen  Privatrechts, 
welche  die  ganze  moderne  Fortbildung  unseres  Rechtes  umfaszt,  mit  in  den 
Bereich  ihrer  Forschung  und  Beachtung  gezog^  und  darf  keinen  andern 
Disdplinen  überlassen  werden. 

§5. 

III.  Verhiltnisx  zu  den  Paiiicnlarrechten. 

Es  läszt  sich  sehr  oft  nicht  sagen:  Bis  hieher  gemeines  deutsches,  von 
da  an  besonderes  Particularrecht.  Der  Gegensatz  ist  ein  flieszender,  und 
häufig  ist  jenes  in  diesem  und  dieses  in  jenem.  Es  erklärt  sich  das  aus 
dem  Charakter  des  deutschen  Rechts.    (§.  2.) 

Das  gemeine  deutsche  Recht  ist  daher  nicht  immer  ein  einheitUehes 
und  gleiehgestaltiges ,  senden  nimmt  in  den  einen  Ländern  diese  und  in 
anderen  jene  Gestalt  oder  Farbe  an.  Eben  so  wenig  ist  seine  Ausdehnung 
flberall  eine  ^eichmäszige.  Sein  Einflusz  und  seine  Anwendbarkeit  reichen 
in  den  einen  Ländern  weiter,  in  den  andern  sind  sie  beschränkter.  Ferner 
ist  sein  Verhältnisz  zu  den  verschiedenen  Partieularrechten  dn  verschiedenes. 
Die  einen  sind  in  höherem  Grade  von  seinem  Geiste  eingenommen  und 
beherrscht,  und  fördern  hinwieder  sein  eigenes  Wachsthum  mehr  als  die 
andern.  Ueberdem  ist  der  ZusamoMnhang  und  die  Wechselwirkung  des 
gemeinen  und  des  particularen  Rechteste  nach  der  Art  der  Institute  hier 
gröszer  und  reicher,  dort  geringer  und  spärlicher.  Zuweilen  ist  das  Par- 
tienlarrecbt  Einer  Stadt  —  wir  erinnern  an  Lübeck  —  für  das  gemeine 
Recht  wichtige  geworden,  als  das  mancher  deutscher  Länder  zusammen- 
genommen. 
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Zweites  CapiteL 

Von  dtn  RechUqaellen. 

§.6. 
I.    DtB  Gewobokeitorecht  (Yolksrecht). 

Die  Alteste  Form,  in  welcher  das  Recht  erkennbar  zn  Tage  tritt,  ist 
die  GewoknkBÜ.  (1.)  Anfänglich  ist  fast  aHe  Rechtsbildang  jung^  Völker 
gewohnheitsrechtlich;  nnd  sie  geht  mt^ewusxt  vor  sich,  fthnUdi  wie  ja  auch 
in  der  Kindheit  der  Menschen  das  nnbewoszte  Seelenleben  vorherrscht. 
Die  natürlichste  Fortbildung  des  Privatrechtt  geschieht  ebenso  dorch  das 
Crewoknheitirecht.  Es  erwachst  gleichsam  aus  den  thatsftchlichen  Verhtit- 
nissen,  in  welche  Personen  zu  den  Sachen  und  zu  einander  kommen,  und 
schlieszt  sich  an  diese  an,  indem  es  als  deren  sittliche  und  feste  Ordnung 
sichtbar  wird. 

Das  Gewohnheitsrecht  beruht  nicht  auf  dem  Will^  des  Gesetzgebers 
noch  auf  dem  Willen  des  Volks,  wie  denn  überhaupt  das  meiste  Privat- 
recht  nicht  durch  den  WUUn  der  Menschai  erzeugt  wird.  Die  Gewohn- 
heit gilt  vielmehr  nur  insofern  als  Rechtsqudle,  als  sie  nicht  wiükürUeh 
erscheint,  als  sich  in  ihr  die  höhere  Autorüäi  des  SoUens  kund  gibt 

Zwei  l^omente  müssen  zusammentreflen,  damit  in  Form  der  Gewohn- 
heit Recht  gebildet  werde,  ein  reales,  leiblichem  und  ein  ideales^  geistiges. 

1.  Das  reale  Moment  zeigt  sich  in  der  Offenbarung  der  Gewohnheit 
selbst,  d.  h.  in  dem  sichtbaren  Erscheinen  derselben  in  gleichartigen 
Rechtshandlungen  und  Geschäften  oder  in  der  festen  Natur  der  Aussem 
Verhältnisse.  (Natur  der  Sache.)  Das  „Herkommen**  weist  auf  aUe  un- 
vordenkliche Tradition  hin,  die  Oburvanz  überdem  innerhalb  eines  engem 
Kreises  oder  Standes,  (2.  3.)  die  „Uebung^  (usanee)  dagegen  auf  nAher 
liegende  Aeuszerungen  der  letzten  Vergangenheit,  welche,  zumal  wenn 
neue  Verhältnisse  sich  gebildet  haben,  unter  Umständen  wie  jenes  auf 
Beachtung  und  Geltung  Anspruch  haben.  Eine  bestimmte  Zahl  von  Fällen 
oder  eine  bestimmte  Zahl  von  Jahren  läszt  sich  nicht  angeben  (4.  5.); 
vielmehr  sind  die  Umstände  nach  vernünftigem  Ermessen  zu  prüfen. 

1.  Schwabentpiegel  40.  goot  gewanbelt  ist  als  guot  als  geschrieben  reht. 

2.  Sttoigny,  System  L  $•  ^ü.  Obsenwni  beseiclinet  nur  das  partieuläre  Ge- 
wohnbeitsrecbt  eioer  begrftoiien  Classe  von  Personen,  x.B.  eines  bestimmten  Standes 
oder  auch  der  Mitglieder  einer  Corporation. 

3.  Erk.  des  Ob.-Appell.-Ger.  Lübeck  in  SeuferVt  Archiv  IT.  94.  Ein  erlia- 
terndes  Beispiel,  dasz  da,  wo  ein  Contractsverhältnisz  besteht,  auf  das  Herkömmliehe 
und  Observanzmisiige  Torxagliehe  Rttekslcht  genommen  wird,  geben  — die LehenboCi» 
Observanzen  an  die  Hand,  als  welche  bekanntlich  in  den  das  privatrechtliche  Ter* 
httlinisz  zwischen  dem  Lehenherrn  and  dem  Vasallen  betreffenden  Punkten  nicht  nur 
vor  den  allgemeinen  Lehensgesetzen,  sondern  auch  vor  den  nicht  bestimmt  prohi- 
bitiven  Territorialgesetzen  den  Vorzug  haben.  (In  einem  Procesz  über  das  Recht  des 
ältesten  Bauemsohns  als  Maier  in  das  Gut  zu  succediren.) 

4.  LoyteU  Inst  Coutum.  V.  lt.  Une  fois  n*est  point  Coutume.  ffillebrmndi 
D.  R.  8.  Einmal  ist  keine  Gewohnheit. 
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Sl  Das  ideale  Moment  ist  das  Gefühl  oder  ßeuousztsein  rechtlicher 
Geltung,  sei  es  im  Volke,  wenn  die  Gewohnheit  eine  aügemeiney  sei  es 
onter  einzelnen  Classen  der  Bevölkerung,  z.  B.  den  Kaufleuten,  wenn  sie 
ane  bestmdere,  einem  engeren  Lebenskreise  oder  Berufe  angehörige  ist. 

Die  Gewohnheit  musz  eine  gute,  d.  h.  nicht  unsittliche,  und  eine 
vernünftige  sein.  (6 — 9.)  Darüber  aber,  was  gut  und  vernünftig  sei, 
entscheidet  nicht  die  individuelle  Ansicht  des  vieUeicht  schärfer  blickenden 
Richters,  sondern  die  gemeine  Meinung  des  Volks. 

Der  Richter  sollte  das  Gewohnheitsrecht  kennen.  Da  ihm  aber  bei 
onsem  Culturzuständen  und  unserer  Gerichtsverfassung  solche  Kenntaisz 
oft  abgeht,  haben  die  Parteien  ein  Interesse,  ihm  dasselbe  zu  weisen  und 
klar  zu  machen.    Als  Hülfsmittel  für  diese  Kunde  dienen: 

1)  die  Ausprägung  des  (lewohuheitsrechts  in  Recktssprichwörtern, 

2)  die  Aufzeichnung  desselben  durch  die  Privatarbeiten  der  Rechtskun- 
digen (Rechtsbüeher), 

3)  die  Aufzeichnung  unter  öffentlicher  Autorität  (  Weitthümer,  Cautumei), 

4)  Zeugnisse  erfahrener  Männer  und  Berichte  der  Kundigen. 

5)  die  obrigkeitliche  Sanction  desselben  in  Edicten  und  Gesetzen,  wodurch 
das  Gewohnheitsrecht  aber  meistentheils  in    obrigkeitliches   oder  Ge- 

setzesrecht  umgewandelt  wird, 

6)  die  ^erieAf/»eAe  Bekundung  desselben,  wodurch  dasselbe  zum  Gerichts' 
gebrauch  erhoben  wird, 

*  (?.  F.  Puehta,  das  Gewohnheitsrecht  Erlangen  1828.  1837.  —  Besdtr» 
Volksrecht  und  Juristenrecfat.  Leipiig  1843.  Brinkmann,  das  Gewohnheits- 
recht im  gem.  Givilrecht  Meidelberg  1847.  J.  Fr.  Eisuvihari,  Grandatze 
des  deutschen  Rechts  in  Sprichwörtern.  Leipzig  1792.  Regstem-  in  d. 
Zeitsch.  f.  D.  R.  V.  S.  189  ff.  Sachsse,  ebenda  XV.  S.  87  fiT.  Die  französi- 
schen Recbtssprichwörter  (zu  grossem  Theile  germanischen  Inhalts)  sind 
bearbeitet  von  Loyiel,  inst,  coutumi^res  (Neue  Ausgabe  von  Duptn  und  La- 
houiaye,     Paris  18560     Zu  Vorarbeiten   für  eine   ähnliche  Bearbeitung  der 
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Die  Beurtheilang,  ob  etvas  bMofig  oder  vielfach  geäbt  worden,  ist  sehr  von  dem 
Gegensfand,  seiner  VerSDderli«hkeit  oder  StUUgkeit,  sowie  überhaopt  von  den  Dm- 
ständen  abhängig.  Es  ist  sogar  eine  sehr  herrschende  Ansicht  gewesen,  dasz  schon 
zwei  Falle  den  Beweis  eInerGewohnheit  liefern  können.    Vgl.  Nr.  292.  293,  255,  256. 

6.  Schwabempiegel  40-  Guotiu  gewanheit  unde  rehtiu  gewanheit  daz  ist  diu, 
dia  wider  geistlich  reht  niht  enist  ande  wider  gotes  bulde  noch  wider  manlichen 
Iren  noch  wider  menscbncher  gewizen  noch  wider  nienschlichen  triuwen  noch  wider 
die  siligkeit  der  sSlen. 

7.  Rechtsspruch  des  Ob.-Appell.-Ger.  von  Lübeck^  bei  Seujferi  Arch.  I.  Nr. 
a07  (vgl.  Nr.  309).  Um  eine  Gewohnheit  wegen  ihrer  Eigenschart  als  irrationabilis 
für  ungültig  zu  erklären,  ist  keineswegs  hinreichend,  dasz  das  positive  geschriebene 
Recht  ein  anderes  Princip  hat,  sondern  Jene  Ungültigkeit  tritt  nur  dann  ein,  wenn 
die  Gewohnheit  an  sich  unmoralisch  oder  gemeinschädtich  ist. 

8.  Hillebrand  D.  R.  9.:  Miszbrauch  ist  keine  Gewohnheit. 

9.  HüUhrand  D.  R.  10:   Hundert  Jahr  Unrecht  ist  noch  keine  Stunde  RechL 
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dflotsch^n  RechUsprichwörter  hat  die  Preisas^be  4er  MOaehner  Jorjfteii- 
lacoltit  von  1858  aogeregt  Seither  hahen  wir  eine  reiche  Sammliuig 
,J)eiit8cheRecht8sprichwörter'^Toii  Dr.  J.  IL  Hillebrand  erhalten.  Zarich  1858. 

(Anm.)  Die  neuere  Physiologie /"Conu;  hat  naher  ermiUelt,  mit  welch 
rapider  Schnelligkeit  die  neu  geiengle  noch  YöUig  unbewosite  Menschen- 
seele  im  Mutterleib  ihren  Körper  baat,  wie  Tiel  langsamer  mit  erhöhtem 
Wachsthum  des  gebornen  Menschen  jede  organische  Neubildang  vor  sich 
gebe ,  wie  im  reifen  Menschen  nur  noch  als  Erhaltung  des  Körpers  —  nicht 
mehr  als  Erweiterung  —  die  fortgesetzte  Erneuerung  des  Organismus  sich 
bewähre.  Ganz  analoge  Phasen  lassoi  sich  in  dem  Gewohnheitsrecht  nach- 
weisen, in  der  ersten  Zeit  entsteht  massenhaft  und  Qberaas  rasch  eine 
gmae  Küe  wm  Gewohmkeitireehi,  Wie  aber  alle  Verhiltnisse  reifer  und 
fester  werden,  so  nimmt  auch  die  producCive  Kraft  der  Gewohnheit  ab  und 
wird  nur  noch  in  einzelnen  neuen  Erscheinungen  (man  denke  an  die 
Wechsel  und  an  dieActiengesellschafteD)  sich  kund  geben,  luden  übrigen 
Lebenskreisen  hat  es  nur  noch  die  Bedeutung  sUUr  Erhaltung  durch  wwr- 
müdHche  Emtuenmg. 

§.7. 
11.    Das  Recht  der  WisseDScbaft  (Jaristenrecht). 

Das  Juristenrecht  ist  für  Deutschland  eine  der  wichtigsten  und  ergiebigsten 
Rechtsquellen  geworden:  und  nicht  erst  in  neuerer  Zeit,  seitdem  eine  gelehrte 
Jurisprudenz  aufgekommen  ist  Die  groszen  Rechtsbflcher  des  Mittelalters 
sind  freie  Werke  damals  lebender  Rechtskundiger,  und  haben  aof  Jahr- 
hunderte hm  eine  gesetzähnliche  Autorität  erlangt    (1.  2.)    Die  Aufiiahme 

t.    £xM^  von  Hepg^ow.    Yorrede  des  SaehtetmpiegeU, 

Srer  sich  rechtes  Yefsteit, 
Wem  lieb  weme  leit. 
Rechte  spreche  her  unde  Tare 
an  rechte  her  nemanne  an  spare- 
Srer  buicD  mlDe  lere  gat« 
her  spricbet  lichte  des  er  laster  hat.  ^ 
STer  an  disem  Buche 
Trage  rede  sacke* 
Ob  Ime  dar  an  icht  roissehage, 
des  ne  tu  er  fu  band  necbeine  clage. 
nnde  wege  de  sacbe  an  sniem  sfaine 
na  dem  rode  und  na  deme  beginne 
Unde  eryrage  sich  mit  wisen  Iflten 
de  die  Wahrheit  kännen  bedalen. 
Und  ouch  haven  die  siete. 
Das  se  recht  sin  da  mite; 
Ob  er  an  in  dan 
ein  rechtere  Irraren  kan. 
Ich  rate  ime  dai  er  alebalde 
sich  dar  an  gehalde.  — 

Groz  angfst  get  mich  an; 

ich  Yorcble  sere,  daz  manich  man 
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• 

des  rdmisdieii  Redites  In  Oeatsdihnd  und  die  eigenthOmKehe  Behandlung 
des  neoern  Pandectenrechtes  ist  vornehmlich  der  Autorität  der  gelehrten 
Jiinsten  zuzuschreiben.  (3.)  Aber  audi  die  Wiederbelebung  des  deutschen 
Becbtes  ist  wesentlich  das  Werk  der  deutschen  Rechtswissenschaft. 

Das  entscheidende  Moment  liegt  auch  hier  nicht  in  diem  Willen  der 
Juristen  -—  sie  wollen  nur  das  Recht  erkennen  und  darsteflen,  nicht  neues 
Recht  erzeugen  —  wohl  aber  in  der  Äirtorität  der  Juristen.  Wie  die 
Wissenschaft  das  Recbtsbewusztseln  aufklart  und  erwettert,  so  Obt  sie  auch 
Autorität  aus,  und  wie  die  Juristen  einer  Zeit  die  Rechtsordnung  verstehen, 
9o  wird  sie  auch  um  ihrer  Autorität  willen  groszentheils  und  regelmäszig 
anerkannt  und  beachtet 

Der  Kaiser  Augustus  hatte  diese  Auctoritas  prudentium  for  das  römische 
Reich  genauer  regulirt.  In  unsem  neuem  Staaten  dag^en  Ist  diese  Autorität 
eine  freie,  d)en  darum  aber  eine  den  Zweifeln  und  der  Kritik  im  einzdnoi 
Falle  ausgesetzte  Nicht  die  Abzahlung  der  Meinungen  kann  dabd  entscheiden, 
sondern  es  konunt  an :  a)  auf  den  wissemckaftUchen  Charakter  der  vorgetragenen 
Rechtsansicht,  gewissermaszen  das  Wakrheüsgepräge  derselben,  b)  .auf  die 
Empßngliehkeii  der  Richter  oder  des  Volks  für  Anerkennung  und  Reachtung 
des  Juristenwerks. 

Ihre  Formen  sind: 

1)  IHe  rein  theoretische :  Ausbildung  wissenschaftlicher  Systeme,  Rechts- 
bücher, Abhandlungen,  Lehrvorträge  auf  Universitäten  u.  s.  f. 

2)  Die  practische:  Rechtsgutachten  in  einzehien  Fällen  (responsa 
prudentium).  Der  Gerichtsgebrauch  dagegen,  den  manche  allein  als  eine 
Aeuszerung  des  Juristenrechtes  gelten  lassen  wollen,  wird  wohl  guten  Theils 
von  der  Autorität  der  Wissenschaft  geleitet,  aber  gehört  schon  der  obrig- 
keitlichen Rechtsbildung  an,  in  der  sich  eine  amtliche  Staatsautorität  äuszert. 

Mit  dem  Gewohnheitsrecht  hat  das  Juristenrecht  theils  das  gemeinsam, 
dasz  sie  beide  nicht  auf  besonderer  Staatsautorität  beruhen,  theils  dasz  sie 
in  ununterbrochener  Entu>iddung,  beziehungsweise  Umgestaltung  begriffen 
sind.  Sehr  oft  wird  auch  das  Gewohnheitsrecht  in  die  Form  des  Juristen- 
rechts aufgenommen ,  und  erlangt  durch  diese  Umformung  ein  vollkommneres 
(geistig  erleuchtetes  und  durch  die  Sprache  gesichertes)  Dasein. 

§.8. 
in.    Obrigkeitliclies  Recht  (Gerichtsgebraacli). 
Die  obrigkeitliche  Rechtsbildung  unterscheidet  sich  von  dem  Gewohnheits- 
und  dem  Juristenrechte  durch  die  staatliche  Autorität,  welche  sie  auszeichnet, 

diz  buch  Wille  roeren 
Unde  beglDoe  recht  verkereD 
Unde  tzie  des  ao  mich; 
so  weiz  mich  got  anscüldfch. 

2.  Schwahentpiegel  1.    Uode  swer  ouch  anders  rittet  wan  an  disem  baoche 
stit,  der  sol  wlzen  das  got  vil  tornicltchen  über  in  wil  rihten  an  dem  iongisten  tage. 

3.  Schwabenspiegel  0.    Aber  ein  melster,  heizet  Adrianus,   der  des  landrebtes 
vU  gemachet  hat,  der  sprichet. 
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yon  der  eigentlichen  Geseizgthimg  didnrcht  dasz  sie  nicht  wie  diese  in  der 
höchsten  Form  des  Nalumalbewu9sUiein$  und  Natumahßiliens  von  dett 
gesetzgebenden  Körper  aosgesprochen  wird,  sondern  lediglich  die  öffentliche 
Autorität  der  Regienrnge-  oder  Gerickieorgane  für  sich  hat. 

Die  Römer  erkannte  das  Edict  der  Magiitrate  ajs  eine  derartige  und 
reichhaltige  Form  der  Rechtsbildung,  und  unterschieden  dieselbe  wohl  von 
der  Gewohnheit  und  der  Auctoritas  prudentium.  Das  deutsdie  Mittelalter 
hatte  in  den  WeiitMmem,  Öffnungen  und  Sehoffentprüekm  eine  ergiebige 
Quelle  der  Art.  Wir  kennen  die  obrigkeitliche  Rechtsbildungt  auszer  den 
Regierungsverordnungen ,  die  den  Gesetzen  sich  anschlie^zen,  bst  nur  noch 
als  Gerichtsgebrauclu    (1 — 4.) 

Die  Autorität  des  Gerichtsgebrauchs  steht  höher  als  die  der  Rechtsgelehrten, 
nicht  darum,  weil  er  auf  dem  Urthell  solcher  Juristen  beruht,  die  zugleich 
Beamte  sind  j  sondern  weil  in  jenem  die  i^ecA/sofi/fiuM^  sich  anUUch  darsteUt 
und  practisch  bewährt  wird.  Es  kommt  somit  hier  ein  Moment  hinzo, 
welches  dem  Juristenrecht  nicht  inwohnt 

Zu  unterscheiden  sind: 

a)  Die  PräJudicien ,  deren  Autorität  ähnlich  ist  der  von  Rechtsgntachten 
der  Juristen,  nur  einigermaszen  verstärkt  aus  obigen  Gründen.  (5.) 
Sie  haben  keine  absolute  Geltung:  Wird  ein  Irrthum  nachgewiesen, 
so  ist  derselbe  nicht  festzuhalten.    (6.) 

b)  Die  eigentliche  Gerichtsprcurii,  als  fortgesetztes,  von  dem  Gerichte 
geübtes  Herkommen,  Sie  hält  den  Znsammenhang  der  Gegenwart  mit 
der  Vergangenheit  fest,  und  bewahrt  die  Tradition;  aber  sie  steht  auch 
unter  den  Einwirkungen  der  übrigen  Gewohnheit  und  der  Wissenschaft, 
und  ist  daher  nicht  unabänderlich ,  sondern  selbst  in  stäter  Entwicklung 
begriffen.    (6.) 

1.  Schwabentpiegel  1.  oben  g.  3.  Nr.  1. 

2.  Sachsenspiegel  II.  12.  g.  9.  Vreget  man  eneo  man  ordeles,  uDde  Tint  b6t 
na  ftinem  sinne,  so  h6t  rechtest  wet,  al  si  wol  unrecht»  he  ne  lidet  dar  nene  no| 
amme.  g.  4.  Schilt  man  en  ordel,  des  sal  man  tien  an  den  hogesten  richter,  ande 
tolest  ?or  den  koning. 

3.  Sckwabenspiegel  VI,  Sver  ortheil  gevrSget  Wirt,  unde  kan  er  ir  niht  Tindeo, 
der  sol  ze  den  heiligen  sweren»  daz  er  niht  wize  wai  dar  ambe  reht  si.  unde 
sprichet  danne  der  rihter,  er  sülles  vinden.  so  bat  er  uoreht.  Wan  ez  ist  manic 
man  der  niht  enweiz,  waz  ombe  ein  ieclich  dinereht  ist.  da  von  sol  nleman  urteil 
Yinden,  im  sage  sin  gewizen  daz  si  reht  st.  nnde  zvivelt  er  iht  daran,  so  wirt  er 
Tor  gote  schnldic,  ob  er  si  nach  wAne  findet. 

4.  /{ammergerichts- Ordnung  l,  19.  g.  1.  Die  Beysitzer  sollen  aach  nach  den 
löblichen  alten  Gebraach  und  Stylo  Unser  Kaiserl.  K.  G.  wie  die  Jederzeit  auf  sie 
bracht  —  Unheil  fassen  und  ansprechen. 

5.  Bechtssprichworii  Was  dem  einen  recht  ist,  ist  dem  andern  billig. 

6.  Rechtsspruch  des  Ob,-jipp»'G,  zn  Dresden  bei  ^eii^  Arcb.  II.  210.  Die 
Praiis  als  eine  Form  des  Juristenrechts  (?)  kann  nicht  als  onabSnderlich«  Norm 
betrachtet  werden,  bleibt  Tielmebr  stets  der  Prüfang  und  wissenschaftlichen  Beur- 
tbeilung  unterworfen. 
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*  Die  LüUralm  bei  Thal,  EinleiUiDg  $•  21-  I^ie  wichtigste  Sammlung 
des  neuem  Gt^ichtsgebraucbs:  Seufferis  Archiv  für  Entscheidungen  der 
obersten  Gerichte  in  den  deutschen  Staaten.  München,  seit  1847  jährlich 
ein  Band.  Für  das  Handelsrecht  I7dfce  Sammlung  Ton  PräJudicien. 
Erlangen  1857.  G.  Thöl  ausgewählte  Entscheidungsgründe  des  Oberappel- 
lationsgerichts  in  Lübeck.    Göttingen.    1857. 

$.9. 
lY.    GesetigalHiBg. 

Die  Form  des  Getetzes  ist  der  vollkommenste  Ausdruck  des  Nationair 
bewusztseins  und  Nation<üwillens.  Es  trügt  das  Kennzeichen  der  höchsten 
Staaisautorität  an  der  Stirne. 

An  Klarheit  und  formeUer  Bestimmtheit  übertriflt  das  Gesetzesrechl 
regehnäszig  das  Gewohnheitsrecht;  darin  aber  steht  es  hinter  diesem  zurück, 
dasz  es  nur  ruckweise  nicht  allrnfthlieh  fortschreitet 

D«i  Oi^anismus  sowie  den  Umfang  und  die  Grinzen  der  gesetz- 
gebenden Gewalt  zu  bestimmen,  ist  Sache  des  Staatsrechts. 

In  Deutschland  waren  Beiehigeutze  über  privatrechtliche  Verhältnisse 
von  jeher  sehr  selten;  ebenso  in  neuerer  Zeit  Bundesguetze.  Dagegen 
wurde  die  Landesgesetzgebung  eingreifender  und  umfassender  (1— -5.),  und 
es  hat  die  neuere  Zeit  sowohl  gröszere  systematische  Gesetzeswerke  (Preus- 
tisches  Landrecht,  Code  NapoUon,  Oesterreichisches  Gesetzbuch)  als  einzelne 
Gesetze  über  besondere  Institute,  welche  auch  abgesehen  von  ihrer  for- 
mell«!  Gültigkeit  in  den  Ländern,  für  die  sie  erlassen  wurden,  um  der 
darin  enthaltenen  Bearbeitung  und  Bezeugung  der  neueren  Rechtssätze 
willen  eine  über  diese  Gränzen  hinausreichende  Autorität  haben. 

Verwandt  ist  die  Autonomie,  d.  h.  die  Gesetzgebung  nicht  des  Staates, 
sondern  einer  bloszen  Genossenschaft  (4  vgl.  mit  S)  oder  Corporation  oder 
Familiengemeinschaft  innerhalb  der  besonderen  ihrem  Einflusz  unterworfenen 
Rechtssphäre.  Im  Mittelalter  war  dieselbe  bedeutender  und  fruchtbarer 
ab  die  eigentliche  Gesetzgebung.    Heut  zn  Tage  ist  sie  durch  die  moderne 

1.  Weisllium  Eönig  Seinrieht  v.  1231  {Pertt  monum.  leg.  II.  'i83j.  at  neque 
princlpes  ne^ae  alii  quilitiet  coDStitationes  vel  nova  Jura  facere  possint,  nisi  melio- 
rum  et  majonim  terrae  consensus  primitus  habeatur. 

a.  Saeheempiegel  JDI.  42.  g.  2.  Unter  jewelkem  bischope  uade  abbede  aode 
ebbedlscben  hebben  die  dienstlflde  sunderlik  recht. 

3.  Schwmbenepiegel  40.  Swer  reht  in  den  steten  machen  wil ,  der  sol  si  wisen 
Uoten  nirlegen ,  und«  gebllen  si  den ,    so  sol  man  sie  staete  Mn. 

4.  Saeheempiegel  III.  79.  g.  2.  Nen  utwendich  man  n*is  ok  plicbttcb  in  dem« 
dorpe  to  antwerdene  na  irme  sunderlicken  dorprechte,  mer  na  gemeneme  landrechte ; 
he  ne  klage  dar  np  erre  oder  uppe  gut  oder  umme  scult. 

5.  Stadtrecht  t.  Nürnberg  ?.  1313.  $-  ®-  Quicquid  etiam  consules  et  scabini 
dTitatis  Narembergeotis  praediclae,  sub  Juramento  praestito ,  pro  pace  ac  moderatione 
rerum  venaliura  Intra  cifitatem  eandem  statuerint,  tarn  ab  extraneis  quam  a  ciTibos 
obaerfetur. 


/ 
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StaatsordnuDg  in  engere  GrSnzen  gewiesen  und  die  staatlicbe  Gesetzgebung 
thätiger  geworden;  aber  innerhalb  der  Schranken  der  geoMlnsamen  Rechts- 
ordnung ist  ihre  freie  Wirksamkeit  auch  im  heutigen  Recht  anzuerkennen« 
Die  so  entstandenen  Statuim  der  Gemeinden^  und  Genossenschaften  und 
die  Hau$ge$eize  der  historischen  Familien  können  unter  umständen  audi 
für  dritte  Personen  verbindlich  sein,  welche  in  Berührung  mit  jener 
Rechtssphäre  kommen.    (§.  23,  10.) 

*  Wüäa  in  Weiske's  ReebUlexicon  and  K.  Maurer  in  BlunUcbli's 
Staatswörterbuch. 

S.  10. 

RangordnoDg  der  Rechtsqaelleo. 

1.  Die  genannten  Formen  der  Rechtsbildung  haben  nicht  gleiches  An- 
sehen. Die  Natur  der  Sache  und  die  Gewohnheit  einerseits  und  die  Ge- 
setzgebung andrerseits  haben  höhere  Autorität,  als  Rechtswissenschaft  und 
die  obrigkeitliche  Rechtsbildang  (der  Gerichtsgebrauch);  dain  die  beiden 
leztern  setzen  die  Autorität  der  beiden  ersten  voraus,  und  haben  daher  nur 
eine  secundäre  Geltung.  Die  Juristen  und  die  Richter  sind  angewiesoiy 
inUebereinstimmung  mit  der  Gewohnheit  und  dem  Gesetze  zu  bleiben  und 
sie  stützen  sich  auf  denselben.  Wo  sie  mit  denselben  in  offenen  Wider« 
Spruch  gerathen,   da  musz  ihre  Autorität  vor  der  höheren  zurücktreten. 

Unter  den  erstem  überwiegt  hinwieder  die  Gewohnheit  an  Macht  der 
Realiläly  und  das  Gesetz  an  formaler  Autorität  Dnter  den  letztem, 
welche  beide  der  freien  Kritik  in  höherem  Grade  ausgesetzt  sind,  hat  das 
Juristenrecht  vornehmlich  wissenschaftliches  Ansehen  j  der  Gerichtsgebrauch 
vorzugsweise  practische  Geltung. 

2.  Im  Uebrigen  geht  das  neuere  Recht  dem  äUem  vor,  denn  das 
Recht  der  G^enwart  gilt.  In  welcher  besondern  Form  das  neuere  Recht 
zu  Tage  gekommen  sei,  ist  gleichgültig,  denn  nicht  das  ist  die  entschei- 
dende Frage:  wie  ist  es  entstanden?  Sondern:  ist  es  wirklich  da?  Es 
kann  so  das  neuere  Gesetz  auch  das  ältere  Gewohnheitsrecht  abändern, 
und  dann  hat  dieses  aufgehört  zu  gelten.  Wenn  dagegen  das  Gewohn- 
heitsrecht in  das  Gesetz  aufgenommen  wird,  so  wird  nicht  neues  Recht 
erzeugt,  sondern  altes  Recht  erhält  einen  neuen  erhöhten  Ausdmck,  bei 
dessen  Auslegung  dieser  Zusammenhang  (die  „ContinuitiU  des  Rechts")  zu 
beachten  ist.  Ebenso  kann ,  wie  schon  Thomas  ab  Aquino  eingesehen  hat, 
auch  älteres  Gesetzesrecht  durch  neueres  Gewohnheitsrecht  abgeändert  oder 
abgeschafft  werden. 

3.  Das  seiner  Art  nach  besondere  Recht  geht  in  der  Anwendung 
innerhalb  des  besonderen  von  ihm  umfaszten  Kreises  dem  allgemeineren 
Rechte  vor.    Diese  Ordnung  wird  auch  wohl  durch  das  neuere  Rechts- 
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sprlcbwort  (ffillebrand  tO)  bezeichnet:  Gedinge  md  WUMr  bricht  Sroir- 
recht.    Stadireeht  brkht LandrecM,    Landrecht  bricht  gememei  Recht  (I.2.)- 

Indessen  kann,  wenn  es  mit  Bewnsztsein  und  Willen  geschieht,  ancb 
ein  besonderes  Gesetz  durch  ein  späterei  idlgemeines  geändert  werden,  nnd 
die  neuere  nach  Rechtseinheit  strebende  Zeit  ist  zn  solcher  Aenderung 
geneigt 

(A.  n  m.)  Das  PtengtnscheLttudretht  (Einl.  §.  04  ff.)  und  das  OetierreMiitchs 
Gesetzbuch  {%.  10  ff.)  stehen  noch  zu  sehr  onter  dem  Einfivsz  des  Mheren 
Irrthums  der  Juristen,  dasz  alles  Eecht  ans  dem  Gesetze  absttkitea  sei« 

S-  ". 

Collision  des  Privatrechts  verschiedener  Staaten. 
I.  Geschichte  and  Pripcip. 

1.  Den  altern  deutschen  Völkern  schien  es  natürlich ,  dasz  Jeder  nach 
dem  Rechte  beurtheilt  werde,  welches  ihm  seinem  Volke  und  Stande  nach 
anerboren  sei,  der  Römer  nach  römischem,  der  Franke  nach  fränkischem, 
der  Alamanne  nach  alamannischem  Rechte,  ebenso  der  Adlicbe,  der  Freie, 
der  Hörige  nach  dem  Rechte  seiner  Staodesgenossen.  Als  aber  die  neu- 
gegründeten Staaten  fester  wurden  und  die  mancherlei  Völker  in  denselben 
einander  näher  kamen ,  als  auf  die  Einheit  und  die  Gleichmäszigkeit  des 
Rechts  ein  gröszerer  Werth  gelegt  ward,  da  wurde  auch  das  Princip  des 
persönlichen  fnationalenj  Rechts  nach  und  nach  verdrängt  und  ersetzt  durch 
das  andere  des  (territoriaUn)  Landesrechts, 

Das    Mittelalter  hatte   die   verschiedenen    Stämme   in    einem  Lände 
geeinigt;  nur  die  Juden  blieben  als  Nichtchristen  noch  ausg^chlossen  —  . 
dagegen  wnirden  die  ständischen  unterschiede  noch  mannichfaltiger  ausge- 
bildet  und    der  Eigenthümlichkeit    und  Verschiedenheit  der  territorialen, 
Rechte  groszer  Vorschub  gethan. 

Die  neuere  Zeit  hat  über  die  ganze  Sevöikerung  des  Landes  noch  ent- 
schiedener ein  gemeinsames  Privatrecht  verbreitet,  und  auch  viele  locale 
Besonderheiten  beseitigt.  Aber  da  die  verschiedenen  Staaten  noch  in  vielen 
Dingen  verschiedene  Rerhtsgrundsätze  haben ,  und  selbst  in  einzdnea 
Staaten  ausnahmsweise  besondere  Loealr  und  Prommxialnehie  erhaltoB 
geblieben  sind,  sa  tritt  uns  die  Frage,  Welches  von  diesen  verschiedenen 
Rechten  zur  Anwendung  komme,  noch  in  manchen  Fällen  entgegen. 

Die  frühere  Theorie  hat  hier  die  Unterscheidung  gemacht  zwiscbep 
statuta  personalia,  reaHa.  und  mixta,  (1.)  jenachdem  sich  die  Reehtssätze 


1.  Säcktuchea  fTtichBüd  2«  (34).  glabe  (gelübd)  vad  wnk«r  brieht  aHe  recht 
do  man  dts.  befengea  nMigk. 

%,  C^dex  'Maximä,  B'avar.  I.  2.  %•  17.  soll  man  am  ersten  auf  die  votal  her* 
gebraehteD  beaottdem  rrdhelten^  «odatin  auf  Jedea  Orts  lObtiehe  GewohnbeileD,  8a- 
liuDgen  und  CManngeD ,  blernacbai  auf  die  Geneval-Landt-Statuten  and  endlich 
aaf  das  gemciiie  Recht  aehsB. 

1.  C0di»  Mmmmä,  £mmr,  I.  9.  S*  ^^*  Dafera  aber  die  Rechten,  Stataten, 
Gewohabeiten  in  loco  Jndicii,  delicti,  rei  sitae,  eontractns  et  domleilil  unterschied-» 
Bluntachll,  deutsches  Privatrecht.   %  AufL  2 
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auf  die  Penonen  (Ri9chtsfilh«gkdt)  oder  anf  die  Saakm  (nach  im  einen 
unbewegliche  oder  bewegliche,  nach  den  andern  hloaz  die  nnbeijreglicbeD) 
oder  auf  andere  (voraflglich  oNigatori$ehe)  RechtsgeschAße  beziehen.  Im 
erster^  Falle  soll  das  Recht  des  J)omiciU  gelten,  im  zweiten  das  Recht 
der  bekgenen  Sache,  im  dritten  mit  Re2»g  anf  die  form  des  Geschäfts  das 
Recht  des  Äbschlieszungiortei,  mit  Rezng  auf  die  Klagbarkeä  desselben  das 
Recht  des  ProcesMrU*  Diese  Untencheidnng  ist  aber  theils  unvoIlsUndig, 
Ubeils  nicht  immer  zutreffend. 

•±  Aus  derSelbitändigkeitfSmiteränetät)  des  Staates  und  aus  AerBnhit 
der  Rechtspflege  folgt  der  Grundsata:  In  jedem  Staate  gilt  dag  einhekniiche 
Landrecht  als  Regel,  nicht  aber  über  die  Gränxen  des  Staatsgebiets  hinam, 
(2.  3.)  Jedes  Landrecht  ist  ein  relativer  Ausdruck  der  anerkannten  Recbts- 
wahrheiten,  und  der  Richter  ist  zunächst  angewiesen,  das  Recht  in  diesem 
Ausdrucke  zu  handhaben ,  nicht  nach  fremder  Auffassung  und  Ausdrucks- 
weise zu  ertheilen.  Aber  diese  Regel  bedarf  im  Interesse  der  inter- 
nationalen Gemeinschaft  der  Rewohner  und  Angehörigen  verschiedener 
Staaten,  und  um  der  gegenseitigen  gleichmäszigen  Achtung  der  Rechte 
£inhein)ischer  und  Fremder  willen  eine  wesentliche  Reschränkung.  Der 
publicistischen  Regel  des  Landrechts  hat  Savigny  eine  wesentlich  privat- 
rechtliche entgegengesetzt:  „!)er  vorherrschende  Gesichtspunkt  der  neueren 
Gesetzgebung  und  Praxis  liegt  nicht  in  der  eifersüchtigen  Handhabung  der 
auschlieszenden  eigenen  Herrschaft,  sondern  ist  auf  die  Förderung  einer 
wahren  Rechtsgemeinschaft  gerichtet,  also  auf  Reurtheilung  der  CoUisionsßlU 
nach  dem  innem  Wesenund  Bedürfnisz  einesjeden  einzelnen  Rechtsverhältnisses 
ohne  Hticksicht  auf  die  Gränzen  der  Staaten  und  ihrer  Rechtsgebiete.'* 
System  VIII  .S.  128.  „Rei  jedem  Rechtsverhältnisz  ist  daher  dasjenige  Rechtsgebiei 
aufzusuchen,  welchem  jenes  Rechtsver/tältnisz  seiner  eigenthümlichen  Natur 
nach  angehört  oder  unterworfen  ist^  worin  es  seinen  Sitz  hat.*'     (System  Wl\h 

\ — ■ — ____— ^— . 

lieb  sind,  so  soll  quoad  forinam  Processus  auf  die  bey  selbigen  Geriebt,  wo  die 
Sache  recbtsbüngig  ist,  übliche  Rechten,  mit  Bestrafung  eines  Yerbrechens  aber  auf 
die  Rechten  des  Orts,  wo  solches  begangen  worden,  so  viel  hingegen  die  bloszc 
flolennitat einer  Handlung  belriffl,  auf  4i6  Eechteo  des  Orts,  wo  Mich«  unter  Todteo 
9der  Lebendigen  gepflogen  wird,  in  oiereiiorfotianbus  aaf  die  Statuta  In  loco  Domi- 
cilii und  endlich  in  realibus  ?el  mixtis  auf  die  Rechten  in  looo  rei  sitae  ohne  Unter« 
schied  der  Sachen,  ob  sie  beweglich  oder  unbeweglich,  körperlich  oder  unkörper- 
Hch  sind,  gesehen  and  erkannt  werden. 

2.  Zürcher  OeMetzhuch  g.  1.  Das  Zuricherische  PriTätre<ftl  gilt  runichst  und 
nur  fihr  alle  Personen,  Einheimisebe  und  Fremde,  die  im  Kanton  Zfirfrh  wohnen 
oder  sich  auflialteii  oder  6win  ihr  Recht  haben  and  für  alle  Prifatveriiiliaisae,  welche 
im  Lande  wirksam  werden ,  so  weit  nicht  die  eigentliche  Katar  des  hesondern  Rechts- 
verhSItnisses  entweder  die  Anwendung  eines  fremdes .  Rechts  auf  hiesigem  Gebiete, 
oder  (^le  Ausdehnurtg  des  hiesigen  Rechts  auf  ftwmdes  GiMtb  erfordtrt. 

3,  Th^li  Einl.  g«  '2SU  .ieder  Richter,  desaen  Schutz  aofferutawM,  bat  so* 
nächst  immer  seine  Gesetze  anzuwenden,  d.  h.diejenigeu. Gesetze,  welche  in  seinem 
GerichtssprcAgel  gültig  sind,  atier  versieht  sieh  nur  danih  wenn  sie  das  streitige 
Recht  bestimmen  wollen,  was  mimtennchea  ist. 
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S*  9B  md  ÜK.)  Je  viebeitfg^Aber  md  h&nflger  in  unftreriZM  der  Verkehr 
mit  Fremden  geworden  ist,  nifi  so  sehwieriger  würde  es  filr  den  Ricktor, 
K.  B.  doer  grogzea  Stadt,  auf  die  zahlreichen  freotideil  Rechte,  die  er  un- 
nkigfich  kennai  and  mit  Sicherheit  handhaben  kum^  Rücksicht  zunehmeo.  Das 
practische  Bedürfiiisz  ftthrt  daher  zu  weiter  Anwendung  der  erst^  Regel« 
ud  gestattet  nur  aumahmtumie  die  Anwendang  der  zweiten  insofern  ab 
die  Natur  eit^zelner  Rechtsverhiütnisse  zu  einer  Reracksichtigiing.4e6  fremden 
Rechtes  nSthigt.  (2)  In  diesem  Sinne  ist  jener  erstai  Regel  .eine  doppelte  Be- 
schrtokong  ba'aifOgen: 
1)  zom  Schutz  des  nUemaHmakn  Verkehrs  whrd  auch  fr0mde$  Recht  in 

dem  einheimiichm  Staate  anerkannt  und  geschirmt  oder 
S)  zur  BetDohr^mg  der  Landesverbindtmg  auch  in  AiBnahmsfUlen  das 
einhemisehe  Gesetz  auf  die  Ltmäe$gekörigen  in  fremdem  Ltmde  erstreckt 
Wissenschaft  und  Praxis,  welche  hier  Yorzüglich  entscheiden,  sind  üidessen 
schwankend  zwischen  der  Tendenz  zar  Einheit  und  AlJeingOltigkeit  des 
dnheimischen  Rechts  und  der  Richtung  zu  internationaler  Vielseitigkeii  in 
Beurtheilong  der  Verhiltnisse. 

*  Story f  commentoft  the  conflict  of  laws.  Boston  1841.  Fodix^  du 
droit  international  priy^.  Paris  1847.  Wäehter^  über  die  Collision  der  Privat- 
rechtsgesetse  im  Archiv  f.  civ.  Praxis  XXIV.  S.  230  ff.  XXV.  S.  1  ff.  Swi^y, 
System  Bd.  VIII. 

§.12. 
IL  Anwendoog  in  einzelnen  Rechtsverhältnissen. 

I.  Zustand  der  Person  an  sich.  (Rechtsfähigkeit,  Handlungsfähigkeit 
und  deren  Wirkungen.  Z.  B.  Ob  Jemand  minderjährig  oder.  voUjiyhrig, 
ledig  oder  verheirathet  sei?) 

Für  diese  rein  persönlichen  Verhältnisse  gilt  noch  persönliches  Recht 
d.  h.  es  kommt  darauf  an,  durch  welches  Band  die  Personen  an  ein  ort» 
liches  Recht  gebunden  werden.  Hier  ha4  sieh  auch  in  neuem  Ländern 
der  alte  Grundsatz  erbalten,  dasz  der  Yo^xusammenhang  f Nationalität) 
das  Band  sei,  wie  für  Engländer  und  Franzosen.  (1.)  Diese  sind  daher 
auch,  wenn  sie  im  Auslande  wohnen,  in  jenen  Beziebungeo  nach  eng- 
lischem und  französischem  Rechte  au  beurtheilen.  Oder  das  persönliche 
Band  ist  das  engere  Gemeindebürgerreckt  (wie  bei  den  Bömem  die  Origo^ 
das  StadtbOrgerrecht,  in  der  Schweiz  das  GemeindebQi^errecht).  Solche 
Personen  sind  nach  diesem  Rechte  zu  behandeln.  Oder  der  dauerhafte 
Wohnsäz  oder  die  Ansäszigkeit  ist  das  Band,  das  die, Person  dem  ört- 
lichen Recht  unterwirft,  wie«  in  Deutsehkmd  (%  3.    Eine  Ausnahme  4.) 


1.  Code  Ohil.  9.  Les  lols  eoneernant  l'^lat  H  la  eapatit^  des  personnrs  r^gis- 
sent  les  Fnmcais,  mto«  r^sidant  en  pays  ^trangcr. 

3.  Preanitehet  Lamiretht^  Blnl.  g.  37.  Die  persSnlichen  fiigenschaften  und 
BefliSinlase  eines  atenseben  werden  nseh  den  Cksetzen  der  GeHchlstarkdt  beuriheilt, 
unter  weldtüer  derselM  seinen  Mfrenlllchen  Wohnsitz  fiat. 

3.  Oe^ierreicfiUehH  Oeiett.  g.  31.  Die  persönliche  PShigkett  der  Pr(*nideit 
la  RecbUigeschaftfn  ist  insgemein  nacti  den  Gesetzen  des  Ort««,  dcneil  der  Fremde 
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und  wohl  auch  in  Nordamerika.    Dann  sind  diese  aaoh  atidenvtHs   nach 
dem  Rechte  ihres  Wohnarti  (Dümicü)  zu  beurßieilen. 

Auszer  der  Rücksicht  auf  das  Heimaihirecht  der  Person  kommt  ebenso 
die  Rücksicht  auf  die  Confeaion  derselben  in  Betracht  Auch  hier  ist  je- 
der nach  der  Confession  zu  benrtheilen,  welcher  er  angehört.  Z«  B.  der 
geschiedene  Protestant  ist  ak  ledige  Person  zu  behandeln  und  filhig  wieder 
zu  heirathen. 
II.  Sachenr$eht 

Man  ist  einig,  dasz  die  Rechte  an  liegendem  Gatt  nach  dem  örtMehen 
Rechte  der  gelegenen  Sacke  (rd  sitae)  zu  beurtheilen  sind.  (5.)  Dag^en 
sind  die  Meinungen  darOber  getheih,  ob  die  Rechte  an  beweglieken  Sachen 
ebenfalls  nach  dem  Ort,  wo  »ie  liegen^  oder  nach  dem  Wohnsitz  ihres 
Besitzers  oder  EigenthQmers  zu  beurtheilen  sind.  Für  die  letztere  Mei- 
nung, die  auch  sprichwörtlich  ausgedrückt  wird:  mobilia  ossibus  inherent, 
erklarte  sich  die  ältere  Theorie  und  manche  neuere  Gesetzgebung.  (6.  7.) 
Für  die  erstere  Meinung  sprechen  der  innere  Grand,  dasz  die  natür- 
liche Beziehung  der  Sachen  zu  dem  Rechte  von  dem  Orte  ihrer  körper- 
lichen Lage  abhängt,  die  neuere  Theorie  und  andere  Gesetzgebungen.  Der 
Zwiespalt  dieser  Meinungen  wird  am*  besten  durch  die  Anwendung  [der 
publidstischen  Regel  des  Landrecbts  beseitigt. 

Z.  B.  Die  Form  der  Verttuszerung  (8.  9.)  und  ihre'  Wirkung ,  die 
Frage  der  Ersitzung,  die  Verfolgung  des  Eigenthums  oder  der  Schutz  des 
Besitzes  durch  Klage,  die  Existenz  des  Pfandrechts,  die  AblOsbarkeit  von 
Reallasten,  die  Zulässigkeit  TonFamilienfideicommissen,  die  Anwendbarkeit 
des  Lehenrechts  —  alle  diese  Verhältnisse  sind  bei  unbeweglichen  Sach^i 
abhängig  von  ihrer  Lage. 


▼ennöge  seines  Wohnsitzes,  oder  wenn  er  keinen  eigentlichen  WohnsiCi  hat»  Ter- 
mtfge  seiner  Geburt  als  Unterthan  naterliegt,  lu  be«rtbeilen,  insofern  nieht  für  ein«* 
seine  Fälle  in  dem  Gesetze  etwas  anderes  verordnet  ist. 

4.  Denifche  fVechteiordnung,  g.  84.  Die  Fähigkeit  eines  Ausländers,  Wechsel- 
mXszige  Verpflichtungen  zu  übernelimen ,  wird  nach  den  Gesetzen  des  Staates  beur- 
theilt,  welchem  derselbe  angehört.  Jedoch  wird  ein  nach  den  Gesetzen  seines  Vater- 
landes nicht  wechselflihiger  Aasländer  durch  Uebemahme  von  Wechselverbindlich- 
keiten im  Inlande  verpflichtet,  insofern  er  nach  den  Gesetzen  des  Inlandes  Wechsel- 
fähig  ist 

tt.  Sach$en*pugel  III.  33.  g.  5.  Die  kooing  sal  ok  richten  um  egen  nicht  na 
des  mannes  rechte,  wan  na  des  landes  dar't  inne  leget. 

6.  FremzUehe*  Lmndreehi,  Einl.  g.  %%  Das  bewegliche  VermOgen  eine«  Men- 
schen wird,  ohne  Eucksieht  seines  gegenwärtigen  Aurenthalts,  nach  den  Gesetxen 
der  ordentlichen  Gerichtsbarkeit  desselben  beurlheilt.    Vg.  g.  36. 

7.  OesterreichüeAe^  OmeH.  g.  300.  Unbewegliche  Sachen  sind  den  Gesetxen 
des  Bezirks  unterworfen ,  in  welchem  sie  liegen ;  alle  übrigen  Sachen  hingegen  stehen 
mit  der  Person  Ihres  Eigenthamec»  unter  gleichen  GeaelaeB. 

8.  Schwaheiupiegel  32.  Ein  iegellch  man  der  As  einem  lande  in  das  ando« 
kumt,  unde  wil  vor  gerihte  reht  nemen  amb  ein  guot  das  in  dem  lande  Ui,  er  maos 
reht  nemen  nach  des  landes  rebte,  nibt  nach  eines  lande«  rekte. 

.    9.    Baxriiehe»  Oe^^tz  oben  g.  11.  Nr.  1. 
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Bd  bewegüehen  Sadira  wird  die  Rücksicht  auf  ihre  Lage  zwar  auch 

in  da*  Regel  Yon  Einflusz  sein,  aber  mehr  aus  dem  mittelbareo  Grunde, 

weil  die  Lage  gewöhnlich  die  Rechts  Verfolgung  bedingt  und  dann  das  dor«- 

Uge  Landrecht  zur  Anwendung  konuni    Hat  Jemand  in  fremdem  Lande 

nach  irekndem  Redite  Eigenthum  daran!  erwoib^i,   so  verliert  er  dieses 

Eigentfaum  freiiich  nicht  durch  den  Uebertritt  auf  unser  Gebiet,  auch  wenn 

hier  andere  Grundsätze  (tf>er  den  Eigenthumserwerb  gelten.    Wenn  abev 

z.  &   zwei  Preuszen  an  dnem  Orte,    wo  das  römische  Phndrecht  gilt, 

duTfib   bk)szen  Vertrag  ein  Pfandrecht  an  dort   befindlichen  beweglichen 

Sachen   besteflen   können,   so  wird  dieses  Pfandrecht  in  Preuszen  nicht 

mehr  gezchfltzt,  wenn  diese  Sachen  auf  preuszisches  Gebiet  zurückkommen, 

weil  das  preuszisehe  Recht  ein  derartiges  Pfandrecht   an  Fahrhabe  nicht 

kennt  und  nicht  will. 

DI.  ObUgationenreeht. 

i.  Allgemein  anerk^innt  ist,  dasz  für  die  äuszere  Form  der  Verträge 
das  5Ttllche  Recht  gilt,  wo  sie  entstehen.  Die  Contrahenten  handeln  inso- 
fern unter  der  Herrschaft  des  Rechts,  wo  sie  gerade  sind.  Locus  regit 
actum.    (10.  11.) 

Z.  R.  Der  in  England  ausgestellte  Wechsel  wird  auch  in  Deutsch- 
land gültig  acceptirt,  obgleich  das  Wort  Wechsel  nicht  darin  steht. 
(Wechselordnung  §.  85.)  Die  Reweiskrafl  des  Handelsbuches  wird  bestimmt 
nach  dem  Ort,  wo  es  geführt  wird. 

2.  So  weit  der  Inkalt  des  Vertragsverhältnisses  lediglich  von  dem 
Willen  der  Contrahenten  abhängig  ist,  so  weit  ist  das  örtliche  Recht  z^ 
berücksichtigen,  das  die  Contrahenten  gewolU  oder  .als  maszgebend  bei 
Abschlusz  des  Vertrages  voratusgeietzt  haben.  Ist  kein  anderer  Wille  er- 
sichtlich, so  wird  im  Zweifel  das  Recht  des  Erfüllungsortes  als  voraus- 
gesetzt zu  denken  sein ,  und  als  Erfüllungsort  gilt  in  der  Regel  der  Wohn- 
ort des  Schuldners  j  beziehungsweise  der  Sitz  semer  Geschäftsführung  j  nur 
ausnahmsweise  der  Ort  des  Abschlusses.  Da  der  Gerichtsstand  r^elmäszig 
auch  durch  den  Wohnort  des  Schuldners  bestimmt  wird,  so  erhebt  sich 
ohnehin  in  den  meisten  Fällen  kein  Zweifel  über  das  örtliche  Recht. 

So  weit  aber  der  Inhalt  und  die  juristische  Construction  des  Vertrags- 
verhältnisses nicht  durch  den  freien  Vertragswillen  sondern  durch  Rechts- 
nothwendigkeU  bestimmt  wird,  so  weit  ist  das  Recht  des  Gerichtsortes  an- 

10.  PramöMche  RechUregel,  [Poelix  p,  111;)  La  forme  des  actes  est  r6gl6e 
par  les  lois  da  lieu  dans  lequel  ils  sont  fait  od  passes. 

11.  Zürcher  OetetzBueh,  g*  0«  Rie  äüsxere  Form  eiiies  Kechtsgescbäfles  oder 
einer  Reehtehaodtvng  wird  in  der  Regel  Baoh  dem  Rechte  des  Ortes  bestimmt,  wo 
das  RectalsgeseUlft  abgesehloesen  oder  die  Recbtshandlung  vorgenommen  ist  Im 
InteMSSfr  dei^  BesUndea  eines  Rechtsgeschäftea  kann  Indessen  eine  im  Ausland  vor- 
genonmeoe  Handlung  als  gültig  anerkaant  werden,  aacb  wenn  zwar  nicht  den  dor- 
tigen Eeebldfunnen,  wobi  aber  den  hierorts  für  derlei  Gescbifle  vorgeschriebenen 
formellen  Bndrderalm«i  ein  Genüge  geschehen  ist. 


' 


S2  EioMlmig.    €ap.  11.   Voo  den  Rc^ltqii^lleik 

eaw^nden.  Das  gut  denn  auch  von  der  VeijAnmg,  in  der  priflicktische 
Motive  der  Bechtssicheriieit  and  der  BeschrAnkong  det  RechlsiclnllEes  ein- 
wirken, yon  Klagbarkeit  gewisser  Vertrflge  (z.  B.  der  Spiebchnlden),  tob 
den  giesetzlichen  Bestimnningen  ttber  Nachwührsdiaft  o.  d^. 

3.  Bei  DäicttohHgaiiomm  ist  insoCem  der  Ort  des  Ddkt$  m  beachten^ 
als  auf  der  Nichtachtong  der  dortigen  Rechtsordnung  die  Obligatio  beruht, 
im  übrigen  aber  das  Recht  des  Fr^eeuorU  anzuwendeD. 

Z.  B.  Wegen  eines  in  Frankreich  Tolhogenen  Beiaehlafe  kann^  in 
Deutschland  kdne  Patemitftt^age  erhoben,  aber  anch  nicht  wegen  eines 
in  Preuszen  geschehenen  Beischlafs  in  Frankreich  geklagt  werden»  {i%) 

IV.  Famüienreeht. 

i.  Pör  die  Ehe  gilt  der  Wohnntz  des  Ehemanns  auch  als  Sitz  der 
Ehe;  die  ehelichen  Verbältnisse  folgen  daher  dem  örtlichen  Rechte  dieses 
Orts.  Im  Allgemeinen  sind  darüber  Theorie  und  Praxis  einig.  Die  sehr 
bestrittene  Frage  aber,  ob  die  Veränderung  des  Domicils  auch  eine  Ver- 
änderung des  ehelichen  Güterrechtes  zur  Folge  habe,  kann  erst  untai 
behandelt  werden  (§.  164). 

Ebenso  entscheidet^der  Wohnsitz  des  Vaters  auch  über  die  Verhält- 
nisse der  väterlichen  VormundschafU 

2.  Die  vormundschaftUchen  Verhältnisse  sind  abhängig  von  dem 
Rechte  des  Orts,  wo  das  Bedürfnisz  der  Vormundtchaft  entstanden  und 
für  Anordnung  der  Vormundschaft  gesorgt  ist.  Die  obrigkeitUche  Gewalt 
hat  indessen  hier  einen  freieren  Spielraum ,  das  Nähere  je  nach  Umständen 
zu  bestimmen.  Für  Entstehung  der  Vormundschaft  wird  gewöhnlich  der 
Wohnsitz  des  Mündels,  für  die  Verwaltung  der  Ort,  wo  sie  obervormund- 
schaftlich  geübt  wird,  maszgebend  sein. 

V.  Erbrecht. 

Das  Erbrecht  schliesst  sich  der  Person  des  Verstorben^  an,,  und 
richtet  sich  daher  in  der  Regel  nach  dem  persönlichen  Rechte  des  Erblas- 
sers zur  Zeit  seines  Todes.  Die  sächliche  Lage  der  Verlassenschaft  und 
ihrer  Bestandthdle,  sei  es  beweglicher  oder  unbeweglicher,  ist  nicht  ent- 
scheidend. Wie  aber  das  persönliche  Band  des  Rechts  aufzufassen  sei,  ob 
nach  der  Nationalität  oder  dem  Bürgerrecht  oder  dem  Wohnsitz,  wird  in 
verschiedenen  Rechten  verschieden  beantwortet  Indessen  neigen  sich  dem 
Princip,  dasz  öet  Wohnsitz  gelte,  auch  solche  Rechte  zu,  welche  ui  rein 
persönlichen  Zuständen  der  Lebenden  die  Nationalität  betonen. 

Indessen  findet  eine  wichtige  Beschränkung   dieser  R^el  mit  Bezug 


i%  JErkemdn.  dßg  Ohsrinh^  z»  Berlm.  {Sew^ert  Aroh.  III.  S54).  Aus  einer 
SchwlBgening,  welche  an  einem  Orte«  wo  französisches  Rtcbi  fllt,  statt^ehindeB 
bat,  sieht  dem  daraos  unter  der  Uemohan  den  franito^  Rechts  gekeneB  und  doni- 
cJUrendeo  Rinde  gegen  den  Schwängerer  ein  rechtlicher  Ansprach  a«ch  dam  nicht 
lu,  wenn  dieser  nach  dem  Beischlaf  seinen  Wohnsita  aus  dem  Orte  des  franaiei* 
sehen  Rechts  nach  einem  Orte  verlegt,  wo  das  allgeaaeine  Landrecht  «eietsliehe  Kraft 
bat.    Vgl.  auch  III.  Nr.  295.  I.  11».  VIO.  7.    IX.  247.    Bagegen  Nr.  IM. 


{.  12.    ADwendang  in  einzelnea  RerhfsverbSUnissen. 

auf  dieJ6Dige  Soccession  in  [iegenschafien  statt,  welche  nicht  zar  L 
stJsaooession  gehört,  sondern  mit  Rücksicht  auf  besondere  sachenrechti 
Instjtole  dgenthümlich  geordnet  worden  ist,  wie  vornehmlich  bei  Familie^ 
fideicommissen ,   Lehengatem,  bflnerlichen  Erbgütern.    Für  diese  Rechts- 
v«rbAltnisse  entscheidet  das  örtliche  Recht  der  belegmen  Sache. 

Die  Form  des  TeitametUes  ist  nach  dem  Grundsatz:  Locus  r^git  actum, 
nach  dem  örtlichen  Rechte  des  ErricIUungsorUi  zu  bestimmen. 

VI.  Procuxreeht. 

Die  Farmen  des  Processes  und  die  Zulässigkeit  rein  proceasualischer 
Rechtsmittel  werden  nlach}  dem  tt-tlichen  Recht  des  Gerichtsortes  bestimmt, 
da  sie  ihrer  Natur  nach  abhängig  sind  von  der  Organisation  der  Gerichte 
and  den  Einrichtungen  des  Staates,  dem  diese  aii^ehören. 

VII.  Aügememe  Beschränkungen  und  Aumahmen, 

1.  Es  gibt  Rechtssätze  von  so  bindender  und  zwingender  Natur,  dasz 
innerhalb  des  Gebietes,  wo  sie^  tgelteii^  Mfßrlei  Abweichung  verstattet  wird. 

Z.  B.  Anerkennung  der  Monogamie  und  Verwerfung  jeder  Polygamie, 
Unamlässigkeit  der  SklafVerd  in  den  enrof)äischen  Staaten,  Hemmung  des 
Krwerbes  von  Grundstücken  durch  die  todtc  Hand,  Unzulässigkeit  oder 
Zulässigkeit  der  Ehescheidung  (nicht  /u  verwechseln  mi^  der  Anerkennung 
des  ledigen  Standes  gei^chiedener  Ehegatten)  u.  dgl. 

2.  Mit  Bezug  auf  die  Form  der  RechUhanälungen  wird  im  Interesse 
des  Bestandes  derselben  den  Handelnden  gewöhnlich  die  Wahl  v^erstattel»- 
entwrder  die  am  Ort  der  Handlung  vorgeschriebene  Form  zu  beaditen 
oder  die  Form,  welche  da  gilt,  wohin  das  Rechtsgeschäft  seiner  Natnr 
nach  gehört.    (11.) 

3.  Wo  die  Gesetze  dnes  Landes  oder  Staatstertrüge  anderem  als  die/ 
obigen  Grundsätze  für  den  ColHsionsfeH  vorschreiben,  sind 'dieselben  inner- 
halb des  Kreises  ihrer  Staatsautoriiät  zur  Anwendung  zu  bringen. 

4.  Durch  Fertra^  der  PHvaten  selbst  kann  ein  anderbs  ^örtliches  Rechl 
bestimmt  werden ,  soweit  die  Rechtsverhältnisse  *  dem  freien  Willen  der 
betheiligten  Individuen  unterworfen  sind. 
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ERSTES   BUCH. 

DAS  P£RS(»flBNRECHT. 


Erstes  Capitel. 

Von  den  einselnen  Menichen. 

§13. 

I.    PersoD.    Rechteahigkeit,  HandlungsnihigkeH. 

1.  Jeder  Memch  ist  als  ein  Individuum  auch  eine  Per$on,  d.  h.  nicht 
hk^i  emrechi$ßhige$^  sondern  ein  bertckUgtet  WeMm,  mcbi  blosz  eia 
BHIgiiebes,  son^m  ein  wirkliches  Rechtssulijeot  (1 — 3.)  Audb  das  ältere 
deotsche  Becht  hat  nie  einen  Stand  völlig  rechtloser  Menschen  gekannt 
Die  Eigenen  hatten  von  jeher  zwar  ein  beschränktes  und  wenig  geschätz- 
tes, aber  immerhin  in  wichtigen  Bezidiungen  ein  i^i^kannles  Recht  und 
eine  Bechtefilhigkeit,  die  alhnählich  ausgd>iUet  und  erweitert  wurde« 

Dagegai  gab  .es  im  äitem  deutschen  Repht  eine  völlige  RechUosigkeit 
sur  Strafe  als  Folge  der  Acht,  ftr  die  echt-  und  frUMoien  Leute  (§.  30). 
Auch  diese  Ausnahme  hat  nun  der  humaneren  Rechtsansicht  weichen 
müssen,  dasz  der  Mensch  nie  alle  (auch  die  rein  mensdilichen  Rechte) 
der  Person  verlieren  kann,  so  lange  er  lebt 

2.  Das  Recht  der  PersonUchkeü  ist  den  Menschen  angeboren,  und 
allen  Individuen   gleich.    Die  ReehttßhigkeU   aber,   d.   h.   die  Fähigkeit, 


1.  SchwabeiupiefeX  I.  Herre  got,  himelfschar  Vater,  darch  dtne  Gnete  ge- 
acbflefe  da  den  menschen,  in  drivaltiger  werdikeii.  Diu  ante,  dai  er  nach  dir  ge- 
gebildet ist.  —  Des  haben  wir  gar  michel  recht. 

2.  SaeluenM/mgel  III.  43.  $.  1.  Got  bevet  den  man  na  ime  selve  gebeldet, 
ande  bevet  ine  mit  siner  martere  geledeget,  den  enen  also  den  anderen»  ime  is  die 
arme  also  besvas  als  die  rike.  —  $•  3.  Do  man  ok  recht  irst  satte,  do  —  waren  al 
die  lüde  vrl. 

3.  Oetlerreiehiiehe»  OeteizS,  £.  16.  Jfeder  Mensch  hat  angeborene,  schon  durch 
die  Vernunft  einleuchtende  Rechte,  und  ist  daher  als  eine  Person  lu  betrachten. 
Sklaverei  oder  Leibeigenschaft,  und  die  Aosübang  einer  darauf  sich  beliebenden 
Macht  wird  in  diesen  Ländern  nicht  gestattet. 
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Primatradite  zu  erwerben  uod  zu  haben,  Ismn  eine  erhöhte  oder  eine  be- 
schriiiiLte  und  tm^schieden  geeiielte  sein*  Während  des  Hittebilters  irar 
dieffilbe  je  nach  der  Verschiedenheit  YonOglich  der  SItede  mannichfaUig 
bestimmt  Die  neuere  Zeil  hat  mehr  die  Tendenz,  eine  gkicfamäszige  nnd 
gleichartige  Bechts&higlbeit  aUen  Personen  zozagealehen. 

3.  J^BaiyUun^f$ßhi§kni,  d.  h.  die  Fähigkeit  der  Person,  Handlangen 
zu  begehen  mit  rechtlicher  Wirksamkeit,  folgt  nicht  wie  die  Rechtsfthig'- 
keit  schon  aas  der  Existenz  der  Person,  sondern  setzt  überdem  Verstand- 
nisz  dar  Handlung  und  Willenskraft  voraus,  nnd  kann  anch  anszerdem 
ans  andern  Gründen  beschränkt  sein..  Es  gibt  daher  V0r$^ie4me  Stu^ 
fm  und  Arien  der  HandlungsfiUugkeit,  welidie  niftht  zosammentefikn  mit 
den  Modificatioiien  der  Reelitsfthigkeit 

§.  14. . 
n.    Die  Gebort. 

1.  Die  Persönlichkeit  beginnt  mit  der  Geburt,  Das  Kind  im  Mutter- 
leib (der  Embryo)  hat  noch  keine  Persönlichkeit,  wird  aber  als  der  Keim 
eines  zukünftigen  Rechtssubjects  provisorisch  geschützt  Soweit  das  zur  Be- 
wahrung der  ihnen,  wären  sie  schon  geboren,  zukommenden  Rechte  nöthig 
ist,  werden  sie  vorläufig  als  geboren  behandelt  und  vertreten.  Dieser 
Grundsatz,  von  den  römischen  Juristen  klar  ausgesprochen  (1.),  scheint 
ancfa  dem  altera  deutschen  Rechte  schon  bekannt  gewesen  zu  Sf&in>  und 
ist  im  heutigen  Rechte  allgemein  anerkannt.    (2*  3.) 

2.  I>as  Kind  musz  lebend  geboren  sdn.  Das  ältere  Recht  hob  hier, 
einzehie  Aeuszerungen  des  Lebens  vorzf^lich  hervor,  als:  „Oeflhen  der 
Aagen  und  Beschreien  der  Wände''  und  verlangte  d^en  Beweis  (4.);  we« 
niger  mdessen^  weü  dieselben  als  nothwendige  Erfordernisae  der  lebenden 
Gebart  als  vidm^r  als  die  natürlichsten  und  regehnäszigen  Kennzeichen 
des  Lebens  betrachtet  werden.  Gemeinrechtlich  genügt  der  Nachweis  irgoid 
eines  Lebenszeichens. 


-.*- 


1.  L.  331.  de  y.  S.  Qaod  diciaMis»  eam  quk  nasci  speratar,  pro  supersUte 
esee,  tone  verum  est.  cum  de  ipsius  jarexiuaeritur:  aliis  aute^  oon  prodest  nisi  natus. 

2.  Bayr.  Landrecht  I.  3.  g.  %  UngeborDC  oder  in  Mutterleib  liegende  wer- 
den für  geboreo  geachtet,  wenn  es  ihr  Nutzen  also  erfordert  und  die  lebendige  Ge- 
burt wirklich  darauf  erfolgt. 

3.  Oetierreichitehet  Ges.  g.  33.  Selbst  migeborne  Kinder  haben  von  dem  Zeit- 
punkte ihrer  Empfingnisz  an  einen.  Aaspsueh  auf  den  Schutz  der  Gesetse.  Insoweit 
es  um  Ihre  und  niobt  um  die  Rechte  eines  Dritten  tu  ihun  ist,  werden  sie 
als  Geborne  angesehen ;  ehi  todt  gebornes  Kind  aber  wird  in  Rücksicht  auf  die  ihm 
für  den  Lebensfall  vorbehaltenen  Rechte  so  betrachtet,  als  wäre  es  nie  empfangen  worden« 

4.  Lex  jilMmännorvm  1)3.  gi  qua  mulier,  quae  hereditatem  patemam  habet, 
post  Duptum  praegnans  peperit  puerum «  et  in  ipsa  hora  moirtua  fuerit,  et  infans  vi- 
v«s  renlanserit  aliqvanto  spatio,  vel  nnius  borae,  nt  possit  aperire  «caioa  et  videra 
cnlmen  domus  et  quatuor  parietes,  et  pestea  detanctus  fuerit,  heredilaa  materna  a4 
patrem  ejus  pertineat    Vgl.  Schwabensp»  371. 


36  Bach  I.    Cap.  f.    Ton  den  eincetoeii  Menschea« 

Binzelne  neuere  Pftrücuhirechte,  wie  das  Bayrische  Landrecht  I.  3'. 
%.  2  and  das  Oesterreiekisehe  Gesetz  $.  S3  stdlen  bei  reif  geborenen  Kia- 
dern  die  Vermuthung  für  das  Leben  auf.  Diese  Vemiuthung  eines  that- 
sllchlichen  Verbtitnisses  versteht  sich  übrigens  nicht  Ton  sdbst;  Tietinehr 
ist  gemeinrechtlich  der  Beweis  des  Lebens  nOtUg,  wenn  es  bestritten  wirft. 

3.  Das  ältere  deutsche  Recht  verlangt  überdem  L^>en$fäkigk$üf  Vitali- 
tät) des  neugeborenen  Kindes  in  dem  Sinn,  dasz  ein  augenscheinich  un^ 
reifes  und  eines  dauernden  Lebens  nicht  filfaiges  Kind,  wenn  es  anch  inoi 
ersten  Augenblick  nach  der  Geburt  Lebertszeichen  kund  gegeben  haben 
sollte,  nicht  Erbe  wurde.  (5.)  Diese  Ansicht,  welche  sodann  httiiOmlicIft 
von  manchen  Juristen  aus  dem  römischen  Rechte  begründet  worden,  iai 
auch  in  den  französischen  Code  civil'  7SS,  906  ttbei^egangen. 

4.  Für  den  Beweis  der  Geburt  wird  in  den  neueren  Staaten  regel- 
mäszig  gesorgt  theils  durch  die  Einrichtung  der  Kirchenbücher  (Taufbücher)^ 
welche  von  den  Geistlichen  geführt  werden,  theils  durch  die  vorgeschriebene 
Eintragung  in  bürgerliche  Standesregister.  Diesen  amtlichen  Bücherif  und 
den  beglaubigten  Auszügen  aus  denselben  wird  öffentlicher  Glaube  zuge- 
schrieben.   (6.) 

S-  15- 

III^    Das  Geschlecht. 

1.  In  dem  ftltem  deutschen  Recht  war  der  Unterschied  des  Geschlechts 
von  weit  gröszerer  Bedeutung  als  in  dem  neuern,  weil  früher  das  Privat- 
recht  mit  dem  öffentlichen  Recht,  in  widchem  die  Weiber  natorgemäsz 
zurückstehen,  verwachsen  war,  nun  aber  die  Scheidung  beider  modernes 
Princip  ist  Privatrechtlich  stehen  die  beiden  Geschlechter  sich  in  der 
Regel  gleich.  Was  daher  für  die  Männer  gilt,  findet  auch  auf  die  Weiber 
Anwendung,  insofern  nicht,  wie  im  Familien-  und  Eriyrecht,  besondere 
Gründe  eine  verschiedene  Gestaltung  des  Rechts  je  nach  dem  Geschlechte 
bewirkt  haben. 

2.  Zwitter  werden  zu  dem  Geschlechte  gezählt,  dessen  Eigenschaften 
vorherrschen.  Insofern  sie  nicht  die  Rechte  Dritter  verletzen,  steht  ihnen 
überdem  die  Wahl  offen,  zu  welchem  Geschlechte  sie  gehören  wollen. 
(1.  ± 


5.  Saehientpiegtl  I.  33.'  Wirt  dat  kiiid  levoidieh  gebora  oode  heYet  de  vrowe 
des  getüch  an  rier  manoen  de-i  gehört  hehbei,  unde  an  tren  wiven  de  in  hulpen 
to  irme  arbeide,  dat  kfnt  behalt  des  vader  ent.  —  -»  Wead'it  levedt  aa  des  vader 
dode,  so  werdit  de  len  den  herrea'  Mich,  of  it  kint  bewist  wird  unde  aesen  also 
grot,  dat  it  lifhaftig  mochte  wesen. 

6.  Code  eioil  34  ff.  45.  Toute  persoone  pourra  se  faire  dtiivrer  par  lies  d^po- 
sitaires  des  registres  de  T^tat  ciril ,  des  eitrails  de  ces  registrea.  liCS  eitraits  d^liv;- 
r^  conrormes  aui  registres  ei  16galJ8te  par  leprteideat  d«  tribwuil  de  preaii^  ia^ 
stance  oapar  le  Joge  qui  remplaoeffa  feroat  M  iasqa'ii  InscripiioD  de/aux* 

1.    Bayr.  Landr,  I.  3.  $.  2.    Berüaphrodiieto    «ordtn  dem  Crcaehleohfte  beife- 
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*  Ei.  UbdAayty  recherches  snr  1a  condilioii  ci¥ile  et  politique  des 
femaes  depais  les  Romains  josqu'  k  nos  jovrt.    Paris  1843. 

§.  16. 

IV.    Das  Alter. 

1.  Der  Unterschied  des  Alters  bat  mehr  Bezug  auf  die  Handiungs' 
ßhi^uü  als  auf  die  ReditsfUugkjät  IHe  Altersstufen  wurden  aber  zu 
verschiedenen  Zeitmi  verschieden  bestimnit 

Schon  die  alten  Volksgesetze  setzen  ein  bestimmtes  Alfter  der  Mündig- 
keit  voraus,  häufig  schon  von  12  Jahren;  War  dasselbe  unbekannt,  so 
wurde  auf  die  Zeichen  ki^rperlicber  Reife  geachtet.  B^t  Sachsenspiegel 
kennt  vier  Altersstofen:  1)  bis  das  Kind  ,,zu  seinen  Jahren  kommt'S 
Altersstufe  der  Unmindigkeit ,  was  mit  Vollendung  des  zwölften  Jahres 
im  Lehenrecht  mit  dem  Zumasz  von  Jahr  und  Ti^  also  mit  13  Jahr  und 
6  Wochen  geschieht;  2)  bis  es  ,^u  seinen  Tagen  konunt^',  Altersstufe  der 
Minderjährigen,  bis  auf  21  Jahre;  3)  das  Alter  der  Vol^rigkeü  derer, 
die  aber  21  und  unter  60  Jahren  alt  sind;  4)  die  Stufe  derejr,  „die  über 
ihre  T^^  gekommen'',  über  60  Jahre,  nadi  dem  Schwabenspiegel  über 
80  Jahre  alt  sind,  hohes  Alter.  Die  erste  Glosse  musz,  die  zweite  und 
vierte  darf  Vormünder  haben.  Die  erste  hat  keine  selbständige,  die 
letztem  haben  gewöhnlich  eine  freiwillig  beschränkte  Ha^dlungsfilhigkeit 

(1-3.) 

2.  Die  Einwirkung  des  römischen  Rechts,  dem  sich  hier  schon  der 
Schwabenspiegel  angenähert  hat,  einerseits,  und  die  Ausbildung  der  obrig- 
keitlichen Vormundschaft  andererseits,  haben  fltr  das  neuere  Recht  wesent- 
liche Veränderungen  hervorgebradit  Es  kommen  vorzüglich  folgende 
Momente  in  Betracht: 


zählt,  wtlches  nach  Ratb  und  Meinung  der  YerstiiDdigen  ?ordringt,  falls  sich  aber  die 
Gleichheit  bierin  bezeigt,  sollen  sie  selbst  eines  erwihlen. 

2.  PreunkehM  Ltmdr,  I.J.  19— 28.  {.  ^.  Sind  aber  Reetile  eines  Dritten  von 
dem  Geschlecht  eines  vermeintlichen  Zwitters  abhängig,  so  kann  ersterer  auf  Unler- 
gQchung  durch  Sachverständige  antragen.  S*  ^3*  ^^^  Befund  der  Sachverständi- 
gen entscheidet  auch  gegen  die  Wahl  des  Zwitters  und  seiner  Eltern. 

i.  Sac^attpiegel  I.  42.  S*  ^«  E^  sinen  tagen  unde  na  sinen  dagen  muten  mav 
wol  vomuDden  hebben,  oh  bds  bedarf  nademot  Is  vrol  «ntberen  of  he  wel.  ~  Over 
ein  unde  ivintich  Jar  so  is  de  man  to  sinen  dagen  komen.  Over  sestich  iar  is  be 
boven  sine  dage  komen.  g.  2.  Svenne  en  kint  to  sinen  jaren  kamt,  so  mut  it  wo 
vonnände  slnes  wibes  sin,  unde  dar  to  swes  it  sal ,  of  It  wel ,  unde  san  lo  kampe 
Belevn  wart,  al  si't  blnnensinen  dagen;  wend  als  it  sjk  mut  vore  slan ,  also  mut  IC 
sine  BUDdelen  wel  vore  stan. 

2.  Schwah^mpiegel  54.  Als  der  kneht  xe  vierzebe»  Jaren  kumet;  er  nimet  wol 
einen  andern  pfleger,  er  habe  im  wol  oder  äbel  gette.  unde  den  sol  er  nemen  nach 
siner  framen  vrlunde  rate,  wil  er  nach  muotwillen  nemen,  des  sol  im  der  rihter  niht 
gestatten,  noch  sine  wtsen  frionde.  —  Ein  iegelich  sol  plleger  bin  uju  er  kumet  ze 
fönif  ande  zwanzig  jaren.    daz  bat  der  künic  Karel  geboten. 

3.  3chwahen9piegel  44.  Als  ein  man  kamt  t/t  ahzic  fUren,  so  bAt  er  sine  volle 
Uge.   Wil  er»  so  inas  er  Tsnitinde  Mneor  wll  er ,  er  mae  ir  onch  enpeteiik    Vgl  c^  47. 


28  Buch  I.    Cap.  I.    Tra  den  etBEelnen  Mensehen. 

a)  Die  beiden  ersten  Chwen  der  Unmündigen  und  Minderjährigen 
wurden  mit  Rücksicht  auf  die  fortgtsetzte  und  gleichartige  Vomaaid- 
Schaft  in  den  wesentlichen  Beziehungen  zu  Einer  verbunden,  u^d  es 
hat  so  die  frühere  auch  in  dem  römischen  Rechte  ausgebildete  Unter- 
scheidung zwischen  Unmündigen  und  Hinderjährigen  ihre  rechtliche 
Wirkung  groszentheils  verloren.  Es  ist  das  ein  offenbarer  Mangel 
det  heutigisn  Rechtsbildung,  da  dieselbe  in  der  Entwicklungsgeschichte 
des  Menschen  eine  natürliche  Grundlage  hat,  diö  besonders  in  dem 
Vormundsehaftsrechte  wiiMkr  Beachtung  verdiente. 

b)  Für  die  Falle,  in  dmien  dem  Unterschied  noch  eine  Wirkung  zu- 
geschrieben wird,  wie  filr  das  Eherecht  und  das  Recht  zu  testiren, 
ist  die  filtere  Gränze  von  12  Jahren  oder  von  13  Jahren  6  Wochen 
gemeiniglich  aufgegeben,  und  nach  römischem  Vorbild  auf  14  Jahre 
fdr  Knaben  und  12  Jahre  für  MAdchen  gesetzt,  oder  auch  unsern 
jetzigen  Sitten  entsprechender  noch  mehr  erhöht  worden,  auf  16  (für 
MSnner  zum  Behuf  der  Eingehung  der  Ehe  zuweilen  18  und  90)  Jahre. 

c)  Die  römische  Gränze  der  Volljährigkeit,  25  Jahre,  wird  nur  in 
wenigen  deutschen  Ländern  anerkannt  Jn  Sachsen,  Bayern,  Wurtem^ 
berg,  SchUewig-Holstein  und  in  den  deutschen  Ländern,  wo  die  fran- 
zösische Gesetzgebung  (Code  Napol^n)  gilt,  wird,  wie  im  Sachsen- 
spiegel, ein  Alter  von  H  Jahren,  nach  dem  Preuszischen  Landvechi 
und  dem  Oesterreichischen  Gesetz  ein  solches  von  24  Jahren  zur  Voll- 
jährigkeit erfordert.    Andere  Bestimmungen  kommen  anderwärts  vor*). 

d)  Die  Altersstufe  derer,  die  über  ihre  Tage  gekommen,  wird  nur  ans- 
'    nahmsweise  noch  in  bäuerlichen  Verhältnissen,  vorzüglich  mit  Bezug 

auf  den  Altentheil ,  im  neuem  Rechte  beachtet. 

^  KratU,  die  Vormundschaft  nach  deutschem  Recht.  GötlSngen  1835. 
I.  S.  HO  ff. 

§.  17. 
y.    Der  Tod.    E^e  Yerschollenheit  und  Todeaerkliriuig. 

1.  Die  Persönlichkeit  des  Menschen  hört  für  das  menschliche  Rechts- 
gebiet auf  mit  dem  Tode  desselben.  Auch  für  den  Beweis  des  Todes  wird 
regelmäszig  durch  die  Sirchenbücher  oder  welüichen  Register  (Todten- 
scheinej  gesorgt  Eine  Vermuthung  fftr  den  Tod  aber  gibt  es  zunächst 
nicht.  Vielmehr  inusi ,  wer  aus  dem  Rechte  eines  andern  Rechtie  flir  sich 
herleiten  will,  diese  Thatsache  erweisen.  Dasselbe  gilt  von  dem  Zeitpunkte 
des  Todes,  wenn  es  darauf  ankommt.  Wenn  daher  zwei  oder  mehrere 
Personen  in  der  nämlichen  Gefahr  umgekommen  sind,  und  nicht  nach- 
gewiesen werden  kann,'dasz  der  eine  den  andern  überlebt  habe,  so  ist 
jener  auch  nicht  der  Erbe  dieses  geworden.    (1.  2.)**) 

*)  Z.  B.    >2  Jahre    Rkr  Hftiiner    und  tS  für  Weiber    zu  Hamburg,   23  Jahre  in  Bern  und  im 

Waadüand,  in  den  Kegej^tenhHusem  gewöhnlich  18  Jahn. 
***)  Ob  die  AuanahmeYerm^thungen  römischer  Jurisien  fllr  den  Fall,    iro  EHem  und  Kinder 
'  gtm«iB8am  'vervngMekt  ilnd«  eine  inner«  BegitliduBg  hal>en,  iMaii  aich  betweifeln.    Di« 


g.  17.   Der  Tod.    Dto  VersehoHenheit  und.  TödeserilXrang.  ^^ 

^  Dos  Bedthrlbisz,  die  Recbtsverhflttnisse  von  Personen  zu  reguliren, 
TOD  deren  Dasein  man  seit  längerer  Zeit  keine  Knnde  hat,  und  die  daher, 
wenn  dies  rechüieh  Consta tirt  ist,  VerschoUene  heiszen,  hat  in  neoerer  Zeit 
zur  AosbJldung  des  Institutes  der  Todeserklärung  und  zu  nShem  Bestim- 
moBgen  der  Partieulargesetze  über  die  Folge  der  Verschollenheit  geführt 
die  einen  genMinsamen  Character  haben. 

Zunädut  bestehl-audl  über  den  Versckotlenen  keine  Vermuthungj  weder 
da$z  er  lebe,  noch  da$z  er  todt  sei.  Der  Vormund  flir  den  VersehoHeneh 
kann  daher  nicht  in  dessen  Namen  eine  inzwischen  eröffnete  Erbfolge  an^ 
nehmen,  noch  können  inzwischen  seine  Erben  sein  Vermögen  als  Verias-^ 
sensebaft  behandeln.  (3.)  Nur  ausnahmsweise  haben  einzelne  Particular- 
rechte,  soweit  nicht  besondere  Wahrscheinlichkeitsgründe  entgegen  stehen, 
für  die  ersten  Xahre  der  uobekannten  Abwesenheit  eine  Vermiuthung  für 
das  Leben  eingeführt,  (4.  ö.)  und  so  binnen  dieser  Zeit  dem  unb^anat 
Abwes^iden  die  Aussicht  Erbe  zu  werdefi  zugiesprocfaen^ 

RegelmAszig  aber  wird  nun  durch  die  gerichUiehe  TadeserUärung  eine 
V&rmuthung  für  den  Tod  des  Verschollenen  hergesteUt,  und  so  ein  Erb- 
recht in  das  von  ihm  zurückgelassene  Vermögen  eröffnet. 

3.    IMe  Erfordernisse  der  Todeserklärung  sind: 

a)  YerichoUenheit.  Sie  wird  von  der  letzten  sicheren  Kunde  des 
Ldbens  an  gerechnet,  und  hört  auf,  sobald  ton  dem  Leben  oder  dem  Tode 
des  Verschollenen  eine  neue  sichere  Kunde  eintrifft 


1.  Freu^ziiches  Landrecht,  I.  1.  g.  39-  Wenn  zwei  oder  mehrere  Menschen 
ihr  Leben  in  einem  gemeinsamen  Unglück  oder  sonst  dergestalt  za  gleicher  Zeit  ver- 
loren haben,  dasz  nicht  ausgemiltelt  werden  kann,  welcher  zuerst  verstorben  sei,  so 
kann  angenommen  werden,  dasz  keiner  den  andern  überlebt  hat. 

S.  Oesterreichischet  Gesetz  §.  25.  Im  ZweiTel,  welche  von  zwei  oder  mehreren 
verstorbenen  Personen  zuerst  mit  Tod  abgegangen  sei,  masz  derjenige,  welcher  den 
fräbern  Todesfall  des  einen  oder  des  andern  behauptet,  seine  Behauptung  beweisen; 
kann  er  dieses  nicht,  so  werden  alle  als  zu  gleicher  Zeil  verstorben  vermuthct,  und 
es  kann  von  Cebertragung  der  Rechte  des  einen  auf  den  andern  keine  Rede  sein. 

3.  Reehtstpruch  des  OAG.  zu  Darmstadt  bei  Seuffert  Arch.  III.  18{^:  Der  ei- 
nem Abwesenden  —  bestellte  Cur.ilor  ist  in  dieser  Eigenschart  nicht  legitimirt,  eine 
dem  Abwesenden  deferirte  Erbschaft  für  seinen  Curanden  anzutreten. 

4.  Zürcherisches  Gesetz,  §.  12.  Wenn  eine  Person  unbekannt  abwesend  ist, 
so  wird  in  der  Regel  während  der  ersten  15  Jahre  unbekannter  Abwesenheit  ver- 
mathei,  üasz  dieselbe  noch  am  Leben  sei.  %,  15.  Nach  AblauT  von  15  Jahren  be- 
steht keinerlei  Vermuthung  mehr  für  das  Leben.  S-  ^O-  Wenn  von  dem  Zeilpunkte 
an  gerechnet,  in  welchem  die  Vermuthung  für  das  Leben  erloschen  ist,  weitere  15 
Jahre '  verflossen  sind  —  so  wird  von  da  an  die  Vermuthung  seines  Todes  begründet 
und  die  Todeserklärung  —  ausgesprochen. 

5.  fVlirttemb,  Obertribunalerlasz  von  1826.  Verschollene  werden  so  lange  sie 
das  siebenzigste  Jahr  nicht  zurückgelegt  haben  für  erbfähig  angenommen,  ihre  Cura- 
loren  zum  Erbschaftsantritt  für  sie  zugelassen  u.  s.  f. 


neuem  Geaettgebnngen   nehmen  daher  aoch  keine  RGcksicbt  darBuf,  ausgenommen  der 
franiftsisdb«  Code  S.  120  (f.,  welcher  dmI»  mehr  und  willkGrUcber  nnteraeheidet 


80  Hack  1.    Cifu  I.    Wmt  de«  tioittaieii  MeMdifq, 

b)  Auszefdem  dn  Uioiubfir  WaknchikUichMUgrmd  ßr  dm  Tod, 
Als  solcher  gilt  da*  Nachweis,  dasz  der  Verschollene  ein  AHer  vom  70 
Jahren  (6.)  (Particularrechte  haben  80,  100  Jahre,  andere  rechnen  nach 
der  Dauer  der  Abwesenheit)  erfüllt  hätte.  Aber  nicht  immer,  z.  B.  niehl 
wenn  die  Yerschollenheit  erst  im  GOsten  Jahr  ihren  An&ng  nahm.  Noch 
minder  ist  das  der  einzige  Wahrseheinlichkeitsgrand.  Andere  können  von 
dem  Richter  ebenfalls  beachtet  werden  und  dann  viel  froher  die  Vermu- 
thung  für  den  Tod  begründen;  a.  B.  es  ist  wahrscheinlich,  dasK  jemand 
ertrunken  oder  als  Soldat  in  einer  Schlacht  umgekommen  ist,  und -seither 
lAngere  Zeit  verflossen  ohne  Kunde  von  seinem  Leben.    (7 — 10.) 

c)  Eine  ohne  Erfolg  gebliebene  öffmUiche  Äuffordenmg  (EdicUl- 
UtdtmgJ  des  Gerichts« 

4.  Die  geriektUche  Tode$erUärung  bestimmt  sodann  das  Datum  des 
vermutbKchen  Todes  (z.  B.  wegen  hohen  Alters,  das  Ende  des  TOsten 
Jahrs >  oder  wegen  Todes  in  der  Schlacht,  den  Tag  der  Schlacht),  und 
begründet  so  eine  Rechtwermuihmg  für  den  Tod.  Es  wird  die  Erbeehafi 
Ton  dem  so  bestimmten  oder  aus  den  Verhältnissen  sich  ergebenden  Tage 
eröffnet,  und  die  Frau  des  TodterklSrten  ist  von  da  an  als  WüUße  zu 
betrachten.  Wenn  auch  die  Erben  schon  früher  im  Genusite  seines  Ver- 
mögens waren,  so  ist  doch  erst  von  da  eine  wahrt  Erbeekaft  vorhanden, 
und  das  Erbverhältnisz  wird  nach  jenem  Momeiite  bestüunt 

5.  Wenn  nachher  der  Toderklfirte  als  lebend  erscheinen  soRte,  so 
kann  er  Restitution  des  noch  vorhandenen  Vermögens  fordern;  ebenso  ein 

6.  Psalm  90.  10.  Unser  Alter  w&hret  siebenzig  Jahre,  ond  wenn  es  hoch  kommt 
so  sind  es  achtzig  Jahre. 

7.  Bayrisches  Ldr.  I.  7.  g.  39.  Dafern  aber  die  Abwesenheit  so  lange  dauert, 
dasz  man  entweder  hieraus  oder  sonst  ans  andern  umständen  den  Tod  wahrscheinlich 
^ermuthen  kann,  so  bedarf  es  keiner  Caratel  mehr,  sondern  der  Abwesende  wird 
für  verstorben  erklärt. 

8.  Freuszisehes  Ldr.  T.  1.  g.  35.  Zum  Ueweise  des  Todes  ist  hinreichend: 
Wenn  Jemand  im  Kriegp  eine  schwere  Wunde  erhalten  bat  und  innerhalb  eines  Jah- 
res nach  geschlossenem  Frieden  von  seinem  Leben  und  Anrcnlhalte  keine  Nachricht 
eingegangen  ist.  —  §.  38.  —  wird  vermutbel,  dasz  ein  Mensch,  von  dessen  Leben 
oder  Tode  keine  Nachricht  zu  erhallen  ist,  nur  siebenzig  Jahr  alt  geworden  sei.  Vgl. 
eben  da  IL  18.  gg.  821  ff. 

9.  Code  civil  129.    8i  Tabsence   a  conlinu6   pendant   trente  ans  depuis  Tenvoi 

provisoire ou  s*il   est  6coul^  cent  ans  r^volus  depuis  la  naissance  de  l*absent 

les  cautions  seront  d^charg^cs. 

10.  Oeslerreichisches  Ges.  g.  24.  Wenn  ein  Zweifel  entsteht,  ob  ein  Abwesender  oder 
Vermisztcr  noch  am  Leben  sei  oder  nicht,  so  wird  sein  Tod  nur  unter  folgenden  Cm- 
ständen  vermuthet:  1)  wenn  seit  seiner  Geburt  ein  Zeitraum  von  80  Jahren  verstrichen 
und  der  Ort  seines  Aufenthaltes  seit  10  Jahren  unbekannt  ist;  2}  ohne  Rücksicht 
auf  den  Zeitraum  von  seiner  Geburt,  wenn  er  durch  dreiszig  volle  Jahre  unbekannt 
geblieben;  3)  wenn  er  im  Kriege  schwer  verwundet  worden ,  oder  wenn  er  auf  einem 
Schilfe  da  es  scheiterte,  oder  in  einer  andern  nahen  Todesgefahr  gewesen  Ist  and 
seit  der  Zeil  durch  drei  Jahre  vermiszt  wird.  In  allen  diesen  Fällen  kann  die  Todes- 
erklärung aDgcsaeht  und  —  vorgenommen  werden.    Vgl.  g.  977  daselbst. 


S«  48.    HifiUMriselie  EiiWeitang.  gt 

Erbe,  dan  es  nachMglich  gelingt»  dta  wirklich  erfolgten  Tod  in  einem 
anderen  Momente  zu  erweisen,  insofern  seine  erbreohüichen  Ansprüche 
nicht  rerjShrt  sind. 

*    Gtngkr ,  Privatrecht  $.  14. 


Zweites  CapiteL 

Unterschied  der  Stände  und  fierufsciassen. 

Historische  Einleitung. 

1.  Der  Gegensatz  der  Freien  und  der  Unfreiem  and  die  Gegeosfitie 
der  verschiedenen  Stände  unter  den  Freien  im  Mittelalter  (Hoehfreie^ 
Miitelfreie ,  Gemeinfreie,  dann  die  spfitern  Stflnde  der  Bitter,  Bürger  und 
freien  Bauern)  und  der  verschiedenen  Abslufvngen  unter  den  Unfreien 
(Uten  und  Knechte,  dann  die  Dienstleute,  Gotteshaudettte ,  hörigen  und 
leibeigenen  Bauern]  waren  för  das  ältere  Privatrecht  aller  deutschen  Völker 
von  grö^zter  Bedeutung.  Je  nachdem  Jemand  der  einen  oder  andern  Classe 
zogebörte,  hatte  er  auch  yersdiiedenes  Recht;  und  viele  privatrechtliche 
Institote  hatten  einen  besondern  ständischen  Boden  und  eine  eigenthüm- 
liebe  ständische  Form  und  Geltung. 

2.  Heutzutage  ist  der  Gegensatz  der  Freien  und  Unfreien  durch  Auf- 
hebung jeder  Art  von  Eigenschaft  verschwunden  und  der  Unterschied  der 
Stinde  -^  noch  wirksam  in  der  Ordnung  des  Staates  und  der  öffentliclien 
Institutionen  —  hat  auf  das  Privatrecht  gegenwärtig  nur  einen  ganz  unter- 
geordneten Einflusz  behalten.  Dieses  ist  zu  einem  Gemeingut  aUer  Volks- 
dassen  geworden  und  in  der  Regel  aüen  Individuen  in  gleicher  Weise  zu- 
gängiicb.    (1.) 

Ausnahmsweise  nur  haben  noch  einzelne  ständische  Unterschiede  kn 
Privatrecht  fortgedauert.  Ihren  eigentlichen  Sitz  hat  aber  die  Lehre  von 
den  Ständen  nun  im  öffentlichen,  nicht  mehr  im  Privalrechl. 

3*  Die  nenero  Stände  haben  meistens  aufgehört  Geburtsslände  zu  sein, 
und  sind  gewöhnlich  Bmrufsstände  geworden.  Sie  beruhen  daher  nicht 
mehr  auf  dem  Blute  und  dem  höheren  oder  niedern  Werthe,  welcher 
diesem  von  den  Alten  zugeschrieben  worden,  sondern  auf  den  socialen 
Cultnrverhältnissen.  Die  Yeischiedenheit  der  Bildung,  des  Berufs,  der 
LebenssteUung  und  Lebensweise  übt  aber  noch  auf  das  Recht  einigen  Ein« 
flosz  «OS,  and  bewirkt  zuweilen  innerhalb  eines  grossen  Gesammtstandes 
weitere  Unterscheidung  der  dnzplnen  Berufsclassen. 


i.    Millekrand^  Deutsche  Recbisspricli Wörter  IB.    Was  dein  einen  reobt  ist,  Ifl 
4em  andero  billig.    18.  Das  Recht  ist  für  JedermaDn. 


S2  Bach  I.    Cap.  II«    URtenehM  der  Stinde  und  BerobdasieD. 

§.1». 

I.    PriTatfreihelt.    Tertot  der  ünfrefheit. 

1.  Die  negative  Seite  der  privatrechtlichen  Freikeit  besteht  darin,  dasz 
der  Freie  nicht  eines  andern  eigen  ist  noch  sein  kann  (1.)*  di^  positive 
darin,  dasz  er  als  Perton  anerkannt  wird  und  des  regelmässigen  Privat- 
rechts fähig  ist. 

Die  Freiheit  in  diesem  Sinn  ist  nun  eine  allgemeine  und  re  elmAszige 
und  steht  nicht  blosz  den  Einheimischen,  sondern  auch  den  Fremden  zu. 

2.  Die  früher  in  Deutschland,  besonders  im  Bauernstände  sehr  ver- 
breitete Leibeigenschaft  hat  nun  sammt  ihren  persönlichen  Wirkungen 
aufgehört.  Dieselbe  wurde  durch  die  Landesgesetzgebung  und  die  gemdn- 
same  Ausbildung  des  öflfentlichen  Rechts,  welches  innerhalb  des  Berdches 
setner  Herrschaft  weder  Sklaverei  noch  Eigenschaft  mehr  zulttszt,  in  unserm 
Jahrhundert  aufg^oben.    (2 — 6.) 


1.  Sachterupieffcl  HI.  4.  g.  42.  An  minen  sinnen  ne  Iran  ik  is  nicht  apgenemen 
na  der  warheit,  dat  jeman  des  anderen  sole  sin;  ok  ne  hebhe  wir's  nen  orkönde, 
(Vgl.  die  Belege  za  $.  13.) 

2.  Baduche  Verordn,  v.  1783  (bei  Kraut  %.  ^  4.}  Wir  erklfiren  —  dasz  Wir  — 
ohne  Absiebt  auf  einigen  Ersatz  der  Einkünde,  welche  aus  der  Leibeigenschaft  flieszen 
—  in  Unsern  gesammten  Landen  — die  Leibeigenschaft  von  dem  heutigen  Tag  an  vöMig 
aufheben   und  Unsere  Unterthanen  in  besagten  Landen  hlemft  ffir  leibesfrei  erklirea. 

3.  Preuatischea  Landr,  IL  7.  S-  ^^^'  ^^  findet  die  ehemalige  Leibeigenscbift, 
als  eine  Art  der  persönlichen  Sklaverei,  auch  in  Ansehung  der  Unterihfinigen  Be- 
wohner des  platten  Landes  nicht  statt.  (Aber  noch  in  den  §§.  152  ff.  sind  erhel>- 
liche  Nachwirkungen  derselben  zugelassen.) 

4.  R.  PfesfphäliscAe  f^ervrdm.  v.  1808:  Art.  1.  Als  LeiheigemehafUverhmdBeh^ 
keiUn  werden  betrachtet  und  als  solche  aufgehoben:  1)  bloaz  persSnIiche  Dienste  und 
PersoDen-Frohaen;  2} .alle  Dienste,  die  zwar  in  Rücksicht  des  Besitzes  eines  Grund- 
stüfks  obliegen  ^  aber  unbestimmt  und  von  der  Willkür  dessen»  der  sie  zu  fordern  bat, 
abhängig  sind.;  3)  die  Yerbindlichkeit  der  Bauern  in  dem  Hause  ihres  bisherigen 
Herrn  als  GeSinde'zü  dienen;  4)  die  Verbfndlicbkeit  zur  Eingehung  einei'Heirath  die 
Einwilligung  des  bisherigen  Herrn  einzuholen  und  an  diesen  unter  der  Benennang 
Toa  Bedemund  oder  einem  sonstigen  Namen  für  eine  solche  Etnwilli^^iing  in  Iknblende 
Abgaben  zu  entrichten.  Art.  5.  Dem  Bauern  steht  es  frei  das  Gut  zu  verlasaeo» 
auch  sich  an  irgend  einem  andern  Ort  niederzulassen.  Art.  6.  Aufgehoben  ist  femer 
das  unter  dem  Namen  des  Morluarii  bekannte  Recht. 

5.  /(.  I/annaoertche  yerordn,  fOr  Lingen  T.  1823.  %.  2.  Das  Leibeigenthum 
nebat  allen  daraus  hergeflossenen  Folgen  ist  bereits  aufgebobenr  (.  8.  In 
Gemäszheit  der  deszhalb  getrofTeoen  Verfugungen  bleiben  auch  künftig  ohne  Entachi- 
digung  allgemein  abgeschafft:  1)  die  Freilassung  und  der  Freikauf;  2)  die  gutsherr^ 
licbe  Vormundschaft  ^  für  die  Kinder  der  Gutsleute;  3)  die  guisherrliche  Einwil- 
ligung zu  den  Heirathen;  4)  der  Bettemund;  5)  das  gutsherrliche  Straf-  und  PfXn- 
dungsrecht;  6)  der  Sterbfall  von  aolehen  Personen ,  welche  nicht  Elgenthdmer  einer  da- 
mit belasteten  Stätte  sind;  7)  der  Gesinde-Zwang;  8J  die  aondtigeo  blosi  peral^aliduD 
Dienste  oder  Personal-Frohnen ;  9)  alle  ungemessenen  Dienste,  wenn  sie  gleich  aaf 
dem  Grundbesitze  haften. 

6.  Buyruchea  Oeaeh  v.  1848.  S-  9*  •A.Ue  rein  persönlichen,  nicht  auf  Grund 
und  Boden  haftenden  Abgaben  hören  ohne  fintschädigung  auf.  g.  3.  Die  Erhebung 
des  Mortaariums  (Besthaupt)  cesairt  ohne  Entschädigung. 


8.  10.   PrWttfreilMli.    Yerbot  der  UnfreilieH.  8S 


INe  Äuß^fmg  der  fenäiUkken  RgeiMchafI  geschah  m  deo  meisten 
deBtseben  Lftndeni  okiu,  nur  in  wenigm  mü  Entschtdigung  der  Leib- 
herreo.  Nicfat  nothnrendig  -Terbondcn  damit  ist  die  Anfhebimg  der  Cruti- 
mUrthämgkcU,  welche  theils  eine  staaUreehtKche  (Gerichtsbarkeit),  theils 
eine  dmgUehB  Bedeatong  ;  Abhingigkeit  und  Lasten  der  Golonat-  mid  Hof- 
gttter)  hat 

8.    Als  Folgen  der  persönlichen  Eigoaschaft  nnd  im  Zweifel  ab  mit 
dieser  an^hoben  sind  zn  betrachten: 

a)  die  Gthundenheit  der  Hörigen  an  den  Hof,  die  häufig  schon  in  aUerer 
Zeit  durch  das  Redit  des  freim  Iu§t  beseitigt  worden  ist;  (7—^9.) 

b)  das  Recht  des  Herrn,  den  Hörigen  ra  verämx^m;  (10.) 

c)  der  Ge9indezu>ang ;  (11.  12.) 

d)  die  Heirath^>e$ckränkung ,  nach  welcher  der  Hörige  der  Erlaubnis!  des 
Herrn  bedurfte,  um  heiratben  zu  können,  und  dafür  eine  GebObr 
entrichtoi  muszte ,  sowie  die  in  der  Vorzeit  oft  sehr  schweren  Folgen 
der  Vngimmenehe;  (13. — 15.) 

7.  Bayritek—  Ltmär,  I.  8.  §.  15.  Seelistens  kaiui  ain  Lelbeisener  alme  Be- 
wHliguDg  seines  Hemi  nicht  tod  ihm  abziehen. 

8.  Ofltauog  Ton  Srüüen  {Oranm  Weisth.  I.  76).  Es  mag  ouch  ein  iegklicher 
¥on  ans  zieehen ,  wenn  er  wil ,  von  richiham  oder  von  armuth  wegen ,  von  dem  her- 
ren  nnd  mengkliehem  unbekümmert.   / 

9.  ▼«^gtbdch  Ton  Alpfir$haeh  von  1408  (bey  lUx^ch^r  Würtemb.  Stataten  I.  38). 
Dnd  alle  die  des  Qotfhus  eigen  eint»  die  sont  htn  einen  fryen  gexog,  ob  sich  einer 
anderswa  Ims  mag  began ,  denn  hioder  dem  Gotataus ,  oder  in  der  Yogty ,  den  sol  ein 
vogi  beialten  und  aol  sprechen:  voran  goles Namen,  and  kom  herwider  so  da  machst 
oder  CS  dir  wohl  fugt;  8o  went  wir  dir  gallich  tbun  denne  wir  Je  getaten. 

10.  B^x^^che*  Landr.  I.  8.  $•  H*  2weytens  kann  er  von  seinem  Herrn  ver- 
kaaft,  verschenkt,  verpfindet,  verschrieben  ,  vermacht,  vererbt  nnd  überhaupt  wie 
alles  andere  Elgentham  rerioszert  und  verhandelt  werden.  Jedoch  andergestalt  nicht 
als  nach  der  Observanz. 

11.  Mtbuter,  Egth.  Qrd.  I.  4.  S*  5.  Dann  müssen  aacb  der  EigenbehOrigen 
Kinder  nach  erreichtem  diensifXhigen  Alter  bey  Ihren  Gutsherren  den  Zwangdienst  ver- 
richten nnd  ein  halb  Jahr  ohne  Lohn  Tür  die  Eost  dienen. 

1%.  BiPjrri»ehe9  Landr.  I.  8.  S*  'tO.  Erstens  ist  der  Leibeigene  seinem  Herrn 
zu  all  aostXndig-  and  herkömmlichen  Diensten  verbanden.  Jedoch  gegen  gebähren- 
den  Lohn. 

13.  Urkunde  von  1224  bei  \\,  (bei  Kraut  %,  67.  14):  homo  ecclesle  mansam 
Don  babens  pro  contrahendo  matrimonio  solidum  dabit  vel  pellem  hirci. 

14.  ,Barrüeh99  Landr,  \,  8.  %.  12.  Drittens  soll  er  bey  Vermeidung  willkür- 
licher Strafe  ausser  Landes  gar  nicht,  und  Im  Lande  nicht  ohne  Bewilligung  seines 
Herrn  heiratben;  dahingegen  aber  auch  der  Herr  für  den  ertheilten  Concens  nichts 
IQ  fordern  hat,  auszer  das  sogiinannte  Abzugsgeld,  wo  solches  hergebracht  ist. 

15.  Bngelherger,  Hofr.  (bei  Blunttchii,  Zürich.  Rechtsgesch.  L  193).  Wenne 
ein  gotzhusman  slnen  herreu  veratet  an  lieb  öder  an  sin.  n  ereo  oder  sin  ungenotsen 
nimmt,  oder  ein  gotzhusman  ein  gotshuswib  ersiecht  ze  tode ,  de*  Üb  und  gnot  ist 
dem  gotshtts  vervallen. 
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e)  der  Leiözku,  wddier  la  untendieidea  ist  toh  den  auf  GOterbesitE 
(dem  Hansraoch)  haftoiden  Zinsen;  (16.  17.) 

f)  das  Erbrecht  des  Hern  in  die  Verlaasenschaft  des  Hörigen  (1&  19«), 
and  in  Folge  dessen 

g)  das  Recht  auf  den  Faä  (das  Be$th4M/pi) ,  insofern  dieses  nii^t  aaa<> 
nahmsweise  im  realen  Verband  mit  dem  GutsQbergang  ab  eine  Last  des 
Gates  sich  noch  erhalten  hat    (2(X) 

II.    Der  Adel  im  beatigen  Recht 

I.  Artea  and  Grade  des  Adels. 

1.  Zom  hohen  ieuUchm  Adel  gehören : 

a)  die  FamiHen  der  regierend^i  deutschen  Kaiser,  Könige  and  Fürsten; 

b)  die  Standeeherren  and  ihre  vormals  reichatändischen  FamiUin.  (1.) 
Im  Sinne    der    beetmdem  Landesrerfanung  werden  diesen  zuweA» 

noch  andere  FamOien  oder  HSopter  von  Familien  als  hoher  Landetadd 
heigeordnet. 

2.  Zu  dem  niedm%  Adel  gehören  alle  Qbrigen  adüchen  Personen  and 
Familien,  unter  doien  die  Häupter  der  yormaligen  reich$riUersehaftHehm 
Familien  eine  hervorragende  Stellung  einnehmen. 

3.  Dem  Titel  und  Range  nach  werden  unterschieden: 

a)  Prinzen  und  Prinzessinnen, 

b)  Herzoge  und  Fürsten, 


Id.  Bayritchet  Lomir.  I.  8.  $.  13.  Yiertens  befahlt  er  dem  Herrn  aHJihiiich 
den  beduBgeoeQ  oder  hergebraehteo  Leib-ZiiM. 

17.  Lagerbach  von  Blaabeareo  yod  1073  (bei  Kraut  g.  67.  23).  Aln  Jode  MaDna- 
und  Frawen-PeraoD  dem  C.  Bl.  mit  Laibaigeoecbafll  Terwaodt  »  die  gibt  alle  Jar 
auf  Martini  —  tu  BewaUung  der  Laibeigtntehafi  ain  hennen  genannt  Leihhenmem^ 

18.  Alte  Olhiang  von  Engelbert  (bei  Orimm,  Weisth.  I.  3).  Das  goUbns  erbet 
euch  alle,  die  An  liberben  sterbest,  es  sigen  frowenoder  man. 

19.  OlToang  ?on  Birmenttorf  v.  1347  (bei  BlunischU  a.  a.  0.  I.  312).  Wa  ein 
gotzhusman  stirbet,  der  git  das  beste  lehemt  koupt,  das  er  hat,  ze  vaUe  und  datmi 
bat  er  tin  erbe,  das  er  Yon  dem  gotzbos  hatte»  einen  rechten  erben  verechatzet, 

20.  Bay rieche»  Landr,  I.  8.  g.  14.  Fünftens  bat  der  Herr  auf  Absterben  seines 
Leibeigenen  den  yon  Alters  hergebrachten  TodtenfaU  (Mortoarium)  he j  dessen  Vertassen- 
Schaft  —  zu  suchen. 

1.  Denttche  Bandesacie  v.  1815.  Art.  14.  Um  den  im  Jahr  1806  und  seitdem 
mittelbar  gewordenen  ehemaligen  ReichssUnden  und  Reichsangehörigen ,  in  GemSsz- 
heit  der  gegenwärtigen  Verhältnisse,  in  allen  Bundesstaaten  einen  gleichförmig  blei- 
benden Rechtszustand  zu  verschaffen,  so  vereinigen  die  Bundesstaaten  sich  dabin:  a) 
dasz  diese  fürstlichen  und  gräflichen  Häuser  fortan  niehte  deetoweniger  zu  dem  hohen 
Adel  in  Deutschland  gerechnet  werden  und  ihnen  das  Recht  der  Ebenhürtigheit  in 
dem  bisher  damit  verbundenen  BegriflT  verbleibt,  b)  Es  sollen  ihnen  uberbaui^t  in 
Rücksicht  ihrer  Personen,  Familien  und  Besitzungen  alle  diejenigen  Rechte  und  Vor- 
züge zugesichert  werden,  oder  bleiben,  welche  aus  ihrem  Eigenthum  und  dessen 
ungestörtem  Genusz  herrühren  und  nicht  zu  der  Slaategewalt  und  den  hohem  Ae- 
gierungsrechten  gehören. 


S.  20.    Arten  und  Gr«de  des  Ad«lfl.  S6 

c)  Grafen, 

d)  Freiherren  (Barone), 

e)  JlcMer, 

f)  AMehe  wäi  der  Beieichniing  „yon'S    (3.) 

Die  erste  Classe  gehört  immer  dem  hohen  dentsehen  Adel  m,  die 
zweite  mid  dritte,  je  nach  der  geschichtlichen  Beziehung  ihrer  Hänpter  zu 
der  ehemaligen  Reichs-  und  jetzigen  Bundesverbssung,  die  vierte,  fünfte 
and  sechste  zum  niedem  Adel. 

Durch  die  Auflösung  des  deutschen  Reiches  ist  indessen  der  Gegensatz 
des  hohen  und  des  niedem  Adels  im  alten  deutsch-redhtlichen  Sinn  un- 
haltbar geworden,  und  zu  einer  erneuerten  Ordnung  der  tief  zerrütteten 
Reditsverbfiltnisse  des  Adels  ist  es  zur  Zeit  noch  nicht  gekommen. 

4  Der  Unterschied  zwischen  altem  und  neuem  Adel  beruht  auf  der 
nachweisbaren  oder  mangefaMlen  Abstanunung  von  adeligen  V<Mrbhrmi,  lind 
hat  noch  Bedeutung  für  die  Aufiiahme  in  gewisse  Orden  oder  die  Berech-* 
tigung  zu  bestimmten  Würden,  Prftbenden,  Stiftungen.  Gewöhnlich  genügt 
Ar  den  Nachweis  des  alten  Adels  die  Aufistiihmg  adeliger  EUem  und 
Gr^exettem  auf  beiden  Seitisn  (vier  AhnenJ^  zuweilen  wird  für  die  Aknenr 
probe  der  Nachweis  Ton  yier  adeligen  Parentdeo  feechexekn  Ahnen) 
erfordert. 

In  AnsnabmsfiUl»  wird  durch  Fiction  alter  Adel  yerEehen,  beziehungs- 
weise die  wirkliche. Ahnenprobe  erlassen. 

5.  Erblicher  und  perümUcher  Adel  Jener  ist  in  der  Familie  vern 
erblidiy  dieser  kommt  nur  der  Person  zu,  so  knge  sie  lebt 

Das  'ftltere  Reichsrecht  schrieb  pertlkiUehen  hohen  Adel  den  reieheun- 
mittelbaren  PrähUn  (Bisehöteo,  ReicbsAbten)  zu.  Seit  der  Auflösung  des 
deutschen  Reicbs  uim}  der  Aufbebung  d^r  kirdttfiftUrsliichen  Landeshoheil 
hat  diese  Art  des  hdien  Reichsadels  au^ebört  Indessen  können  den  hohen 
kirehlidieii  Würdetrflgem  in  der  Landesverfassung  wohl  Rang  und  Rechte 
des  hohen  Landesadels  eingeräumt  sein. 

Dem  psrsöaJicAA»  niedem  Adel  stellte  in  früherer  Zeit  regebnAszig  die 
Ertheilung  des  juriitiechen  Doetorgrades,  dann  auch  die  Ernennung  ztt 
ßretliehen  Räthen   gleich.    (3 — 5.)    Nach  Landesrecht  wird    persönficher 

2.  ßäyruches  Adelsediet  $.  6.  Der  ^i^ische  Adel  hat  füDf  Grade :  I)  Fürsten» 
%)  Grafco,  a)  Fniberrep,  4}  Rittevi  5)  Adelige  mit  dem  PrMdicate  ron. 

3.  Kaiser  S^UauMd  (bei  /(rmut  £.  5S.  1).  Zu  dem  Doctor  Jaris  ond  Rittsr 
Georg:  aas  ta  Georgi  ioqait,  nlmis  ridicaloa  es,  qui  militlam  Htteris  antepoDls,  eun 
selas  ei  idiotis  me  vel  seicentos  uuo  die  ec|oUes  creare  pesae»  ai  ei  eodem  geoei« 
M  BDUBi  qaidem  doetorem. 

4.  JiäieAfaStehied  y,  1|S00.  Tit.  '2%  £•  tt.  Und  soaderlich  soUen  die  vom  Adel, 
die  nicht  AUier  oder  V^ier^e  sind,  Perllp  oder  Gold  ia  ihren  Hembdsm  and  Brüste 
locheni  «u  tragen  ^  verme^dwi.  S*  t-  Item,  .die  veni  Adel,  so  Biti^r  oder  Doe- 
ions  sind,  sollen  kein  guldeo  Stück  tragea,  doch  soll  es  iknen  sa  Wimbsem  au.  tra- 
gen QBTerboCten  seya. 

a.    Imirum,  Fae.  Onmh,  Y.  17.    Ne  nobiles,  patricii  gradibus  academicts  iDSig«* 
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Adel  auch  mit  der  Erthdhiog  bestimmter  Orden  oder  der  Bmemiimg  m 
gewissen  Aemtem  mid  Würden  v^bunden.    (A.) 

*  PiUkr,  über  den  Unterschied  der  StSnde.  Göttingeo  1795.  Von&g- 
lich  nun  O.  Oöhrum,  gesehic|it|iche  Deratellimg  der  Uebre  you  der  Eben- 
bürtigkeit.   Tdbingen  134$.    2  Bde. 

$.21. 
3.  Begrändang  des  Adels. 

1.  Der  hohe  Adel  wird  regelmtadg  nur  dvrch  £rs6iiit  aus  gUieh^r  Ehs 
hoehadeüger  Eltern  erworben.  (1.)  Der  Mangel  einer  Geburt  aus  on^«- 
eher  Ehe  (Hiszheiratb)  konnte  schon  nach  dem  sptttem  Reiehsrechte  a«eh 
durch  den  Kaiser  —  in  den  Fallen  iiofonicA«r  MiixhMrath  wenigstens  (9.) 
—  nicht  mehr  beseitigt  werden  ($.  148).  Seit  der  Auflasung  des  Reidis 
iehlt  es  vollends  an  einer  aUgemeiiien  und  höheren  ^utoritftt,  wdcbe  die 
Macht  hatte,  derlei  Mängel  zu  heben.  Die  FamüiinaiUonomk  kann  in- 
dessen auch  hier  die  Bhegenossenschaft  gültig  ausdehnen,  sei  es  ein  iDr 
allemal  durch  ein  Familienstatnt,  sei  es  im  einxelnen  FaH  durch  Aufnahme 
und  Anatennung  einer  ursprünglich  nicht  ebenbürtigen  Frau  in  dieFaaii- 
liengenosseRschaft,  beides  aber  nur  soweit  nkht  iiaat$r$ehtMehe  Beschrin- 
kungen  im  Wege  stehen. 

5L  Eine  Erhdnmg  zum  hohen  deutsche  Adel  —  in  den  Zeiten  des 
Reichs  möglich  durch  kaiserliche  Verleihung,  verbunden  mit  dem  Erwerb 
einer  reichsstanAschen  Landeshoheit  —  kommt  nicht  mehr  vor. 

Wenn  indessen  durch  einen  iUMireckUiehen  Act  eine  Person  oder  Fa- 
milie SouTerAnetatsrechte  erwirbt  und  in  dieser  Eigenschaft  von  den 
deutschen  Staaten  zu  Recht  aneriiannt  wird^  so  zieht  die  Souveranetat  des 
Hauptes  oder  die  Aufmdime  in  eine  souveräne  Familie  zu  v<rflem  Recht 
die  GleichsteNung  mit  dem  alten  hohen  Adel  für  die  solcher  Hoheit  theil* 
haften  Fsanilienglieder  nach   sich.    (Napoleonisdie  FamHie  und    Fttmilie 

'     -  -  -    -  -  •       ■  --..-■  —        ,  ^     ■ 

nlti,  aliaeqoe  personae  fdoneae,  obi  id  fündatiODibtts  noa  adTemUir  (a  digoilallbus 
et  benefleiis)  eielndaDtur.  .  . 

6.  Bayruehe*  Adelsedict.  g.  5.  INe  Erlbeilung  des  MiliUir-  oder  Civil- Ver- 
dienst-Ordens an  Inlinder  schlieszt  die  Terleihting  des  Adels  in  sich.  Dieser  Adel 
beschränkt  sich  —  nar  auf  die  Person  des  Begnadigten,  g.  0.  Zu  der  Rilter-CUsse 
gehören  alle  mit  einem  Verdienst-Orden  begnadigten  Inlinder. 

1.  Schwabwmtpiegei  c.  67.  (Wackemagelj.  Ez  ist  nleman  sempervrt  wao  des 
Tater  nlid«  maoter  sempervrl  waren,  vode  ist  Joch  diu  Ynaoter  semper^rt  unde  der 
vaier  mlcter  vrt ,  oder  Ist  der  vater  semperrrt  unde  diu  mttole r  mitter  vrt;  so  wer- 
dent  diu  kint  doch  niht  wan  mitter  vrten. 

%  fVahlcapiialaiion  T.  1743.  Art.  22.  g.  4.  Nodif  firollen  Vir)  aueb  denen 
aus  ohnstrittig  notorischer  Miszbeirath  erzeugten  Kindcf  n  eines  Standes  des  Reichs 
oder  aus  solchem  Hause  entsprossenen  Hein6  zur  Veritletnerang  des  Hauses,  die 
▼iterlicbe  Titul.  Ehren  und  Wfirden  beylegen,  fiel  weniger  dieselben  lom  Naehtbeli 
der  wahren  Brbfolger  und  ohne  deren  besondere  Einwilligung  für  «benbärtig  und 
successionslibig  erkliren,  auch,  wo  dergleichen  vorhin  bereits  geschehen,  solchee 
fttr  null  imd  nichtig  ansehen. 


S-  St.   BagriMiiac  des  Adels.  gj 


Baniadotte.)    Jede  andere  BntsdieidaDg  wttrde  die  Natnr  der  Dinge  Ter- 

kehicn.    Das  Staalnreeht   hat   hier   den  Entscheid,   nnd   das  Priirfttreehl 

folgt  nach. 

3.  Der  niedere  Aäd  ifird  erworben  vorerst  dorch  ^kdiMAbitammimg 

rcn  einein  mitUgm  Vuler,  sodann  far  die  Frau  durch  Hiirath  mit  einem 
adficfaen  Mann.  (8—4.)  Das  ReehtsfNPincip,  dasz  die  Ehefrau  snr  Genos* 
sin  des  Hamies  wird !  und  die  clielSchen  Kinder  dem  Stande  de»  Vaters 
fdgeo  —  im  miltetoki^lichen' Rechte  theilweise  yerkttmmert  —  ist  hier 
Don,  ahgesehen  voh  dem  proiszisched  Landrechte  (II.  1*  J.  80),  dessen 
Verbesserung  nun  beantragt  ist,  att  Begd  wieder  zur  Geltang  gisiuigt 
Das  Erfordesnisz  des  alten  Adels  (§.  20.  4.)  ist  Ausnahme. 

4.  Die  naehfoiginde  Ehe  der  Eltern  eines  unehelich  gebomen  Kindes 
stellt  dasselbe  nachtrSglich  den  ehelichen  Kindern  derselben  Eltern  gleich^ 
nnd  gewahrt  daher,  woin  der  Vater  7on  niederm  Adel  ist,  auch  den^ 
Kinde  Adelsrecht 

Die  Legitimation  durch  lande$herrliche8  Beicript  aber  ertheilt  den  Adel 
nur,  insofern  damit  ausdrücklich  eine  Standeserhebwig  verbunden  wird. 
(7.8.) 

Fflr  die  Succession  in  Leben-,  Stamm-  und  Fideicommiszgüter  hat 
sich  das  altere  Recht,  wdches  das  Erfordemisz  ehelicher  Geburt  mit  sitt- 
licher Strenge  wahrt,  unter  dem  Add  häufig  erhalten,  und  es  ist  daher 
die  Wirkung  der  Legitimati<xi,  auch  wenn  sie  im  Allgemeinen  den  Adri 
verleiht,  in  dieser  Hinsicht  beschrankt^).    Nicht  ohne  Grund  legen  deutsche 

3.  Sa^ifuempiegel  I.  16.  $.  2.  SvarH  kint  is  vil  und  echt  dar  behalt  is  sines 
tader  recht.  Is  aber  di^  vader  oder  de  müder  dienstwif,  it  kint  behalt  sogedan  recht» 
*ls  it  io  geboren  ist. 

4.  Sayriachet  Landr.  I.  6.  $•  M«  l^l^  iwlschen  ungleicheo  Standespersonen 
vorgebende  Yerebelicbungen  werden  ohne  Unterschied,  ob  die  Antrauong  zar  link- 
oder  rechter  Hand  geschehen,  sowohl  nach  geistlich-  als  weltlicheo  Rechten  für  eine 
wahre  Ehe  geachtet  and  seyod  nijthin  aucb  qaoad  eCTectos  civiles  ron  der  nehmlichen 
Workung,  auszer  soweit  durch  besondere  Geding,  Herkommen  oder  Statuta  ein  an- 
deres teraehen  ist. 

5.  Bmyri»ch0t  AdgUedid.  {.  i.  Der  Adel  wird  durch  eheliche  Abstammunf 
Toa  einem  adslichen  Vater  ererbt  oder  dorch  Königliche  Verteihung  erworben. 

5.  Otfierrei^hisehet  Oettiih.  (Tgl.  aegister  n.  d.  W.  Adel)  $•  i4<(.  Die  (eh^ 
liehen)  Kinder  erlangen  den  Namen  ihres  Täters,  sein  Wappen  und  alle  übrige  nicbft 
blosi  persönliche  Rechte  seiner  Familie  und  seines  Standes. 

7.  PreuM%Jkehe$  Lanir,  U.  3.  g.  603.  Durch  diese  Legitimation  (durch  obrig^ 
keiUicbe  Declantion)  erhilt  das  Kind  den  Stand  des  Vaters  und  in  Ansehung  seiner 
alle  Rechten  und  Pflichten  eines  ehelichep  Kindes.  $.  604.  Es  tritt  aber  dadurch 
nicht  bi  die  Familie  des  Vaters.  $.  005.  Soll  es  auch  in  diese  aufgenommen  wer- 
den, so  mnsx  solches  durch  einen  Familien  vertrag  geschehen. 

8.  Baynrüehet  AdeUediei,  g.  2.  Soll  der  Legitimirte,  der  Adoptirte»  denBo- 
litx  der  adeligen  Titel  und  Wappen  der  Familie  desjenigen,  Ton  weichem  er  sota 
Recbi  ableitet»  erlangen,  so  ist  flberdiesi  die  Einwilligung  der  Agnaten  erforderlleh. 


*)  T^  die  AaeOhinBg  von  WUdm  in  der  SeHseMfl  Iftr  denticbes  Recht  IV.  8.  M  ft   Die 
■hUiche  Fkage  ist  hier  eine  «sm  andeie  als  bei  der  BbenbftrtitfUlL   Man  kann  ileb  iw- 
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Landesrechte  eineo  Werth  darauf  ^  dasE  es  der  Zittttaniiiiiiig  der  Agpalen 
des  Vaters  bedfirfis«  wenn  die  bndesherriche  Legitinurtion  anob  der  Fa- 
milie des  Vaters  gegenober  wirken  soll.    (7.  §.  171.) 

5.  Die  Erhebung  in  den  Aieluttmd  *-  früher  ein  dem  deutschen 
Kaiser  yorbehaltenes  Reichsrtoht  (9.),  mm  ein  allen  dentschen  «nnwanen 
Forsten  snstebendes  Landesredit  *-^  ist  eine  fernere  nidil  seüene  Form 
neuer  Begründung  des  Adels.  Gewöhnlich  wird  aber  diesefte  nur  geftbi 
von  den  Königen  und  den  Fflrsfen^  denen  künigBdie Hoheit  lugescMeben 
wird.  Ihre  Wiitung  erstreckt  äch  auf  die  schon  geborenen  Kinder  des 
Geadelten  nur,  wenn  das  ausdrücklich  gesagt  ist 

(Anm.)  Gökntm  a.  a.  0.  II.  S.  174  flL  weist  durch  eine  Reihe  ^on 
Zeugnissen  nach,  dass  „für  den  ftegensats  swisehen  Edlen  und  Unedlen 
das  Princip  der  Ebenbürtigkeit  durch  ein  neues  Herkommen,  wonach  die 
jUnadliche,  die  einen  Adlichen  heirathet,  adlicb  wird  und  adliche  Kinder 
gebiert,  Terdrängt  ward  und  nur  unter  dem  reichsstandiscben  (hohen) Adel 
sich  bis  heute  erhielt  '^  Sehr  nachiheilig  für  die  Gesundheit  und  Haltbar- 
keit der  Adelsinstitution  ward  es  freilich,  dass  nach  deutschem  Recht  der 
Adel  gUU^mäsMig  auf  aUe  Kinder  fortgepflanzt  und  auch  dann  über  die  ganze 
Nachkommenschaft  ausgebreitet  wurde,  wenn  es  an  den  übrigen  natürlichen 
Bedingungen  eines  ausgeieichneten  Standes  fehlte.  Der  natürliche  Trieb 
des  Familienrechts  leitet  allerdings  zur  Gleichstellung  aller  Kindcjr.  Als 
eine  wesentlich  staatliche  Institution  aber  gehört  der  Adel  Torsugsweise 
dem  öffMUchnk  RtckU  an,  welches  ebenso  natuifemasz  die  Volksciassen 
nicht  ausschliesslich  nach  dem  Blute  scheiden  4arf,  anf  weitere  Erforder- 
nisse achtet  und  in  den  Familienhauptern  die  Familien  zusammenfasse 
Diese  Verhältnisse  können  daher  nur  staatsrechtlich  geordnet  werden*  Vgl« 
BUmUcKH^  Allgemeines  Staatsrecht  S.  76.  81.  296  und  im  SUalswörterbuch 

§.22. 
3.  Verlast  des  Adels. 

1.  Der  Adel  geht  als  Rechtnnstitut  allgemein  unter  durch  $taat$rech$- 
Uche  Außebung  und  mittelbar  schon  durch  die  gesetzgebermhe  Auflösong 
und  Beseitigung  aller  besondem  Adelsrechte.  Auch  hier  wie  überall^  soU 
aber  die  GesetzgdHUig  die  bereits  erworbenen  Priyatreohte  der  Lebenäm 
aditoi.  Die  addigen  Geschlechtsnamen  durch  Gesetz  abzuschaffen,  ist 
ttberdon  ein  Terstosz  gegen  das  natürliche  Familienrecht  und  ein  Abbruch 
an  dem  Erbgute  unserer  öffentlichen  Geschichte. 

a.  Im  Einzelnen  wird  der  AM  yerlcven  durdi  FerMMststim;  des 


9.    ßUleBrand.    Deutsche  Rechtsspricbwörter.  39.    Wen  der  Kaiser  adelt.*  der 
geniasit  auch  des  Kaisers  Adel. 


aber  freiitB,  daM  &m  T«reinl«  EinBiMi  des  rSaiMken  itiid  «uuniitehM  BMhM»  vto  de* 
hamanen  Rechuideen  der  neuem  Zeit  dia  Schranken  durchbrochen  haben,  welche  daa 
iltere  deotaohe  ftechi  der  Ehe  Ton  CnBenoaäen  entgegen  geateUt  and  deaBoeh  Bedenken 
haben    gegen  erleichlevte  GMehaetiang  ehelicher  «nd  nneheUch  gebemer  ündeCi- 
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k&tUkbm  «Bf  seinen  ausgeseichneCen  Stand.  Der  Venicht  gesdiiehl 
dordi  SkUftnmg  an  das  StaatshaopC,  und  ^rkt  nicht  auf  die  bereits  ge* 
bouMMD  addichen  Kinder,  troU  aber  auf  die  Frau  oder  Ehegenossin.    (1.) 

3.  Durch  EUUrin  in  eine  niehi  adliche  FatmHe  wird  der  AM  nur 
jnsofem  an%ehoben,  als  dieses  Familienverhültnisz  dauert  (2.)  Die  adliche 
Frau,  wridie  einen  borgerlichen  Mann  heirathet,  wird  Bürgerin;  wmin  sie 
aber  nadi  dessen  Tode^einen  Adlichen  in  zweiter  Ehe  heirathet,  und  die- 
sem Kinder  gebiert»  so  wird  sie  auch  bei  der  Ahnenprobe  des  alten  Adels 
ab  adeliche  Mutter  gezählt.  (3.)  Ob  die  Adoption  eines  Adelichen  durch 
einen  bfligerlichen  Vater  für  jenen  den  Verlust  des  Adels  nach  sich  ziehe 
oder  nicht,  hflngt  von  der  herkömmlichen  oder  gesetzlichen  Bedeutung  dei; 
Adoption  ab,  und  wird  in  verschiedenen  Landesrechten  verschieden  auf- 
gefaszt    (4.  5.) 

4.  Der  Adel  geht  verloren  durch  die  Betreibung  eines  nUdem  Berufet. 
(Kramladen»  Handwerk >  Lohndienst)  von  Seite  des  Adelichen.  (6.)  Nach 
einzelnen  Landcssrechten  ruht  der  Adel  nur  während  solcher  Berufsbetrei- 
bang.  (7.)  Künstlerberuf  oder  Groszhandel  sind  dag^en  wohl  damit 
Yereinbar. 

1.  Bayritches  jideUedicL  g.  18.  Aaf  den  Adel  kann  freiwillig  verzichtet  wer- 
den. Von  eioein  solchen  ausdrucklichen  Yerzicbt  musz  Jedoch  dem  Könige  doreh 
das  Stutsrnivisteriom  des  kihiiglicben  H Aases  die  f&muliche  Anzeige  geschehen. 
Der  Yerzicht  ist  ohne  Nachtheil  für  die  bereits  gebomen  Kinder  des  YerzichtendeB 
und  noch  mehr  für  andere  Bütglieder  der  Familie. 

2.  Sachsenspiegel  I.  45.  g.  1.  AI  nesien  man  sime  wive  nicht  evenburdicb,  he^ 
isdocb  ir  vormfinde  nnde  se  is  sin  genottinne,  fnde  trit  in  sin  recht,  syenne  se  in 
sin  bedde  gat.  8Tenne  he  aver  stlrft,  so  is  he  ledich  von  sime  rechte  und  behalt 
reeht  na  ihrer  bord. 

3.  Frexaüschss  Lmndr.  I|.  9.  g.  84.  Personen  weiblichen  Geschlechts  Terlieren 
die  persönlichen  Vorrechte  des  Adels,  wenn  sie  durch  Verheirathang  mit  einem  Qn- 
adeHchen  ihren  Geschlechtsnamen  ändern,  g.  85.  Auch  nach  getrennter  Ehe  treten 
•ie  der  Regel  nach  in  ^en  Adelsstand  nicht  wieder  zurück,  g.  86.  Wenn  eine  Per-^ 
8on  adelieber  Gebart  —  wiederum-  einen  Adlichen  —  belrathet,  so  kann  ihren  Nach^ 
kömmliDgen  aus  dieser  Ehe  wegen  der  vormaligen  Heirath  derselben  mit  einem 
Bürgerlichen  auch  in  Ansehang  der  Eechte  des  alten  Adels  in  der  Regel  keine  Aus- 
stellung gemacht  werden. 

4.  Prensiisehes  Landr,  II.  9.  g.  83.  Wer  sich  von  Jemand -niedem  Standes 
an  RbMleaslttt  annehmen  IVsst  and  dabei  seinen  adlichen  Namen  TerSndert,  kann 
ohne  besondre  Dispensation  des  Landeshemi  den  Adel  nicht  beibeiialtan. 

5.  Oesierreishisehss  Gesetzb,  g.  182.  Eine  wesentliche  rechtliche  Wirkung  der 
Annahme  an  Kindesstatt  ist:  dasz  die  angenommene  Person  den  Namen  des  Wahl- 
Talers  oder  den  Geschlechtsnamen  der  Wahlmutier  erhilt;  sie  behalt  aber  zugleich 
ihren  Torigen  Familien*Namen  und  den  etwa  ihr  eigenen  Familien- Adel  bei. 

e.  Fnuszüehss  Landr.  II.  8.  g.  81.  Wer  mit  Verschweignng  oder  Verllagnong 
MBDes  adlicben  Standes  in  eine  Zanft  oder  Innung  sieh  einschleicht  und  bürgerliche 
Gewerbe  treibti  der  wird  sdner  adlichen  Rechte  Terlustig. 

7.  Büxrisehss  Bdict.  g.  21.  Suspendirt  wird  der  Gebraoeh  des  Adels-Titels 
doreh  die  Uebemahme  niederer  blosz  in  Handarbelt  bestehender  Lohndienste,  durch 
die  Anaibuig  einet  Gewerbes  bei  offenem  Kram  und  Laden  oder  eines  eigentlichen 
flaadwcrkes. 


40  Buch  I.    Cap.  II.    ÜntencMed  Hf  flüMe  ond  BerafMl 

6.  Auch  rar  Strafe  geht  der  AcM  imler  in  Folge  eiiM  anf  Avfliebaiig 
des  Adeb  erkenneodeii  StrafwiheiU  oder  im  ZiuaimiieidiaDg  mit  eingetre- 
teoer  EMotiqkeiU,  aber  wieder  nur  für  die  Bestraften  und  seine  Ehegaiios- 
sin,  nicht  ftr  die  Kinder.  (&) 

$.23. 
4.    Recht«  des  Adels. 

1.  Da  der  Adel  ein  wesentHch  politischer  Stand  ist,  so  haben  die 
Hanptrechte  desselben  ihren  natürlichen  Boden  auf  dem  Gebiete  des  öffent- 
lichen Rechts. 

Vom  privatrechiUchen  Charakter  ist  voraus  das  Recht  auf  dm  adefo'- 
ehen  GeechUchtenamen  und  das  Recht  auf  einen  der  betreffenden  Glasse  ge- 
mäszen  Titel  (Freiherr,  Ritter),  sowie  auf  em  entsprechendes  Prädicat. 
Die  Herzogs-,  Fürsten-,  Grafentitel  •*  ursprünglich  Bezeichnungen  staats- 
rechtlicher Stellung  und  Würde  —  sind  in  spAtem  Zeiten  auch  priyat- 
rechUich  und  hloexe  Titel  geworden,  gerade  dadurch  aber  ist  Sinn  und  An- 
sehen derselben  abgeblaszt  Den  etandesherrlichen  Fürsten  und  Cfrafen  sind 
durch  Bundesbeschlüsse  (vom  18.  August  1825  und  13.  Febr.  ifflSB)  die 
Prftdicate  j^Durchlaucht«  und  »Erlaucht«  zugesidiert  worden. 

2.  Das  Recht  ein  adeHches  Wappen  zu  führen.  Zuerst  entstand  bei 
dem  hohen  Add  die  Sitte,  das  Geschlecht  durch  Farbe  und  Zeichen  auf 
Schild  und  Hekn  abzuschildem,  und  wurde  dann  von  dem  rittermftszigen 
Adel  aufgenommen  und  erweitert  Daran  wurden  auf  Tournieren,  bd 
Festen  und  im  Felde  die  Glieder  derselben  Familie  erkannt  Die  Verlei- 
hung des  Adels  gab  häufig  zugldch  besondere  Abzeichen  des  Wifipena- 
Zuweilen  gaben  die  Kaiser  auch  ein  Wappen  ohne  Add*  Und  in  den 
Städten  —  vorzüglich  den  Rdchsstädten  •—  kamen  auch  biirgerU^e  Ge- 
schUchtswappen  in  üebung.  Seltener  finden  sich  unter  frden  Bauergeschkch" 
tem  Ws|)pen  herkömmlich.  Ursprünglich  beruhte  die  Wappenfbhigkdt 
auf  der  Waffenßhigkeit;  später  wurde  das  Wappen  ein  erbliches  Symbol 
der  Geschlechts-  und  FamUienehre.  In  dem  Wappenrechte  ist  das  zweifiM^e 
Recht  enthalten,  selber  das  hergebrachte  Wappen  als  Kennzddien  zu  füh- 
ren, und  andere  von  der  Benutzung  desselben  abzuhalten.  Die  Freiheit  du 
treues  Wappei^  sich  und  der  dgenen  Familie  anzudgnen,  ist  übrigens, 
aowdt  -nicht  fremde  Wappenrechte  dadurch  verletzt  nodi  ungebtthriiche 
Standesrechte  angemaszt  werden,  als  Regd  anzuerkennen  (1 — S)  *). 

8.  SmyrUehe*  Bdict  £.  17.  Mit  Jeder  ?eriirUieiliing  in  eine  GrimiiiaKSCrafe 
Ist  der  Veriost  des  Adels  rerboDden. 

1.  Bmrtohu  de  iosigoils  3.  (bei  Krmmt  {.  ttS.  11.)  Qaaedam  sunt  loslgBia  aeu 
anni  prlfiloram  hominam ,  sen  nobiliam  vel  popnlariam.  De  istia  qnidam  babent 
aima  et  insignia  —  tx  ceneemotte  mjmnUwi»  Tel  uUtrim»  domim,  —  4nna  anten 
qoidam  et  Insignia  sibi  assamnnt  proprim  aueionimU:  H  Istis  an  Ueeat  videndom 
cai:  et  pirto  qood  licet. 


•)   GevehBlich  aber  niebt  ium  habea  die  adMieB  GeMUecbler  Wippea  mH  efteeM,  bllr- 
gtrliebt  toit  getcUosaeiiem  Hein. 


S^  SS.    BMhto  d«s  Adels.  •  j^ 

3.  Si^gdreeht,  SiefdmäsxigML  In  aller  Zeil  sdurn  kam  die  yer- 
nralUieh  tob  römueber  SMe  abeeleilele  GewvAnheit  tiif,  die  Echlfaeil  und 
Glanbwardigkeil  der  ürkmideD  durch  ein  angehingles  oder  beigedrndites 
Siegel  za  bekrSfiigen*  Die  Kaiser  znersl,  dami  die  Fttrsteo  hatteD  Siegel, 
und  bealiljglen  mit  ihrem  Segel  nicht  bloss  eigene,  sondern  auch  andeier 
Recht^eschälle.  Dur^n  Beispiele  folgten  KlMer,  Stftdte,  Vogtei-  und 
Gericbtsherren,  Gemeinden«  Znletzt  breitete  sich  der  Gebrauch  der  Siegel 
Har  eigene  Urkunden  aus  über  den  ganzen  Add  und  häufig  die  Borger 
der  Stftdie.  Die  Zeichen  des  Wappens  wurden  meistens  auch  zu  deichen 
der  Si^el.    Es  ist  daher  zu  unterscheiden: 

a)  die  allgemeine  SiegeWarkeitj  d.  h.  das  Recht  em  persönliches  oder  fi^e- 
sehlechissiegd  zu  wählen  und  auf  eigenen  Urkunden  beizufügen,  ähn- 
lich nun  dem  Wappenrecht  und  ein  allgemeines  Priyatrecht  aller 
Stände  (4.  5.); 

b)  die  Siegdbarheit,  Siegelmäszigkeit  im  eigentlichen  Sinn  al9  Recht  durch 
eigene  Besi^eluog  eine  Urkunde  in  eigener  Sache  auch  in  solchei^ 
Fällen  gültig  zu  bekräftigen,  wo  sonst  die  obrigkeitliche  oder  notaria- 
Bsche  Eintragung  oder  Verbriefnng  als  Rf^el  vorgeschrieben  ist  Die- 
ses Recht  stand  früherhin  dem  Adel  —  und  etwa  auch  den  (regi- 
menUfähigen)  Stadtbfirgem  in  Reichsstädten  —  für  Urkunden  zu«  wo 
Bauern  und  Kleinbürger  genötbigt  waren,  sich  an  einen  Beamten 
oder  Notar  zu  wenden^  um  ein  Rechtsgeschäft  in  Schrift  zu  verfassen 
und  zu  b^laubigen.  In  Landesrechten  —  vorzüglich  in  Bayern  — 
kommt  es  noch  als  ein  Vorzugsrecht  de^  Adels  und  höherer  Beamten 


S.  fesch  de  insigD.  (1673}  cap.  II.  5.  {/(raut  U.)  Sic  tUtm  dociores  Juru 
Dobilibos  coroparantur  —  ideoqueet  bis  permissum  est,  etiam  siDe  special!  imperato- 
ris  coDCessioDe,  nobilinm  msignia  cumapertu  gatei$  geirere,  dttmiliodO  ab  insigDlbOS 
MTÜM  fmmäime  propra»  abstineant 

3.  Bayrifche*  j^äeUediet  g.  9.  AmnassaDg  aicbt  gebiibre^der  Titel  nad  Wap- 
pen kODDen  aowobi  von  den  bestellten  Kron-Fiscalen  als  den  MitgUedero  der  t^etbei- 
iigten  Familie  entweder  zur  anmittelbaren  Abstellung  dem  Staatsministerium  des 
kOniglicben  Hauses  angezeigt,  oder  nach  UrastSnden  gerichtlich  verfolgt  werden. 

4.  3chwa6empiegei  140.  (Wackem.)  Des  pabest  iosigel  beizet  bulla;  swer 
die  mit  rehte  gtt  und«  mit  reble  enphahet,  so  sint  si  gaot  uiide  reht.  Der  konige 
iosigel  lilAt  auch  grAse  kraft.  Der  pfafea  färslen  inaigel  uade  der  leien  fürsten  io- 
sigel di«  sint  rebt.  Der  pr^läteo  iosigel  ande  der  capitel  iosigel  uode  aller  capitel 
iosigel  siot  reht.  uode  werden  disiu  iosigel  über  ander  Sache  gegabeo  daooe  über 
Ir  selber  sache,  sd  hAot  si  als  grdze  kraft  "als  ober  ir  selber  sache.  aodere  faerren 
Iosigel  hint  oiht  krafi  wan  ober  ir  selber  gesehefte  aode  über  ir  liate  gesebefte,  die 
stete  sollen  ooch  iosigel  h4n,  oode  doch  mit  ir  herren  willen.  —  si  bAnt  euch  nihi 
kraft,  wao  umbe  der  stete  gescbefte.  alle  rihter  mögen  mit  rethe  wol  iosigel  hao 
diu  hant  kraft  über  diu  dioc  diu  le  ir  g^ribte  bccreot,  aoder  Hute  mogeo  wol  io- 
sigel hao:  diu  h4nt  euch  niht  kraft  wao  über  ir  selbes  gesehefte. 

a.  Außretki  ?0D  Freisiog.  It  53.  Ein  yeglich  mao  wie  er  geoaot  ist  hat  auch 
wol  ein  inoaigel.  das  bat  kialR  wo  er  es  aolegt  umb  seio  selbs  gnet  oder  sach.  wil 
er  es  aber  aolegen  aioen  aooderoo  Tber  seio  sach  das  hat  oit  kralll.  es  sey  dann 
als  vU  das  io  paid  partai  dammbn  pitoo. 


4S  Bach  I.    Gtp^  n.   tJntonekiad  4er  Stlnde  und  BomlMliai«. 

Tor.  DaBflribe  darf  aber  nkJht  mehr  so  weit  nugedehiit  werden, 
dan  wo  die  BintngQDg  eines  Rechbgeecliafls  in  ein  dffenUiches  Boch 
(z.  B.  m  das  Ornndbüdi)  zur  Sicheruog  dei  aügememmi  Cr$di$$  an- 
geordnet iat,  dieae  am  der  Siegehnaazigkeit  wUlen  unterUidM  (6) ; 

c)  das  Recht  der  Befie^ung  von  üriLünden  In  anderer  Angelegenheiten  ist 
nun  ein  ölfentHehee,  kein  Privairecht  mehr.  An  die  Stdie  der  beson* 
dem  Personen-  und  Gesddechtssiegel  sind  daher  nun  die  AnU$tie^ 
getreten  (4.  5). 

4.  Die  Iskensfäkigkeü,  als  Fähigkeit,  Ritterlehen  zu  empfangen  und 
zu  erben:  mit  dem  Absterben  des  alten  Lehenswesens  nun  von  geringer 
Anwendbarkeit 

,  5.  Die  StifUfdhigheit,  Fähigkeit  zu  Stiftspfründen,  (Domstifter)  und 
zur  Aufnahme  in  Stifl^anstalten,  kommt  als  Regel  allen  Adelichen  (und 
auch  denen»  die  ihnen  gleich  stehen»  Patridem,  Doctoren)  zu,  ist  aber  in 
manchen  StUtem  durch  besondere  Statuten  oder  Gewohnheiten  bald  mehr 
beschrankt  (yorzUglich  auf  alten  Adel),  bald  weiter  ausgedehnt  (auf  jeder- 
mann). 

6.  Die  Fähigkeit  zur  Aufoahme  in  gewisse  Orden  und  Verbindungen 
je  nach  den  Einrichtungen  dieses. 

7.  Die  Fähigkeit,  Grvndherrechafien  zu  erwerben^  war  froher  in 
manchen  Ländern  auf  den  Adel  beschränkt  worden,  ist  heutzutage  aber 
r^elmäszig  zu  allgemeinem  Privatrecht  geworden  (7.  8). 

8.  Die  Fähigkeit,  FarnUienfideicommitse  zu  ertoerben  ist  noch  in  ein- 
zehien  Ländern  auf  den  Adel  beschränkt,  aber  diese  Beschränkung  bereits 
zur  Ausnahme  geworden  und  als  solche  nahe  am  Erlöschen  (9). 

9.  Als  Voraussetzung  der  Hof-  und  Tafelfähi^t  (Tischgenossen- 
sohaft  mit  den  Fürsten)  wird  noch  in  Nachahmung  der  Sitten  des  spätem 
französischen  Königshofes  —  wenn  auch  nicht  mehr  ausscfaliesziich  (10) 
noch  überall  —  an  deutschen  Höfen  Add  veriangt 

10.  Das  Recht  der  Autonomie  kommt  dem  vormab  reichsetät^diechen 
Adel  in  weiterer  Ausddmung  zu,  als  dem  niedem  Adel  (11).    Die  Fami- 


a.  Bmyritche»  Bdict  aber  die  Stegelnlsiigkeit.  $.  6.  Hypothekar-Verselifei- 
bODgai  siegelmisciger  Personen  erlangen  niehi  eher  die  Kraft  einer  wirkUehen  Hy- 
pothek«  Uls  bis  sie  -^  in  die  dfl^ntlichen  Hypotliekar-nocher  eingetrsgen  sind. 

7.  Freunuehe»  Lwndr,  II.  9.  g.  5t.  Personen  bfirgerKchen  Standes  können 
ohne  besondere  landesherrUche  Briaubniss  keine  adliche  Güter  besltien. 

8.  Freu9iuehe  VerftMvang  v.  1806  Art  43.  Aofgebobeo  sind:  Die  Ckricbts- 
herrUebkeit»  die  gatsherriiebe  Polixel  und  obrigkeltlfiche  Gewall,  sowie  die  gewissen 
GrandstOoken  tastehenden  Uoheitsrechte  und  Privilegien. 

9.  Bayriichet  AdeUedhi.  $.  18.  Nur  sam  Itosten  adelicher  Personen  kannen 
FamiUen-Fidei-Commisse  —  errichtet  werden. 

10.  BtichtpolUeiordnumg  t.  1577.  Tit.  II.  g.  2.  So  einer  eines  Fürsten  Hof- 
meister, Cander,  Marsehall  oder  Bath  und  do4h  nkhi  vek  Adei  wäre,  der  mag  sich 
sannit  seinem  Weibe  und  Kindern  denen  Ton  Adel  gleich  tmgeD. 

ü.   BwndM9tiei9.  Aru  14.   Es  werden  nach  den  Grondsiiaan  dar  frühan  danU 


{.  t4*   Der  Bflrgentand.  '^ 

Kbh  des  hoben  Adeh  hriwii  das  Redit,  flire  her^iebraektm  H&i$$gtutu  md 
Fmmäiemibmgm  za  bewahren  und  Ober  ihre  Familien-  und  GoterverhSlt- 
nisse  —  innerhalb  der  Schranken  des  übrigen  /öffentlichen  und  des  aus 
dAntlichen  Gründen  aDgemein  absdut  bindenden   PriTatrecfatB   —  neue 
Bauggeutse  zu-  erlassen,  welche  jedoch  den  besü^chen  Landesherrn  /ur 
PrOfting  und  Anerkennung  vorzulegen  smd.    In  diesen  Familien  hat  sich 
denn  auch  mdir  als  unter  andern  Ständen  äUerei  deuiechee  Reckt  erhalten, 
und  dieselben '  haben  dem  Eindringen  des  fiknüchm  Rechts  in  mancher 
Hinsicht  einen  zifaeren  Widerstand  entgegen  gesetzt.    Bin  Hauptunterschied 
des  Privatrechts  des  hoh^  Adels,  welcher  in  Hausgesetzen  und  F(unilien- 
alalnten  festen  Ausdruck  gefunden  hat  und  durch  Herkommen  (die  Farn- 
UenobeervemxJ  fortgepflanzt  und  bestätigt  wird,  liegt  in  dem  für  das  Fami- 
lien -  und  Erbrecht  sdir  wichtigen  Princip  der  Ebenbürtigkeii,  weldies  nur 
unter  dem  hohen  Adel,  sonst  nicht  mehr  gilt  *). 

Von  engerem  umfang,  aber  ebenfalls  durch  die  Bundesacte  gewähr- 
leistet» ist  die  Autonomie  der  Reichsritterschaft  (11).  Die  Hauptanwendung 
derselben  bezieht  sich  auf  die  Stammgüter  und  Familienstiftungen.  Durch 
die  Beziehung  auf  das  Altere  Reichsrecht  und  alte  Gewohnheiten  erhAH 
diese  Autonomie  einen  etwas  weiteren  Spielraum  als  die  Autonomie  der 
übrigen  adelichen  oder  nichtadelichen  Familien,  der  sie  sich  um  der  Fort- 
bildung der  neueren  Gesetzgebung  wiUen  fortwährend  mehr  annähert 

11.  Ebenfalls  durch  die  Bundesacte  (Art.  14)  ist  dem  hohen  Adel 

Und  der  Reichsritterschaft  gewährleistet :  »die  unbeschränkte  Freiheit,  ihren 

Aufenthalt  in  jedem  zu  dem  Bunde  gehörenden  oder  mit  demselben  in 
Friede  lebenden  Staate  zu  nehmen.« 

12.  Der  befreite  Cferichtsstand,  früher  allgemein  aneikannt»  ist  nun  fast 
überall  angehoben. 

*  Brater,  Rechtuostand  de»  deutschen  Adels  in  Bluntschli's  D.*  StaisU- 
Wörterbuch  I.  S.  46  ff.  Eine  merkwürdige  neueAnwendung  hoehadelicher 
Autanomie  ist  daa  Hauagesetz  der  Grafen  von  (Heck.  Tübingen  1S58. 
Vgl.  JoUy  in  der  Rrit.  Ueberschau  VI.  Nr.  3. 

S-24. 
m.    Der  Bflrgentand. 

1.  Der  Ausdruck  Bürger,  BQrger /mxrde  im  Mittelalter  für  engere 
und  weitere  Kreise  der  Bevölkerung  gebraucht,  welche  in  einer  Stadt  oder 
Burg  wohnte  und  dazu  gehörte.    Man  verstand  darunter: 

sehen  Verfusang  die  noch  bestehenden  Familienvertrige  (der  Slandesherren)  aufrecht 
erhalten  and  ihnen  die  Befagnisz  zagesichert,  über  ihre  Güter  and  Familienver- 
hältnisse Terbindliche  Terfügangen  la  treflTen»  welebe  f Jedoch  dem  Sourerain  vor- 
gelegt uiid  bei  den  höchsten  Landesstellen  xar  allgemeinen  Kenntnisx  and  Nach- 
achtang  gebracht  werden  müssen.  Alle  bisher  dagegen  erlassene  Yerordnangen  sollen 
für  künftige  Falle  nicht  weiter  anwendbar  sein. 

Bern  ehemaligen  Reichsadel  werden  die  sab  Nr.  2  angefahrten  Rechte  sage- 
sichert.  Piese  Rechte  werden  Jedoch  nar  nach  Vorschrift  der  Landesgesetie  ausgeübt. 

*)  Vgl  dcrttber  das  zu  f.  M  dtirte  Werk    von  OOfanim.    WkntUrtitMi  beisit  die  Uleiob^ 
heit  MBd  CenetieBicball  des  anfebenien  atandesrechti. 
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« 


«)  im  Gcgeosatc  m  dm  BüUm  und  Dimtihittm  in  der  SladI  mir  die 
:  üMgm  freie»  an  der  stMtisclieD  Genosaeneeliaft  gehörigeD  vollberedi- 
tigten  Familien  (1); 

b)  die  sAmmffichen  uädtiiehem  GeecUechier  im  aMen  Simi»  Pairkier,  Rit- 
ler mid  DfensUeute  inbegriffent  im  G^Beomtc  la  den  nicht  Eor  Ge- 
meinde gehörigen  unterthAnigen  dessen  der  gewcrbelrdbendep  SIedl- 
bevölkerung  (2.  3); 

c)  dann  wurden  auch  die  sUdtischen  HwUvDerktr  in  den  Kreis  der  Bm^ 
§0nehmfi  hineitigrffigen ,  nnd  diese  theiHe  sich  eft  in  Gtiehkehier 
{PütrieUr)  und  gemimt  Bwrfer  (4—6); 

d)  nicht  UosK  die  eigentUcbe  Bürgerschaft,  die  an  der  StadtrerCusunf^ 
Theo  hatte«  sondern  ausser  diesen  auch  die  tiMgen  zur  Stadt  gehöri- 

• '  gen  Seklaxe€fv)a$idUf^  (7). 

2.    Im   neuern  Redit  kommen  vornehmlich  drei  Bedeatbngen  des 
Ausdrucks  Bürger  vor: 

a)  die  Glieder  und  Genauen  der  Siadlgemeiinden  (Sj.  In  diesem  Sinne 
können  auch  Adeliche  Bürger  sein%  Aber  nicht  die  ganze  Bevölkerung 
der  St&dte  gehört  zur  Bürgerschaft.  Ausgeschlossen  sind  a)  die  Freii»- 
den  (St^iifremden,  nicht  gerade  Landesfiremden) ,  die  sich  nur  fM>r- 
Hbergehend  m  der  Stadt  aufhalten,  b)  die  BeiseMen,  die  zwar  dauernd 
da  wohnen,  aber  ohne  in  den  Kreis  der  Bürgerschaft  auigenommen 
zu  sein.    Manchenorts  gehören  dazu  auch  auewärte  wghnende  Bürger. 

b)  In  weiterm  Sinne  wird  der  Bürgerstand  dem  Adel  -  und  dem  Bauem- 

■■'■■■■■■  ■  ■  ■       ■- ■  ■  ■  ■  I  T 

1. .  Zürcher  Ri^tbrief  IT.  ift.  Upd  sol  der  ritter  dienen  mil  dien  ritteran  md 
der  Barger  mit  dien  Bürgern. 

2.  Die  Formeln  (bei  Bluni9eMi\  Zürcher  Rechtsgesch.  I.  144):  „die  rete  ond 
beide  ritter  und  bnrger  von  Zfirich"and:  ,,ner  Rat  ond  die  barger  ron  ZOrich"  sind 
gteichbedeatend. 

3.  frmnkfurier  Urk.  v.  1S34  (bei  BShmer^  COd.  Meendfranoof.  I.  60.)  scnlte- 
ins,  scabini  et  aniTersilas  bnrgensiam. 

4.  Aeltestes  Strasziwwgerreeht  03.  Debent  etitm  singnli  bargenses  (die  bürgere) 
in  singnlis  annis  qainqaies  operari  numero  diernm  in  dominico  opere;  exeeptto  —  — 
eeilarUs  omnibna  et  qoataor  inter  cyrothecarios  (rnder  den  bentscbaberen)  ei  qaaUior 
inter  panifices  et  octo  inter  satores. 

5.  Strattbnrger  Recht  v.  1249.  Tandem  eontulet  ti  eeteri  cwe9  wuUortt  ei 
ntfueneiorM  cum  predicto  domino  sao  episcopo  canonicis  et  ministerialibus  in  hoc 

oonvenerant. 

6.  Frey^^g^r  Statat  T.  1203.  Und  sfiln  derselben  )ongesten  Tier  and  zweinzig 
eehtfiwe  sin  von  den  ed^ln^  and  echtüwe  von  den  konßüien  und  echtüwe  von  den 
taUwerklüdtn, 

7.  Frankfurter  Stadtr.  (bei  Oengler,  SUdtrechte  8.  116.)  g.  20.  Item  ci?es 
qai  dicantar  palbargere  in  die  beati  Hartini  dei>ent  intrare  cum  suis  uxqribas  et 
familia  civitatem  et  in  ea  cam  proprio  igne  residentiam  facere  usque  ad  eathedram 
aancti  Petri,  et  tanc  licitum  erit  eis  eiire  cum  saa  familia  si  placet. 

8.  JPreanitehee  Landr.  II.  8.  $.  2.  Ein  Burger  im  eigentliehen  Verstand« 
wird  dtilenige  genannt,  welcher  in  einer  Stadt  seinen  Wohnsitz  aurgeschlageB  ond 
daselbst  das  Bargerrecht  gewonnen  hat. 


(.  94.    Der  Bürgerstan^.  46 

Stande  edigegen  geseilt,  und  iiiiifaszC  die  ganze  ührige  Bevölkerung  zu 
Stadi  und  Lanä^  In  TorzUgliehem  Sinne  dann  die,  welche  ein  bür- 
gtrUchei  Gewerbt  treibt  (Handd,  FabrieaHon,  Handwerk)  (9.  10). 

c)  Noch  allgoneiner  ist  der  Ausdruck  Barger  gleichbedeutend  mit  Siaatt- 
angehSrigey  Staatsbürger  im  weitesten  Sinn  im  Gegensatz  zu  den 
Fremden, 

3.  Von  den  Bürgern  im  dritten  Sinn  muss  im  Staatsrecht  nAher  die 
Bede  aeui*  Die  Borger  im  ersten  und  zweiten  Sinn  werden  eiogetheilt  in 
einen  hohem  und  einen  niedem  BOrgerstand,  je  nachdem  sie  einen  hohem 
Beruf  haben  (vorzüglich  mit  dem  Kopf  arbeiten)  oder  einen  niedem  (vor- 
ztkglich  Handarbeit).  Zu  jenem  gehören  Beamte,  Geistliche,  Ge'ehrte» 
Kflnstler,  Techniker,  Grosshttndler,  Fabrikanten  und  dgl.,  zu  diesem  Hand- 
werker, Fabrikarbeiter,  bürgerliche  Taglöhner  und  dgl.  Diese  natürliche 
Unterscheidung  wird  indessen  bei  der  gegenwärtigen  Behandlung  des  Pri- 
vatrechts fast  nicht  und  selbst  im  öffentli  ben  Recht  ungenügend  beachtet  (11). 

4.  Das  eigentUchi  itädüseie  Bürgerrecht  (2.  a)  wird  erwarben : 

a)  durch  die  Geburt,  eheliche  Abstammung  von  einem  Stadtbürger;  un- 
thMeke  von  einer  BOigerin^  Die  ErbUchkeü  des  Bürgerrechtes  war 
froher  in  DeutscUand  verbreiteter  als  heut  zu  Tage  (12);  In  viden 
Staaten  gibt  die  Geburt  nicht  das  Bürgerrecht  sdbst,  sondern  nur 
entweder  einen  sichern  Anspruch  auf  Aufnahme  unter  die  Bürgerschaft^ 
oder  ist  nur  eine  erlekktemde  Vor  ussetzung  für  die  Aufnahme,  wie 
noeh  hiuflger  nun  fortdanernder  Wohmiix  in  der  Stadt 

b)  Die  Aufnahme  in  die  Bürgerschaft  durch  den  städtischen  Hagistrat  ist 
nun  zur  gewöhnlichen  Begründungsform  des  Stadtbürgerrechts  gewor- 
den (13).  Die  Bedingungei!^  der  Aufqahme  aber  (an  Bürgerkinder 
werden  meist  geringere  Anforderungen  gemacht,  als  an  fremde)  sind 
sehr  verschieden  bestimmt  in  den  verschiedßnen  deutschen  Landern. 

c)  Die  ferheirßthung  einei;  Nichtbürgerin  mit  einem  Bürger  zieht  yoo 

9.  BüMranJp  Detttschfls  Rechtsprichv.  37.  Bürger  oiid  Bauer  scheidet  otc|iU 
denn  die  Mtaer. 

10.  Pr€nni9che$  Landr.  If.  8.  %,  i.  Der  BürgersUnd  begreift  alle  ^in wohner 
des  Staats  anter  sich,  welche  ihrer  Gebart  nach  ir.!der  iam  Adel  noch  lam  Baoern- 
Stande  gereehoel  werden  können  nnd  aoeh  nachher  lieinem  dieser  Stlnde  einverleibt 
sind.  II 

lt.  /VtfBMMeAe#  Landr.  II.  1.  g.  3t.  Zum  hohem  Bcirgerstande  werden, h^V 
gerechnetalle  OITentlifhe  l^eamte  (die  geringeren  Subalternen  ausgenommen)«  Gelehrt«*» 
Künstler.  Kaafledte,  Unternehmei*  erheblieher  Fabriken  und  diejenigen»  welche 
gleiche  Achtung  mit  diesen  in  der  bürgerlichen  Gesellschaft  geniesien. 

12.  Oräümrim»  des  Rades  lo  B^umwifk  (bei  Sehülmf  I.  918^  Welk  RiMi 
geboren  wird,  dewile  sin  Täter  Bprger  is  unde  s|k  an  de  Borgerschapp  holet,  also 
dit,  he  Stadt  pflicht  unde  Borgerrecht  deit,  dat  ervet  de  Borgerscliapp. 

13.  FreuwtUchei  Landr.  Ü.  8.  fi*  3^*  ^^^^  such  Bürgerkinder  müssen ,  wenn 
sie  wirkliche  Bürger  werden  wollen;  das  Bürgerrecht  besondefs  gewinnen. 
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RecUes  wegeo  das  BtU^en^hl  auch  iür  jene  nach  Mh.    Auch  die 
Wittwe  oder  gescUedeDe  Frau  behalt  da«  erworbene  BQigerrecht 

5.  Das  SUdtbOigerrecbi  gehi  unter; 

a)  durch  den  Tod; 

b)  durch  Yer zieht ;  bloszer  Wegzug  aus  der  SUdt  ist  nicht  ohne  weiters 
als  Verzicht  zu  behandeln; 

c)  durch  YerheinUhmg  einer  BOrgerin  mit  einem  NichtbOrger; 

d)  ausnahmsweise  liommt  eine  AutMchaUnung  vor,  aus  dem  Grunde  fort^ 
wahrender  Weigerung  des  Bürgers,  seine  BOrgerpfficht  zu  erfMen. 

6.  Die  Rechte  des  StadtbOrgerrechtes  gehören,  insofern  sie  sich  auf 
die  Verfassung  des  Staats  und  die  öflentlichen  Einrichtungeil  der  Stadt  be- 
zidien, in  das  offetUliche  Recht    Privatrechtlich  sind : 

a)  der  Antheil  an  dem  beeonderen  Stadtrecht  (Statutarrecht) ; 

b)  der  Antheil  an  den  bürgerlichen  Gemeindenutzungen; 

c)  der  Anspruch  auf   Armenunterttiitzung  nöthigeniaUs  durch  die  Stadt; 

d)  das  Recht  auf  ÄufenthaU  und  fFohmitz  in  der  Stadt; 

e)  die  Fahi^eit  zum  Betrieb  bürgerlicher  Gewerbe  daselbst,  wenn  die 
übrigen  Erfordernisse  vorhanden  sind. 

7.  Von  grOszerem  Einflusz  auf  die  Geslaltong  eigenthamlieher  Insti- 
tute undFormen  des  Privatrechts  als  die  allgemeiiw  Eigenacbaft  des  Bürger- 
Standes  sind  die  beeonderen  Beruf säa$$en  in  demselben.  Der  Hrnndeteetand 
vor  allen  ($.  24  a)  hat  das  moderne  Handelsrecht  hervorgebracht,  audi 
der  Handwerkerstand  eigenthümliche  ReohtsvcrhältaisBe  erzBOgt 

*  SiMIing,  Lehrbuch  des  SUdt-  und  BOrgerrechU  der  danlMheBBuii- 
dessUaten.    Leipzig  1850.    II  Bde. 

S-ä*a. 
Hmdelsleute.    Firm«.    EUbllSBement 

1.  unter  Handel  im  eigentlichen  Sinn  verstehen  wir  den  Umsatz  von 
Waaren  in  unveränderter  Form,  als  Gewerbe  betrieben.  Im  weitem  Sinn 
werden  audi  dte  Halfegewerbe,  deren  der  Handel  bedarf,  Commissions-, 
Speditions-,  Fracht-,  Bank-,  Wechsel-,  Verlagsgeschaft,  Rhederei,  Waaren- 
versicherung  unter  dem  Ausdruck  mitt)egriflen.  Ebenso'  das  Fabrikgeschäft, 
so  weit  es  sich  nicht  auf^die  Herstellung  der  Fabrikate,  sondern  auf  den 
Umsatz  der  Waaren,  wenn  gleich  in  veränderter  Fono  bezieht  Unier 
Bandeltgeechäften  verstehen  wir  zunächst  alle  einaelnen  Reehtsgeschäfle  der 
Kaufleute  oder  übrigen  Handelspersonen,  wdche  zu  ihrem  Gewerbe  ge* 
hören  oder  sich  darauf  beziehen,  wie  die  Handelsgeseüschansvertrage, 
kaufmannische  Darlehen  und  CreditgeschAfte,  Uebernahme  des  Etablisse- 
ments, sodann  unter  Umstanden  auch  einzelne,  derartige  Geschäfte  von 
Nichthandelsleuten  (z.  B.  einzebe  Speculationsgeschafle,  Wechsdgeschafte). 

2.  Als  JEott/manfi  im  weitem  Sinn,  Handdemann  gilt,  wer  Handel 
oder  ein  Hülfegeschaft  des  Handels  auf  eigene  Rechnung  betreibt  oder  be- 
treiben lasst    Die  Fabrikherrn   sind   zwar  volkswirthschaftlich    von  dea 
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ogeoUidieii  KanfleotcB  m  trauieii,  aber  handekreditlicli  diewD  gMdi* 
gesteDt  (1.)  Wer  dagegen  nur  mittelbar  bei  ^nem  Handelsbetriebe  b^ 
tbefligt  ist,  wie  der  Gammanditisl  oder  der  Actionftr,  isl  noch  kein 
Handelsmann,  auch  nicht,  wer,  ,blosz  im  Dienste  der  Handelsleute 
arbeitet 

3.  Das  Recht,  Handel  zu  treiben»  an  sich  ein  allgemeines,  Prwatrechi, 
war  sowohl  im  spätem  römischen  Recht  als  im  Mittelalter  ständisch  be- 
schränkt, und  ist  auch  heate  noch  in  vielen  deutschen  Staaten  theils  ge- 
wissen Classen  der  Revölkerung  untersagt,  theils  an  watere  verfassungs- 
mäszige  Erfordernisse  gebunden.  Es  kommai  hauptsächlich  folgende  Be- 
schränkungen in  Betracht: 

a)  Früher  war  dem  Adel  der  Handel  untersagt  Diese  Beschränkuipg  be- 
steht nicht  mehr;  aber  es  versteht  sich,  dasx  der  Adliche  der  Andel 
treibt,  in  Handelssachen  kein  Adelsprivilee^im  (z.  B.  privilegirten  Ge- 
richtsstand) ansprechen  darf,  sondern  dem  bürgerlichen  Kauftnann 
völlig  gleich  behandelt  wird; 

b)  noch  vnrkt  das  Verbot  für  Geistliche  (katholische  und  protestantische) 
und  Mönche  fort;  indessen  hat  dasselbe  eher  einen  öffentlichen  als 
einen  privatrechüichen  Charakter,  und  wenn  trotzdem  ein  Geistlicher 
Handel  treibt,  so  liegt  darin  zwar  eine  Verletzung  seiner  Standesord- 
nung ,  dber  es  ist  kein  Grund ,  seine  Geschäfte  privatrechtlich  im  Ver- 
hältnisz  zu  dritten  Personen  nicht  als  Handelsgeschäfte  zu  behandeln; 

c)  ebenso  ist  der  Handel  den  Militärpersonen  des  stehenden  Heeres  unter- 
sag:t, 

d)  in  manchen  Verfassungen  auch  den  Staatsbeamten.  ' 

4.  Als'  Erfordernisse  eines  ordentlichen  einheimischen  Handelsbetrieb 
sind  zn  erwähnen: 

a)  das  Recht  der  Ansäszigkett  oder  Niederlassung  in  der  Gemeinde,  weldies 
durch  das  Staatsrecht  ger^elt  wird; 

b)  in  mandien  Städten,  wo  der  Handel,  besonders  der  Kleinhandel,  noch 
zOmftig  ist,  Aufnahme  in  die  Zunft; 

c)  in  mehreren  Staaten  die  besondere  Erlaubnisz  (ConcessionJ  des  Staats, 
sei  es  nach  vorheriger  Prüfung  über  Fähigkeit  und  Vermögen,  odeV 
ohne  solche;  am  wenigsten  verträgt  der  Groszhandel  derartige  Hemm- 
nisse, und  keinenfalls  zu  rechtfertigen  ist  die  willkürliche  Erthellung 
oder  Versagung  der  Concession; 

d)  die  nur  financidl  begründete  Lösung  eines  Gewerbescheines. 

5.  Das  männliche  Geschlecht  Ist  kein  Erfordernisz  des  Handelsberufe. 
Sowohl  ledige  als  verheirathete  Frauen  (über  das  Verhältnisz  zum  Ehemann 
vgl  $.  157)  können  Handel  betreiben  oder  betreiben  lassen  und  haben  als 

1.  Nürab.  Entw.  d.  DeuUehen  Handelt^.  ].  1.  $.3.  Als  Kaufmano  im  Sinne  dieses 
Gesctabucbes  istansosab^:  "^er  gewer^smäszigHaDdelsgescbäfte  betreibt.  Der  g*  ^ 
des  Eotvurfo  erster  Lesung  war  einlässlicher  und  ziblie  die  TerschiedeneD  Ge- 
weibe  auf. 
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HmMUfrmiun  (S.)  Reehte  tind  Pflichten  eines  KanAnenns.  hubeMmdere 
k(toinen  sie  sich  fdr  ihfe  Handelsgescliafie  nicht  auf  die  RechttwohHhetea 
berufen,  wekhe  sonst  den  Weibefn  zn  gote  kommen. 

6.  Betreibt  ein  Mmderjähriger  mit  Zustimmung  seines  Vaters  oder 
der  Vormundschaft  selbst  einen  Handel  —  im  Zweifel  ist  das  Gewihrea- 
lassen  als  Zustimmung  auszulegen  —  so  bedarf  er  fbr  die  einzelnen  Han- 
ddsgeschftfte,  die  er  abschlieszt,  keiner  weitem  Antorisation  und  hat  so 
weit  der  Handel  reicht«  Dritten  gegendber  keinen  Anspruch  auf  die  Resti- 
tution wegen  Minderjflhrigkeit. 

Wird  nur  auf  Rechnung  eines  HindeijAhrigen  durch  einen  andern 
Geschäftsführer  ein  Handel  betrieben,  so  werden  die  gewohnten  Grundsätze 
über  den  Mangel  seiner  HandlungsfilhigMt  nicht  alterirt,  aber  gegen  das 
einzelne  von  dem  GeschftftsfiUirer  abgeschlossene  Handelsgeschftft  kann  der 
Ifindei^Ahrige  doch  keine  Restitution  wegen  MindeijAhrigkeit  erhalten,  die 
mit  der  Natur  und  dem  BedOrfnisz  des  Handelsrerkehrs  unvereinbar  er- 
scheint   (3.) 

7.  Die  Handelsleute  pflegen  im  Handdsverkehr  unter  einem  beiondem 
HaadeUnamen  aufzutreten,  der  Firma  (RagionJ.  Was  anfänglich  freie 
Sitte  gewesen  war,  wurde  im  Verfolge  feste  gesetzliche  Ordnung  und  vor- 
geschrieben, dasz  die  Firmen  in  ein  öffentlicbes  Handelsregister  eingetra- 
gen werden  sollen.  (4.)  (Der  rechtmäszige  Gebrauch  der  Firma  verpflich- 
tet die  Einzelperson  oder  die  mehreren  Personen  handelsrechtlich,  weldie 
durch  dieselbe  als  Handelsleute  bezeichnet  sind. 

Man  unterschddet  Einzel  firmen  und  GeeeUechafts firmen  ^  je  nadidem 
die  Firma  einem  einzelnen  Kaufmapn  oder  emer  Gesellschaft  angdiört 
(§.  134.  2  fil);  femer  neue  und  aUe  Firmen,  je  nachdem  die  Firma  von 
den  darin  bezeichneten  oder  umlaszten  Handelspersonen  neu  begründet  oder 
auf  abgeleitete  Weise  (Erbgang,  Ankauf)  erworben  worden  ist.  Bei  der 
Wahl  neuer  Firmen  ist  die  Wiederholung  bereits  bestehender  Firmen  zu 
vermeiden  und  sind  nur  solche  Personennamen  aufzunehmen,  welche  den 
^haftbaren  Mitgliedern  zukommen.  Da  ein  bewährter  Handelsname  die 
Kundschaft  anzieht  und  Credit  findet,  so  haben  die  Firmen  —  obwohl  zu- 
nächst nur  persönliche  Namen  —  einen  Werth  erhalten,  und  sind  insofern 
auch  wieder  Gegenstand  der  Vererbung  und  der  Veräuszerung  geworden, 
freilich  nur  in  Verbindung  mit  dem  Etablissement     Daher  können  neue 


2.  Nürnb.  Entw.  des  D,  HandeUg,  I.  1.  g.  tt.  £s  m«cht  hiebet  keinen  Unter- 
schied, ob  sie  das  Handelsgewerbe  allein  oder  in  Gemeinschafl  n^it  andern,  ob  sie 
dasselbe  in  eigener  Person  oder  durch  einen  Prokuristen  betreibt. 

8.    fidit  du  Rtfl  Lcui»  1LIV.  poor  le  Commerce  y.  1673. 1.  6.  Toos  les  n^gociaas 

et  marchands seront  r^put^s  majeors  poar  le  fait  de  leur  commerce,  —  sans  qu'll 

puissent  Hre  restitn^s  soas  pr^texte  de  mlnorit6. 

4.  N.  Entw.  d.  Deuieehen  Btmieleg.  1.  1.  g.  lg.  Jeder  Kaofhiann  ist  Ter-^ 
pflichtet  seine  Firma  bei  dem  Handelsgerichte,  in  dessen  Beiirk  seine  Handels- 
niederlassung sich  befindet,  behufo  der  Eintragong  in  das  Handelsregister  autumelden. 
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Erwerber  eine  aKe  Firma  Hbemehmen  und  die  in  der  Firma  genannten 
PeittoBenoamen  von  den  Namen  der  jetzigen  Firmehinhaber  ganz  verschie- 
den sein.  Das  fransöaische  Handelsrecht  verlangt  anch  in  solchen  Fallen 
^  Herstelhing  einer  neuen  Firma. 

8.  Die  feste  Einrichtung  eines  Handelsbetriebs  von  einem  bestimmten 
Orte  ans  wird  das  EiabUssemerU  genannt  Dasselbe  kann  in  einem  ottsoeti 
Magazin  oder  Laden  sieb  darstellen,  aber  auch  ohne  solchen  "—  zumal 
beim  Groszhandel  —  in  einem  bloszen  HandMmreau.  Das  Etablissement 
wird  durch  öffentliche  Kundmachung  in  Zeitungen,  Ansdilagzettel  oder 
auch  nur  durch  thatsflchlichen  Handelsbetrieb  von  einem  bestimmten  Orte 
aus  bekamit  gemacht  Nichts  stellt  im  W?ge  dasz  Eine  Firma  mehrere 
Etablissements  habe. 

Wie  die  Firma  die  Person  des  Kaufmanns  von  der  des  bloszra  Privat-^ 
manns  unterscheidet,  so  unterscheidet  das  Etablissement  den  Wohnort 
des  Kauftnanns  von  dem  Wohnort  des  Privatmanns.  Es  ist  Wohnort  der 
Pinna,  und  begründet  nicht  bloss  den  Gerichtsstand  der  Geschäftsverwal- 
lung (gestae  administrationis),  sondern  den  Gerichtsstand  des  Wohnorts  in 
Handelssachen.  Es  ist  äandeUdomiciL  Der  von  einer  Firma  unterzeioh* 
nete  oder  an  dieselbe  gerichtete  Wechsel  ist  daher  znnächst  in  dem  Eta- 
blissement und  nicht  in  der  Privatwohnung  des  Handelsmanns  zu  pr9|eDtireai 

*  Thol,  Handelsrecht  $.  12—19.  Brinekmann,  Handelsrecht  $.  2.  5. 
12-23. 

§•25. 
IV.  Der  BauernsUuid. 

1.  Wie  der  eigentliche  Bürgerstand  seinen  Ursprung  und  Stamm  in 
den  Stfidten,  auf  dem  Lande  nur  zerstreute  Ableger  hat,  so  ist  der 
Bauernstand  iiaturgemäsz  mit  dem  Lande  verbunden,  das  er  selber  baut 
(bearbeitet),  BemfMa$^d.  ' 

Der  BamemHmd  war  im  Mittelalter  als  besonderer  ans.  altern  freien 
und  aus  hörigen  Bestandtheilen  erwachsen,  die  im  Lauf  der.  Jahrhunderte 
einander  angenähert  wurden.  (1.)  Die  Herstellung  eines  freUn  .Bauern- 
standes aber  fällt  in  unsere  Zeit. 

.2.  Im  engsten  Sinne  heiszen  Bamem  die  Besitzer  von  BaiuergiUemj 
die  sie  bebauen,  sama^t  ihren  Faroilieu;  in  weiterm  alle,  welche  auf  dem 
Lande  leben,  und  nicht  entweder  um  ihres  Amtes  (Geistliche,  Staatsbeamte) 
oder  höherer  Lebensstellung  willen  (Aerzte,  Gutsherren)  einem  höhern 
Stande  angehören  (2.),  oder  weil  sie  ein-  btkrgerüches  Gewerbe  betreiben 
(Krttmer,  Handwerker),  zu  dem  uredem  Bürgerstand  gerechnet  werden. 


1.  Schwahetupiegcl  355.  Kineni  vrtcn  gebore  gsp  man  ein  ptiunt  unde  sebs 
pheninnce  unde  einen  belhlinc.  (Wie  im  Sachsentpiegel  ill.  45.  &.  0.  den  t#|ate- 
tuden."}  Einem  andern  gebAcegU  man  se  baoze  ein  balt»ex  phunl  unde  einen  helbe- 
linr..-*-  Den  Koufliulr.n  ein  ganzes  phunt.  , , 

%    Prtuizis<ihft  tanUr.  U  7/>  £*  X    Unter,  ikvß  Bauenslandosidd.aVe  Bevoboer 

B 1  u  n  1 8  c  b  U ,  deutsches  Privalrerht.    'i.  Aufl.  4 
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3.  Der  Erwerb  eines  Banergiiles  -  begrfindet  nirlit  für  sich  atteln  <leii 
Baoemstaiid  des  Erwerbers,  sondern  mir  wenn  derselbe  nun  die  binerHche 
Landwirthsehaft  zu  seinem  Hfioptberofe  maeht  Wenn  der  Bauer  oder 
sein  Sohn  das  Land  yerläszt  nnd  daoemd  in  die  Stadt  übersiedelt,  so  geht 
er  in  den  BOrgerstand  im  weitem  Sinne  des  Wortes  Ober.  Die  blosze 
Tbeünahme  an  einem  bArgerlichen  fiemfe  auf  dem  Lande  aber  (Handwerk, 
Fabrication)  hebt  die  StandeseigeDsdiaft  des  Baoem  nieht  anf. 

4»  Unter  dem  Bauernstände,  welcher  an  Erinnerungen  und  Gebrftudien 
zihe  festhalt,  hat  sich  viel  mdir  deutsches  Reehi  auch  im  Gegensatz  zu  der 
römischen  Doctrin  und  Praxis  bis  auf  unsere  Tage  erhalten,  als  in  dem 
bewucheren  Bdigerstande,  welcher  dem  Eindringen  einer  gelehrten  Cnl* 
tur  weniger  Widerstand  entgegengesetzt  hat.  Unsere  Wissenschaft  hat  hier 
die  Pflicht,  frühere  Fehler  einer  faJschen  Gelehrsamkeit  wieder  gut  zu 
machen,  und  die  noch  unter  dem  Volke  lebendigen  und  in  der  Sitte  sich 
auszemden  —  obwohl  in  den  BOcheni  nnd  in  den  Amtasluben  häufig  ver- 
gessenen oder  verkannten  —  Rechtsgewohnheilen  und  Recht^gedmken 
aufzusuchen  und  darzulegen,  damit  sie  wiederum  zu  verdienter  Anerken* 
nung  und  Schutz  gelangen. 

Manche  Institutionen  und  Regdn  des  Privatrechtes  gehören  ausschlies^ 
lieh  oder  vorzugsweise  dem  Bauernstände  an. 


DrittM  CapiteL 

Confessionelle  B echte  und  Gegensätze. 

§.  26. 
L   faidivlduelle  BekeanitalSErreiheiu 

1.  Das  Recht,  seinen  religiösen  Glauben  zu  bekennen,  ist  ein  allge- 
meines Privatrecbt  Eb  darf  daher  weder  ein  äusserer  Zwang  geübt 
werden,  um  jemanden  gegen  seine  persönliche  Ueberzeugung  zu  einem  be- 
stimmten Bekenntnisz  zu  nöttrigen,  noch  um  eines  fremdei  Bekenntnisses 
willen  jemand  verfolgt  werden.    (1.  2.) 

Ob  im  Interesse  der  Kinder  y  deren  religiöse  Erziehung  (Taufe,  Unter- 
richt,  Confirmation)   von  Seite  der  Eltern  vemachlfissigt  vrird,   ein  ^n- 

des  platten  Landes  begriffen ,  welche  sich  mit  dem  nnmittefbaren  Betriebe  des  Acker- 
baues und  der  Landwirthsehaft  beschlAigeo ,  tasofera  sie  nicht  durch  adliehe  Geburt, 
Amt  oder  besondre  Rechte  von  diesem  Slande  aasgeoommen  sind. 

1.  freutxischet  Landr.  IL  11.  §.  2.  Jedem  Einwohner  im  Staale  musz  eine 
vollkommene  Glaubens-  nnd  Gewissensfreiheit  gestattet  werden.  §.  4.  Niemand 
soll  wegen  seiner  Relrglonsmeinttngen  bennrnhigt»  zur  Rechenschaft  gezogen,  ver- 
spottet oder  gar  verfolgt  werden, 

2.  BuyrUches  Rftligionsedict.  g.  S.  (Der  Einwohner)  darf  fn  Gegenständen 
des  Glaubens  und  Gewissens  keinem  Zwange  nnlerworfen,  anch  darf  niemanden,  zu 
welcher  Religion  er  sich  bekennen  mag,  die  elnflwhe  flausandacht  untersagt  werden. 
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schreiten  des  Staates  im  einzelnen  Fall  gerechtfertigt  sei,  ist  eine  Frag» 
des  Familienrechtes,  insbesondere  der  Ausübung  der  ObervormundschafU 
»  174,  1.) 

2.  Die  Freiheit  des  häuslichen  GottesdieMtes  im  Kreise  der  Familie 
Dod  der  Freunde  ist  eine  Folge  der  Bekenatniszfreiheit.    (3.  4.) 

Die  fiefugnisz  zu  öffentlichem  Gottesdienst  dagegen  wird  durch  das 
Staatsrecht  norrotrt. 

3.  Der  üebertriü  aus  dner  reügiöien  öder  khrcUichen  Gemeinsohaft 
in  eine  andere  steht  dem  seiner  bewaszt  geirordenen*)  Individuum  frei. 
(5.)  Wird  er  in  die  neue  GemeinschafI  aufgenommen,  so  tritt  er  auch  in 
das  Prfyatrecht  ein,  welches  dieser  als  solcher  tusteht,  und  die  besondem 
priyatrechtBchen  Bestimmungen,  die  für  die  confessionelle  Gemeinschaft 
gesetzt  waren,  die  er  verlassen  hat  [z.  B.  im  Eherecht,  Erbrecht],  haben 
auf  ihn  keine  Anwendung  mehr. 

*  Wilda,  über  Gewissensfreiheit  in  der  Zeitschrift  für  deutsches  Recht. 
XI.  S.  161  ff.    BlunUehli,  Allgemeines  SUaUrecht  Buch  IX.  Gap.  2  und  3. 

(Anm.)  Sehr  bestritten  ist  die  Frage,  ob  die  einer  Erbetnsetzung  oder 
einem  Vermächtnisz  hinzugefügte  Bedingung  des  Religi<mtubeii.ritU  oder  die 
des  FesthaUens  an  dem  früheren  BekcmUniix  als  conditio  turpis  zu  betrachten 
oder  als  wirlcsam  anzusehen  sei.  Die  einen  bejahen,  die  andern  verneinen 
sie  in  beiden  FSIlen;  noch  andere  bejahen  sie  im  ersten  und  verneinen 
sie  im  zweiten  Fall.  Die  Frage  gehört  in  ihrexfk  Kern  in  das  Gebiet  der 
Moral,  sie  bekommt  aber  insofern  auch  eine  juristische  Bedeutung,  als  sich 
jurisliaelie  Folg«i  an  die  Beantwortung  anschlieszen.  Damin  ist  es^  aber 
aaeh  veritehrt,  für  alle  Falle  eine  abstracte  Re^el  in  Bereitachail  za  ballMK 
Es  kann  vielmehr  die  Moralität  oder  die  SohandficUDcit  sowohl  der  Beii 
fQguDg  dieser  Bedingung  von  Saite  des  EfilOäserg,  als  dar  in  derselben 
vorausgesetzten  Handlungsweise  des  Bedachten  ,nar,  aus  4f|n  Zuf^amypenhajni 
der  Umstände  im  einzelnen  Faü  ersehen  werben.  Ms  is4  gewisi^  unwürdig« 
jemanden  durch  den  Köder  eines  ökonomischen  Gewinns  zum  Uebertritt 


H.  Jiuirmm»  paei»  Owtmhr,  V.  g.  34.  Patienter  tolerentor  et  conscientia  libera 
domi  Aevotioni  snae  sina4iH|iil8llfoiie  aat  inrbatione  privalim  vacare,  in  vieinia  vero 
qIh  ei  qaoUte  volneriiil,  fioblfco  Religionls  exarcMo  interesse,  vel  llberos  soos  cJi-* 
teris  soae  EellgiODis  seholis  ant  privatls  domi  praecefltor|l>iia  MlnieBdos  noo  ptffrr 
hibeaotnr. 

.4.  Prtnnisehes  Landr.  II.  11.  g.  7.  Icder  Oansvater  kann  seinen  häuslichen 
Goüeadfenst  nach  (Vatflnden  anordnen.  %.  8.  Er  kann  aber  Mitglieder ,.  die  einer 
«Bdttn  ai^lgjonapafftei  zagefluD  sind,  zur  Beiwofeoung  desselben  wider  ihren  Willeri 
Bicht  anhalten. 

5.  Smrrüeke^  Religlonsedict.  S-  5.  Die  Wahl  des  Glaubens-Bekenntnisses  ist 
Jedem  Staats-Einwoboer  nach  seiner  eigenen  freien  Ueberzeogung  überlassen,  g.  0. 
Derselbe  musz  jedoch  das  hiezu  erforderliche  Uoterscheidungs- Alter,  welches  für 
beide  Gcschlechrer  auf  die  gcseUliche  YoUJübrigkeit  bestimmt  wird,  erreicht  haben. 
6*  11.  Durch  die  Rcligions-Aenderung  gehen  alle  kirchlichen  GesePschaflsiechl« 
der  verlassenen  Kirche  verloren. 


*)   Was  das  helne  ist  streitig.    Das  Pretu%i$ek*    Landrecbt   11.  ?.  f.  84.  Uszt  die  Wahl  den 
Munäi'fnt  (nach  14  JahieB)  frei,  das  BufrUcht  Eüicl  erst  den  Volljährigen  (nach  %\  Jahren) 

4* 
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in  eine  andere  Confessfon  bu  verYacken,  and  scbij^dmii,  um.desswDWn 
sein  Religionsbekenntnisz  zu  ändern.  Aber  es  ist  durchaus  qichl  iin^ora- 
lisch,  wenn  ein  glaubenseifriger  Mann  einem  Convertiten,  dem.  vielleicht 
um  seines  Uebertrittea  willen  eine  Erbschaft  oder  UnterMüUung  entzogen 
worden,  ein  Vermäcbtnisz  aussetzt,  nicht  in  der  Absicht,  ihn  damit  zu 
locken,  sondern  ihn  tor  den  nachtheiHf{;en  Folgen  seines  Entscblu'szes  zu 
bewahret  und  seine  Entschiedenheit  tu  belohnen;  Und  es  ist  keineswegs 
schändlich,  wenn  der  Begabte  ein  solches  Vermächlnisz  dankbar  amiinrait 
Feitoer  ist  es  k^ne  nnaittliohe  Handlung,  wenn  ein  Erblasser,  welchem 
freie  Verfügung  QUer  seine  Verlaasensehalt  zukMAmt^  einem  Anvenrand* 
len,  von  dem  er  hört,  dasz  er  zum  Uebei tritt  in  eine  andere  Godfession 
verleitet  werde, und  aus  Schwache  oder  LeichUinn  vielleicht  sich  verleiten 
lasse,  nur  unter  der  Bedingung  sein  Vermögen  zuwendet,  dasz  er  seiner 
Confession  trep  bleibe  und  ihn  dadurch  sjot  einer  Uebereilimg  zu  warnen 
oder  seinen  Leichtsinn  zu  strafen  unternimmt;  aber  es  kann  auch  die 
Drohung  einer  Vermögenseinbusze  gegenüber  einem  ernsten  religiösen 
Streben  zur  Immöralität  und  unter  gravirenden  Umständen  schändlich 
werden,  so  däsz  sie  dann  keine  Beachtung  verdient  Je  mehr  eine  reife 
Humanität  auf  volle  Freiheit  des  religiösen  Bekenntnisses  Werth  legt,  desto 
weniger  angstlich  und  confessionelT  beengt  wird '  sich  auch  diese  Frage 
beurtheilen. 

'■••'••§.  27*. 

Christliche  Confessionen. 

•  ■  >      •  ■        • 

1.  Der  EinOosz  des  Chri8ientkum$  auf  die  Fortbildmig  des  fteebta  is| 
iNMOglieh  ein  mUtdbarer.  Der  chriatUche  Geist  hat  einen  grosMi  Anthefl 
an  der  Milderong  und  BeaeüignDg  der  Hörigkeit  und  aehroffer  Standes- 
nnterschiede;  und  da  das  €hrislentham  nicht  eine  nationale,'  sondern  eine 
angemeitl  mensclifliche  Religion  ist,  so  ist  es  auch  dem  Zuge  deir  modernaa 
Rechtsbildung  zu  aBgemein  menschlicher  Gestalt  forderlich.  Einen  unnUt- 
telbaren  Einflusz  aber  hat  das  Christenthuni  fast  nur  im  Eherecht  und  auf 
die  Erziehung  der  Kinder  ausgeübt 

2.  Im  Mittelalter  hatte  die  Häresie  (Ketzerei^,  als  Abfiül  von  dem. an- 
erkannten orthodoxen  Glauben  der  Kirche,  den  Verlust  auch  des  bürger- 
lichen Rechte  zur  Folge.  (1.)  ^         > 

Für  Deutschland  wurde  aber  endlich  durch  den  Weslphälischen  Frte- 
den  (1648)  anerkannt,'  dfisz  die  Anhänger  der  beiden  groszen  Reli^ona« 
part^n  in  Diesut$chland,  JEalAoMw»  ond  ProUskuUm,  ^eic^näszig  Anthdl 


'  1  K6ta  eoDStitutIo  /Vi A«c/ Imperator is  (zu  c,  4.  C.  de  haerelicis  I.  V.).  Cre- 
dentas  pfnterea  receptatorps  def^nsores  et  fautores  hapreticöriim  damnamus,  firmiief 
stataentes  nt  si  fostqoam  quilfbet  'talfotn  fnerit  excommunicatione  notatus  sati^fa- 
cere  contemserit  tntra  antium ,  ex  tone  Ipso  jure  sit  tnfamis  oec  ad  publica  officia  seu 
eönsilia  rel  ad  eligendum  aliqaos  adblbchtnr,  neque  adtc'stimonium  admiltalur.  Sit 
etiam  iDteslabilis  ut  nee  tesundi  liberam  habeat  facüKatero  nee  ad  heriMlilatis  suc- 
cessionem  accedat.  Nallus  praeterea  ei  super  quocnnqae  negoiio,  sed  ipse  al&is  re- 
spondere  cogatur. 
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haben  soDen  an  dem  bürgerlichen  Rechte.  (2.)  Mit  Bezug  auf  andere 
Christen  auszerhalb '  der  katholischen  Kirche  und  die  sich  nicht  an  das 
Augsburger  Bekenntnisz  hielten,  würde  damals  noch  das  alte  strenge  Prin- 
dp  der  Verfolgung  jeder  Ketzerei'  nich^  aufgegeben,  nur  in  der  Praxis 
gemildert 

Die  deutsche  3undesacte  erstreckte  die  Gleichstellung  der  Bekenner 
der  katholinhen^  evangelisch-lutherischen  und  reformirten  Confessipneq  auch 
auf  das  Gebiet  des  o/fetU/icAen  Rechte^.  (3.) 

3.  Sem  heotzutageuun  anerkannten  Grundsatz  der  individueHaü  Be- 
kenntnezfreibeit  als*  eines  allgeipeioen  Priyairechts  entspricht  die  neue 
Rechtsregel,  daaz  t^uch'  die  Angehörigen  einer  andern  Mrche  als  der  drei 
anerkannten  KiirebeDgemeiDschaiSteii  oder  die  ÄnMinger  einer  Secie  auf  dem 
Gebiete,  fie»  bürgerUcken  Rechtes  vollkommen  reehUfäJUg  bleiben  *).  (4.) 
Aber  lucbt  ebeq^.  versteht  .es  sich,  dasz.sie  ,auch  in  den  politischen  Rech- 
ten, den  GUedeni  d&s  Yom  Staate  anerkanaten  Kircfaen  gleich  stehen.  Vor- 
bebaHao  sind  auch  dort. solche  Institutionen,  wie  %.  B.  Klöster  und  eiar 
zelne  Ordensverbindungßn  und  Stiftungsanstalten,  welche  ihrer  Natur  nach 
eine  beeitimmte  Confeeeion  voraussetaen. 

§.28.. 

'  •  •       .         I  •         •  • 

III.    Di^  Juden. 
1.  Historiaehe  Eialeitang.     . 

1.  Um  zweier  Eigenschaften  willen  war  in  dem  mittelalterlichen 
Deutschland  das  Recht  der  Juden  sehr  bedroht.  Weil  sie  einer  fremden' 
Nation  und  Kasse  angehörten,  so  hatten  sie  den  Schutz  des  Volksrechtes 
mcht,  und  eüs  ungläubige  ^^tkren  sie  unfi  ihrer  Religion  willen  der'Verfol- 


»' 


2.  Instrum,  pac,  Osna6r,  V.  35.  Sive  autem  Catholici  sive  AugustaDae  confes- 
sioDJs  faerint  sabditi,  nuTlibj  ob'religioDdm  d^spicatui  habeantar  nee  a  mercatorum 
opifitum  aattribattmeommtkäi^ne,  tneredilatibas,  legati»,  ftosipiialibus ,  leprösorits, 
elefaiio67iii9,.  aliisve  }iiribiiS'  Mi  eomnercilt  molfo  miava  plibHelt  coemeteriM  hooo- 
reTe  sepultarae  arceantur  —  sed  \n  bis  et  simillbas  pari  cam  coacivibas  Jure  J^l^e- 
aninr  aeqoali  jostitia  protectioneque  tati. 

3.  DeuUcAe  Bundetacte  Art.  16.  Die  Yerschiedenheit  der  christlicben  Reli- 
giODSpartefen  kann  !n  den  Lindem  and  ^bieten  desdentseben  Bimdips' keinen  Unter- 
aehied  in  dem  öenusse  der  borgerltcben  und  poUtisehen'Refhte  begründen.  fVgl« 
über  den  Sinn  fitäSer,  Acten  des  Witoer  Congresses  IL  439.) 

4.  Oesierreüskäches  Gesetzb.  $.  99.  Die  VerscbfeAenbMl  der  ReltgKm  hat  auf 
die  PriTatrechte  keinen  Klnflosz»   ausser  Insofern  dieses  bei  einigen  Gegenstanden 

dnrcb  die  Gesetze  Insbesondere  angeordnet  ist. 

•      ■  .•         I  ' 

*)  nie  BundeMete  garaotirt  freilick  dieie  Eechtti  Hiebt  and  baacbrinkt  liierin  die  Landea- 
geieligebwigBieht.  Aber  die  Aufgabedioaer  iat  ea,  dasendUcbal»  ein  aUgemeines  «rkanote 
Priyatre«lit  za  schauen,  nicht  m  verletieo.  Über  die  nicht  priva^rechtliche  Frage,  inwie- 
fern FremdglSubigen  auch  die  upge8chmttlerieJ}elhoiUgunganden  hohem  staatlichen  Hech- 
ten zu  Terstallen  sei»  Tgl.  Blmmtichli,  AlJg.  Staatsrecht  iX.  Cäp.  4  und  6. 
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guDg  der  Chiisten  aufgesetzt  Dnrdi  Handel  und  Wucher  ervarben  sie 
ReichthOmer  und  damit,  die  Mittel  ihre  Existenz  zu  retten,  reizten  aber 
hinwieder  dadurch  den  Neid  und  den  Hasz  des  Volks  und  der  Groszen 
wider  sich.  In  den  Zeiten  der  Kreuzzttge  vorzüglich  loderte  der  Volkshasz 
gegen  die  Juden  in  wilden  und  grausamen  Verfolgungen  häufig  auf.  Nur 
der  König  als  Nachfolger  der  römischen  Kaiser  und  höchste  Obrigkeit  über 
alle  Völker  und  als  Schirmherr  des  christlichen  Glaubens  konnte  ihnen 
Frieden  verleihen  (1.),  indem  er  sie  unmittelbar  unter  seinen  Schutz  nahm. 
Für  diesen  Schutz  erhoben  die  Kaiser  von  den  Juden  bedeutende  Abgaben. 
Im  Innern  war  die  Jndenschaft  ab  ein  besomderes  Volk  organisiil  Kn 
der  Spitze  der  gesammten  Judenschafl»  »gemeiner  Jfldfsdiheit«  stand  als  jüdi- 
scher Oberrichter  der  sogenannte  Jftdmmeiiter  oder  Hockmeiiter,  und  unter- 
geordnete Judenrnrnter  oder  RahiHner  richteten  über  die  ehizelnen  Judenr- 
gemeindm,  in  wdche  die  Judenschaft  getheiK  war.  Sie  handhabten  das  jQ- 
dische  Recht,  wo  es  unter  den  Juden  zur  Anwendung  kam,  uiid  verhäng- 
ten den  Bann.  Die  Gemeinschaft  der  Juden  mit  den  Christen  war  be- 
schränkt; aber  auch  im  Streite  mit  diesen  ward  ihnen  Rechtsschutz  ertheilt, 
von  geistlichen  und  weltlichen  Richtern  der  Christen. 

2.  Wie  die  übrigen  königlichen  Rechte,  wurden  auch  das  Schutz- 
recht des  Königs  über  die  Juden  und  die  Rechte  der  königlichai  Kamm^ 
auf  jüdische  Abgaben  an  andere  Fürsten  für  ihre  Länder  und  an  Reichs- 
städte verliehet  und  mit  der  Zeit  in  einen  Bestandtfaeil  der  Landeshdieit 
umgewandelt  (2.)  Ebenso  löste  sich  aBmählich  die  alte  Verbindung  der 
JAdischheit  au^  je  nach  den  Ländern,  in  denen  die  Juden  ld)ten.  IMese 
wurden  so  zu  einer  besondem  Cksse  von  UnUrthat^n  der  Lamdeiherrm  und 
der  Landetgesetzgebung  unterworfen.  An  dem  öffentlichen  Rechte  des  Landes 
erhielten  sie  keinen  Thdl,  und  ihre  eigenen  corporativen  Rechte  waren 
nun  aus  dem  gröszeren  Zusammenhang  der  Vorzdt  herausgerissen.  Im 
Privatrecht  wurden  sie  im  Streite  unter  sich  gewöhnlich  noch  nach  mo- 
saischem Rechte  beurtheili,  auch  wenn  nicht  mehr  der  Rabbiner,  sondern 
das  ordentliche  Gericht  darüber  richtete;  im  Streite  mit  Christen  aber  nach 
dem  Landrecht,  in  wdchem  jedoch  die  Juden  naimichfiich  zurückgesetil 
waren. 

1.  SehwabenMpUgel  SM,4.  Die  selben  (Jaden)  gap  der  kunic  Tjtus  in  des  röini- 
seben  koniges  kamer  xe  eigen:  onde  da  von  snilen  ei  des  riehes  knehle  sin  unde 
der  romische  künic  sol  sie  beeebermen.  —  die  Jaden  eol  nieman  twingen  xe  krieten- 
liehen  gelottben.  wan  mec  OMip  si  mit  guolen  werten  bringen  zao  der  kristenbeiir 
das  sol  man  gerae  Uion.  <^  Den  kristen  iat  verboten  d^  si  mit  den  joden  ibt  esent 
der  sptse  der  si  bereitend.  —  Die  Juden  eullen  Juden  hüete  tragen  in  aUen  steten 
dA  si  sind,  wan  dA  mit  sint  st  üi  gezeichent  vor  den  kHsten ,  daz  man  si  rür  jaden 
beben  sol.  Die  Juden  sullen  niht  bristen  Hute  bi  in  bAn  die  in  dienen,  ande  die 
ir  brdt  unde  ir  spiee  ecent.    die  selben  sint  in  dem  banne. 

9.  Reieh»-Polhei-Ordmmg^  v.  1S48.  Tit.  20.  %,  1.  Dasi  färohtn  niemand  Jadoi 
anzunebroen  oder  zu  balten  gestattet  werden  soll,  dann  denjenigen,  die  von  Uns  ond 
dem  beiligen  Reich  Regalia  beben  oder  insonderheit  derbalbeii  privileglrt  seind« 
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3.  AHoifthlich  wurden  die  Juden  als  voüe  Ltmdesan^körige  betrachtet, 

die  alten  besondera  Judengemeinden  ai^döst,   «nd  die  einielnen  Juden 

and  Jod^amilien  in  die  gewöhnlichen   {x^tischen  Gemeinden  ai^enoni- 

flien.    Sie  hörten  nach  und  nadi  auf  ab  Fr0mde  zu  geltai,   und  wurden 

ak  emMnUache  Fottigenoiien  der  gewohnten  öffentlichen   Gerichtsbarkeit 

unterworfen.    Auch  die  Nachwirkungen  des  noch  fortdauernden  reUgiösen 

Gegensatses  auf  das  Recht  wurdra  mit  der  Zeit  gemildert,  oder  beseitigt, 

und  in  Folge  dieser  Unag^sstaltung  das  ganeine  Ltmdre^  auch   über  die 

Juden  erstreckt  (3.  4.) 

*  SpUker,  über  die  ehemalige  und  jetxige  Lage  der  Juden  in  Deutsch- 
land. Halle  1809.  Betsd^  ober  das  btirgerlicbe  Recht  der  Juden  nach  ge- 
meinem deutschen  Rechte  im  Rheinischen  Museum  II.  S.  443  ff*  Goiihelfj 
Historisch-dogmatische  Darstellung  der  rechüichen  Stellung  der  Juden  in 
Bayern.     München  1851. 

3.  Heutiges  Recht. 

1.  Staatsrechtlich  werden  die  Joden  zwar  nun  gewöhnlich  als  Landes- 
angehörige anerkannt,  aber  in  manchen  Ländern  noch  von  öffentlichen 
Aemtem  ausgeschk)ssen,  und  in  der  neuen  Ansässigmachung  oder  in  der 
Uebersiediung  von  einer  Gemeinde  in  eine  andere  beschrankt.  Im  Privat- 
rechi  aber  ist  nunmehr  die  Theilnahme  derselben  an  dem  Landesrechte  und 
ihre  GEeichttdlung  mit  den  Christen  R^e).  ' 

2.  Ausnahmsweise  kommen  vorzüglich  noch  folgende  Beschränkungm 
in  Betracht: 

a)  Im  Personenreeht  finden  diejenigen  Bestimmungen,  welche  das  Ghrist^- 

3.  Deui$ehe  Bundesaete  Art.  16.  0ie  BuDdesversammlang  wird  in  BerathoDg 
liehen  wie  auf  eiae  mögliehst  ibereinstimmende  Weise  die  bürgerliche  Verbessenuig 
der  Bekenner  des  iüdiaeheo  Glaat>ens  in  Deulsehland  zu  bewiricen  sei,  uod  wie  in« 
soDderheit  denselben  der  Genusx  der  bürgerlichen  Rechte  gegen  die  Uebernahme  aller 
Bürgerpflichten  in  den  Bundesstaaten  verschallt  and  gesichert  werden  könne.  Jedoch 
werden  den  Bekennem  dieses  Glaubens  bis  dahin  die  denselben  von  den  einzelnen 
Bandessiaatefl  'bereits  elngerinmten  Rechte  erhalten. 

4.  Pr^unüehM  GeseU  V.  1812  (hei  Hrttui^  $.  79.  19.).  Die  in  unsero  Staaten 
jetzt  wohnhaXten  mit  Greneral-Frivtlegien,  r(atarali8ation-P«t#Qten,  Schatabriefen  und 
Coneessionen  versehenen  Jaden  und  deren  Familien  sind  für  ßmlämUr  undFreunir 
»Uche  StaaUbürger  %vl  achten ;  —  soUen  gleiche  hürgerliche  Hechte  und  Freiheiten 
mit  den  Christen  geniesien.  —  Sie  sind  aber  gehalten,  alle  dem  Christen  gegen  den. 
Staat  and  die  Gemeinde  ihres  Wohnorts  obliegenden  bürgerlichen  Pflichten  za  er-* 
rüllen.  —  Die  privatrechtlichen  Yerhältnisse  der  Jaden  sind  nach  denselben  Gesetzen 
zu  beurtheilen,  welche  andern  Preuszischen  Staatsbfirgem  zur  Richtschnur  dienen. 
Aasnahmen  finden  hei  solche  Handlangen  und  Geschäften  statt,  welche  wegen  der 
Verschiedenheit  der  Religionsbegriffe  and  des  Coltos  an  besondere  gesetzliche  Be- 
stimmungen und  Formen  noth wendig  gebunden  sind.  In  Absicht  des  Gerichtsstan- 
des findet  ebenfalls  zwischen  Christen  und  Juden  kein  Unterschied  statte  —  In  kei- 
nem Fall  dürfen  sich  Bahbiner  und  Jaden-Äiteste  weder  eine  Gerlchtsbarketl  noch 
eine  YormundschaftUche  j^inleitung  und  Direction  anmaszen. 
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thum  voraussetzen  (z.  B.  lAer  Taafe  und  Confirmation),  auf  sie  keine 
Anwendung,  und  sind  sie  nicbt  Ikhtg  zur  Aufnahme  in  Verinndungen  und 
Stiftungen  von  confwiUmM-ehrisHichem  Charakter,  noch  zum  Erwerb 
wissenschaftlicher  Ehren  solcher  Art  Bin  innerer  Grund  gegen  die  Zu- 
lassung der  Juden  zur  Doeü^rwürde  der  Philosophie  oder  Jurisprudenz 
oder  im  Civilreeht  besteht  nicht,  wohl  aber  können  sie  schickficher- 
^eise  ^eder  Doctoren  der  Theologie  noch  Doctoren  beider  Rechte 
(auch  juris  canonici)  werden.  Der  Aufnahme  in  Handwerksinnungen 
steht  kein  grundsätzliches  Hindernisz  im  Wege. 

b)  Im  Sachenrec/ti  kommen  die  frohem  Beschränkungen  des  Erwerbs 
von  Grundeigenthum  nur  selten  noch  vor. 

c)  Im  Obligationenreckt  sind  die  altem,  den  Juden  günstigen  Privilegien, 
gegen  Wucherzinse  darzuleihen  und  gestohlene  Sachen,  die  sie  in  gu- 
tem Glauben  gekauft,  zurQckhalten  zu  dürfen,  schon  seit  langem  be- 
seitigt. Dag^en  find^  sich  mit  Bezug  auf  die  äuizere  Form  gewisser 
Rechtsgeschäfte  der  Juden  mit  Christen  (z.  B.  Pfandverträge,  Viekcer^ 
tteUungJ  sowohl  als  auf  einzelne  Berufsarten  (Brauereien,  Schenk- 
wirthschaften,  Viehhandel)  hier  und  da  noch  neuere  Beschränkungen. 

Auch  die  altern  gemeinrechtlichen  Beschränkungen,  womach 
a)  Forderangen  von  Juden  gegen  Christen  nicht  an  Christen  cedirt  wer- 
den dürfen; 
ß)  den  Judenfrauen  keine  Dotalprivil^ien  zukommen  und 
y)  ihre  Verträge  mit  Christen  gerichtlicher  Form  bedürfen, 

sind  von  der  neuern  Rechtsentwickelung  allmählich  als  ungerecht  aus- 
gestoßzen,  die  letzte  wohl  überall  nie.  recht  praktisch  geworden.  (R. 
A.  V.  1551.  §.  78.  79.) 

3., Die  jüdische  Gerichtsbarkeit  ist  allenthalben  unterg^augen;  und 
jüdisches  Sonderrecht  wird  nur  im  Verhältnisz  der  Juden  zu  einander  und 
auch  da  nur  in  sehr  engen  Gränzen  insofern  noch  anerkannt,  als  dasselbe 
im  nothwendigen  Zusammenhang  mit  ihrer  Religion  steht  und  nicht  den 
allgemeinen  Grandsätzen  der  guten  Sitte  widerspricht.  Es  gilt  das  vor- 
züglich von  dem  Ehe-  und  Erbrecht  (1.  vgl.  m.  2).  Von  der  Art  sind:  die 


M*«> 


1.  ffannoo.  Ges.  T-"i842.  §.  4.  [Kraut, '  g.  St.  12).  Die  TrenAong  jfidischer 
Ehen  kann'  nur  durch  Erkcnnt&isi  der  bürgerlichen  Gerichte  erfolgen.  Diese  haben 
bei  ihren  Entscheidungen  auszer  den  gemeinrechtlichen  Ehescheidungsgründen  die  in 
den  nachzuweisenden  ReligionsgrondsStzen  und  Ritaalgesetzen  der  Juden  bcghünde- 
ten  zu  berücksichtigen  und  in  letzter  Hinsicht  In  ZwcirelsfSllcn  das  Gutachten  eines 
Landrabbiners  einzuziehen.    (Vgl.  Seuffert  Art.  VOI.  145.J 

2.  Bayrisches  G.  T.  1851.  g*  ^-  Alle  A  usnafimsbestimninngen ,  welche  in  den 
verschiedenen  Landestheilen  des  Königreichs  bezüglich  der  Terhiltnisse  der  israeliti- 
schen Glaubensgenossen  zu  den  Ctirlsten  in  Ansehung  des  bürgerlichen  Rechtes  be- 
stehen —  sind  aufgehoben.  Dasselbe  gilt  in  Bezug  auf  die  Verhältnisse  der  israeliti- 
schen Glaubensgenossen  unter  sich  von  allen  Specialgesetzen,  Verordnungen  und 
Gewohnheitsrechten  (Ritual gesetzen),  insoweit  sie  das  bfirgerliche  Recht,  insbeson- 
dere das  eheliche  Gäterreeht  und  das  Erbrecht  betreffen.    In  allen  diesen  Bezteban- 
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Riiücdgefetze  und  das  Ceremonid  der  Juden  ftr  die  form  der  Ehe,  das 
Vorzugsrecht  der  erstgebomen  S6hne  im  Erbrecht  Die  freie  Ehescheidung 
des  Mosaischen  Rechtes  dagegen  wird  nicht  mehr  gestattet.  Im  Einzelnen 
wird  jedoch  die  Gränze  der  Anwendbaiieit  des  jüdischen  Rechtes  in  den 
deutschen  Lindem  verschieden  bestimmt.  '  üeber  die  Bestimmungen  des 
jOdisehen  Rechtes,  wo  es  noch  anwendbar  ist,  erkundigen  sich  die  Richter 
wie  td)er  Gewohnheitsrecht. 

*  Mkdisehf  Recbtsbticher  sind  ausser  der  Maurischen  Gesetzgebung  vor- 
zfiglicfa  die  Mischnah  und  der  lalnwd  aus  dem  dritten,  und  der  Schiäehan 
Arwek  aus  dem  seehszehnten  JahrliuDdert  Von  neuern  Werken  sind  wich- 
tig: Miehaeiis,  Mosaisches  Recht.  Frankf.  1775  —  1803,  und  übau  MfnM. 
Bokm's  Ritualgesetze  der  Juden*  Berlin  1826.  ICiitm  in  Weiske's  Reohtslexi- 
con  Bd.  V.  S.  813  ff. 


Viertes  CapiteL 

Von  der  Ehre. 

1.  Bistorische  Einleitung. 
!•  Die  germaniechen  Völker  haben  Yon  jeher  die  Ehre,  als  die  Aner- 
kennung und  Achtung  eines  persönlichen  Werthes  und  persönlicher  Wtirde, 
im  L^ben  hoch  geschätzt*  Das  Recht  des  Mittelalters  hat  den  B^ri£f  der 
Ehre  und  die  Fälle  ihrer  Verdunkelung  näher  bestimmt  Dem  (jreiste 
jener  Zeit  gemäsz  lehnte  es  den  B^iff  der  Ehre  an  den  des  Standes  und' 
der  der  Person  zukommenden  BereciUigung  (RechtsfiÜiigkeit)  an.  Wer  Recht 
bat,  hat  Ehre,  .und  um  so  höhere,  je  höheres  Recht  er  hat,  yo<i  je  höhe- 
rem Stande  er  ist.  Wer  sein  Recht  verliert,  verliert  damit  auch  seine 
Ehre.  In  den  Formeln  der  Aechtung  und  Verfehmung  werdefi  daher  die 
Ausdrücke  echtlos,  rechtlos,  ehrlos,  friedelos  verbunden,  um  den  einep  Ge* 
danken  der  Zerstörung  alles  Rechtes  der  geächteten  Person  in  maimiph- 
bcher  Spiegelung  um  so  schrecklicher  »^heinen  zu  lassen.  (1 — ^3.) 


gen  kommeD  für  die  israelitischen  Glaubensgenossfo  die  fQr  die  Christen  geltenden 
Civil-  und  Proceszgesetze  in  Anwendung. 

1.  Glosse  zum  S,  9p.  vom  Oberlichler.  III.  17.  Dadurch  verurtheilt  man  ihm 
leib  und  gut,  ehre^  ttht  und  recht 

2.  Constit*.  Prideriei  I.  a.  1187.  8i  quis  a  ptoscriptione  et  excommunleatione 
simul  infra  annum  et  diem  non  fuerit  absolutus ,  unioerto  jure  et  honore  et  lega- 
Uiaie  sua  privatus  habeatur,  Ita  ut  fn  ferendo  testimonio  vel  ad  causandum  de  ce- 
lero  nequaquam  sit  admittendus.    Omni  quoque  feudali  Jure  perpetuo  carebit. 

3.  Bodmann  Rheing.  Alterth.  9.  618.  Yerfebmungsrormel :  ich  neme  dir  heut 
zu  tage  dein  tantrechi  und  all  dein  ire  um  den  todschlag  den  du  hast  getan  uf  des 
reiches  Strassen  und  teile  darum  deinen  leib  den  landleuten,  dein  leben  dem  herren, 
dein  erbe  den  es  gebühret,  dein  ehlich  weih  lu  einer  wissentlichen  wittwen,  deine, 
kinde  zu  wissentlichen  waisen  und  seue  dich  aus  gerichte  in  ungerictit,  aus  gtaade 
in  Ungnade,  aus  landfried  in  unfried,  also  das  niemand  an  dir  frerelt. 
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Das  Mittelalter  ualerscfaM  drei  Stafea  in  der  Berßb$eizmm§  und  dem 
Entzug  der  rechtliehea  Ehre:  a)  die  £cA<  -  luid  Fruäeiosigkeii;  b)  die  AecAl^ 
hsigkeü;  c)  die  Ehrtosujßseü.  Die  Recfatsspiache  ist  freilich  nichl  imner 
genaUt  und  wie  sonst  oft,  so  hsbea  auch  hier  die  deutschen  Rechtswörter 
in  den  Quellen  vieldeutigen  Sinn. 

%  Die  FrieäiloiigkeU  M  auch  EchUodgkeii  im  wettern  Sinne  genamii« 
zerstört  alles  Redit,  und  damit  auch  alle  £hre.  Der  Geächtete  (eikx,  im 
englischen  Rechte  ont-law  genannt)  wird  «utgestoszen  aus  aller  Eechtlichen 
Gemeinsobaft,  und  jedes  Schutzes  der  RecfalsordniBig  beraubt  Wie  er  den 
Frieden  und  das  Recht  gehrochen,  so  aoU  er  auch  keinen  Frieden  und 
kein  Recht  &iden.  (3.) 

Dieser  Begriff  ist  theils  in  Fdge  der  Umgestaltung  des  Strafrechts, 
theils  weil  er  mit  der  modernen  Rechtsidee,  dasz  die  Rechtsordnung  alle 
Menschen  jederzeit  umschKesze  und  keiner  völlig  auszerhalb  dersdben  Platz 
habe,  in  Widerspruch  gerathen  ist,  fOr  unser  Recht  unterg^aogen,  und  hat 
nur  in  dem  Begriff  des  sogenannten  türgfirUQfn^  Todes  (mort  civile)  einen 
ebenfalls  verglimmenden  Nachscheia  auf  unsere  Tage  geworfen. 

Neben  jener  absoluten  Echflosigkeit  kam  aber  im  Mittelalter  auch  eine 
relative  AuMcidUszung  aus  einer  besimdem  Rechtsordnung  vor,  wie  der 
Verlust  alles  Lehensreehts  und  der  Lehensßihigkeit,  während  die  Berech- 
tigung im  Landrecht  blieb  (4.),  oder  die  Versagung  aller  Rechte  der  Mark- 
genossenschaft, während  alles  Obrige  Recht  unversehrt  blieb.  (5.)  Dieser 
Veriust  einer  besondem  Rechtsgemeinschafl  kann  heute  noch  Yorkommen. 
'  3.  Die  alte  Rechtlosigkeit  im  eigentKchen  Sinn  war  nicht  Verlust  alles 
Rechtes,  sondern  Versagung  der  politisehen,  der  genossenschaftlichen  nnd 
der  gerichtlichen  Ehrenrechte,  Die  rechtlosen  (unechten)  Leute  konnten 
wohl  Vermögen  haben,  und  hatten  Theil  an  den  Famifienrechten,  aber  es 
kam  ihnen  kein  eigentliches  Wergeid  zu  (6.),  sie  durften  nicht  als  ürtheiler 
oder  Zeugen  vor  Gericht  handeln,  noch  ihre  Sache  persönlich  vertreten, 
noch  durch  Eid  der  Unschuld  sich  von  einer  Klage  befreien,  noch  Vor- 
münder haben  oder  sein.  (7.  8.) 


4.  Saehtmupiegel  I.  40.  Sv6  so  träwelos  beredet  wert  oder  herevlächüch  ut 
des  rikes  di^nste»  deo  verdelt  nun  «m  ere  unde  «in  Mnrecht. 

5.  fVendhager  Banarwr.  Wadd  Duo  einer  in  dieser  bauerschaft  erfanden  wurde, 
der  nicht  thfile,  was  sieb  eignet  und  gebühret,  was  die  bauerschaft  thun  soll,  dasi 
er  wieder  zum  gehorsam  gebracht  würde?  antw.  dem  soll  man  einen  graben  vor 
dem  thore  aurwerfen ,  das  thor  zupfahlen ,  den  elmern  über  dem  brunnen  wegbauen, 
den  backofen  zumachen  und  kein  Feuer  leihen  (Tg.  aqua  et  igni  ioterdicere},  kuh- 
und  Schweinehirten  verbieten  und  in  solche  noth  bringen,  dasz  er  thun  musz  was 
recht  und  gemäsz  ist. 

9.  Schwabenspiegel  lU.  4{(.  %,  1.  Ane  weregelt  sin  unechte  lüde.  Doch  sve 
so  ir  enen  dodet  oder  wundet  oder  rovet,  oder  unechte  wif  nod^et ,  unde  den  vrlde 
an  en  briet,  man  sol  over  in  richten  na  vredes  rechte. 

7.  Saeheengpiegel  III.  70.  £.  1.  Svar  man  nicht  ne  dinget  ander  konninges- 
banne,  dar  mut  iewelk  man  wol  ordcl  vinden  unde  tüch  sin  ofier  den  anderen,  deo 
man  nicht  rechtlos  bescelden  ne  mach. 
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In  den  Zustand  der  rechHosen  Leute  in  diesem  Sioue  (9)  kamen: 

a)  die  tmecfu  geborenen,  unehäichen  Kinder,  eeJUlo»  in  engerem  Sinne  ger 
nannt,  die  auch  des  Erbrechts  unthdihaft  sind;  v 

b)  die  gedungenen  Kampfer  von  B^uf  und  die  Spielleule  (umherziehende 
Gaukler  und  Bänkdsänger] ; 

c)  Diebe  und  Räntber,  und  wer  ein   Vergehen  verübt  hat,   dessen^  Strafe 
wenigstens  Haut  und  Haare  beträfe.  (10.  11.) 

Diese  Rechtskisigkeit  hat  wohl,  wict  überhaupt  der  ganze  Begriff  der 
Ehre,  eine  Umbildung  im  neuem  Rechte  erfahren,  aber  der  Zusammenhang 
dieses  mit  den  Altem  Rechtsgedanken  ist  noch  deutlich  zu  erkennen« 

4.  Noch  näher  verwandt  unserer  heutigen  Denkweise  ist  die  Ehrheig^ 
keü  des  äHem  Rechts,  durch  wdche  da  schon  der  Veriust  der  Achtang 
und  Würde  bezeichnet  wird  als  Folge  moralischer  Verfrrnng  und  Versan> 
kenheit  (11  —  13.),  Yorzüg^ch  aber  als  Folge  des  Treubruehs.  (14.)  Die 
Wirkungen  waren  Unfiihigkeit  zu  öffentlichen  Aemtern  und  zur  Genossen- 
schaft in  ehrbaren  Gorporationen  und  Gesellschaften,  und  Herabsetzung  der 
Glaubwürdigkeit,  wozu  guter  Ruf  erford^  wird. 

5.  Als  das  römische  Recht  in  Deutschland  bekannt  wurde,  brachten' 
die  gdehrlen  Jmlsten  auch  rimisehe  Namen  und  Erinnehmgen  (infomia, 
twrpüudo,  lem$  notae  macuia)  in  Umlauf,  ohne  das  in  der  alt-römischen 
Verfiissung  begründete,  und  mit  dieser  untergegangene  Institut  der  römi- 
schen infemia  zu  verstehen.  An  der  daherigen  Verwimmg  der  Begriffe 
leidet  noch  die  heutige  deutsche  Reehtslehre;  obwohl  der  erste  unserer- 
Romanistai  Samgny  selbst,  nachgewiesen  hät>  dasz  die  römischen  Vor- 
schriften über  Infiiitiie  antiquirt  seien. 

*  Marfzott,^  über  die  bürgerliche  Ehre.  Gieszen  1824.  Budde,  über 
Rechtlosigkeit,  Ehrlosigkeit  und  Echtlosigkeit.    Bonn  1842.    X  BilMfrand, 


8.    Sachsempi&g^eiliL  16.  S-  2-  Recfatlose  lüde  ne  solen  neaen  vormänd^n  hefypen. 

0.  Sachte/upiegel  I.  SL  $•  ^*  I^  isiineiiich  man  rechtl09  de  nicht  n'is  eehHo»f 
weode  eD  rechtlos  maD  mat  wol  elik  vif  nemen  und  kindere  bi  ire  gewiDBen,  df« 
ime  ereDburtkh  $iD :  die  mateo  ok.  wol  sio  erve  neipen.  ^  Echt  mao  noch  echt 
wir  de  Dimt  ok  unechtes  majines  erve  nicht. 

10.  Sachsenspiegel  I.  38.  §.  1.  Kempen  unde  ihr  kfndere,  spelüte  und  alle  dfe 
unecht  geborn  sin  and  die  difire  oder  rof  sünet  oder  weder  geret  und  tfe  des  vor 
geriebt  Terwmden  werdet,  oderdi  ir  Uf  oder  hui  und  bar  ledeget»  diesint  alle  rtchilos. 

il.  Stte/u€iupieg9l  1.  5.  $•  3-  Wifmach  mit  unkusehheit  iro  Itres  ire  wißkhen 
ere  krenkeo,  ire  recht  ne  verlast  se  dar  mede  nicht,  noch  ir  erve. 

12.  Schwabenspiegel  227.  Daz  wir  sprechen  an  ir  ere,  daz  meinen  wir  also» 
ob  man  einen  man  an  slnen  eit  sprichet  oder  an  sinü  6werc  oder  daz  man  gibt  er 
si  Döt  geloubic  oder  daz  man  in  seit  ?oft  der  eristenbeit,  daz  er  -diu  diag  getan 
bah0>  die  uncristenlicb  sint. 

13.  meines  Haiserreehi  \Xl,  tt.    Von  grossen  eren  der  rittere. 

14.  Glosse  zum  Sachsenspiegel  III.  78.  Gut  ohne  ehre  ist  für  kein  gut  zu  aeh- 
ten  und  leib  ohne  ehre  pflegt  man  im  Rechten  vor  todt  zu  halten.  —  Weil  aber  fast 
alle  ehre  von  der  trewe  und  glauben  berkompt,  darumb  saget  er  hie  zum  ersten  Ton 
der  trewe. 
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über  die  ginzliche  und  tbeilWeise  Enttiehung  der  bürgerlichen  Ehre  nach 
den  dealschen  Rechtsbüchern  des  Mittelalters.  Gieszeti  1814.  v,  Samgny, 
System  des  Römischen  Rechte    Bd.  fl.  8.  17e  ff. 

§.31. 
2.  Neueres  Recbu    A.  Begriff  und  Arten  der  Ehr«. 

Unser  neueres  Recht  der  Ehre  wnrzdt  zom  geringeren  TheSe  in  den 
hergebrachten  nationalen  Vorstellangen,  zu  gröszerem  in  den  heute  ver- 
breiteten aUgemdn  menschNdicn  Ansichten  Hber  Ehre  und  Recht  Eine 
zeitgemäsie  juristische  Ausprägung  dettdben  musz  daher  sich  Ton  den  ab- 
gestorbenen Schulbegriffen,  die  grossoentheils  noch  durch  aiiszverstaodenes 
röiaiscbes  Recht  und  eine  yeraUete  Terminologie  bestimmt  werden,  losma- 
chen und  in  dem  heutigen  RecUsbewusstsein  seböpfeou  An  die  neueren 
Strafgesetze  darf  sie  sich  anlehnen,  aber  nicfat  auaschlieizliGh  auf  diese 
Kundgebung  gegrOndet  werden. 

Unter  der  Ehre  als  Rechtsbegriff  verstehen  wir  die  Anerkmmimg  und 
Achtung  des  per$(kUiehen  Warthe$^  der  pertiMieheii  Würde  (1.)  durch  die 
GemeiiMM^haft  Erst  wenn  der  innere  Werth  auazerlich  eitemibar  her- 
Yortritt,  gleichsam  aussta'ahlt,  gerAth  sie  in  den  R^^eich  des  menadiiicbeB 
Rechts. 

Die  Hauptarten  der  Ehre  sind: 

1.  Die  aUgemeif^MtischUche  Ehre.  .  Sie  ist  die  sichtbare  WOrde  der 
DEienschlichen  Natur,  und  allen  Menschen  angebmren  ab  den  edelsten  Ge- 
schöpfen und  Bildern  Gottes  auf  der  Erde.  Jeder  Memeh  hat  «eei/  er 
Mensch  ist,  an  dieser  Ehre  TheU.  Sie  iKann  daher  wohl  im  Einzelnen  vor« 
übergehend  (z.  £[.  im  Rausch)  getrübt  und  verdunkelt,  aber  nie  vdllig  auf- 
gehoben werden.  Da^  humane  Recht  musz  sie  auch  in  dem  Verbrecher 
noch  achten,  und  darf  nie  den  Menschen  dem  Thiere  gleichstellen.  Die 
mittelalterliche  absolute  Ehrlosigkeit  (Echtlosigkeit)  und  mancherlei  grau- 
same Gesetze  früherer  Zeiten  sind  mit  der  Anerkennung  dieses  Rechtes 
aller  auf  Ehre  unvertraglich. 

'  %  Die  individuelle  Ehre.  Sie  folgt  aus  dem  besonderen  Werthe  des 
einzelnen  Individuum;;,  und  ist  zunächst  der  Abglanz  seines  individuellen 
Werthes*  Wie  die  menschliche  Ehre  eiue  wesentlich  gUidie  ist  für  alle, 
so  ist  die  individuelle  Ehre  eine  wesentlich  manniehfaüige,  •  so  mannichfial- 
tig  als  die  Individuen  verschieden  sind  in  Kräften  und  Mängeln,  und  in 
Retbätigung  beider  im  Leben.  '.  as  menschliche  Recht  hat  die  Fähigkeit 
nicht,  jeden  individuell  seinem  wahren  Werthe  nach  zu  schätzen  und  zu 
messen  und  auch  die  individu^e  Ehre  genau  zu  bestinunen.  Der  Ein- 
zelne hat  daher  wohl  einen  moralischen  Anspruch  auf  volle  Anei^ennui^ 
seiner  Individual^hre,  aber  nicht  ein  Recht,  diese  zu  fordern.  Die  indivi- 
duelle Beehrung  ist  dalier  eine  freimiUige^  nicht  eine  erzwingbare.  Das 
—7 n ^ ' — : : — ' — ■  .  ■  ■■ — ■ : 

1.    Schwabenspiegel  (Wackem.)  98.    VOD  tiuUcher  lütte  iren,    bei  La8;Eberg  C 
118.  heisxt  der  nämlicbe  Tilel :  kianiglieh  irt  mde  keiaerUeh  ire. 
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Recht  kann  nw  im  Groben  gewisf^  -a^qnieiii  wahrnebmlMire  Eindrücke 
aufnehmen  und  festhalten,  und  ia  eüizelpei)  bervorragaiden  Fäll^  aus- 
zeichnen. Das  erstere  geschieht,  indem  ef\  den  individuellei  Lewmnd  (2.) 
beachtet,  das  letztere  von  Staatswegen  durch  stßatUche  Be^krung  (Orden 
und  verwandte  Auszeichnungen)». 

Der  LewßMind  eines  Individi^ips  bildet  sich  in  der  öflentlictien  Mei- 
QD^ig  wenige!  poch  aus  einzelnen  gewi^m*iT)afzen  einregistrirten  sittliche^ 
oder  unsittlichen  Handlungen  ^s  vielmehr  aus  dem  GeißfamtHndrucI^,  den 
die  ganze  Lebensweise  des  Individuums  in  der  Meinung  der  Mitlebenden 
zurückläszt.  Er  ist  ge^issermaszen  der  sichtbare  Widerschein  des  indi- 
viduellen moralischen  Lebens,  der'  wie  eine  Atmosphäre  den  Einzelnen  um- 
gibt Der  Leumund  ist  gut  {^unbegckoUmer  Buf},  wenn  der  (iesammtein- 
drock  nicht  nach  dem  moralischen  Urtheil  der ,  öfTentlichen  Meinung  ent'- 
scbieden  ungünstig  ist  Diese  verlangt  keine  yottkommenhelt,  sondern  es 
gent^  ihr,  wenn  nur  nicht  offenbare  InrnioraKUIt  ihr  in  die  Augen  filUt 
Vor  dem  menschlichen  Richter,  quivis  praenmiitur  bonm.  Auf  das  durch 
den  guten  Leumund  bezeichnete  Ifasz  von  individueller  Ehre  hat  daher 
jedes  Individuum  Anspruch,  den). man  nicht  ein  offenbar  schlechtes  oder 
liederliches  Betragen  nachsagen  kann.  Der  Leumund,  ist  schlecht .  (beschot- 
tener  Buf)  unter  der  entgeg^ge^et^len  Vorauasetmng.  Zum  Zeugnisa  über 
den  Leumund  eignen  sich  vorzugsw^  —  nicht  ausschliesslich  — ^.die  Be- 
hörden oder  Vorgesetzten,  welchen  voraps  die  Einsicht  und  Aufticht  über 
das  sittliche  Verbalten  der  Individuen  zukommit. 

3.  Zwischen,  der  allgemein  menschlieben  und  der  individuellen  Ehre 
gibt  es  eiiie  Reihe  von  Mittelstufen»  auf  d^nen  die  Ehre  zwar  nicht  allen 
aber  einem  ganzen  Kreisp  von.  Personen  gememsam  ist  Besondere  Ge- 
numehre^  Sie  setzt  immer  bes^imnUe  Eigenschaften  vorans,  welche  diesem 
Kreise  eigen  .sind  und  auf  wekhe  er  einen  vorzügKeben  Werth  zu  legen 
berechtigt  ist  J^des  Glied  eines  solchen  Ereises  hat  daher  an.  solcher  Ge- 
meiDehre  in  der  Regel  TheiV  und  das  Recht  achtet  und  scdkützt  dasselbe 
auch  in  dieser  Ehre.    Dahin  gehören : 

a)  die  Geschlechtsehre,  insbesondere  die  Frauene/ire^  welche  vorzüglich  duf 
K^eoBchbeit  Werth  1^.  Es  ist  eipe  Aujjsab^.jdes  Rrivatrechts,  die 
Frauen  in  dieser  Ehre  zu  respectiren  und  vor  Verletzung  scu.schAtzen  • 

b)  tiie  nationale  und  Volksehre,  welche  auf  das  Bewusztsein  von  dem  be- 
spndem  Werth. der  Nation  und  des  Volks  g^ünd^t  ist. (civis  romanus 
sum); 

c)  die  Siemdesehre,  welche  sich  nach  dem  Verhältnisse  der  verschiedekiert 
Stünde  zum  Staat  und  in  der  Nation  abstuft.  Ausgc'zeichnet  ist  di^ 
Adelsehre;  in  ihr  hat  die  Ehre  einen  erhöhten  Clanz«,  und  betont  die 
edle  Sitte  im  Verkehr.    Es  gibt  aber  auch  eine  ei^nthipNche  Soldaten-' 

.   «Are,,  wdche  auf  Tapferkeit  und  Trei4irorzttg]tch  Werth  legt,   eine 


■  t'l    ♦■<      |M'»      11  ■«»     .».., 


2*    Trtuga  Henr, .  reg.  g.  A4>    \\\^  aui^va  qni  in  iafamia  4|iie  Mmunit  dicKur, 
laboraot  «d  eipurgaiiooem  nonnisi  in  publico  ]u4|cia .admittanUir»    ....:.  i^    i 
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hochbürgerliche  Ehre  (der  Oentlemen),  welche  die  Würde  der  feineren 
Bildung    nnd  Coltur  hervorhebt,  eine  Handwerks-  und   Arbeiterehre^ 
welche  auf  BertifstQchti^eit  und  Fleisz  Nachdruck  legt  n.  s.  f. 
4.    I>a  auch  dem  Staate  als  einer  oi^anischen  Persönlichkeit  und  sei- 
nen Ämtern  Ehre  zukommt,  so  entsteht  der  eigentliche  Begriff  der  ÄnUg- 
ehre,  welche  aus  der   Würde  des  Afntei  folgt,  und  dAher  unabhängig  yon 
den  individuellen  Eigenschaften  der  T^erson,  die  mit  dem  Amte  betraut  ist, 
mit  der  Er$cheimmg  und  Führtmg  des  Amtes  untrennbar  verbunden  ist 

B.    4rl«i  der  Unehre. 

I.  Ausnahmsweise  gibt  es  ganze  Clanen  von  Personen,  fftr  welche 
besondere  $ehUchte  Qualitfiten  regelm^szig  vorausgesetzt  werden,  und  deren 
Gemeinehre  deszhalb  eine  ermedrigU,  theilweise  beeehaitete  ist  Auf  sie 
paszt  der  Ausdruck :  Anrüchige,  Unehrbare.  Als  solche  kommen  in  Betracht : 

a)  Die  unehelichen  Kinder.  Die  ältere  Vorstellung,  dasz  die  unechte  Ge- 
burt Recht  und  Ehre  herabsetze,  hat  sich  nur  noch  in  einzehien  Lin- 
dem erhalten  und  hat  hier  und  da  noch  zur  Folge,  dasz  uneheliche 
Kinder  von  ZOnften  und  Handwerksinnungen  ausgesdiloss^  werden, 
nach  canoftischem  Rechte  (cap.  1.  X.  de  filiis  presbyt  I.  17.)  Ober- 
dem  die  Ausschlieszung  von  der  Ordination,  und  nach  Lehenrecht 
(n.  F.  96.  §.  11)  die  von  der  Lehensfolge.  Im  Allgemeinen  aber  ist 
sie  durch  das  neuere  RechtsgefQhl  verdrängt  worden,  welches  zwar 
die  uneheliche  Zeugung  miszbilligt,  aber  die  Persönlichkeit  des  unehe- 
lichen Kindes  vollständig  anerkennt  und  unversehrt  läszt  (l*— 3.),  an- 
fangs mittelbar,  indem  jedem  Ansuchen  auf  legiHmaHo  ad  hoftores 
willfahrt  wurde,  dann  auch  unmittelbar,  indem  nun  Ehrenhaftigkeit 
auch  der  unehelidien  Kinder  grundsätzlich  anerkannt  wird.  Aus  die* 
ser  Veränderung  der  Rechtsansichten  folgt  indessen  keineswegs  die 
Gleichstelhing  der  unehelichen  Kinder  mit  den  ehelichen  im  Famffien- 
und  Erbrecht 

b)  Die  Landstreicher,  Vaganten,  insofern  auch  die  Zigeuner. 

c)  Die  LuMldimen,  im  Mittelalter  durch  eine  besondere  Tracht  kenntlich 
gemacht 


1.  Prea9Zttehe$  landr.  tl.  2.  g.  662.  Zu  den  Angelegenheiten  des  bargerlicbea 
Lebens  haben  uneheliche  Kinder  mit  den  ehelich  gebomen  oder  dafür  erklärten  gleiche 
Eeehte.  $.  663.  Wird  sui»  besaem  Fortkoaunen  der  Kinder  ein«  beaowlere  Aasfer- 
tigung  darüber  erfordert:  so  Icann  dieselbe  Yon  Einem  der  JLltero  oderaudi  Ton  dem 
Kinde  selbst  oder  ron  dessen  Yormnnd  nachgesucht  werden. 

2.  Oesterreieh.  Ges.  $.  162.  Die  uneheliche  Geb.urt  kann  einem  Kinde  an  sei- 
ner bürgerlichen  Aditang  und  an  seinem  Fortkommen  keinen  Abbruch  thnn.  Zn 
diesem  Ende  bedaif  es  keiner  bc^ndoin  legünst^oag  des  Landcsfimen,  wodurch 
das  Kind  als  ein  eheliches  erkürt  wird. 

a.  Zürcher  6e8.  g«  906.  IMe  meheiichen  Rinder  genieszen  alle  ptrtömächen 
Rechte  gleich  den  ehelieben  Kindern. 
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d)  Nach  d^  Reichsgesetzen  die  Schinder  (Abdecket,  Wasenmeiiter)  (4.), 
flieht  abor  die  Scharfridiler. 

e)  Die  Faüüeny  in  einigea  Rechten  sogar  auch  die  gerichtlich  Accordirten. 

f)  Die  Sträflinge. 

2l    Die  Wirkni^en  der  UnekHKWkek  oder  Anrüchigkeit  sind  : 

a)  Herabsetzung  oder  Verlust  der  politischen  Ehrenrechte,  wohin  auch 
das  politisdie  Stimmrecht  und  die  Wählbarkeit  zu  Ämtern  und  Wor- 
den gehört; 

b)  Verlust  der  gerichtliehen  Ehrenrechte,  z.  B.  der  Selbstvertheidigung 
vor  Gericht; 

c)  yerminderte  GltMbwürdigkeit ; 

d)  Ausschlieszong  aus  der  GerMiftschaft  ehrbarer  Corporationen,  Genossen- 
schaften und  Gesellschaften   (5.); 

e)  Verweigerung  der  Vormundschaflsrechte ; 

f )  Behinderung  von  gewissen  Berufsarten,  die  Ehrbarkeit  erfordern. 

3.  Es  kann  ttbmiem  die  indiMueUe  Ehre  um  des  individuell  lieder- 
lichen oder  schlechten  Benehmens  willen  von  Rechtswegen  herabgesetzt 
oder  au^ehoben  werden.  In  dieser  Hinsicht  sind  zwei  Stufen  zu  unter- 
scheiden: 

a)  die  iibdbdeumiiiindetem  Persofien,  weldto  in  Folge  eines  unsittlichen  Le- 
benswandels in  übeb  Leumund  gerathen  sind; 

b)  die  ehrlosen  mit  Infamie  behafteten  Personen,  welche  eines  von  ihnen 
verObten  Verbrechens  oder  Vergehens  wegen  ihre  Ehre  zur  Strafe 
verloren  haben. 

4.  Die  Wirkungen  des  iibeln  Leu/niinds  sind  vornehmlich: 

a)  nur  selten  Verlust  der  pt^ürfteAen  Shi^nrechte,  und  eher  noch  Behin- 
derung der  Enienming  oder  Wahl  zu  gewissen  Ehrenstdleii  als  Ver- 
weigerDOg  des  Stiffuireohte: 

b)  Verweigenmg  des  Zutritts  zu  ehrbaren  Carparatiomen,  Gemass$nschaftm 
uBd  Gesdlschaften; 

c)  Verminderung  der  persönlichen  Glaubwürdigkeit; 

d)  Ausachlieszung  von  gewissen  Berufsgesohäften  (z..fi.  Wirl^diafteo, 
Weia*  lud  BierschoDken)» 

5.  Die  ^igentUchi  EkrUmgkßü  (Infamk  des  neuem  Reebts)  entsteht 
entweder  schon  von  Rechtes  wegen  als  Folge  eiaes  bestimmten  Yerbf  ecbens, 

•  4.  Beiekeeekl,  v.  179i*  S«  4«  Niebt  weniger  (solIeD)  auch  die  Kinder  derer  Land- 
geriehla-and  Stadt -Knechte,  wie  auch  derer  Gerichts-,  Frohn-,  Thürn-,  Holu- 
und  Feld-Hüter,  Todtengräber ,  Nachtwächter,  Bettelvoigten ,  Gaszen-Kehrer ,  ßach- 
Feger,  SchSfer  nhd  dergleichen  in  Summa  keine  Profession  and  Handthierung,  dann 
blos  die  Schinder  allein  bis  auf  deren  zweyte  Generation,  insofern  allenfalls  die  er^ 
atere  eine  andere  ehrliche  Lebensart  erwihlet)  und  darian  mit  denen  Ihren  wenigst 
30  lahre  lang  continuiret  hätten »  anagenommeu,  verstanden  und  bei  deii^o  Hand- 
werkern ohne  Weigerang  zugelassen  werden. 

5.    HilUbrand.    Deutsche  Rechtssprich w.  49.    Die  Zünfte  müssen  so  rein  sein, 
als  werden  sie  von  den  Taikben  gelesen. 
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oder  erst  in  Folge  eines  auf  Ebriosigkeit  «usdrücUkh  oder  nittelbar  (z.  B. 
im  Zusamnienliang  mit  der  erkannten  Zucbthausstrafe)  erkeanenden  Straf- 
urtheils.    Ihre  Wirkungen  sind  regelmAazig: 

a)  Verlust  der  poliiischen  Rechte  in  au$gedehntem  Masze ; 

b)  alle  Nachtheiie,  welche  mit  der  Unebrbarkeit  oder  dem  Obehi  Leoarand 
verbunden  sind; 

c)  theilweise  sogar  Aufkeinmg  oder  Betehränhmg  der  privalreektlichen 
Selbständigkeit.  Stdlnng  unter  Vormundschaft,  oder  unter  Polizei- 
aufisieht 

Die  Ehrlosigkeit  kann  aber  von  Rechts  wegen  oder  aus  Gnade  gemildeart 
und  unter  Umständen  durch  Restitution  die  Ehre  hergiestellt  werden. 

(Ad Dl.)  Die  Neueren  unterscheiden  zwischen  anrüchigen  und  verädU- 
liehen  Classen  von  Leuten,  je  nachdem  dieselben  entweder  durch  das  Gesetz 
oder  durch  die  Sitte  in  ihrer  Ehre  e  niedrigt  sind  Sobald  man  aber  von 
ganzen  Classen  der  Bevölkerung;  spricht,  so  ist  diese  Unterscheidung  un- 
haltbar. Das  Geselz  stützt  sich  auf  die  SiUe,  und  beide  sind  nur  als  For- 
men der  Rechtsbildung  wichtig.  Das  Verhältnisz  selbst  wird  kein  anderes 
je  nachdem  es  sich  auf  Gesetz  oder  Sitte  oder  beide  grOndet.  Im  Mittel- 
alter waren  die  Spielieute  an  der  nSmlichen  Stelle,  wie  nun  die  Vaganten. 


•V*«M«« 


Fänftes  Gapitel. 

Von  den  juristischen  Personen. 

».33. 
1.  Begrlf  niMl  Arten. 

1.  Die  privatrechtliche  Persönlichkeit  kommt  naturgemAsz  den  ein- 
zelnen Memchen,  den  Individuen  im  eigentlichen  Stene  zunächst  zu.  Eine 
Ausdehnung  derselben  Ober  die  einzelnen  Menschen  hinans  ist  aber  mög- 
ich,  und  findet  sich  im  römischen  und  in  noch  mannichfaltigeren  Formen 
im  deutschen  Rechte  anerkannt  Von  juristiechen  Personen  im  Gegensätze 
zu  den  natflrKchen  reden  wir  daher  im  weitern  Sinne  des  Worts,  sobald 
ein  RechlMubject  erkannt  und  anerkannt  wird,  welches  nicht  als  eine  ein 
fache  physische  Person^  nicht  als  ein  einzelner  Mensch  Verkdf^[)ert  ist,  sef 
es,  weil  einer  hohem  Gemeinschaft,  oder  einer  Verbindung  von  Menschen, 
oder  einer  Anstalt  oder  Stiftung  Persönlichkeit  zugeschrieben  wird.  Die 
juristische  Person  hat  indessen  gewöhnlich  nur  eine  vermögensrechiUche 
Persönlichkeit,  nicht  auch  eine  farnüienrechiliche,  theils  wefl  gewöhnlich 
nur  in  jener  Beziehung  ein  Bedürfnisz  nach  Erweiterung  des  Kreises  der 
Personen  eingetreten  ist,  theils  weil  es  der  juristischen  Person  an  einem 
natärlichen  menschlichen  Leibe  fehlt,  und  die  Familie  das  Geschlecht  und 
den  Blutszusanomenhang  voraussetzt.  Ausnahmsweise  können  aber  auch 
einer  juristischen  Person  Familienrechte  (z/B.  Vormundschaft)  zugestanden 
werden,  wie  namentlich  der  FamiUe  sellfst^  ,i^e  j|).,ihrer  V^rbinduug  wieder 
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ab  ein  zosammei^^riger,  die  einzelnen  FamilieD-Glieder  nrnfassender 
und  flbemgender  organischer  KOrper  gedacht  werden  kann,  oder  dem 
StaaU  als  der  hdchsten  organischen*  auch  die  Familien  in  sich  schUeszen- 
den  nationalen  Gemeinschaft  *) 

9L    Die  wichtigsten  Arten  der  juristischen  Personen  sind: 

a)  Die  höchste  Bechtsgemeinschaft,  dar  Staai^  der  aber  als  prwatreckUiche 
Person  im  Yermögenireeht  nnr  in  der  bescheidenen  Gestalt  des  Füeui 
(StaatscasseJ  auftritt 

b)  Die  Gemeinden,  auch  politisch  organische  Verbindungen,  somit  auch 
siaatsrechUiche  Personen,  die  aber  zugleich  eine  wesentlich  privatrecht- 
Kche  Bedeutung  haben»  Schon  in  den  alten  Gemeinden  sind  die  beiden 
allgenieinen  Hauptformen  erkennbar,  nach  welchen  sieh  überhaupt  die 

•  Verbindungen  Ton  Menschen  zu  juristischen  Personen  im  deutschen 
Bechte  unterscheiden,  nämlich: 

e)  Die  Form  der  Genoaeneehaft^  welche  mekrere  einzelne  Menechen  zn 
einem  Ganzen  verbindet^  in  dem  die  Tkeile  eichtbar  bleiben,  eine  Ver- 
bindung, welche  die  verbundenen  Subjeete  nicht  wegdenkt,  sondern  ihrer 
Gemeinschaft  unterordüet  und  zur  Geeammiheil  zu$ammenfaszi. 

d)  Die  Form  der  universüae  im  römischen  Sinn,  welche  aus  der  Eini- 
gung mehrerer  Menschen  ein  neues,  nicht  zusammengesetztes,  sondern 
einfaehet  und  einheUlichee  Reektnubject  erzeugt,  völlig  verschieden 
von  d^  einzdnen  Menschen,  die  demselben  ab  Unterlage  (Substrat) 
dienen,  aber  nicht  Theühaber  sind  der  Einen  PersötUiehkeit,  Das 
deutsche  Wort  Einung  drückt,  wie  das  römische  universitas,  diese 
energische  Concentration.  der  Einheit  aus,  durch  weiche  sich  diese 
Form,  die  auch  vorzugsweise  jwrietische  Person  genannt  wird,  von  der 
genossenschaftlichen  Bildung  unterscheidet  Der  Ausdruck  Covforation 
(von  corpus)  ist  zwar  ebenfalls  passend,  aber  wird  oft  aueh  auf  die 
Genossenschaften  übergetragen. 

e)  In  dem  Staatskörper  gibt  es  verschiedene  Organe  (Ämter  oder  Behör- 
den und  Vertretungen),  denen  wieder  eine  staatireehtliehe  Persönüeh' 
keit  zugeschrieben  wird.  Diesen  kann^  je  nach  Umstand^,  auch  pritat- 
reehttkhe  Persönlidikeit  verstattet  sein.  Dasselbe  gilt  von  einzehien 
MSrehm-  und  Gememdeänliem. 

f)  .Verwandt  mit  ihnen,  aber  nicht  zugleich  Staats-,  mir  pnoairecAfttaA 
sind  AnetaUen  und  Stiftungen  zu  bestimmten  Zwecken,  denen  Person* 
lichkeit  beigelegt  wird. 

g)  Seltener  und  nur  vorübergehend  wird  dem  Objeete  des  Privatrechts, 
einem  Vermögen  Persönlichkeit  zugeschrieben,  wie  im  römischen  Bechte 
der  kereditoi  jacene.    Wenn  ein  Grundstück,  wie  hAufig  im  deutschen 


*)  JNe  Sprach«  toi  äcb  dicMt  ZuMmneahiiisi  woUbewuflzt.  Daber  radcl  sie  vm  FuniUea- 
«iltt,  VanilieiiclMiikter,  FunUienatiftung,  daher  du  schöne  Wort  patri«,  Vaterland.  Das  scheint 
■ür  Sarign^  8)stein  Jl.  S37^  Obcnehen  zu  haben,  wenn  er  unbedingt  die  juristischen  Personen 
auf  dem  Gebiete  des  Verm^nsrechts  abichliestt. 

BlvBtschli,  deutsches  PriTatrecht.  2.  Aufl.  5 


66  Bach  I.    Cap.  T.    Yoo  den  Jarittlscbfn  PersoDen. 

Recht,  mit  Rechten  ansgestattet  oder  mit  Lasten  beschwert  erseheint, 
so  ist  in  der  Regel  der  jeweilige  Efgenthtlmer  oder  BeMt2i#  Üs  djis 
eigentliche  Rechtssnbject  m  b^rachten;  denn  der  Begriff  der  jtilM- 
schen  Persönlichkeit  paszt  nar  da,  wo  der  Unterlage  defntüheh  ebe 
geistige  oder  moraUschi  Bigeruekaß  inwohnt,  nicht  aber  da  >  wo  die- 
selbe rein  sachlich  ist 

*  Be$eler,  System  des  gem.  deatscben  Privair.  Leipiig  1817.  1.  S.  849. 
BeseUr,  Volksrecht  ond  Juristenrccht.  Leipsig  1843.  Cap.  6.  K.  Pfeiftr, 
die  Lehre  von  den  juristischen  Personen.  Tübingen  1847.  v.  Saoigny,  Sy- 
stem des  Rom.  Rechts.  B.  II.  S.  235  ff.  Puehta  in  Wnske'i  RechtslexicoD. 
Bd.  Iir  (Corporationen).  Die  ganse  Lehre  von  den  jaristischen  Personen 
leidet  noch  thetls  an  der  Yentiischang  der  staatsrechtlichen  and  der  print- 
rechtlichen Persönlichkeit,  theils  an  der  4engstlichkeit,  mit  welcher  sich 
Tiele  Juristen  noch  an  die  sehr  dOrftigen  Aeussemngen  der  WhnifcheD 
Rechtsquellen  anklammern,  und  an  der  Unflhigkeit,  aus  den  reichen  Er- 
scheinungen des  Lebens  die  dasselbe  bestimmenden  und  sich  in  ihnen 
offenbarenden  Rechtsgedanken  und  Principien  wissenschaftlich  herxuleiten. 
Indessen  sind  doch  in  neuerer  Zeit  sowohl  in  der  Poctrin  ^s  in  derPraiis 
nnd  in  der  Gesetigebung  die  Fortschritte  eines  erhöhten  Rechtsbewosit- 
seins  deutlich  lu  erkeunen. 

S-34. 

2.  Gemeinsame  GrandsSUe. 

1.  Die  jortstisdien  Personen  sind  nicht  allein  in  deo  einaelnen  For- 
men ihrer  Verfusung,  sondern  auch  in  ihrem  ganien  Dasein  ond  in  ihrer 
Bestinunaii«  so  Obwans  mannichfaltig,  dasz  nur  wenige  allgemeine  Grund- 
sfttze  für  alle  gelten. 

So  entbehrt  insbesondere  der  froher  ziemlich  allgemein  gelehrte  Satx, 
dasz  aUe  juristischen  Personen  zu  ihrer  Entst^ung  der  Gemhmigmig  des 
Staates  bedürfen,  einer  zureicheoden  Begründung.  Die  Frage,  ob  diese 
Genehmigung  nöthig  sei,  ob  nicht,  kann  richtig  nur  in  der  ErwSgoog  der 
dnzdnen  Arten  derselben  beantwortet  werden.  (1.) 

2.  Aber  nöthig  ist  fflr  alle  jurislischen  Personen  eine  meklbare  Un- 
terlage (Menschen,  Anstalten  u.  s.  f.),  welcher  Persönlichkeit  zugesehriebeo 
werden  kann.  Den  bloszen  Binbiklungen  der  Phantasie  kann  diese  nie 
zukommen.    Freilich  legten  die  Alten  auch  den  Göttern,  ak  lebendig-per- 

i.  Zürcher  Geseteb.  (.  !•.  Stmmtüehe  oder  kirthliehe  Garj^raUoBea  Mflrfcs 
I«  ihrer  Entstehong  der  Genchroigang  des  Suates,  welche  nach  Masigahe  der  oiga- 
nischen  Gesetxe  einzoholen  ist.  S*  20.  Aein  prwatrechtlkhe  Corporationen .  welche 
lu  einem  wissenschaftlichen  oder  künstlerischen  oder  sonst  einem  gemeinnfitsigea 
oder  zu  einem  erlaubt  geselligen  Zwecke  gebildet  werden,  bedürfen  ra  ibrer  Bntste- 
bong  lediglich  der  in  den  Corporationsstataten  A»tsaBteilenden  Cebereinkmifl  oMlirerer 
Corporationsglieder.  g.  85.  Corporationen  xu  unerlaubten  oder  ansittlieben  Zwecken 
werden  nicht  anerkannt.  Haben  solche  Terblndungen  Schulden  eingegangen,  so  hif- 
ten  die  Theilnebmer  Ton  Anfeng  an  Jeder  unmittelbar  für  die  ganze  Schuld. 
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sönlichen  Wesen,  und  die  christKche  Kirche  Gott  und  den  Heiligen  privat- 
reditficbe  Persönlichkeit  bei,  in  der  Regel  abef  nur  im  Anschlusz  an  einen 
sichtbaren  Tempel,  eine  Kirche  oder  Priesterschaft  (2) ;  und  nur  in  solcher 
Verbindung  kann  das  menschliche  Recht  diese  Ausdehnung  fiissen.  Ohne 
sie  schweift  es  Ober  seine  natürlichen  Grftnzen  hinaus. 

3.  Fem«'  bedarf  jede  juristische  Person,  um  sich  als  solche  zu  be- 
wfthren  und  handeln  eu  können,  eines  fnemclUiehm  Orga$is  ihres  Willens^ 
denn  nur  wirkliche  Menschen  können  einen  rechtlichen  WiDen  aussprechen 
and  iin  RechtSTerkfehr  handeln.  Nur  in  ihnen  kann  sich  die  juristische 
PersönKchkeit  oflenbaren  und  »darleben«.  Die  juristische  Person  wird  da^ 
her  immer  durch  natürliche  Personen  verttetm  sein  mUssen.  Wie  diese 
Vertretung  beschaffen  sei  und  unter  welchen  Redingungen  sie  im  Namen 
der  juristischen  Person  handeln  dürfe,  das  wird  nach  den  verschiedeDen 
Arten  derselben  sehr  verschieden  bestimmt 

Diesem  Gedanken  hat  man  häufig  den  irrigen  Ausdruck  gegeben,  dasz 
jede  juristische  Person  auf  einer  Fiction  beruhe;  und  aus  diesem  nichts 
richtigeii  Auadnick  hat  man  denn  einen  ganzen  KnAud  von  unbegründeten 
SeUassen  abgewickelt  Die  Regriffe  Menschheit,  Volk,  FamiHe  ab  Gattun- 
gen and  Arial,  sind  aber  keine  Fictionen,  sondern  Wahrheiten,  und  doch 
offenbart  sich  das  Leben  der  Menschheit,  des  Volks,  d^  FamiHe,  nicht  in 
einem  einzigen  sichtbaren  Körper,  sondern  in  der  Mannichfaltigkeit  der  zu 
ihnen  griiörigen  Individuen.  Es  war  ein  groszer  Fortschritt  des  mensch- 
lichen Rechtsbewusztseins,  als  zuerst  die  Römer  manche  Gemeinschaften 
ab  juristische  Personen  zu  begreifen  anfingen ;  ein  Fortschritt  der  Erkenm- 
m$z,  nicht  eine  Fiction.  Seither  ist  nach  den  reichen  Erfahrungen  des 
Mittelalters  und  im  Hinblick  auf  die  ROdung  unserer  Zeit  eine  höhere 
Slofe  der  Erkenntnbz  eröffnet  worden,  und  wir  dürfen  mchl  länger  auf 
der  niedrigeren  des  Alterthums  zurückbleiben. 

(Anm.)  v^Savign/jf  hat  eine  allgemeine  Begründung  versucht  (II.  377): 
„Die  Nolhwendigkeit  der  Staatsgenehmigung  zur  Entstehung  jeder  jurisli- 
sehen  Person  hat,  unabhängig  von  politischen  Rücksichten,  einen  durch" 
greifenden  juristischen  Grund.  Der  einzelne  Mensch  trägt  seinen  Anspruch 
auf  Rechtsfähigkeit  schon  in  seiner  leiblichen  Erscheinung  mit  sich.  Durch 
diese  Erscheinung  weiss  jeder,  dasz  er  in  ihm  eigene  Rechte  zu  ehren, 
jeder  Richter,  dasz  er  in  ihm  solche  Rechte  zu  schützen  hat.  Wird  nun 
die  natürliche  Rechtsfähigkeit  des  einzelnen  Menschen  durch  Fiction  auf 
ein  ideales  Subject  übertragen,  so  fehlt  jede  natürliche  Reglaubigung  gänz- 
lich; nur  der  Wille  der  höchsten  Gewalt  kann  dieselbe  ersetzen,  indem 
er  künstliche  Rechtssubjecte  schafft,  und  wollte  man  dieselbe  Macht  der 
Privatwillkür  überlassen,  so  würde  unvermeidlich  die  höchste  Ungewuzheit 
des  Rechtsmstandes  entstehen,  selbst  abgesehen  von  dem  grossen  Miss- 
hraiich,    der  durch  unredlichen  Willen  möglich  wäre.'*    Es  versteht  sieh 

2.  UlfHom  RegnI.  23.  Deos  heredes  insUtaere  non  possumns,  praeter  eos  qaos 
senattts  consulto,  coDStitutionibus  priocipum  institoere  concessum  est;  sicutl  Jovem 
Tarpejam»  Apollinem  Didrmaeum  etc. 

5  * 


68  Buch  I.    Cap.  T.    Ton  den  Jarisliscben  PwrsoaM. 

allerdings,  dusx  joristiscbe  Persdnlichlreit  im  Verkehr  und  vor  Gericht  nnr 
einem  Wesen  beigelegt  werden  kann,  welches  äu$tirHek  «rleennbar  geworden 
ist  als  eine  Person,  aber  es  ist  eine  nnbaltbare  Annahme,  dasx  das  einsige 
Eefmieichen  solcher  Existenz  die  Genehmigung  des  Staates  sei,  und  unzU' 
lissig,  sich  den  Staat,  der  auch  hier  nur  das  Prifatrecht  anerkennt  und 
schützt,  nicht  erseugt,  als  Schöpfer  aller  juristischen  Personen  auf  seinem 
Gebiete  forzustellen.  Selbst  in  den  Pillen,  wo  die  Staatsgenehmigung  noth- 
wendig,  ist  sie  doch  in  der  Reget  nur  Zrdatnmg^  GtuMnmg,  nicht  ngnU- 
Hcke  BegriMkm§.  Im  Mittelalter  sind  nnxählige  juristische  Personen  Id 
Deutschland  entstanden,  und  im  Verkehr  wie  vor  Gericht  erkannt  und  an« 
erkannt  worden,  ohne  dasx  es  jemanden  einfiel,  nach  einer  Staalsconces- 
sion  XU  fragen;  und  heutxutage  entstehen  noch  xu  tausenden  und  in  Ter- 
schiedener  Gestalt  fiberall  aus  freier  Einigung  xu  bestimmten  Zwecken 
Verbindungen  von  Menschen,  die  sich  als  ein  nnheitiiche$  Vfrwkögemtulbject 
betrachten,  und  so  auch  im  Verkehr  mit  andern  wie  Eim  Pmon  handeln 
und  behandelt  werden,  die  daher  eben  um  ihrn  erkemiharm  Existnu  willen 
auch  xu  den  juristischen  Personen  im  weitem  Sinn  gerechnet  werden 
mflssen,  auch  wenn  keine  Staatsbeglaubigung  hinzugekommen  ist.  Soweit 
aber  ffir  das  öffentliche  und  sittliche  Leben  eine  Gefahr  sich  xeigt,  bei 
freier  Gestaltung  der  Bildung  juristischer  Personen,  so  weit  mag  der  Staat 
dieselbe  durch  besondere  Vorschriften  beschranken.  Vgl.  unten  $•  38.  5.» 
S.  40.  6 ,  f.  44.  2.,  {.  45.  3.  und  St^üUr,  Jurist.  Abhandlungen  ▼.  OrHof 
n.  s.  f.  I.  S.  255.    ünger  in  der  Krit  Ueberschau  VI.  S.  148  ff. 

S-85. 

I.    Die  Gemeinden. 

A)  Geschichte. 

i)  UrsprAngliche  gfDoasenschartliche  Gemeinde. 

1.  Schon  in  der  ursprangKchen  Verfassung  der  deutschen  VdSker 
finden  wir  verschiedene  Gemeinden,  in  dai  höhern  Stolen  Ton  flberwie- 
gend  politiieker,  in  den  untern  von  tiberwiegend  wwtheekaftiMKer  ^  daher 
fftreoirechtKeher  Bedeutung.  Gewöhnlich  aber  sind  beide  Bedeutungen  ver- 
bunden, und  hente  noch  ist  die  Doppeleigensehaft  der  Gemeinden  die  regel- 
mflszige,  dasz  sie  zugleich  im  öffentlichen  Hechte  organische  Körperschaften 
und  im  Privatrechte  Subjecte  von  Vermögen  sind.  Hier  kommt  indessen 
die  privatrechtliche  Bedeutung  derselben  vomehndich  in  Betracht  Daher 
können  wir  die  alte  Volks  -  und  die  Gaugemeinde  znr  Seite  lassen,  und  ge- 
nügt es  die  Centgemeinde  und  die  eigentliche  Dorfgemeinde  zu  betrachten, 
insofern  ihnen  als  wirthsehaflUehen  Verbindungen  Vermögensrechte,  nament- 
lich an  dem  Boden  innerhalb  der  Gemarkung  zukamen.  Aus  ihr  haben 
sich  im  Verlauf  der  Zeit  ganz  verschiedene  Arten  von  Juristischen  Personen 
hervorgebildet  Die  Keime  dieser  Bildungen  sind  schon  in  der  ursprOnglichen 
Gestaltung  zu  erkennen.  Insofern  die  Gemeinden  auch  öflRHitliche  Rechte 
fibten,  als  Gerichte  das  Recht  handhabten,  Wahlen  vollzogen,  gemeinnatz. 
liehe  Beschlüsse  faszten«  denen  sich  die  einzelnen  unterwerfen  muszten,  trat 
die  Richtung  zur  Einheü  deutlich  hervor,   und  es  foiid  diese  einheitliche 
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PersöoSchkeit  der  Gemeinde  auch  in  gemeinsamen  Wirthsebaftangdegen* 
heilen  einen  Bereich  ihrer  Geltung.  Auf  der  andern  Seite  aber  gab  sich 
andi  die  genossenschaftliche  Zusammensetzung  der  Gemeindeyeri>indung  und 
die  Betheüigung  der  vielen  verbondeneu  GemeindegHeder  an  den  Rechten 
des  Ganien  nicht  minder  dentlich  kund  in  der  festen,  mit  den  SondergQtem 
verbundenen  Theilung  der  gemeinen  Rechte  und  Nutzungen. 

2.    Das  Land  wurde  ursprflnglich  vertheUt: 

a)  in  Sandergütery  welche  die  einzefaien  freien  Volksgenosaen  fllr  sidi 
und  ihre  FamiKen  zu  Eigenthum  erhielten; 

b)  in  Getneingüter,  welche  der  gemeinsamen  Benutzung  yorbehalten  blieben. 
Aus  den  gewöhidicben  SondergOtem  ragten,  wie  ans  den  Freien  der 

Adel,  wieder  die  gn»ien  Grundhvrrsehaften  bßrtor  (1.)«  welche  in  analoger 
Wose  wiederum  getheilt  waren  in  den  vorbehattenen  Hof  des  Herrn  (mtn- 
SOS  iodominicatus)  (2.),  in  eine  Anzahl  höriger  Sondergüter  (2.)  und  in  Wal-^ 
düng  und  Weideland,  an  welchem  den  Besitzern  der  letztern  auch  gemein- 
same Nutzungen  veratattet  wurden.  (3.)  Es  entstand  so  eine  hofhörige  Ge- 
meinde in  Nachbildung  der  freien  Gemeinde  der  SondereigenthOmer. 

In  der  freien  G^neinde  waren  die  Sondereigenthümer  innerhalb  der 
Gemarkung  yersammelt:  wahrscheinlich  in  der  Altern  Zeit  aüe  grosze  und 
kleine.  Indesaen  gab  es  schon  in  der  ersten  Zeit  ein  Normalmasi  das 
▼dOen  Sonderguis,  die  Hufe  oder  HtAe  (4. 5.),  der  mantus  genannt.  Dazn 
gehörten  dann: 

a)  eine  Wohmmg  farea,  moiMto,  maieon,  Word,  Sohktätte;  die  sAmml- 
Kchen  Wohmngen  einer  Ortschaft  mit  ihren  Hofrinmen  fHom  und 
Hof)  bilden  das  Dorf; 

b)  Aedser  und  Wiesen^  hAufig  30  bis  40  Morgen  oder  Jucharten  (in  ver- 
schiedenen Gegenden  wird  das  Masz  der  Hube  TerscUeden  bestimmt), 
das  eigentliche  Sondergut,  aber  noch  in  landwirthsdiafHicher  Verbin- 
dung mit  andern  Aeckem  und  Wiesen,  nach  der  Brach-  und  Zeig- 
ordnung;  das  Culturland  des  Dorfbaus  ist  in  mindestens  drei  grosxe 

i.  Tßciius  jGerro.  36.  Agri  pro  Dumero  caltorum  sc  vnh&r»i9  vicü  oeeopmtor 
qnos  moi  mier  m  »ecandnm  digntitionem  partiantur. 

2.  C  Lanrtih  II.  247.  {Kraut,  g.  85.  23.)  mansiiin  iDdomlnicatam  cnmsolario 
l«pideo  el  casa  IJgnea  *  bubam  I.  indomicatam  et  alias  VIL  habas  serviles. 

3.  Altalamaimische  Fornieln  bei  fVyn,  9.  (Mittb.  d.  anliqoar.  Gesellsch.  fn 
Zärich  Yn,  S.  32.)  ad  destraendaro  diatissimoroiD  Jargiorum  litein  factas  est  cod- 
Tentus  proeerum  ?el  mediocriam  inter  locum  sancto  illo  sacratum  —  et  reliquos 
eorondem  loeoram  pagenses  pro  quadam  Silva  vel  potius  salta  jatissimo  longissimo- 
que,  airam  et  ceteri  cives  in  eodem  lignoram  roaterianiraqae  caesoram  pastnmqao 
Tel  sagfDaro  aniiDallom  habere  pertuam  aueioriiaiem,  an  ex  ^usdero  loci  dommu 
precMrio  debereni, 

4.  Diplom,  a.  904  {Kranit  %,  85,  ii.)  hobam  I.  hoc  est  XL.  Jagera,  eurtem 
com  domo. 

5r  TrmA,  Fuld,  [Rruni,  %.9i,  12.)  ana  hoba,  qnod  est  XXX.  Jogera  terrae 
aratoriae. 
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Flurem  zeiiheflt,  welche  abwechsdod  Sominer-  oder  WinfarfrOchle 
tragen  oder  als  Brache  ruheo,  jed<>r  DoHgenooe  erhält  icker  üi 
alfeo  dra  UnreB; 
c)  der  entsprechende  Antheü  an  den  gemßimm  diUm,  Waid  nnd  WHd^, 
Wum  nnd  W$ids,  AknmuU^  Mark,  Gememmark  ( Waramlia,  PForr» 
Echtitort,  Schare).  (&-•.) 

Die  Verschiedenheit  in  den  Masse  der  Sondergflter  hatte  ESnflnsz  anf 
die  öflcntlich«  Dachte  nnd  Pflichten  der  SondereigenthOmer  (10.)*  und  nicht 
minder  anf  ihr  Ansehen  in  der  Genossengemeinde  und  auf  die  grönere 
odß^  geringere  Ausdehnung  ihrer  Nutzungsrechte  an  der  Ahnende. 

Spiter  aber  entzogen  sich  die  froiMn  Grut^i$ig$tUkiimtr  nnd  Grumd- 
herm  hSnfig  der  Geuneindeyerbindnng  fSanderhöfe,  Emödm,  GrmMmr- 
tchaftm),  die  Hüben  wurden  aller  getheflt,  und  mancherlei  BeteMkdnmgm 
in  der  Zubssnng  zur  Genosseoschefl,  zuweilen  auch  ErumUrmmm  eui- 
geCQhrt 

3.  Wir  können  die  alte  Gemeinde,  eben  um  ihrer  wirtfascfaaftlichen 
Bedeutung  willen  auch  Markgenossenschaft  nennen.  Den  Kern  der  Mark- 
gemeinde  bilden  dann  die  eigentlichen  Märker,  die  innertialb  der  Gemarkung 
auf  Grundeigenthum  Ton  bestimmter  Ausdehnung  angesessen  sind.  Von 
ihnen  unterschieden  werden  die  Atmnärker^  die  auszerhalb  der  Gemarkung 
wohneiM  aber  in  derselben  Eigen  haben,  sodann  die  HäusUnge  und  HmUr- 
säszen,  die  innerhalb  der  Gemarkung  wohnen,  aber  entweder  germgmres 
Sigen  haben,  ah  womit  Genossenrechte  verbunden  sind  (die  KSier),  oder 
anf  fremdem  Boden  niedergelassen  sind  ^die  Hamtlevte^  MäaeUnge  im  engem 
Sinn).    Unter  den   Markgenossen  sind   die  einen  mit  sehögmöarem  Eigen 

6.  Ebead«  M.  fTlf.  4S,)  eoDStitaennt  JviU  leges,  nt  a  sopra4ieUs  locis  asque 
a4  stagnoiD  illud  d  montes  iUos  —  aamia  ommhw  esseai  enmmumm  in  llgais  ce- 
4toidJs  si  Mgini^  p^rcomin  et  pasUi  BfC^ufo;  aisi  forsiian  aliquis  cwium  eoroDdem 
vel  maDii  consitum  Tel  seinine  iDspfrsum  aut  etiam  in  suo  agro  sua  permissione 
concretum  et  ad  ultimam  a  patre  soo  sibi  nemus  inmuDe  Tel  aliqoam  silviculam 
relictam  habet /»ro^rüMR,  yel  cum  suis  cohefedibas  commanem. 

7.  ßTeiierer  fFeuth.  (Ormm,  W.  ÜI.  843.)  communlo  qoe  TOlgarlter  miimeüuh 
dieitur. 

8.  Bßmer,  H^n^^Testf  t.  $218.  Art  6.  Con^edimiis  etiam  Tobfs  regia  liberUte 
flilv^m«  qoe  dieitur  Bremeg^rl^,  et  quicquid  maris  ville  circam  qoaque  adjacei  et 
accolinatur,  yro  us^agio  quod  vulgariter  dieitur  jfbnenta,'  et  insuper  damus  Tobts 
eommuniiaiem  et  usamfructum,  qaod  dieitur  ^AeAtf/Ze,  in  foresto  pro  omni  necessi- 
täte  yestra,  indempne  tarnen  et  sine  destructione. 

9.  f^ofi  mon.  ined.  p.  572  {Kraut,  g.  119.  9.)  in  eommunßm  0tivam  ewiam, 
YOlgarlter  vocalam  holtmark, 

10.  Cmpiiul,  a.  807.  2.  Qoicumqae  über  mamoi  quingue  de  proprieUte  habere 
yidetar,  simlJiiter  in  bostsm  Teniat.  —  Qa|  qMttwr^^neös  —  qui  tret  habere  vide- 
tor,  simjliter.  agat.  Ubicunque  aatem  inveoti  fuerint  duo  quorum  anus  qoisqne  dnos 
maasos  habere  Tldetw,  nnos  aliun  praaparare  facial.  Qui  dimidios  maosos  habeot, 
qoinque  seitam  praeparare  faetant. 
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awgertsttel  (mindestens  drei  JBitfen)  (10.  11.),  die  andern  einlache  frm 
Hub§r  (hobarli),  noch  andere  sind  Halbbaaem  (mit  halber  Hufe).  (12.) 

Wß  Gemtmde  der  Markgenossen  faszt  mit  Mekrheit  Be^hlüsse  über  die 
gemeinsame  Wirthschaft«  Oeffnuog  von  Wegen,  Zeil  der  Weide,  Art  der 
Hohnutznng  u.  s.  f.,  und  ist  somit  als  Ganzem  den  einielnen  GUedem  über-- 
fBordmt,  and  insofern  als  eine  höhere  Ge$(MnnUp0rson  (juristische  Person) 
zu  betrachten.  (11.  13—15.)  Sie  hat  Qberdem  an  ihrer  Spitze  einen  For^ 
ittmd  (je  nach  Umstanden  CetUgraf,  (fürfrictUer,  Obermärhtr,  HoUftaf^ 
oberster  Erbta^e  n.  &  f.),  der  die  gemeinsamen  VerhandluDgen  und  Interes^ 
sen  leitet  und  verwaltet,  und  wieder  neben  der  Gemeind$f:>erummlim^  ab 
ein  Orqan  jener  Geeammtpersim  erscheint.  In  diesen  Bexiehungea  ist  dia 
Anfliwsnng  des  Utero  deutschen  ReoUes  nahe  verwandt  mit  der  der  Römer, 
welche  sich  das  muniqfuum  ab  unioenüai  (ab  Eine  Person)  dachten. 

Es  zeigt  sich  in  dem  deutschen  Rechtsgedanben  aber  schon  von  An^ 
fang  an  die.  Verschiedenheit  von  der  römischen  Denkweise,  d^sz  die  Deut* 
sehen  dem  Zuge  nach  Emheit  und  aueechUeisdieher  Bildung  und  Anerken* 
nimg  einer  neu«»  juristüchen  Persönlichkeit  nicht  ebenso  entschieden  und 
rOcksichtsIos  folgten  wie  die  Römer.  Diese  Verschiedenheit  offenbart  sich 
schon  in  der  Sprache.  Die  römische  weist  mit  Nachdruck  auf  die  Einheit 
hin,  ind^n  sie  von  universitas  spricht,  die  deutsche  dagegen  in  den  Aus- 
drucken Gesammtheit^  Gemeinde,  Genossenschaft  auf  die  Sammlung  und 
GemeioBcbaft  da*  verbundenen  imd  vereinigten  Genossen*  Das  deutsche 
Recht  y&rffs^  daher  nicht  Ober  der  Persönlichkeit  des  GanMem  die  Persön- 
Hcfakeit  der  Einxdnen^  welche  in  ihrer  Vereinigung  d^  Ganze  bilden,  und 
denkt  sich  diese  ab  verbundene  Theilhaber  «n  dem  Rechte  des  Gängen^ 
Es  erscheint  dabar  dem  deutschen  Rechte  natOrlich,  dasz  man  beides  sageq 

1  IHII^  II  I  .1  ■■■■< 

11.  SucAsentpiegel  II.  54.  8-  ^  Niaman  qe  nul  ok  snn^arUken  hirde  heppen, 
das  be  deme  gemeinen  hirde  sin  Ion  mede  geminnere,  be  oe  bebbe  drie  hove  oder 
tner,  die  sin  egen  oder  sin  len  sin.  $.  3-  Svar  man  aver  dem  birde  Ion  lovet  von 
dieme  haoe  oads  Dicht  von  deme  ve»  dat  Ion  ne  nut  nJemaD  antbalden,  durch  dat 
dett  dmrp  nichi  hirdetos  ne  Miaa. 

13.  Sucheenepiegel  L  34.  Ana  das  rj/cbtefS  arjof  mot  a»  man  sin  egen  wo 
vergeven  in  erTengelof,  deate  be'a  bebalde  eoe  haloe  hüve  imde  ene  word,  dar  man 
enen  wagen  uppe  wenden  möge;  dar  af  sal  be  deme  ricbtere  slnea  rechten  plegen. 

13.  Sehwehenepiegel  911.  fWackern.)  Ünde  ist  ein  dorf,  dA  ein  ribter  ist  inne 
gaseiCD,  ewae  der  ee^eimit  der  mirem  wtenge  der  gebären,  dai  mac  der  minner  teil 
nihi  wiederreden.    Dax  selbe  rebt  sol  man  aach  bebalten  in  den  steten. 

14.  Öffnung  v.  Neftenheuih.  33.  (Orimm  W.  1.  78.)  Ea  mOgent  oucb  die  von 
Mefllenbach  ein  einong  setxen  uff  die  stroffeiweide,  es  aje  über  bolu  oder  in  velda, 
als  denn  ^er  merenteil  über  ein  kompt  and  vas  der  merteil  dar  inne  tatt,  das  sol 
der  minderteil  folgen,  and  wer  denn  den  einang  verscboli,  da  sol  die  boss  ein  dril- 
teil  den  vogt  werden  and  der  gebarsami  die  xwen  teil. 

15.  Ofnmng  o.  Borsikon  t.  1412.  (Orimm  W.  I.  51.)  Und  sol  man  dar  (zum 
Maien-  and  sum  Herbstgericht}  gebieten  allen  denen  die  des. ertricbea  in  diser  rogtye 
Tod  in  den  rorgescbribnen  kreisten  VII  schuch  wit  and  breit  band  by  III.  seh.  den. 
Tnd  weller  YII  sebuch  ertrichs  wit  and  breit  bat,  der  sol  zu  dem  g/i;ricbtals  gehorsam 
komao  als  ob  er  sin  TU  hüben  bette«, 
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könne,  ohne  sich  m  widenprechen',  sowohl :  „Die  gemeine  Mark  (Ahnende) 
gehört  der  Markgemeinde,**  als:  „Sie  gehört  den  Markgenoiteny  ($  98.) 

Die  Theflrechfe,  welche  mit  den  SondergOtern  Terbunden  sind,  und 
daher  den  einzelnen  Markgenaaen  nislehen,  waren  anfllnglich  nicht  ein- 
fflr  aliemal  fixirt  Ihre  Zahl  nnd  Umfang  war  dem  Weehtei  ausgesetzt. 
Die  Harkgenossenschaft  bestand  aus  den  jetceUigen  Markgenossen,  die  sidi 
bei  erhöhtem  Anban  des  Landes  oder  bei  TheHmigen  der  Güter  firtther 
leicht  vermehren^  zuweilen  aber  auch  durdi  Verödung  oder  Znsammen- 
koppelung mehrerer  Güter  oder  Ausscheidung  groszer  Güter  vermindern 
konnten.  Erst  spttter  trat  bftufig  Fiximng  ein  auf  eine  bestinunte  ZaU« 
und  damit  die  Abschlieszung  der  Genossenschaft. 

4.  Albnahlich  bildeten  sich  innerhalb  der  Grundherrschaften  hofreekt* 
liehe  Gemeinden  hi  ähnlicher  Weise  aus.  Zu  ihnen  gehören  regelmäszig 
alle  (persönlich  Freie  und  Hörige),  welche  hofrechtUchen  GrundhesUt  von 
dem  Herrn  hatten,  wenn  auch  kleinen,  und  in  don  Dorfe  wohnten.  In- 
dessen kommt  es  auch  da  vor,  dasz  die  alten  vollberechtigten  „Ehehofeiätten'* 
(16.)  unterschieden  werden  von  neuen  Ansiedlungen  und  Hiusern,  und  bes- 
seres Recht  als  diese  haben:  und  zwischen  Uybem  (die  eine  Hufe,  Hube 
besitzen,  hoba  servilis]  und  Schuppiesem  (von  der  Sckappiee,  scaposa  einem 
geringem  Sondergut,  zuweilen  einer  halben  Hufe  an  Umftoig  gleich)  wird 
auch  da  oft  unterschieden. 

Die  hofrechtliche  Gemeinde  leitete  aber  alle  ihre  Rechte  und  Nutzun- 
gen von  dem  Berm  ab.  Der  Verband  der  Hofgenossen  fimd  daher  in  dem 
Herrn  ihr  natürliches  Centram,  nnd  das  Moment  der  Einheit  ward  hier 
noch  leichter  offenbar  als  in  der  freien  Gemeinde,  pie  Versammlung  wurde 
geleitet  von  dem  Herrn  oder  seinem  Ammann,  oder  dem  anfiings  von  ihm 
bestellten  Oberbauer,  Meyer  (villicus  major),  zuweilen  auch  von  seinem 
Keüer,  Kellner  (cellerarius).  Die'  Soodergflter,  die  an  die  Hofgenossen  zum 
Bau  und  Genusz  verliehen  waren»  gehörten  zu  Eigen  dem  Herrn,  ebenso 
aber  auch  die  nicht  zur  Vartheilung  gekommene  Waldung  und  Weide, 
welche  die  Ho^enossen  in  ähnlicher  Weise  ursprüngKdi  aus  Gnade  des 
Herrn,  die  mit  der  Zeit  zu  festem  Recht  einwurzelte,  benutzen  durften, 
wie  die  freien  Markgenossen  die  gemeine  MarL  Auch  hier  konnten  sich 
dalier  feste  Theilrecl^te  ausbilden,  analog, denen  der  Markgenossen, 

'  10.  Ofinnng  v,  Kilehberg.  (Orimm  W.  I.  207.)  Item  ob  es  sieb  begeb,  das 
einer  lao  Kylperg  afn  bus  bawen  w<fltf  and  kaln  eebusbofl^tat  beitf,  der  sol  zuo 
k\m  herttn  oder  sinem  Statthalter 'teren  und  ainer  hofstadt  begeren,  vnd  dann  sol 
ain  taerr  —  ain  horanian  oder  einen  andern  gen  Kilchberg  ordnen,  tfei^elblg  sol  dann 
mit  den  hofgnosKen  helfen  ain  eehofstat  machen  vnd  vssgon ,  die  airtiherh^n  an  sinen 
güetem  deszglicb  den  hofTgnoszen  an  Ihren  güetem  am  unschedtichosten  sfge  an 
Steg  und  weg,  Tnd  ?on  derselbigen  hofflstat  soll  dann  ainer  nttwlter  dann  two  benea 
schuldig  sin  all  jar  ze  richten,  derselbig  sol  och  nii  mer  dann  vier  hopt  Tech  ban 
tngerahrlich,  wellcberlef  er  wil,  vnd  das  mag  er  triben  wo  ain  Kctbofer  mit  sim 
Vieh  ?r  die  brach  vnd  die  helmtribt  Tngefahrlich.  ^ellcber  ab«r  algene  güeter  zao 
KHcbperg  hetti  und  ain  buss  nothdarflttg  were  zu  machen,  der  sol  tf  sine  aigne 
guter  bawen  Tnd  ist  man  Im  nit  schuldig  kain  holfetat  vss  ze  gatidc 
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*  t.  LSw,  Aber  die  MarkgenossenschafteD.  Heidelberg  f82i).  Jak. 
Orimm,  Rechtsalterth.  S.  496  ff.  IHwUiehH,  Zttrcber  RechUgeschicbte  I. 
S.  78  fiL,  243  ff.  Jhmekfr,  dnt  GesammteigeDtham.  Marburg  1843.  VI. 
Mmmidt  über  Geneindeootiangeo  in  der  Zeitsebr.  f.  d^atsches  Recbt  IX. 

5.  2  ff.,  und  Renavd,  deutscbes  Privatrecbt  1.  {.  Idt  ff.  SUhe,  Wesen  und 
Verfaasang  der  Landgemeinden  in  Hannover.  Jena  1851.  0.  Wysi,  die 
schweiEerischen  Landgemeinden  in  der  Zeitachr.  für  schweizerisches  Recht. 
h  S.  20  ff.  G.  L  V.  Maurer,  Einleitung  zur  Geschichte  der  Staats-,  Hof-, 
Dorf-  und  Stadtverfassung   upd   der  öffentlichen  Gewalt    München  1854. 

6,  La$idauy  die  Territorien.  Hamburg  ii^.f^BlunUehU,  in  der  Krit.  Ueber- 
schau  11.  S.  391. 

$•  36. 

S)  Fortbildung  fm  Mittelalter. 

1.  Die  Fortbildung  der  Gemeinden  während  des  Hittelalters  war  über- 
aus mannichtaltig.  Die  Zahl  der  Gemeinden  und  die  Arten  derselben  ver- 
mehrten sich  In  alter  Zeit  erscheinen  die  Harkgemeinden  hAufig  von  sehr 
groszer  Ausdehnung,  zuweilen  sogar  ganze  Gaue  umfassend,  öfter  den  Zen- 
ten  gleich  und  mehrere  Dörfer  in  sich  schlieszend.  Gaue  und  Zenten  wur- 
den gespalten  und  aufgelöst,  und  selbst  Dorfgemeinden  trennten  sich  wie- 
der in  kleinere  Gemeinden.  Aus  zahlreichen  Grundherrschafien  entstandea 
neue  und  erstreckten  ihre  besondere  Verbindung  in  die  nämlichen  Dörfer 
hinein.  Zuweilen  aber  einigte  der  Ortsgeist  des  Dorfes  wieder,  was  eine 
Zeit  lang  getrennt  war.  Die  verschiedene  historische  Beziehung  zu  ver- 
schiedenen Mittelpunkten,  um  die  her  Gemeinden  wie  Ringe  sich  ansetzten, 
nnd  die  verschiedene  Bestimmung  der  Gemeinden  brachten  zahlreiche  Arten 
von  Gemeinden  hervor,  die  sich  nicht  selten  durchkreuzten.  Es  entstanden 
Kirchgemeinden  und  polüische  Gemeinden,  und  unter  diesen  waren  nicht 
blosz  die  freien  und  Fo^(et-gemeinden  von  den  ^/ulsAerWtcAen  verschieden ; 
es  traten  den  eigentlichen  Landgemeinden  auch  die  Städte  gegenüber,  und 
im  Uebergang  von  jenen  zu  diesen  die  Märkte  dazwischen.  Später  kamen 
die  Schulgemeinden  hinzu.  Häufig  gingen  auch  die^  alten  Gemeinden  aus 
einander,  je  nach  den  zwiefachen  Beziehjungen  zum  Gerichtswesen  und  zu 
den  gemeinsamen  Ortsiuteressen  auf  der  einen  Seite  und  zu  den  wirth- 
schaftlichen  Nutzungen  an  der  gemeinen  Hark  auf  der  andern  Seite,  In 
jener  Eigenschaft  bliebe  dann  die  Gemeinden  ein  öffentliches  Institut»  ip 
dieser  wurden  sie  mehr  und  mehr  ein  rein  privatrechtliches,  Sie  schieden 
sich  dann  auch  persönlich  von  einander  aus,  zuletzt  auch  im  Vermögen. 
Nur  die  ersten  konnten  dann  als  Gemeinden  im  eigentlichen  Sinne  ange- 
selien  werden,  die  letztem  wurden  Markgenossenschaften  in  neuerem  Sinn 
Nuizungsgenossenschaften^  je  nach  Umständen  auch  Bauerschaften,  Gespänner- 
Schäften^  Genossenschaften  der  Gerechtigkeitsbesitzer,  Holxgenossenschaften, 
Deickcerbände  u.  s.  f.  Die  grundherrlichen  Gemeinden  endlich  nahmen 
aOml^fidi  <)ie  IValtur  der  Übrigen  Gemeinden  an. 

2*    In  der  Verfassung  der  Gemeinden  änderte  sich  vieles^    So  langd 


74  Baeh  1.    Cap.  T,   Ton  den  JarisUtdMB  Vhmmb. 

aber  no^h  der  firde  Trieb  der  mittdaHerlichen  G>rporatiTyerfiM8iiiiK  in 
frischem  Safte  war«  sind  folgende  Elemente  überall  nodi  w  erkennen: 

a)  an  der  Spitie  £m  Yor$Umd,  BkkUr,  Graf,  Yo^  SckuUhMz.  Bauer'- 
meigter.  Doch  nehmen  an  der  Lätung  oft  schon  Hnhrere  VorUimdiB 
(e.  B.  vier  Dorfmeier)  TheQ; 

b)  eine  VenamnUiung  der  Gemeindegenoieen ,  weldie  das  herkömmfiche 
Recht  findet  und  ausspricht,  und  in  gemdnsamen  Dingen,  die  der 
Willkür  unterliegen,  die  erforderlichen  Beschlüsse  faszt; 

c)  häufig  zwisch^i  beiden  ein  über  die  Gemeinde  hervorragendes  Mittel- 
glied, SchöffenBttM,  Roth,  Getcknoome,  AdLe$te. 

In  den  Städten  aber  brachte  der  Ralk  nach  und  nach  die  Rechte  des 
Vogiei,  Stadtherm,  Richten  an  sich,  auf  dem  Lande  dagegen  erlMri>  sich 
mit  der  Zeit  in  d«i  poKtiBcben  Gemeinden  die  Vogteigewalt  und  verdringte 
die  Gemeindeversammlungen  und  die  Schöffen  aus  ihrer  selbständigen  Stel- 
lung. Zuletzt  verloren  auch  die  ganzen  Gemeinden  ihre  Selbständigkeit, 
und  verfielen  einem  bureaukratischen  Regimente  der  öffentlichen  Beamtete. 
Reicher  gestaltete  sich  die  Stadtverfassung  bei  zunehmender  politisdier 
Macht  der  Städte,  bis  denn  auch  diese  hinwieder  von  dem  Wachsthum  des 
gröszern  modernen  Staates  au^ezehrt  wurde. 

3.  In  den  politischen  Gemeinden  (im  G^ensatze  zu  den  privatrechi- 
lichen  Genossenschaften)  war  naturgemäsz  der  Zug  zur  Einheit  stärker» 
und  sie  näherten  sich  den  juristischen  Personen  an,  die  nur  als  Knheit 
gelten,  wie  sie  das  römische  Recht  schon  früh  gekannt  hatte,  als  einfache, 
nicht  als  zusammengesetzte  Personen,  völlig  verschieden  von  den  Bürgern 
und  Einwohnern  in  ihnen.  In  den  privatrechtlichen  aus  der  alten  Ge- 
meinde abgeschiedenen  Genossenschaften  dag^en  behielt  das  Bewusztsein 
der  Vielheit  der  Genossen  trotz  der  Verbindung  derselben  zu  einem  Ge- 
sammtkörper  seine  Kraft,  denn  die  einzelnen  Genossen  lieszen  ihre  beson- 
dern  Rechte  von  ökonomischem  Werthe  nicht  aus  der  Hand,  auch  nicht 
zum  Vortheil  des  Ganzen.  Es  wurde  diese  Richtung  noch  bestimmter  aus- 
gesprochen und  befestigt  in  der  Fixirung  der  Genossenrechte  und  in  ihrer 
Ablösung  von  dem  ursprünglichen  Zusammenhang  mit  Güterbesitz.  Sie 
wurden  für  sich  Gegenstand  des  Privatverkehrs. 

*  Auszer  den  zu  $.  35  angeführten  Schriften  BlunisdhU,  Zürcher  Rechts- 
geschichte 11.  S.  5S  ff.  Blöseh,  Gutachten  über  die  Reorganisation  des  Ge- 
meindewesens im  Kanton  Bern.  Biel  1851.  Aenaud,  deutsches  Privatrecht 
I.  $.  186  ff. 

S-37. 

B.    Heutiges  Recht. 

I.    Die  politischen  Gemeinden. 

1.  Die  politischeo  Gemeinden  unserer  Tage^  sowohl  Stadt-  als  Land- 
gemeinden, haben  zugleich  eine  öffentliche .  Bedeutung  und  eine  privatr^chi- 
lich0.  Siditen^.  . 
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Die  EnUiekung  neuer  Gemeinden  im  Staate,  sei  es  durch  Einigung 
zweier  alteren  Gemeinden  oder  durch  Spattang  einer  bisherigen  Gemeinde 
in  zwei  oder  mehrere  neue  Gemeinden,  oder  was  in  Deutschland  seltener 
gewiM^n  ist«  in  Folge  ganz  neuer  Ansiedlang,  bedarf  daher  nicht  bloss 
der  Zolassnng  sondern  der  Autorisation  des  Staats,  der  dm  gesanmite 
öflentliche  Leben  ordnet 

WillkOrlich  darf  aber  der  Staat  auch  nicht  eine  bestehende  Geroeindf 
aufloun  oder  g^en  ihren  Willen  teeietuUch  umg$$taUm^  da  sie  neben  dem 
öffentlichen  auch  ein  privatrechtliches  Dasaii  hat  und  iniofeni  selbstilndig 
dem  Staate  gegenOber  MbX. 

2.  Die  Frage:  wer  MUgUed  der  Gemeinde  sei  ?  wird  je  nach  den  ver- 
sdiiedenen  historischen  und  Cultorbeziehungen  verschieden  beaalwortet  Die 
iHere  Vorstellung,  dasz  das  Gemeinderecht  vornehmlich  an  den  GrmidbetUz 
innerbalb  des  Gemeindebanns  geknüpft  sei,  ist  in  den  Stildten  früher  durch 
das  Princip  eines  penStilliehm  und  sogar  erkliehm  Cwporatum^'VwbandM 
verdrängt  worden.  (Vgl.  $•  34).  Langer  hat  sich  auf  dem  Lande  die  alte 
Rwlgemgmde  erhalten,  weil  da  die  Beziehung  zur  Bodenwirthschaft  natur- 
gemftsz  als  das  Wesentliche  erschienen  ist.  Indessen  auch  auf  dem  Lande 
ist  die  Realgemeinde  selten  in  der  ursprünglichen  Einfachheit  gehlieben 
ood  oft  das  Gemeinderecht  ohne  Rücksicht  auf  Grundbesitz  über  die  wech^ 
sdnde  Menge  verbreitet  worden,  welcfae  gerade  in  dem  Dorfe  wohnt,  zu- 
weilen durch  corporative  Abschlieszung  auch  so  verengt  worden,  dasz  an 
dem  nämlichen  Orte  angesessene  Beisassen  in  grosser  Zahl  den  Bürgern, 
von  denen  hinwieder  ein  guter  Theil  anderwirts  w<Ant,  entgegen  stehen. 
Dort  fehlt  es  gewöhnlich  an  der  Sdiditftt  des  Gemeindeverbandes  und  an 
der  Sicherheit  der  bleibenden  Ortsintevesseo,  hier  an  der  nöthigeo  Harmo- 
nie der  Localgemeinschaft. 

Die  Frage  selbst  über  die  Bedingungen  des  Gemeindebürgerrecbts  und 
die  Formen  der  Aufnahme  in  die  Gemeinde  ist  in  neuerer  Zeit  vorzüglich 
aus  staatsrechtlichem  Ge^chtspunkte  behandelt  worden:  und  unlUugbar  ist 
die  poKtiscbe  Seite  derselben  fQr  eine  gute  Einrichtung  der  repräsentativen 
Verhaltnisse  und  für  eine  gesunde  öffentliche  Verwaltui^  und  Pohzei  von 
schwerem  Gewicht  Indessen  verdient  auch  die  privatrecMIiche  Seite  dtr- 
sdhen  ^-'  zumal  in  der  wirthschaftlichen  Landgemeinde  -—  sorgbUig^  Be- 
achtung, vorzüglich  in  der  dreifachen  Begehung  der  ^MiMiiiei»  Nmsm^gm^ 
der  AxmtmmJUintiiUxiwiig  und  der  Vanamdiekafltp/UgB^  wozu  als  viertes 
Moment  die  seit  einiger  Zeit  vemachlAszigte  Sorge  für  die  Erhaüung  der 
BauemgäUr  fQglich  wieder  hinzukommen  darf. 

3.  Die  neuere  politische  Goneinde  —  aodi  die  Landgemeinde  —  ist 
r^ebpllszig  zu  einer  Corpcratum  oder  Urning  im  eigentlichen  Sinne  ge- 
worden.   Das  Gemeindevermögen  gehört  tAr,  als  einer  Einheit  (1. 2.)    Es 


1.    Fr9U8tmk*^  Ltodr.  11.  6.  S*  M*    CoiporattoBeD  und  Oemeindton  sleilsB  In 
den  Geschäften  des  bfirgerlieheD  Lebens  Eine  moraUsclie  Person  vor.  (•  88.    Auch 
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ist  nicht  mehr  zugleich  Eigei^thum  der  einzelnen  Bürger,  und  nicht  je  nach 
der  Zahl  dieser  nach  Theilrechten  gegliedert. 

Indessen  darf  diese  Annäherung  an  die  römische  Betrachtung  der  Muni- 
dpien  nicht  als  eine  absolute  Gleichstellung  aufjgefaszt  werden.  Es  haben 
sich  theik  ElgenthfImNchkeiten  der  deutschrechtlichen  Corporatfionsbfldung 
erhalten,  theils  haben  manche  Besonderheiten  der  ttitem  genossenschaft- 
lichen Gemeinde  fortgedauert,  und  dOrfen  nicht  abgezogenen  Schulbegrifleo 
lu  Liebe  mlszachtet  werden. 

Von  der  Art  find  folgende  Verhältnisse: 

a)  das  Redbt  der  Autonomie  (§.  9)  von  den  Städten  in  froherer  Zeit  im 
weiteslen  Dmbnge  geObt,  heut  zu  Tage  in  enge  Gränzen  eingej^chlos- 
sra,  welche  durch  die  bureaukratische  Geschäftsbehandlung  zuweilen 
zum  Schaden  des  Gemeindelebens  noch  mehr  verengt  worden  sind. 
Die  Autonomie  der  Gemeinden  bezieht  sich  «)  auf  ihre  Verfa8$%tng 
und  die  TMUigk&U  der  Gememdebeamten  und  ÄngeeteUlen  (Statuteo, 
Reglemente,  Einrichtang  von  Gemeindeanstalten) ;  ß)  auf  die  Gemeinde- 
winheehafi  (Steuerwesen,  Anlegung  von  Weg  und  Steg,  Brücken,  Al- 
mende und  dgl.);  y)  zuweilen  noch  auf  die  PrmUwirth$ehaft  der  Ein- 
wohner und  Grundbesitzer,  soweit  das  um  der  gemeinsamen  Interessen 
willen  der  Gemeinde  vorbehalten  ist  (z.  B.  Verhinderung  vorzeitiger 
Weinlese  durch  einzelne  Rebenbesitzer  auf  dem  Ijmde,  Einführung 
der  StalUbtterung,  Loskauf  von  Zehnten,  Anordnung  von  GOterwegen« 
Haltung  von  Wuchertbieren  und  dgl.).  (1.) 

b)  Eine  seAständige  Geriehttbarkeit  der  Gemeinde  in  Sadien  der  Local- 
Ordnung  oder  der  gemeinsamen  Wirthschaftsinteressen,  z.  B.  betreffend 
Anlegung  von  Zäunen  oder  Erlaubnisz  zur  Theilung  gebundener  Höfi»» 
Bestätigung  von  letztwilligen  Verordnungen  der  BItem  über  die  Folge 
in  den  Gütern,  Güterschätzung  und  dergleichen.  Siuve  *)  hat  darauf 
aufmerksam  gemacht,  dasz  die  Erneuerung  dieses  Rechts  in  angemes- 
senen Schranken  für  die  Gesundheit  der  Landgemefndoi  in  privatrecht^ 
licher  Beziehung  nicht  wohl  entbehrt  werden  könne  und  in  pditiscber 
wohlthätige  Fo^en  verspreche. 

c)  Die  Gemarkung  der  Gemeinde  bildet  noch  in  gewissen  Beziehungen 
ein  unrth9chaftUche9  Gttnze$,  und  es  ist  daher  die  Gemeinde  berechtigt, 
auch  die  Intereaen  der  äämmthchen  Grundbesüzer  und  selbst  emxeiner 
Claseen  von  diesen  vor  Gericht  zu  vertreten.    Schüler  (jur.  Abb.  !• 

diejenigen  Angelegenheiten,  welche  zwar  nicht  die  Corporation  als  Eine  moralische 
Person,  aber  doch  die  sMnuntlichen  Mitglieder  derselben  als  solche  betreffen,  werden 
idorcb  Sthifisse  der  Carp«Mtlira  bestimmt. 

%,  Bayriseheä  Gemeiodeges.  y.  1834.  $.  20.  Die  Gemeinden  können  in  ihrer 
Eigensclialt  als  öffentliche  Corporationen  alle  Rechte  ausüben  und  Verbindlichkeiten 
eingehen,  welche  die  bürgerlichen  Gesetze  den  Privaten  überhaupt  gestatten  und 
den  Gemeinden  insonderheit  nicht  versagen-  g*  21.  Sie  stehen  unter  der  besonderen 
Coratel  des  flUatea  ^uiid  genitsiMi  dn  Vorrechte  der  Bliodtijttiriacii« 


•  »<• 


*>    Weaen  und  Veifaifang  der  lAiidgemeindcn.  S.  iOQ  ff  and  8.  KS. 
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S.  S31  ff.)  hat  das  Verdienst,  die  genoasenschaftliche  Vertretong  auch 
in  dieser  Anwendaog  wieder  klar  gemacht  zu  haben.  (3.) 
d)  Vorzüglich  deutlich  ist  aber  der  Zusamoienhang  der  neuen  Gemeinde 
mit  der  alten  genossenschaftlichen  oft  noch  mit  Bezug  auf  den  Thdl 
des  Gemeindeirermögens  zu  erkennen  und  zu  beachten,  an  welchen 
daa  einzelnen  Borgern  oder  Grundbesitzern  Nutzungsrechte,  z.  B.  an 
der  Gemeindewaldung  oder  der  gemeinen  Weide,  zustehen.  Innerhalb 
•des  Gemeindecermögens  finden  sich  von  Alters  her  oft  noch  zwei  Be- 
standtheüe  unausgeschieden  beisammen,  erstens  das  eigmUliche  Ge- 
meindegut,  welches  zu  öffentlichen  Gemeindezwecken  dient,  sei  es  von 
Natur  (Goneindehauser,  Schulhauser  u.  s.  f.]  oder  seinem  Ertrag  nach 
(CapitalvermOgen  aller  Art,  Geld),  und  zweitens  das  Nutxung$gut,  wel- 
ches zu  Bürgemutzungen  bestimmt  ist  (Reste  der  alten  Almende.) 
(4.  5.)  Wftre  die  deutsche  Gemeinde  nur  eine  umver$ita$m  prAcisen« 
römischen  Sinn  des  Worts^  so  waren  zur  Erklärung  dieser  Nutzun- 
gen juristisch  nur  zwei  Möglichkeiten  denkbar,  entweder  nämlich:  die 
Nutzungsberechtigten  haben  ein  dingiichei,  d.  h.  dann  dn  Servitutrecht 
an  der  Gemeindewaldung  als  einer  fremden  Sache;  oder  sie  haben 
ein  penänlichei  Forderungsrecht  an  die  Gemeinde  auf  Verabreichung 
des  Hdznutzens.  Aber  diese  VorsteUungen,  deren  unbesonnene  An- 
wendung viel  Unheil  in  der  Praxis  gestiftet  und  die  Gemeindeverhält- 
nisse bedenklich  verwirrt  hat,  sind  in  solcher  Allgemeinheit  durchaus 
historisch  unbegründet  und  in  vielen  Fallen  ungenügend.  Vielmehr 
haben  diese  Nutzungsrechte  oft  noch  einen  dinglichen  und  doch  nicht 
den  Charakter  bloszer  Servituten  (unten  $.  59)  und  sind  die  Nutzungs- 
berechtigten noch  als  Glieder  äner  Genossenschaft  aufzuüsissen,  die 
früher  mit  der  Gemeinde  Eins  war. 

4.  Die  Gemeinde  darf  nicht  ab  ein  blosz  finglrtes  Wesen  anfgefaszt, 
sondern  sie  mnsz  als  ein  organiiches  und  wirküekes  Wesen  anerkannt  wer- 
den, dessen  Leben  nicht  auf  ein  Menschenalter  beschrankt  ist  Die  Ge- 
meindetorsteksr  (Gemeinderäthe,  StadtrAthe    und  die  Genmndecersasnmhmg 


3.  Seitferi9  Arehm  I.  1.  Eine  Gemeiode  ist  nlclii  nur  da  anianehmen,  wo 
die  Gemeinde  selbst  Sabjecl  des  RecblsverbllUDisses  ist,  sondern  aaeb  da,  wo  aUe 
Gemeindegliedfr  «/#  »oUhe  oder  ais  Besitzer  von  Grundstücken  in  der  Markang 
dieser  Gemeinde  gleicbmSszig  oder  verhXltniszmSszig  betheiligt  sind.  Es  liegt  im 
Zwecke  des  Gemeindeverbandes  in  gemeinsamen  Angelegenheiten  solcher  Art  als 
eine  Person  zu  handeln;  es  entspricht  daher  ganz  der  Natur  der  Sache,  wenn  die 
Praxis  hier  die  Vertretung  der  Interessen  aller  Einzelnen  durch  die  Gemeiode  gestattet« 
Vgl.  ebenda  Nr.  313.  VU.  2.  IX.  206. 

4.  Code  cioä  g.  542.  Les  blens  communauv  sont  ceui  k  la  propri^t^  ou  au 
prodoit  desquels  Ics  babitans  ü*une  ou  plusieurs  communes  ont  un  droit  acquis. 

5.  OesUrreichisches  Gesetzb.  %.  288.  Auf  gleiche  Weise  machen  die  Sachen, 
welebe  nach  der  Landes verfb^iung  zam  Gebrauche  eines  jeden  MUglMee  einer  Ge- 
meinde dienen,  das  Oemeindegvtj  diejenigen  aber,  deren  Einkünfte  zur  Bestreitung 
der  Gemeindeauslageo  bestimmt  sind,  das  Oemeindevermögen  aus. 


78  Bveh  I.    Cap.  ▼.    Ton  den  Jaristischeo  Ptraoiwii. 

sind  noch  ihre  regelmflszigea  Organe,  durch  welche  sie  ihre  rechdidie 
Meinung  bildet  und  ihren  Willen  anszert  In  den  Stfldten  ist  die  Organi- 
sation natnrgemAsz  reicher  und  mannichfaltiger,  in  den  Landgemeinden 
ein&cher  und  gleichartiger.  Wie  diese  Organe  geartet  seien  und  in  wel- 
chen Formen  sie  sich  bewegen,  und  Auszern,  das  wird  durch  die  Ge- 
fnemdeverfa$$vng  bestimmt,  die  gegenwärtig  um  ihres  Znsammenhanges  mit 
den  öffentlichen  Zustanden  willen  wesentlich  staatsrechtlich  geordnet  wird. 
In  diesen  Organen  spricht  sich  ein  ielbständiger  GemeindettilU  aus,  in 
ahnlicher  Weise,  wie  auch  die  hOchsfe  und  machtigste  Person,  der  Staat 
einen  eigenen  Staatswillen  hat  und  auszert  Diese  Wahrheit«  auf  wdcher 
die  dentschrechtliche  Autonomie  der  Gemeinden  beruht,  wurde  freilich  in 
der  römischen  Doctrin  verkannt  und  von  den  neuem  Rechtsgelehrten 
gar  in  den  neuem  Gesetzgebungen  der  verderbliche  Satz  eingeschwarzt, 
dasz  die  Gemeinden  „von  Natur  unmündig'*  seien  und  daher  der  „Vor- 
mundichaft  des  Staatei^  bedürfen.  (2.)  Man  merkte  nicht  einmal,  in  wd- 
chem  innem  Widersprach  man  sich  verfing,  als  man  die  natOrliche  Un- 
mOndigkeit  der  Gemeinden  aus  dem  Grande  behauptete,  weil  sie  keine 
einzeben  Menschen  seien,  und  dafQr  HOlfe  bei  dem  Staate  suchte,  der  ja 
auch  kein  einzehier  Mensch  ist  *;.  £s  gibt  aber  keinen  privatrechäichöi 
Grand,  um  den  verfassungsmaszigen  Organen  der  Gemeinde  die  Fähigkeit 
abzusprechen,  den  wirklichen  Gemeindewillen  auszubilden  und  selbständig 
zu  auszera,  und  es  ist  geradezu  eine  unwürdige  Vorstellung,  dasz  die  Ge- 
meinde die  ihr  eigenen  Angelegenheiten  nicht  anders  besorgen  und  darüber 
gültig  verftlgen  könne,  als  geführt  von  einem  Vormund  auszer  und  Ober 
ihr.  Ihr  Organismus  ist  ihr  Körper,  und  ihre  Organe  dienen  dem  Geiste 
der  Gemeinde  wie  die  Organe  des  menschlichen  Körpers  dem  Geiste  des 
Individuums. 

5.  FOr  die  Rechtshandhingen  der  Gemeinden  sind  in  unserer  Zeit 
vieifkltige  Beichränkungen  eingeführt  Zum  Theil  berahen  dieselben  eben 
auf  jenem  Irrthom,  dasz  die  Gemeinde  von  Natur  unmündig  (einem  Kinde 
oder  Wahnsinnigen  ahnlich)  sei,  zum  Theil  aber  auch  auf  dem  richtigen 
Gedanken,  dasz  die  Gemeinde  eine  bleibende  und  öffentliche  Bestimmung 
and  daher  der  Staat  an  ihrer  Erhaltung  und  Reinheit  ein  nahes  Interesse 
habe.  Widerspricht  der  Gedanke  der  siatuUchen  Vormundichafl  über  die 
Gemeinden  den  natürlichen  Verhaltnissen  derselben,  so  ist  dagegen  die 
sUuUUche  Oberaufiieht,  wenn  sie  sich  innerhalb  gehöriger  Schranken  halt, 
wohl  begründet,  aber  auch  sie  nicht  sowohl  aus  privatrechtlichen  als  aus 
öflentlidien  Gründen. 

6.  In  der  Regel  werden  die  Beschlüsse  der  Gemeinden  innerhalb  des 
Bereiches  der  der  Gemeindeversammlung  oder  den  Gemeinderathen  an- 
gewiesenen Competenz  mit  Mehrheit  der  Stimmen  gefaszt  (§.  35  B.  13.), 
und  die  Minderheit  musz  sich  dem  in  solcher  Form  ausgesprochenen  Ge- 

*)    Sa^ifHy,  System  II.  S.  309  (T.  bat   den  Widerspnicb  twar  bemerkt,  aber  folgt  hier  docb 
Doch  der  gewöbnliebeii  Lehre  der  Romanislen. 
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meindewfllen  iinterzieheii.  Diese  R^d  erleidet  aber  —  abgesehen  von  verfiKS- 
snngsmästig  besondem  Vorschriften,  welche  fOr  gewisise  Fälle  Einstimmigkeit 
oder  eine  grössere  Mehrheit,  z.  B.  Va  erfordern  —  folgende  Beschränkungen: 

t)  durch  die  Rflcksicht  anf  den  Kreii  von  Rechtm  und  Ge$ehäften,  für 
wdchen  die  Gemeinde  existirt,  und  welcher  ihrer  Anordnung  unter- 
worfen ist  Mit  Bezug  auf  vöffig  fremdartige  Dinge  ist  die  Minderheit 
oder  der  einzelne  Gemeindebürger  der  Mehrheit  zu  keinem  Crehorsam 
verbunden ; 

b)  durch  die  Betrachtung,  dasz  die  Gemeinde  eine  dauernde  Eocistenm 
hat,  welche  möglicher  Weise  von  der  Mehrheit  der  gerade  jetzt  stim- 
menden Individuen  auszer  Acht  gesetzt,  dag^en  von  der  Minderheit 
gewahrt  wird.  Es  ist  diesz  practisch  um  so  leichter  möglich,  als  die 
Interessen  des  Ganzen  und  der  Glieder  noch  vielfältig  verschlungen 
sind  und  daher  in  Conflict  gerathen  können,  und  die  Selbstsucht  diese 
dazu  verleitet,  ihre  Stellung  als  Gemeinderäthe  oder  als  Gemeinde- 
bürger dahin  zu  miszbrauchen,  dasz  sie  in  ihrer  Mehrheit  zu  aUge- 
meinem  Schaden  den  eigenen  Privatnutzen  fördern.  In  solchen  FäU^i 
musz  die  Möglichkeit  offen  sein,  dasz  ausnahmsweise  die  Minderheit^ 
als  der  wahre  Vertreter  der  Gemeinde,  deren  Interessen  wahre.  Diese 
Ausnahme  c|u*f  indessas  nur  mit  groszer  Vorsicht  zugestanden  werden; 
sonst  würde  die  Regel  factisch  in  ihrer  Anwendung  gebrochen  und  das 
Gemeindeleben  durch  innem  Streit  und  Procesz  verwirrt  Sie  ist  nur 
zulässig,  wo  es  sich  um  tief  eingreifende  Beschlüsse  handelt  (z.  B.  Ver. 
äussenmg  von  Gemeindeland  zum  Vortheil  gewisser  Classen  der  Bür- 
ger) und  wo  der  innere  Conflict  der  Interessen  offenbar  iai  (z.  B.  bei 
der  Ausscheidung  des  eigentlichen  Gemeindogutes  von  dem  bisher  da- 
mit verbundenen  Genossengut  (6.)  Darüber  zu  ^tscheiden  und  die 
Minderhdt  zur  Vertretung  der  Gemeinde  zu  bevollmächtigen,  steht 
da*  MeraufeickMehörde  des  Staates  zu; 

c)  durch  die  erttorbenen  Rechte  der  emzelnen  Gemeindebürger  imd  Ein- 
wohner. Als  solche  sind  indessen  nicht  ohne  weiters  alle  bestehenden 
Nutzungsrechte  der  Einzelnen  anzusehen,  sondern  diese  nur  dann, 
wenn  sie  zu  sdbständigen  Privatreehten  geworden  sind.  So  lange  die 
Nutzungen  lediglich  auf  der  Anordnung  der  Gemeinde  edbet  beruhen^ 
sind  sie  von  dem  Willen  der  Gemeinde  abhängig,  und  können  von 
dieser  gemindert  werden,  wenn  das  GemeindebedOrfnisz  es  erheischt 


e.  Erk.  des  Ob.-Apf .'^Ger.  tu  Jena  In  SeuferU  Archiv  I.  Mr.  314.  Wenn 
n  einem  gegebenen  Fall«  der  Scbultheiss  durch  sein  eigenes  Interesse  an  Aasstellnng 
der  Voltmaclit  gebindert  ist,  au^h  der  etwa  infolge  der  Gemeindeordnung  bestimmte 
Sfellrertrelef  nicht  eintreten  kann ,  auch  die  niHbige  Aniahl  anbetheil igter  Gemeifide- 
TorsUndsmitglieder  nicht  vorbanden  wire,  so  mnes  untev^  der  Leitung  der  Aufaichts- 
behOrde  von  und  aus  den  anbetheiligten  Geroeindcgiiedem  ein  Gemeindevorstand, 
wenn  aach  nur  ad  banc  causam  gewählt  werden. 


L 
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*  J,  WHske,  Sammlong  der  neueren  deuU chen  Gemeindegetetse  Leip- 
zig 1848.  Sehr  beachtenswerth  sind  die  &cht  sUatsmännischen  Erörte- 
rungen ?on  Stüvtj  Wesen  und  Verfassung  der  Landgemeinde  in  Hannorer. 
IL  Abschnitt  Reyicher,  Gemeindesachen  und  Rechte  der  Einaelnen.  Zeitsch. 
f.  D.  R.  XVI.  S.  132  ff. 

S-sa 

n.    Die  NuuungsgeDOSsensehaflen.    (RetlgeDossensebafteD.    GerechtigkeitsgeDoasen- 

scbaflen.) 

1.  Aus  der  ursprfln^ich  genossaischalUichen  Gemeinde  haben  sich 
im  Laufe  der  Zeit  mancherlei  privatreehtUehe  Geno$$eMchafien,  sdtener 
neue  privairechtiiehe  Corporatianen  (Einungen)  abgdöst  Diese  Ablösung 
geschah  meistens  um  der  hergebrachten  Nutzung  i^illen  einer  gemeinen  Wal- 
dung, oder  einer  Gemeinweide,  oder  eines  Torfmoors  und  dgL  Der  erste 
Schritt  zu  solcher  Ablösung  war  gewöhnlich  Ab$chUe$zu9ig  der  GeKourn- 
Mchaft  der  Nutzungsberechtigten  in  der  Weise,  dasz  nur  die  alten  Sonder- 
gOter  f Ehehof  Stätten)  fOr  berechtigt  erklftrt,  Neubauten  aber  nicht  gestattet 
wurden  (1.)«  oder  so,  dasz  neue  Ansiedler  zwar  als  Gemeindeglieder  aner- 
kannt wurden,  aber  darum  noch  nicht  als  Nutzungsberechtigte.  (2.)  Fflr 
solche  bedurfte  es  denn  einer  beeonäeren  Aufnahme  in  die  Mark-  oder 
Nutzungsgenosseuschaft,  die  gewöhnlich  nur  gegen  Einkauf  gewährt  ward. 

Ein  fernerer  Schritt  lag  in  der  otjeetiven  Ausscheidung  einzelner  Ge- 
meind^gOter  zum  Behuf  der  Privatautzungen  der  Bauerschaften.  (3.) 

Unter  beiden  Voraussetzungen  ist  es  möglich,  dasi  die  Zahl  der  Mär- 
her  noch  steigt  oder  ftlUt. 

3.  Eine  andere  Gestaltung  bekam  die  Genossenschaft,  w«in  die  Zahl 
der  Genossenrechte  fixirt  wurde,  anfangs  meistens  noch  im  Anschlu^z  an 
Ehehofstäiten.  Die  ganzen  Gerechtigkeiten  oder  Eeehtemnen  der  Huber, 
Vollbauern  und  die  hatten  Gerechtigkeiten  der  Halbbauem  erschienen  dann 
in  einem  festen  arithmetischen  Verh&ltnisz  zu  der  Gesammiheii  der  Ge- 
rechtigkeiten« welche  der  Genossenschaft  zustand.  Diese  blieb  aber  noch 
eine  eigentliche  Eealgenossensehafi,  d.  h.  das  Recht  an  der  Gemeinen  Mark 

1.  GeoMlBdebeschlasi  voo  Äfämmederf  v.  Iftgd  {BimiUBcAli,  Zurcber  RfChtag. 
U.  8.  74).  Wir  ion  Gemei^^ds  wjs—  sind  Eins  worden,  dasi  nun  furohlD  niemer- 
meer  keiner  kein  New  Uuss  me  inn  unseren  Gemeindt  bouwe,  es  syge  dann  sach, 
dasx  vormalen  ouch  Kyn  Hus  da  gesunden,  und  ein  alte  Uns  hofetatt  gsyn  syge. 

2.  Ralhscblusi  für  yämäkon.  (Ebenda  8.  76.)  Wer  aber  ain  (neues  Haus  baul) 
der  soll  iwaren  von  der  Gcmeind  S  Elafter  Uolt  lihriich  tu  empfangen  haben,  bcy- 
neband  aber  des  Gemeladweits  (GeaseindenMrk)  in  Hols  und  Feld  nicht  genoaz  sein. 

3.  Landreekl  von  jiechi  {/hmmud,  Privatr.  f.  184).  Die  weUeu  man  allhier 
kein  besonderbare  Land  Allmsndl  hau.  soodem  nur  Jede  peurt  ibre  Allmendi  beson- 
ders, alls  solle  ein  Landtmann  auf  der  Bttrt  die  Alhneodt  beseuen  aUwo  er  den 
meisten  tbeil  selnea  MatUands  und  Winirung  hall  und  sich  dciselbea  Allmendi 
▼ergnügen. 


•l 
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erschien  noch  in  realer   Verbindung  mit  Sonderguhbeeüz  innerhalb  des 
Gcmeindebanns.  (4.) 

3,  Eine  neue  Phase  der  Entwicklang  war  es,  als  die  fixirten  Ge- 
rechtigkeiten von  den  So^idergtitern  abgelöst  und  zu  selbständigen  dinglichen 
Rechten  wurden,  die  für  sich  wieder  Gegenstand  der  Vererbung  und  des 
privatrechtlichen  Verkehrs  waren.  Als  Mark-  oder  Nutzungsgenossen  gal- 
ten dann  nur  die  EigenthümiBr  solcher  Gerechtigkeiten  oder  Rechtsamen, 
gleichviel  ob  sie  Gemeindebürger  waren  oder  nicht,  Sondergüter  besaszen 
oder  nicht,  innerhalb  der  Qemarkung  wohnten  oder  nicht.  Ihre  Theil- 
nahme  an  der  Nntzwigsgenossenschaft  wurde  dann  genau  bemessen  nach 
der  Verhältniszzahl  der  voUen  oder  Theügerechtigkeiten,  die  sie  hatten.  Diese 
Form  der  Nutzungsgenossenschaft  hat  ofTenhar  den  privatrechtlicben  Cha- 
rakter der  iGrenossenschaft  am  schärfsten  ausgebildet,  und  ist  juristisch  der 
Actiengesellschaft  ganz  nahe  verwandt*).    (5.) 

4.  Andarwürts  kana  --%  und  auch  diese  Form  finde!  sich  schon  frttb 

I  Hl  !■!<  |l  I  Uli  ■!  .1-  __  ll-l.ll,  I.,  1,1.» 
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4.  Erk.  desselben  Ger.  in  Seuferi*  Arcbiv.  I.  335.  Die  Belüagten  sind  die  Ge- 
meindetkeilborechtiglen,  und  sie  bilden  als  solche  eine  (lenossenschafl,  welche  nach 
deutschrech  Hieben  Grundsätzen  als  ein  einheitliches  Rpchtssubjecl  imProcesz  auftreten 
können  musz.  —  Ist  die  QnalitMt  eines  Genossen  blosz  eine  solche  pertönliehe ,  bei 
welcher  eine  Soccession  in  das  Recht*  eines  Andern  nicht  denkbar  ist»  sondern  w«!cli€ 
fn  der  Person  eines  Jeden  Genossen  nea  entsteht  oder  von  ihm  neu  erworben  werden 
musz  und  mit  ihm  wieder  erlischt,  wie  z.  B.  die  Qualitjit  eines  Taglöbners,  eines 
Hintersiedlers  und  dgl.,  so  wird  über  die  Rechte  oder  Pflichten  der  Genossenschaft 
oder  der  Genossen  als  solcher  nur  mit  der  ganzen  Genossenschaft  als  einer  Einheit 
gestritten  werden  kffnnen,  denn  ein  ge]?en  die  Genossen  als  Eimelme  erlangtes  rechts- 
kriftiges  Urtheil  würde  gegen  kümftig9  GeDOBsen,  welche  Jt  eben  nkhi  als  Sncees- 
soren  Jener  Einzelnen  angesehen  werden  könnten,  wirkungslos  sein.  Ist  dagegen  die 
Qualität  eines  Genossen  in  der  Art  eine  dingliche,  dasz  sie  an  den  Besitz  eines  be- 
stimmten Gutes,  eines  bestimmten  fiealrechtes  geknüpft  ist,  und  daher  mit  äiesem 
Gut  oder  Realrecht  auch  auf  den  dritten  Besitzer  übergehen  kann,  so  kann  auch 
gegen  einzelne  Genossen  mit  rechtlleber  Wirkung  gegen  deren  Rechtsnachfolger 
Procem  über  Rechte  ond  Pflichten  der  Geooasen  geführt  werden. 

6.  Zürcher  Gesetzb.  g.  29.  Wenn  dagegen  die  einzelnen  Glieder  einer  Corpo- 
ration (im  weitern  Sinn)  Theilrecbte  besitzen  an  dem  Corporationsvermögen  (Gerech- 
tigkeiten oder  Actien),  so  ist  in  der  Versammlung  der  Oenotsenschafi  nich(  nach 
Personen,  sondern  nach  Theilrechten  zn  stimmen,  g.  30.  Jeder  Inhaber  eines 
Theilrecbtes  (Grenoase)  kann  in  der  Versammlung  der  Genossenschaft  perslHilich  er- 
seheinen ond  für  sein  Theil recht  stimmen ,  wenn  er  das  corpore tive  Stimmrecht  be- 
sitzt. Ausserdem  kann  er  sich  in  der  Yersaromlqng  durch  einen  Stellvertreter  re- 
prSseiitiren  lassen,  g.  32.  Jedem  vollen  Theilrecbte  steht  eine  ganze  Stimme  zu, 
Bmchtheila  einos  Theilrtchtea  haben  ein  ihfer  Bruchzahl  entsprechendes  Stimmrecht. 
g.  46.  Wird  eine  Corporation  aufgelöst.,  in  welcher  die  einzelnen  Genossen  Theil- 
recbte besasaea  haben,  so  wird  in  der  Regel  das  geaanvnte. Vermögen  unter  die  Ger 
nossen  Je  nach  Ifassgabe  ihrer  Theilrechte  vertheilt. 


')    Derartige  GerechtigkeiUgenosftennchartenBDdeo  sich  in  dem  nördlichen  Pommern  so  gut  wie 
in  der  tttdlicben    Sdiweia.    Ein  merkwürdiges  Beispiel  hat  P&pke  oachgewiestMi    In  der 
„Baumannscbafl*'  der  Pommerscben  Städte.  Zeitscb.  f.  D.  R.  XVII. 

Rlnntschli,  deutsches  Privatrecbt.    S«  Aufl.  6 
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^-  die  M^rkgenossensdiaft  zu  einan  j^rf^McAe»  Recbte  d«r  ¥olIben|elrtig- 
ten  Landleute  oder  Stadtbürger  geworden  sein,  ohne  ntiiem  AimcUqsz  an 
Sondergüter  (4,  und  daher  auch  ohne  Ablösung  von  solchen,  und  zwar 
wieder  so,  dasz  die  Zahl  der  Genossen  durch  neue  Aufnahme  und  Geburten 
steigt  und  durch  Todesfälle  und  Auswanderungen  abnimmt,  oder  so,  dasz  die 
Zahl  der  Rechte  ßxirt  ist  und  diese  in  Gerechtigkeitea  verwandelt  werden. 

5.  Die  Bildung  solcher  Genossenschaften  war  oft  das  stille  Werk  der 
Jahrhunderte,  und  geht  auch  heutzutage  noch  fort,  ohne  beiondere  Slaati- 
genehmigung.  (6.)  Es  ist  auch  nicht  einzusehen,  weszhalb  für  neue  Be- 
gründung derartiger  Gemeinschaften  eine  Bewilligung  des  Staats  nöthig  sein 
sollte.  Die  Vorschriften  des  römischen  Rechts  beruhen  auf  politischen 
Gründen,  und  haben  schon  darum  bei  der  veränderten  Staatsverfassung 
unserer  Zeit  keine  formelle  Autorität.  Ueberdem  haben  sie  auf  die  Ge- 
nossenschaften ,  die  dem  römischen  Recht,  soweit  wir  darüber  unterrichtet 
sind*),  unbekannt  waren,  keinen  Bezug.  Auch  fallen  die  Gründe  der 
Sicherung  des  öfTentlichen  Credits,  welche  für  Bildung  von  Actiengesell- 
schaften  die  Genehmigung  des  Staates  nöthig  machen,  bei  sofehen  land- 
wirthschaftlichen  Genossenschaften  weg. 

Die  Bildung  selbst  geschieht  durch  einen  Constituirungsaet  der  sich 
verbindenden  G  nossen,  durch  welchen  sie  sich  als  Gemeinschaft  organi- 
giren  und  ein  g  nieinsames  Genossengut  erwerben. 

6.  Diese  Genossenschaften  haben  mit  &en  eigentlichen  Corporationen 
(Einungen ^  gemein: 

a]  dasz  sie  Organe  (Vorsteher-  und  Genossenversammlungen)  haben,  in 
welchen  sich  der  WüU  des  Ganxen  ausspricht,  ujod  zwar  nicht  als 
Summe  von  Einzelwillen,  flondeni  in  MehrheitsliesdilüsaeD  der  ganzen 
Körperschaft; 

b]  dasz  ihnen  das  Recht  der  Autonomie  zusteht  in  Angelegenheiten  der 
Genossenschaft; 

c]  dasz  sie  nach  auszen  als^me  verbondene Person  repräeentirt  werden; 

d]  dasz  die  einzelnen  Glieder  nicht  auf  reoje  Theikmg  und  Äbeondenmg 
klagen  können. 

Sie  sind  daber  juristische  Personen  im  weitem  Sinn. 

7.  Sie  sind  aber  von  den  eigentlichen  Corporationen  hinwieder  darin 
verschieden: 

6.  Erk.  des  Ob.-  App.-  Ger.  t.  lena  in  Senjg^rt9  Archiv  T.  Nr.  314.  Soldie 
Genossenschaften  (eine  SpXnnersdtafl)  sind,  heporders  in  früherer  Zeit,  hei  weitem 
nicht  immer  durch  einen  constitnfrenden  Act  der  Staatsgewalt  entataDden,  sondern 
sie  haben  sich  all  mühlich  historisch  entwickelt;  man  mass  daher  auch  hei  flioen 
nicht  besonders  narh  einer  Begriindang  Ihrer  Kiisiens  dneeh  dia  Oc««hmigang  der 
Staatsgewalt  fragen. 


*)  Vielleicht  war  die  Societat  Yeclifalioni  publicorum  unsera  Gcnossenachafteo  und  ini- 
befondre  der  Acliengesellsehaft  nahe  verwandt.  Aber  wir  wiasen  von  ihrer  SiDrlchtung  tu 
wenig,  um  mit  voller  Sichetiieit  zu  urtheiltrn.  YgL  Unger  in  d.  Kilt  Uebonchaii  VL  S.  174. 
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a)  da»  di^  Gesaminttieit  Muttjectiv  ans  einer  Anzahl  von  Ctenoum  beiteht^ 
weiche  Theil  haben  an  ihrem  Vermögen ; 

b)  dasz  der  Organismus  derselben  nun  gewöhnh'ch  nach  Theürechten 
geordnet  ist»  so  dasz  der  Eigenthümer  einer  ganzen  Gerechtigkeit  eine 
volle  Stimme  in  der  Genossenversammlung  hat^  der  Eigenthflmer  von 
2  oder  3  Gerechtigkeiten  2  oder  3  Stimmen,  der  einer  halben  oder 
Viertelsgerechtigkeit  eine  halbe  oder  Viertelsstimme;  (5.) 

c)  dasz  diese  Theärechte  häufig  den  Actien  ähnlich  vererbt  oder  ver- 
äuszert  werden  können; 

d)  dasz  die  Gesammtheit  in  ihren  MeHrheitsbeschlOssen  beschränkt  ist 
durch  die  Rücksicht  auf  die  Existenz  der  bestehenden  Tlieilrechte^  die 
sie  nicht  willkürlich  aufheben  darf; 

e)  dasz  auch  im  Rechtsverkehr  nach  auszen  je  nach  Umständen  bald  die 
Genossenschaft  als  ein  zusammengehöriges  Ganzes^  bald  die  einzelnen 
Genauen  als  solche  und  als  Glieder  der  Verbindung   handeln  können. 

,f)  d^sz  das  Genossengut ^  wenn  die  Genossenschaft  aufgelöst  oder  aufge- 
hoben wird,  zur  YertheUung  unter  die  Genossen  kommt    (5.) 

Diese  Verschiedenheiten  mi  ^^^  zuftillig ,  noch  blosz.  factisch ,  son-< 
dem  es  liegt  ihnen  ^  eigenthttmlicbe.  Recblsprincjp  der  Gentmenschaft 
zu  Grond9.    (§•  38.  2.) 

&  Die  Genossenschaft  kann  sich  durch  einen  statutengemäsz  gefaszteti 
A^ftömmg^eichiusz  ebenso  freiwillig  selbst  aufläsen  wie  constituiren.  Einti 
Reschränkung  von  Seite  des  Staates  versteht  auch  hier  sich  keineswegs  yan 
selbst  t  sondern  wird  nur  aus  öffentlichen  Gründen  gerechtfertigt.  Wird  sie 
anigdöst,  so  ist  das  Genossengut  weder  als  Erbsehaft  zu  betrachten  >  noch 
als  hetrenHos  gewordenes  Gut,  sondern  es  wird  nun  unter  die  bisher  ver- 
bundenen aber  jetzt  sich  trennenden  Genossen  vertheiU,  nach  Hasj^abe 
ihrer  Theilrechta 

(Anm«)  Der  Begriff  der  Genossenschaft  ist  natfirlicber  noch  als  der  der 
Einung  (oniversilas.  Es  bedarf  schon  einer  weiter  fortgeschritteneq 
Abstraction,  um  sich  eine  Gemeinschaft  von  Menschen  nur  als  Einheit  zu 
denken,  als  in  der  Verbindung  xur  Einheit  die  verbundenen  Einzelnen  nocb 
zu  sehen.  Beide  Begriffe  haben  ihre  Rerechtiguog,  und  sind  überdem  ge- 
schichtlich nahe  verwandt  Wenn  es  unter  Umständen  ein  Fehler  ist,  „vor 
den  Bäumen  deu  Wald  nicht  zn  sehen^',  so  ksnti  es  auch  ein  Fehler 
werden,  „vor  dem  Wald  dt«  Biame"^  und  „vor  dem  Bienenscbwarm  die 
Bienen^^  nicht  zu  gewahren«  In  diesen  Fehler  gerathen  die,  welche  den 
ganzen  Begriff  llugnen. 

§.39. 
111.    Andere  GenMsensehariea. 

1.  D^r  juristische  Gedanke  der  Geno^usenschaft  bat  im  deutschen 
Reebt  9ock  andere  mannichfaltige  Formen  und  Anwendungen  gefunden. 
m  der  Begriff  der  Genossenschaft  die  Vielheit  der  Glieder  nicht  völlig  auf- 

6  ♦ 
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löst  in  der  Einheit  ihrer  Verbindung,  so  sind  die  verschiedenen  Comhina- 
tionen  dieser  beiden  Elemente  möglich.    IMe  wichtigsten  Arten  sind: 

a)  die  Ehegeno$$eMchaft ; 

b)  die  Famüiengenossmschafi ; 
'  c)  der  Deichverband; 

d)  die  Gewerkschaft  im  Bergrecht  und  die  Pfänner$chaft  beim  Salzbau; 

e)  die  Gilden,  die  Innungen  und  die  Zünfte  zuweilen; 

f)  mancherlei  VerHcherungsvereine ; 

^  g)  Leibrentenvereine  und  Wittwenea$sen ; 
h)  manche  Privalverbindüngen  zu  religiösen,   wissenschaftlichen,    ktlnst- 

lerischen,  gemeinnützigen  oder  geseUigen  Zwecken; 
i)  die  Actienvereine ; 
k)  die  Sentengenossenschaften ; 
1)  selbst  die  moderne  HandeUgeselUchaft  im  eigentlichen  Sinn  (ColIectiT- 

gesellschaft). 

2.  Die  Idee  der  Genossenschaft  hat  in  der  Ehe  einen  sehr  klaroo 
Ausdruck  gefunden,  und  doch  hat  es  sehr  lange  gedauert  bis  der  juristische 
Gedankt  der  Genossenschaft  selbst  hier  rechtsbiMend  in  den  Völkern  ge- 
wirkt hat.  Die  Römer  haben  ihn  weder  in  der  Ehe  mit  mamu  noch  in 
der  sogenannten  freien  Bhe  anerkannt.  Das  deutsche  Recht  hat  dagegeo 
schon  früh  das  richtige  VerhSltnisz  herausgefdhH,  aber  zur  Durchbildung 
des  Gedankens  auch  Jahrhunderte  gebraucht,  und  heute  noch  wird  derselbe 
von  manchen  Rechtsgdehrten  nicht  verstanden. 

In  der  Ehe  ist  offenbar  beides  zugleich  da:  erstens  zum  Personen, 
Mann  und  Frau,  zweitens  die  Verbindung  beider  zur  Einheit,  zu  einer 
Familie.  (1.  2.)  Daher  ist  es  möglich,  dasz  man,  ohne  unlogisch  zu 
werden,  von  Vermögen  der  Ehegatten  und  von  Vermögen  der  Ehe  reden 
und  an  das  nämliche  Object  denken  kann.  Die  Ehe  ist  keine  unitersitOB 
im  strengen  Sinn  des  Wortes ,  sie  wird  nicht  zu  einer  idealen  Person  von 
der  Art,  dasz  neben  und  in  ihr  Mann  und  Frau  als  Subjecie  aufgehoben 
wären;  aber  es  ist  in  ihr  auch  nicht  die  Spaltung  und  Getrenntheil  der 
beiden  Individuen  wie  in  der  römischen  societaSj  sondern  die  innere  und 
äuszere  Gemeinschaft  und  Einheit  so  vollständig,  dasz  die  Ebegenossen 
wohl  hinwieder  zusammen  „wie  Ein  Leib'*  und  „Eine  Person^'  gelten. 
Diese  Einheit  der  beiden  Eb^atten  ist  eise  organische,  und  wird  practisch 
für  die  Verwaltung  des  ehelichen  Vermögens  und  die  Vertretung  <ler  ge- 
meinsamen ehelichen  Interessen  dadurch  bewahrt,  dasz  dem  Ehemann  als 
dem  Baupt  der  Ehe  eine  übergeordnete  Stellung  zukommt 

1.  Tacitas,  Germ.  c.  1#.  '8fc  UDmn  acrtpiatii  mariCam  qao  modo  nnom  corpus 
unamque  vilam. 

2.  Alter  Zasatt  zam  Schwahenspleg^t  c.  6.  Ynde  davon  ist  ein  mni  vnde  sin 
wip  —  bezpfcbent  an  dem  iioopte ,  won  die  reht  nnde  redelicben  ze  der ''%  chom<>ii 
sint,  da  ist  niht  zweiunge  an,  si  sinl  nan  ein  lip.  die  cbrifl  hant  A  ron  der 
belügen  6. 


£.  30.    Andere  Qenoj^^enefbaften.  ,   ,  85 

3.  Die  Famüiengeno$$en$chaft  hat  wieder  einen  natflrlich^n  Grand 
darin  ^  dasz  die  Familie  organisch  aus  der  ehelichen  Zeugung  erwachsen 
ist  und  durch  die  Gemeinschaft  des  Blutes  und  der  Sitte  zusammengehalten 
und  fortgepflanzt  wird.  Die  Familie  lebt  Jahrhunderte,  während  die  ein- 
zelnen Familienglieder  nur  ein  Mensc^enalter  leben.  Die  Einheit  und  Ge- 
meinschaft der  Familie  war  denn  auch  in  dem  ältesten  deutschen  Rechte 

schon  sehr  bestimmt  anerkannt.    In  dem  Recht  der   Blutrache  und  auf 

•  ^^  > 

das  Wergeid,  in  der  Parentelordnung  and  in  dem  ganzen  Erbsystqm  der 
alten  Zeit  hat  dieselbe  einen  deutlichen  Ausdruck  gefunden.  Die  Familie 
wurde  geradezu  wie  Ein  Körper  dargestellt,  dessen  Haupt  die  gemeinsamen 
Stammeltern  seien.  [3.)  .  Aber  sie  war  doch  nicht  so  enge  noch  organisch 
so  ausgebildet,  dasz  man  über  der  Einheit  der  Familie  die  Besonderheit 
und  Vielheit  der  einzelnen  Familienglieder  übersehen  konnte.  Vielmehr 
wurden  diese  fortwährend  wesentlich  als  Rechtssubjecte  für  sich  behandelt, 
und  es  blieb  die  Gtsammtfamilie  als  Genossenschaft  so  unvollkommen  organi- 
sirt,  dasz  sie  nur  in  seltenen  Fällen  als  Ganzes  anerkannt  ward,  und  auch 
dann  die  Vertretung  derselben  zuweilen  unsicher  war.  Die  genossenschaftliche 
Natur  der  Familie  wirkt  noch  heute  fort  im  Familien-  und  Erbrecht,  und 
bestimmt  einzelne  Institute,  wie  vorzüglich  die  Familienfideicommisse,  Fami- 
liengüter (Archive,  Heiligthümer,  Denkmäler),  andere  Familieustiftungen 
und  die  Armenunterstützung.  Mit  Bezug  auf  die  Familiengüter  nimmt  die 
Familie  sogar  leicht  den  Charakter  einer  universitas  an,  weil  hier  das  ein- 
heitliche Bedürfnisz  entschieden  überwiegt.    (4.) 

Für  die  heulige  Organisation  der  Familiengenossenschaft  lassen  sich 
aas  dem  deutschen  Rechte  folgende  Grundsätze  b^ründen: 

a)  Voraus  sind  die  besondern  Familienstatuten  und  Hausgesetze  zu  beach- 
ten, insofern  solche  vorhanden  sind.  Bei  dem  hohen  Adel  ein  regelr 
mäsziger  --  bei  andern  Ständen  ein  Ausnahmefall. 

b]  Zu  der  Familiengenossenschaft  im  weitern  Sinne  gehören  aUe  ehelichen 
von  denselben  Stammeltem  abstammenden  Familienglieder  (Sippschaft). 
Vgl.  §.  144. 


3.  Saehsenapiegel  1.  3.  S*  3-  ^0  merke  wie  ok  war  die  sibbe  beginne,  unde 
war  se  lende.  In  deme  hovede  is  besceiden  man  unde  wif  to  stände.  —  in  des 
halses  lede  die  kindere  u.  s.  f. 

4.  OtUachUn  d^r  Jktünchimr  Jurüienfacul^äi  (Zeitscb.  f.  D.  R.  XVI.  S.  362). 
IHe  Familie  als  das  berechtigte  Suhject  anioerkennen .  trog  man  dämm  Bedenkeiii 
weU  man  die  Staatagenebmigong  für  nothwendig  erachtete ,  am  ihr  rechtliche 
Persönlichkeit  beUegen  za  dürfen.  Man  vergasi  dabei ,  dasi  die  Familie,  abgesehen 
von  allen  directen  Staatsacten,  rechtmäsiig  aus  der  eheliehen  Verhindang  erwachst 
and  dasx  der  Staat,  ebenao  wenig. als  er  eine  Familie  schaffen  kann»  den  Bestand 
einer  Torhanilenen  hindern  könne.  Ob  man  der  schon  für  den  natürlichen  8imi 
als  eiaheitJiches  >  organisches  Weaen  arscheinenden  Familie  durch  rechtliche  Hand- 
langen Vermögensrechte  einräumen ,  sie  zum  Subjecte  von  solchen  machen  wolle, 
betrachtet  man  aber  viel  richtiger»  oamenllich  Im  Kreise  der  adeligen  Familien,  die 
im  Besitze  der  Autonomie  sich  beftoden,  als  eine  Frage  des  |>rivairechtlicben  Be- 
liebena,  das  von  Jeder  Mitwirkung  und  Genehmigung  des  Staates  unabhängig  ist. 
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c)  ttäufig  umfaszt  aber  die  f^amiliengenossenschaft  (im  engern  Sinne  Gt- 
schlechtsgenossenschaft)  nur  diejenigen  ehelichen  Nachkonimen,  welche 
von  demselben  Stammvater  und .  wieder  durch  lauter  Väter  abstaipmen 
und  denselben  Familiennamen  f  Geschlecht]  haben  (5. » :  so  dasz  eine  Toch- 
ter, die  sich  in  eine  andere  Familie  ver!  eirathet,  aus  der  väterlichen 
Familiengenossenschaft  austritt  und  ihre  Kinder  nicht  zu  dieser  gehören. 

d)  Minderjährig  Familiengb'eder  werden  durch  ihren  väterlichen .  oder 
obrigkeitlichen  Vormund  vertreten. 

e)  Die  Familiengenossenschaft  ist  berechtigt,  einen.  Vorstand  zu  wählen« 
Geschieht  das  nicht,  so  ist  das  älteste  männUche  FamiUenglied  als  Vor- 
stand anzusehen,  es  sei  denn,  dasz  durch  Statuten  oder  Stiftung  an- 
ders verfügt  worden.    (6.) 

{)  Die  Familiengenossenschaft  ist  berechtigt,  innerhalb  der  Familienange- 
I^enheiten  Beschlüsse  zu  fassen  und  den  Famüientoilkn  auszusprechen, 
(7.)  soweit  nicht  wohlerworbene  Rechte  einzelner  Familienglieder  im 
Wege  stehen,  noch  besondere  gesetzliche  oder  statutengemäsze  Be- 
schränkungen daran  hindern. 

4.  Der  Deichverband  (vgl.  unten  §.  80)  hat  grosze  ÄehnKchkeit  mit 
der  Markgenossenschaft.  Nur  beruht  diese  Verbindung  der  Grundeigen- 
thümer  eines  Bezirks  nicht  auf  gemeinsamer  Wirthschaft  und  Genusz  der 
Almende,  sondern  auf  dem  Bedürfnisz,  die  gemeinsame  Gefahr  der  üebeiv 
schwemmung  abzuwenden.  Daher  ist  auch  hier  die  Genossenschaft,  im 
Zttsamm^ihang  mit  Sondergutsbesitz  geblieben,  und  sind  die  Pffichteo  der 
Genossen  wichtiger  als  ihre  Rechte. 

5.  Die  Gewerkschaft  und  die  Pfännerschaft  (§.  83)  sind  wieder  zwei 
in  ihrer  organisirten  Verbindung  juristische  Personen,  denen  das  ganze 
Berg-  oder  Salzwerk  gehört,  Aber  auch  subjectiv  in  eine  Anzahl  einzelner 
Gewerken  und  Pfönner  getheilt,  denen  Theilrechte  (Kuxen,  Salzrechte,  an 
dem  gemeinsamen  Vermögen  zukommen. 

6.  Die  Gilden,  Innungen  und  Zünfte  (§.  40.  3.)  haben  die  einen 
die  Natur  von  Einungen  (universitates),  die  andern  die  von  Genossen- 
schaften angenommen.  Diesdben  Zünfte  können  sogar  in  verschiedenen 
Zeiten  oder  nach  verschiedenen  Richtungen  bald  die  eine,  bald  die  andeie 


5.  BaxriHks$  Undr.  I  4.  g.  5.  DI«  SIp^sHian  o6tY  Terwandtsrhaft  wfrd  in 
die  Daturiiebc.  gelsUieM  und  bürgeilifhe  getftefit  Die  erste  ist  ein  Inbf griff  atler 
von  einem  Geblüt  oder  gemelnscbaniieben  Gesehleebtsvater  absprossender  Personen, 
und  wenn  nun  diese  AbstammiiDg  durch  lauter  Manns- Personen  Kesehft?hf.  so  heiszt 
M  Agnatio  oder  Sebwerdmagsehaft. 

(k    Pr9u9U9ekt9  Landr.  II.  4.  |.  7.    GemetoBebaniTcbe  ramlHenangelegenbeiten 
■iissen  dartbüerAibscMagnngen  and  Scbffiss«  der  ganzen  Paoiilie  angeordnet  werden 
S  ».    *a  derglekhen  Beratbseblagttngen  nrasz  der  Vorsteher  der  Familie  dieselbe 
zasanmen  berufen. 

7.  0«tlem»rAiirA«»Oeaetib.  J.  84t.  Was  bhber  Von  d^  Gemeinschaft  tlber- 
baspt  besUmmt worden  ist.  üaitsicb  atteb  aafdie  einerFamllle,  als  einer Gomehiscbaft. 
zustehenden  Bachte  nnd  Sachen,  t.  B.  SMftnngen.  Fidelcommisse  dnd  dgl.  anwenden 
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Form  annebmen,  je  nachdem  das  Bedürfhisz  des  Ganzen  öder  das  hlteresse 
der  einzehieii  Glieder,  der  Znnftgenossen  bestimmend  \Hrkt.  Als  poHtiichb 
Körper  folgten  sie  gewöhnlich  diem  Zuge  zn  ausschlieszlicher  Einheit,  und 
wurden  Cofporiitionen.  Die  gewerbiiekm  Verbindung^  der  Meister  oder 
Gesellen  dagegen  werden  je  nach  Umstanden  in  jener  oder  dieser  Gestalt 
ausgebildet.  Da  ^o  das  Recht  an  dem  ZmiftTerm(^en  in  Theilrechte  der 
Genossen  zerfldlt,  diese  somit,  wenn  der  neue  Ausdruck  erlaubt  ist,  Ar^ 
theiier  sind,  ist  die  geoossenschaWiche,  wo  dasselbe  ausscblieszlich  alsdn- 
heiffiches  Hecht  des  Ganzen  erscheint,  die  dbungsartige  Natur  zu  erkepnen. 

7.  Die  Versieherungsvereme ,  zumal  die  auf  dem  Princip  der  tfeget^ 
seiiigkett  ruhenden,  sind  oft  genossenschaftNch  gebildet,  Äet  auch  da 
reichen  blosze  Vermuthungen  nicht  aus.  Vielmehr  musz  die  besondere 
Gestaltung  \tn  einzelnen  Fall  erwogen  wefrden.  Dasselbe  gilt  von  leilh 
rentenvereinen,  Wittwencassen  und  andern  Pmattereinen,    (8.)  "^ 

Wenn  derartige  Verbindungen  nach  Art  der  ActiengeseHsehaften  gebil- 
det sind  oder  sonst  nach  ihrer  Bestimmung  auf  die  öfftmUehen  Credhver- 
MUtm^se  einen  Einflusz  haben,  und  daher  leicht  zu  täuschender  Schwin- 
delei mfszbraucht  werden  können,  so  rechtfertigt  sich  das  Erfordei'nlsz  der 
ücuUlichen  Genehmigung  vollständig,  unter  umständen  sogar  das  einer  fort- 
gesetzten obrigkeitlichen  Aufsicht  Aber  wenn  solche  Pnvatverbindungen 
nicht  den  Charakter  öffentlicher  auf  den  Credit  bezfigKcher  üntemeh^ 
mungen  haben,  sondern  nur  zu  gemeinnOtzigen  oder  geselligen  Zwecken 
zusammentreten.  Wenn  sie  nach  allen  Seiten  hin  nur  privatrecbtliche 
Existenz  und  Wirkung  haben,  so  bedarf  es  zu  ihrer  Entstehung  keiner 
Prüfung  und  Genehmigung  der  Staatsbehörde.  Der  constituirende  WiUe 
der  Crenoesen  Ist  fttr  sich  mächtig  genug,    um  die  Genossenschaft  zu  or- 

ganisiren. 

ABe  diese  Genossenschaften  sind  juristische  Personen,  indem  sie  alle 
ab  ganze  Gesammtsabjecte  organisirt  sind«  ein  Vermögen  haben,  einen 
Gesammtwülen  hervorbringen  und  mit  recbtiicber  Wirkung  äuszern,  durch 
ihre  Organe  und  Agenten  klagen  und  als  Ganze  beklagt  werden  können. 
Sie  alle  bestehen  aber  wieder  aus  einzelnen  Genossen,  die  Theil  haben  an 
der  Persönlichkeit  und  dem  Recht  des  Ganzen. 

8.  Dasz  die  Actienvereine  oder  Actiengeseüschaften  als  Genossen- 
schaften zu  qualificiren  sind,  wird  heutzutage  in  der  Praxis  endlich  ziem- 
lich allgemein  anerkannt,  obwohl  die  Theorie  auch'  da  noch  durch  die  her- 
gebrachten engen  Begrifle  verwirrt  ist  D^r  Actienverein  ist  als  juristische  Per- 
son organisirtCVersamMiluiig  der  Aetioiittre,  die  mit  Mehrheit  Beschlüsse  faszt^ 
Direction,  Agenten).  Er  schKeszt  als  Ganzes  Vertrl^  ab  mit  dritten  Per^ 
sonen,  Verträge,  in  welchen  die  emzefaien  Actionäre  nicht  als  Gläubiger 
noch  als  Schuldner  erscheinen,  aus  welchen  diese  daher  auch  weder  klagen 


III         |l     M»!!        ■    II       I  '       'I' 


%.    Code  4r  emttmeree  {.  M.    La  soelM  anonyme  a'etlate  potnl  seua  aa  norm 
socIbI:  eile  n^st  d^sigi^  ptr  le  nem^'acciin  das  assooies« 


^  Buch  I.    Cfp.  y.'   Ton  den  JarisUselieii  Pertonen. 

oocb  teklagt  werden  köwoeii*  Nor  die  ActiengeseDichaft  aaltet  kfi^n  darch 
ihre  Orgi^e  klagen  und  nur  sie  beklagt  werdeo.  De»  Glüubigera  bafte^ 
ISQgar  im  Goncun  der  Actiengesellschaft  mir  das  ActieovermögeUy  zu  wdr 
chem  ausstehende  Actieub^iträ^e  DutgehöreD,  nicht  die  Actionäjre  mit  ihrem 
Privatvermögen.  Die  Natur  einer  von  »den  einzelnen  Actionärea  verschier 
4enen  juristischen  Pers^lichkeit  des  Ganzen  tritt  demnach  hier  in  sehr 
kJaren  Zügen  heraus:  und  den^oph  ist  diese  juristische  Person  zugleich 
^bjectiv  in  eine  Anzahl  gleicb^grtiger  Theilrecbte  (Actien)  an  dem  gesaoun- 
ten  Actienvermügen  zerlegt,  wodurch  eben  sie  den  besonderen  Charakter 
der  Genossenschaften  erhalt.    (9^-10.) 

9»  Eber  kann  man  Bedenken,  h^ben,  auch  die  nodetne  Handels- 
geselUchafi  {CidUctivgeseüschaftJ  4js  eine  eigenthOmliche  Art  der  Goios- 
Si^nschafit  au&ufassen.  Dasz  sie  keine  Einung  (universitas)  i^,  ist  vöUig 
klar,  denn  überall  sind  die  einzelnen  Ge$plUchafter  als  jRechtimbjecte  mit 
Sicherheit  zu  erkennen.  Aber  die  Eigenthümlichkeiten,  durch  welche  sich 
die  moderuen  Handelsgesellschaften  von  den  römischen  -socii  unterscbeiden, 
sind  von  so  groszer  juristis^lier  Bedeutung,  dasz  jene  um  deszwillen  ein 
ganz  anderes  Institut  geworden  sind,  und  zugleich  haben  sie  in  dem  Grund- 
gedanken der  genossenschaftlichen  Persönlichkeit  ihre  Wurzel  Während 
nämlich  die  römische  Societät  nur  als  Verhältnisz  der  socii  zu  einander, 
jxicht  im  Verhältnisz  zu  dritten  Personen  in  Betracht  kommt,  und  eben 
deszweg^i  immer  nur  die  Vielheit  der  zur  Societät  verbundenen  Individuen, 
von  denen  jedes  nach  auszen  als  Individuum  bandelt  und  verkehrt,  sicht- 
bar wird,  so  besteht  zwar  die  neuere  Handelsgesellschaft  auch,  aus  einzielnen 
GeseUschafternf  aber  sie  tritt  im  Verkehr  nach  auszen  als  ein  Ganzes  auf,  als 
eine  Gesammtheit,  die  sogar  einen.GeiamfiUnomea  führt  (die  Firma).  (11— 13.) 

9.  N.  Entw.  des  deuUchen  HandeUg,  §.  198.  Die  Actiengesellscbaft  als  solche 
hat  aelbsUindig  ihre  Rechte  und  Pflichten:  sie  kann  Eigenthnm  und  andere  dinglicbe 
Rechte  an  Grands  tacken  erwerben;  sie  kann  for  Gericht  klagen  und  verklafft  werden. 

10.  Zürcfur  Gesetzb.  g.  1342.  Im  Verkehr  wird  die  AetiengeseHscfaaCi  als 
GeoosseDscbaCt  behandelt ,  als  .aioiche  obligirt. 

11.  N.  Entw.  des  deutschen  HandeUges,  g.  IIQ.  Die  Handelsgesellschan  kann 
unter  ihrer  Firma  Recht  erwerben  und  Verbindlichkeiten  eingehen ,  Eigenthum  und 
andere  dingliche  Rechte  an  Grundstücken  erwerben,  vor  Gericht  klagen  und  verklagt 
werden. 

12.  Code  de  eommero^  g.  2P.  L#  soei^  en  nom  €oUe<liv  est  celle  qne  con» 
tractent  deux  personnes  ou  qn  plus  grian<|  npmbre  et  qi^i  a  pour  objet  de  faire  i^ 
commerce  sous  une  raison  sociale. 

13.  ZürcAer  Geset2b.  g.  I'i86.  In  derCollectivgesellscfataft  gelten  keine Mehrieits* 
beschlüsse.  Wenn  das  Recht  der  GesebMftsCfUirer  nicht  anardcht«  um  die  £ii4ittii 
des  gesellscballlicbeB  Willens  su  b^MndeD,  ^  kann  dieser  ip  der  Regel  nur  durcb 
Uebereinkunft  der  stmaUlicben  GeseUschafter  gebildet  werdeq>  Ausnahmsweise  je- 
doch lAenn  ein  Entschlusz  im  Interesse  der  Gesellschaft  nöthig  erscheint  und  sich 
die  Gesellschafter  nicht  einigen,  hat  die  Meinung  eines  oder  mehrerer  Geseilsctaafl^ 
als  Gesellschaflsmeinung  in  gelten,  welche  der  Nator  und  den  Interesseo  der  GeseU* 
Schaft  am  besten  entsivichl.  RicälerllolMs ,  besieh ongsweise  scbiadsrichteriichea  Er- 
messen entscheidet  hier  Je  nach  de»  Umstilndeii.  g.  1294.    Zmücbst  wird  4ie  Gesell- 
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Sie  sddfeszt  als  Ganzes  Vertrage  tb,  contrahirt  Fordemngejti  und  "Schulden, 
bei  welchen  freilich  nun —  anders  als  bei  den  ActiengeseJlschaften  *—  die 
einzelnen  Gesellschafter  persönlich  betheiligt  sind :  aber  doch  n^ur  in  X¥>eüi^ 
f^ü^e*  In  erster  JJnie  kann  i^nr  der  Vertreter  des  Gann^en,  ^er  die  Firma 
fuhrt,  im  Namefi  des  Ganzen  eine  Gesellscha^forderung  einklagen  und  für 
die  y4ih.hmg  quittiren,  nicht  aber  der  einzelne ;  Gesellschafter  als  solcher 
weder  pro  rata  parte  noch  in  sotidum»  Ebenso  haftet  in  erster  Linie  auch 
nur  die  Firma  und.  nicht  die  einzelnen  Gesellschafter  für  die  G^Uscl^afls* 
schulden.  Nur  wenn  vergeblich  von  der  Gesellschaft  Z^blung  yerlang^ 
wird,  kann  der  Gläubiger  sich  an  die  eudzeben  Gesellschafter  halten.  Wie 
die  Fi^UMi  Vertrüge  schiieszt»  so  kann  auch  die  Firma  klagen  und  verklagt 
werden.  Sie  hat  ihre  bekannten  und  anerkannten  Vertreter  (Firmaführer). 
Einzelne  neuere  Rechte  lassen  sogar  unter  den  Gesellschaftern  selbst  Mehr- 
bdtsbesohlösse  zu.  (§.  134.) 

In  allen  diesen  Beziehungen  hat  die  neuere  Handelsgesellschaft  g^iossen- 
schaftliche  Natur  angaiommen.  Da  der  Begriff  der  Genossenschaft  nicht 
einseitig  entweder  allen  Nachdruck  auf  die  Einheit  der  juristischen  Personen 
legt  (univerntas)  noch  a^sschlieszlich  auf  die  Vielheit  der  Subjecte  sieht 
(rOopüsche  Societätj,  sondern  zugleich  die  Einheit  und  Gesamptpersönlich- 
kdt  der  Verbindung  und  die  Vielheit  der  verbundenen  Individuen  beachtet, 
«0  sind  auch  verschiedene  Abstufi^ngen  m()glich,  je  nachdem  \n  den  ^inen 
Instituten  das  Moment  der  Einheit,  in  dian  andern  das  der  Vielheit  als  das 
bedeutendere  erkannt  wird.  Manche  Genossenschaften  nähern,,  sich  daher 
mehr  den  Einungen  an,  andere  mehr  den  römisch  rechtlichen  Gesell- 
schaften. Auf  einer  der  untersten  Stufen  der  genossj^nschaftlichen  Bildung 
und  den  letztern  nahe  finden  wir  nun  unsere  heutige  Handelsgesellschaft. 

■ 

§.40. 

IV.    Eigentliche  Corporationen  (Einungen). 

1.  Arten. 

1.  Unter  den  eigentlichen  Corporationen  im  Gegensatze  zu  den  Ge- 
nossenschaften verstehen  wir  diejenigen  juristischen  Personen,  die  zwar 
auch  eine  Verbindung  mehrerer  physischer  Personen  zur  Unterlage  haben» 
aber  nur  als  einfache  ideale  Personen,  —  abstrahirt  von  den  einzelnen 
Glüdem  «^  gedacht  werden.    Die  Hauptwirkungen  dieser  Auffassung  sin4: 

a)  das  Corporatfonsvermögen  Ist  aussMieszUeh  Vermögen  der  Corporatitm, 
nicht  zugleich,  auch  nicht  zu  Theflen,  Vermögen  der  Mitglieder  der 
Corporation;  ,     \  , 

b)  die  Corporatiim  allein  wird  Gläulnger  und  Schul^n^  und  nicht  — 
auch  nioht  mittelbar  noch  subtidiftr  -!-  ihre  Mitglieder.  (1.) 


Schaft  durch  die  HandlongcD  ihrer  Geschäftdrührer  unter  Ihrer  Firma  deu  dritten 
Vtnoji^  yerbunden,  und  nur  mittelbar  die  eiiuelnen  Gesellschafter.' 

1.    Ulpiaiau  in  L.'  %'%.  1.    Qnod  cqjascunque  unlTersitatis  (III.  4).    8i    quid 
ojiiversitati  debetur,  singulis  dod  debetur,  Dec  quod  debet  universitas,  singuli  debent. 


90  Bach  I.    Cap.  V.    I^on  ^en  Iaiisti8<!hen  l^rsonen. 

Indessen  daif  dieser  Begriff  nicht '  flberall  bei  den  deutschrechtlichen 
Gorporationen  mit  schneidender  Schärfe  angewendet  werden;  denn  nnr 
mit  Hübe  erhebt  sich  das  deutsche  ReditsgefQhl  zu  der  kalten  Abstraction 
der  römischen  Jurisprudenz,  welche  von  den  einzelnen  Corporationsgllederü 
völlig  absieht.  (2.)  Auch  wo  das  deutsche  Recht  in  der  Hauptsache  diese 
Ideal-abstracte  Persönlichkeit  als  R^l  anerkennt,  laszt  ^  dermodi  zu- 
weilen von  der  logischen  Consequenz  des  Begriffes  nach  (vgl.  oben  §.  3T. 
3.)  in  dem  GefQhl,  dasz  lebende  Individuen  den  persönlichen  Hintergrund 
der  Corporation  bilden. 

2.  Die  Hauptarten  solcher  Gorporationen  sind: 

a)  die  neuem  Gemeinden  (politiische,  Kirch-,  Schulgemeinden);  obeii  §.  97; 

b)  zuweilen  auch  die  Familie  (vgl.  §.  3$.  3); 

c)  oft  die  Gilden,  Innungen,  Zünfte   (vgl.  §.  39.  6); 

d)  die  Elöster  und  Ckorherrenstifte ; 

e)  die  Universitäten; 

{)  manche  potitiiche  Körperschaften,  z.  B.  Landes-  und  ReichsstAnde; 

g)  einzelne  Ordeneverbindungen ; 

h)  manche  Privatvereine  fOr  verschiedenerlei  Zwecke. 

3.  Die  Bildung  von  Gilden,  Innungen  und  Zünften  wurde  während  des 
Mittelalters,  ähnlich  wie  in  Rom  die  der  Gollegia  und  Gorpora  der  Hand- 
werker, von  Zeit  zu  Zeit  durch  die  politische  Gesetzgebung  beschenkt 
(3.  4.};  aber  der  Einigungstrieb  in  denen,  welche  durch  dieselben  Berufs- 
interessen  wie  durch  gemeinsame  Sitte  und  Lebensart  sich  innerlich  wie 
zu  einer  umfassenden  Familiengenossenschaft  verbunden  fühlten,  war  so 
mächtig  in  jener  Zeit,  dasz  in  allen  Städten  eine  Menge  derartiger  Ver- 
bindungen f religiöse  Brüderschaften,  Käufmannsgilden  5. ,  ffamfmrAer- 
innungen  und  Zünfte),  zuweilen  io  der  Form  der  Genossenschaften,  zu- 
weilen in  der  von  Einungen  und  mit  verschiedenen  politischen  und 
Privatrechten  entstanden,  sehr  viele  ohne  irgend  eine  Mitwirkung  und  Ge- 
nehmigui^  des  Staates.  Das  XIV.,  XV.  und  XVL  Jahrhundert  war  die 
reichste  und  glänzendste  Periode  der  Zuuftverbindungeh.  (6.)    Im  XVII. 

2.  Freaszisches  Landr.  II.  6.  g.  91.  Für  die  von  der  Corporation  gebOrig  über- 
nommenen Schulden  haftet  das  gemeinschartliche  Vermögen  derselbeB.  g.  fM.  Das 
MratvermOgen  der  Mitglieder  baOei  nur  alsdann ,  wenn  «ich  dieselben  dtni  ana^ 
.düfiekUcb  anbeiachig  genasht  haben.  J.  9a.  Dagegen  hafton  die  einxeloen  Mitglieder 
felM  olme  amsdfüfCkUche  Einwilligung  für  Schulden,  die  lu  solchen  Bedürfnlasen 
der  Commune  gemacht  worden,  lu  deren  Bestreitung  sie  neue  oder  erhöhte  Beitrige 
auch  wider  ihren  Willen  bitten  übernehmen  müssen. 

3.  Diplom,  n.  ill2.    {Hramt%.^,    3.)    Prat^mftis  quam  Mda  vocAnt. 

4.  Edioti  Frtdtrki  IL  «w  1338;  (/V«  Leg.  II.  MS.)  Casaamos  cqiosUbet 
«rtificil  conf^atemitates  sea  societates,  quoeunqe  nomine  vulgariter  appellantur. 

,  5,    Stadtr.  von  Bruchei  von  1309.    {Gen^Ur  g.  3tf.]    Mercatoromsocietati,  que 
vulgariter  banse  dicitur. 

6.  Stadtr.  V.  iVtf^^ar^  V.  1293.  (^cAre/^er,  Urk.  1.  I33j  Der  herre  bat  ou<^ 
if^ii  der  alten  XlUV.  und  des  rates  und  der  gemeinde  vop  friburg  willen  gewalt  ge- 
geben den  Zunftmeistern  —  le  sezzelnde  und   ze  machende  einungen,  die  Iren  ant- 
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and  XVtll.  Jahrhundert  gerieth  das  Institut  theils  durch  eigene  Miszbranche, 
theils  um  der  absoJutistisch-polizeOichen  Richtung  des  Staates  willen  in  jener 
Zeit,  theils  auch  in  Folge  der  aafstrebenden  Fabrication  in  Verfall,  und  im 
Laufe  unsers  Jahrhunderts  wurde  in  manchen  Lfindem  auch  die  ganze 
Organisation  derartiger  Gewerbsverbindungen  zerstört,  oder  doch  sehr  be- 
schrankt. In  andern  aber  hat  sich  das  Institut  erhaltet,  und  das  Bedtirftiisz 
zu  einer  reformirten  Gestaltung  von  Handwerksinnungen  wird  von  netieni 
in  Deutschland  überall  empfunden.  Als  eigentliche  Zünfte  oder  Innungen 
gelten  aber  nur  die  Gewerbsverbindungen,  welche  in  der  öffentlichen  Xh- 
ganuation  der  Volkswirthschaft  eine  anerkannte  Stellutig  und  daher,  wenn 
auch  nicht  nothwendig  mehr  besondere  Gerichtsbarkeit  noch  repräsentative 
Rechte  im  Staatskörper  (ZOnfte  im  staatsrechtifchen  Sinne),  doch  eine  öfifent- 
liche  Bedeutung  tmd  daher  insofern  öffentlfche  Rechte  und  Pflichten  habeil. 
(7.)  Zu  unterscheiden  sind  daher  rein  privatrechtliche  freie  Vereine  von 
Handwerkern  oder  Gesellen,  obwohl  auch  diese  entweder'  als  Eünungen 
ein  Vereinsvermögen  oder  als  Genossenschaften  ein  g^neines  Gut  haben 
tonnen. 

Zu  der  Handwerhzunft  oder  Innung  gehören : 

a)  die  Heister  als  voRberechtigte  Mitglieder  und  Genossen;  und  in  unter- 
geordneten Verhältnissen: 

b)  die  Gesellen; 

c)  die  Lehrlinge.  ^ 

Die  Lehrlinge  erlernen  bei  einem  Meister  das  Handwerk  innerhalb  der 
vorgeschriebenen  oder  verabredeten  Lehrzeit,  und  werden  nach  Vollendung 
derselben  und  räch  abgel^ter  Probe  ihrer  Tüchtigkeit  , Josgesprochen*', 
d.  h.  zu  Gesellen  erhoben,  die  nun  das  erlernte  Gewerbe  im  Dienste  eines 
Meisters  ausüben  dürfen.  Der  Lehrbrief  wird  in  der  Meisterlade  aufbewahrt 
und  eine  beglaubigte  Abschrift  dem  Gesellen  zu  seiner  Wanderung  mitge- 
geben. Die  Aufnahme  unter  die  Meister  setzt  gewöhnlich  voraus  den  Aus- 
weis Über  die  Vollendung  der  Gesefl^zeit  und  die  übungsgemäsze  Wan- 
derung, den  Bestand  der  Meisterprüfung  (Meisterstück)  und  die  Ansässig- 
machung  zum  selbständigen  Betriebe  des  Handwerks  auf  eigene  Rechnung. 
Die  Gewerbsbefugnisse  des  Meisters  werden  auch  seiner  Wittwe  zugestan- 
den.   Die  Versammlung  der  Heister  wählt  den  Obmann,  Obermeister,  AU- 

werken  und  ihren  lünften   Doldürftig  und  nüzze   sint  und   der  stelte  oDd  der  her- 
schefl^  UDSdiedelich  si,  als  si  dunkel  uf  iren  eit 

7.  BayrucAeM  Ges.  v.  1825.  Art.  7.  Bei  denjenigen  Gewerben,  welche  si^  bleher 
in  einem  Innongs verbände  l>eranden  haliyn,  (iestehep  die  Zünfte  «la  YercUie  der  Ge- 
nossen eines  oder  nnehrerer  verwandter  Gewerbe  anter  /(^brigkeitlicher  Aufsicht«  I^eir 
tong  and  Schutz  «osschüeszend  zu  den  nachstehenden  Zweckei^,  unter  Aufbebang 
aller  anderer  Befugnlsae  fort.  Die  erwähnten  Zwecke  sind:  i)  Yerbreitong  nützlicher 
Gewerbskenntoiase  unter  den  Vereinaglledern,  %)  Erleichterung  4er  Ausbildung  iu 
den  Gewerben,  3}  entsprechende  Aufaicht  auf  LehrUuge»  Geselien  und  Gehülfen. 
4)  geordnete  Yerwaltung  und  nulzlicha  Verwendung  des  genifioaaiiien  Yerein^Ter«^ 
mögens,  5)  Unterstützung  dürftiger  Gewerbaangehörlger. 
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fMtsier,  Zunftmeisier.  und  die  Zwiftf>or$ieher,  ZunßäUe$tm>  9er  Ladete 
meti^er  verwaltet  die  Zunftlade  (Archiv  und  Vermögen  der  Zunft).  R^el- 
mft^zig  übt  die  Stadtabrigkeü^  beziehungsweise  die  Staat$geu>aU,  eine  näher 
bestimmte  regelmäszige  Aufsicht  aus  über  diese  Corporationen«  Der  ZunfU 
Yorsteberschaft  gebührt  die  Aufsicht  über  Ordnung,  Ehre  und  Zucht  inner- 
halb des  Handwerks,  die  Vertretung  des  Handwerks  vor  R^ierung  und 
Gerichten  und  die  Verwaltung  des  Zunftvermögens,  ;7 — 9.)  Die  Meister- 
Schaft  bat  innerhalb  der  gesetzlicheir  Schranken  das  Kecht  der  Autonomie 
und  der  Controle  über  die  Vermögensverwaltung  und  Vertretung  durch 
die  Vorsteher.  Eigenthümlich  diesen  Corporationen  ist,  dasz  das  Zunft- 
yermögen  im  Fall  der  Auflösung  desselben  nicht  als  bonwin  vacfln$  betrach- 
tetf  sondern  in  Erinnerung  an  das  Genossenverhältnisz  unter  die  Meister 
vertbeilt  wird,. wenn  flicht  besondere  Vorschriften  oder  Gründe  im  Wege 
;itehau 

,  4.  Die  Elöiter  und  Chorherren$tifU  sowie  die  UniversiUUet^  wurden 
schon  früh  als  eigentliche  universUates  im  römischen  Sinne  betrachtet.  Die 
ersten  werden  durch  Abt  oder  Propst  und  Capitd  oder  CotwenUt  die  letz* 
tern  durch  Reetor  und  Senat  geleitet  und  vertreten.  Da  diesdben  eine 
öffentliche  Bedeutimg  haben,  fiir  das  kirchliche  Leben  die  einen,  ftlr  die 
öffentliche  Erziehung  die  andern,  so  erklärt  sich  hier  die  Aufsicht  tbeils  der 
Kirche  und  des  Staats,  tbeils  des  Staates  allein.  Die  Art  und  das  Masz 
dieser  Aufsicht  wird  daher  durch  das  öffentliche  Recht .  bestimmt.  Sie 
haben  aber  als  juristische  Personen  des  Privatrechts  eigenes  Vermögen, 
auf  dessen  privatrechtlichen  Schutz  sie  auch  dem  Staate  gegenüber  ein 
Recht  haben.  Zuweilen  zeigt  sich  aber  auch  bei  ihnen  ein  genossenschaft- 
liches Element,  in  früherer  Zeit  häufiger  als  heutzutage. 

5.  Aehnlich  verhält  es  sich  mit  den  übrigen  Corporationen,  die  zu- 
gleich als  Glieder  des  Staatsorganismus  von  dem  öffentlichen  Rechte  um- 
schlossen sind,  oder  um  ihrer  nahen  Beziehung  zum  öffentlichen  Leben 
willen,  auch  wenn  sie  nicht  gerade  ^ine  organische  Stellung  im  Staats- 
körper einnehmen,  in  diesem  besondere  Beachtung  verdienen.  Für  derlei 
Corporationen  ist  es  natürlich,  dasz  sie  zu  ihrer  rechtsgültigen  Entstehung 
der  Anerkennung  des  Staates  bedürfen,  welche  sich  in  einzelnen  Fällen 
(z.  B.  für  Reichsstände  und  Landstände)  bis  zu  e'nem  Verfassungsgesetze 
steigert,  in  andern  dagegen  sich  bis  zur  höher  normirten  aügemeinen  Er- 
laubnisz  für  eine  ganze  Classe  möglicher  Corporationen  und  selbst  bis  zu 


8.  Rewh99ehl»$z  v.  1731.  %,  %  (Sollen)  die  (Obermeister  and  Beamten  oder 
Alt  2tt  Bandwerksachen  Obrigkeltikh-Verordneten;  —  zusammen  die  Sacbe  unter- 
suehen  und  ohne  Entgeld  xn  entscheiden  verbunden ,  allenfalls  aber  und  da  die 
Baehe  (nicht)  darch  eine  geHnge  Handwerkstraffe  von  ohngefthr  1  bis  2  fl.  Rheinisch 
füglich  zu  verbfiszen  stehet  —  bei  der  ordentlichen  des  Orts  Obrigkeit  Terhallens 
sich  zö  erbolen,  hiemit  ernstlich  angewiesen  seyn.  g.  6.  (Da  die  Gesellen}  keine 
Bradelrschart  ausmachen  kOnnen ,  (ist)  ihnen  auch  kein  Siegel  zu  gesutten. 

*^9.    Premtuehe»  Landr.    II.  8.  g.  193.    (Die  Zünfte)  stehen  «ottr  der  Aufsicht 
des  Ifägtstrats  und  der  von  demselben  verordneten  Beisitzer. 
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blosz  müteWarem  Geu)ährenJUi$8en  verdünnt.    Das  Nsliere  wird  durch  das 
öffentliche  Eeckt  bestimmt. 

6.  Selbst  für  die  reiri  privatrechtlichen  Corporationen,  z.  B.  zu  ^eseDi- 
gen  oder  wissenschaftlichen  Zwecken,  fordert  eine  sehr  verbreitete  Meinung 
unserer  Rechtsgelehrten  die  staatliche  Genehmigung,  Sie  beziehen  sich  dar 
bei  hauptsächlich  auf  die  Vorschriften  des  spätem  römischen  Rechts,  welche 
aRerdings  fOr  alle  eigentlichen  Corporationen  eine^Erlaubnisz  des  Staates 
verlangen.  Allein  diese  aus  politischen  Gründen  später  —  in  der  alten  Zeit 
hatte  auch  das  römische  Recht  andere  Grundsätze  darüber  —  erlassenen 
„Gesetze,  Senatusconsulte  und  kaiserlichen  Constitutionen^S  durch  welche 
daus  geordnet  wird  und  welche  uns  nicht  einmal  näher  bekannt  sind  (10.), 
haben  ihre  legale  Autorität  mit  dem  Untergang  des  alt-römischen  Reiches 
verloren,  und  das  in  ihnen  enthaltene  politische  Princip  kann  umsoweniger 
heute  noch  anerkannt  werden,  als  das  neuere  Staatsrecht  .sogar  -—  was 
sicherlich  für  den  Staat  viel  bedenklicher  ist  ab  die  Entstehung  rein  ver* 
mOgensrochtlidier  juristischer  Personen  —  politische  Vereine  und  CMt  zu*- 
lAflKt  ohne  alle  Genehmiguiig  der  Regierung  fm  einzelnen  Fall.  Der  Um- 
stand, dasz  diese  eine  Verei/nuasse  haben,  welche  nicht  den  einzelnen  Mit- 
^Kdem  zngehört,  auch  nicht  zu  ideellen  Thellen,  dasz  sie  vielleicht  als 
Vereine  ein  Local  miethen,  dasz  sie  Diener  anstellen  und  dgl.,  das  allein 
erhebliche  Moment  ftir  die  privatrechtliche  Existenz  einer  juristischen  Per- 
son ist  für  den  Staat  völlig  gleichgültig,  die  politische  Wirksamkeit  dage- 
gen solcher  Vereine  von  groszem  Interesse.  Wie  wäre  nun  zu  reimen, 
dasz  jene  Vereine  in  jeuer  erstem  privatrechtlichen  Reziehung  der  Staats- 
genehmigung  bedürfen  sollten,  in  dieser  letztern  politisch-wichtigen  dagegen 
ohne  solche  entstehen  und  agiren  können? 

Auch  andere  freiwillige  Corporationen  kennt  das  Leben  in  groszer  An- 
zahl. Es  gibt  yieleBibliothekgeselhchaften,  Casinos^  Museen,  roin  gesellige 
Clubs y  Freimaurerlogen,  Vnterslülzungsvereine  uud  derartige  Verbindungen, 
die  sich  statutenmäszig  organisirt  haben,  und  ein  Vermögen  besitzen  und 
verwenden,  an  welchem  die  einzelnen  Mitglieder  keinen  Theil  haben  noch 
haben  wollen,  welches  sie  durchaus  einheitlich  und  ausschlieszlich  der  Ge- 
sammtpersönlichkeit  zuschreiben  (11.);  Verbindungen,  welche  durch  ihre 
Organe  —  Vorsteher,  Versammlungen  ^  den  corporativen  Willen  aus- 
sprechen, und  deren  Glieder  wechseln  ohne  dtisz  dieser  Wechsel  ^end 
einen  Einflusz  übt  auf  die  Existenz  der  idealen  Per^n,  welche  von.aeo 
-■-■       -  ■      ■■      ■-■       f.,...j..     ..  1 1»»— »— ^— ■» 

10.  Oaßfu  in  L.  J.  pr.  quod  «ajaacutmiiM  univ.  (III  4.)  ^eqiie  soeietas  »eqU« 
eolleglum  neque  bnjusmodi  corpus  passim  omDibus  haberi.eonccdiiar:  nam  et  LegiT 
bas  et  SenalQScoDsqltis  et   principalibus  Conslitationibus   ea  res  coSrcctar. 

11.  Preusiisches  Landr.  II.  §.  13.  Dergleichen  (erlaubte)  GeselUcharten.sleileii 
im  YerbfiUnisse  gegen  andere  ausier  ihnen,  keine  moralische  Person  vor,  und  Tonnen 
daher  auch  als  solche  weder  Gtundstiicke  noch  Capitalüen  auf  den  Namen  der  Gesell- 
MiMlt  erwerbe«.  £•  ^^* 'f^**ter  #rcA  aber  baten  dcrgteicben  Gts«llschafteb,i- ab 
lange  sie  bestehen,  die  Innern  Rechte  der  Corporationen  und  Gremeinen. 
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Mitgliedein  selM  und  von  dritten  Personen  im  Verk^r  als  das  wabve 
und  eigenthümliche  Rechtsubject  gedacht  wird.  Derlei  Verbindungen  rat- 
stehen heutzutage  Qberall,  auch  ohne  dnen  besondem  Act  der  Staats- 
autorität durch  den  constituirenden  Willen  der  Mitglieder,  und  sie  sind  um 
ihrer  Eiistenz  willen  im  privatrechtlichen  Sinn  des.  Wortes  unitersitates, 
Corporationen.  Die  leider  so  oft  verkannte  Aufgabe  unserer  Jurisprudenz 
aber  ist  es,  derartige  Bechtsbildungen  des  neuen  Lebens  zu  erkennen  und 
zu  schützen^  nicht  dieselben  nach  engen  und  abstracten  SchulbegrifTen  zu 
bemessen,  und,  wenn  sie  nicht  in  die  alte  Formel  passen,  zu  verstümmeln 
oder  zu  zerstören. 

(Anm.)j  Die  Concession  der  Regierungen  wird  in  vielen  Fällen  aller- 
dings erbeten  und  ertheilt  aber  um  der  gruszeren  Sicherheit  willen.  In 
der  Praiis  Ist  das  Begehren  einer  Concession  aber  oft  zur  bloszen  For- 
malität geworden ,  und  die  Erlbeilung  derselben  zu  einer  Uebung  boreau- 
kratischer  Vielregiet erei.  Manche  Juristen  haben  dann,  um  in  einzelnen 
raten  die  Eiisteni  einer  nicht  ausdröcklich  genehmigten  einheitifcr«  per- 
aönlichen  Verbindung  der  Art  zu  retten,  zu  der  neuen  Fiction  einer  Mi- 
ickweigenden  Staatsgenehmigang  ikre  ZuQucht  genommen.  AlMr  das.  ist  am 
Ende  doch  nur  eine  Ausflucht.  Man  wagt  nicht  das  Princip  einer  noth- 
wendigen  Staatsautorisation  aufzugeben,  und  will  doch  der  Anwendung 
des  Princips  entgehen,  indem  man  eine  stillschweigende  Anerkennung  be 
hauptet,  die,  auf  eine  ganze  Classe  von  Fällen  ausgedehnt,  doch  für  diese 
das  Princip  aufhebt,  auf  einen  einzelnen  Fall  bezogen  aber  meistens  nicht 
wahr  ist.  Denn  dasz  der  Staat  einzelne  schädliche  Privatcorporationen 
verhüten  und  hemmen  darf,  das  versteht  sich  auch  nach  der  Meinung,  welche 
eine  Erlaubnisz  des  Staates  in  der  Regel  fOr  überflüssig  hält.  Andere 
haben  derlei  Corporationen  als  gewöhnliche  Gesellschaften  oder  als  Ge- 
nossenschaften zu  erhalten  gesucht,  sind  dann  aber  genötbigt  worden  ein 
Mileigenthum  oder  Gesammtei^enthum  der  Mitglieder  anluoebmen,  wäh- 
rend diese  in  der  Wirklichkeit  keinerlei  eigene  Rechte  an  d<m  Vereins- 
gute haben  noch  haben  wollen.  Es  wird  noch  eine  längere  Zeit  dauern 
bis  unser  lebendii^cs  Recht  in  der  Rechtswissenschaft  volle  Anerkennung 
finden  wird.  Die  Praxis  der  Regierungen  und  der  Gerichte  hat  sich  jenem 
bereits  mehr  genähert  als  die  verbreitete  Ouctrin. 

§41. 
2.  YerfassuDg. 

1.  Die  Corporation  bedarf  einer  leiblichen  Gestallung  «nes  Organu- 
ms, den  wir  ihre  Verfiuiunf  nennen.  Diese  Verfassung  wird  indessen 
verschieden  sein  müssen  nach  dem  besondem  innern  Lebensprincip  weldies 
die  Corporation  ins  Dasein  gerufen  hat,  und  nach  der  Bestimmong  welche 
sie  tu  erfüllen  hat  Der  Organisnms  soll  jenem  dienen  ru  seiner  Entfal- 
tung, und  in  Harmonie  sein  mit  der  ihn  umgebenden  Rechtsordnung,  zu 
der  er  gehört. 

Da  indessen  die  rein  privatrechtlichen  Corporationen  aus  einer  Vjekahl 
von,  Indiviiiuen  entstehen  und  lanAehst  nur  den  einielneii  lAdividuen  ftbn- 
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li^h '  b«r%BUigt  Min  «nd  l^aadehi  woli^n,:.sD  ift  ijbr  reohtliditr  OrgaBismus 
^facb  wid  jsiod  in  der  Regel  ihre  Orgnoe  nach  gleichartigen  Gniodsätzen 
p^IdeL    Wir  finden. meiste»«: 

a)  eiii0  Yermmmhmg  der  MMgUtder, 
h)  eine  Yorsishenehafl  oder  einen  ForstaHify 
o)  wleigec^dnete  il^MU^ii  und  . 

d)  Piener. 

S.  Die  Versammhf^g  der  Mitglieder. 

ff 

a)  Sie  besteht  ans  dem  Za^ammentritt  der  wirMichen,  handlungs-  und 
corporcUiver  Rechte  fähigen  Mitglieder,  (1.)  welche  zur  Unterlage  der 
Corporation  g^ören.  Höher  organisirte  Corporationen,  wie  z.  B.  die 
Gemeinden,  verlangen  zuweilen  weitere  verfassungsmäszige  Unter- 
scheidungen unter  den  Mitgliedern,  so  dasz  die  einen  —  je  nach  ihrer 
grOszeren  Bedeutung  ftir  das  Ganze  und  ihrer  gesteigerten  Fähigkeit  — 
mehr  Stimmrecht  haben  als  die  andern.  In  dem  einfachen  privat- 
rechtlichen  Verhfiltnisz  aber  ist  das  Stimmrecht  aller  gleich. 

b)  Was  die  Mehrheit  der  anwesenden  Mitglieder  in  statutengemäszer  Form 
beschlieszt,  gilt  regelmäszig  als  Wille  des  Ganzen.  [2.  3.)  Dieser 
Grundsatz  ist  von  Alters  her  von  den  deutschen  Corporationen  aner- 
kannt worden  und  hat  in  der  privatrcchtlichen  Gleichheit  *)  der  Mit- 
glieder einen  natürlichen  Grund.  Der  Wille  der  ganzen  Versammlung 
kann  sich  nur  als  gemeinsamer  Geist  der  Versammelten  ofienbaren, 


1.  Zürcher  Gesetzbuch,  §,  27.  Die  Yerfassang  der  privatrecbtIicbeD  Corpora-^ 
lioneo  wird  durch  die  CorporalionssUituien  fesigesetzt.  Insorern  die  Statuten  nicht 
abweichende  Bestimmutig^pn  enihalien,  pellen  die  --  folgendcD  —  Regeln  g.  27.' 
In  der  Yeraamivlung  derjenigen  priTatri'chtlicben  Corporationen,  irelche  eineBtnbeit 
ohne  Theiirecbi  bilden,  hiben  alle  volljfibrigen  mfinnlicbea  Corporation sglieder,  weUbe 
eigen^'n  Rechtes  und  nicht  in  ihren  bürgerlichen  Ehren  zurückgesetzt  sind,  Sitz  und 
Stimnae-  Das  Siiinnirecht  wird  von  den  Mitgliedern  persönlich,  nicht  durch  Stell- 
vertreter       jit'übt. 

2.  l'  juanns  L.  160.  S*  1*  ^^  ^^S*  ^°'-  (L*  ^'^O  Refertur  ad  universos,  qnod 
pobliee  t.   per  m^orem  partem. 

3.  rrtm9wtk99  Ltndr.  II.  6.  g.  K2.  Bei  gewi>bDlicb€n  Vorrailen  und  in  den  eti 
für  alkmai  dazu  bestimmten  Versammlungen  entscheidet  der  Schlusz  der  in  dieser 
Versammlung  gegenwärtigen  Mitglieder.  %,  53«  Bei  auszerordentlichen  Yorßillen 
müssen  sämmtliche  Mitglieder  ausdrucklich  eingeladen  werden,  g.  62.  Die  Schlüsse 
der  Gesellschaft  werden  nach  der  Mehrheit  der  Stimmen  abgefaszt. 


•)  SMifuy  bat  das  Mehrhciisprincip  bestritten  (System  If.  g.  3»  IT.)  und  l»/Hf«T  S.  9S  ff.  ist 
fhm  gefolgt.  Was  In  ihrer  Begrikndang  rlcbifg  ist,  scbliesit  aber  nur  eine  •ht^iuu  HemtAmß 
Qod  Willkür  der  Mehrheit  aus,  nicht  den  obigen  auch  voa  den  Bömern  anerkannten  Satt. 
Das  neaero  Staatarvrht  ist  viellach  veidorben  worden,  indem  mam  Grundsitae,  die  bei  privat- 
wcbOiehtn  QeilbsseDScfcanen  und  Corporalieiiea  gnU  n  6iiw  haben,  auf  den  gt^at  übertrug,  zu 
deaeen  Wesen  sie  nicht  passen.  Man  nwaa  »ich  aber  bfiten,  auaAboeigung  gegen  die  „Demo- 
^Uatfe*'r  euch  der  Abstinmung  »«rjUM  §laiekfT  u*d  90llkomm«m  kmmdiumf$fähigtr  Mitglieder  In 
pcivaueehtiieben  Verbindungen  unnatürliche  Hemmnisse  zu  bereiten. 
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nnd  da  ist  es  ganz  angemessen,  dem  Geist  der  Mehrheit  ^dM  ITeber-^ 
gewicht  zuzugestehen  Ober  den  der  Minderheit    Das  Erfordemisz  der 
Einstimmigkeit  legt  ein  allzugroszes  Gewicht  auf  Me  Einzelnen  nnd 
deren  Willen  und  hemmt  die  Bewegung   der  Gesammtheit  zu  sehr, 
das  einer  über  die  gröizere  BiÜfU  au$greifendm  Mehrheit  Vg,  ^5,  %, 
ist  ganz  willkürlich  und  legt  auf  die  Kraft  des  regierenden  Willens 
der  Minderheit  zu  Tiel  Gewicht,  das  einer  hlo$z  relativen  Mehrheit  ist 
durchaus  ungenQgeod  und  verleiht  eoter  UmstAnden  der  Minderheit 
das  positive  Uebergewicht  Ober  die  in  der  Negation  einige,  aber  in  der 
Art  derselben  gespaltene  Mehrheit 
c)  Die  Compeienz  der  Versammlung  erstreckt  sich  gewöhnlich  auf  die 
Annahme  der  Statuten,  (1.  3.)  die  Wahl  der  Vorsteherschaft,  die  Zu- 
stimmung der  eingrdfenden    Veränderungen  in  dem  Gemeingut,  die 
Abnahme  der  Rechnung  und  Entlastung  der  Vorsteher,  die  At^sung 
der  Corporation  und  die  Zuweisung  oder  Vertheilung  des  Gemeii^tes 
fttr  diesen  Fall 
In  allen  diesen   Beziehungen  kommen   neben   den  besondern   Vorschriften 
und  Abweichungen  der  Statuten  als  Beschränkungen  in  Betracht:  theils  die 
Aufsicht,  welche  der  Staat  über  die  Corporationen  von  öffentlicher  Bedeu- 
tung tlbt,  theils  die  Rücksicht  auf  die  Erhaltung  der  Corporation  in  ihrer 
Existenz   und   Reinheit,  so  dasz   bei  ernster  Verletzung  oder  Gefährdung 
dieser  von  Seite  der  Mehrheit   die   Minderheit  ausnahmsweise   ermächtigt 
würde,  das  Ganze  zu  vertreten.  (Vgl.  oben  §.  37.  6.) 

3.  Die  Vorsteherschaft  geht  gewöhnlich  durch  Wahl  der  Versamm- 
lung aus  dieser  selbst  herVor.  (4.)  Sie  ist  berufen,  die  laufenden  Geschäfte 
des  Tages  zu  besorgen,  das  Vermögen  zu  veru>€dten,  die  Anträge  ujid  Be- 
richte an  die  Versammlung  vorzubereiten^  die  Ver/iandiungen  dieser  zn  leiien, 
ihre  Beschlüsse  zu  vollziehen.  Besteht  dieselbe  ans  einem  Colleginm,  so 
faszt  auch  dieses  seine  Beschlüsse  regelmäszig  mit  Mehrheit. 

4.  Die  Agenten  der  Corporation  sind  nicht  die  eijzentlichen  Organe 
des  corporativen  Willens,  sondern  dritte  beauftragte  Stellvertreter  der  Cor- 
poration. (6.  7.)  Sie  werden  daher  auch  unbedenkäch  auszerhaib  dea 
Kreises  der  Mitglieder  gesucht  und  handeln  im  Verkehr  oder  vor  Gericht 


4.  rreutzisches  Landr.  II.  6.  g.  139.  Die  Wahl  der  Vorsteher  gebührt  in  der 
Regel  der  Corporation.  §.  145.  Die  Befognisz,  die  Vorstrh'T  über  ihre  Amtsführung 
zur  Rfchensrhaft  zu  ziehen,  kann  der  Corporation  duich  einen  auch  einnülhigen 
Beschlu«z  sSmnit lieber  gegenwärtigen  Mitglieder  Tür  die  Zukunft  nicht  entto;;'-    werden. 

5.  Zürcher  Geseizb.  g.  35.  Der  Vorstand  oder  der  Präsident  uiio  die  Mit- 
glieder der  Vor>tebei'Scbaft  werdeo  von  der  Versammlung  der  Corporatiou  aus  deo 
stimmberechtigten  Mitgliedern  demselben  gewliblt. 

6.  Frenszuehe»  Landr.  II.  6»' g.  148.  Zar  BetrelbiiDg  ihrer  ftecht»«' An  gel  egeor 
heiten  kann  die  Corporation  einen  'Syndicam  bestellen,  g.  149.  2or  BcsieUnng 
eines  Syndiei  kann  keine  Corporation  gezwungen  —  werden.- 

7.  Zarc/i^r  Geseizb.  g.  3tt.  Es  steht  Jeder  Corporation  die  Berußtilsz  tu,  efneii 
sländigen  SLellvertreler  im  biirgerlirh^n  Verkehr  und  vor  den  Staatsbehörden  und 
Aemtern  auch  auszerhaib  des  Kreises  der  Corporationsglieder  zu  ernennen. 
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Ar  di^  GorpoftrUon  nur  insoweil  rechtsTerbindlidi,  ab  sie  dazu  tod  der 
VorsMierschaft  ennAchtigt  wordra  sind. 

5.  Die  bloszen  Diener  der  Corporation  sind  lediglich  abhängige 
Arbeiter  fiQr  dieselbe«  aber  nicht  mehr  (wie  zum  Erwerb  die  römischen 
Sklairen)  deren  Sleihrertreter^  Sie  yerhaUen  sich  aber  juristisch  zu  der 
Coiporslioli  dienso  wie  die  INener  eines  einzdnen  Menschen  zu  diesem. 

8.    Rechte. 

1.  Jede  Corporation  bedarf  zu  ihrer  individuellen  Bezeichnung  und 
Unterzeichnung  eines  Naimen$  und  wird  gegenüber  Dritten  auch  nur  inso- 
fern als  Ganzes  verbunden,  als  unter  ihrem  Namen  von  ihren  Organen 
oder  von  ihren  bevollmächtigten  Agenten  RechtsgeschAfte  eingegang«i  wer- 
den. Gewöhnlieh  hat  sie  ttberdem  ein  Siegel,  durch  dessen  Beidrttckung  zu 
den  geschriebenen  Acten  die  corporationsmftszige  Unterschrift  begloMgi 
wird, 

S.  Der  Wohnort  der  Corporation^  wird  in  den  meisten  Pillen  schon 
aus  dem  Dasein  dieser  erkennbar  sein,  indem  diesdben  gewöhnlich  ein 
Corporatiousloeal  besitzen,  wo  ihr  inneres  Ld)en  hauptsächlich  vor  sich 
geht  und  von  wo  aus  sie  nach  auszen  verkehren.  Fehlt  es  an  einer  sicht- 
baren Wohnung  der  Corporation,  so  ist  dann  der  Wohnort  besonders  zu 
bestimmen,  nölfaigenfells  von  Amts  wegen. 

3.  Der  Gedanke,  dasz  die  Corporationen  von  Natwr  handhmgstmßhig 
seien  nnd  der  Tormimdeehaft  dee  Staatei  bedOrfen  (vgl.  oben  §•  37.  4.)f 
ist  nur  dann  «rklärüch,  wenn  man  annimmt,  dasz  die  Corporationen  keine 
wirkücken^  scmdem  blosz  küneiUeh  erdachte  Wesen  seien,  d^  Staat  selist 
aber  eine  wiAliche  Existenz  habe:  eine  Annahme,  die  sieh  selber  wider- 
spridit  und  deren  erster  Satz  in  consequenter  Folge  zur  Aufiiebung  aller 
Corporationai  führen  mfiszte.  Die  Corporation  ist  aber  eine  wahrhafte 
Gemeinschaft,  und  e^  gibt  einen  ächten  Corporationsgeiet  und  Corporationen 
Witten,  fllr  dessen  Ausbildung  eben  die  Organe  der  Corporation  geschafien 
sind.  Es  gibt  daher  auch  durchaus  keinen  in  dem  Wesen  der  Corporatio- 
nen fi^genden  Grund,  weszhalb  sie  uneelbetändig  sein  und  von  aiutun  her 
bevormundet  werden  mfiszten. 

Anders  verhält  es  sich  mit  der  Aufsicht  des  Staates  Ober  die  Cor- 
porationen. Wenn  deren  Bestimmung  eine  öflfentliche  Bedeutung  oder 
deren  Erhaltung  ein  öffentliches  Interesse  hat,  so  ist  sogar  eine  fortgesetzte 
und  je  nach  dem  Grade  solcher  Beziehung  gesteigerte  Aufsicht  des  Staates 
wohl  gerechtfertigt  Bei  rein  privatrechtlichen  Corporationen  ohne  solche 
Bedeutung  aber  tritt  die  Staatsaufsicht  nur  ausnahmsweise  ein,  wenn  Misz- 
brttuche  zu  aDgemeinem  Schaden  empfunden,  oder  die  Gerichte  von  ein- 
zdnen Glieda'n  der  Corporation  selbst  zum  Schutz  ihrer  reinen  Existenz 
angerufen  werden,  fiureaukratische  Tielregiererei,  von  wdcher  die  Freiheit 
der  Corporationen  belästigt  wird,  wiegt  als  ein  aflgemeines  Uebel  viel  schfwerer 
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In  der  eiDen  WagBcfatle,  ab  die  BeseWgiing  mandier  lüngrifle  und  Fdiler 
einzelner  CorporaUonen  durch  die  Staatsaubtchl  in  der  andern  ab  ein 
Gut  wiüglL 

4.  Das  Rechtsmittd  der  Wüdertinmxwng  m  den  vorifm  Stand  kommt 
den  Gorpörationen,  wenn  sie  ab  aeÜMtilndige  Weaen  erkannt  werden,  keines- 
wegs schon  Yon  Rechtes  wiegen  nach  Analogie  der  MindeijAhrigen  «u,  deoa 
eben  diese  Analogie  hat  keinen  Grund.  Nur  für  die  öffentlichen  Corporatio- 
nen,  insbesondere  für  Gemeinden,  Kirchen  und  Klöster,  ist  dasselbe  anzu- 
erkennen, theils  um  der  Autorität  des  römischen  Rechtes  willen,  weiches 
bierin  Aufnahme  gefunden  hat  *;,  tbeils  weil  hier  ein  besonderes  öffent- 
liches Interesse  an  ungeschmälerter  Erhaltung  ihres  Vermögens  und  an 
Rewabrung  desselben  vor  Schaden  vorhanden  ist. 

5.  Die Corporationen sind  berechtigt,  ChmuAigenthumtu erwerben. \  1.) 
Gerade  in  dieser  wichtigen  Beziehui^  kommBn  aber  mancte  Beschrinknn- 
gen  in  den  deutschen  Landesreehlen  vor.  Da  nandioh  das  Leben  der  Cor- 
poration nicht  auf  die  Lebensdauer  d€^  einzelnen  Glieder  derselben 'Üer 
schrankt,  sondern  gewissertnaazen  uosterblich  ist  »und.  die  Nachtbeile  seh  wer 
empfunrien  worden  sind,  wenn  ein  zu  groster^  Theil  des  Bodens  nach  und 
nach  zu  Corporationsgut  angesammelt  und  für  immer  dem  individneilen 
£igenthum  und  Verkehr  entzogt  ward,  so  ist  die  Veräusierong  von  Grand- 
eigenthum  »an  die  todie  JSüfuU  hänfig  untersagt  oder  an  gewiaae  Bedingun- 
gen geknöpft  worden.  (2.j  Unter  der  todten  Hand  dachte  man  sieb  indes- 
sen viNTzugsweise  Kirofaen  und  Klöster,  nicht  auch  Gemeinden.       .  . 

6.  Unbedenklich  kann  die  Corporation  Eigenthum  an  fa^endet  Habe 
ttid  andere  dmgüehe  Rechte  jeder  Art  erwerben.  Auch  Nieszbmuch  und 
Gebrauchsrechte  -r-  sie  kann  z.  B.  ab  Corporation  eiti  Local  ^Zunftfaaus) 
bewohnen«. abo  auch  gebrauchen  **) —  Besitz  ergreifen  und  haben  u.  s.  L 

Im  OlUigationenreela  ist  sie  fähig  Forderungen  zu  erwerlMn  und  Seku^- 
den  einzugehen.  l>ie  einzelnen  Glieder  haben  weder  an  jenen  noch  an 
diesen  Theil.  Sie  allein  bt  dinglidi  und  obligatorisch  bereohügt,  niOht  in 
ihr  auch  die  einzelnai  Glieder,  sie.  allein  Schuklner.  £ben  daduidi  unto^ 
scheidet  sich  die  Corponlion  sehr  beitimmt  im  Grundbegriff  von  der  Ge- 
nossenschaft   (Vgl«  oben  §•  aS,  39  und  40.  1.)    Sie  ist  im  Prooifti   die 


1.  JPreunüchee  Landr.  IL  6.  $.  g^  Sie  (CorporatlODen  und  GemetodenJ  wer- 
den in  Rücksiebt  auf  ihre  ttechte  und  Yerbiodliobkciten  gegen  anAftre  ausser  :ttuian 
Dach  eben  den  Gesetzen  wie  andre  einzelne  MiM^Iieder  des  Siaats  bevirlheilt.  $.  83. 
Doch  können  sie  ohne  besondere  Einvillif^ung  der  ihnen  vorgesetzien  Behörde  un- 
beweglicbe  Sachen  weder  an  sich  bringen,  noch  verüuszern  oder  pflnden. 

2.  Altes  LüBücAes  R.  {ffach  I.  26.)  Ifemioi  -^  Wceii  imnwobilia  -^  eonferre 
ecciesiis;  quin  ea  vendat  pro  argcnlo  et  illod  conforat  ecc)ei9iis«' .:  -.    [ 


•)    Vgl.  ««»Jfiiy  /  System  VIL  S.  160. 

**)    Sapiptf,  II.  S.  289  ff.  halt  sie  fllr  (Ibig  ^um  ututfructtis  ttod  zur  potseilio,  atdit  wü 
IISIIS,  eine  UsCcrscIieidiiilg,  die  sich  pfacliscb  nicht  hallea  tiUst 
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Witee  SU§mm  ii»d  sie  die  eiagige  BMagU,  jMA  elw«  die  Vorsteher  sb 
bMÜTidiieiL 

7^  Unsere  Bomaoislen  scUiesseo  die  Corporation  völlig  ans  dem  Ge* 
biete  des  FoinilMiirf cÄTs  aus*  Das  deatsche  Recht  erkennt  eine  solche  ab« 
tolute  ünfikbigkeit  der  Corpprationen  für  Familienrechte  nicht  an.  Es  hat 
Tielmehr  die  entschiedene  Neigung  die  Gemeinde  und  zuweilen  auch  die 
ZOnfte  als  erweiterte  Famäienkreise  aubuftssen  und  ihnen  daher  vormund- 
erkKfthrke  Rechte  und  Pflichten  anzuweisen.  In  dem  nach  deutschen  Rechts* 
l>egriflen  mit  dem  Familienrechte  eng  verbundenen  Erbrecht  kann  zwar 
nach  unserer  bisherigen  Rechtsentwicklung  die  Corporation  nicht  beerbt 
werd^  im  eigentlichen  Sinn,  wohl  aber  ist  sie  fthig,  zuweilen  sogar  von 
Rechtes  wegen,  fiberdem  aus  letztwilliger  Erbeinsetzung  die  Erbschaft  eines 
verstorbenen  Individuums  zu  übernehmen,  oder  Vermächtnisse  zu  erwerben. 

Wir  können  Oberhaupt  eine  steigende  Erweiterung  der  Rechtssphare 
der  Juristischen  Personen  wie  eine  zunehmende  Anerkennung  ihrer  selb- 
ständigen Existenz  in  der  Geschichte  deutlich  wahrnehmen:  und  es  darf 
die  Jurisprudenz  daher  zu  den  Anfängen  dieser  Entwickehing  im  römischen 
Rechte  wohl  zurückkehren,  um  diesen  Gang  zu  verfolgen,  aber  nicht  in 
der  Absicht,  das  reichere  und  reifere  Wachsthum  der  neuern  Zeit  wieder 
in  die  engen  Formen  der  ersten  Jugend  zurück  zu  drftngen. 

S.43. 

4.    ADflösong. 

1.  Die  Auflösung  der  Corporation  erfolgt  vorerst  durch  Untergang 
ihrer  Unterlage.  Möglich  ist^,  dasz  ihr  Leben  eriialten  bleibt,  wenn  auch 
nur  £tfi  Mitglied  noch  übrig  ist  (1.);  wenn  aber  aüe  Mitglieder,  die  sie  ge- 
bildet, angehört  haben  Mitglieder  zu  sdn,  und  niemand  da  ist,  der  für 
die  Existenz  der  Corporation  als  Unterbge  dient,  dann  musz  sich  die  so 
boden-,  halt-  und  körperlos  gewordene  Persönlichkeit  verflüchtigen.  Nur 
ausnahmsweise  ist  es  denkbar,  dasz  der  Staat  in  der  Voraussicht  baldiger 
Erneuerung  von  Mitgliedern  somit  einer  möglichen  Restauration,  einstweilen 
noch  die  Corporation  von  öffentlichem  Werthe,  z.  B.  nach  einer  Epidemie 
die  ausgestorbenen  Zünfte  als  fortbestehend  schützt  und  erhalt  Fallt  aber 
jene  Aussicht  weg,  so  kann  der  Staat  vielleicht  eine  neue  juristische  Person 
an  der  Stelle  der  untergegangenen  Corporation  gründen,  das  Leben  dieser 
aber  nicht  bewahren. 

2.  Die  Aufhebung  von  Seite  des  Staates  steht  diesem  jederzeit  zu, 
wenn  die  Existenz  einer  Corporation  mit  der  öffentlichen  Wohlfahrt  in 
ernsten. Widerspruch  geräth:   durch  die  Gesetzgebung«  wenn  eine  ganze 


— ^. 


1.  UlpirnnM  in  L.  7.  %.  9.  qnod  cqjusc*.  unW.  Id  Decürionibus  vel  atüs  uoi- 
Tersltatibus  nihil  refert»  utrum  omnes  lideTn  man^ant  an  pars  maneat,  vel  omnes 
iromalaü  sint.  Sed  si  onlversitas  ad  unain  redll,  magis  admittitur,  posse  eam 
coDTeoire  ei  conveoiri.  quum  Ju^  omnium  io  unum  reciderit  et  stet  noinen  uni- 
veraitaUs. 
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Art  Ton  Corporationen  dem  Statte  gefthrkch  oder  initiier  igcmehieii  Ord^ 
nang  and  Sicherheit  anvereinbir  erscheint;  durch  besondem  Regieranga- 
act,  wenn  eine  einzefaie  Corporation  Tölllg  entartet  und  nicht  durch  Rrform 
m  heilen  ist.  (2.  3.)  Eine  willkörliche  Aofhebung  der  Corporation  «-—  m- 
bal  wenn  damit  noch  die  Aneignung  ihres  Vermögens  von  Seite  des  Staa- 
tes verbanden  ist  —  ist  zwar  häufig  und  in  Terschiedeiieo  neueren  Staaten 
geübt  worden,  aber  auch  dann  ein  entschiedenes  unrecht,  wenn  die  Privat- 
rechtspflege  keine  Hadit  hat,  dasselbe  abzuwehren  und  das  Recht  herüi-* 
steHen. 

3.  Die  einzelnen  MügUedet  der  Corporation  sind  zwar  jederzeit  berech- 
tigt, wenn  nicht  Bestimmungen  des  öffentlichen  Rechtes  daran  hindern  und 
soweit  sie  nicht  aus  persönlichen  Beitragspflichten  verhaftet  bleiben,  au$x%h 
treten,  nicht  aber  Auflösung  der  Corporation  zu  fordern.  Der  Wechsel  der 
Individuen  ändert  die  rechtliche  Existenz  derselben  nicht 

Wohl  aber  ist  das  Organ  der  Corporation  selbst,  die  Venammhmg 
berechtigt,  durch  Mehrheitsbeschlusz  die  Auflösung  zu  beschlieszen.  Es 
entspricht  ein  solcher  Beschlusz  der  ursprünglichen  Constituirung.  Man 
bereift  es,  dasz  die  Juristen,  welche  für  die  Entstehudg  der  Corporation 
die  AutoruaHon  der  Staatsgewalt  verlangen,  consequenter  Weise  die  näm- 
liche Autorisation  für  die  Auflösung  fordern.  Der  Auflösungsbeschlusz  hat 
aber  auch  fOr  diese  Auffassung  eine   wesentliche  Bedeutung  *),  und  es 

2.  Zürcher  Ges.  %,  46.  Gegenüber  einer  enUrteten  Corporation  kton  die 
Regierung  reformirend  einwirken.  Wean  diese  Eimrii'kniig  nicht  in  Abhülfe  von 
Miszbrfiuchen  fuhrt  und  von  einer  Corporation  beharrlich  ein  anerlaubter  oder  un- 
sittlicher Zweck  verfolgt  wird,  so  ist  der  Aegierungsnath  berechtigt,  eine  solche 
Corporation  aufzuheben.  Es  ist  jedoch  vorher  der  Coi^oration  Gelegenheit  la  geben, 
sich  zu  vertheidigen ,  und  es  ist    der  Anfhehungsbeschlosz  zu  begründen. 

3.  FreuttUehe»  Landr.  II.  6.  %,  193.  Wird  eine  öffntUche  GesaMsckafl  ganz 
anfgehoben  und  sind  für  diesen  Fall  über  das  gemeinscliaftliche  Yermögen  dersell>cn 
keine  anderweitigen  Bestimmungen  in  ihren  8tiftung8gesetzen  vorgeschrieben:  ao 
flillt  dieses  Vermögen  dem  Staate  zur  anderweitigen  Verwendung  für  das  gemeine 
Wohl  anheim.  g.  193.  Sind  Jedoch  darunter  Gelder  oder  Sachen,  die  zu  «iner 
gewissen  bestimmten  Absicht  und  Verwendung  der  Verwaltung  der  aufgdiohencn 
Corporation  anvertraut  gewesen:  so  musz  der  Staat  dafür  sorgen,  dasz  die  Alwickt 
des  Stifters  —  fernerhin  so  viel  als  möglich  erreicht  werde,  g.  198.  Von  demienigen 
Gesellschafls vermögen,  dessen  Nutzung  den  einzelnen  Mitgliedern  bestimmt  war, 
musz  den  zur  Zeit  der  Auftiebung  noch  vorhandenen  Uitgliedem  deijenige  Antheil 
den  sie  bisher  genossen  haben ,  auf  Lebenslang  gelassen  werden. 


*)  Das  wird  bei  dem  Streite,  bierfiber  gewöhnlich  übersehen.  Hitt^  die  CorporatioB  wirklich 
keinen  eigenen  'Willen,  so  würde  der  Auriösuiigsbeschluss  auch  nicht  diirdi  die  Zulastung 
des  Staates  in  'Wirksamkeit  treten  können.  Allerdings  kann  eine  natfirllche  Betson,  wie 
Puchta  bei  Weiske  U.  8.  73  sagt,  „durc|i  die  blosze  Erklärung  ihres  Willens,  nicht  aaehr 
Person  zu  sein,  ihre  Persönlfehkeit  nicht  aufgeben".  Wenn  er  aber  fragt:  „Waran 
sollte  es  anders  sein  bei  Juristischen  Personen?"  so  ist  die  Antwort  nicht  schwer.  Die 
Persönlichkeit  des  natürlichen  Menschen  ist  nicht  das  Product  seines  Willens  und  so  lange 
er  körperlich  lebt,  noth wendig  mit  ihm  verbunden.  Daher  kann  er  nur  durch  Zerstörang 
des  Eörpers,   Selbstmord,  seine  Persönllcbkeit  endigen.     Die  Jurittisohe  Persönlichkeit 
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komrat  mir  di«  Autoritilt  des  Staate^-  hinzn  nnd  wird  nach  vorheriger 
Prttfiifig«  wenn  nicht  ein  öffisntUches  Interesse  die  Fortdauer  eriieischt, 
nnhedenUicb  verliehen.  FOr  Corporationen  von  öffentlicher  Bedeutung  ist 
dieselbe  jedenfalls  nöthig,  für  rein  privatrechtHche  Vereine  aber,  die  durch 
freien  Zusammentritt  constituirt  werden,  überflüssig.  Hier  ist  jedoch  eine 
Beschränkung  aus  der  Natur  der  Corporation  abzuleiten.  Nicht  absolut  näm- 
lich gilt  der  Beschlusz  der  Mehrheit  als  wahrer  Corporationswillen*  (§.  37.  6.) 
Die  Corporation  bat  zunächst  eine  selbständige  Existenz  und  Bestimmung, 
die  m'cht  unbedingt  von  der  Willkür  ihrer  Organe  abhängt.  Wenn  daher 
eine  Minderheit  darauf  beharrt,  die  Corporation  fortzusetzen,  und  in  sich 
die  Fähigkeit  hat  oder  durch  neue  Aufnahme  zu  erwerben  im  Stande 
ist,  die  Bestimmung  der  Corporation  auch  in  Zukunft  zu  erfüllen,  so  kann 
sie  der  Mehrheit  gegenüber  sich  als  das  wahre  Organ  der  Corporation  an- 
erkennen lassen  und  die  Fortdauer  derselben  sichern. 

4.  Noch  nicht  gehörig  entwickelt  in  unserer  Rechtsbildung  ist  das 
Schicksal  des  eorporativen  Vermögens  im  Fall  des  Untergangs  der  Cor- 
poration. Da  dasselbe  während  ihrer  Existenz  ausschlieszlich  dem  Ganzen, 
nicht  auch  wie  das  genossenschaftliche  Vermögen  d^n  einzelnen  Gliedern 
mkam,  so  fällt  es  auch  nicht  von  Rechts  wegen  diesen  zur  Vertheilung 
anbeim»  Auch  ist  nicht  wie  nach  dem  Tode  einer  natürlichen  Person  durch 
das  Erbrecht  für  die  Folge  gesorgt  Und  dennoch  sträubt  sich  das  natür- 
liche Rechtsgefühl  gegen  die  Annahme,  dasz  immer  all  diesz  Gut  als  herren- 
loses Vermögen  dem  Fiseus  (3.)  —  oder  was  consequenter  wäre  —  den  2t»- 
greifenden  anhdm  feile. 

In^  vielen  Fällen  werden  die  Zweifel  practisch  dadurch  gelöst,  dasi  ent- 
weder durch  die  StattUen  schon  bestimmt  ist  wer  in  das  Gemeingut  succedire^ 
oder  dasz  die  Corporation,  wenn  sie  freie  Vertagung  hat  —  wovon  sie 
natttrlich  nicht  zum  Schaden  ihrer  Gläubiger  Gebrauch  machen  darf  — • 
vor  der  vollzogenen  Auflösung  ihr  Vermögen  als  nocA  existirende  Person 
auf  einen  Andern  überträgt.    Beides  ist  durchaus  zulässig. 

Wenn  aber  so  nicht  gesorgt  worden,  dann  ist  die  gewöhnliche,  aber 
aDortflligs  nicht  befriedigende  Annahme,  dasz  das  Gemeingut  dem  Fiseus 
zn&De.  Der  zukünfMgen  Rechtsbildung  bleibt  es  vorbehalten,  hier  zu  unter« 
schaden,  und  auf  das  Moment  der  urej^rüngUchen  Bestimmung  dieses  Gutes, 
•ei  es  fbr  besondere  staatiiehe,  kirchliiche,  Armen-Zweeke,  sei  es  für  deo 
Genusx  der  Glieder  *),  das  gdyflhrende  Gewicht  zu  legen.  (3.  4.) 


0ia- 


4.  Zürcher  Ges.  %,  47.  Wird  die  (Corporation)  ohne  dasx  Yorher  aber  die 
SaceessiOD  fn  das  Corporationsvermögen  gültige  Yerordnangen  getroffen  worden  sind» 
aafiselöst  oder  aufgehoben,  so  ßlltdas  Corporationsvermögen,  wenn  die  Corporation 
IBr  einen  Gemelndeiweek  begründet  oder  vorzüglich  im  Interesse  der  Bürger  oder 

aber  iet  ei«  Frednoi  dee  gemetaiameii  Willest,  und  ihr  Karper  ledlgifch  die  Verbindong 
der  Glieder,   naher  kam  sie  auoh  donsb  einen  Willen  dieser  Verbindung  und  ein  Auieia- 
andemieben  und  Aoaeinandergehen  der  Glieder  ihr  Bnde  herbeiführen. 
*)   DüB  «cMT  Gedanke  schon  den  Mnem  nalie  lag.  beweist  die  SteUe  von  Mmrtimmt  in 
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5.    Aemter,  ÖffenUiefae  Stfflangspersonen. 

1.  Du  AnU  im  Staat,  in  der  Kirche,  in  der  Gemeinde  hat  ab  ein- 
zelnes Organ  in  einem  grossen  organischen  Körper  ein  ihm  eigenthtuqh'ches 
geistig-körperliches  Leben,  welches  gleichmAszig  fortdauert,  obwohl  die  natQr- 
Uchen  Personen,  welche  das  Amt  als  Beamte  erfüllen,  wechseln.  Es  kann 
daher  nicht  auflallen,  wenn  auch  im  Privatrechte  manchen  Aontem  eine 
juristische  Persönlichkeit  beigelegt  wird,  d.  h.  wenn  sie  als  Vermögens- 
snbjecte  anerkannt  werden.  Es  geschieht  das,  so  weit  das  Bedürfioisz  es 
erfordert,  damit  die  zunächst  auf  das  Gebiet  des  Öffentlichen  Recktei  be- 
schränkte Rechtssphäre  des  Amtes  eine  Ausdehnung  auf  privcUrechtUche 
PersönUchkeü  erhalte. 

Die  eigentliche  natürliche  Unterlage  dieser  Personen  ist  das  Amt  selbst» 
niehi  die  einzelnen  auf  einander  folgenden  Individuen,  Blackstone  (Com- 
m^t  I.  18.)  nimmt  zwar  das  letztere  an  and  setzt  so  der  mehrlebigeo 
Corporation  (corporation  aggregate)  die  eintebige  ^Corporation  sole)  gegen- 
über. Allein  das  Amt  hat  schon  eine  auf  dem  Gesammtorganismus  des 
Staates  beruhende  Existenz  fUr  sich  und  wird  von  dem  Willen  und  der 
Erfüllung  der  Individuen  noch  weniger  bestimmt  und  beherrscht,  als  die 
Corporation,  so  dasz  bei  jenem  ein  noch  entschiedeneres  Absehen  von  den 
natürlichen  Menschen  ""möglich  wird  als  bei  dieser.  Die  Beamten  haben  die 
Pflicht  auf  sich  für  das  Amt  zu  sorgen,  und  die  Vollmacht  —  aber  häufig 
eine  beschränkte  •»  das  AnU  zu  vertreten.  Das  Amt  wird  nicht  erst  aus 
ihrer  Kette  gebildet;  es  ist  in  jedem  Moment  ganz  und  ftar  sich  da. 

Dem  canonischen  Rechte  gebührt  das  Verdienst,  die  leitenden  Gedanken 
dieser  Art  von  juristischen  Personen  zuerst  ausgeprägt  zu  haben.  (1.) 

2.  Die  Entstehung  des  Amtes  (munus,  officium  als  eines  öffentlichen 
Organs  wird  von  dem  öffentlichen  Rechte  bestimmt.  Es  ist  (daher  auch 
Sache  der  öffentlichen  Gewalten,  mit  dem  Amt  die  Bedeutung  einer />rttHif- 
rechtUchen  Person  (^Stiftung  einer  Pfründe,  beneficium)  zu  verbinden.  Mit 
ftezug  auf  die  Staatsämter  kommt  dem  Staate  der  alleinige  Entscheid,  mit 


Einwohner  einer  bestimmten  Gemeinde  gelegen  war,  der  betreffenden  Gemeinde, 
wenn  sie  einen  andern  Ofl^ntUcben  Zweck  hatte,  dem  Staate,  In  anderen FStlen  end- 
Uch  den  leuten  HltglMem  tnr  Vertheilang  untec  «ieb,  je  naeh  ihrer  Anzahl  anheim. 
{.  48.  Fällt  ein  CorpoeitioBagai  •*  iler  GeoKelndt  «der  dem  guaie  anbei« .  m  toll 
dasselbe  denjenigen  Gütern  einrerleibt  werden»  deren  Bestimmung  der  frühem  Be- 
tt ntiung  des  Corporationsgutes  am  nächsten  verwandt  ist. 

1  Cap.  8.  De  praebendis  et  dignit  (III.  tt.;  Stent  in  magnis  ita  quoque  in 
minimis  membris  snls  firmatam  ecciesia  habeat  unitatem.  divisionem  praebendarum 
aot  dignitatam  permatatlonem  fleri  prohibemas. 


L.  3  pr.  de  colleglit  et  coip.  (ILYll  S2.)  „CoUegit  ti  qua  fuerint  illidu.  Mandatte  et  Con« 
stiuitioniboa  et  SenatuaeooaiUtit  4iaMl?uBt«r.  6ed  pemititur  iia  quam  ditaehniBtnr ,  pee 
niaf  eonmuDM,  ai  quaa  habent,  dividere  peconianMitte  inter  ae  paitirt.*'  Denn  aioher  ist 
es  aniiatfiriich,  die  Glieder  einer  erlaubleB  CorpoiatieB  tchleohler  tu  atellen  bei  der  Auf- 
IMung  dieser,  als  die  einer  unerlaubten  Verbindung»  welche  iwn  Staate  wegen  aa%elaet  wird. 
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Ikzüg  anf  Kirchen-  und  <jemeindeilmter  minde^s  das  Recht  zb,  roh  64f 
Gründung  durch  die  Kirche  oder  die  Gemeinde  Kenntnlsz  zu  nehmen  mid, 
wenn  di^' öffentliche  Wo^lfohrt  es  erfordert,  die  Anerkennung  der  juristi- 
schen PersönKchkeit'znvertoet^em.  Immer  aber  wird  hier  eine  Stiftung 
von  oben  her  isrfordert,  and  wir  können  daher'  diese  juristische  Person 
öffemHehe  Stiftungeperson  nennen.  Sie  ist  als  Einheit  zu -denket,  und  eft 
kommt  ihr  unbeschrankte  Fortdauer  (Unsterblichkeit)  zu. 

Selten  wird  das  Amt  zur  Sttftungsperson  erhoben,  wehn  nicht' zugleich, 
jetzt  schon  ihm  dn  beetimmtet  Vermögen  als  ÄuseteUtung,  Dotation  ange^ 
wiesen  und  zu  Efgenthum  zngetheilt  wird.  Darin  wird  die  privatrecMIIche 
Bethatigung  sofort  bewMirt.  Das  SHftungscermögen'  gehdrt  der  Stiftungen 
pereon,  und  keineswegs  den  natfirlicben  Personen,  welchen  die  Verwaltung 
oder  der  Genusz  desselben  zusteht  (2.)  - 

3.  Die  natürUehen  Personen,  welche  in  das  Amt  eingesetzt  und  da- 
her auch  die  Stiltungsperson  zunächst  zn  y^ertreten  berufen  sind,  üben  das 
Recht  der  Vertretniig  der  SUftungsperson  und  der  Verwaltung  des  Stiftungs- 
Tennogens  nur  nach  Maszgabe  der  fibrigeh  Verfassung  und  unter  der  Auf*^ 
eiekt  beziehungsweise  Oberleitung  der  ihnen  Obergeordneten  Stellen  (des 
Staates)  aus.  [ß.)  Die  Hauptbedeutung  des  Amtes  liegt  durchaus  im  öffent^ 
liehen,  nicht  im  Privatrecht  Daher  musz  die  Ordnung  des  ersteren  immer 
als  das  Wesratliche  Toraus  beachtet  werden.  Eine  erhöhte  AuCsicht  ist 
hier  um  so  nöthiger,  weil  nur  in  ihr  die  Garantie  dafiOr  zu  finden  ist,  dasi 
nicht  das  bleibende  Interesse  der  fortdauernden  Stiftsperson  durch  momen- 
tane Entschlüsse  eines  vorübergehenden  einzeben  Menschen  schwer  verletzt 
werde.  Zuweilen  ist  daher  auch  die  VerteaUung  des  Stiftungsvermögem 
dem  einzelnen  Beamten  entzogen  und  dafür  eine  besondere  Pflege  (cora) 
geordnet  worden.  Im  Mittelalter  sind  so  die  Kastvogteien  entstanden  und 
derartige  Rechte  auch  den  Ausstattern  einer  Pfründe  als  Patronatireehte 
zugestanden  worden. 

4.  I^ie  Nutzung  des  Stiftungsvermögens  kommt  regelmäszig  dem  In- 
dividuum zu,  welchem  das  Amt  verliehen  ist  (2.)  Sie  wird  Pfründe  (be- 
neficium)  im  engem  Sinne  genannt,  und  der  nutzungsberechtigte  Pfründner 
(beneficiatus).  Sie  ist  offenbar  ein  abgeleitetes  dingliches  Recht  an  dem  Gute 
der  Stiftungsperson,  nicht  das  Eigenthum  dieses  Gutes  selbst,  ein  Rechtt 
dessen  Hauptbestandtheil  als  Niesxbrauch  (Usus  fructus),  in  manchen  FAUeo 
ab  Nuizeigenthum  aufgefaszt  werden  kann,  so  jedoch,  dasz  immer  mit  d^ 

S.  freaniiehe»  Landr.  II.  11.  g.  778.  Die  Verwaltung  und  der  Nieszbrauch 
der  Pfarrguter  gebührt  dem  Pfarrer,  g.  779.  Der  Patron  und  die  Klrchenrorstetaer 
sind  schuldig  und  beftagt»  darauf  zn  sehen,  dasz  der  Pfarrer  die  Wiedmoibsstuek« 
•fdeiiUch  verwalta  «ad  wirthaehafUich  nutze. 

a*  Zürcher  C^fls.  (•  06.  Di«  gUltuDgen  stehen  sunichst  unter  der  Ober- 
aafhlcht  der  Gemeinde,  zn  welcher  sie  gehören.  Stehen  sie  in  keiner  Besiehung 
zu  einer  besondem  Qemeinde,  so  stehen  sie  unter  der  unmittelbaren  Oberanbicttt 
der  betreffenden  Staatsbehörde. 


lOi  Baeh  I.    Cap.  V.    Von  deo  JvristUebeii  P^rtomn. 

Austritt  oder  Tode  dnes  einadnen  Pfrtadners  das  Recht  fOr  ihn  eriiicht 
nad  nicht  auf  seine  Erben  Obergeht 

5.  Wie  die  Entstehung  und  das  ganze  Schicksd  dieser  Stiftm^speraon 
an  das  öffentliche  Recht  angriehnt  und  von  demselben  beherrscht  wird,  so 
setzt  auch  ihr  Ende  einen  öffmUlichm  Act  vorans.  Der  Tod  der  einzdnen 
Pfirttndner  Ändert  nichts  an  ihrem  Bestand:  auch  wenn  die  Pfrflnde  eine 
lange  Zeit  hindurch  nicht  besetzt  wSre,  so  ist  daraus  keineswegs  auf  Unter- 
gang der  Stiftungsperson  zu  schlieszen.  Sie  kann  nur  wm  oben  her  auf- 
gehoben werden,  und  zwar  ganz  analog  der  vom  Staate  in  den  einen 
Füllen  ins  Leben  gerufenen,  in  den  andern  gutgeheiszenen  Stiftung  entweder 
durch  den  Staat  oder  mit  Vorwissen  und  Zulassung  des  Staates. 

$.45. 
6.    Prirttrechtliche  SUftangeD. 

1.  Pen  Aemtem  und  Anstalten  des  Staates  .Ahnlich  können  ^audi 
Privatitiftungen  gegründet  werden.  Sie  können  sich  an  eine  Auszere  sicAl« 
bare  ÄnttaU  anschlieszen,  und  eine  bestimmte  Stiftung$u)ohmmg  habe»-,  in 
welcher  das  Leben  der  Stiftung  vor  sich  geht,  z.  B.  ein  Spital,  Waisen- 
haus u.  dgl.,  oder  sie  können  sich  Auszerlich  nur  an  ein  Vermögen^  eine 
Caeee^  z.  B.  ^e  Sparcasse,  Stipendien-,  UnterstQtzungscasse,  anlehnen.  In 
beiden  FAllen  aber  ist  die  geUtige  BeUmmmg  der  Stiftung  als  deren  Seele 
zu  betrachten  und  eben  um  dieser  ihr  in  wohnenden»  sie  durchdringenden 
und  belebendtin  Idee  willen,  welche  sich  im  Auszern  Dasein  kund  gibt,  ist 
die  Möglichkeit  gegeben,  die  Stiftung  auch  im  Privatrecht  als  ein  mit  Geist 
und  Charakter  begabtes  Wesen  als  eine  Person  aubufassen.  Diese  Bestim- 
mung kann  denn  Auszerst  mannichbltig  sein.  Es  gibt  eine  grosze  Zahl 
solcher  Stiftungen  für  Zwecke  der  WohlthAtigkeit,  oder  mit  religiösen  oder 
kirchlichen  Tendenzen,  oder  die  im  Interesse  der  Wissenschaft  oder  för 
die  Kunst  gegründet  sind,  oder  selbst  für  gesellige  Zwecke.  Immer  aber 
musz  die  Bestimmung  in  den  Kreis  des  tittUch  zulässigen  Lebens  fallen. 
Für  unsittliche  und  für  unerlaubte  Zwecke  darf  eine  Stiftung  nicht  ge- 
gründet und  in  solchen  FAllen  4em  Versuche  derselben  auch  keine  Persön- 
lichkeit zugestanden  werden. 

2.  Damit  eine  solche  privatrechtliche  Stiftung  ins  Leben  trete,  sind 
zwei  Dinge  wesentlich: 

a'i  der  zeugende  Wille  des  Stifters,  der  Act  der  Stiftung, 
b)  eine  Anstalt  oder  an  Vermögen,  welches  der  Stiftung  wie  ein  Körper 
beigegeben  wird. 

3.  Angemessen  der  dauernden  Natur  der  Stiftung  ist  es,  wenn  für 
den  Stiftungsact  eine  bestimmte  und  zwar  mindest«*ns  schriftliche  Form 
fStiftungsurkunde)  gefordert  wird.  Für  Stiftungen,  die  erst  nach  dem  Tode 
des  Stifters  ins  Leben  treten  sollen,  versteht  sich  mindestens  das  Brforder* 
nisz  der  TettameniS'  oder  Codieillarform. 

Nach  einsebien  Landesrechten  bedarf  die  Stiftung  flberdem  der  Stoola» 
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gtmekmigmg  (l.X  eine  Voncbrift,  wdcfae  wieder  ais  der  AnDahnie  hem»^ 
gegangen,  dasz  eine  juristische  Person  nur  onter  besonderer  StaateanUwitM 
erzengt  werden  könne,  und  welche  dann  practisch  gewöhnlich  dahin  ge* 
mildert  wird,  dasz  man  leicht  eine  $tüUehu>9igende  Staatsgenehmignng  ▼«- 
mnthet  Abgesehen  von  besondem  positiven  Verschriften  ist  aber  eia^ 
Antorisation  oder  auch  nur  eine  besondere  ErlaohnsK  des  Staates  fBr  die 
Existenz  der  Stiftung  unerheblich  *).  (2.  8.) 

4.  Die  Bestimmung  der  YenJoaÜung  des  Stiftung^gotes,  und  der  Vir- 
irehm§  der  Stiftvng^  welche  hier  nun  als  prwatrechtikhe  SiifUmgiper$4m 
zu  betrachten  ist,  kommt  zunächst  dem  Stifter  selbst  zu  (4.),  wekber  in 
dem  Stiftungsacte  das  Erforderliche  anordnet  (lex  fundationis).  Die  Ver* 
Walter  und  Vertreter  sind  auch  dann  nicht  als  EigenthOmer  des  Stiftung»* 
gutes  zu  betrachten,  wenn  sie  vorzugsweise  odar  ausschlieszlieh  den  Genusz 
des  Veimögens  haben. 

5.  Die  Venoendimf^  aus  dem  Stiftungsvermögen  sollen  der  Anord- 
nung des  Stifters  gemAsz  und  im  Sinne  der  Stiftung  geschehen«  Eine  will- 
kflrliche  Yerlbgung  kommt  der  Verwaltung  (Pflege)  nicht  zu«  Diqenigeo 
Personen,  wek^  ein  bestimmtes  Recht,  wenn  auch  nur  ein  Recht  dar  An- 
wartschaft haben  auf  liitgenusz  des  Stiftui^ggutes,  sind  berechtigt,  nöthigen- 
folls  auf  dem  Rechtswege  gegen  stiftungswidrige  Verwendung  oder  Ver. 
fttgung,  durch  welche  ihr  Recht  verletzt  oder  gdkhrdet  wird,  Klqge  zu 
erheben.  Personen  dagegen,  wddie  ohne  ein  festes  Recht  aus  der  Stiftung 
zu  haben,  doch  bei  der  Erhaltung  derselben  inta^ssirt  sind,  z,  B.  Unter- 
stlltzungd>edflrft]ge,  sind  in  sokhen  Fällen  nicht  zur  gerichtlichen  Klage, 
wohl  aber  zur  Anzeige  und  Beschwerde  bei  der  der  Stiftung  vorgesetzten 
AuftiehtdfehSrde  befugt,  und  es  steht  dieser  jederzeit  das  Recht  zu,  für 
den  Bestand  der  Stiftung  und  fOr  Beachtung  des  Willens  des  Stifters  zu 
ao^en«  Die  Oberauf ticht  des  Staates,  beziehungsweise  der  Gemeinden 
rechtfertigt   sich   hier  aus  ähnlichen   GrQnden,   wie  bei  den  öflentlichen 

1.  J*minueh0^  Landr.  II.  10.  g  ^'  WerdeD  dergleiehsn  AosUlten  (Armea- 
hlaser)  Uospitilter,  Waisen*.  Pindel- ,  Werk- and  Arbeitsbioser)  von  neuem erriehtet, 
so  mttss  das  Vorhaben  dem  Staaleiur  Pröftmg  der  Grundsitse  ibrer  YerteBsong  mttge- 
theili  werden.  Doch  sollen  die  —  Behörden  —  nur  in  FSIIen«  wo  die  Aofföbriingder  Ver- 
ordnnugen  des  Stifters  mmöglicb  oder  gar  schidlicb  sein  würde,  dieselben  la  ver- 
werfen berechtigt  sein.  S*  37.  Aach  solche  Anstalten,  denen  In  der  StiftangsurlEonde — 
elgiia  AalMlier  voiKesetalslnd,  bleiben  dennoch  der  Oberaalbicht  des  Staates  oatenMirfeB. 

%,  OeUBrr0ieki$eh0s  Gesetib.  g«  ^^'  ^^  Vorsebriften  über  Stiftugen  sind 
in  den  poliUschen  Yerordnongen  enthalten. 

X  Ziirehm-  GeseUb.  $•  ^3.  Hat  die  Stiftung  einen  staaUiehen  oder  kirehllchen 
Iwack ,  so  ist  die  Genehmigung  der  Regierang  tu  ihrer  Existens  erforderlicli. 

4.  099i9rr9iehiM€h»9  Gesetib.  8^  ^^*  ▼en  den  Substitutionen  untersdMiden 
sieh  die  Stillungen ,  wodurch  die  Binkunfto  von  Capitalien  •  GraadstiiekeD  oder 
Rechten  su  geraeinnaisigen  Anstalten  oder  sum  Unterhalte  gewisser  Personen  auf  alle 
felgnden  Zeilen  besttami  werden. 


*)  MeneiUeh  haben  lieh  tach  B^mUt  ud  ilrndto  wieder  Ar  dieee  Anrieht 
«cM/w  tbeflt  (Abb.  L  S.  IM)  einen  nerkwttrdisen  derartigen  ftechiffaU  mit 


los  BnA  1.    Cap.  Tf.   Tom  Antorreefci. 

SÜftmigspersoneii;  niir  haben  hier  dfe  Beh<toxien  geringere  Macht  ab  M 
dieBMi,  eben  weO  die  Natur  jener  Stiftungen  doch  zunächst  priratrecht* 
ÜA  ist 

&  Sehr  sdiwiertg  ist  die  Frage  der  ÄbänderuHg  der  SüftungsiMuieii 
mti  nodi  nicht  genügend  geordnet  Beharrüche  FesthaUung  des  WÜIeDl 
d^s  Süfters  ist  vor  allem  iGrandgesetz  der'  Stiftung.  Aber  td^fge  Vfwer^ 
änderUehkeü  widerspricht  dem  Naturgesetze  alles  irdischen  Daseins  und 
wird  unter  WesenISch  umgewandelten  Suszern  VerhflHnissen  zum  Unsinn. 
Sie  kann  sogar  dahin  sieh  rerkefaren,  dasz  sie  mit  dem  Geiste  des  Stifters 
in  oflMbaren  Widerspruch  gerSth,  wShrend  dtoi  Buchstaben  der  Stiftung 
genau  nachgeldM  wird.  (S.  6.)  Aus  der  Natur  der  Stiftung  lassen  sich 
iMgende  Sfltae  ableiten: 
•a)  Wenn  die  Eif^ßHung  des  Stiftungszweckes  tmmögUch  geworden,  z.  B. 

bei  religiösen  Stiftungen,  in  Folge  allgemeiner  Glaubensftnderang,  so 

geht  das  Leben  der  Stiftung  selbst  unten  und  es  werden  nicht  bloss 

die  Stetuten  geSndert 
b)  Wenn  zwar  ein  Theil  des  SHhmgszweckes  nidit  mehr  erftdlt  werden 

kann,  aber  ein  wesentlicher  Theil  derselben   noch  erfttUmr  ist,  so 

dauert  die  Stiftung  fort,  aber  es  hdrt  eine  Richtung  ihrer  Wirksann 

keit  auf* 
'  c)  Wenn  nicht  Unmöglichkeit,  aber  dne  im  Verlauf  der  Zeit  eingetretene 

ühxwedanäisigheü  der   bisherigen  Anordnung  eine  Abänderung  der 


5.  /VvomümAm  Lndr.  II.  19.  g.  48.  Wird  wegen  varioderter  Unratinde  die 
»T-  in  4er  SUnuqgaaclLande  vorgeschriebene  Verweodiuigeart  ann(ygUcb,  oder  gar 
fchldlicb:  so  mosx  der  Staat  die  Guter  and  Einlcünfte  einer  solchen  Anstalt  xm 
einem  andern,  der  wahrscheinlichen .  Absicht  des  Stifters  so  viel  als  möglich  ge* 
miszen  Gebrauche  widmen.    [Seuffert  Arch.  IX.  7.) 

6.  Zürcher  Gesettb.  g.  56.  Stiftaogsstataten  dürfen  nur  unter  der  Voraus- 
seliaDg  abgeändert  werden: 

a)  dasz  die  zur  Verwaltung  des  Stiftungsverroögens  oder  zur  Stellvertretung  der 
Stiftung  berechtigten  Personen  In  ihrer  Yenammlung  mit  Mehrheit  eine  Ab- 
ioderung  beschilesieD; 

b)  dasz  4ie  lur  Aasobong  dar  Oberaialilcht  befagle  SleUe  —  Ihre  ZosUaummg 
ertheIH; 

c)  dasz  durch  die  Abinderong  dem  Geiste  der  StlfUmg  nicht  zuwider  gehamMt 
wird.  «- 

Der  Minderheit  ist  gestaUet,  mit  RikiMlcht  auf  das  dritte  Erfordemiaz  hmer- 
halb  Jabretflrisl  seit  Erlaasuag  des  neschluases  gerichtliche  Klage  gegen  die  Mehr- 
heit zu  erheben,  und  Nichtigerklärung  desselben  tu  basnUvgea« 

Ceberdem  steht  es»  insofern  durch  die  Abänderung  wohlerworbene  Rächte  Ein- 
zelner verletzt  werden  sollten»  dem  Berechtigten  zu«  diese  Rechte  vor  Gericht  sa 
achUtsen.  {.  57.  Wird  die  Fortdauer  der  Stiftung  unzulässig  oder  unmöglich,  so 
fillt,  insofern  nicht  in  den  SUtuten  etwas  anderes  bestiaMüA  ist,  du  StiftungSTer^ 
aMgen,  wem  die  Stülttg  snaichst  Mler  der  OberauMeht  einer  Gemeinde  atand* 
dieser,  wenn  dieselbe  unter  der  unmittelbaren  Oberaufsicht  des  Staates  stand»  dem 
Staate  zu.  Es  soll  Jedoch  das  Stiftnngsvermögen  dentenigen  besondern  Gütern  ein- 
verkibt  werden,  deren  Bestimmung  die  grOszte  Terwandtechaft  hat  mfit  dem  Zwecke 
der  Stiftung. 


S.  M.  eetehiehte  und  Mtor  des  Aatoireehts.  fjfff 

Statolen  ^«^iknschlMir  nmcht,  90  hl  diese  jedeitfalb  nur  rniter  dtti  m^ 
MtmnefitrtiBaideii  Voranssetzongen  zuUtoig',  dasz  Aesdbe'  ton  dem 
redlich  erfaffifen  Geiste  der  Sliftmg  gebOHgt  wird,  die  bemcfatigte  Ver^ 
wattang  und  ¥eitrelcuig  sie  beschlieszt,  und  die  Oberaufticfat  ilire  Zif 
stjmnuing  gftt 

7.  Die  StükoDg  geht  unter : 

a)  wenn  die  Anstalt  oder  das  Vermagen,  das  ihr  ab  köri>erliche  0rit^« 
läge  gedient,  untergeht  und  nicht  hergestellt  werden  kam; 

b)  wann  der  Zweck  der  Stiftung  unmö^ch  od«'  unzulSssig  geworden  ist 
Ans  lelztenn  Gtonde  ist  der  Staat  berechtigt,  eine  Stiftung  aufzuheben. 

8.  Die  Frage,  was  aus  dem  hinfterlasaeiien  Vermögen  der  Stifiong 
werde,  ist  ahnlich  zu  beantworten,  wie  die  nach  dem  Schicksal  des  zUfiOck«- 
geiaaaenen  Corporationsgutes.  [%.  A3.  4.) 


Sochstes  Cftpitel. 

Vom  Autorrecht. 

S-  46. 

1.    Geschichte  un^  Natur  des  Autonechts. 

1.  Das  Äutorreekt  (Urheberrecht)  gehM  der  moderne  RecKtsbüdung 
an.  Seine  ersten  Anfluge  sind  schon  im  XV.  Jahrhundert  «n  entdecken, 
aber  erst  nnerer  Zeit  ist  es  endlich  gdungen ,  dat  Princip  dasselbe  zu 
erkennen,  und  noch  arbeitet  sie  daran,  diesem  Piiinci|)  volle  Geltung  zu 
▼erschaflbn. 

Anfangs  wurden  nur  einzelne  schriftstellerische  Werke  MrctilPrivi- 
Ufien  gegen  unrechtmäszigen  Nachdruck  geschützt  (1.)  Ein  allgemeines 
Recht  wurde  noch  nicht  anerkannt,  und  der  Nacbdrucker  nur  darum  mit 
Strafe  bedroht,  weil  er  das  besondere  in  dem  Privilegium  enthaltene  Ver« 
bot  ttiiszachtet  habe.  Die  ältesten  bekannten  Privilegien  der  Art  haben 
die  Republik  Venedig  (schon  1469j,  der  Herzog  Sforza  von  Hailand,  der 
Bischof  von  Bamberg  1490  und  der  Senat  der  deutschen  Reichsstadt  Nürn* 
berg  ertheilt,  in  den  Jahren  1494  bis  1496. 

Allmfifalich  nur  —  aber  unsichem  Ganges  —  fing  auch  in  manchen 
Ländern  die  Jurisprudenz  an,  sich  der  Rechte  der  Autoren  oder  ihrer  Ver- 
leger anzunehmen.  Aber  selbst  die  Richter,  die  das  thaten,  hatten  mancher-;> 
M  Zweifel  Ober  die  Rechtsform  in  welcher  sie  jene  Rechte  schätzen  aoU- 


1.  FraDz(^fsche  Baehblndlerordnung  ron  1618.  Art.  33.  (bei  ßänouM^  I. 
8.  IM.)  Serad^feDdu  ä  tous  librafres,  imprimeurs  et  relieurs  de  cootrefaire  l(»  llrres 
desquels  II  7  aura  pr|yil6ge  obtenu  de  votre  Majest^  —  comme  aussi  11  sera  d^fendu 
s  tous  Ifbraires ,  Imprimeors  et  relieurs  de  cette  rille  de  Paris  d'obteDir  tucuue  pro- 
ls90ation  des  Privileges  per  les  dils  libraires  pour  l'ioifnresaloD  das  Uvres,  s*ll  0*7  a 
angaMBtatioD  aui  Uvres  desquels  les  Privileges  soot  ezpires. 


fjfjß  Bmsk  I.   Cap«  Wf.    Ymi  A«lorftöH 

Icb:  ufed  tkle  Juristen  betlrittoa  noch  iunge  — •  und  aogur  hb  «itf  unsere 
Tage  herab  —  4ie  fiilstenz  dieser  Rechte,  wmm  nicht  boflondere  Privilegieo 
oder  eine  aosdradüiche  GesetegdHia«  sie  schtttiten.  (S.)  Endlich  nahm 
sich  dte  GemiMgebui^  derseben  an*  in  Deutschland  soerst  die  Sichsiscbe 
Ge8eCzgd)nng  (1686  vnd  1773).  Aoch  sie  gewährte  anfNigs  nur  sehr  nn- 
▼oOkonunene  Anerkennung  ond  Schnti,  .bildete  sieh  aber  mit  der  Zeil 
IQ  höherer  VoBendnng  ans.  Heotentage  gehört  das  Auiorreeii  m  den  all- 
gemein anerkannten  m0meMieh$n  Becbten. 

9.  In  der  Entwickhmgsgeschichte  des  An  torrechtes  lassen  tich,  seit 
dasselbe  als  ein  aUgenmne$  Recht  darch  dte  Gesetzgebung  bestätigt  mid  gsn 
ordnet  und  dnrdi  die  Jurispradeni  anerkannt  wird,  vier  Stufen  untere 
sdieiden: 

a)  der  Stendpunkt  des  Prwüegiums.  War  dasselbe  frflher  im  einseine« 
Falle  Terlidien  worden,  so  wurde  es  nun  altgemein  efUfeilt  (3.) 
Aber  es  war  die  Form  der  Tergüneiigung  und  des  Auenahmereehiee 
noch  beibdialten,  während  doch  dem  Wesen  nach  allgemeines  Redit 
geschützt  wurde.  Das  BedOrfni^z  des  RecUsschutzes  war  gefühlt,  aber 
das  Bewusztsein  Ober  die  Natur  des  Rechts  noch  unerwacht 

b)  Der  Standpunkt  des  Verlagtrechis^  oft  mit  dem  Torhergehenden  Ter- 
bunden*  Man  dachte  dabd  zunächst  an  die  Verleger  und  woDte  das 
Verlagsrecht  dersdben  schtttzm:  ein  durchaus  ungenügender  Gesidits- 
ponkt  (4.)  Man  übersah,  dasz  der  rechtmässige  Verleger  und  d^ 
Nachdr«cker  nur  um  ihrer  verschiedenen  Beciehungen  tarn  Afllor  wi^ 
kn  ein  verschiedenes  Recht  haben,  und  dasz  ein  Monopol  des  ersten^ 
weiches  ohne  Rücksicht  auf  den  Autor  blosz  wegen  der  Priorität  der 
industriellen  Dntemdunung  verliehen  würde,  keinen  rediten  Grand 
habe.^ 

S.  ErfceDDtDisi  des  Srngclüehm  Oherhau§e9  f.  1T74  nach  der  BereChuBg  der 
Oiierricht«r  (bei  R^DOutrd  I.  a  S86}.  Frage:  Hat  nach  gemeinem  Recht  der  Auler 
eines  Baches  oder  irgend  eines  literarischen  Werks  das  ausschliesiliche  Recht 
xuerst  dasselbe  drucken  xa  lassen  ond  heraosiageben ,  und  hat  «r  eine  Klage  gegen 
Jeden,  der  dasselbe  ohne  seine  Erlaubnis! gedruckt.  ferGffentlicbt  und  verkauft  hatf 
Neun  Stimmen  bejahten  die  Frage,  eine  Ternelnte  sie. 

3.  ArrSt  sur  les  Privileges  v.  1777.  {A^nonmrd  I.  8.  107.)-  Ss  UtimU  a  re- 
eonnu  que  le  privil^ge  en  librairle  est  une  grAce  fondte  en  justice  el  qui  a  pour 
objet,  si  eile  estaccord^e  k  Taateur.  de  r^compenser  son  travail;  ai  eile  est  accord^ 
aü  libraire.  de  lul  assurer  le  remboursenvnt  de  ses  avances  et  Tindemnit^  de  ses 
frais  —  que  cette  diinrence  dans  les  motifs  qui  d^terminent  les  privil^es  en  doi^ 
produlie  une  dans  leur  dur6e. 

4.  freunifches  Landr.  h  11.  S«  ^MW.  Das  Yerlagsrecht  bestebt  in  der  Be- 
fugnisx ,  eine  Schrift  durch  den  Druck  xu  Tervieiniltigen  und  sie  ausschliesxend  ah- 
susetxen.  g-  998.  In  der  Regel  erlangt  der  BuchhSndler  das  Verlagsrecht  nur  durch 
einen  mit  dem  Verfasser  darüber  abgeschlossenen  schriftlichen  Vertrag. 


*)   ö,  wetkmr  nennt  du  Antatveeht  ebenfalls  rtrUfttt^u,  «ad  benMt  sieh  die  IHeen 
linbamer  welcha  Mi  an  diesen  Ansdnok  anhingen,  senftlüg  in  Term^dan.  «BrYeniefai 
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«)'Der  SliiidpmlLl  6^  UtttartHfhm  Eigeivthimi,  ScMftetgentfmmi,  ror- 
zfigbch  von  den '  Sdiriflstdlern  Teffoehtc*!!^  aber  juristisch  tmbrauch- 
bar.  (5.)  '      '  ^ 

Der  Spnfehgebraneh  fiimlieh,' welcher  die  Macht  des  Mensche«  Ober  seine 
Nerven,  Ober  sdne  Httnde,  über  seine  Gedanken  Efgenthnm  nennt,  und 
welcher  riles  imfeszt  was  der  Penon  zugehört  nnd  ihr  so  eigen  ist,  hat 
wohl  aoch  einen  Sinn,  aber  umfaszt  tShn  verschiedenartige  VerhSRnisse« 
als  dasz  er  im  Privatreeht  gebraocht  werden  könnte.  IHe  Jurisprodens 
kann  unter  Eigenthiini  nnr  ein  Saehenreefu  verstehen,  nur  die  volftommene 
Herrschaft  der  einseinen  Menschen  Ober  die  körperlichen  Sachen.  Von  der 
Art  ist  das  Redit  des  Autors  an  seinem  Werke  nicht.  Dieses  nämlich  iiit 
durchaus  verschieden  sowohl  von  dem  Manuscript,  als  von  den  gedruckten 
HKemplaren  des  Buchs.  Die  letztem  sind  allerdings  Sachen,  <fie  dem  Eigen- 
thnm  der  Individuen  zugehören.  Das  Werk  aber  ab  Geisteeproduet  haftet 
nicht  weder  aü  einem  bestimmtoi  Manuscript,  noch  an  einem  bestimmten 
Buch.  Es  kann  bestehen,  auch  ohne  Schrift  und  dine  Druck,  z.  B.  als 
mtkndliche  Vorlesung,  als  Rede.  Das  Recht  des  Autors  wird  daher  nicht 
im  mindesten  verändert,  wenn  auch  sein  Manuscript  zerstört  worden  ist 
und  alle  Exemplare  des  gedruckten  Buches  an  fremde  Eigenthflmer  gekom- 
men sind.  Sein  Werk  hat  als  ein  Geisteeproduct  eine  wesentlich  untäeh" 
liehe  Nattar.    Das  lebendige  Wort  ist  sein  echtester  Ausdruck. 

Ferner  ist  das  Recht  des  Autors  darin  verschieden  von  dem  fiigen- 
thum,  dasz  jenes  immer  auf  die  beeUmmte  indwiämeHe  Penon  de$  Äutare 
xmrückweim  (6.),  von  der  es  sich  nie  völlig  losmachen  kann,  so  lange  es 
ttberbaupt  besteht:  während  für  das  Eigenthura  die  Person  des  Eigen- 
thümers  ^eichgfiltig  ist. 

Endlich  ist  die  Richtung,  und  damit  der  Gehalt  des  Autorrechts  ver* 
schieden  von  der  Richtung  und  dem  Gehalt  des  Eigenthums.  Der  Eigen* 
thOmer  will  die  Seche  ßr  sieh  haben,  der  Autor  will  im  Gegentheil  slbi 
-   -  »        ■     »-  .  ■■.,,..  — '■■  '■ 

5.  JVapoleonuehet  Decret  v.  5.  Febr- 1810.  Art  39.  Le  droit  de  propri^U  est  garanti 
iTauteur  et  k  sa  veare  pendant  leur  vie,  si  les  Conventions  matrimoniales  de  celle-sl 
lui  en  donnent  le  droit,  et  \  leurs  enfans  pendant  ?ingt  ans.  Art.  40.  Les  auteurs» 
soit  nationaux,  solt  4trangers,  de  tont  ouvrage  imprim^  ou  grav^,  peuvent  e^der 
leur  droit  2i  an  imprimeur  oa  libraire,  ou  \  tonte  an tre  personne  qui  est^lors  sub- 
stttatte  en  Years  lieu  et  place,  pour  eax  et  leurs  ayant-caosej.  eomme  11  est  dit  4 
Tarttcle  pr^cödent. 

6.  Englisches  Gesetz  v.  1814.  Art  4.  Der  Autor  eines  Baches  und  seine  Steli- 
Vertreter  baben  wShrend  28  Jahren  nach  dem  ersten  Tage  der  Publication  das  aas- 
schliesziiche  Recht  dasselbe  zu  drucken  und  wieder  zu  drucken.  Wenn  nach  Ab- 
laaf  dieses  Termins  der  Aator  noch  lebt,  so  behXIt  er  dieses  Recht  wihrend  seiner 
fibrigen  Lebenszeit. 


daTDDler  ledig]i«b  „dat  Recht  da»  Anton  lu  auMchlieszlieber  Nutzung  eines  ipTerki  mittelst 
VenieinUigung  oderyerdirentlicbaiiit<'  (f.  II)  lenefiexeicbnun^  stellt  aber  die  vermögens- 
rechtliche und  gewerbliche  Seite  des  Autonrecbts  voran  und  lenkt'die  Aurmerksamkeit  zu  sehr 
auf  den  Verleger  und  zu  wenig  auf  den  Aator. 


L 


Werk  dem  PMiemm  mittkmlm^  «ber  nvr  ia  gsordiMler  Nffmm  mA  m  dan 
dabei  seine  Aatonehaft  gewürdigt  werde.  ^)    Es  bleibt  daher  nnr 
d)  der  vierte  Standpunkt,  von  welchem  das  Autorreeht  nicht  als  Stehen-, 

sondern  als  ein  penmdicke$  Ihckt  des  Autors  betraehtet  wird,  ab 

Recht  d€$  Urheberi.  (7—9.)  §.  47. 

Dem  Philosophen  Eant  gebührt  das  Verdienst,  zuerst  mit  Entschieden- 
heit auf  die  persönliche  Natur  des  Autorrechts  hingewiesen  zu  haben.  (10.) 
Im  Debrlgen  freilich  ist  seine  Darstellung  noch  ^reif.  Viel  weiter  hat  der 
franzosische  Jurist  RAMuard  in  einem  vortrefflichen  Werk  über  das  Autor* 
recht  die  Erkenntnisz  gefordert,  obwohl  sdbst  er  noch  zu  sehr  nur  die 
vermögensrechtliche  Seite  im  Autorrecht  beachtet  und  eben  desdudb  wieder 
das  Autorrecht  für  eine  Art  privüegirUn  Ifonopob,  wenn  auch  als  ein 
verdientes  und  allgemeines  des  Autors  erkliit,  und  so  von  neuem  den  per- 
sönlichen Kern  des  Rechtes  Obenieht 

3.    Als  wichtigste  neuere  Gesetze  kommen  in  Betracht  für  D9%u$chUmd 
«)  der  ßund€$beicäiusz  vom  9.  November  1837,   welcher  zwar  in  be- 

.  scfarankter  Weise  die  Autoren  mindestens  wahrend  eioiger  Zeit  gegen 

ungebührliche  VeröffenÜiehui^  schützt; 

b)  das  Preußzische  vom  11.  Juni  i8S7>  welches  diesen  Schutz  in  vollerem 
Masze  gewahrt ; 

c)  das  Bayrüehe  vom  15.  April  1840; 

d)  die  Säckmehen  Gesetze  vom  22.  Februar  1844>  vom  27.  Juli  1846 
und  vom  30.  JuU  18S6; 


7. .  Deutmhrr  Bunitthmädtlun  ?.  1887.  2.  Das  fteeht  liea  Uiliebers  oder  deaaen 
der  das  Eigenthum   des  llteraiischen  oder  kflnstleriaehen  Werkea  erworben  hat.  — 

8.  FreuMiucheM  Gesets  y.  1837.  Damit  dem  Eigenthum  an  den  Werken  der 
V^issenschaft  und  Kunst  der  erforderliche  Schatz  gesichert  ^erde  —  verordnen  wir: 
Art.  1.  Das  Recht  eine  hereits  herausgegebene  Sdirift  ganz  oder  iheltwefse  Ton 
neuem  abdrucken  -^  zu  lassen ,  steht  nur  dem  Autor  derselben  od4»r  denjtolge«  fo/ 
welche  ihre  Befugnisz  dazu  von  ihm  herleiten. 

0.  Bayerisches  Ges.  ¥.  1840.  Art  I.  Eneugnisse  der  Literatur  oder  der 
Kunst  dürfen  ohne  Einwilligung  des  Urhetiers,  seiner  Erben  oder  Recbtanaehfolger 
weder  veröffentlicht,  noch  ohne  dasz  ein  solches  Erzeugnisz  zu  eigenthfimlicber 
Form  verarbeitet  worden,  nachgebildet,  noch  auf  mechanischem  Wege  verviellkltigt 
werden. 

10.  Koni  (Werke  V.  8.  349).  In  einem  Buche  als  Schrift  redet  der  Autor  su 
seinem  Leser;  und  der,  welcher  sie  gedruckt  bat.  redet  durch  seine  Ezemplare 
nicht  für  sich  selbst,  sondern  ganz  und  gar  im  Nameo  des  Yerftssers.  Das  Eiem- 
plar  dieser  Rede,  es  .^ei  in  der  Handschrift  oder  im  Druck,  niag  gehören  wem  es 
wolle,  so  ist  doch  dieses  für  sich  zu  brauchen,  oder  damit  Verkehr  so  treiben,  ein 
GeschXft,  das  Jeder  Eigenthümer  desselben  in  seinem  eigenen  Namen  und  nach 
Belieben  treiben  kann.  Allein  Jemand  öffentlich  reden  zu  lassen,  ~  das  heiszt,  in 
Jenes  Namen  reden.    Das  Recht  mm  Verlage  Ist  ein  peraönllehea  bejahendes  Recht. 


')  Neuerlich  hat  Bi$*nlukr  (Das  liter.  artisu  ElgeMhum  und  Terlagirecht,  flchwerUi  f  A50) 
die  Eigcnthumstbeorie  wieder  aufzunehmen  venucht,  aber  ohne  die  GrQnde  gegen  dietelbe 
widerlegen  zu  kennen. 
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e)  das  Onterrekhuehe  todi  ifll«  Odober  1846; 

f )  der  Bundeibeschluiz  vom  22.  April  1841  mit  ROcksicht  auf  miuikalisolMl 
und  dramatische  Werke; 

g)  der  Bvndesbe$chlu$x  vom  19.  Jmii  1845,  worin  das  Autorrecht  um-| 
bssender  anerkannt  wird; 

h)  der  Bunde^eiMu$z  vom  6.  November  1856. 

Von  auMiDärtigen  Gesetzen  sind  vorzüglich  zu  erwihnen: 

a)  die  Engli$ekm  (die  erste  Parlamentsacte  über  das  iicopy-rig^  ist  voQa 
Jahr  1710)  Parlamentsacte  29.  Juli  1814,  vom  9.  Sq)tenDdber  1835 
und  28.  JuU  1838  und  1845; 

b)  eine  ganze  Reihe  von  NapoUonUehen  Gesetzen,  die  bei  R^nouard  ein-* 
zefai  mitgetheilt  sind; 

c)  das  Nardamerikanitche  Bundesgesetc  vom  3.  Fein*.  1831; 

d)  das  Russische  (Digesten  X.  741.  740.)* 

*  Französisches  Hauptwerk  ^dnouasrä  t^BiUi  des  droits  d'aateurs.  »Paris 
1838,  1839.  2  Bde.  —  Nacbveisungen  in  Jlf«t(mnat>r«  Zeitschrift  für  ausllmk 
Gesetzg.  und  Rechtsw.  I.  S.  324.  XI.  8.194.  XII  S  46].  XIU.  8.  1.  }(iy. 
S.  481.  ~  •/.  JoUy,  Die  Lehre  vom  Nachdruck.  Heidelberg  1853.  —  LiÜHnh 
laye  in  der  Revue  de  l^isi.  et  de  jurispr.  par  Wolowsky.  1852.  p.  129.  — 
Deutsches  Hauptwerk  O.  W&chter,  Das  Verlagsrecht.  2  Bde.  Stuttgart  1857 
D.  58.  —  Quell ensammlungen  von  SMrtter,  Handbuch  der  deutschen  Presz- 
gesetzgebung,  Leipzig  1840,  und  EUmlohr,  Sammlung  der  Gesetze  und  in- 
ternationalen Vertrage  zum  Schutze  des  llt.  u.  art.  Eigenthums.  Heidel*- 
berg  1856. 

§.47. 

2.    Wesen  des  Autorrechts. 

1.  Das  Werk  als  Geiitesprodueu  gehört  zunAchst  dem  jinlor  an,  dar 
es  enengt  hat,  nicbt  ab  eine  körperlidie  Sache,  —  denn  das  ist  das  Werit 
nicht  — ,  sondern  als  eine  OffenJlfarung  and  an  Ausdruck  seines  psf$im\ 
kckm  Qsistes.  Zwischen  Autor  und  Wer)^  besteht  ein  natürlicher.  Zu- 
sammenhang, wie  zwischen  Schöpfer  und  Geschöpf,  und  jener  hat  en 
oalllrliches  Recht,  dasz  dieses  Verhälinisz  geaehift  werde.   . 

%  Der  Autor  hat  daher  vor  all  m  das  Beoht,  sein  Werk  für  skk  zu 
behalten  und  eine  Yeröffenilichung  desselben  gegen  seinen  Willen  zu .  ver^ 
hissdem.  Er  bat  aber  zugleich  das  Recht  zur  Verö/femlkhu»§  denselben 
und  die  Art  und  Zeit  der.  Veröffentlichung  und  VervielfSUigung  tm  be* 
stimmen. 

Ea  jM  daher  we  Verletzpog  des  Autorrechts«  auch  wenn  durch  die 
Publleation  eines  Dritten,  der  von  dem  Autor  nicht  dazu  eamäohtigt  woiw 
d?n,  diesem  kein  ökenomischer  Schaden  lugeftlgt  wird,  sogar  dann,  wenn 
dieselbe  für  den  Autw  gewinnbringend  wäre:  .denn  niemand  hat  ein  Rechtk 
den  Antor  wider  seinen  Wilko  (^üentlidi  zum  Publicum  reden  zu  lassen; 
und  so  ei|%  ßtttck  seiner  Persdnlichkeit,  seines  Namens  und  seiner  (Antori') 
Ehre  der  Gemeinschaft  preiszugebeft* 
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Der  Rechtsschutz,  welcher  dem  Autorrechte  zu  TheO  wird,  reicht  frei« 
Hdi  nidit  so  weit,  ab  das  geistige  Verhaltnisz  der  Autorschaft  eine  morali- 
sche Beachtung  vo^ient  —  das  blosze  Plagiat  ist  noch  keine  Rechtsver- 
letzung •— ;  denn  das  Recht  musz  sich  auf  das  leiblich  erkennbare  be- 
schranken, und  kann  nicht  den  ganzen  Geistesverkehr  ordnen.  Derselbe 
tritt  nur  da  ein,  wo  das  Werii  als  möglicher  Yeriagigegenitand  er- 
scheint und  der  Autor  in  seinem  ausschlieszlichen  Rechte  zur  Veröffentp- 
lichnng  verletzt  worden  ist  Dieses  ausschliesztiche  Mittheflungsrecht  aber 
ist  xunädist  ein  pers(kUiehe$  Reckt  des  Urhebers.  Daraus  alldn  erkUüi  es 
sich,  dasz  das  Hauptgewicht  nicht  auf  die  Verlagskosten  noch  auf  den  Ver- 
lagswerth,  sondern  auf  die  »zeitige  Hervorbringung«,  nicht  auf  seine  Brauch- 
barkeit im  Verkdu*,  sondern  auf  die  Originalität  des  Werks,  nicht  wie 
bei  GerAthschaften  auf  die  industrielle  und  sflchliche,  sondern  auf  die  wissen- 
schaftliche oder  künstlerische  Bedeutung  gel^  wird. 

3.  Der  Yermögemwerth,  den  das  Werk  hat,  und  auf  den  der  Autor 
wieder  den  ersten  Anspruch  hat,  ist  daher  nicht  der  innerste  Kern  des 
Autorrechts,  sondern  für  die  juristische  Erkenntnisz  nur  von  ucundärer 
BedeutunQf  obwohl  diese  Seite,  um  deren  willen  das  Autorrecht  dem  Eigen- 
thum  verwandt  wird,  practisch  allerdings  die  mchtigsU  ist  und  zugegeben 
werden  musz,  dasz  der  ganze  Gedankt  des  Autorrechts  erst  klar  geworden, 
seitdem  durch  das  wachsende  materielle  Interesse  daran  die  Aufinerksam- 
keit  auf  denselben  erhöht  und  der  Blick  geschArft  worden  ist.  Es  ist  da- 
her möglich,  dasz  das  Werk  erst  dann  einen  Vermögenswerth  bekommt» 
wenn  der  Autor  sein  Recht  olme  alle  Honoraransprüche  auf  efaieo  Verleger 
übertragen  hat,  also  erst  in  der  Person  des  Verlegers,  wfthrend  der  Kern 
des  Autorrechts  auch  in  diesem  Falle  in  der  Person  des  Autors  begründet 
war  und  auf  den  Verleger  nur  in  beschrankter  Weise  übertragen  ward^ 
Das  AutM'redbit  ist  demnach  (wie  das  Recht  auf  eine  Firma)  primir  ein' 
persönliches,  secundär  ein  Vermögemrecht. 

4.  Wenn  der  Autor  sein  Werk  einmal  publidrt  hat,  •  so  verändert 
nch  deszhalb  die  Natur  des  Autorrechts  einigermaszen.  Das  Werk  ist  nun 
nicht  mehr  aueschUesisUch  mit  der  Person  des  Autors  verbunden,  es  ist  auch 
-—  seinem  geistigen  Gehalte  nach  *—  durch  die  Miitheüimg  ein  GemeingfU 
des  PMicumg  geworden.  Von  da  an  kommen  daher  auch  die  Rechte  der 
Gemeimehaft  mit  in  Betracht  »Man  kann  nicht  seine  Gedanken  mfttheilen 
und  de  zugleich  ausschlieszlich  für  sich  behalten.«  (R^nouard.)  Aufgabe 
der  Gesetzgebung  und  der  Jurisprudenz  ist  es  daher,  die  beiderseitigen 
Rechte  des  Autors  und  des  Publicums  an  dem  veröffentlichten  Werke  rich- 

5.  Das  Eigenthum  dauert  so  lange  fort,  als  die  Sache  besteht,  die  im 
Bigenthum  ist  Das  Autorrecht  dagegen  dauert  nicht  so  lange,  ab  das 
Werk  besteht  Anfangs  ist  die  Rücksicht  auf  die  Person  des  Äutare  noch 
überwiegend.  Im  Verlauf  der  Zeit  aber  ffkWt  das  Werk  ganz  der  Gem^m^ 
echaft  zu,  und  es  erlischt  das  Autorrecht 
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Es  ist  nun  allgemein  der  Grundsatz  anerkannt,  dasz  das  Autorrecht 
jedenfitOs  so  lange  dauert,  als  der  Aulor  idbir  noch  UbL  Er  bleibt  somit 
Herr  seiner  Mittheilungen  an  das  Publicum,  soweit  das  noch  irgend  mög- 
lich ist.  Die  neuere  RechtsbUdung  dehnt  das  Recht  aber  noch  aus  über 
seinen  Tod  und  aus  guten  Grtlnden.  (1.)  Würde  dasselbe  auf  die  Lebens- 
zeit des  Autors  beschränkt,  wie  die  persönlichen  Rechte  in  der  Regd  ei 
sind,  so  wäre  die  Dauer  desselben  völlig  ungewisz  und  um  deszwillen  ea 
ftkr  den  Autor  viel  schwieriger,  durch  Vertrag  mit  einem  Verleger  den  ihm 
gebührenden  Vermögenswerth  zu  erhalten,  und  seine  Familie  würde  überaU 
nicht  berücksichtigt,  was  um  so. unbilliger  wdre,  als  durch  den  frühen  Tod 
des  Autors  das  Publicum,  dem  er  durch  sein  Werk  einen  Dienst  erwiesen, 
einen  Zuwachs  von  Bereicherung  bekäme,  während  gleichzeitig  dadurch 
die  Familie,  für  die  der  Autor  zunächst  sorgen  wollte,  einen  erhöhten  Ver- 
lust empfi&nde.  Es  wird  daher  die  Persönlichkeit  des  Autors  noch  iiber 
seinen  Tod  hinaus  in  seinem  Werk  auch  so  geehrt,  dasz  seiner  Familie 
(d.  h.  seinen  Erben)  noch  eine  Zeitlang  —  so  lange  das  Gedächtnisz  der 
Persönlichkeit  noch  frisch  ist  und  der  Autor  gewissermaszen  noch  in  der 
nächsten  Generation  seiner  Erben  fortlebt  —  der  Fortgenusz  des  Autor- 
rechtes zugesichert  wird.  Diesem  Gedanken  entspricht  namentlich  die  ge- 
setzliche Frist  von  dreiszig  Jahren  nach  seinem  Tode. 

$.48. 

S;   G«gen8iaiid  des  Aalorrechts. 

1.  Das  Autorrecht  bezieht  sich  voraus  auf  die  Werke  der  Literatur, 
cuf  UUtasrische  Erzeugnisse.  (1.)  »Ein  literarisches  Brzeugm'sz  ist  jedes 
Werk,  welches  in  der  Literatur  zu  erscheinen  fthig  ist  oder  darin  wh*k- 
lich  erscheint«  (  Wächter  §.  15.)  Von  welcher  Art  dasselbe  sei,  ob  wissen- 
schaftlich oder  poetisch,  ob  ausgezeichnet  oder  schlecht,  ob  Originalwerk 
im  eigeutliohen  Sinne,  oder  Udiersetzung  und  Nachbildung,  ist  zunächst 
gWehgültig,  wenn  nur  das  Werk  als  ein  eigenes  des  Urhebers  in  dem  Masze 
zu  betrachten  ist,  dasz  man  billig  von  Autorschaft  reden  kann.  Es  kann 
daher  anch  fbr  Sammdwerke,  z.  B.  Mustersammlungen  von  Gedichten, 
fiicyclopädien,  Briefsaromlungen  *),  ein  Autorrecht  ausgesprochen  werden, 

1.  Besehluss  des  deutschen  Bundes  v.  1845.  1}  Der  durch  deo  Artikel  t  des 
Beachlusaes  vom  9.  N«v.  1837  ffir  mindestens  sehn  Jshre  von  dem  Rfseheiiien 
eines  litenrisehen  Erzengnisses  oder  Werkes  der  Kunst  an  zugesicherte  8chati 
gegen  den  Naehdrark  and  Jede  andere  onbefbgte  Vervielfältigung  auf  mechanischem 
Wege  wird  fortan  innerhalb  des  ganzen  deutschen  Bandesgebietes  für  die  Lebens- 
dauer der  Urheber  solcher  literarischen  Erzeugnisse  oder  Werke  der  Kunst,  und 
aar  30  Jahre  nach  dem  Tode  derselben  gewahrt. 

I.  £umde96e9eA.  v.  1837.  Literarische  Erzeugnisse  aller  Art,  sowie  Werke  der 
Kunst  t  sie  mOgen  wissensehaflllch  sein  oder  nlehL  <• 


*)    J»^  1&  1'2I)  will  selbit  Ittr  BriefMaimluBgeB  keis  Autorrecht  lugebes,  veU  die  Mefe 
nicht  tu    den  litcririBChen  Erzeugnissen  gerechnet  werden  können,  sondegrn    der    iadlTl- 

Blnntiehli,  deutKhct  Privattecbt   %  AuO.  8 
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aber  nur,  wenn  dieselben  von  einer  eigenthdmlicben  Geistesarbeit  des  Ur- 
hebers 2eiigaisz  geben,  z.  B.  dut-ch  systematische  Auswahl  nnd  Anordnung. 
Wird  dagegen  z.  B.  ein  Älteres  bekanntes  Werk,  Ar  welches  kein  Autor^ 
recht  mehr  besteht,  wieder  abgedruckt,  wenn  auch  mit  geringftlgigen  kriti- 
schen Correcturen,  so.  wird  durch  solche  Herausgabe  kein  neues  Autorrecht 
begrOndet  Ebenso  sind  Anmerkungen  und  Erläuterungen  eines  andern 
Werks  wieder  als  ein  besonderes  literarisches  Erzeugnisz  zu  schützen. 

SL  Ebenfalls  als  literarische  Erzeugnisse  gelten  auch  die  mündlichen 
Torlesungen  der  Professoren  und  ähnliche  icissenschaftUche  Vorträge.  (2,  3.) 
i»Den  Vortrag  des  l^rofessors  jedem  Speculanten  preiszugeben,  heiszt  nicht 
blosz  seinen  wissenschalUichen  Ruf  der  Ungenauigkeit  und  Unfohigkeit  eines 
beliebigen  Nachschreibers  aussetzen,  sondern  es  wird  dadurch  auch  jener 
verhindert,  seine  Arbeiten  zu  erganzen  und  zu  übergehen,  die  ersten  Ge-* 
danken  auszubilden,  den  raschen  Ausdruck  der  freien  Rede  zu  verbessern, 
und  es  werden  die  Früchte  seines  Fleiszes  fremden  unverdienten  Händen 
zugeleitet.«  *)  (^R^nouard  II.  S.  145.)  Dasselbe  gilt  von  der  Herausgabe 
der  Predigten  eines  Geistlichen  oder  der  Reden  eines  Staatsmannes  oder 
Advocaten.  Hier  jedoch  mit  einer  wichtigen  Beschränkung.  Die  öffent- 
lichen Reden  eines  Mitgliedes  des  gesetzgebenden  SÖrperi,  oder  eines  An* 
walts  vor  Gericht  gehören  in  so  emin^tem  Grade  der  Oeffentlichkeit  und 
Gemdnschalt  zu,  dasz  hier  theils  der  Bekanntmachung  der  Journale,  theils 
auch  besondern  Abdrücken  durch  dritte  Personen,  z.  B.  zu  politischen 
Zwecken«  kein  individudles  Autorrecht  hinderlich  sein  darf  **). 

2.  PrenMziMchet  Geset«  v.  1837.  Art.  3.  Dem  Nachdrack  ^ird  gleich  geachtet  — 
der  ohne  Genehmigung  des  Autors  oder  seiner  Rechtsnachfolger  bewirkte  Abdruck 

a)  von  Manuscripten  aller  Art; 

tr)  TOD  nachgeschriebenen  Predigtdfi  und  miindlich4*n  LehnrortrSgen .  gleichviel  ob 
-  dieselben  unter  dem  wahren  Namen  de»  Autors  herausgegeben  wvrtten.oAir  nidit. 

3.  ßaxri9cAes  .Qt9,  T.  1840.  Art.  1.  Als  Erxeugnisse  der  Llteaatui!  siiid  aneh 
mündliche  Vorträge  anzusehen«  welche  absichtlich  .zum  Zwecke  der  Belehrung  oder 
des  Vergnügens  gehalten  werden. 


duellen  Vittbeilung  iDgehöreo.  Diese  Begründung  pasxt  aber  auf  die  für  die  öffentliche 
Hittheilung  bearbeitete  Briefsammlung  keineswegs  und  bat  selbst  in  ihrem  B«*nig  auf  ein- 
Mliie  Briefe  laiehl  die  behauptete  Wirking.  Vgl.  unten  %.  8f».  Nro.  ft.  '  - 
)  In  dieseM  Sinne  erkanifte  dai  Oberhofffsr.  in  Mannheim  in  Sachen  detf  GenslerlacheD  Sitten 
gegen  ProrMotsUdl^-wekher  das  Gvilpreceai/CoUegienheCt  GenaleraheieiiagegebeD.  hatte. 
)  Die., Frage,  db  der  öffentUche  |Le<Mier,  der  eine  Sammlang  seiner  .Bedeo  als  ein  su^ 
8amnienbäng;endes  Zeugnisz  seines  .individuellen  Geistes  herausgebe,  dadurch  ein  AotoTi- 
recht  an  diesem  Werke  erlange,  ist  freilich  bestritten.  Rtnouard,  (ii.  S.  lil)  geht  weiter 
und  scblieszt  fikr  Parlamentsreden  das  Autorrecht  unbedingt  aus.  Ebenso  die  englische 
Gesetf gebung  v.  1835.  Art.  3.,  die  selbst  den  Professoren  kein  Autorrecht  an  ihren  Uni- 
versiUiftsvOrtrilgen  cugesteht  Dagegen  Pmr^anu  Droit  oomäa.  Q.  1B5.  Ich  halte  nnit 
Wiehter  $.  \i,  S.  151  den  Rediier  Ar  bereOhügt  daie,  aber  mit  Verbehalt  der  eMgfei 
Ausnahme,  welche  aber  meht  wie  Wächter  verlangt,  auf  die  gewöhnlichen  Organe  der  öffent- 
lichen Hittheilung  (Zeitungen)  beschrankt  werden  darf,  sondern  nach  der  ^'eise  des  po- 
Mtiaehen  Lebens  aueh  auf  aeeterordentlicheo  Wagen  t-  B.  in  Fem  von  Flu^lltfeni,  rieh 
Mwegeo  kann. 
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8.  AusnaJimswelse  gibl  es  Werke,  wdche  zw«r  Itertrisohe  Erieag- 
niflse  sind  und  auf  wdebe  dennoeh  das  Autorrecht  keine  Anwendung  hat 
Von  der  Art  sind  die  Werke,  die  nach  ihrer  eigentlichen  Bestimmung  gani 
md  gar  dem  ägmtUehm  Lebm  und  der  Gemeinsehaft  angeh<H'en>  und  da- 
her nieht  in  den  Bereich  des  Privairee/di  fallen,  wie  Gusize,  Vtrordimm* 
^m,  anulkhs  und  öffentliche  Berichte,  gerichtliche  Urthcüe  und  dgl. 

4.  Analog  ist  das  Autorrecht  in  neuerer  Zeit  auch  auf  mutiheUieehc 
Werke  und  ebenso  auf  Producte  der  Idldenden  Kunet^  artistische  Brzemg- 
nisse  (4.)  ausgedehnt  worden.  Der  tiefere  Grund  liegt  wieder  in  der  Achtung 
der  Persönlichkeit  des  Urhebers  in  seinem  Werke;  erst  der  secnndäre  in 
dem  Yermögenswerthe  auch  solcher  Werke  der  Kunst  Gerade  ausge* 
zeichnete  Rttnstier  werden  es  -*  ganz  abgesehen  von  allen  Rücksichten 
des  Honorars  —  als  eine  Kränkung  ihres  Urheberrechts  empfinden,  wenn 
ihre  BOder  durch  schlechte  Lithographien  in  unwürdiger  Gestalt  verviel* 
filltigt  und  veröflenüicht  werden.  Aber  auch  da  erfischt  das  persdnliche 
Recht  des  Autors  eine  Zeit  nach  seinem  Tode;  und  ebenso  machen  billig 
diejenigen  kOnstlerischep  Werke  eine  Ausnahme,  welche,  wie  z.  B.  öfient- 
Kche  Denkmaler,  ihrer  Bestimmung  nach  dem  öflentlichen  Genusz  anheim- 
gegeben sind. 

Zu  den  geschützten  Kumtwerken  werden  auch  gerechnet  Zeidmungen 
von  mdir  unssensehaftlichem  als  künstlerischem  Werthe,  wie  Landkarten, 
anatomische  Abbildungen  und  dgl.,  ebenso  die  Bauplttne  der  Architekten^ 
Auf  die  Erzeugnisse  der  Scuiptur  bezieht  sich  das  Autorrecht  ebenso,  nicht 
minder  haben  ein  solches  Holzschneider  und  Gravewre,  (5.)  Dagegen  wird 
es  nicht  anerkannt  für  die  Bamoerke  der  Architekten  (6):  sie  sind  zwar 
auch  Kunstwerke,  aber  in  sich  selbst  so  fest  und  unübertragbar  und  zu- 
gidch  in  ihren  äussern  Formen  so  entschieden  der  OeffentKchkeit  preis« 
gegeb^,  dasz  es  hier  theils  unpassend  tbeils  überflüssig  erschien,  die- 
sdben  gegen  Nachbildung  zu  schützen. 

§.  49. 
4.    Subject  und  Uebertragong  des  Autorreehls. 

1.    Das  Autorrecht  weist  immer  auf  m  bestimmtes  ifidividuum  hin 


4.  Bunäet6e4cAlusz  v.  23.  Juli  J84I.  1}  Di«  öffeotliche.  AufführuDg  eines 
dramatischen  oder  musikalischen  Werltes  im  Ganzen  oder  mit  Al»Jiürzungen  darf 
nur  mitfirlaubniss  des  Autors,  seiner  Erben,  oder  sonstigen  Rechtsnachfolger  statt- 
finden, so  lange  das  Werk  nicht  durch  den  Drnck  veröffentlicht  worden  ist. 

5.  frcutzitchew  Gesetz,  g.  21.  Die  Ter  viel  nUlgung  von  Zeichnungen  oder 
Gemälden  durch  Kupferstich,  Stahlstich,  Holzschnitt,  Lithographie,  Farbendruck, 
Uebertragung  u.  s.  w.  ist  verboten  wenn  sie  ohne  Genehmigung  des  Urhebers  des 
Original kunstwerks  oder  seines  Rechtsnachfolgers  bewirkt  wird.  $•  22.  Unter 
gleicher  Bedingung  ist  die  Vervleirültigung  von  Sculpturen  aller  Art  durch  Abgüsse, 
Abformungen  n.  s.  w.  verboten. 

6.  Bayriithes  Ges.  ArL  2.  Ausgenommen  sind:  1)  Werke  der  Baukunst  la 
ihren  Suszern  Umrissen,  dann  die  an  öffentlichen  PlÜtsen  aufgestellten  Denkmale« 
Torbehaltl(ch  jedoch  derbefüglich  ihrer  Nachbildung  etwa  sn  treffenden  Anordnungen. 

8  ♦ 
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ab  das  dg^Uiche  Subjeot,  nAndich  «if  den  Aman-  $db$i.  Eb  iü  insofern 
an  höchst  persönliches  Recht  Es  entsieht  ws  der  Urfadiersdiaft,  und 
seine  Daner  bleibt  abhangig  von  der  Lebeiisdaaer  des  Urhebers.  (1.) 

3.  Zuweilen  hat  ein  Werk  tnehrere  Urheber.  Hier  sind  indessen  zwei 
Hauptftlle  zu  unterscheiden:  Erster  Fall.  Die  Mehrheit  der  Urhdier  be- 
zieht sich  nur  auf  die  einzehien  Theile  des  Werks,  das  Werk  ab  Ganzes 
aber  hat  nur  einen  Urheber,  z.  B.  eine  EncyUopftdie  ist  das  Untemdimen 
Eines  Redactors  oder  Herausgebers,  ihre  Artikel  sind  aber  von  90  Schriftstrilern 
znsammengetragra.  (3.)  Diese  haben  ein  Autorrecht  an  ihren  Artikdn  (3.), 
jener  ein  Autorrecht  am  ganzen  Werk,  und  es  ist  mögKch,  dasz  das  erstere 
früher  erlischt  als  das  letztere,  und  umgekdirt 

3.  Zweiter  Fall.  Zwei  od«  mehrere  Personen  sind  gememeame  Ur- 
heber des  Ganzen:  z.  B.  die  Brüder  Jacob  und  Wilhelm  Grimm  des  deut* 
sehen  Wörterbuchs.  Zunächst  haben  mehrere  MUurhd^er  gleiche  Rechte, 
und  das  Werk  ab  ein  Ganzes  ist  abhftngig  ton  lArer  atter  Ld^emdauer: 
d.  h.  die  Dauer  des  Autorrechts  am  Ganzen  wird  gerechnet  nach  dem 
Leben  dessen  unter  den  Autoren,  der  am  längsten  lebt.  Da  das  Werk 
Eiües  ist,  so  ist  auch  die  Urheberschaft  Eine,  wenn  schon  mehrere  Per- 
sonen zusammengewirkt  haben.  Aus  dem  nämlichen  Grunde  kann  daher 
auch  kein  Hiturheber  Theilung  und  Ausscheidung  fordern,  noch  den  an- 
dern zu  einer  Veröffentlichung  nöthigen,  zu  welcher  dieser  sich  nicht  ihm 
gegenüber  verpflichtet  hat  Diese  persönliche  Gemeinschaft  erinnert  an  das 
Gesammteigenthum  im  Sachenrecht  im  Gegensatz  zum  Miteigentiium. 

Der  blosze  Gehülfe,  der  nur  Andere  in  der  Hervorforingung  ihres 
Werks  unterstützt,  hat  keinen  Theil  an  dem  Autorrecht. 

4.  Die  Eigenschaft  des  Autors  kann  auf  verschiedene  Weise  nachge- 
wiesen werden.  Im  Zweifel  ist  anzunehmen,  der  bei  einer  ersten  Veröffent- 
lichung genannte  Name  des  Autors  sei  der  wahre;  aber  es  ist  dem  wirk- 
lichen Autor  unbenommen,  seine  Urheberschaft  nachzuweisen,  auch  wenn 
sein  Name  nicht  genannt  war.    Ammyme  und  pseudonyme  (4.)  Werke  ver- 


1.  ßenouarä  II.  8.  202.  Le  droit  au  privil^  d^rive  de  U  qualil^  d'autfur. 
Le  priTil^ge,  s^parable  de  la  peraonne  de  l'aateur  qaant  4  son  eiercice  en  est  ins^ 
parable  qaant  k  sa  duröe. 

2.  Merlin  (bei  Renouard  II.  '221).  Le  mot  auteur  d^signe  non  seulement  ceaz 
qui  ont  compos^  par  eai-m^mes  un  ouTrage  litl^raire,  roais  encore  cpui  qai  l*ODt 
fait  composer  par  d'aatres.  Le  citoycn  Gayot  n'a  compos^  qu'utie  partfe  da  Reper- 
toire de  Jarfspradence,  les  trois  quarts  au  moins  de  cet  ouvrage  ont  ^t^  compos^ 
par  des  JurisconsuKes  que  le  cltoyen  Gayot  avait  af^ocf^s  %  scs  travaui.  —  Cepen- 
dant  qai  est-ce  qai  oserait  aojoard'büi  contester  au  citoyen  Gayot  sur  ('int^graliti 
da  Repertoire  de  Jarisprudence  le  plein  eiercice  des  droits  que  la  loi  de  f  793  assure 
aui  auteurs  de  leurs  ouvrages? 

3.  Mnouardlh  8.  220.  M.  Troapenas,  acqnerear  de  la  partition  de  Motse, 
STait  publik  les  paroles  de  cet  opera  avcc  la  Inas^que,  sans  le  consentement  de  11. 
de  Jouy,  aalear  des  paroles.  Un  arr^t  de  la  cour  royale  de  Paris  du  11.  Janv.  1828 
—  a  Juge  qu*il  y  avait  contrefacon. 

4.  ffUchier  I.  8.  434.    Als  pseudonym  kann  ein  Werk  nicht  gelten«  welches 
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aber  eine  besondere  Beachtong.  Gewöhnlich  ist  dem  Dritten  der 
Name  des  wirklichen  Autors  nicht  bekannt  Er  kann  daher  anch  nidit 
berechnen,  ob  nnd  von  wann  an  ein  solches  Werk  der  Oeflentlichkeit  an- 
heim  gefaUen  sei.  Hier  meint  man  oft  mit  der  Venmithnng  anszohdfed, 
dasz  der  Herausgeber  als  Autor  zu  betrachten  sei:  Aber  diese  Vermuthong 
bat  nur  ausnahmsweise  Grund  und  hAlt  nidit  Stand,  wenn  spftter  die 
Wahrheit  aufgedeckt  wird.  Vfer  wirkliche  Autor  lebt  vielletcht  noch,  and 
der  Herausgeber  ist  schon  vor  90  Jahren  gestorben.  For  derlei  Fidle  ii* 
es  ein  BedOrfiiisz,  dasz  die  Gesetzgebung  im  Interesse  der  Rechtssicherheit 
und  der  Oflientlidien  Benutzung  eine  besondere  von  der  ersten  Herausgabe 
an  gerechnete  Frist  des  Rechtsschutzes  bestimme.  (5.  6.)  Ein  ähnliches  Be- 
dOrfioisz  zeigt  sich  bei  Werken  von  juristischen  Personen«  die  in  gewissem 
Sinne  unsterblich  sind,  iß.) 

5.  Das  Autorrecht  dauert  nach  deutschem  Rechte  *}  noch  SO  Jahre 
fiter  den  Tod  des  Urhebers  hinaus  fort  Es  wird  somit  ab  Bestandtbefl 
seiner  Verlassenschafi  betrachtet  und  geht  auf  seine  Erben  und  erbrecht» 
Kchra  Nachfolge  Ober,  insofern  es  noch  nicht  von  dem  Drhet>er  bei  seinen 
Lebzdten  verttus^ert  worden  ist  Wer  diese  Nachfolger  seien,  ob  die  eigent- 
lichen gesetzlichen  Erben  oder  Testamentserben,  oder  die  Qberlebende 
Wittwe  oder  durch  dn  Vermftchtnisz  Begabte,  wird  durch  die  besondei« 
Gestaltung  des  Erbrechts  bestimmt.  Das  französische  Recht  bedenkt  die 
Wittwe  des  Urhebers  in  vorzüglichem  Masze  und  unterscheidet  hier  ge- 
nauer als  das  deutsche  zwischen  den  engern  und  weiten  Beziehungen  des 
Familiennexus. 

6.  Das  Autorrecht  ist  übertragbar,  aber  nur  unter  der  Beschrinkungy 
dasz  die  Fortdauer  desselben  von  dem  Leben  und  Tod  des  Autors  selbet 
abhAngig  bleibt  (1.;  Der  gewöhnliche  Fall  der  Uebertragung  ist  die  an 
einen  Verleger  im  Verbgscontract  ($.  127.  J9  aber  nicht  der  einzige.  Einer 
besondem  Farm  bedarf  die  Uebertragung  nach  deutschem  Rechte  nicht;  sie 
kann  auch  mündlich  vor  sich  gehen  oder  aus  dem  Zusammenhang  von 

iwar  Bifbl  unter  dem  FamilieimaDieo,  sber  onler  einem  noioriieken  Juiornamem 
des  Yerfassers  erscheioi.    Z.  fi.  Jean  Paal.  Jeremies  Gottheit. 

5.  FreMinücAes  Ges.  g.  7.  Die  in  den  SS-  ^  ^^^  ^  vorgeiicbriebene  Bauer  des 
gchoties  (setzt)  voraas,  dasz  der  wahre  Name  des  Verfassers  auf  dem  Titelblatte 
oder  anter  der  Zaeignnng  oder  Vorrede  angegeben  ist.  Eine  Schnfl,  die  entweder 
unter  einem  andern  als  dem  wahren  Namen  des  Verfassers  erschienen,  oder  bei 
weicher  gar  kein  Verfasser  genannt  ist,  soll  15  Jahre  lang,  von  der  ersten  Heraus- 
gabe derselben  an  gerechnet,  gegen  den  Nachdruck  geschützt  sein. 

6.  Sundetbesehlnsz  v.  1845..  %)  Werke  anonymer  oder  psendonjmer  Autoren 
sowie  posthome  and  solche  Werke,  welche  von  moralischen  Personen  (Akademien, 
Universlliten  etc.)  herrühren,  genieszen  solciien  Schatzes  wihrend  dreiszig  Jahren 
fw  dem  Jahre  ihres  Erscheinens  an. 


*)    nas  eDgUache  und   nordamerikaniMhe  Jlecht  zieht   eine   gleichmlszige   Dauer  vor   und 
rechnet  daher  tob  der  ersten  Veröffentlichung. 
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BmAttgeo  ofifaÜMtr    werden.     (Anders  im  nordaiiierikaiutcheD  und  im 
niefischen  Hecht) 

Es  mnsi  hier  unterschieden  werden  zwischen  der  Uebertragong  des 
BigenUmms  oder  Besities  an  dem  Hannscript,  die  nach  den  Regehi  des 
Sachenrechtes  geschieht,  and  den  Ueberir^igwng  de$  AuiorrechiSf  wdche 
dnrch  blo$zm  Vertrag  vor  sich  geht  Beide  sind  biofig  mit-eioander  ver- 
hnnden,  aber  iLommen  auch  oll  geCrennI  vor  und  sind  von  einander  unab- 
hftngig.  Ans  dem  Besitz  eines  Hanuscripts  kann  daher  nicht  ohne  weüers 
auf  da»  Autorrecht  des  Besitzers,  sondern  mir  dann  geschlossen  werden, 
wenn  der  Zusamnenhang  der  übrigen  Dmstinde  darauf  hinweist 

7.  Zweifel  erheben  sich  Ober  die  Frage  der  naehgehuseMn  Sehrifim 
(opera  posthuma).  Fallen  dieselben  30  Jahre  nach  dem  Tode  des  Verfassers 
der  Oeffentlichkeit  anheim?  Das  wäre  unnatürlich,  da  sie  inzwisdien  noch 
nie  aus  dem  sMUen  Kreise  des  Privatbesitzes  herausgetreten  und  ungedruckte 
Werke  für  das  Publicum  überall  nicht  vorhanden  sind.  Oder  wird  der 
erste  Jätrautgeber  nun  als  Autor  betrachtet  und  datier  die  Dauer  des 
Schutzes  nach  seinem  Leben  berechnet?  Die  französische  Jurisprudenz  ist. 
geneigt,  diese  Frage  zu  bejahen.  Wer  das  Werk  ans  Licht  zidit  und 
nadidem  er  sich  das  Verdienst  erworben,  den  Charakter  und  Werth  des- 
selben SU  eitennen,  ihm  Leben  gibt,  indem  er  es  veröllentlicht  ist  mit 
Bezug  auf  die  Interessen  der  Gesellschaft  als  der  Urhd)er  und  der  Vater 
des  Werks  zu  betrachten.  (MMuard  IL  S*  292.)  Indessen  ist  diese  Art 
dar  Urheberschaft  doch  mir  eine  secundäre,  und  es  reditfertigt  sich  wenn 
die  neuere  Gesetzgebung  dafür  einen  beschränkteren  (6.)  Schutz  gewährt 
thnlidi  wie  für  anonyme  Werke,  so  dasz  .die  jährige  Frist  von  der 
ersten  Ver^entKchung  an  gerechnet  wird.  (6,  7.) 

8.  Verwandt  Ist  die  Frage  des  Autorrechts  an  Briefen,  Natürlich 
sind  nicht  in  Briefform  geschriebene  Werke,  sondern  wirkliche  Briefe  ge- 
meint Diese  werden  in  der  Regel  dem  Adressaten  von  dem  Adressanten 
'^  dem  eigenthchen  Urheber  -—  ztr  Eigenthum  überlassen,  aber  damit 
keineswegs  das  Autorrecht  daran  mit  übertragen;  denn  etwas  anderes  ist 
individuelle  Mittheilung,  und  etwas  anderes  Uebertragting  des  Rechtes  zur 
Herausgabe.  Eben  deszhalb  sind  einzelne  Briefe  ihrer  ursprünglichen  Be- 
stimmung nach  keine  literarischen  Erzeugnisse  im  eigentlichen  Sinne  des 
Worts.  Werden  sie  aber  von  einem  andern  herausgegeben,  so  liegt  dann, 
wenn  nicht  ausdrückliche  Erlaubnisz  oder  stHlschweigendes  Gewährenlassen 
des  Adressanten  vorausgesetzt  werden  kann,  eine  Verletzung  der  Persön- 
lichkeit ihres  Urhebers,  der  wider  seinen  Willen  dem  Publicum  als  Autor 
vorgeführt  wird.    Es  wäre  ungereimt,  wenn  der  unbefugte  Heramgeber, 


7.  Bayrisches  Ges.  Ari.  3.  3)  Bei  Werken ,  die  erst  nach  dem  Tode  des  ür- 
bebers  herausgegeben  werden  oder  auf  welchen  nur  der  Name  des  Verlegers  ange- 
geben ist,  [erlischt  das  Autorrecht)  mit  dem  Ablaufe  von  30  Jahren  von  dem  Er- 
scheinen an  lu  rechnen. 
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weldl^  die  j^riefe  alß  Kterarisches  Bruagmz  ansbentet,  6ic)i ,  darauf  ber 
mfea  dürfte,  sje  seien  kein  literari^bes  Efief^tMßt.  Die.  Verleftzuüg  dei; 
PersOnbchkeit  ist  sogar  gröszer,  wenn  die  vertrautea .  Briefe,  als  wenn  eiQ 
)iUeraris(die9  W^rk  eines  Individuunis  wider  desst^n  Willen ;.p!}bUcjrt  wird; 
d^oi;  Vß  letztern  Jall  ist  die  Veröflentlichuog  docb  in  der  R^el  von  deq) 
Auloir  ^Ibst  ^bsichtigt»  im  erstem  ai^  wird  er,  der  «iob  nur  vertraulicb 
geftQSsert  hatte,  sogar  gegen  seinen  Willen. zum  Autor  für  das  Puhlioutq 
^macbt*  Pieser  hat  d^erein  Recht  die  VeröfTentlich.uqg  zv  bebjoderOf 
jmd4  wena  sie  geschehen, .  auf  Verletzung  seiner  PersC^nlichkeit  zu  J^ageoi 
Die  Jurisprudenz  jst  freilich  darüber  noch  nicht  einig*  Manphe  luristei} 
veroiQfthen  für  das  Recht  des ,  £igentbüi]pers  der  Briefe  (Adressaten),  die- 
selben bekannt  zu  macheq. .  Andere  im  Gegentheil  sehen  in  ^solcher  Ver* 
öfTentliobung  einen  Miszbrauch  des  persönlichen  Vertraueqsverb^tnisses 
jcwiscb^. Adressat  und  Adressat,  und  verstatten  gegen  di^en,  nicht  abei; 
aus  dem  Grunde  des  Autorrechts  gegen  einen  Dritten,  der  in  dea  Besitz 
der  Briefe,  gekommeut  eine  Klage  (actio  iiyuriaruip). 

9. .  Die  Uebertragung  kann  eine  vollständige  und  eine  theüweise,  tu»? 
b§dingie  oder  badingU,  dauernde  oder  durch  besondere  ZeilibeHimm^nß  be^ 
schränkte  sein.  Dei\  Contrahenten  steht  es  zu,  das  Nähere  durch  Cebep^ 
einkunS  zu  bestimmen.  Mangelhafte  Verabredungen  sind  je  na^h  den  au$ 
den  Umstttnden  und  der  Sitte  abgeleiteten  Grundsätzen  zu  ergäi»en.  -  Der- 
artige Annahmen  sind: 

a)  das  Autorrecht  wird  durch  den  Verlagscontraet  gewöhnlich  nur  ßr 
eine  Aufloge  auf  den  Verlege  Qbertragen  und  ftllt,  nachdem  dies^ 
vergriffen  ist,  an  den  Autor  zurück  (8,); 

b)  Autoren  von  Zeitungsartikeln  haben  danut,  auch  wenn  sie  vop.  dein 
Unternehmer  honorirt  worden,  auf  selbständige  Herausgabe  ihrer  Ar- 
tikel in  besondem  Schriften  nicht  verzichtet*); 

c)  der  Autor  eines  Dräma's,  welcher  einem  Schauspieldirector  sein  Drama 
zur  Aufführung  flberläszt.  Oberträgt  damit  nicht  das  Recht  tum-  ^Druck 
und  Verlag. 

-'■  10.  Bd  Smutwerken  entsteht  die  Frage:  Ist  in  der  Veräuszerung  des 
Originalwerks  (des  Gemäldes,  der  Statue)  das  Recht  zur  Vervielfältigung 
mit  übertragen?  Zunächst  kommt  es  auf  die  Meinung  der  Contrahenten 
an,  und  wenn  diese  nicht  ausdrücklich  ausgesprochen  ist,  wird  man  — 
abgesehen  vno  gesetzlichen  Vermathungea—-  theila  aus  der  Sitte,  theils  aus 
da»  Uflnläiiden  atf  ^ie  vorausgesetzte  Meinung  schlieszen  müssen.  Wiitl 
ein  zur  Vertielfäitigung  dienHehes  Kunstwerk,  z.  B.  eine  gestochene  Kupfer- 


8.    ßMX0r,  G.  S.  t.    Zu  Jeder  Deoen  Auflage  ist  eine  neue  BeirilligUDg  erfor- 
derlich.   Auders  Oetterr.  G.  S*  lt67. 

*>  Du  Saniecbe  GeeeU  Art  %.  geht  ni  weit,  indeai  «s  nicht  hloM  flkr  MNacbrichten  ««d 
AuMflf e",  fODdern  «übst  fBr  .^ufUltie  and  AbbandlasgeD,  welche  in  ttlTentUchen  Jlättem 
ertcheinen",  ItefD  Autorrecht  anerkennt* 
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platte  yeriusieert,  so  tritt  hier  die  Meinung,  das  Autorrecht  oiitzuOibertra- 
gen,  deutlich  hervor.  Wird  dagegen  ein  Gemälde  yerftuszert,  so  yersteht 
sidi  hier  die  Uebertragung  des  Autorrechts  nicht  von  sdbst,  und  doch  gibt 
es  auch  da  FiUe,  wo  auf  solche  Absicht  geschlossen  werden  kann,  z.  B. 
wenn  ein  Gemlüde  an  einen  Verleger  Von  Eunstsachen  v^auszert  oder 
wenn  ein  Portrait  bestellt  wird.  Da  indessen  die  Sitte  hier  noch  unncher 
und  auch  die  Gerichtspraxis  noch  schwankend  ist  (R^nouard  theiH  wider- 
sprechende ürtheife  mit),  so  ist  beiden  Theilen,  wenn  sie  sicher  sein  wol- 
len, zu  empfehlen,  dasz  sie  das  vertragsmäszig  festsetzen.  Genaue  Bestim- 
orangen  darüber  enthalt  die  Preüszische  Gesetzgd)ung.  (9.) 

G^wisz  ist  Qbrigens,  dasz  der  Haler,  der  sein  Originalgemalde  ver- 
auszert  hat,  ohne  eine  Copie  zu  besitzen,  dasselbe  nicht  vervielMtigen  lassen 
kann,  wenn  nicht  der  Eigenthfimer  ihm  das  Original  zur  Copie  Qberlaszt, 
der  Grund  hievon  aber  nicht  das  Autorrecht  sondern  das  Eigenthum  an 
der  Sache.  (Vgl.  JoUy,  S.  904.  ff.) 

11.  Hat  der  Urheber  einmal  sein  Autorrecht  an  einen  Verleger  über- 
tragen^ so  kann  er  dasselbe,  so  lange  es  bei  diesem  bleibt,  nicht  weiter  an 
einen  andern  Verleger  übertragen.  Es  ist  das  auch  bei  einer  Herausgabe 
der  eämnUUchen  Werke  eines  Autors  zu  beachten,  weldier  vorher  seine 
einzelnen  Werke  bei  verschiedenen  Verlegern  hat  erscheinen  lassen.  (10.) 

Hat  er  sein  Werk  an  mehrere  Verleger  verauszert,  so  geht  die  frühere 
Uebertragung  der  spatem  vor. 

12.  Würde  der  Verleger  das  Werk  nicht  oder  ungehörig  veröffent- 
lichen, so  steht  dem  Autor  nicht  blosz  aus  dem  Verhgscontract  eine  Klage 
auf  das  Interesse  zu,  sondern  auch  in  schweren  Fallen  die  Befugnisz,  das 
Autorrecht  wieder  an  sich  zu  ziehen  und  darüber  neu  zu  verfügen. 

§.50. 
5.    Verletxung  des  Aalorrechts.    Nachdruck. 
1.    Unsere .  g^^wartige   Rechisbildung  ist  darin   noch  sehr  unent- 
wickelt uüd  mangelhaft,  dasz  sie  nicht  bestimmt  genug  unterscheidet  zwi- 
schen der  blosz  civürechüichen  und  der  strafrechtlichen  Verletzung  des  Au* 

9^  Preunitche*  Ges.  $.  28.  Begeben  sieb  der  Urheber  oder  seine  Erben  dea 
Kigenthams  des  Kunstwerks,  ehe  mit  dessen  Verfielfültigung  ein  Anfang  gemacht 
worden  ist.  so  geht,  falls  eine  ausdrückliche  Verabredung  darfiber  nicht  stattge- 
funden bat,  das  aosachliesiende  Recht  dazu  ginilich  verloren.  Es  kann  aber  aef  M 
Dauer  von  10  Jahren  fortbestehen,  entweder  i«  Guisten  des  Urbebars  odMr  saiaar 
Erben,  indem  sie  sich  solches  vorbehalten,  oder  zu  Gunsten  des  Erwerbers,  indem  sie 
ihm  solches  übertragen ,  insofern  nur  in  beiden  FSIlen  gleichzeitig  mit  der  Veriu- 
aierung  eine  Verabredung  in  glaubhafter  Form  darüber  getroffen  und  davon  demobersten 
Curalorinm  der  Künste  die  obgedachte  Annige  gemacht  wird,  (^'acr^rf  Areh.  fX.73.) 

10.  Erk.  d.  Obertrib.  v.  Stuttgart  In  S^uferis  A.  IV.  .80.  Ein  Scbrinsteller  darf 
über  eine  in  Verlag  gegebene  Schrift  keinen  Verlagsvertrag  mit  einem  andern 
Verleger  scblieszen.diest  geschieht  aber,  wenn  er  ein  einsehi  verlegtes  Werk  wShrend 
der  Dauer  des  Verlagsrechtes  einer  in  einem  andern  Verlage  erscheinenden  Geaammt* 
ausgäbe  seiner  Werke  einverleiben  liSKt. 


y 
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torrechts.    Gewöhnfich  kntkpft  die  neaere  Ge8et2^bung  zugleich  drei  Folgen 
an  jede  Verletzung: 

a)  die  Wtp^akmt  (Confiscation)  der  noch  ausliegenden  Nachdmcksexem- 
pkre  zmn  Böhof  ihrer  Yemichtiing,  bei  Kunstwerken  Qberdem  die 
Bt9iMagiMhiM  der  znr  Nachbfldong  gemachten  Vorrichtungen,  welche 
im  Interesse  des  gefiUirdeten  Privaten  geschieht,  also  wesentlich  privat- 
rechtlich ist; 

b)  eine  Fordenmg  des  Verletzten  auf  Scluideniersat»  und  Genugthuunjp 
die  ihrer  Natur  nach  ciyflrechtlich  ist^  und 

c)  eine  Beitrafung  (Busze)  des  Verletzers  und  zwar  meistais  als  öffent- 
Uehe  Strafe. 

Der  Gesichtspunkt  des  Vergehens  überwiegt  in  der  Behandlungsweise 
solcher  Streitigkeiten  noch  unverhaltniszmAszig  ")  und  richtiger  wftre  eine 
eotschiedeDe  privatrechtfiche  Behandlung.  Dieser  Mangel  ist  der  spUt  erst 
erwachten  Erkenntnisz  fiber  die  privatrechtliche  Natur  des  Autorrechtes 
sozoschreiben,  und  er  wird  in  dem  Hasze  verbessert  werden,  als  jene  Er- 
heDBtniaz  wichst  und  Gdtong  erlangt.  Die  Anfikige  einer  richtigeren  Be- 
handtong  sind  Qberall  schon  wahrzunehmen. 

3.  Der  toeeenükhe  Gesichtspunkt  ist  offenbar  der  privatrecfuUche^  wie 
denn  auch  hier  eine  Reihe  der  feinsten  und  schwierigsten  rein  privatrecht- 
Kohen  Fragen  znr  Erörterung  kommen.  Der  Natur  der  Dinge  nach  hat 
nur  ausnahmsweise  auch  das  Strafrecht  dann-  einzugreifen,  wenn  die  Ver* 
letzung  so  bedeutend  ist,  dasz  die  öflentMche  Ordnung  darunter  leidet, 
d.  h.  warn  ein  strafbarer  böser  Wille  (dolus)  in  jener  sich  Auszert.  In 
den  FiOen  Uoeur  Fahrlässig^ü  (culpa)  würde  die  civUrechtfiche  Schadens- 
emtzklage  vollkommen  genügen.  Indessen  behandelt  die  Bundesgesetz- 
gebung (1.  S.)   die  beiderlei  Fllle  noch  gleich,  und  Iftszt  gegenOber  dem 

i.  Bmnie*b09cMiu%  y.  1815.  4}  Die  Verbindlichkeit  zu  voller  SchadlosbalUiog 
der  darck  Nachdruck  u.  s.  w.  Verletzten  liegt  dem  Nachdrucker  und  demjenigen, 
welcher  mUNaebdruck  wisseotllcb  Handel  treibt,  ob,  und  zwar  solidarisch,  insoweit 
Hiebt  aUgemeine  Recbtsgrnndsitze  dem  entgegenstehen.  5)  Die  Entschädigung  hat 
hl  dem  Verkaofspreise  einer  richterlich  festzusetzenden  Anzahl  von  Eiemplaren  des 
Origfnalwerks  sq  besteben,  welche  bis  auf  1000  Exemplare  ansteigen  kann  und 
eine  aoeh  höhere  sein  soll,  wenn  von  dem  Verletzten  ein  noch  gröszerer  Schaden 
MclijewSeaen  worden  ist.  6}  A-uszerdem  sind  gegen  den  Nachdruck  und  andere 
anbetagte  YervielflHIgung  auf  mechanischem  Wege  auf  den  Antrag  des  Verletzten 
la  allen  Bundesstaaten,  wo  die  Landesgesetigebuog  nicht  noch  höhere  Strafen  vor- 
sfhffeiM.  GeMbnszen  bis  zu  1000  Gulden  zu  verhängen. 

2.  Bmyrüehet  Ges.  Art.  8.  Die  Untersuchung  ist  in  allen  Füllen  nur  auf  den 
Antrag  des  Verletzten  eJnculeiten.  Ist  dieselbe  aber  einmal  eingeleitet,  so  findet  die 
Zvriichnahme  des  Antrages  nur  noch  in  Beziehung  auf  die  Eniachüdignng  und  Con- 
flscatioD ,  niehi  aber  in  Beziehung  auf  die  Geldbusze  statt. 


*)  An  weitesten  geht  in  dieser  Richtung  das  bayrische  Gesett,  welches  sogar  die  Polizei- 
behörden sowohl  Ober  die  Entscbidiguog  als  Ober  die  Strafe  erkennen  Uszt  (Art  10). 
fLim»umrd  (IL  8.  11)  macht  auf  den  Unterschied  der  civilrecbtlichen  und  der  strafrecht- 
llehen  Behandhing  aofknerksam,  aber  er  scheut  sich  noch  die  Ginseqnenzen  dannis  ab- 
lakften. 
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Nadidracl^r  seBist  auch  in  dma  letztem  Strafe  wireim.  Nqr  gegenfibei 
den  Händlern  mit  Nachdruck  und  den  Gehülfen  des  Nachdrixkers  beschränkt 
sie  die  Verfolgung  auf  die  Voraussetzung  des  dolus.  Die  Wßgpabuie 
und  Beschlagnahme  aber  ist  als  ein  Mittel  ein^  sftchliebe  Gefahr  zu  be- 
seitigen und  civilrechtlichen  Schaden,  eu  verhüten,  selbst  da  anwendbar, 
wo  keine  VerschtUdung  des  Druckers  oder  Händlers  vorliegt,  z.  B»  ge- 
genüber dem  Verleger,  welcher  in  bona  fide  von  einem  vermeintlichen 
Autor  ein  fremdes  Werk  übernommen  hat  (3.  4.) 

3.  Es  ist  ebenso  Verletzung  des  Autorrechts^  wenn  ein  Werk  ohne 
die  Znstimipun^  des  Urhebers  oder  seiji^  R^chtsnachfo]gers  zum  q-slenmal 
veröffentlicht,  wie  wenn  es  ohne  solche  wieder  gednKkt  wifd.  Nur  die 
letztere  kann  als  Nßchdruek  im  eigentlichen  Sinne  bezeiclmet  werden.  Et- 
was allgemeiner  ist  der  französische  Ausdruck  coiUrefagon. 

4.  Nicht  als  Nachdruck  zu  behandeln  sind  (5.  6.) : 

a)  der  Abdruck  einzelner  Stellen  aus  einem  fremden  Werke,   wenn  da; 
nicht  im  Uebermasz  geschieht; 

3.  ßwideßbenhlnn  y.  1837.  4)  Auszer  der  6traf€  soU  In  ftllen  FlUlen  die  Weg* 
nähme  der  nachgedruckten  Exemplare  und  M  Werken  der  Kuast  auch  noch  die 
Beschlagnahme  der  zur  Nachbildttnjs  gemachten  Vorrichtungen,  also  der  Formen, 
Platten,  Steine,  a.  s.  w.  stattfinden. 

4.  PreunUche»  Ges.  %,  10.  Wer  das  den  Autoren,  ihren  Erhen  oder  Hechte- 
ttaehfolgern  soateheiide  ausachlieszende  Recht  dadureb  beeinträelitigi,  dasi  er  oiM 
denn  Genehmigung  von  demselben  Gebratfteh  macht,  ist  den  BeeintrücbtigieD  voll- 
ständig zu  entschädigen  verpflichtet  und  hai  auszer  der  Confiscation  der  noph  vor* 
rüthigen  Exemplare  eine  Geldbusze  von  50  bis  1000  Thalern  verwirkt. 

5.  Preutzisches  Ges.  g.  4.    Als  Nachdruck  ist  nicht  anzusehed: 

1)  das  wörtliche  Anführen  einzelner  Stellen  eines  bereits  gedruckten  Werkes; 

2)  die  Aufoahme  einzelner  Aufsitze,  Gedichte  u.  s.  w.  in  kritisebc  und  Uliertr* 
historische  Werke  und  in  Sammlungen  zum  Schiilgebiauche ; 

3)  die  Herausgabe  von  Uebersetzungen  bereits  gedruckter  Werke. 

6.  OetUrr.  G.  v.  1846.  g.  5.  Dagegen  Ist  als  Nachdruck  nicht  aDzusehea  so- 
mit gestattet: 

a)  das  wörtliche  Anführen  einzelner  Stellen  aus  bereits  verUffentlichten  Werkoit; 

b)  die  Aufnahme  einzelner,  einem  grösseren  Werke,  einer  Zeitschrift  oder  sonst 
einem  periodischen  Blatte  entnommenen  Aufsätze,  Gedichte  u.  s.  w.  in  ein  nach 
seinem  Hauptinhalte  neues,  selbstSndiges,  insbesondere  kritisches  und  ttterar^ 
historisches  Werk  oder  In  eine  zu  einem  eigenthümllchen  literarisehen  Bwaek« 
sowie  zum  Kirchen,^  Schul-  und  Unterrichtsgebrauche  bearbeitete  Sammlang  vott 
Auszügen  aus  den  Werken  mehrerer  Schriftsteller  oder  eodWch  in  SeilstiMfte» 
und  periodische  Blätter;  nur  musz  die  Origtnalquelle  aasdrücklleb  angegabea 
werden  und  es  darf  der  entlehnte  Aufsatz  weder  einen  Druckbogen  des  Wertnt» 
welchem  er  entnommen  ist,  überschreiten,  noch  als  sellMtSildige  Ftugsehritt  aus- 
gegeben werden,  ebenso  bei  Zeitschrirten  und  sonstigen  periodischen  BÜttem  iü 
Laufe  eines  Jahrganges  znsaromengenonmien  nicht  mehr  als  zwei  Uruekbogea 
ausmachen;  die  eigentlichen  politischen  Zeitungen  sind  bloss  an  die  Bedtngwig 
gebunden,  die  Quelle  aus  welcher  ein  Artikel  entlehnt  ist,  namhaft  zu  machen. 

c)  die  Uebersetzung  eines  erschienenen  literarischen  Werkes  und  zwar  ohne 
Unterschied  der  Sprache,  Jedoch  den  Fall  ausgenommen,  wenn  der  Berechtigte 
sich  die  Behignlss  zur  Veranstaltung  einer  Uebersetzung  iip  Allgemeinen  oder 
in  einer  bestimmten  Sprache  auf  dem  Titelblatte  oder  in  der  Torrede  des  Ori- 
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b)  (He  AofnahiBe  eiazeloer  AufeUxe,  Gedichle  u.  s.  f.  io  SommtfliDtfrft«  mit 
der  gleicheD  BesctarAnbiDg; 

c)  IMeneiMmgm  freoider  Werke  *). 

In  diesen  Fallen  Oberwiegen  die  selbstilndige  Geistesairbeit  de«  neuen 
Werks,  and  die  Besiehiingen  des  bennizten  oder  überseizieo  Werks  lu  der 
Ktkerariscben  Gemeinschaft  über  die  besondere  Rocksicht  aof  den  Autor 
des  Mitem. 

Schwieriger  ist  es  zn  beurtheilen,  ob  ein  znsammenhftngender  Auixug 
aoB  einem  grdszem  Werk,  der  als  besonderes  Auszngswerk  heransgegebeft 
wird,  ab  Yerletzuog  des  Autorrechts  zn  behandeln  sei.  Ein  der  &upl* 
Sache  nach  wörtHeher  Auszng  ist  unbedenklich  als  solche  zu  behandeln  (7.)u 
ein  eigenttiümlich  bearbeiteter  dagegen  kann  je  nach  UmstAuden  als  eis 
moralisch  tadelnswerthes  Plagiat  zu  betrachten  und  dodi  nicht  Nachdruck 
sein.  Eher  noch  nimmt  es  den  Jetztern  Charakter  an,  wenn  der  Aui^nig 
unter  dem  Nitmen  des  Urhebers  des  ausgezogenen  Werks  verößentUchl 
wird,  als  wenn  es  wenigstens  die  Autorschaft  desselben  nidit  blcezsteilt  **). 

5.  Ob  die  rechtswidrige  Veröffentlichung  durch  den  Druck  oder  die 
LUkographU  oder  auf  andere  meahomeche  Weiee  geschieht,  ist  gieicbgttltig. 
Als  ToUendet  wird  die  Verletzung  des  Autorrechts  betrachtet,  sobald  die 
meelMBische  VarvielfiUtigung  begonnen  hat»  gesetzt  auch,  der  Druck  wäre 
■icfat  zu  Ende  gefohrt,  noch  ein  Theil  des  nachgedruckten  Werks  heraus- 
gegeben. (8.  9.)  Eine  lauere  Behandlung  wUrde  leicht  dem  Schutz  des 
Autorrechts  die  nOthige  Sicherheit  entziehen.  (R^ouard  JL  S.  49  ff. 
Dagegen  Wächter  %  49.) 
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ginalwerfces  assdräckUcb  vorbehaltsn  hat,  wo  sodann  Jede,  innerbftlti  eines 
Jahres  tod  Erscheinen  des  OriginaHrerkes  ohne  EinwiHigaDg  des  Autors  — 
veröffenilichie  Uebersetzung  als  verbotener  Nachdruck  zu  bebandeln  ist. 

7.  OBtierr,  O,  g.  4.    Dem  verbotenen  Nachdruck  wird  gleich  geachtet: 

0}  Auszüge  aus  dem  Werke  eines  andern  Autors,  mit  oder  ohne  YerlDderungen, 
wenn  üt  als  besondere  Schriften  mit  dem  Titel  des  Original  Werkes  oder  olme  den- 
selbeo  erscheinen. 

8.  Sucht,  G.  V.  1844.  $.  1.  Wird  eine  dergleichen  Vervielflltigong  durch  Un- 
befugte veranstaltet,  so  ist  sie  für  Nachdruck  zu  erachten. 

9.  Bayrisches  G.  Art  VI.  Wer  ein  Erzeugnisz  der  Literatur  oder  Kunst 
rechtswidrig  veröffentlicht,  nachbildet  oder  auf  mechanische  Weise  vervieKSItigt,  hat-^ 
EntschidiguDg  zu  leisten  und  wird  — >  bestraft.  — 

*)  Uas'PrMMMtfA«  Gesetz  ^.  4.  macht  eine  Ausnahme  fOr  deutsche  Uebersetzungen  eines  in 
einer  lodten  Sprache  von  dem  Autor  bekannt  gemachten  Werks.  RhfumrA  (IL  8.  39) 
spricht  sich  mit  Recht  gegen  diese  Ausnahme  aus.  Ebenso  der  Ehglinder  Godton  und 
Ji»l/f .  Wäekier  ^.  45.  ▼ertbeldigt  dagegen  die  umgekehrte  legel,  dasz  die  Uebersetzungen 
nnter  das  Nacbdrucksverbot  fallen  and  nur  ausnahmsweise  freizugeben  seien,  wenn«t»ä&r«n 
YmrkskrmerilM  mmeh  etwas  wesentlich  Anderes  seien.  —  Die  spfftebliebe  Pom  ist  aller- 
dfngi  «fcht  der  Gegenstand  des  Teriagsreehts,  aber  das  lüenriacbe  Wenk,  welehca  Gagau 
stand  des  Verlagsrechtes  ist,  ezistirt  nicht  ohne  die  Spracbfom  ip  der  na  der  Autor  ans- 
asMitat  hm 

**)  Sie  mgikfkt  Jnriapnidena  ist  den  AnuQgen  günstiger  als  di^  frwitis»c*i.  Vgl.  tUm^m^fd 
U.  8.  iS  IT.  WSekisr  g.  548  f. 
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6.  Bd  dramaiiiehm  und  mutikaliichin  Wnitm  Ist  die  öfffnHiek$  Auf- 
pUirung  im  Theater  oder  Concerte  eine  eigentfaOmliche  Art  der  VerOffent* 
Hchong,  and  daher  kann  auch  durch  sie,  wenn  sie  ohne  Zostimiming  des 
Urhebers  geschieht,  das  Autorrecht  verletzt  werden.  (10.) 

Es  gilt  das  nicht  hlosz  von  öffentlichen  Auftahnmgen,  welche  der  Unter- 
nehmer in  der  Absicht  des  eigenen  Gewinnes,  sondern  auch  von  denen, 
welche  er  fiOr  wohlthätige  Zwecke  veranstaltet,  und  sogar  von  denen,  für 
welche  dem  Poblicnm  ohne  Zahlnfig  der  Zutritt  eröffnet  wird.  Dagegen 
Vegt  in  der  PrivatauflMhmng  in  einer  Gesellschaft  keine  Beeintriehtigmig 
des  Autorrechts.  (Vgl.  R^ouard  II.  S.  63  ff.)  Nach  froherem  deutschem 
Recht  würde  angenommen,  wenn  der  Autor  sein  Werk  dmch  den  Dmck 
bekannt  gemacht  habe,  so  habe  er  damit  auch  die  Benutzung  desselben  zu 
öffentlichen  Aufltohrungen  gestattet.  Der  Bundesbeschlusz  von  185T  aber 
erkennt  das  Recht  der  Autoren  an,  bei  Veröffentlichung  ihrer  Werke  durch 
den  Druck  sich  die  Ausschieszlichkeit  der  Aufföhrung  vorzubehalten. 

FOr  das  Recht  zu  ausschHeszlicher  Aufführung  ist  gewöhnlich  eine 
kürzere  Frist  bestimmt  (10.  11.) 

7.  WeriLe  der  bildenden  Kunst  dttrfen  wohl  prwatim  eopurt  werden 
ohne  Verletzung  des  Autorrechts,  aber  nicht  zum  Behuf  der  Veröfeni^ 
Uekung^  ohne  Zustimmung 'des  Autors  naekgebüdei  und  tervielfäitigt  werden. 
Die  deutsche  Gesetzgebung  legt  ein  Gewicht  auf  die  mechaniiche  Verviel» 
ftitigung  (§.  46.  9.  §.  47.  1.  §.  50.  12.)  und  gestattet  daher  die  Anfertigm« 
von  Gopien,  selbst  zum  Verkauf.  Das  französische  Recht  schützt  in  dieser 
Hinsicht  die  productiven  Künstler  besser  und  dem  Princip  des  Autorrechts 
gemäszer,  indem  es  auch  in  der  Copie  eine  contrefa^n  erkennt 

,    Auch  hier  kommen  einige  feine  Untersdieidungen  in  Betracht 

a)  Wird  ein  Gemälde  durch  Eupfentich  oder  Lithographie  nachgebildet 

so  ist  diese  Nachbildung  zwar  in  gewissem  Sinne  ein  neues  Werk, 

und  ihr  Urheber  hat  selber  w^er  ein  Autorrecht  darauf  erworben» 

aber  gegenüber  dem   Urheber  des  Gemftldes  ist  jene  dennoch,  wenn 

10.  Bundethewklun  v.  23  Jali  1841.  1}  Die  öffentliche  AufTühraDg  eines  dra- 
matischen oder  musikalischen  Werkes  im  Ganzen  oder  mit  Abkürzungen  darf  nur 
mit  Erlaubnisz  des  Autors,  seiner  Erben  oder  sonstigen  Rechtsnachfolger  stattfinden, 
so  lange  das  Werk  nicht  durch  den  Druck  veröffentlicht  worden  ist.  2}  Dieses  aus- 
sehliesiende  Recht  des  Autors  ^  soll  wenigstens  wKhrend  10  Jahren  von  der  ersten 
rechtmSszigen  Aufführuug  des  Werks  an  in  sämmtlichen  Bundesstaaten  anerkannt 
and  geschützt  werden.  Hat  Jedoch  der  Autor  die  Aufführung  seines  Werkes 
ohne  Nennung  seines  Familien-  oder  offenkundigen  Autor-Namens  irgend  Jemanden 
gestattet,  so  findet  auch  gegen  andere  kein  ausschlieszendes  Recht  statt. 

11.  Freaniichu  Ges.  g.  32.  Das  ausschlieszendc  Recht  diese  Erlaubnisz  (zur 
öfflsotllvhen  Aufführung)  zu  ertheilen,  sieht  dem  Autor  lebensl&ngUch  und  seinen 
Brben  oder  Rechtsnachfolgern  noch  10  Jahre  nach  seinem  Tode  zu.  Kbenso  der 
BundetSesehimi  v.  1807. 

12.  Säch9,  O.  V.  1844.  i.  i.  Das  Recht  —  Werke  der  Eunst  auf  mechanischem 
Wege  zu  vervielfiltigen  steht  aosschlieszlich  dem  Urheber  selbst  and  seinen  Rechts- 
nachfolgern za. 
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sie  ohne  seine  Zustimniung  gescbehen^  eine  Verletzung  ^les  Autofrechts 
(§  48,  5.);  denn  im  Verhflitnisz  zu  der  Originalcontposition  erscheint 
die  Zeichnung  auf  der  Kupferplatte  und   dem  Stein  doch  als  blosze 
Nachbildung  und  nicht  wie  die  Uebersetzung  eines  sdiriitstellerischen 
Werks,  als  ein  selbständiges  neues  Werk, 
b)  Dagegen  erscheint  die  Nachbildung  dner  Zeichnung  durch  die  SctUptur 
oder  umgekehrt  als  ein  so  selbständiges  Werk  —  der  Uebersetzung 
vergleichbar  —  so  dasz  darin  keine  Verletzung  liegt.  (13.) 
*    c)  Ebenso  ist  die  blosze  Benutzung  von  Kunstwerken  zu  Erzeugnissen  der 
FabrieeUion  oder  Handwerke,  (14.)  z.  B.  Pfeifenköpfe  nach  (ortraiten, 
Oefen  nach  Sculpturen)  als  erlaubte  Nachbildung  zu  betrachten.    Dagegen 
ist  die  Herausgabe  einer   Landkarte  oder  eines  .Stadtplans  in  Form 
von  gedruckten  NastQchern  offenbar  wieder  Nachdruck.    Bei  der  Be- 
urthdlung  ist  vorzüglich  darauf  zu  sehen,  ob  der  Gegenstand  im  Ver- 
kdir  eher  eine  artistische  (ideale)  Bedeutung  oder  vorzugsweise  einen 
anderweitigen  materiellen  Gebrauchswerth  habe,  (Wächter  §.  46.) 
8.   Wer  wissentlich  mit  Nachdruck  Handel  treibt  oder  denselben  ver- 
bratet (15.)  (z.  R  der  Leihbibliothekbesitzer),  wird  ebenfalls  verantwortlich 
wie  der   Nachdrucker   selbst.     Wird  auch  nur  ein  einziges .  Nachdrucks«* 
exemplar  bei  einem  Buchhändler  ergriffen,  so  ist  damit  die  Verletzung  des 
Autorrechts  constatirt.    Die  neuere  Geset^ebung  unterscheidet  indessen  so- 
wohl mit  Bezug  auf  die  privatrechtliche  Entschädigung  als  die  Strafe  nicht 
genügend  wenn  sie  den  Händler  dein  Nachdrucksverl^er  gleichstellt,  wäh- 
rend der  Eingriff  und  die  Schädigung  des  letztern  sowohl  als  dessen  Ver- 
schuldung offenbar  wesentlich  gröszer  ist.    Fällt  dem  Sortimentshändler  keine 
wiuenlliche  aber  immerhin  eine  Verbreitung  von   Nachdruck  zur  Last,  so 
haftet  er  jedenfalls  nur  fOr  den  durch  seine  ägene  Handlung  veranlassten, 
nicht  ftr  den  Gesammtschaden  fJoUy  S.  376)  und  wird  auch  von  dieser 
Pflicht  durch  den  Beweis  frei,  dasz  ihm  keinerlei  Fahrläszigkeit  zu  Schulden 
komme. 

Die  Wegnfikme  der  Nachdrucksexemplare  ist  auch  dem  völlig  schuld- 
losen  Sortimentshändler,  nicht  aber  einem  bloszen  Privateigenthümer  gegen- 
über zuläszig. 

13.  Fr€u»ti$ch€9  Ges.  S-  ^*  h\%  eine  verlMtene  Nachbildung  ist  es  nichi  zu 
betrachten ,  wenn  ein  Kunstwerk ,  das  durch  Malerei  oder  eine  der  zeichnenden  Kunsls 
hervorgehrachl  worden  ist,  mittelst  der  plastischen  Kunst  oder  umgekehrt  darge« 
sidlt  wird.  fi.  25.  Die  Benutsung  von  Koostwerken  als  Musler  zu  den  Erzeug- 
Bisses  der  Maoufacturen .  Fabriken  und  Handwerke  ist  erlaubt. 

14.  Oetterreieh,  Ges.  v.  1846.  g.  9.  Nicht  verbotene  Nachbildung  —  b;  wenn 
ein  Kunstwerk  als. Muster  fdr  die  zu  einem  witkllchen  materiellen  Gebrauche  die- 
nenden Erzeugnisse  der  Manufacturen »  Fabriken  und  Handwerke  benuzt  worden  ist. 

15.  BßyrUtheM  Ges.  g.  8.  Wer  widerrechtlich  vervielßiltigte  Erzeugnisse  der 
Literatur  oder  Kunst  wissentlich  zu  Verkaufe  hSIt  oder  verbreitet ,  Ist  gleich  dem 
Urheber  der  widerrechtlichen  VerTielßUigung  —  zu  bestrafen  und  hat  mit  demselben 
solidarisch  für  die  Entschädigung  zu  haften. 
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9.  Verpflichtung  des  Verletzen  zu  votter  EfUuMdiqmg  des  Verletz- 
ten ist  die  nftchste  Folge  der  Verietzung  des  Autorrechts.  (1.  16.)  Wie  ist 
der  Schaden  zu  ermitteln?  Soweit  nicht  positive  Gesetze  ein  bestimmtes 
Verh&itnisz  normiren,  zunächst  nach  vernünftiger  Bneägung  der  ünMände 
durch  richterliches  Ermeuen»  Jedenialls  hat  der  Verpflichtete  dem  Berech- 
tigten doi  Verkaufspreis  —  nicht  der  Ladenpreis  sondern  der  Veibufc- 
preis  an  die  Sortimentshftndler  ist  gemeint  —  von  so  viel  Exemplaren  der 
Originalausgabe  zu  vergOten,  als  anzunehmen  ist,  dasz  von  der  Nachdrucks- 
ausgabe verbreitet  worden  sind,  und  im  Interesse  des  Berechtigten  zu  ver- 
mnthen,  dasz  die  nicht  mehr  vorrftthigen  NachdmdLsexemplare  wirklich  abge- 
setzt worden  seien.  (17.)  Die  Bestimmung  des  Bnndesb^chlusses  von  1815, 
Art  5,  dasz  die  Entschädigung  auf  den  Kaufwerth  von  1000  Exem|ribrea 
(eine  gewöhnliche  Auflage)  des  Originalwerks  ansteigen  kdnne  (1.),  ist  dabei 
insofern  als  maszgebend  zu  beachten,  als  damit  das  Maximum  der  zu  ver- 
miuhenden  Anzahl  von  zu  vergütenden  Exemplaren  festgesetzt  wird,  welches 
nur  dann  überschritten  werden  darf,  wenn  ein  grOszerer  Absatz  erwiesen 
wird.  (Wächter  §.  54.) 

10.  Die  Wegnahme  der  Nachdrucksexemplare  geschieht  €J>enso  zur 
Sicherung  des  Autorrechts,  nicht  im  Interesse  des  Fiscus.  Die  weggenom- 
menen Exemplare  sind  daher  zu  vernichten,  oder  auf  Verlangen  &»  Ver- 
lagsberechtigten und  gegen  Abrechnung  an  der  Schadensersatzforderung 
diesem  zu  iiberUusen,  (16.)  (Wächter  §.  53.) 

11.  Die  Strafe,  womit  der  Nachdruck  bedroht  wird,  ist  meisfeens  eine 
Geldbuizej  welche  gewöhnlich  noch  als  öfientli  he  Strafe  nicht  als  Prival- 
busze  behandelt  wird.  (Wächter  §.  55.) 

ie.  ^reasziiehes  Ges.  S-  1*7*  Scheint  es  dem  Richter  zweifelhiA,  ob  eioe 
Dnickscfarift  als  Nachdruck  oder  unerlaabtar  Abdruck  xu  betrachten ,  oder  wird  der 
Betrag  der  Entschädigung  beatritten ,  so  hat  der  Richter  das  Gutachten  eines  aus 
SachYersUindigen  gebildeten  Vereins  einzuholen,  g.  11.  War  das  Werk  von  den 
Berechtigten  bereits  herausgegeben ,  so  ist  der  Betrag  der  Entschädigung  nach  Be- 
schaffenheit der  Umstände  auf  eine  dem  Verkaufs werthe  von  60  Ws  1000  Biem- 
plaren  der  reehttnäsiigen  Ausgabe  gleichkommende  8mame  rkhterlich  a«  besUmmen, 
insofern  der  Berechtigte  nicht  einen  höhern  Schaden  nachzuweisen  vermag.  &.  IS. 
Die  conflscirten  Exemplare  der  unrechtmäszigen  Ausgabe  sollen  vernichtet  oder  dem 
Beschädigten  auf  sein  Verlangen  überlassen  werden.  Im  letzten  Falle  rousz  sich  Je- 
doch der  Beschädigte  die  von  dem  Verurtheilten  auf  diese  Eiem|>lare  verwendeten 
Auslagen  auf  die  Entschädigung  anrechnen  lassen. 

17.  Oesterr.  Ges.  v.  1846.  §.  27.  —  es  ist  ihnen  als  Entschädigung  4er  Wertta 
der  von  der  unbefugten  Vervielfältigung  abgängigen  Eiemplare  im  Verfcaulipreis  des 
Originals  zuzuerkennen,  ohne  die  Geltendmachung  noch  weiterer  Entschldigvog^ 
ansprüche  auszuschlieszea. 


ZWEITES    BUCH. 

DAS  SACHENRECHT, 


Erstes  Capitel. 

Arten  der  Sachen. 
§.51. 

1.    Unbewegliche  und  bewegliche  Sachen. 

1.  Der  Gegensatz  des  liegenden  Guts  und  der  fahrenden  Rtbe^  derun^ 
weglichen  rnid  beiceglichen  Sachen  ist  von  jeher  im  deutschen  Rechte  vop 
gröszter  Bedeutung.  Viele  Rechtsinstitute  haben  einen  andern  Charakter 
und  andere  Formen,  je  nachdem  sie  sich  auf  Liegenschaften  beziehen  oder 
auf  Fahrnisz.  Heute  noch  ist  dieser  Gegensatz  so  wichtig,  dasz  füglich  das 
deutsche  Sachenrecht  mit  Rücksicht  auf  denselben  abgetheilt  wird. 

Das  Verhältnisz  freilich  des  liegenden  und  des  fahrenden  Gutes  zu  4em 
Gesammtvermögen  hat  skh  sehr  verändert  im  Lauf  der  Jahrhunderte.  Ur- 
sprünglich war  das  Grundvermögen  so  sehr  die  Hauptsache,  dasz  auf  die 
fahrende  Habe  nur  wenig  geachtet  wurde.  Der  gröszere  Theil  der  letztern 
—  da«  Vieh  voraus  —  gehörte  überdem  gewöhnlich  zum  Grundstücke 
das  in  ganz  besonderem  Sinne  von  der  Sprache  »das  Giit<r  genannt  ward. 
Durch  die  menschliche  Arbieit,  welche  eine  Menge  werthvoller  beweglicher 
Sachen  hervorgebracht  und  durch  den  gesteigerten  Verkehr,  der  unzählige 
neue  Vermögenswerthe  geschafien  hat,  ist  ein  Reichthum  der  fahrenden 
Ha)>e. entstanden  und  erweitert  sich  fortwährend,  von  welchem  die  alte 
Zeit  keinen  Begriif  hatte.  Sehr  oft  besteht  daher  heutzutage  das  Haupt« 
vermöjgen  einer 'Person  hiebt  in  liegendem  sondern  in  fahrendem  Gute, 
namentlich  wenn  die  TVerthpapiere  zu  dem  letzteren  gerechnet  werden. 
Aber  ungeachtet  diesfsr  Umwandlung  ist  der  Grundbeiitz  noch  immer  als 
der  eigenlliehe  feste  Gnuidslock  des  Vermögens  zu  betrachten,  und  hat 
und  gewährt  eine  so  grosze  Solidität  der  Oekonomie  und  Sicherheit  ties 
Credits,  und  ist  zugleich  der  öffentMchen  Coatrole  so  zugänglich  und  dalür 
geeignet,  dasz  die  Festhaltung  jenes  Unterschieds  der  unbeweglichen  und 
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beweglichen  Sachen  auch  in  der  modernen  ReehtobiMung  noch  sich  recht- 
fertigt, und  dasz  es  ganz  begreiflich  erscheint,  wenn  die  neueste  Gesetz- 
gd[>ung  die  Tendi'nz  hat,  den  durch  die  Reception  des  römischen  Rechts 
yerwischten  Gegensatz  wieder  mehr  zu  beachten.  Insofern  aber  hat  jene 
Umwandlung  bleibende  Folgen,  als  bescHiders  im  Erbrecht  und  im  Gflter- 
rechte  der  Ehegatten  nicht  mehr  wie  ursprttnglich  die  Liegenschaften  als 
das  Hauptvermögen  und  die  fahrende  Habe  als  Nebensadie  behandelt  wer- 
den dürfen,  daher  in  manchen  Beziehungen  jener  Unterschied  in  der  Be- 
handlung je  nach  der  Natur  der  Sachen  zurOcktritt. 

2.  Als  tiegende$  Gut  (Erbe,  uingereidei  Gut)  gilt  jeder  Theil  der  Erd- 
rinde und  was  damit  von  Natur  organisch  oder  durch  Kunst  dauernd  ver- 
bunden ist,  wie  z.  B.  Bfiume,  Getreide  •  am  Halm,  Hfluser.  (1 — 3.)  Die 
Zeit»  in  welcher  auch  die  Wohnhäuser  noch  als  fahrendes  Gut  betrachtet 
werden  konnten,  ist  längst  hinter  uns,  aber  aufgestellte  Marktbuden  und 
ähnliches  Gezimmer  können  heute  noch  zu  letzterem  gehören.  (2.)  Fflr 
das  Creditsystem  ist  es  erheblich,  dasz  die  mit  einem  Fabrikgd>ä]ide  ver- 
bundenen Maschinenwerke  ebenso  als  Theil  desselben,  nicht  als  blosze  Zu- 
behörde  behandelt  werden  (4.). 

3.  In  älterer  Zeit  wurde  der  Begriff  des  liegenden  Gutes  oft  iiber 
teme  fuUürUche  Grenze  um  des  besonderen  Werthes  mancher  beweglichen 
Sachen  wiDen  fQr  gewisse  Rechtsverhältnisse  auch  auf  dergleichen  erstreckt, 
dann  aber  keineswegs  in  allen  Richtungen  sondern  nur  in  dieser  bestimm- 
ten z.  B.  erbrechtlichen  Beziehung  darauf  angewendet.  So  wurden  z.  B. 
Gold  und  Silber  *},  Harnisch  und  Geschütz  (5.),  dann  zuweilen  sogar  zins- 

1.  Öffnung  von  Siäfa,  {Blunitchä,  Zürcher  Rechtsgeschichte  I.  8.  d62).  Aber 
sprechen  sy,  das  kom  Hgend  guot  ist,  bis  das  es  vnder  die  wid  kumpt  und  wln 
ligeod  guoi  ist»  bis  das  er  vnder  die  reiff  kumpt.  Aber  sprechen  sy,  das  hüserf«- 
pend  guot  ist  gegen  den  A'ÜDden  und  ligend  guot  ist  gegen  dem  berrn. 

2.  Beanmanoir :  cout.  de  Beauvoisis  ßeugnot,  1.  8.  384).  Voirs  est  que  bois 
tant  comme  il  lient  ä  racine  est  heriiage  et  si  tot  comme  il  est  copcs  c*est  mueble. 

3.  Zürcher  Gesetzb.  g.  474.  Die  Grundstöcke»  ferner  alle  auf  einem  Grund- 
stftcke  errichteteD  und  mit  demselben  dauernd  verbundenen  Gebinde  and 
Wasserwerke  sind  Liegenschaften.  Blosie  vorübergehend  hiDgestelle  Stande  (Markig 
Stande,  Schilderhäuser  und  dergleicben}»  sowie  das  lu  einem  Gebinde  besUmmte 
aber  noch  nicht  oder  nicht  mehr  damit  verbundene  Material  sind  als  beweglichei 
Gut  lu  behandeln. 

4.  Zürcher  Gesetib.  $•  ^^'  ^1^  Thfil  einer  Fabrik:  Mühle,  SSge,.  Sumpfe 
tt.  s.  w.  werden  die  damit  verbundenen  Mwichinenwerke  und  Getriebe  und  als  Zu- 
behörde  derselben  die  darin  befindiicben  und  ihrer  Constructioa  nach  für  das  Werk 
berechneten,  wenn  auch  aichi  damit  verbundeneo  Vorriditungen  bebandelt.  Da- 
gegen sind  die  übrigen  lum  Betriebe  der  Fabrik  u.  s.  f.  dieneoden  besondem  Ge- 
rSthschaflen  —  Rohstoffe  und  Waaren  weder  Theil  noch  Zubehörde  der  Fabrik. 

5.  Sehwabempiegel  c.  145.  Waz  verende  guot  beixet  das  sul  wir  sagen.  Golt 
nnde  Silver  unde  edelgesleine  nnde  vie  nnde  ros  unde  alias  das  man  getrtbe«  unde 


*)  B«MKd,  in  der  EeHaob.  v.  WlienMrier  geht  tu  weit,  we«&  er  tagt,  GoU  uad  Silber  «elen 
wtMtdUkim  immobüisirt 
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tragende  GapitalfordeniDgen  rwar  nicht  gerade  für  die  Formen  der  Eigen- 
thmnsflbertragimg,  aber  in  Familien-  and  Erbverhaltnissen  für  liegendes 
Gut  erklärt  Diese  Ausdehnung  hat  sich  aber  nur  ausnahmsweise  in  ein- 
zelnen Particularrechten  erhalten,  und  richtiger  ist  es,  statt  in  derartigen 
FaDed,  wo  eine  gleiche  Behandlung  unbeweglicher  und  einzelner  beweg- 
licher Sachen  in  einer  einzelnen  Beziehung  noch  wünschenswerth  erscheint, 
die  letztem  als  liegendes  Gut  zu  erklären  (Immohüisirung,  Verliegenschaf- 
tung  wie  Renaud  sie  genannt),  einfach  das  betreffende  Recht  auch  auf 
Liegenschaften  und  gewisse  bewegliche  Sachen  zugleich  zu  beziehen. 

Nicht  als  eine  Ausdehnung  jei^es  Begriffs  ist  die  Zubehör  de  eines 
Grundstacks  zu  betrachten,  wenn  sie  aus  fahrender  Habe  besteht,  welche 
dem  Grundstück  dient  und  seinem  rechtlichen  Schicksal  in  der  Regel  folgt. 

4.  Als  /oAreiMk  Habe,(geTeide$  Gut,  FahmiszJ,  werden  zunächst  alle 
bew^dien  Sacken  (fahren  beiszt  ire  und  mowri)  bezeichnet,  der  Begriff 
aber  auch  auf  Fwdenmgen  und  SchMen  —  mit  Ausnahme  der  Immobi- 
KarfordenmgeD  and  Immobiliarschald^n  —  apsgedehnt  (6.  7.)  Auch  da 
kam  es  im  älteren  Rechte  eher  als  im  neaern  Yor,  dasz  in  bestimmten 
BeriehoffgBn  wie  einzelne  Ton  Natur  bewegliche  Sachen  als  liegendes  Gut 
behandelt  (8.),  so  einzelne  Stücke  des  letztern  etwa  als  Fahrhabe  aufgefaszt 
warde»»  z.  B.  Hämer  in  gewissen  Fällen,  errungene  U^enscbaften  im  Ge- 
geosatce  zu  den  ererbten»  Das  Sprichwort:  .»Was  die  Fackel  verzehrt,  ist 
Fabmiszff  hat  fün  unsere  Zeit  keinen  rechten  Sinn  mehr. 

Für  das  Sttehenreeht  ist  durchaus  der  naÜirUeh^  UnterseMed  der  an-* 
beweglichen  und  beweglichen  Sachen  festzuhalten. 

* 

*  Rmaud^  in  der  Zeitschrift  für  Rechtswissenschaft  des  Auslands  von 
MiUemaier,  Bd.  XXHL  S.  83  ff. 

* 

aetngea  roac  —  Uode  pfindscbaft  swie  dia  geschafep  is^,  verworhtez  golt  unde 
Silber  ande  allez  hamascb  unde  vederwat  onde  geschdze,  dasz  wellent  die  'iute  S{|||e 
erbegaot  sin,  nacb  gewan-beit    (Es  ist  too  letstwilliger  Verfögang  die  Rede.) 

6.  Code  enät  g.  5M.  Sont  oneobles  par  la  d^ternriDalloo  de  la  loi  les  obiiga- 
tiODS  el  eelloBS  qal  obI  pear  ebjei  •  des  sonnnea  eiigiblea  ou  des>  effeta  mobiliers, 
Ica  aelietta  ou  ini^rAls  dana  lea  compagnies  detfiDance»  de  commerce  oa  d*jnd«strie 
eoeore  ^mt  des  immeablea  d^pesdana  de  ses  eotreprises  apparliennent  aui  compa* 
gBiea.  Ccs  aetloBa  oa  Int^dta  soat  r^put^  meybies  k  Tögardde  chaque  «ssoci^  aeu*- 
lemeol  tant  qae  dure  la  soci6t6.  Sont  aassi  meubles  par  la  dötermination  de  la  loi 
tea  rentet  perp^toellea  oa  viagirea,  seit  sor  rstat,  soft  sur  des  parUculiers. 

7.  Eit.  da»  O.  A*  e.  ni  DmrmMiadi  \u  Seu/fkrU  Arch.  VIII.  12.  Wenn  in 
einer  letatwllligen  yerfügoog  nur  von  bewegllcbem  oder  unbeweglicbem  Vermögen 
die  Rede  ist,  welcbea  veraebiedeDen  Personen  zufallen  soU ,  ao  sind  die  Ford«ffungeo 
IQ  den  beweglieben  flacben  la  reebnen*  Wird  aber  a.  B.  dem  einen  Tbeile  die  (ab- 
reade  Habe  and  dem  asdem  alles  übrige  Veraftagen  varmaebt,  so  liegt  kein  Grnod 
vor,  die  aaaalcbenden  Forderungen  in  der  fabrenden  Habe  la  reebnen. 

8.  OeeUrreiekuekw  Geaetiliach  g.  SlNt.  Die  Fiacbe  in  Teicben  und  das  Wild 
im  Wald  weiden  erat  dann  (?)  ein  beweglicheB  Gut»  wenn  der  Teich  geaacbeiund 
daa  WIM  erleget  oder  gefongen  worden,  isu 
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2.    Hauptsaiche  und  ZubehCrde.  ''  ' 

1.  Es  können  einzelne  Sachen  in  ein  Abbängigkeitsverhaltnisz  zu  einer 
andern  Sache  kommen,  so  dasz  sie  gewissermaszen  angezogen  werden  von 
dieser  als  der  Hauptsache  und  deren  Schicksal  theilen.  Es  wiederholt  sich 
in  dem  Rechtsleben  der  Menschen  was  wir  im  groszen  Weltganzen  in  dem 
Verhältnisz  der  Planeten  zur  Sonne  und  der  Monde  zu  den  Planeten  er- 
kennen.  Die  Nebemachen  sind  dann  Zu&Mör(]{e  der  Hauptsache;  Zubehörde, 
nicht  Theil,  denn  der  Theil  hat  nur  in  dem  Ganzen,  nicht  aber  als  Sache 
eine  relativ  besondefe  Existenz,  wie  sie  der  Zubehörde  zukommt 

2.  Die  Verbindung  der  Zubehörde  mit  der  Hauptsache  kann  vorerst 
eine  sächliche  sein,  in  der  Art,  dasz  jene  ihrer  ganzen  Beschaflenheit  und 
Bestimmung  nach  dieser  dient  So  gehört  der  ScMflssel  zum  Schlosz, 
ThOre  qnd  Fenster  zum  Hause,  verwandt  damit  ist  die  fßirihsehafUich$ 
Verbindung  der  Zubehörde,  die  nicht  schon  Ton  Natur  ohne  Weilers 
gegeben,  aber  um  des  Gebfanchs  und  der  Verwendung  willen  hergesteM 
wird.  So  wird  Heu  und  Stroh  Zubehörde  des  Guts,  wird  zuweilen  sogar 
das  vorhandene  Vieh  dazu  gerechnet,  die  Ruder  zum  Schiff,  die  Hansschrif» 
ten  zum  Haus.  (1  —  3.) 

Es  ist  einleuchtend,  dasz  je  nach  der  Gewohnheit  und  besondem  Auf- 
fassung in  manchen  Gegenden  und  in  verschiedenen  Verhältnissen  einz^e 
Sachen  als  Zubehörde  betrachtet  mid  in  andern  hinwieder  als  selbsländige 
Saehen  behandelt  werden.  Das  Altere  Recht  hatte  mehr  als  das  neuere, 
die  Neigung,  die  zur  Landwlrthschaft  dienende  faiireode  U9be  als  blosz« 
Zubehörde  des  Gutes  aufzufassen. 

Als  Zubehörde  im  weitern  Sinne,  genauer  als  Theil  des  Hauses  gilt 
nach  deutschem  Gewohnheitsrecht  „toas  Niet  und  Nagel  hall"  oder  „was 
wand-,  band-,  mauer-,  niet-  und  nagelfest  ist*',  z.  B.  Wandkasten,  Getafer, 
feste  Oefen  und  dergl.  (1.  4.)    Dagegen  ist  der  frei  hingestellte  Kasten, 

•  •  •  '     m        ■     ■«      ■  I I      ■        ■     I  ■  »I  ■  ■       ■        I      I  I  ■ 
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i.  G0fiar  Stat.  {/(rmui,  g.  M-  1.)  We  «n  km  verkoft  eder  ene  boden,  wit 
d»r  «ifie  i8  ertvasl  und  neghelvasl«  dat  Mrl  dar  to,  tt  ne  ei  Mdero  geville  kiiet.     • 

%  ^lamann,  Formel  des  IX.  JtliTh.:  ioca  cam  amoitas  ad  ipaia  peiÜMaiibM» 
id  est  mancipMs,  JameaUs,  peeorlbus,  volvcrtbua,  aediilciia,  cortiittraa  «t  hobia 
possessis,  agris,  pratis,  silfis,  mtrchis,  aquisa^aaruinqiie  decufsibtta,  ■emoribus 
propriis  et  asibus  saltaam  comroaniam. 

3.  Frennuvhes  Lindr.  I.  9.  g.  48.  Als  Perttoensstiieke  einea  Laadgnls  werde« 
In  der  Regel  alle  darauf  b^findliehen  Sachen  angesebea,  welche  i«Mi  lelrieb  des 
Ackerbaues  und  der  Viehzucht  gehören.  S-  M*  Aueb  dm  FeldiDTeniarium  an 
Düngung.  Pflugarten  und  Aussaat  gehört  bu  den  Pertinemviucheo  eines  Landgnls. 

4.  Oe9ierrekhi$ehei  Gesetzb.  g.  W7.  Ebenso  gehören  iii  tei  uabewegliehea 
Bachen  diejenigen ,  welche  auf  Grund  und  Boden  f n  der  Absicht  aufgcfübri.  werden 
dasz  sie  stets  darauf  bleiben  aoUen ,  als  Uauser  und  andeie  Gebäude  nait  dem  in 
senkrechter  Linie  darfiber  heindliehen  Lullranme;  fSernett  nicht  nur  sIIsb  ^as  erd-, 
ttMuer»,  niet^  und  nageifesi  Ist,  als:  flrilupfannen ,  Uraoniweinkessel  «ad  eIngecinH' 
inerte  Schränke,  sondern  auch  diejenigen  Dinge»   die  anin   anhaltenden  Gcbrtuelü 


(.  9^.    H«D^tsac|ie  «nd  ZabehMe.  ^3^ 

oder  eiii  triglparer  Ofei^  gewöhnlich  nicht  eioinal  als  Zubdiörde,  sondern  al^ 
eine  Sache  fQr  sich  zu  betrachten. 

Die  Verbindung  zwischen  Hauptsache  und  Perlinenz  beruht  aber  aud) 
unter  Umstanden  auf  juristischen  GrOnden«    Von  der  Art  sin4 : 

a)  die  NuiZfmg  an  der  nicht  im  Sondereigenthum  befindlichen  gemeinet^ 
Mark  (Waldung  und  Weide),  welche  schon  in  uralter  Zeit  als  Per- 
tinenz  der  Sonder giäer  .betrachtet  worden  ist;  (2.) 

b)  die  zu  einem  fnmdherrUchen  Hofe  gehörigen  Hof-  ui^  Colonengiiter 
waren  um  der  Beziehung  zur  Grnndherrschaft  willen  als  Zubehörde 
mit  jenem  verbunden.    Nachgebildet  ist 

c)  das  Verhflltnisz  dnzelner  Grundstücke,  wekhe  zu  einem  geschlossene^ 
GuU  gehören.  (5.)  Hier  ist  die  Pertinenzqualitllt  bis  zur  üntreMibor- 
keil  in  der  Weise  gesteigert,  worden^  dasz  der  EigenthOmer  des  Haupt* 
gutes,  der  SoUßtätte,  eine  Veriluszerung  öe»  Nebengutes  anfechten  darf, 
je  nach  Herkommen  oder  Gesetzen  bald  in  Form  einfacher  Vindicaiion 
(BevocatorienldageJ,  bald  in  der  des  Retractrechts  gegen  Vergütung 
des  Preises  [ReluitionsklageJ,  bald  nur  in  der  dnfs  persönlichen  Vor- 
kaikfsrechts  (Recuiperolorienklage).  Die  neuere  Zeit  ist  indessen  solchei 
Verbindung  nicht  günstig  und  hat  die  Tendenz,  die  frae  Theilbarkeit 
und  Veräuszerung  der  Grundstücke  zu  schützen.  Veräuszerliche  Grund- 
stücke der  Art  wurden  wohl  aucl^  walzende  und  fliegende  genannt; 

d)  die  Fideieommisz-  und  Stifiungsqualität,  die  zunächst  einem  übenden 
Hauptverm^en  verliehen  wurde^  hat  dann  eb^iso  oft  manche  ändert 
Sachen  mitumfaszt  und  dieselben  zur  Pertinenz  von  jenen  gemacht 

*  K.  T.  Honmely  Pertinenz-  und  Erbsooderungsregisler.  6le  Ausg« 
Leipzig  1805. 

8.  53. 
3.    SaehtD  iD  oo4  aosicr  dem  Yflrkehf. 

1.  In  der  Begel  sind  die  dnzelnen  Sachen  der  Sonderherrschaft  der 
Mensdien  unterworfen  und  fallen  deszhalb  dem  Privateigenthum  und  dem 
Verkehr  anheimw  Aber  nicht  alle  Sachen.  Gewisse  Sachen  sind  schon 
von  Natur  der  individneBen  Beherrschung  entrückt,  obwohl  sie  mit  d^m 
Menschen  in  wichtigster  Beziehung  stehen,  wie  die  Himmelskörper,  die 
Atmosphäre  und  der  innere  jEern  der  Erde.  Die  LMfi  wird  wohl  theil- 
weiie  v4^n  dem  menschlichett  Eigenthum  umschlossen  und  kann  sogar  m 
besonderer  Fasmng  —  z.  B.  das  Leuchtgas  in  Kessel  und  Röhren  -—  so 


eines  Ganzen  bestimmt  sind:  i.  B.  Brunneneimer,  Seile,  Ketten,  LöscbgerSthe  und 
dergleicben. 

5.  A^eeklenhurg.  Polic  0.  v.  1572.  TIt  15.  {Kraat^  %,  97.  9.)  Wir  Wollen 
«ach ,  dasx  k/eine  Bürgerliche  oder  auf  dem  Lande  Pawerngüter  von  einander  geris- 
sen oder  zerteilt  werden  sollen,  damit  in  den  Stellen  die  wonungen  nicbt  geringer^ 
und  auil  dem  Lande  die  Dienste  nicbl  geschwpchi  und  die  Fechte  ungewi&z  gemacht 
werden.  Sondern  was  biebevor  aus  Unverstände  in  unsern  Embiern  von  cii^ander 
gerisairn  wideramb  zusammengelegt  und  gestoszen  werden  sol. 
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lange  sie  so  gehalten  bleibt,  Gegenstand  auch  des  Prlyatetgenthnnis  werden. 
Aber  ihre  Natur  hat  eine  so  entschiedene  Tendenz  zur  Gemeinschaft  und 
ist  so  flüchtig,  dasz  sich  an  ihr  kein  Eigenthnm  festhalten  teszt,  sobald  sie 
aus  dem  Geftsze  ausgeströmt  ist  (1.) 

2.  Die  Natur  der  Gewässer  steht  zwkchen  der  des  Grundstocks,  wel- 
ches zu  stetigem  Besitz  und  Bau  und  daher  zum  Eigenthum  der  Menschen 
gleichsam  einladet  und  der  Luft,  die  dem  Privateigenthum '  entweicht,  in 
der  Mitte.  Die  Gewässer  bedecken  einen  bestimmten  Theil  des  Erdbodens 
und  sind  nicht  so  elastisch  und  flüchtig  wie  die  Luft.  In  höherem  Grade 
als  an  der  Luft  iäszt  sich  daher  an  ihnen  die  Herrschaft  des  Menschen 
bewähren.  Aber  sie  sind  flüssig,  breiten  sich  aus  und  dienen  nur  aus- 
nahmsweise dem  Einzelnen.  Sie  haben  einen  Zug  zur  Gemeinschaft  und 
lassen  sich  nicht  so  ausschlieszlich  von  dem  Sonderbesitz  des  Einzelnen 
erfassen  und  halten  wie  das  Grundstück.  Je  gröszer  und  bedeutender  sie 
sind,  um  so  weniger  ertragen  sie  das  Privateigenthum.  Die  Meere  sind 
Gemeingut,  nicht  einmal  der  besonderen  Staatsherrschaft  unterthan  (2.): 
an  Seen,  Strömen,  Ftüssen  ist  wohl  diese  als  an  öffentlichen  Sachen  mög- 
lich, aber  auch  da  nicht  Sondereigenthum  der  Individuen.  (3  —  5.)  Der 
Bach,  die  Brunnquelle  und  mehr  noch  der  Teich  und  der  Canal  (3.)  sind 
zwar  wesentlich  vom  Privatgut  umschlossen  und  theilweise  Privatwerk  und 
daher  fähig  als  Privatsache  behandelt  und  Gegenstand  des  Eigenthumsver- 
kehrs  zu  werden,  aber  sogar  auf  dieser  untersten  Stufe  regt  sich  noch  mit 
Bezug  auf  den  Abflusz  die  ursprünglich  dem  Wasser  inwohnende  Neigung, 
der  Gemeinschaft  zu  dienen.  Um  deszwiUeh  nehmen  die  Rechte  an  den 
Gewässern,  auch  insofern  solche  als  Privatrechte  ausgebildet  worden  sind, 
doch  einen  andern  Charakter  an,  als  die  Rechte  an  den  Grandstücken; 
und  die  öffentlichen  Gewässer  sind  als  Ganze  überhaupt  dem  Privatrecht 
entzogen.  Indessen  lassen  sich  auch  an  ihnen«  iheilvoeise  und  beschränkte 
Privatrechte  herstellen,,  z.  B.  MOhlrechte,  Fischerei  und  dgl.  (6.) 

1.  g.  1.  J.  de  Rer.  Dir.  et  quaiit.  Et  qaMetn  naturali  Jitre  cotniiHiiiia  sunt 
amDium  haec:  aer»  aqua  proOuens  ei  raare  et  per  hoc  litora  maria.  S-  S-  Flamina 
autem  omnia  et  portus  publica  sunt,  ideoque  Jos  piacaiMli  o^nnibas  commane  est 
in  portu  flurainibusque. 

2.  Erk.  des  OAG.  zu  Kiel  in  Seuferi*  Arch.  VII.  144.  Weil  das  offene  Heer 
ftein  Gegenstand  der  Besitzergreifung  und  des  Eigen thums,  behuf^  der  Ausschlieszung 
anderer  von  der  BeDQtiniig  desselben  sein  kann,  sondern  dessen  €^branch  soiFohl 
gemein  -  als  landesrechtlich  Jedem  freisteki. 

3.  Sachtentpiegel  II.  28.  g.  4.  Svelk  water  straroes  vlüt,  dat  is  gemene  to 
?arene  unde  to  vischene  inne.  g.  1.  in  enes  anderen  mannes  watere  an  wilder  wage  — 
C!m  Gegensatz  zu)  $•  2-  in  diken  di  gegraven  sin. 

4.  Freu9%i9chtt  Landr.  II.  15.  8-  39.  Privatflässe  können  zum  Nachlheile  der 
bisberlgen  Eigenthümer  in  schiffbare  Ströme  nicht  verwandelt  werden. 

5.  Oetterreichisehet  Gesetzb.  S-  2^*  Sachen,  welche  allen  Mitgliedern  des 
Staats  zur  Zueignung  überlassen  sind,  heiszen  Trefstehende  Sachen.  Jene  die  ihnen 
nur  zum  Gebrauclie  verstattet  werden,  als  Landstraszen .  Ströme,  Flüsse,  Seehxren 
und  Meeresufer,  heiszen  ein  allgemeines  oder  öffentliches  Gut. 

6.  Zürcher    Gesetzb.    g.   486.    An    den  einzelnen  Theilen   der  OfliBntlichen 
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Ffir  die  Frage,  welche  Gewisser  öffmUiche  and  jrelche  als  Privat- 
getßäiser  zu  betrachten  seien,  hat  das  römische  Recht  wohl  eine  geistige, 
aber  nicht  eine  l^le  Antorität,  denn  der  Entscheid  Ober  die  öffentliche 
Eigenschaft  einer  Sache  .ist  staatsrechtlich,  und  es  kommen  für  unser  Recht 
sowohl  die  Beziehungen  der  Flösse  und  Bäche  zu  dem  Staat  als  von  Alters 
her  die  zu  der  Gemeinde  in  Betracht    Vgl.  unten  §.  59.  2.  und  §.  75.  2. 

3.  Auch  andere  öffentliche  Sachen  sind,  so  lange  sie  diese  Eigenschaft 
behalten,  dem  Prfvateigenthum  und  dem  Verkehr  entzogen,  wie  die  öfTent- 
liehen  Platze,  Straszen,  Seehftfen  u.  s.  f.  Aber  dem  Staate,  beziehungsweise 
den  Gemeinden  ist  es  unbenommen,  soweit  die  öffentliche  Wohlfaihrt  es 
yerstattet,'  dnzdne  Strassen  eingehen,  oder  Stocke  ^avon  dem  Privatrecht 
zu  Oberlassen;  (9.  7.  8.) 

In  ¥(Age  solcher  EntöffentUckung  Mit  dann  der  Boden  wieder  dem  Privat- 
verlehre  anheim. 

Aber  nicht  alle  Sachen,  die  dem  Staate  gehören,  sind  so  dem  bOrger- 
liehen  Verkehr  entzogen,  sondern  nur  die  wahrhaft  öffentlichen^  die  ent- 
weder dein  gemeinen  Gebrauche  oder  den  öffentlichen  Bedürfnissen  dienen, 
wie  z.  B.  Residenzen  und  Domänen,  Regierungs-  und  Gerichtshäuser,  Zeug- 
häuser und  dgl.  An  andern  Gotern,  z.  B.  Waldungen  und  BauergOtern 
kann  der  Staat  gewöhnliches  Privateigenthum  haben  und  diese  Sachen 
können  dem  Privatverkehr  unterworfen  sein "), 

4.  Die  alten  Römer  haben  die  heiligen  Sachen  res  sacrae  und  die  res 
reUgiosae  (Tempel  und  Gräber)  als  divini  juris  betrachtet  und  um  desz- 
willen  dem  Privatverkehr  entzogen. 

Das  ältere  deutsche  Recht  schtktzte  diese  wie  die  eigentlichen  öBenU 
heben  Sachen  (Rath  -  und  Gerichthäuser,  Brücken,  auch  neue  Telegraphen) 
durch  einen  erhöhten  Frieden  und  betrachtete  dieselben  als  befriedete  Sachen. 
Im  heueren  Rechte  werden  auch  die  dem  religiösen  Gebrauche  dienenden 
Sachen  nach  Analogie  der  öffentlichen  behandelt  Der  Gedanke  des  be- 
sonderen Friedens  hat  aber  mehr  Bedeutung  noch  im  Straf-  als  im 
Privatrecht 
_^ —  .--...>  ^         

Sachen  können  indessen  Privatrechte  bestellt  und  erworben  werden,  z.  B.  Wasser- 
rechte. 

7.  Rechtab.  RuprechU  yott  Frey^ng,  n.  07.  All  Strassen  snllen  geOffent^seln 
zae  aller  Zeli.  oyemand  sol  in  der  siraat  paaeo  noch  taistern  graben  noch  privat 
la  der  Strassen  machen.  —  der  an  dy  Strassen  pawet»  der  maes  den  paw  wfder  ab- 
prechen  vnd  dy  strass  als  guet  machen  alssy  vor  gewesen  ist  vndgeit  dem  richterL,X 
und  III  Pfdi  daromb  das  man  der  Strassen  pflegen  sol  wann  ir  mannichlich  bedorf. 

8.  Schwuh^nspiegel,  1IM.  Swer  heiler  oder  ander  gruoben  grebet,  der  sol  sie 
■Ibt  ffir  baz  säen  in  die  strlie  dettne  siben  achao.  ist  aber  diu  strize  ala  enge,  s6 
aol  er  darin  niht  sesea. 


T)    WmmtuUi,  lllieB.  StaalRec&t  X.  Cip.  t. 
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Zweites  Capitel. 

Vom  Besitz  an  den  Sachen. 
§.54. 

1.  Altdeutsche  Gewere  an  Grundstücken. 

1.  Seit  dem  Vorgange  ii/6recÄ<«,  welcher  zuerst  eine  grttndlicbe  Unter* 
snchung  über  die  Natur  der  alten  Gewere  (iaiiinej  voigenommen  hat, 
ist  dieselbe  von  deutschen  und  französischen  Juristen  aus  den  Rechtsquellen 
des  Mittelalters  vielfältig,  und  man  darf  sagen  n^it  mikroskopischer  Genauig- 
keit geprüft  worden.  Diese  Arbeits  haben  zwar  für  die  Geschichte  des 
ältensn  deutschen  Rechts  einen  gröszern  Werth  ah  für  düe  Erkeontnisz 
und  Fortbildung  des  heutigen  Rechts.  Aber  auch  für  dieses  sind  sie  nicht 
unfruchtbar  geblieben,  wenn  nur  die  neuere  Wissenschaft  es  versteht,  die 
bleibenden  Rechtswahrheiten,  deren  Keim  in  der  Form  der  Gewere  deut- 
lich zu  erkennen  ist,  herauszufinden,  von  den  abgestorbenen  Vorstellungen 
der  mittelalterlichen  Gewere  auszuscheiden  und  in  die  Rechtssprache  un- 
serer Zeit  übersetzt  zu  der  Weiterbildung  des  Besitzes  als  eipes  auch 
juristischen  R^rifls  zu  benutzen.  Das  ganze  mittelalterliche  Sachenrecht 
leidet  daran,  dasz  der  Gegensatz  zwischen  der  eigentlichen  dinglichen  RechtSr 
Ordnung  und  dem  Schutz  der  thatsächUchen  Herrschaft  über  die  Sachen 
nocli  nicht  zu  völliger  Klarheit  durchgedrungen  ist  .  Die  Anfilnge  dieser 
Unterscheidung  waren  freilich  auch  in  dem  altern  deutschen  Rechte  sehe« 
unverkennbar  da>  aber  ihre  Ausbildjung  ist  durch  die  Aufnahme  des  römi- 
schen Rechts,  welches  eine  scharfe  Sonderung  zwischen  dinglichem  Rechte 
und  Resitz  kannte,  unterbrochen  und  theilweise  aus  den  alten  fialpien  hin- 
ausgedrängt worden.  Den  Spätem  ist  der  Gegensatz  nun  klar  geworden, 
aber  zunächst  nur  in  römisch-rechtlicher  Form.  Damit  ist  denn  wirklich 
eine  höhere  Phase  der  Rechtsent Wicklung  betraten,  allein  diese  nicht  abge- 
schlossen und  eben  für  ihre  Vollendung  ist  es  nöthig,  wieder  zurück  zu 
blicken  auf  die  ältere  deutsche  Rechtsbildung.  Es  darf  uns  das  nicht 
stören,  dasz  die  mittelalterliche  Anscliauungsweise  eine  groszentheils  ,,«fi- 
bewuszte'^  gewesen*).  Ist  doch  fast  alle  ursprüngliche  Rechtsbildung  aller 
alten  Völker  ^unbeiumssu  (nicht,  wie  die  spätere.  Naturrachtslehre  fillsch- 
Hoh  behauptet  hat  »nril^  bewusztem  WiMen«)  entstanden,  ähnlich  wi^  sogar 
die  organische  KörperbiMung  deg  Menschen  eih  unbewusztes  WeHt  seiner 
oeeje  i$(. 

Der  Reruf  der  Wissensch^  ist  es  gerade,  dqrch  geistige  Betrachtung 
die  leitendoi  Ideen,  welche,  wenn  auch  anfangs  unbawuszt,  in  der  Krsotiei- 
nung  zu  Tage  getreten  sind,  zu  erkennen  und  zum  Be#usztsein  zu  erheben. 


')  Otfr6«r  (D.iPriYatr.]^  9.  79  ff.)  hat  über  das  Vefhltllnisz  tkt  rMUfaehen  ztmi  deotscben 
Recht  io  dieser  Lehre  einzelne  richtige  Bemerkungen ,  aber  bricht  auch  hier  zu  rasch 
den  Stab  Aber  die  noch  lebcnslirtftigen  und  lebensfthigen  Elemente  in  letzteren. 
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%  Jht  Gewere  (saisuiej,  insoieni  sie  th$MchUche  Herrtchaft  Ul^ 
§kke  Smehey  dam  aoeh  die  damU  verbundenen  Reehle  bedeutet,  i$t  s|Nrach]ich 
oimI  juristisch  Tenchiedeo  von  der  Gewähr  (gew^e  mit  ol&ein  e,  garaotie, 
mietorileii).  Jene  hat  im  Sacbea-,  diese  im  Obligationenrecht  ihre  StflUe*). 
Der  Aosdraek  Gewwe  im  erstero  Sinae»  abgeleitet  von  wem  (Gothisch  var- 
Im,  Msttra  und  ucht  la  verwechsehi  mit  wem,  Gothisch  varjan,  defendere 
wduen)  wurde  inent  auf  die  EinUeiduiig,  Eimoeisung  in  den  Beeüz  eime 
Grundeiiicki  belogen  (vettkura  im  älteren  Sinoe  (l.)«  als  VorbUd  und  Folge 
der  SaluDg  (Auflassung);  dann  wurde  die  thatiächliche  Herrschaft  über  ein 
Grundstück  so  .genannt  (2.);  ferner  das  derselben  entsprechende  Recht  auf 
das^  Gut  (9.);  zuweilen  auch  das  Grundetück  selbst;  wie  ja  auch  die  Kö- 
mer Besitz  und  Besitzung  possessio  nannten.  Das  Wort  wurde  ursprüng- 
lich nur  auf  liegendes  Gut  bezogen. 

3.  Die  Romer  unterschieden  in  der  possessio  ein  geistiges  Element 
den  amm^e  domini  und  ein  körperliches  (corpus).  Wo  jenes  fehlte,  rede* 
ten  sie  nur  von  detentio,  nicht  von  possessio.  Die  Deutschen  achteten 
zwar,  worauf  Stein  mit  Recht  aufmerksam  gemacht  hat,  auch  auf  das 
Moment  des  WUlens^  der  sich  in  der  Gewalt  äuszert,  welche  der  Besitzer 
an  der  Sache  behauptet  (geicalt  und  gewere  sind  daher  synonym) ;  aber  sie 
dachten  dabei  nicht  ausschlieszlich  an  die  volle  Gewalt  des  Eigenthümers, 
sondern  auch  an  die  relative  Gewalt,  welche  sich  in  dem  selbständigen 
Innehaben  der  Sache  äuszert  Es  konnte  daher  Jemand  Gewere  haben, 
der  wuszte  und  anerkannte,  dasz  einem  Andern  das  Eigeuthum  zukomme, 
also  auch  in  manchen,  nicht  in  allen  Fällen  der  römischen  detentio.  Man 
sprach  daher  unbedenklich  auch  dem  Miether  (4.)  und  dem  Pächter  eine 
Gewere  zu,  weil  auch  in  dem  Verhältnisz  dieser  Personen  zu  dem  ge- 
mietheten  oder  gepachteten  Gute  sich  thatsächliche  Herrschaft  offenbarte. 
Das  deutsche  Recht  unterschied  aber  zwischen  der^  Gewere  des  Miethers 
und  des  Eigenthümers.  üeberhaupt  sind  die  Arten  der  deutschen  Gewere 
an  Grundstücken  so  mannichfallig  als  die  rechtlichen  Herrschaftsverhältnisse 
des  Menschen  an  dem  Gute.  Es  gibt  eine  Eigengewere,  (eigenliche  Gewere) 
Lehensgewehre,  [3.)  Leibzuchtgewere,  hofrechtliche  Gewere,  Pachtgewere,  (4.) 

i.  Capitui,  ADseg.  IT.  18.  et  corain  eis  (tesiibus)  rerum  suarum  tradiliooem 
faciat  (sachami  sinera  salunga  gedae]  et  fidejassores  restitur»  (geweri)  donet  ei  qui 
itlam  traditlonem  (sala)  aecipit  vestituran  Taclat  (geweri  gedue). 

•  2.  Smeh9€mtpmgel  IL  84  (.  I.  man  ae  sol  nlemaDne  ut  sinen  geweren  wlsea 
von  gerichtea  bähen,  al  si  he  dar  mit  nnrechte  ankörnen»  man  ne  breke  si  eme 
mit  rechter  klage. 

3.  3äeh9.  L^hnr.  38.  (•  3*  Lenes  gewere  ne  mach  nieman  getüch  sin  ane  die 
von*nie  herren  belent  is.  Gemener  gewere  si  getäch  Jewelk  unbescaldeu  man  an 
sime  rechte. 

4.  ferm.  Smchttentp.  II.  S.  il.  mietet  elae  frau  ein  haus,  so  sol  ir  man  vmh 
denselben  lins  antworten ,  ap  her  mit  Ir  In  derselben  gewere  gewonet  hat. 


lAtSt  vMi  de»  Nenern  dieser  weseadiehe  Unlf  rstbied  nicbl  eder  nicht  genug 
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s  Satxungsgewere  u.  s.  f.  nnd  sie  vntersbhefdm  sidi  alle  ^od  emander  wie 
die  Rechte  des  Eigenthams,  des  Lehens,  der  LeUttodit  u.  s.  f.  FOt  das 
Leben  war  freilich  die  UdigUcke,  iedig$  Gewere  die  wichtigste,  welche 
sich  in  der  ursprünglichen  und  voUen  Herrschaft  des  Gutes  so  ^e^enem  Nutaen 
und  Zins  auszerte.  (6.  6.)  Die  Crewereist  somil  der  thatsichttehe  Ans* 
druck  eines  (vollständigen  oder  partiellen)  Rechtes  auf  die  Sache,  nnd  hal 
daher  auch  das  Gq)rage  dieses  Rechtes  an  sich  und  ist  wie 'dieses  beschrankt 

Wer  unser  Volk  in  seinen  Gedanken  und  in  seinen  Sitten  beobachtet, 
der  wird  sich  leicht  überzeugen,  dasz  es  gerade  in  dieser  Beziehung  den 
Besitz  noch  so  versteht,  wie  das  ältere  deutsche  Recht  die  Gewere  ver- 
standen hat,  und  dasz  ihm,  was  die  Römer  detentio  genannt  haben,  häufig 
noch  als  Besitz,  freilicli  nicht  als  Eigenthumsbesitz,  aber  als  eine  von 
Rechts  wegen  zu  schützende  thatsächKche  Herrschaft  vorkommt.  Und 
hierin  hat  das  Volk  ganz  recht,  denn  in  dieser  Beziehung  ist  das  deutsche 
Recht  in  der  That  entwickelter  als  das  römische,  welches  zu  sehr  noch  den 
Besitz  nur  als  voUkommene  Herrschaft  (dem  Eigenthume  analog)  auffaszte, 
ntit  Bezug  auf  andere  beschränkte  Herrschaft  aber  nur  von  quasi  pos- 
sessio zu  reden  wagte,  und  die  detentio  ganz  unberücksichtigt  liesz,  die 
detentio,  in  der  sich  doch  in  allen  Fällen,  wo  dem  Innehaber  ein  selbstän- 
diges Interesse  an  der  Sache  zukommt,  auch  eine  thatsächliche  Ordnung 
des  Menschen  zu  den  Sachen  darstellt,  und  die  eben  weil  sie  das  ist,  auch 
eines  vorübergehenden  und  provisorischen  Schutzes  würdig  ist 

4.  Weil  die  Gewere  als  th'atsächliche  Herrschaft  auf  einen  .gewissen 
Bechtsschuiz  Aaspruch  hat,  so  hat  sie  um  deszwillen  auch  den  Charakter 
eines  [wenn  auch  unvollkommenen)  Bechtsverhältnisses,  und  so  i4  es  mög- 
lich geworden,  dieses  hinwieder  los  zu  lösen  von  der  Erscheinung  der 
Herrschaft  und  unter  Umständen  einer  Person,  welche  nicht  leiblich  be- 
sitzt, die  Gewere  zuzugestehen  und  sie  als  zu  thatsächlicher  Herrschaft 
berechtigt  zu  schützen.  Es  ist  so  ein  Gegensatz  entstanden  zwischen  der 
reellen  (leiblichen,  hebbenden  Gewere,  saisine  de  faitj  und  der  ideellen  Ge- 
were (auch  juristischen  Gewere,  saisine  de  droit J,  ein  Gegensatz,  der  nicht 
verwechselt  werden  darf  mit  dem  römisch-rechtlichen  der  detentio  und  pos- 
sessio. Die  hebbende  Gewere  ist  immer  eine  leibliche,  ob  rechtmäszig  oder 
nicht,  die  juristische  setzt  einen  bestitmrUen  Bechtsgrund  (Auflassung,  Ur- 
theil,  Erbrecht)  voraus  und  genieszt  daher  in  höherin:  Hasze  den  öflfent^ 
liehen  Schutz.  Fälle  der  ideeUen  Gewere,  die  nicht  zu^ch  eine  leib- 
liche Gewere  ist  aber  als  Besitzrecht  wirict,  sindti 


5.  Säck$.  Lehnr.  14.  g.  1.  Ed  gut  mach  inaniges.  herreo  ain.,  4I80  dal  it  fon 
deme  anderen  hebbe;  doch  mal  enes  die  gewer  sin.  Swie  so  il  in  nalupdüi  gelda 
keaet  and  den  tins  dar  ut  nimoit,  die  bevct. die.  gewere  daa  an»  uad  itemesol  man 
dar  af  antwerdea,  af  dar  ieman  uppe  mifaetoü« .  . 

6.  3aeh9enipieg0l  II.  57.  AI  sie  en  gut  manges  mannes  also  dat  dat  en  tod 
dena  andern  hebbe,  svat  so  man  ap  deme  gute  dai,  dai  aal  hmo  beterea  deme, 
die  in  ledichUcben  geweren  bevet  und  anders  nemanne. 


8*  M.   AlMentoelie  Gewere  an  6nindsttd[«B.  tSl 

a)  der  Brbe  lutt  ieoKSbea  ReditMdiiitZy  den  die  Gewere  .dem.Erbiasser 
gevtiliTt  hat,  auch  bevor  er  leiblkhea  Besitz  an  dem  Erbgot  ergriffen 
hat  ($.  188.  B.  4.) ; 

b)  wem  ein  Gut  an^ekssen  worden  ist,  der  hat  die  Gewere  (d*  h.  das 
Besitzrecht)  daran,  bevor  er  den  realen  Besitz  erlangt  hat  (7.); 

c)  wird  das  Gut  aufgelassen  und  realer  Besitz  daraii  ergriffen,  so  behält 
der  Besitze»^  sein  Besitzrecbt,  ungeaditet  er  gewaltsam  entwert  worden. 
Der  Wille  des  Besitzers  hAlt  das  Beoitzrechi  fest,  wbnn  gleich  die 
leibliche  Amübung  desselben  «nf  thatsftohliche  Hindernisse  stöszt 
(8—10.); 

d)  wem  eine  Gewere  dürdi  Urtheil  zDgefllj[>roebeQ  ist,  der  geniesji  den 
damit  verbundenen  Rechtsschutz  auch  bevor  er  den  thatsäch|ichen 
Besitz  erhalten  hat. 

5.  Der  Ausdruck,  die  r^^hU  Gewere  an  ßiner  Liegenschaft,  bezeichnet 
eine  durch  unangefochtene  Fortdauer  bekräftigte  polen^siirte^  Geipere,  welche 
erlK^te  Sicherheit  und  festeren  Rechtsschutz  gewährt.  Davon  wird  unf^n 
in  $.  62  nikher  die  Rede  sein.  Den  Gegensatz. zu  ihr  bildet  die  von  Sitein 
beimnnte  Getjeäkreekaftsg^were,  welche  der  Berufung  auf  den  »Gewähren« 
den  Autor  bedarf,  um  behauptet  zu  werden,  während  jene  in  sich  selbst 
hinreichende  Begründung  findet 

6.  Die  Wirkungen  der  Gewere  sind: 

a)  wer  die  Gewere  hat,  darf  sie  auch  gegen  willkttrlichen  Angriff  eelber 
icMUzen,  nOthigenfalls  mit  bewaffneter  Hand.  Zu  s<dcher  Verthndi^ 
gung  des  Besitzes  bleibt  die  SelbsihiUfe  dem  freien  Hanne  im  vollsten 
umfange  verstattet  Die  Selbstpfändung  (§.  102.  103.]  ist  eine  weitere 
Ausdehnung  dieser  Selbsthülfe. 

b)  Wer  die  ledige  Gewere  hat  dem  kommt  tioegen  BesitzstSnmg  eme 
persönliche  Klage  gegen  den  Störer  zu,  gerichtet  auf  Wandel^  (Sühn* 
busze)  und  wo  nöthig  Entschädigung  ( FrefebklageJ.  (6.) 

.  c)  Wer  in  der  Gewere  ist,  darf  nur  in  Form  Rechtens  in  Folge  ür- 
ttieils  des  Gerichts  aus  derselben  verdrängt  mUcert  werd^,  nicht  auf 
dem  Wege  der  Privatgewatt,  auch  dann  nicht  wenn  er  selber  ein 
unrecbtmäsziger  Besitzer,  und  der  ihn  entwert,  der  berechtigte  fSgen- 
thttmer  wäre.  (2.  8—10.) 


7.  8äek0,  LehttF.  SU.  g.  3.  Of  en  man  taem  anderen  fuot  opiai  vor  •iriate 
Herrem  toMnl  so  htv^i  be  die  gewere  an'me  gode,  die  deserrenmannes  was  die*!  Ift. 

8.  Bt^r,  Rerblsbw  Kaiser  Lmdwig»  [Semmumn^-illMi.  War  aber  ob  renta  ains 
aigeifs  —  Seite- bey  nuti  and  gewer  and  ward  er  des  eaiwert  mit  herrenbriefoder 
ton  w^lhertar  saobe  oder*^  gewall  daa  gesehebe»  das  sei  deB>  nBSCttedUeb "sete*  an 
seiner  gewer  — so  sol  er  stien  in  allen  dem  reebten,  aix  des  tags  da  er  sein  eniwert 


9.  Sä^^mpie^ei  II.  70.    Man  ne  eol  ntemanne  wlsen  nm  atee  gnde,  dat  be 
In  geweren  bevei,  ime  ne  werde  die  gewere  mit  reebie  afgewmmea. 

10.  Sekwäh,  Lehnn  Lasab^  Oft;  den  man  ^  sin- leben  (andere  JLemrit :  sine 
gewer)  mit  gewalte  nimt,  der  verliaset  —  weder  leben  noeb  gewer. 


181  SanbU.   Gap.  U.    To»  BMtt  te«  SmMIi. 

'  d)  WiM  et  dnrdi  einen>  andern  gekMÜmMn  enMiri,  to  iMH  et*  gegen  den 
EntWereft'  eine  UngeriektMoge  (mcfetem  eine  Kluge  «us  Frindembruch), 
auf  Strafe  und  Bnsze.  (11.)  Dem  verurttieilten  Inhaber  der  „raub- 
ticken  Gewefe^  wMzonichsl  der  widerrecfatlieh  ergrifleoe  leibliche 
BesitK  enttEOgen,  freffich  unti'r  Vorbehalt  seines  Rechts  auf  das  Gut, 
das  er  nachtriglich  im  ordentHchen  Gniohtsv^ahren  behaupten  kann. 
Hier  b^egnm  ods  innerhalb  der  deutschen  Rechtsentwicklung  An- 
sätze zu  der  Unitr$ehe%iimg  des  possessorischen  und  petitorischen  Ver- 
fahrens, Wie  sie  energischer  im  r(inischen  Rechte  ausgebildet  worden 
und  sonst  dem  deutschen  Rechte  fremd  sind,  welches  in  der  Regel  die 
FeyMMdinf  derDoppdrftcksioht  atufAedit  und  BeslU  vorzieht  (12-- 15.) 

Y.  Von  gröszei^  Bedeutung  ist  «berdem  die  Wirkung  der  Gtfwere 
in  den  Redauireüigkeiten  um  dai  Gut.  Eben  hier  tritt  die  enge  Bezie- 
hung des  Recht$9chuxes  auf  den  Benix,  worauf  sich  jener  vomebmlich 
stützt,  entscheidend  hervor;  sowohl  in  der  ferißteidigung  des  Gute,  ab 
im  Angriff  auf  dassdbe.  Um  dieser  Verbindung  willen  mit  dem  Recfal»- 
schütz  erscheint  die  GeWere  nicht  blosz  als  thatsichliche  Herrschaft  son* 
dem  tib^rdem  als  Recht  xum  Besüz,  wie  Bameyer,  oder  als  FreeeiMgewere, 
wie  Ddbrüek,  oder  als  Guiereehty  wie  Stein  sie  nennt 

11.  Schwabeiupiegel  05.  Sprichet  ein  man  gaot  all,  unde  wird  er  mit  rerhte 
da  TOD  gewiset,  er  belibet  So«  booxe  uade  Ane  geweite  die  wtle  er  sich  des  guotes 
Diiii  underwiadeL  underwindet  er  ^ber  $kh  des  g-uoles  Aoe  gerlbie,  aode  ist  ein 
vrlde  ze  den  xtten  In  dem  lande  geswom,  so  ist  er  vridebräche,  unde  dax  g£t  im 
an  die  hant.  unde  ist  aber  niht  gesworns  vrides  sd  bexer  nach  guoter  gewanbeiL 

12.  Eechtsordnung  K.  Rudolf»  w.  1281  für  Bayern.  (Pertz.  IV.  437).  Swa  ein 
man  den  andern  anspricbet ,  er  bab  in  sines  guts  entwert  mit  gewalt  An  rebt,  mag 
de  «Mager  dai  briagea  mit  iweia-  d^r  nahstenund  besten  in  der  pCtfre  ^  den  ^ol 
man  hi  sin  gewer  «Is  lang  setzen,  als  ez  im  aazen  gewesen. 

13.  ßajrr.  Landr.  K.  Ludwigs  {Ifeitmann  106).  Wer  den  andern  anspricht  er 
btb  in  seines  eygens  oder  lehens  entwert  mit  gewatt  an  recht,  des  laugen  sbl  man 
nemen  mit  seinem  eide,  das  er  sey  entwert  on  recht,  so  sol  in  das  gericht  wider  setsin 
'ib  sein  gewer;  bat  er  {der  entweruade  Beklagte)  denn  bienaeh  hintz  ime  (dem  Je- 
tsigen  Eliger)  icht  im  sprechen  vmb  das  gut,  so  «ol  vmb  gescbahen  was  recht  ist. 

14.  Ewiger  Band  der  atadt  Ba^i  mit  der  Schweiz  von  1501.  $.  20.  [Blunitehü 
schweizer.  Bundesr.  11.  8.  M.)  So  soilea  ouch  w^r  bede  parthyen  und  alle  die 
unsern  by  unsera  —  brlef  siglen  gewarsamy  und  dem  so  bissbar  voir  yeniand  rp 
uns  fnd  den  Tnsem  In  gewerd  besessen  ist  blyben ,  und  njemant  den  anderen  one 
■Mht  «ntwteen»  vad  ob  4s  beseheh,  rnd  akh  gnuogsamlieb  erfuiide,  so  so«  der  teyt 
der  entwert  ist  md  den  andern  leyl  «rab  entwerang  ersvchl  of  sin  ersoecbung  oa 
sHe  fürwort  vnd  Tenug  dess  so  er  eatwert  ist  wider  io  gewer  geseUt  wcrdeib  mit 
Allen  desslMlh  empraagenen  nütsen  vnd  eMrkhSmg  daramb  gelittenea  costens  und 
Schadens  mMi  demnaeb  (ob  er  aecbtuertiguag  ait  niMMt  empMea)  daramb  raebi 
•pOeisa  and  sich  dess  genfigelk 

15.  Smeh*en$p.  II.  25.  £•  i*  Wirt  en  man  beklaget  umme  rofliclie  gewaci» 
ds<  man  die  •hantbaftea  dat  bewiae»  mach»  -«*  -^  de  riehtere  sai  volgen  to  hant 
ande  richten  dem  Uagera  aaüM  den  rsf  «ade  over  den  raven.*  -*•  T«  «hant  daraa 
aol  be  iaa  ^ewieltigeo  sfaen  gewere,  of  Atleae,  uppa  den  die  kh^e  hat,  niobt  ne 
weder  redet  mit  retbte. 


8-  BS|.    Alcdeotfche  Geweie  an  GnindsifitokeD.  ifjd 

a)  Der  Besüzer  »ist  näher,  die  -Sache  al$  die  semige  zn  behaupten  und 
zn  behaHen,  als  ein  Anderer,  sie  ihm  äbiuffemnnen.fi  (16.  17.)  Indem 
et  sieh  auf  seinen  Besitx  stttlit»  in  weiehein  das  von  ihm:  behiaiptete 
Recht  antehandieh  wird,  behauptet  er  sein  Recht. 

b)  Aa  indessen  mehrere  Personen  Besitz  behaupten  können,  wie  ii 
sondere  der  welcher  leibliche  Gewere  hat,  und  der  welcher  ji 
Gewere  hat,  so  bedeutet  jener  erste  Sata  doch  etwas  anderes  als  der 
römische:  melior  est  conditio  possident»;  mal  es  wird  ndthig,  die  ver- 
schiedenen  Begründungen  der  Gewere  mit  einander  zu  vergleichen  und 
abzuwägen.  Die  beeeer  begrikuhie  Gewere  gehi  der  $ehu>äöheren  vor; 
also  die  rechte  Gewere  der  Gewihrschaftsgewere,  die  auf  efaien  Ge- 
währen gestOtzte  (tituKrte>  Gewere  der  GewUhiiosen,  die  litere  durch 
unfreiwilligen  Verlust  entleerte  der  jüngeren  Gewere,  die  keine  bes- 
sern Grande  hat  u.  s.  f.  Dieses  Verg^eidien  und  Wl^en  der  Yer- 
schiedenen  Gründe  ist  ftr  den  detttsdien  Proeesi  charakterisimh  und 
pasrt,  wie  DeUniUk  trefflich  bemerkt,  zu  dem  relatwen  Charakter  des 
dentschen  Sachenrechts  überhaupt,  im  Gegensata  su  der  römischen 
Neigung,  Oberall  ab»ohUe  Begriffe  anzuwenden.  (17.) 

c)  Die  dingliche  Klage  auf  das  Gut  kann  sich  ebenso  auf  die  ftlihere 
Gewere  stützen,  wie  die  Vertheidigung.  (Vgl.  §.  73.) 

*  Atbrichi»  die  Gewere  als  Grundlage  des  alten  deutschen  SacheufechU. 
Königsberg  1828.  KUmrath^  Hude  hisUnique  iwr  U  eednne  (in  den  trüvaux 
ik  S.  338  ff.)«  Gaupp,  krit.  Untersuchaogen  über  die  Gewere  in  d.  Zeil- 
schrifl  für  deutsches  Recht  I.  S.  86-  Zöp/1,  deutsche  Staats-  und  Rechts- 
gesch.  II.  2.  S.  304  ff.  Renaud,  deutsches  Privatr.  I.  §.  242  ff.  Hameyer, 
Sachsensp.  lil.  S.  402  ff.  Bruns,  das  Recht  des  Besitzes  im  Mittelalter  und 
in  der  Gegenwart.  Tübingen  1848.  Homtyer,  ^ichtsteig  S.  482  ff.  Del 
hrüch,  die  dibgliebe  Klage  des  deutschen  Rechi»:  Leipzig  1857.  Stein,  Un- 
tersuchungen Über  die  Entwicklung  und  l^»nbilduAg  des  deutschen  Saoheih- 
rechts.  Erlangen  1867.  ^toMe^  Art.  Gewere  4n  d:  Rnojdop.  t.  Krsch  und 
Gruber  (enlbUlt  eine  fleiasige  ZosaiameMteUttng  •  das  .Quellenoialetiafei). 
(Wenn  sich  Herr  Dr.  Braekenhofi  darütev  beschwert,  .dan  ich  ihn  i|icht 
citirt  habe,  so  hat  er  Yielleicht  guten  Grund  zu  dieser  Klj^ge  un|i  ich  weiss 
darauf  nui  zu  erwiedern,  dasz  ich  mich  vergeblich  bemüht  habe,  seine 
Abhandlung  zu  lesen  und  zu  yerstehen,) 
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10.  Leg.  Aetbelredi  IIL  c.  OK  c  1,  Agnoiiae  Wdhoer  Ijbacm  the  baeMliitheDne 
tbaem  the  aeftcrspraecdh.    (Eignung  istnaeher  dem  der  hat  als  dem  der  darauf  spriebt.) 

17.  Richltieig  Landr.  26.  g.  4.  Clagestu  denne  (mit  der  Ansprache  auf  das 
Ckit)  so  traget  he:  her  richter,  fe  Mdde  enes  ordels,  m  deme  dat  ie  dai  gut  In 
«inen  hfeMieallen  «reren  hehbe;  oft  ie  nine  wer«  lfhlBc)|*r  in  bchaMeide  Bi.MPiiep 
^  le  mi  af  tu  wiaaende.  Hir  vragejene  (der  Kläger)  wedder»  oft  he  (der  Beklaf^^} 
icht  .to  rechte  SQOle  segeo,  wo  dal  gut  in  siae  were  I^ommen  si ,  er  me  enie  de  wece 
teilen  scöje.  Dal  vintme.  8.  ^.  5.  Secht  he  denne,  he  hebbet  gekoft,  dar  vraf^e,  tia 
dein  dat  het  gekoft  bei  unde  dl  ^eerVet  Is,  %eder'dus-  lebt  neffr  sMi  tu '  biAtfUeaile 
lütt  eHbgen  edder  be  eines  kttfian  gucesi   6o  rioUDe  du-siaies  naget.  <  :  / 
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2.    Gewere  «s  t»eweglieliMi  S«ch«n. 

1.  Eni  später  wurde  aas  der  Gewere  an  GniiMMQcken  die  Getoere 
an  fahrender  Habe  als  eine  selbständige  Gewere  an^eschieden.  Anfangs 
dachte  man  sieh  die  &hrende  Habe  vom  Grundstock  noittchlossen  nnd  da- 
hisr  avch  von  der  Gewere  am  Grandstflok  mitbeherrsoht  Aber  auch  die 
spätere  Rechtsbildung  der  Gewere  an  Fahrnisz  weist  immer  noch  auf  die- 
sen ursprflnglichen  Zusammenhang,  gleichsam  mit  der  Mutterg^were  am 
GtundslOok  hin. 

r     Daraus  erklären  sich  folgeiide  Rechtsansicfaten : 

«)  Der  Besitzelr  von  Haus  und  Hof  konnte,  vorausgesetzt  dasz  er  nicht 
ein  anderes  Recht  verletzte,  und  ein  rechtUches  Interesse  hatte,  Sa- 
<  ohen,  die  ein  Anderer  inne  gehabt»  die  nun  aber  in  den  Bereich  seiner 
Wdire  gdLommen,  einfach  n<(thigenMls  mit  Gewalt  an  sich  nehmen, 
«hne  vorher  eine  Klage  anstellen  und  goichtliche  Zuweisung  des  Be- 
sitaes  begehren  zu  müssen.  So  konnte  er  auch  dem  Dieb  die  ge- 
stohlenen Sachen  innerhalb  seines  Gutes  mit  Gewalt  enhreisaen. 

b)  Die  Annahme  in  zweifdhaften  Fällen,  dasz  die  Fahrnisz  auf  dem  Hofe 
dem  Besitzer  derselben  gehöre. 

2.  Bei  dem  Besitze  der  Fahrhabe  wurde  auf  das  Moment  des  sinn- 
lichen Innehabers  noch  entscheidenderes  Gewicht  gelegt,  als  bei  Immobi- 
lien, und  daher  in  der  Regel  auch  nur  einem  der  Besitz  zugeschrieben, 
nämlich  dem  der  zunächst  die  Sache  zu  seinem  Nutzen  inne  hatte.  (§.  73, 
B.  2.)  Indessen  war  tcach  da  die  Rechtsbildung  noch  gleichsam  im  Flüsz 
und  nicht  zu  festen  Formen  gelangt.  Auf  die  Gestaltung  des  Eigenthoms 
.W  fahrender  Habe  hat  daher  hier  wieder  der  Besitz  einen  gröszeren  Ein- 
flusz  gettbt,  als  bei  dem-  liegenden  Gute. 

3.  Eine  eigentliche  Beiüzesklage  gab  es  auch  hier  nicht,  aber  die  RechU- 
f90rfoigwikg  der  Sachen,  sowohl  der  sogenannte  Anfang  als  die  ichlicJUe  At^ 
Bfraehe  beruhte  vorvehmlieh  auf  Berttcksichtigung  d^  Besitzverhältnisse. 
Siehe  unten  §.  78.  Im  flbrigen  war  der  SehUx  des  Besitzes,  den  der  Besitzer 
in  Form  der   Selhsthülfe  fibte  und  die  günstigere  SteUung  desselben  im 

Proceiz  analog  wie  bei  den  Immobilien. 

•  «  •  . 

§.66. 
3.    Neueres  BealUrecht. 

'  1.  Während  des  XVI.  lahrhunderts  drang  die  römische  und  canoni- 
sehe  Besitzlehre  in^der  Weise,  wie  sie  von  den  italienischen  Juristen  ver- 
standen wurde,  aUmählieb  in  Deutschland  ein,  und  unterbrach  so  die 
deutsdie  Reehtsentwicklmg'der  »Gewerev.  Die  Deutsdien  Obersetaten  sie 
mit  possessio  und  entnahmen  groszenthefls  aus  der  Gewere  ihre  Vorstel- 
lungen von  civilis  possessio,  deutsches  und  römisches  Recht  mischend. 
JSsJuNPi: dabin»  dasz  sogar  .der  Aus^cuck  Gewere  aus  der  Volkssprache 
verschwand;  und  sicher  wäre  es  ein  vergebliches  Bemühen ,  woltte  man 
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diese  Dmbiidang  des  XVI.  lahrhunderts-  ignoriren  nnd  einftieh  wieder  die 
doch  moiirei^henden  RechtsvorsCelhmgen  d«»  MittehRers  zu  erneuerter 
Anerkenniing  zu  bringen  versuchen.  Aber  nidit  minder  irrig  ist  es,  wenn 
mancbe  Neuem  von  der  dtem  deutschrechtlichen  Auffassung  fttr  das  Recht 
der  Gegenwart  völlig  absehen  und  vermeinen,  es  sei  dieses  durdi  die  rö^ 
misdi-canonische  Gestdtung  absolut'  abgeschlossen  oder  gar  die  alten  rein- 
römischen  Begriffe  der  Pandekten  von  der  deutschen  Nation  redptrt  wor* 
den.  Der  Blick  ia-  dieneuern  GesetzesWerfce  (1.  S.)  uad  die  uiÄefangene 
PrOfiing  der  VoULtoosehauung  und  der  in  der  Neitnr  der.  Dioge  sich  spie- 
gelnden RechMdeen  nöthigen  zu  der  Deberzeugung,  dasz  die  heriUttim- 
licne  Schultheorie  nicht  genttge  und  dasz  die  deutschen  Rechtsgedanken 
des  Mktelalters  nicht  ebenso  erstorben  säen,  wie  das  Wort  Gewera* 

2.  FOr  das  neuere  Recht  ist  nun  voraus  festzuhalten  an  dem  Gegen- 
satz von  Recht  und  Besitz.  Der  Besitz  ist  zunächst  die  thatiäMiche  Herr- 
schaft des  Menschen  Ober  eine  Sache;  und  er  wird  daher  als  •—  aber  auch 
nur  als  thatsächliche  Ordnung  (nicht  als  Rechtsordnung)  direct  geschützt, 
d.  h.  wieder  nur  gegen  eine  rechtswidrige  korperHehe  St&rung  odet  Zer- 
störung, nicht  aber  weder  gegen  rechtmäszige,  z.  B.  geHchtliche  Entsetzung 
(Entwerung),  noch  gegen  blosze  ideale  Bestreitung,  tmd  nur  gegen  d^n 
Störer  x)der  Zerstörer  um  seiner  Verletzung  des  Friedens  und  der  Ord- 
nung willeii,  nicht  gegen  jeden  dritten  Besitzer.  Obwohl  der  Sachenbesitz 
zu  dem  Sachenrechte  in  einer  unterlägüchen  Beziehung  steht,  so  ist  der 
Rechtsschutz  des  Besitzes  selbst  doch  nicht  ein  dinglicher,  sondern  eirt  auf 
Vergehen  begründeter,  und  wfrd  durch  persönliche  Klagen  gewahrt.  In 
diesen  Dingen  hat  das  römische  Recht  bleibende  Rechtswahrheiten  geoffen- 
bart, wenn  schon  die  äuszere  Form  der  Interdicte  läfngst   abgestorben  ist 

3.  T'ie  thatsächliche  Herrschaft  des  Menschen  über  die  Sache,  welche 


1.  Bayritchet  Landr.  II.  4.  CivilU  {po$te$$io)  —  da  roao  die  Sache  ~  ioh 
amimo  —  oder  corpore  ei  am'mo  zugleich  und  zwar  ton  Eigenthums-  oder  wenigst 
TOB  efines  anderen  Rechtswegen,  z.  B.  van  PfandsehafI,  Natznieszang  oder  Pacb- 
i«D|s««l8e  ioiw  bat.  Naimr^Ue  da  rolM  die  Sache  nur  t^rpw  allein  —  inae  hat, 
wie  %,  B.  ein  bloszer  .Aov^Jtt  D9poeii^i^9  (?j  oder  wre  preearnu  (?).  g.  5-  Die 
merklichsten  Wirkungen  der  Poasession  bestehen  darin:  Imo  kann  sich  Jeder  bei 
seinem  Inhaber  gegen  uiirechtmfiszige  Eingriffe  selbst  —  schützen  —  Gewalt  mit 
GrwaU  abtreiben.  Mo'boll  Niemand  seines  fnhabens  entsettf  werden;  so  lan^  nicht 
ein  anderer  ein  besseres  Reobt  idr  Baeke  genöglioh  'that.  Sto  Ist  in  Swelfel  alle- 
seil  Mtf^fvr  e^niS^  p^ßiiftßnäi.  4ta  kfnn  Wßn  jhiiii.rei9lai|ter  ond  saferp  er  nkht 
eine  stärkere  FräsumÜonem  vel  Beneieniiam  Jurie  wider  sich  hat,  den  Titel  oder 
Caneam  FoseeesiofUe  anzugeben,  keineswegs  zumutheo.  Ebensowenig  ist  er  5to 
schuldig  den  Beweis,  dasz  ihm  die  Bache  zugehörig  sei,  auf  sich  zu  nehmen. 

2.  Frennuchet  Landr'.  I.  7.  §.  6.  Wer  eine  Sache  oder  ein  Recht  rwar  als 
fremdes  Eigenthum,  aber  doeh  In  der  Absicht,  darüber  für  sich  selbst  zu  yerfügen, 
in  seine  Gewahrsam  übernommen  hat,  der  heiszt  ein  unvollständiger  Besitzer.  %,  7. 
Tollständiger  Besitzer  heiszt  der,  welcher  eine  Sache  oder  ein  Recht  als  sein  eigen 
besiut.  S-  9-  ^^  unvollständige  Besitzer  der  Sache  ist  vollständiger  Besitzer  des 
Rechu,  dessen  er  darüber  sich  amnaszt. 
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ais.tbalMIchliebe  Oixliiiiog  g^schüMst  wird,. der  Sachenbe$i$x  katm  ^im  eine 
voUkoßu»me  oder  eine  be$ehränlue  und  mwolMUulige  Herrschaft  sein.  (2.) 
Die  erstere  enlspricht  xtem  Eigenthum,  und  kann  als  Eigenbaiiz,  voUer 
B$i.itz  (posse^io  mit  aninikus  domini)  bezeichnet  werden.  Aber  auch  die 
letztere  bat  einen  natürlicben  Anspruch  auf  denselben  Schutz,  und  darin 
ist  ein  Fortschritt  der  neueren  Recbftsentwicklung  zu  erkennen  gegenOber 
d^m  römischen  Rechte«   Dahin  gehören  : 

a)  die  äiatsaehliehe  Herrschet  des  Va$alUn  an  dem  Lehen,  des  hofhäri- 
gm  Bauern  an  dem  Erbe.  Da  die  entsprechenden  Rechte  sich  spftter 
bis  zu  dem  sogenanntoi  Nuteeigenthum  amgedehnt  haben,  so  ist  um 
so  unbedenklicher  hier  auch  der  Besitz  aanierkennen. 

b)  Die  des  Cdmun  (MeUn)  und  Er&päehien  an  dem  Colonat  mid  Erb- 
pechtgiat  u|id  des  Fmutpfand^äitöifers  an  dem  Fautipfand.  Hier 
sind  wieder  zwei  Bebitzarten  zu  unterscheiden:  der  Eigenbesitz  kooamt 
dem  Henn  zu,  der  den  Zins  empfiingt,  der  Golonenbesitz  und  Erb- 
pachtsbesitz dem  Cotonen-  und  Erbpftchter.  Schon  die  Römer  waren 
genöthigt,  in  diesem  Verhältnisz  den  abgeleiteten  Besitz  auch  des  letz- 
tem anzuerkennen. 

c)  Die  des  Ni$$zbraueher$  und  Leibdmgbe$Uzert  an  dem  zu  Nieszbrauch 
besessenen  Vermögen  und  dem  Leibding.  Auch  der  beschrttnkte  Be- 
sitz desselben  —  beschrankt  durch  die  Natur  des  Nieszbrauchs  und 
Leibdings  —  steht  doch  noch  factisch  dem  Eigenbesitz  so  nahe,  dasz 
ein  analoger  Schutz  desselben,  schon  froher  gewährt  wurde*  Aber  da 
zuerst  im  römischen  Recht  auf  einem  Umwege,  in  Form  der  jurü 
quaH  poueaio  oBenet  im  deutschen  Recht  der  Gewere  (Besitz)  zu 
Nieszbrauch  und  Leibding.  Es  ist  auf  dieser  Stufe  durchaus  nicht 
nöthig,  unter  den  Gedanken  eines  dem  Besitz  von  Rechten  zu  yerleihen- 
den  Schutzes  sich  zu  flüchten«  Der  Usufructuar,  welcher  auf  dem 
Gute  wohnt  und  dessen  Früchte  bezieht,  steht  in  einem  äuszerlich 
sichtbaren  —  wenn  auch  durch  das  Nieszbrauchsverfa&ltnisz  beschränk- 
ten  —  Herr$chafisverhältni$z  zwr  Suche,  und  dieses  ist  ein  BestaoMir 
theil  der  thatsttchüchen  Ordnung  fri[)erhaupt,  die  als  solche  einen  An« 
Spruch  auf  Schutz  g^en  eigenmächtige  Störung  hat.  Sein  innehaben, 
Besitzen  der  Sache  soll  vorläufig  geachtet  bleiben,  nicht  »die  Aus- 
übung seines  vermeintlichen  Rechts«,  auf  welches  es  zunächst  und 
abgesehen  von  jenem  Innehaben  gar  nicht  ankommt. 

d)  Aber  auch  der  Besitz  des  eibAtchen  Päehters  an  dem  Riditgiite,  des 

3.  Zürcher  tifseUb.  S-  490.  Wer  den  Niesibrauch  ao  einer  Sacbe  iniie  hat, 
der  Faustpfands Uubiger  und  andere  Personen»  welche  ihren  Besiti  regclmiBiig  vom 
Eigenthümer  ableiten,  aber  ein  selbsUindiges  Interesse  daran  bai>en,  wie  der 
Pächter  eines  Grundstuckes,  der'Miether  einer  Sache  u.  s.  f.  haben  zwar  keinen 
Elgenthuois- ,  wohl  aber  Nieszbrauch-,  Pfand-,  Pacht-,  Miethebesitz  and  werden 
in  demselben  insoweit  geschützt,,  als  die  Na.tar  des  RechlsrerhKItnisses  reicht, 
welches  sie  durcli  diesen  Besiti  ausüben. 
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Mkuh^n  an  der  Wohnung,  des  AüMiieri  (GaonodalBT«) .  aa  der 
ihm  geüehenen  Sache?  Im  Sinne  des-  fOmischeii  Bechfts  wirid 
die  Frage  noch  yeroeiiit,  im  Sinne  des  dmiüchen  tkcku  und. der 
modirmm  Entwiokdung  musz  sie  b^aht  werden. .  .  Auch  das  was 
die, Körner  detenüa  genannt,  ist,  wenn  in  eigenem  Interesse  geObt, 
eine  ttisMehliche  Herrschaft  des  Mensdien  tber  die  Sache,,  und  swar 
genau  betrachtet  nicht  ein  biosz  Iwryerlkhßi  YerhAltnisz,  sondern,  wie 
OrufU  (S.  466)  tichtig  gesehen,  audi  mit  einem  hul^mmtm  WiUm 
des  besitoenden  Theib  erfollt  Wjeszhalb  sollte  sie  Hm^haXb  ihrer  B^ 
schrMsunf  nicht  eb$niB  getchütxi  werden,  wie  in  seinem  weiteren 
Umfange  der  Elgenbeaitz  *)  t  Wer  eine  Wohnung  gemietbet  hat,  wird 
wenn  ein  Dritter  ihn  eigenmächtig  herauswirft  oder  in  dem  ruhigen 
Besits  seiner  Zimmer  stört,  dadurch  nicht  in  seinem  obligatorischen 
Verhiltnisz  zum  V^rmiettier,  sondern  in  seiner  tAauächUehen  Berr-^ 
Schaft  fiter  ^  Wohmmg,  m  $emer  ßmtxruhe  verletzt,,  und  wenn  er . 
dagegen  Schutz  verlangt»  so  thut  er  das  durchaus  nick$  als  SieUv^-r 
freier  des  Vermiethers,  sondern  weil  er  eb\  9elbnändi§e$  Interesse 
dann  hat  Dieser  als  Eigenhesitzi^,  der  durch  die  an  seiner  Sacht 
verübte  Gewalt  auch  selbständig  vetletzt  ist»  kiuan  auch  klagen;  abet 
der  liiether  klagt  nicht  um  jenes  willen  noch  für  jenen,  sondern  weil 
die  factische  Ordnung,  an  der  er  Theil  hat,  ihm  gegenüber  durch? 
Ivocben  und  er  in  seiner  Ruhe  gestört  worden  ist  Die  neuere  Ge* 
setcgdbung,  wenn  auch  nicht  immer  mit  vollen  fiewusztseini  hü  die^ 
sem  Schutze  auch  des  uiWoUständigen  Besitzes  entschieden  günstig.  An«* 
ders  freiliicb  ist  das  Innehaben  des  unechtes  an  den  Sachen  des  Herrn, 
des  FabrUusTbeiters  und  des  Gesellen  an  den  Werkzeugen  des  FabriT 
kanten  und  des  Meisters,  des  Anwalts  an  den  Acten  der  Partei. und  wohl 
auch  des  Depositars  u.  s.  L  Diese  üben  in  der  That  keinerlei  Herr- 
schaft für  sieh  aus,  sondern  handehi  und  erscheinen  auch  in  dieser 
thaisäMieken  Bexishsmg  foiiwihrend  nur  als  Diener,  Gehülfen  und 
SteUcerireter  des  eigentlichen  Besitzers.  ' 

4.  An  der  Stütze  des  Sachenbesitzes  hat  sich  allmählich  der  Begriff 
des  Besitzes  von  Aechten  analog  ausgebildet:  als  thatsächUche  Darstellung 
von  Rechtsverbttltnissen,  welche  als  solche  schon  wieder  :  Ansprach  auf 
retaUren  Schutz  hat  gegen  Bigenmacht  Es  ist  diese  Seite  der  Besitz^ 
lehre  indessen  noch  nicht  zu  voUer  Klarheit  gekommen.  So  viel  steht 
fest,   dasz   das  neuere  Recht  den  Besitz    der   Rechte   weiter  ausgedehnt 


')  Auch  Bruma  wiU  wieder  nur  dem,  der  h>m  ein  EigenthOiner  besifst,  d.  h.  dem  Eigen- 
beBiUer,  dem  aber  der  mit  Anerkennung  eines  andern  als  des  EigenthUmers  die  Sache 
inne  hat,  nur  als  8i*ihertr«t*r  des^silzes  dieses  Andern  und  demselben  auch  dann 
nur  Schuta  gewähren,  wenn  er  ein{dimfiUk*B)  Recht  lur  Innehabung  hat.  Daneben  erkennt 
eraberan^dasi  der  Schutz  des  SerTitutenbesitzes  als  solches  §Mekmrii§  sei  mit  dem  Sachen 
besitz.  In  der  Aufkllrung  dieser  Begriffe  hat  er  die  Lehre  offenbar  gefördert,  in  Jener 
Beschrinkung  aber  im  Verhiltnisz  so  der  neueren  ^  esetzgebung  einen  Rückschritt  ange- 
rathen. 
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hat;  als  das  WMnisehe.  Elii  Be^ls  (voo  den  ROm^ra  qumi  pot$e$$io  ge- 
Dannt]  wie  an  SertiUOm  so  auch  an  Reakrechtm  jeder  Art  wird  nun  aU- 
gemein  anerkannt  Aber  venrandt  damit  ist  auch  der  Besitz  yon  Penanm- 
rechten  *),  (z.  B.  des  Adels,  eines  Bernls^  des  Autorreehts)  einas  Farnüien-' 
verhäUnisees^  {t.  B.  KindesTerhiitnisz),  eines  Erbreehis,  und  selbst  bei  Far- 
dmvngen  laszt  sich  eine  feste  thatsllchiiehe  DarsteDong  denetben  da  den- 
ken, wo  fon  Zeit  zn  Zeit  eine  ttoszere  Aneitenbmig  siehtbtr  wird,  z.  B. 
jtiirlich  ein  Zins  oder  eine  Leibrente  gefordert  wiA  bezahlt  wird.  In  den 
letzten  Beziehmigen  aber  ist  die  Ansdehnong  des  Besitzes  als  eines  vod 
Rechtes  wegen  geschlitzten  thatsichUchen  Znstandes  nodb  unsicher.    ' 

5.  UeberdSm  hat  »ch  die  mditectt  Bedeotong  des  Besitzes  und  be- 
zMnmgsweise  Besitzrechtes  ibr  den  RecMaclmiz,  wie  Mhrüek  zuerst  nach- 
gewiesen, in  höherem  Hasze  erhalten,  ais  man  sich  früher  bewnszt  war. 
Bei  Grundstocken  freilich  fUlt,  insoweit  das  System  der  Grundbocher  durch- 
geführt worden,  diese  Anwendung  groszenthäls  weg.  Aber  für  die  ding- 
liche Klage  auf  bewegliche  Sachen  ist  sie  um  so  erhdrficher.  (Siehe  $.73.) 

6.  Erhalten  hat  sich  im  neueren  Rechte  flberdem  noch  die  erhöhte 
Bedeutung  des  Besitzes  an  fahrender  Habe  für  das  deutsche  Eigentfaums- 
recht,  die  Lehre  Ton  der  Debergabe,  vom  anvertrauten  Gute^  vom  Anrisz 
und  üeberfall,  die  Neigung  aus  dem  Besitz  an  einem  Grundstock  oder 
einer  Wohnung  auf  den  Besitz  an.  den  darin  befindlichen  bewegKchen 
Sachen  zu  schlieszen,  das  Pfiindungsrecht  des  Hofbesitzers  auf  eigenem 
Boden,  die  Vermuthung  ans  Besitz  fVlr  die  Existenz  des  in  .demselben  dar- 
gestellten Rechtes,  die  Ausdehnung  der  Spolienklage  (4.)  nadh  dem  Vor- 
gang der  Canonisten,  einzelne  EigenthOmlichkeiten  in  der  Verjahrungriehre, 
im  Erbrecht  die  Fiction,  dasz  der  Besitz  mit  dem  Tode  des  Erblassers  auf 
den  Erben  Obergegangen  sei. 

-  ■  -       ■-'- ■      ■  ■         -  ■     ■        -  -    -         -  -  .        -' 

4.  Erk.  des  Ob.-App>  Ger.  zu  Dresden,  {S9ttfl6ret  Archiv  III.  267.  vgl.  M.) 
IMr  EifeDthumer  des  dienenden  GrundsUicks  kann  aal  leUieiem  irgend  eine  Hanä- 
lang  anternebmen,  welche  dem  Besitzstände  des  Berechtigten  entgegen  tritt,  ein 
9poliam  wird  er  aber  nur  (dann  begehen,  wenn  in  Art  und  Weise  des  YerbSItnisses 
ein  unmittelbares  Eingreifen  in  des  Andern  Rechtsbereich  vorhanden  ist,  z.  B.  wenn 
eine  Abpfllndung  vorgenommen  wird  an  dem  der  Im  Besitz  der  Befngnlsz  i^t,  über 
des  Andern  Grund  zu  gehen ,  in  reiten  u.  s.  w.  ^  Wer  dagegen  einen  Weg  auf 
seinem  Grund  und  Boden  versperrt»  der  kann  nach  BeAnden  des  Andern  Recht  oder 
Besitz  gekränkt  haben,  ein  Spoliam  Jhat  er  darum  nicht  verübt. 


*)    Ueber  die  eigentlich«  Nttnr  des  •kMirttkaitktm  Begities  vgl  Blmmt$Mi,  AUgeBL  Staatsr. 

8.  9.  und  376 
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Drittes  CapiteL 

EigeDtbom  an  liegendem  Gat. 
S.87, 

I.    Echtes  Grundeigenthum. 

1.  Das  Wort  Eigenthum  ist  in  unserer  Sprache  vieldeutig.  Im  wei- 
tern Sinne  wird  unter  ESgenthum  aüe$  Yermögensrecht  verstandai  (1.),  das 
einer  Person  zugehört.  Zuweflen  schweift  der  gemeine  Sprachgebrauch 
sogar  Ober  das  weite  Gebiet  des  Vermögensrechtes  hinaus  und  heiszt  auch 
Familienrechte  und  öffentliche  Rechte  Eigenthum.  Von  der  letztern  Ver- 
irrung  musz  die  Rechtswissenschaft  ganz  absehen,  aber  auch  jener  weitere 
Begriff  ist  für  sie  unbrauchbar.  Sie  beschränkt  den  Ausdruck  Eigenthum 
vorerst  auf  das  Sachenrecht  und  nennt  auch  da  nur  die  voükommme  Herr- 
ichaft  der  Menschen  über  die  Sachen  Eigenthum. 

2.  Dem  Alteren  deutschen  Rechte  war  die  Idee  des  Eigenthums  zu- 
erst in  der  Gestalt  des  Grundeigenthutm  klar  geworden.  Das  im  Eigen- 
thum befindliche  Grundstück  wurde  vorzugsweise  das  Eigen  (2 — ^4.),  das 
Mrende  Gut  aber  die  Habe,  genannt  (3.)  In  dieser  verschiedenen  Bezeich- 
nung wurde  schon  deutlich  auf  den  alten  Gegensatz  hingewiesen,  wdnach 
die  Herrschaft  ttber  den  Boden  wesentlich  als  Bechuherrschaft  —  was  der 
Person  eigen  ist  (2.)  —  die  über  die  fahrende  Habe  dagegen  zunächst  mit 
Rücksicht  auf  das  thcUsächliche  Innehaben  betrachtet  ward.  Das  Grund- 
eigenthum galt  als  das  wichtigste  Privatrecht,  und  zugleich  ruhte  auf  ihm 
auch  der  Bau  der  alten  Volks-  und  Staatsverfassung. 

Die  Geschichte  des  Grundeigenthums  geht  daher  parallel  mit  der  Ge-^ 
schichte  des  öffentlichen  Rechtes  im  Mittelalter;  jede  Veränderung  in  den 
Herrschaftsverhältnissen  ^um  Boden  hatte  auch  die  Umgestaltung  der  öffent- 
lichen Zustände  zur  Folge  oder  war  umgekehrt  eine  Wirkung  dieser.  Das 
Eigen,  welches  in  dem  vollen  Eigenthum  des  Besitzers  stand,  hiesz  das 
AUod  (Vollgut),  echtes  Eigen,  lediges  Eigen,  Ludeigen.  Es  kam  nur  Freien 
zu  und  wurde  in  dem  Volksgerichte  geschützt  Als  später  die  freien  Gü- 
ter der  Bauern  der  Vogteiherrschaft  unterworfen  und  von  dieser  den  Hof- 
gutem  ähnlich  belastet  wurden,  entstand  das  vogtbare  Eigen.  Das  dem 
Vasalien  zu  fester,  aber  abgeleiteter  Herrschaft  überlassene  Grundstück  hiesz 
im  Gegensatze  zum  Allod  mit  Bezug  auf  jenen  Feod  (feudum,  Lehen).  Dem 
Hofgenossen  kam  kein  Eigen>  sondern  nur  Erbe  zu,  nachdem  einmal  die 
hofrechtliche  Herrschaft  dauernd  geworden  war. 

Die  neuere  Zeit  hat  den  unmittelbaren  Zusammenbang  zwisdien  dem 

--  _i      ■-■  -. 

1.  OetierreicÄüches  Geseiib,  %,  3K3.  Alles  wasjemandein  lugehört,  alle  seine 
körperliche  und  aDkOrperltche  Sachen  (?)  heiszen  sein  Eigeniham. 

%  D^l&m.  a.  13^.  {Kraut,  §.  99.  33.)  contradicimas  ->  plenam  proprietateni 
et  libertatem,  qoA  in  vulgari  alamannico  Egendom  dicitur. 

3.  SaeAsenspiegel,  I.  31.  §.  i.    varende  habe  —  unde  egen. 

4.  Sachsenspiegel  I.  39.    Nein  wif  ne  mach  ok  to  egene  behalden  Ire  tiftu^ht. 
BlvBtichli,  deulacbei  Privitrecbt   S.  Aufl.  10 
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Grunddgenttium  und  dem  öflfeqtlicbeB  Rciqhte  gelöst,  und  wir  betracht»i 
fenes  nun  als  ein  reines  PrivcUrecht^  in  der  Regel  nun  als  echtes  Eigen, 

3.  Unter  echtem  Grundeigetithwtn  Verstehen  wir  nunmehr  die  inner- 
Uch  voUkommene  und  ausschlieszliche  Herrschaft  des  Individuums  über  ein 
bestimmtes  Grundsiiick.  (5.) 

Darin  stimmt  das  neuere  Eigenthum  mit  dem  römischen  Dom^iium 
wesentlich  überein;  in  einigen  Beziehungen  aber  sind  noch  Eigenthamlich- 
keiten  des  erstem  zu  beachten.  Vor  allen  hielten  die  Römer  strenger  an 
dem  organischen  oder  künstlichen  Zusammenhang  fest  zwischen  den  Pflan- 
zen oder  Gebäuden  mit  dem  Boden,  in  welchem  jene  wurzeln  oder  diesie 
fiindamentirt  sind.  Nach  deutschem  Recht  —  und  davon  haben  sich  bis 
auf  unsere  Zeit  Anwendungen  erhalten  —  ist  es  ausnahmsweise  möglich, 
dasz  ein  Baum  oder  ein  Baus  einem  Andern  eigenthümlich  zugehört  als 
der  Boden,  mit  welchem  sie  verbunden  sind.  Es  kommt  sogar  vor,  dasz 
verschiedene  Stockwerke  oder  Wohnungen  (sog.  Herbergen)  eines  Hauses 
verschiedene  Eigenthümer  haben,  eine  Spaltung  dessen,  was  zusammengehört, 
welche  freilich  zur  Verwirrung  führt  und  nicht  begünstigt,  aber  auch  nicht, 
wo  sie  wirklich  besteht,  um  einer  abstracten  Schultheorie  willen  Willkür- 
lieh  negirt  werden  darf.  *) 

4.  Ein  wichtiger  noch  fortwirkender  Unterschied  zwischen  der  römi- 
schen und  der  deutschen  Auffassung  des  Grundeigenthums  liegt  darin,  dasz 
jenes  dem  Eigenthümer  die  Befugnisz,  das  Grundstück  zu  veräuszem,  un- 
bedenklich zugesteht  und  auch  die  Theilbarkeit  des  Grundstücks  ohne 
Schranke  zuläszt,  während  das  mittelalterliche  deutsche  Recht  Veräuszer- 
Uchkeit  und  Theilbarkeit  der  Grundstücke  keineswegs  für  nothwendige  Ei- 
genschaften des  vollfreien  iBigenthums  ansah,  sondern  vielmehr  mit  diesem 
relative  ünveräuszerlichkeit  zu  Gunsten  der  Familie  r^elmdszig  verband 
(6.  7.],  und  auch,  die  Theilbarkeit  beschränkte,  d.  h.  in  manchen  Fällen 
die  Gebundenheit  zum  Princip  erhob. 

Man  hat  neuerlich  behauptet,  dasz  in  dem  ursprünglichen  deutschen 
Rechte  schon  die  Freiheit  der  Veräuszorung  als  Regel  gegolten  habe.  Allein 
dasz  damals  schon  die  Sitte  die  Bei  ücksichtigung  der  Familieninteressen 
dem  Eigenthümer  zur  Pflicht  machte,  und  Veräuszerungen,  welche  jene 
ofienbar  verletzten,  der  Anfechtung  der  nächsten  Erben  ausgesetzt  waren. 


5.  Zürcher  Ges.  S.  551.  In  dem  Eigenthum  an  einer  Liegeiiscbafl  liegt  das 
Recht  vollkommener  und  aasschliesziicher  Herrschaft  über  dieselbe.  Auch  über  den 
Laftraam  oberhalb  des  Grundstiickes  und  den  Boden  unter  demselben  karin  der  Eigen- 
thOffier  saine  Herrtdiaft  eistre6lEen.>  *  > 

6.  Lex  SuxoMum,  15.  3.  Nulli  liceat  traditionem  hereditatia  au«  feeere,  preler 
ad  ecclesiam  vel  regi »  ut  bnredem  säum  eihsredero  fiacJat . 

7.  Lejp  Bafttü.  I.  1.  üt  si  quis  Über  persona  voluerit  et  daderit  res  aua»  ad 
ecclesiam  pro  redemptione  aniroc  sue,  licentiam  habeat  de  portione  sua,  postqaam 
cum  filiis  partivit  nee  ulla  persona  habeat  potestatem  prohibendi  ei. 


*)    V^.  d.  Erk.  d.  OAG.  zu  ZMh^ek  in  S*uf«ri$  Arch.  IX.  S64. 
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seigaD  die  Fofermeln  onid  ürkondentus  der  -  Zeit  d^  frUnkischen  Monarchie, 
und  ist  dem  Grundobarakfter  des  dentocben  Rechtes  gernftsz.  fan  Mittel- 
aller  hielt  es  Byke  tod  Repkow  ftkr  gemeines  Recht  der  Deutschen,  dasa 
Niemand  sein  Eigen  -  ohne  Ziutmmung  der  näeh$ten  Erben  yerttqszern 
dürfe  (8L)  ;  die  Znstimmnng  freihch  durfte  nicht  willkürlich  yerweigert  wer- 
den nnd  NothfiUle  waren  vorbehalten.  Selbst  mit  Zustimmung  der  Erben 
adUe  ttberdem  der  freie  Bauer  nicht  all'  sein  Eigen  veräuszem  dürfen* 
Eine  Ho&telle,  so  grosz,  dasz  man  darauf  einen  Wagen  wenden  kann, 
ond  eine  halbe  Hufe  Land  soll  er.  behalten ;  wollte  er  auch  davon  noch 
ein  Stock  oder  dieses  Land  verftoszem,  so  becHirfte  er  dazu  der  Erkmbni$M 
iee  Riehlersm  (9.  IL)  Das  geh(yffeidMire  Grundeigenthum  muszte  mindestens 
drei  Hufen  grosz  bleibent  das  f  ürstlidbe  Eigen  wenigstens  dreiszig  Hufen.  (10.) 
Wurden  auch  diese  Sitze  nicht  überall  in  Deutschland  anerkannt  und  be- 
achtet, und  kamen  auch  mancherlei  Abweichungen  vor,  so  sind  doch  in 
ihnen  bestimmte  Typen  der  deutschen  Rechtsordnung  zu  erkennen.  In 
maodien  Gegenden  war  das  Einspruchsrecht  der  Erben  auf  Erbgüter  (12.)« 
d.  h.  soiclie  Güter  beschränkt,  welche  von  der  Familie  her  in  das  Eigen- 
thum  des  Verftuszerers  gekommen  waren,  und  man  verstattete  diesem  die 
freie  YerHuszerung  von  Gütern,  die  er  eeibetändig  erworben  hatte. 

Die  neuere  Zeit  bat  die  Stetigkeit  des  mittelalterlichen  Redites  zu 
Gunsten  der  individuellen  Freiheit  gelockert  und  das  Princip  des  r(H)[ii9chen 
BecMes  fVeräuezeriichkeit  und  Theilbarkeit  de$  Grundeigenthum)  als  Regel 
angenommen  und  eingeführt.  Aber  in  einigen  wichtigen  Institutionen,  na* 
mentlich  für  Stammguter,  Famüienfideicommisse  und  bäuerliche  Erbgüter, 
von  denen  später  besonders  die  Rede  sein  wird,  hat  die  Auffassung  des 
Altern  deutschen  ReK^te&  ( üweeräMzerikhkHt  und  Gebundenheit)  eine  blei- 

8.  Sachsenspiegel^  I,  tt2.  g.  1.  Ane  eryen  gelof  ne  mut  nieman  sin  egen  Doch 
sine  lude'gefen.  g.  2.  Alle  varende  have  gifl  de  man  ane  erven  gelof. 

0.  Saeheenspiegelf  I.  34.  %.  1.  Ane  des  ricbleres  orlof  mal  en  man  sin  egen 
wol  TCrgeven  io  «rvengelof,  deste  hes  behalde  en  hal?e  hive  ande  eoe  word,  dar 
OMnenen  wagen uppe  wenden  mog^»  dar  af  sal  he  deme ricbtere sines  rechten  plegen. 

10.  Sacheenepiegel  Il|.  89.  S-  t.  Erstirfl  ep  egen  von  enem  biergelden  ervelos 
dre  bove  oder  dar  beneden,  dat  bort  io  dat  sculthaiieodoin  van  sveme  it  erstirft 
Yan  drittlcb  haven  oder  dar  beneden ,  dat  bort  in  die  grafscap.  Is  it  nier  dau  drit- 
tich  have,  so  is  it  dem  tonfnge  «llet  ledich. 

11.  Weisth.  d.  BiJbramer  Mark.  {Orimm,  W.  I.  M%)  Wir  wisen  me,  das  ein 
\%\{€kev gewerier  man,  der  gewert  wil  sin,  der  sal.han  zwene  und  drjssig  nnorgen 
wesen  vnd  eckir,  eihebobestad,  vnd  off  die  bobstad  mag  er  bauwenbus  vnd  schüren, 
bacbhns,  gaäen  vnd  einen  wenscbopp,  obe  er  iz  bcdarff  vnd  mag  sinen  hoff  befreden 
OS  der  marg. 

la.  '>  Hemhurger  8tat.  V.  1270.  1.  8.  8o  wor  ein  Man  und  ene  Vraawe  Brve 
Hepe^^  des  sinse  weldicfa  to  gevin  und  to  seilende,  weme  dat  se  wellet;  allerhand 
Erve  offte  Gut,  dat  enem  Manne  edder  ener  Vrouwen  anvallen  mag,  offte  anvallt 
van  ehren  Olderen  eder  van  ehren  Yrunden,  dat  bet  Ervegud;  alsodan  Erve  —  dat 
en  mag'neen  Mann  wedder  setten  offte  seilen  ane  Erven  Loff,  id  en  sy  also,  dat 
id  eme'nef  do,  deme  dat  Crre  to  hdret,  und  de  Not  schall  he  bewysen  —  und  verkopet 
id.  dar  he  wUl. 

10  ♦ 
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bende,  ziiweflen  eine'  erneuerte  Anerkenmang  gdionden.  Din  Morisehe 
Halfen  ist  bekanntlich  an  der  Obermiszigen  Ansamnflung  ausgedehnter 
Ländereien  in  den  Hflnden  weniger  Eigenthümer,  durch  die  Latifundien, 
zu  Grunde  gegangen,  für  Deutschland  ist  die  entgegengesetzte  Gebhr  der 
Verarmung  der  bfluerliohea  Familien  in  Folge  UMissloser  Theflung  und 
Zersplitterung  des  landwirthscfaaftKchen  Bodens  um  so  sorgfliltiger  zu  be* 
achten,  als  die  deutsche  Nation  ihrer  Physis  nach  in  dem  Bauernstände 
ihre  Hauptkraft  findet,  und  nur  von  da  aus  fortwährend  erfrischt  und  er* 
halten  wird.  Nur  darf  man  audi  hier  nie  das  Eeil  von  abstracten  and 
willkarlichen  Regeln  erwarten,  sondern  musz  die  besonderen  Verhältnisse 
der  BodenbeschaiOrenhdt,  der  Sitten  und  der  Gultur  der  Bewohner,  der  her- 
kömmHchen  Rechtsgebräuche  u.  s.  f «  mit  in  Betracht  ziehen. 

Diese  Bemerkung  bezieht  sidi  auch  auf  die  Versuche  der  neueren 
Gesetzgebung,  einer  in  wirthschafUidier  Beziehung  nachtheiligen  Pareettinm§ 
der  einzelnen  Theile  des  Cutturlandes  in  allzu  kleine  Stücke  dadurch  zu 
begegnen,  dasz  ein  bestmmUs  Moiz  z.  B.  für  Aeeker,  Winen,  BebUmd 
u.  s.  f.  festgesetzt  wird,  welches  nicht  weiter  zertheHt  werden  darf.  Der- 
gleichen Bestimmungen  können  besonders  bei  Erbtheilungen  wohlthttig 
wirken,  aber  sie  dürfen  nicht  absolut  sondern  nur  so  gefiiset  werden,  da^ 
die  Mannichfottigkeit  örtlicher  und  individueller  Bedürfnisse  zu  den  erforder- 
lichen Ausnahmen  gdangen  kann. 

*  Lalxntlaye,  histoire  du  droit  de  propri^t^  fonci^re  en  occident.  Paris 
1839.    Pütter,  Lehre  vom  Eigenthum.    I^Meler,  Erhvertrige  L  S.  48  ff. 

S-88. 

II.    Gesammt*  und  Sondereigenthom. 
1.    Begriff  and  AnweDdoqg  des  GesammteigeDtlranis. 

1.  Der  Gegensatz  zwischen  GesarnnU^  und  Sonderetgentkum  ist 
im  deutschen  Rechte  so  alt  als  die  ursprüngliche  Eintheilung  des  Bodens 
»um  Behuf  der  Gultur  und  Nutzung.  Der  Wissensdiaft  ist  es  aber  erst 
sehr  spät  und  nach  mancherlei  Verirrungen  und  lebhaften  Kämpfisn  ge- 
glückt, denselben  recht  zu  verstehen.  Nur  ein  Theil  nämlich  des  von 
einem  Volke  oder  in  kleineren  Kreisen  von  einer  Genieinde  eingenomme- 
nen Landes  wurde  zu  freiem  Eigenthum  (SondenigetUkumJ  unter  die  ein- 
zelnen Volksgenossen  vertheilt,  oder  durch  freie  Aneignung  erworben. 
Andere  Ländereien  blieben  unvertheilt,  und  der  gemeinsßmen  Bemrihuing 
und  Benutzung  vorbehalten.  Die  ersteren  Güter  waren  die  Sondergüter 
und  bestanden  regelmäszig  aus  einer  Wohnstätte  (Wordj  Were,  Sohlstätte, 
Bof)  und  aus  Aeeh$m  und  Wiesm.  (§.  35.  2«)  me  letzteren  Länder- 
Strecken  dagegen,  welche  nicht  in  das  Privat-  oder  Sondereigenikum  ab^ 
gegeben  wurden,  wurden  vornehmlich  als  gemeine  Waldung  oder  gemeine 
Weide  benutzt.  Wir  können  dieselben  unter  dem  Namen  der  Almende 
(Gemfiinemark)  zusammenlassen,  und  das  Recht  daran  füglich  zum  Unter- 
schied von  dem  Sondereigenthum  Gesammteigenthwn  nenoßn.    Unsere  Vor- 
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biiren  pflegten  dmat  Gegensatz  Mch  so  aoszndiUckeD,  das2  sie  zwischen 
Bigentlmm  (im  oigeren  Sinne  als  Sondereigentham)  und  Recht  an  der 
G^memnuark  nnt^schieden.  (1 — 5a.)  Das  letztere  stand  aber  wieder  in 
einer  dofpeU^n  iubjeeUom  Bezidrang : 

a)  zn  der  alten  G&m$inde  als  einem  Ganzen, 

h)  zn  den  einzelnen  SondereigentMmem  in  der  Gemeinde,  die  hinwieder 
Gemeindegeäossen  waren,  al»  TheiXbereckiiqten. 

Diese  Dotipelbeziehmig  schlosz  sich  ganz  einfach  an  die  genossenschaftliche 
Nator  der  alten  Gemeinde  an,  nnd  fluszerte  sich  in  zwei  Hanptanwen«^ 
dnngen :  ^ 

a)  dasz  die  Gemeinde  die  Verhältnisse  der  Ahnende  durch  MehrheUs- 
bnMüise  ordnete  und 

b)  dasz  die  Nutzung  der  Almende,  d.  h.  die  Ausübung  der  Herrschaft 
den  einzelnen  Sondereigenthümern  zustand  und  wie  eine  Zubehörde 
der  SondergiUer  hetrachtet  wurde.  (Vgl.  oben  §.  35.  und  §.  38.) 

Das  war  die  ursprüngliche  DarsteOung  des  Gesammteigenthums  im 
deutschen  Recht.  Später  sind  neue  Anwendungen  desselben  Grundgedan- 
kens, vorzüglich  im  FamUienrecht  hinzugekommen,  und  auch  heute  hat 
derselbe  noch  eine  practüche  Bedeutung. 

2.  Aber  hat  derselbe  auch  eine  innere  geistige  Haltbarkeit?  Oder 
leidet  er^  wie  manche  Kritiker  meinen,  an  einem  logischen  Widerspruch? 
Das  ist  noch  eine  bestrittene  Frage.  Wohl  hat  Basse  recht,  dasz  der 
Satz  der  römischen  Juristen:  Duo  eandem  rem  in  solidum  possidere  non 
poisunt,  nicht  auf  einer  eigenthümlich-nationalen  Rechtsanschauung  der 
Römer  beruhe,  sondern  in  dem  Begriffe  des  Dominium,  als  der  ausschliesz- 
ZicAefi  Herrschaft  des  Individuums  über  die  Sache  eine  logische  Begründung 
finde.  Er  folgerte  daraus,  und  wir  gestehen  zu,  im  Sinne  der  römischen 
Juristen,  wenn  zwei  oder  mehrere  Personen  in  einem  Herrschaftsverhält* 
nisz  zu  einer  Sache  erscheinen^  so  könne  das  nur  entweder  Miteigentkum 
feQndomimwm)  sein,,  d.  h.  jede  von  ihnen  nur  zu  einem  Ideellen  Theile 
(pro  indiüisoj  ausschUeszlicher  Eigenthümer  sein,    oder   indem   mau  jene 

j-      '      ■■  ■  ■      ■     I  ■    ■  ■..■-,■■■  -.  I.    p.  - I  ■  ,   .  ,  \^  m, 

1.  Alle  Zengemim9,  (bei  Munhmar^  Dee.  eanii  2.  89tf).  Es  haben  die  Grö«- 
«•Aiag  eigen  aebatsbannausMr  der  mariK  abgesteint»  aber  in  der  mark  nichta  das 
ibgceleiDt  sei. 

S.  Ehenia  2.  600.  Die  tchOtlni  antworten:  was mar4r und  wäd  sei,  das  wollen 
•ia  bandfestigen  vnd  helfen  es  halten ,  was  aber  4chutz6aml,  als  wiesen  und  icker 
laieD,  da  wilsten  sie  in  mirkergerieht  niebt  antwort  über  zu  geben. 

a.    jiliBHhMtinr  Weistta.  v.  1870.  (Orimm,  R.  AHerth.  8.  82.)  memttnd  hat  in 
dem  gericht  einen  eigmm  wmid,  sondern  ist  dem  ganzen  gerieht  sostindig,  und 
wenn  Jemand  seine  eigene  guter  vor  wald  zu  gebrauchen  verwachsen  lassen  wolle, 
heeken  nnd  binme  so  groaz  wiren,  dasz  zween  ochsen  sich  darein  verbergen  könntOB»' 
sol  solches  gut  zur  gemainm  mark  gesogen  und  gehallen  werden. 

4.  jiltaimm,  Fon»  Nr.  10.  Cnm  sllvis  eemmmmibu$  mtai  pnprä»,  Nr.  16.  de  nl- 
«s  prwpFÜ  mn  f warig  Jnckoa  GL«  eonauamm  pmemmm  emmmmesfae  täomrmm  newui   ' 

i.    D9nt9eh»$  R^ehUpriekw.   (Hlllebrand  68^  Almendgnt  ist  niciit  Naehbargot. 
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der  PenoneD  mumm&absa^  qod  ah  Emt  jorMischd  Penon  be- 
trachte, ausichlietzHchei  ÄUeumgenthum  dieser  CiUYersitafi.  Fflr  den  Be- 
griff des  GesammteigeQthniiis  schien  da  kein  Raum  mehr  und  so  bat  ihn 
denn  Hasse^  und  nach  seinem  Vorgänge  auch  Ihmeker  verworüen. 

Und  dennoch  liegt  in  der  alten  Beherrsehung  der  Alraende  durch  die 
goiossenschaftliche  Gemeinde  eine  so  kiwe  GestaUong  des  Gesammldgefi- 
thums  yor>  die  freilich  Hasse  nicht  gekannt  bat,  dasB  seifaal  Jhmcker  sie 
nicht  unter  die  Begriffe  Miteigenthum  und  Alleineigentbum  zu  zwingen 
weisz.    Müeig^nthum  war  das  nicht,  denn 

a)  der  einzelne  Sondereigenthümer  hatte  keinen  festen  aUqtwten  Theü  an 
dem  Eigenthum  der  Almende,  Ober  den  er  einseitig  und  ausscblieszUcb 
hatte  verfQgen  können.  Die  Zahl  der  SondereigenthOmer  war  anfangs 
nicht  abgeschlossen,  und  jeder  konnte  nor  seinen  Verbftitnissen  zu  der 
GemeiLde  gemAsz  in  Gemeinschaft  mit  den  Nachbarn  Barschaft  üben. 

b)  Er  konnte  audi  nicht  auf  reale  Ausscheidung  und  auf  Tkeiinmg  der 
Almende  klagen.  Die  Almende  soll  als  unvertheiltes  Land  beisaomieo 
bleiben. 

c)  Der  Einzelne  muszte  sich  dem  unterziehen,  was  die  Geiammtkeit  der 
Harkgenossen,  und  selbst,  was  die  Mehrheit  derselben  in  der  Gemeinde 
beschlosz,  denn  die  verbundene  Gemeinde  betrachtete  sich  als  Herrn 
der  Almende.  (6 — 8.) 

Eben  so  wenig  aber  geht  es,  der  Gemeinde  als  einer  Univereüae  das 
ausidUieizliche  Eigenthum  an  der  Almende  zuzusprechen,  denn 
a)  die  Gesammtheit  erläszt  wohl  Ordnungen  über  die  Benutzung  der  Al- 
mende,  aber  sie  besitzt  und  nutzt  doch  keineswegs  oder  nur  in  unter- 
geordnetem Masze,  z.  B.  zum  Behuf  öffentlicher  Werke  in  Bau  von 
Steg  und  Weg  die  Almende  für  sich.  Vielmehr  steht  die  hauptsäch- 
liche Nutzung  —  und  das  ist  doch  wob)  die  realste  Seite  in  der  Aus- 
übung der  Herrschaft  —  den  Sondereigenthümem  als  Gemeinde- 
genossen  zu.  Diese  schicken  ihr  Vieh  auf  die  gemeine  Weide,  sie 
holen  Holz  zu  Bau  und  Brand  in  der  gemeinen  Waldung. 

6a.  Brfelder  Welsth.  {Oramm,  R.  ▲.  8.  528.)  Item  so  eigenihumb  and  alhmen 
Im  feld  za  btaf  stossen,  ob  das  elge»lham  dem  aHmeo  soU  flrid  gebe»  oder  das  all- 
nen  dem  elgenthnroY  hat  der  barsachöff  lycweisi,  deiicoige  dar  ciaaoibwn  auf -iafl 
allmen  stossen  hat,  soll  sein  eigenthum  befriden;  so  ir  das  nit  thete,  oelimeer  dein 
•ebaden,  soll  ihme  nicflMDd  kehren  aoch  pflichtig  sein. 

6.  O60nt9eier  WoiaCb  (Ebenda  S.  002.)  Wir  uteen  uf  «oaeni  efd  Bi^tr 
mark,  wafi  toaseer  and  towU  als  wite  als  sie  iMgriffatt  hH,  den  merkem'tn  nehi- 
Uehem  mgm  und  hao  die  tob  niemmmd  tm  hhm  weder  tob  Unige  oder  fon  heiser 
ftocb  TOD  bargen  oder  tod  steden,  dan  sie  ir  veehi  eigen  iati  * 

7.  Stadtr.  t.  fTmierthar  t.  1S64.    Ilam  sttTa  diOa  Baeaaboeb  «o  >arv  cQtmmmU 
"^aod  Talgo  dftcitar  gimeinmerche,  qoemadmodum  haclanas  ab  antl^uo  folsae  diaoa«- 

eitar,  in  usam  Tille  cedel  abbine  ioaalea  meoMM-at». 

8.  Weisih.  t.  Bikrtm.  {Grimm,  W.  ».  514.)  Worden  die  merktr  icbi  zu  rad^ 
Ton  der  mark  wegen  Tnd  sprechen»  das  en  das  beste  Tnd»  -das  aolieale  war  -^  m 
Salden  die  roinaieB  den  meisten  folgent 
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h)   Die  io  4an  Recht  des  Ganzen  eing€$ehlo$senen  and  m^r  mit  den 
SondergQtern  vererblichen  TheihrechU  der  Markgenotwh  können  nn- 
mögüdi  als  dmgüeke  Rechte  an  fremder  Sache  betrachtet  Werden,  denn 
diese  Nntzongsrechte  nmiassen  ja  für  immer  den  ganzen  Ertrag  der 
gememen  Weide  und  Waldung,  und  eine  daTon  verschiedene  und  ge- 
trennte Herrschaft  der  Gesammtheit  hAtte  von  Anfang  an  und  für  alle 
Zakonft  kernen  realen  Inhalt,  sondern  nur  eine  formelle  Bedeutung,  und 
würde  daher  sicherlich  sehr   uneigentlich   als  wahres  Eigenthum  der 
Genossenschaft  mit  Ausschlieszung  der  Genossen  aulgefaszt. 
c)   Es  stehen  och  überhaupt  nicht  Herrschaft  des  Ganzen  und  Herrsch(fft 
der  Genossen  wie  Eigenthum  und  das  Eigenthum  beschränkende  Ser- 
vitute entgegen,  sondern  sie  gehören  innerlich  zusammen.    Die  Ge- 
meinde, ab  Rechtsperson  schlieszt  die  Genossen  nicht  als  Rechtsperso- 
nen aiiSt  sondern  besteht  eben  aus  (Uesen,  und  die  Herrschaft  der  Ge- 
meinde offenbart  sich  ebenso  in  der  Herrschaft  der  Genossen. 
Es  bleibt  somit  nur  übrig  >  nach  einer  andern  Lösung  des  RA^hseb 
zn  suchen;   denn  wenn  in  alter  Zeit  die  Gemeinde  sagte:    »Die  Almende 
gebort  mir«  und  die  Genossen   sagten:   „Die  Almende  gehört  uns^';  so 
wollten  sie  sich  nicht  widersprecheBit  ^d  es  hatten  in  der  That  beide 
dämm  Recht,  weil  eben  die  Gemeinde  als  Person  aus  den  Genossen  als 
verbundenen  Personen  bestand.    Im  Verhftltnisz  zu  dritten  Personen  auszer 
d/st  Genossenschaft  freilich  konnten  sowohl  die  Gaiossenschaft  als  die  Ge-; 
nossen  die  Almende,  insofern  sie  abgegrenzt  war,   als  ihr  ansschUeszliches 
Eigenttmm  '5.)  behaupten,  nicht  aber  im  Innern,  mdereitumder,  (9.) 

3.    Die  Herrschaft  und  zwar  die  voUe  Herrschaft  des  Menschen  über 

die  Saebc^  zanicbst  den  Erdboden^  Ist  in  zwei  Hauptformen  möglich: 

I.  als  ÄUeinherrschaft  der  einzelnen  Individuen  über  einzelne  abgegrttnzte 

Grundstücke.    Sie  ist  das  was  wir  Privateigenthum,  im  eigentlichen 

und  gewöhnlichen  Sinne  oder  Sandereigenthum  heiszen,  und  diese  Art 

der  Herrschaft  betont  allerdings  die  Äusschliesziichkeü  mit  Nachdnick. 

Das  Individuum  will  für  sieh  aüsin  herrschen* 

n.  Ah  Gtmeinhernchaft,  als  Herrschaft  tfn-  Gemeinschaft.    Sie  legt  nicht 

auf  individuelle  Beherrschung  für  sich.  Sondern  auf  die  Gemeinschaft 

der  Beherrschung  den  Nachdruck  *),  und  es  tritt  daher  m  ihr  — 


9.  Schwyter  Landr.  v.  1294.  (Landboch  8.  2(^6)  so  sqId  sy  dieElitoter  mideo 
?elt  Wasser  holz  wanne  und  weide  deM  Umde*,  v«  1682.  (Landb.  8-  185.)  Eioea  auff 
dtr  LmitdUuiem  jitimettd  wmten  I^and». 


Vmmlü  IM  deia  «Mh  der  venMiirtUcW  IosMm  WMenpnich  e^Utet,  dran  dleferwiifde  mit 
d«r  nharfen  flekneU«  der  AaeMhUaniMikeH  dwgetegt  Mk  eiMr  IbBlieheo  logischen 
OperallMi  linft  tieli  meb  bewtIteB,  dan  wenn  «»«i  ^ti§m  Blne  Saehe  sehen,  ile  «»«i  v«r. 
•eki94me  Mihht:  dieser  Safebe  Im  äch  aaftuhMB«  mflsien;  und  dennech  ilebt  der  Henich 
•Ü  twei  An§m  die  Mim  Saehe  Wa/beA,  weil  die  beiden  Anfen  tueammen  fehSren  nnd  in 
fiMMfaidUfr  dem  Einen  Menadien  dienen. 
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wenn  man  aaf  das  Verbütiiisz  der  verbondeiMta  bdiTidaea»  sidil  -^ 
die  Rücksicht  auf  AussMieixlieMfeit  ganz  in'  den  Hintergnoid«  Das 
ist  nicht  Miteigenthum  (condominium),  vielmehr  gehört  das  letztere 
ganz  zu  der  ersten  Art,  denn  das  AUeineigoithum  wird  im  Miteigen- 
thum gespalteb,  pro  parte  aber  ist  jeder  Müeigenthdmer  wieder  aus- 
scblieszlidier  »Annneigenthflmer«.   Das  ist  vieknebr  GeiomnUeigenihunu 

Im  römischen  Recht,  wenigstens  der  classiscben  Periode  findet  sich 
nur  die  erstere  Art  der  Herrschaft  anerkannt;  den  Deutschen  erschien  die 
zweite  Art  so  natürlich,  dasz  man  geradezu  sagen  darf:  das  individuelle 
AUeineigenthum  am  Boden  hat  sich  bei  ihnai  aus  dem  sMeren  Gesamml- 
eigenthum  am  Boden  durch  Yertheilung  oder  Sonderbesitznahme  (Ein&ng) 
herausgebildet  und  dann  erst  das  Gesammteigenthum  auf  die  Almende 
zurückgedrängt.  Die  Deutschen  sind  aber  nicht  die  ehizige  Nation,  welche 
ein  Gesammteigenthum  in  ihrem  Rechte  annahm.  Der  Begriff  hat  eine 
viel  ausgedehntere  Bedeutung  *). 

Die  ganze  Entwicklung  des  Eigenthums  in  Europa  zeigt  übrigens  im 
Groszen  ein  unaußörUches  Forttchreitm  des  Äüeinei0enthum$  oder  Sander- 
etgentkufM  und  ein  allmähliches  Zurückweichen  und  Äufgelöstwerden  Ad 
GesaimnUeigenthums.  Es  fragt  sich  aber,  ob  diese  Bewegung,  von  welcher 
auch  der  Geist  ausschHenUcher  Selbstsucht  nicht  fremd  ist,  nicht  im  üeber- 
masz  stattgefunden  habe  und  ob  nicht  gerade  darin  eine  HauptqueDe  der 
(Monomischen  Miszverbdltnisse  unserer  Zeit  zu  erkennen  sei,  welche  hin- 
wieder zu  unsinnigen  Protestationen  gegen  alles  Alleineigenttium  und  zu 
einer  neuen  alle  individuelle  Freiheit  zerstörenden  Gestaltung  der  Gemein- 
schaft in  Form  des  Communiemus  gereizt  haben. 

4.  Das  Prindp  des  Gesammteigenthums  konmit  im  heattgen  Recht  (JOi) 


10.  Zürcher  Gesetzb.  S-  ^7.  Gehört  das  GrandeigeDtham  einer  Geoossenschafl 
mit  Theilrechten  —  oder  soDSt  einer  daaemd  organisirten  Verbindung  zweier  oder 
mehrerer  ^Personen,  welche  nicht  eine  Juristische  Person  im  engeren  Sinne  (onlversitas) 
bilden ,  so  ist  dasselbe  als*  Gesammteigenthum  lu  behandeln.  J»  568.  Me  Benatzung 
des  Gesammteigenthums  sei  es  duneb  die  ge^aimia.  Vacbindpog^  sei  es  darch  die 
einzelnen  verbundenen  Personen,  wird  durch  die  Terfassung  der  Genossenschaft  und 
durch  die  Art  und  Bestimmung  der  organischen  Verbindung  geregelt  g.  569.  In 
der  Regel  entscheidet  hier  die  Mehrheit  der  Theilrechte  über  die  Benutzung,  Ver- 
änderung und  Verinszerung  des  Gesammtgutes  und  hat  sieh  die  Minderheit  diesen 
Beschlüssen  zu  unterziehen,  insoweit  nicht  wohlerworl>ene  Rechte  einzelner  Genossen 
dadurch  verletzt  werden.  S-  ^'70.  Die  einzelnen  Mitglieder  der  Genossenschaft  sind 
nieht  berechtigt  reale  Theilung  zu  fordern. 


*)  Er  ftodet  sieb  auch  im  mmümAm,  iai  MHtchm  and  »U^ckm  Recht md  mr-mM  auch  defei 
MintMcktm  und  dem  •Itr^mitckm  Bechte  üiekamit,  eraeheint  alse  alt  ein  allgenein  mrheUr 
Beehtibegriff.  Das  m§U»d^  UaikUA  der  i«tef-iM«iM«  vtaaehieden  von  der  ummeU  im  cMt- 
■Mfi  CBUek$i0m0,  Comm.  iL  C  UL  )6iiU-4eBaMa  are  aaid  !•  be  seiaed  ftf  mg  ti  par  imtu), 
weichet  von  der  neuem  Jurbprudent  neeh  aneriunBt  aber  mit  Hitiguntt  liehawlelt  wird, 
ist  auch  eine  kIknttUche  AnwendoBg  des 


noA  voniehmlich  m  folgendcD  VerhiHnisfen  zinr  ADwendnag,.  Md  4iiQ^ 
lieb  ansgebfldet,  bald  mehr  in  Terdunkelter  Gestalt: 

I.  in  der  Herraebaft  der  neuem  Markge$Wi$nHhaf Im  an  dem  gemeioen 

Gut;  ^L  §.  38.; 
n.  m  der  GiUer^emem$ehaft  der  Ehegittea; 
m.  in  dem  Institute  der  ZusanmetUheOimg  oder  tfemeindenehaft  (11.); 

auch  in  den  Erbverbrüdertmgen  und  Gamerheekßftei^ ; . 
IV.  in  der  fortgeeetxieH  Güiergememeehaft; 
V.  zuweilen  auch   bei   FamiUenfidekommUeen   und   Fmnüiemi^hmgen 

(S.  «8.  8.); 
VI.  bei  dem  Deichverband;  ^ 

VII.  in  dem  Bergeigenihum  der  Gewerkschaften; 

Vni.  bei  dem  Vermögen  der  ÄcHemgeteiUekaften  und  andisrer  Genaeeen- 
ickaften  ($.39). 

In  abgMtOer  oder  uMenilieh  betehräedster  Form^  ist  daaiAe  wahr- 
zunehmen: 

I.  in  der  Sanmtbelekmmg  (13*); 

n.  in  der  hofreehtKchen  Gemeineeknft  der  zu  Erbe  berecUi(j;ten  Bauern 

mit  Bezug  auf  die  grmdkerrlkke  WMkmg  vaaA  Weide; 
III.  in  dem  Bergrecht  der  Gewerkechaften,  wo  noch  die  R^gaflt&t  gilt 
Selbst  bei  der  Behandlung  des  GeHlUchafteeermogem  der  modernen 
Ba$^dd$ge$eUeehaft  finden  wir  Abweichungen  Ton  dem  Grundsatz  dtt  AlMn-^ 
eigenthums,  der  hier  noch  vorherrscht,  welche  sich  nur  aus  dem  Prind}^ 
des  Gesammteigenthums  erklaren. 

In  AUeiheigenthum  wurde  dagegra  das  alte  Gesammteigenthum  ander 
Almende  da  v^wandelt,  wo  die  ursi^MQglicbe  genossenschaftliche  Gemeinde 
sich  zu  der  modernen  völlig  einheitlichen  Gemeinde  conoentrirt  bat  Aber 
sdbst  da  hab^  sich  noch  einaoelne  Nachwirkungen  des  frQhern  Gesammt- 
e^entbums  in  deo  Nutzungsrechten  der  Bürger  erhalt^  durch  wd^  sie 
sich  von  gewöhnlichen  Servitul^  ufiterscheiden.  ,       ; 

JS.  In  all  den  genannten  Anwendungen  sddieszt  sipb  das  Gesäumt: 
eigentfium  an  die  genossenschaftliche  Art  des  Sotjectes  an»  Eine  «n(}f9re 
Hauptapwendung,  die  bisher  noch  wenig  beachtet  und  verstanden  ist»  ,8(^ 
dagegen  nicht  eine  Genossenschaft  voraus,  sondern  nur  eine .  b^fimmle 
objei^tive  Ordnung  der  ^^emeinßomie»  Bßkdrreckung.  Es  ist  di|f  die  Bef^r 
sdiaft  über  die  gmeinfin  GewäeUr,  welche  schon  von  Natqr  nicht  zu  dem 

•— ; m  ■  ■      ■■      "        ■  ...  ■■  ,  >^ <■      ■   ^.i,       ,.         ■„,...■  "j.lT.u 

11.  GrafiBchaCtar.  ?on  Hr^urg,  g.  S5.  [Grimm,  W.  I.  90.)  Ist  aber  mar.  dann 
da  Diao  in  einem  hns,  die  teil  und  gemaim  mit  einmndern  ^and,  d\t  von  tpdes  wegen 
•bgand,  so  80l  doch  nur  der  eilest  gevallet  werden,  wenn  der  abgat  und  dai  je 
von  dem  fitesten  an  den  eltesten  gan. 

12.  SäcÄe,  Lebnar.  32^  S.  1.  Man  oiach  vele  hroderfn  an  gut  lieu  ob  sie  atft 
sameoder  hant  antrat  onde  gelike  were  daran  hebbet.  ^S,  Die  wile  sie  an  gut  to 
•amene  bebbet  die  to  samene  belent  sin^  ir  nan  na  jnacb  ans  den  andaaaainsnsa  teil 
dir  af  litt  veeh  Uten»  dai  ba't  den  andsfan  mada  y/eme^ 


ä 
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AMb*  «Ändern  xii  dem '  Gesanmteigmthum    gravitfren.  (Vgl.  $.  53.  tmd' 
S.75.) 

6*    IH9  Edupimifkun^n  4b8  Gt$ammieigmthmn$  ^nd: 

a)  die  Herrschaft  kann  sowohl  von  der  Gesammtheü  ab  von  l^zdnen 
geObt  werden,  beides  nach  Massgabe  der   Yerfoisung  der  GeüosMi- 

*  'schaft  oder  der  girmk^en  Ordmmg. 

b)  Der  Grandsatz^  dass  jeder  Mit$ig9fUhümer  jede  positive  Verfngwig  des 
andern  Miteigenthttmers  durch  seine  Eimprache  behindem  können  findet 
auf  da»  (hiammitigentkmm  keine  Anwetuhtng.  Vielmehr  verMgl  jeder 
einzelne  Gesammteigenthamer  seiner  Stellung  in  der  G^'fiossenschaft 
gemftsz  oder  innerhalb  der  öffentlichen  Ordnang  mit  Freiheil;  hM- 
wieder  musz  sich  aber  auch  jeder-  Binzeine  den  Anordmmgen  mdtef^- 

•    mAm,  «wriche  die  Getammtheü  innerhalb  ihrer  Gom|>etenz  triflL 

c)  Auch  wenn  Theürechte  bestehen  —  was  nun  oft,   nicht  immer  der 
' '' Fali  Mb  "wird  *«»  so  kann  doch  der  eimeine  GesammleigenthOmer 

mdU  reale  Theüung  fordern  *). 

d)  Oefter  findet  sich  bei  dem  Gesammtetgenthom  die  lemere  Beadiiin- 
.••    kttng,  dato  dei*  einzelne  Theilbereehtigte  sein  Theürecht  nicht  VBr- 

auszem  und  nicht  an  anderes  IndiTidirara  in  die  Gemcinachaft  brin- 

'gen  difff.  '    : 

*  J^  Ch,  jEfofM,  Revision  der  bisherigen  Theorie  von  der  ehelichen 
GaUtgeneinscbafU  Kiel  i806.  Jak.  Giimmy  Eeohlsalterthäpn..  S.  695  A 
(S.  Bemjkr^  Brbverträge  1.  S.  73  ff.  Btwü$clUi,  Zürcher  RechUgesch.  1.  S.  79  ff. 
£.  Dtmcker,  das  Gesammteigenthum.    Marb.  184&  Hoimeyer,  Sacbsenspiegaf 

i.  Von  dm  deMitoiiiMigefithain  an  il«r  Atmend«  and  dfoi  Efgirätlniiil  an  Glemelnd^* 

:    grfindeii  laibeMnMl«re.    Natsongsmlrte. 

1.  Das  Bigeiithum  der  modernen  Gemeinden  an  dem  unvertheilten 
Boden  steht  mit  dem  ursprünglichen  Gesammteigenthum  an  der  ATmende 
in**^enk'so'ängen  historischen  Zusammenhang  und  Suszert  sich  noNch  so  be- 
sätnnit  in  gemeinsaniet  Nutzufig,  dasz  in  der  Behandlung  desselben,  obwohl  das 
Princtp  desGesammteigenthums  dem  dies  AUeineigenthiims  hat  weichen  mflssen , 
demiöch  mancherlei  Nachwirkungen  d^s  ersteren  zu  beachten  sind.  Indem 
vM*' daher  ndöh  einiges  Nähere  über  das  eigentllHie  Gesammteigenthum 
9kt  deuereti'Gcfnossehschäft)^  an  der  Almende  herrorhc^ben,  können  wir 
zugleich  das  neue  ADeineigenthum  an  GemeindegrQnden  analog  berück- 
Hchtigen.  "  '•  '•  '"  "  *  / 
*!'^     %    2u,der  Atmende  (gemeinen  Mark)  gehören  gewöhnlich: 


'"^  tA  ParücaUfTeeliten  Iconrnt  wohl  auch  eine  derartige  Vodfflcatfon  des  MiteigentlraBia 

*'^  '^gf;  ■«dS,  iMUtdk,  B.'lli.  a8T)>  iber  da  Ist  diese  Beschrlnkaog  inriAci^drfg  übd  dl« 

<>.   IMMIMMMgikitfMri».   üii'MDfteriiiikliT«»  MiichaBg  versehMener  Prindpteli  lekM  «Mk 

die  preoiiiaehe  Gesetifebu^r  «^r  da»  geawiMdMftUelM  «gantbuB.    Landr;«.  ff.  f.  te.ft 


8*  99*  VoD  dem  6eMiiwl<ilgeBUftuii  a.  <L*AllMBd*  etc.  ^55 

a)  der  §mekit  WM,  tu  ontcficlwitoi  nm  WUdem  dder  WaMrttekeo^ 
die  im  Sondereigeathuni  eines  BiiuBelneii  stehen  ($•  58.  B.  SI--60;  -  ^ 

b)  die  g0m$m€  Weide  {iS.); 

c)  zoweilen  auch  SträmriHer,  MöhTj  T&rfmoon  elc.;  ' 

d)  SuMrUehe; 

e)  die  Gmoämr,  Bäehe  (1^^); 

f )  die  ^rememiMM^.  i  i-  1 
hl  der  Regel  gebt  weder  Pflog,  noch  Hacke,  aoeh  Senn  auf  4ie  AtaneMa 

Aber  es  kann  die  Genossenschaft  oder  Gemeinde,  eintetaa  Stttoke  deMdben 
an  Einathie  »I  zeittcMem  Bmu  ausgeben^  c.  B.  neo  gereoMeiStOdi^  an  arme 
Goneindeglieder  zum  Kartoffelban  oder  seHiet  xom  GebreUMbau,'  ahne  dMl 
dieselben  aufhören  Bestandtheil  der'  Almende  zn  bleiben.  TbeiH  aber  die 
Gesammlbeit  solche  Stücke  für  mmer  ab,  and  Qbeltrigt.sie'dieselbeft  ein- 
adnen:  Individoen  zu  Simdereigenlkkm  oder  m  £rAfHicAl/so.Terli«e*  die- 
selbeD  die  Natoi*  der  AJmeode  und  treten  awdean  Gesamttileigflnlhtaa  her- 
aus. Dieses  wird  mindestens  Terdunkelt,  wenn  mA  nicht  zenldrt  4nrcb 
Verstatlnng  daoemder  Ansiedfamg  aof  Gemeindelaad.  (4^) 

3.  i  ie  Gemeinde  oder  Genoeeet^eehafi  ordnet  dnrcb.  ibila  Gtesammt- 
orgaDe  die  Winkieketß  an  und  verfttgt  auch  übet  die  Art.  und  die  Aus- 
dehnung der  Attfmn^ea  tob  Seite  der  einzebien  Birger  oder  Genessen, 
■erin  ist  sie  aber  oft  durch  feste  Ausbildung  beeiinmur^  NuiMmgetechU 
im  geuAem  Umfange  beschr«idit  (z.  B.  so.  viel  ..Slaher  Bob'jii^Elkh»  so 
nd  Stttche  Vieh  zur  Weide),  und  die  neiKre  Zeit  hat  das  BesUvben,  solche 
Fizirung  zu  begOnstigfin.  Iib  AJigcmcSinen  komoit  diesdbe.«faer  Tor^  wo 
GtreeJäigkei$etk  entstanden  aiikd,  ab  wo  bloiaa»  sehr  oft  aenpr  nur  pcrsitei- 
lich  gestattete  BürgermUzungen  verstattet  werden.  Vor  abstracten  Regdn 
musz  sich  indessen  hier  der  Jurist  hüten,  da  die  Gestaltung  und  die  Be- 
dürfnisse des  gemeinde-  und  genossenschaftlichen  Lebens  Oberaus  niannich- 
ialtig  sind. 

Diese  Nutaungen  hat  die  neuere  Gelehrsamkeit .  htafig^  als  Sswiifirtsa 
des  WMeigenikiimeri  erkitii,  dadureb  aber,  soweit  der  unirftleftare  edei 

1  !■■  II  lllll  P 

i,  Weisik.  von  Nicdermeodiag«  {Orimm^  W.  U.  492.)  wauer  ond  weyd^.  bsiMi 
wir  TOD -^em  hJrolisobeD  Taler  la  leb€B.  1    .  ,.  .•       .<t> 

2.    Weisth.  bei  GriuMi  U;  (827.    ßFlßtmr  vm4  Weydt  dtm  kein  voa  Colns  ^ 

ODd  den  bargenii  zu  irer  fereckligfcei^    .  ..  .  t 

^  3>   Ebenda  II.  372.  wfma  aar  et  puttuae  domino  penineaat  ^l  qulris  lahaMUn* 

ikwn  alaas  «qua  val  paseais  ipsis  soUere  debeai  pteearias  •*-  pvo  rata  boaeiMI 

Buorom.  ... 

4.  Sohwyter  LandsgeaMiodffschlafl^  V,  i682.  (Laudbuch  8.  IW.)  Dal^  Woem 
fml  Mf  Landleatao  Ahnend  «plau  «aoeiaem  Haas  ino  bauwaa  aaeb.  laglelcb  ||na 
•iaem  fwtea  tob  bocber  oberkeit  gaedig  Tergooi  wurde»  daas  eia  aoleher  akbaig 
hierauf  ino  setzen  noch  Terscbreibea  luo  lassen  sich  resarTiraa  «ad  im  TarhbMlia 
«abaldig  sab)  solle*  —  Ist  arleatert,  dasi  die.  «llaMnden,  ao^mUforwuaaaaJiDdguat- 
haiacea  der  Uodlantaa  tob  fsalaeneoi  Laadratb  ^  ogimilich  fffrk«aft  wu«^  -n-  nU 
Ib  obigem  artic.  •*  Termeinl  seyen.  .1.     ■    ^  .   . 


*  1 1  '  * 


£M  BqoIi  n.  Cap.  III.  Bli«Btb«B  m  HegMideM  Gitt  . 

mitfelteffe  Bereibh  4»  Gesammtoigfenthiims  noeh  fortwirkt,  den  wahren 
juristischen  Standpuskt  'mrflekt;  arid  es  hat  die  ftlsche  Theorie  das  Leben 
rielfldtig  verwirrty  eine  Reihe  verderblicher  Probesse  Teranhset  und  dfen 
blnerlidien  YerhAltninen  DMOchen  Schaden  zogefngt 

Diese  Nutzungen  erklären  sich  vielmehr  daraus,  dasi  die  Atmende 
nicht  im  Sondereigenthum  eines  Individuums  i^  sondern  als  unverfieiMes 
Land  dem  GeiamnUei^entkum  einer  Gemeinschaft  angdiM  und  eben  desz- 
halb  nach  beMimmlen  organische  Ordnungen  von  einem  gemsom  Ereiee 
wm  Mensdrien  benaitrt  wird.  (5.)  -  • 

4.  Die  wicht^sten  HokmUutm^  der  Art,  in  denen  sich  vtimehm- 
Vch  die  AusQbung  des  Gesammteigentfaums  darstellt,  sind: 
a)  4as  Recht  auf  den  Am  (6.  7.),  Redit  auf  Brennholz,  ursprOnglich 
auch  nach  dem  Bedürfmgz  der  Wohnmtgen  (der  sogenannten  Noik- 
Airfl) :  (6.  10.)  gemessen  und  daher  verinderlich,  in  neuerer  Zeit 
neislms  auf  atne  betiimmU  Anzahl  Klafter  flxirt  (8.)  Wo  das  ge- 
schehen, da  ist  gewöhnlich  auch  kein  Grund  ratfir,  den  freien  Verkehr, 
namentlich  auch  die  Veriusnrung  solchen  Holzes  ausser  die  Gemeinde 
XU  beschränken.  Diese  wichtigsten  Hols^utzungen,»  wdche  nicht  selten 
den  ganzen  oder  fast  den  ganzen  Ertrag  der  Waldung  verschlingen« 
sind  -ttbffigens  uM  Nothwend^eit  durch  tdie  RfldLsicht  auf  die  naek" 
kaUige  Krtragbarkeii  der  Waldung  bäsdirinkt  Wenn  daher  z.  B: 
dia«h  Waldbrand  oder  durch  den  Borkenkäfer  oder  durch  den  Feind 
ein  TheO  des  Waldes  zerstört  und  die  TragfWü^eit  desselben  Ver- 
mmdert'  wird,  so  mOssen  auch  diese  Nutzungsberecht^ten  sich,  so 
iange'die  Minderung  dauert,  einen  verhäUmemnäexigen  Abzug  gefallen 


•  5.  Weiaih*  ▼.  FUmmersheim,  (Orimm,  II.  S.  665.)  Item  —  wist  der  scheffen 
vor  r0ehi  trffen  (Erben  des  Walds)  Flammersheim  —  die  ingeseaaea  naeberen  aulleo 
deaaelben  walda  gebrachen  so  n//  yrar  noiiorjfi  ay  moeghen  in  den  wald  gain  vm! 
daaboni  aff-hamrte,  uiiipävan»  tersaen,  aptysaea,  bealaia,  alaen  «eewen  boow 
paehea  ug  4em:>faldiy  .vp  /Mlaia,  weder  äff  brechen,  zo  nan  foeran,  verkayflin,  all 
weya  ind  körn  np  irem  eygenen  erff  gewaeaaen,  aunder  ejnicber  herren  gebotl  off 
verbolt.  —  Vordt  me  so  weist  der  acbeffen  dem  anerfftn  (der  Anerben  gibt  ea  dort 
no)  alles  dea  ghaiaan  lo  gebriiebeD  des  der  erff  gebracht,  niageaebelden  rysaea 
splfssen  iad  bealaia;  vordt  me  aoll  der  anerff  all  hoeitt,  widt  ha  uia  dem  waMta 
vort,  iun  he  eytt  ilaeht  up  eyne  gteaerflIeB  hoeff  off  boestalt  herbergen,  dann  oMicht 
hee  gebrachen,  rerkayffen,  enwech  geuen  aa  der  rceht  erff» 

6.  Weiath.  Ton  BerMrn,  lOrimm,  II.  528.)  Item  weiat  der  achaffen  dem  ge- 
haffher  aela  gebrauch  a«r  dem  wald»  tarn  baw,  zum  teuer,  zum  pflogfa  und'  wagea 
vnd  ao  vil  ala  ers  behaff  aach.aelner  nottarfft. 

7.  Weiath.  r.'Sieimeeken,  {Orimm,  n.  400).  Weyaet  der  iehnmaa  von  den  wil- 
d(ni  «^  ea  aeind  daaeibdtea  4  boffistädt,  ao  fa  den  hoff  9ieine<$k  gehorea,  die  habea 
dtn  häw  wtddtkhaw,  oadseladt  4  hofbtidi,  ao  zu  Winkel  gahttrlg  aeiodl,  dieaolbige 
habM  dan^w  wkd  läehi  4en  kmwe. 

8.'  Walsth.  r.  iMUffi^  "{Bimnüehüi  Effraher  R.  e.  I.  8.  S58.)  Bs  tat  oaeh 
M  wissen,  das  stt^^ato«^  Ai^^*  gehart  IK/uedtr  holtrechtt  oad  idö  alaer  8ehm^pom 
wwey  fnfdtr  holzreeht* 


8«  59.  T4N1  -taD  »G^iMPmleiffMithflM  lu.d..AlmeiMle  «4te.  |5f 

lassen.  JÜk-  N^ssimgfnokU  xmt&mmm  dOrieD  wie  den  fonhrirth- 
schaftüöli  mmUeiim  Jakre$mirm§  der  WMumg  iibenieifetL  Diese  Be- 
sdhrinfauig  kann  gar  nicht  anf  <finglicheni  Wege  geiioben  werden. 
b)  das  Recht  anf  den  Bau  (5.),  d.  h:  auf  RmtMx  ftlr  Hendellnng  oder 
Nenban  des  Banses,  der  Schenens  ond  SUUle  d.  s.  £  Das  BkUtfniiz 
des  Bauern  und  der  Yorraih  oder  Mangel  an  Bansttmmen  sind  hier 
gewöhnlich  die  Factoren,  mit  deren  Hfllfe  die  Vorsteher  {Beixrichter, 
FiknUr,  Sehöffm)  (9.)  das  rechte  Mass  ermitteln.  Seltener  ist  auch  diese 
Noteung  fixirt  (10.)  HAnflg  aber  kommt  hier  ein  Lo$gM  vor«  wel- 
che» der  BanbedQrftige  an  dte  gemeine  Calse  bezahka  mnsx,  und  das 
zwar  nkht  dem  sollen  Kaul^nise  gieieh,  Mter  doch  als  ein  zu  leisten- 
der Gegenw«rth  betrachtet  und  gegen  Uebeiiassun^  das  Bauholzes  haar 
erlegt  wird. 

5b    Von  «nlsr^sordiislsr  ßedeutang  sind  manche  aadere  Böhmidsomgen, 
deren  Art  und  Ausdehnung  aber  wieder  sich  aus  dem  Grundgedanken  er- 
klärt, dasz  die  gemeine  Waldung  ^nicht  einem  einzdnen,  sondern  dem  ge- 
ordneten gemeinen  Gebrauch  zugebore.    Auch  hier  wirdhAuBg  der  wahre 
Qesi^tepunkt  yerschoben,  indem  man  den  Begriff  der  Servituten  mit  ein- 
seitiger Strenge  der  Betrachtung  zu  Grunde  legt    Von  der  Art  sind:- 
«)  das  Recht  der  Genossen  avt  Nutskolz  zu  Pflug  und'  Wagen  {ll.>; 
b)  das  Recht  der  armen  Leute    (der  Eikher)  im  der  Gemeindev  dtekeine 
Genossen  (Erben,  Anerben,  Vollbauern,  Halbbauem)  sind ,  anf  dürree 
Holz,  Raff'  und  Leiehok.  (ISL   13.)    Dte  Personen  der  Nalnugs- 
- '         ■  ■  ■  ■     '  —  ..........       ■  ■ 

i.  Welsih.  ▼.  Cröoe.  {Orümmy  n.  397.)  Weiset  der  s^Mten>  so  weileil  man 
to  diesem  reich  gesessen  ist,  uod  holi  bedarff  m  baovcn  off  dsm  walds  Contd,  des 
satt  es  Mischen  dies  lehepheni  «B|i9tman»  der  sali  es  Ime  ge^»  also  dasa  er  das 
holtz  yerbeuwe  in  einer  Zeil,  als  der  scheffen  weiset;  thette  er  des  nit,  so  Diögen 
ine  die  farsler  pfenden. 

10.  '  WeisOi.  T.  AgüAsipald.  (Orimm,  II.  775.)  Item  so  is  des  hoAi  lAannes 
facht,  dat  bej  up  der  gemeynden  aiiach  hanwen  wat  hej  will,  ind  So  mairde  Tstcen 
ind  den  stock  vrsser  der  erden  graaen,  um  dat  her  >o  bas  sfnea  gerechieit  beren 
dienen  moegbe.  Item  bat  der  bolTroan  reebt  in  den  vofst,  dat  bej  syaen  bauwe 
baawen  mach,  den  hey  ap  des  hotts  goide  setzet  oflT  ¥Oeret,  bey  bait  euch  fan  rech- 
ten alle  Jaire  zweyane  bneme,  eynen  eichenen  Ind  eynen  boecbenen,  ind  en  vynt  bey  des 
sieben  neit,  so  mach  hey  zweyn  boeeheaen  hauwea.  das  hey  sinen  honwemede  behsüd^ 

il.  Weisth.  T.  Cröve,  {Orimm,  11/  377.)  Aach  bedarf  ein  man  oder  weih  boitse 
n  seinem  wagen  ond  ploge,  das  soll  er  beisehen  dem  amptman,  der  sali  es  Ime  |ebaa 
ond  soll  er  das  holUe  uf  dem  walde  folgen,  also  das  man  sebci  dast  es  darau  doge 
ond  andeiB  waitxO  nH.  —  Aach  mögen  alle  diejbeni,  die  Deor  ond  flamoM  ond  haos 
hslten  biftnent  dem  gexirk  des  reiche,  die  in  die  einong  horeot,  wiatfeMIg  vad  ligaa 
boitse  to  Itar  holen  tnd  nit  anders. 

IS.  Wetetli.  T.  PUuMreheim.  {Ordmm,  IL  M6.)  Item  weist  der  s^ieffBa  ooeh 
▼eyrdebalflr  hundert  coitter,  der  sal  nemen  eyn  royten  op  sinen  halss  M  eyoen  hollaen 
hamnier  daer  by,  den  sali  be  myl  im  brengen,  dae  myt  mach  bee  gsln  In  den  Wald, 
wat  he  myi  dem  hmmmer  äff  mmgh  eetain^  stmder  g^«m  h^üt,  msegh  hee  myt  4m 
heym  driaghen,  beboelll  hee  einer  groyuner  weit,  die  sat  he  myt  hreagen.  ' 

13.    MUnhMitr  Weisth.    (Orimm^  R.  A.  8.  511.)  in  des  geriehts  walt  haheut 
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'  bertohtigten  wechMlo  hflofig,  «nd  iBiincr  irmemert  iich  ta  Gonslen 
4er  heranwachsenden  und  ansiedehden  Fwmiim  oder  Imdwiäi$m  das 
:  Reehl,  obwohl  es  nicht  ein  erbliches  ist  Subjectiv  isl  es  abgelM 
von  allem  Zosammenhang  mit  bestimmten  Gütern  ond  nur  im  allge- 
mänen  auf  die  tiemerkoog,  den  Bann  der  Gemeinde  loeal  beschrankt; 
objectiv  wird  die  Waldung  dadurch  dinglich  belastet:  äne  beachtens- 
werthe  juristische  Erscheinung,  weiche  indessen  auf  dem  Gebiet 
der  deutschen  Nutiungsrechte  nicht  Tereinzelt  stellt  Für  den  prae- 
tischen  Werth  dieser  Nutiung  ist  es  wichtig,  ob  die  Holzer  sich  ohne 
alle  Inatruniente  mit  MwU  umd  Fuis  behelfan  mOssen,  oder  ob  sie 
wenigstens  hiUxeme  Bämm§r  gebrauchen,  oder  ob  sie  ein  einfaches 
SchneidinstruneBt,-den  tkrtd  mitnehmen  dttrfen.  Dass  ihnen  nicht 
erlaubt  ist  Beä$  zu  verwenden,  versteht  sich  bei  dieser  Art  der  Nutiung 
von  seihst  Auf  der  woU  geordneten  Gestattnng  dieser  Nutzung  beruht 
im  hohen  Grade  die  Sicherheit  der  Wahlung  vor  Holzfrevel .  und  die 
Wohlfahrt  der  Hiuslinge  in  der  Gemeinde. 

c)  Aas  Recht  auf  den  Wmdhrmih  <Nler  Wtndftdl  (11.  14.)»  snwälen  ab 
ein  y<H!xagsrecht  der  F(kr$t€r  —  (dann  freilich  sehr  unzweckmissig, 
da  d>en  dne  gute  Forstwirthschaft  den  Wiodfail  sehr  vermindert,  eine 
schlechte  aber  ihn  vermehrt)  oder  der  Pfarrer  oder  des  BoUgipafefh 
cnweilen  aber  auch  der  freien  Aneignung  der  Hobgenossen  preisge- 
geben. Ganze  durch  den  Sturm  niedei^eKrerfene  Strecken  der  Wal- 
dang  wetden  nicht  mehr  als  Windfall  behandelt 

d)  Das  Recht,  Raumstrünke  aunukesuin  und  das  vid  bedenklichere  weil 
forstwurtha^haftlich  schadlicbe  und  daher  nun  meistens  adgehobenn 
B«cht  dieselben  ammgraben,  ($.)  ... 

e)  Das  Recht,  Laub  und  Streue  xu  eanimeln  (15.),  wodorch  «^ar  dier 
Waldung  (Jünger  entzogen,  aber  ein  natürliches  RedOrfnisz  der  übrigen 
Landwirthschaft  befriedigt  wird«  In  der  Regel  wird  daher  die  Vermitt- 
lung der  beiderlei  Interessen  der  einseitiien  Regünstigung  nur  des  einen 
Interesses  vomiziehen  sein.  . 

6.  Ferner  haben  die  Weiderechte  sehr  oft  ihren  Ursprung  in  dem 
alten  Gesammteigenthum.  Indessen  sind  die  Waldanjgen  allmählig  befreit 
worden  von  dieser  Last  und  Ge(shr,  und  die  gemein«^  Weidegründe*,  die 


dia  iewohoer  des  lirgeUiaiissa  die  § srceAitiskeit  im  vald,  d«si  sie  mit  eUier  Jkmi^ 
k^ßen  haoeo  uad  auf  dem. reff  lienmstngeo  dorfen. 

14,  Söller  Uolsgeding.  {Orimm^  R.  A.  8.  513.)  da  die  wiod  MoU  umweiede^ 
das  ziiv  zIsMuevusge  mügei  dasselbe  mögen  die  besiuer  des  hauses  S^lea  als 
holtgrev  zu  sich  nehmen  und  gehrauchen.  VITas  aber  Ton  |ioU  nMfrgelaUen,se 
rar  ziaMsenuige.  nidii  mäge,  wer  ? on  dcta  mmrigenoMem  solches  eh«  ^«j^pmiait  umd 
gugAmti,  der  avU  es  mSehtlg  sin*. 

16.  Welsik  fOB  mtrmMr^h.  {ßrmmy  II.  isa.)  Die  Warmsrotber  sollen  auch 
macht  haben»  nichi  allein  in  ihren  gemeinen  uad  hohen  eichenen  irllden,  sondern 
auch  in  den  «ndcven  drer  femainen  wUden  amhilich»  das  dl|rra  laoh  su  scbartea 
und  SP  gehrauf^f  ü. 


S*  K9.  Tott  tan  GesamaMgenlhonii  h.  4.  Altteide  setc.  ];5f 

ejgttitKehe  ,iilmend^  sf nd  i  ^roszefllbeik  Terthdk  woDdeo  oder  aoii^  ins 


SoodereigenUmitt.  (tbergegangen ,  so   dasi  hier  anehr  noch  .  ak;  bei  den 
WeldQQgen  .dus  GesiupQinteigcvithuiB  EurOckgedfängt  wurde  .uad  rioh  mir 
ausnahmsweise  noch  erhielt.    Die  alteren  "fVeisthümer  alnd^aber  noch  voll 
von  Beslinnnuogen,  welche  die  gemeine,  Weide  so  ordnen,   wie  es  die 
zwiefache  Rücksicht  aul  die  Genieinschafl  und  die  Einzelnen  erheischt, 
und  heute  noch  sind  ahnUdie  Gestaltungen  des .  Weiderechts  nitbk  selten, 
hervorzuheben  sind  folgende  oft  wiederkebreiide  Gruudzüge: 
a)  das  Wdderecfat  wie  überhaupt  das  Becht  auf  die  Almenie,.  sehlieszt 
sich  ursprünglich  regelmaszig  an  den  Beßüx^  Sonder^er  u.  (16. 17.) 
Dm  deszwiUen  wird  denn  die  Benutzung  der  Weide  durch  die  .Röck- 
sicht auf  die  Grösze  und  das  Bedürfnisz  dieser  bemhrankt^  und  häufig 
treffen  wir  auf  die  Bestimmung,  dasz  jeder  Genosse  nur  so  viel  Vieh 
zur  gemeinen  Weide  schicken   darf,   als  er  auf  dem  8<Midergut  zu 
ubenointern  vermag.  (18 — ^20.) 
b   Später  werden  auch  diese  Nutzungen  oft  fixirtp  so  dasz  jedem  Genos- 
sen gestattet  wird^  eioe  bestimmie  AnsuM  Vidi  auf  die  Almende  (z.B. 
die  geroeine  Alp  im  Gebirg)  zu  treiben.    Als  Einheit  kommt  vor  die 
KuhwHde,  oder  ,yKuhe$$t"  .  (20.),  so  dasz  z.  B.  wie  in  Scbw|te  4sk 

16.  Weisth.  von  Morenhofen,  [Orimm,  II.  666.)  Vort  wfsen  wiriraD.«<M««cA«r 
veldt  ap  desem  wald,  so  sullen  der  bode  nit  zweien  geschworen  —  den  ifiald  besien» 
wat  her  von  drifl  liden  möge.  —  ind  wan  dan  die  ferken  üpgedreven  sind!  sollen  sie 
galn  sess  weeben,  so  verne  sie  darop  so  lang  ^cker  Hay^n ;  betten  sie  des  atieb'  nfet, 
so  mögen  onse  gn.  bw  off  sin  ambupan  ind  4i^  anerYen  4ie  sit  dtma  lnifsen».üelteii 
sie  aver  me  ecket; boyen  .die  sess  wecb^»  so  mogeq  sif  daru  die  alt. langen..     ; ,,. 

17.  Weisib.  von  Daüieim^  {Oriapn,  II.  072.)  Iteoi  ^  ^icber  mf^h  so  viel 
Schwein  In  den  acker  tbun,  als  er  In  seinem  bans  ziehen  mag.  —  Vnd  aisp  viel  einer 
vor  8.  Johannes  tag  künfeh  oder  bestaen  roagh/  and  noch  114  tage  nach  s.  Johannes 
tag,  mag  er  tneh  In  Mn  gcker  itton,  vnd  der  nif  sehwein  hette,  wan  man  in^^M^ 
aeker  faliran  aoll,  der  mag  dam  zwey  kaaffen  o4sr  den  pfach*  von  kwernn. hellet. 

18.  Hofr.  za  Meg^en*  {Grimm^  I.  166.)  Oaah  sol  man  wissen,  das  man  ii^ 
disem  bof  was  der  man  gewintren  mag  uff  dem  »inen,  das  sol  er  onch  ane  gcuerde 
sumren,  vnd  ouch  nüt  me. 

19.  OffnoDf  von  Käthberg.  {Orimm,  I.  206.)  Item  der  trett  und  trSb  hirlb  faC 
aisOf  das  man  all  weg  rinder  gegen  rinder,  kaevich  gegen  koevieh  triben  sol  vnge- 
f^rlich »  vnd  nIeqMndt.  mer  vi  die  .gfiot  triben  vnd  schlaehen,  dobln  er  trett  vn4tmb» 
dann  so  viler  gewinteret  hfit:  )>efiigte  sich  aber,,  das  einem,  ze  kartz  besQbecbe  ap 
h6w,  .aUo  das  er  ain.fo^der  koaffe  solicb^  so|  man  nit  achtem,  ^nder  gimirb  IMogsa 
lassen,  es  sol  och  niemandt  kain  rosa  in  die  each.sehlacl^n.,  ander«  dann  die  ros«, 
so  ainer  desselben  taga  vor  dem  pflnog  .brucbt  hat,  Tngefarlirh. 

20.  Sc^yur  Alln^eindverwaUnng.  von  1640.  S-  i«  Weidgang,  Pflaoa^Und,  '^al* 
dangen  sowie  aller  übrige  Grandbesitz  der  Ober^Umeindscorporatipa  verbleiben  w^ 
geiheüUs,  onverpAiidl^res,  und.  nnvariuszerU.ches  Eigenthum  Att  Corporations- 
g0na990n.  g.  2.  ^tdftr  im  Bezirk,  Scbwyz  wohnende .  Oherallmaindgenasse  hat  An? 
S(.rach  aof  einen  verbältniszmijüszigen  Allmeindnuizen  and  bezieht  denselben  in  No- 
tars.. Sr  d*  Zam  Zweck  der  BenaUang  des  Weidganges  ist  von  allen  im  Bezirk 
^bwjz  gelegenen  Heimvesen  der  Winterqngsertrag  in  Kühessen  aaszamitteln.  So^ 
viel  Köhessen  fTinUrung  das  Heimwesen  eines  OberaUmein^genosaen  ertragt:  fürsa 
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Pferd  ZQ  zirei  Snheaien,  rieben  Sdnfe  oder  Ziegen  «n  einer  Knbene 
geschitzt  wird.  Wie  die  Losgelder  bei  den  Holznatzungen  finden  sieb 
aodi  hier  TriftgMer  ftkr  die  Nutzung  der  Weide,  wekdie  in  die  ge- 
meine Gasse  fiUen. 
e)  In  der  Regel  steht  der  Venmumkmg  der  Genossenscbaft  oder  der 
Gememde  das  Recht  zv,  mi$  Mekrheii  gememiome  Ordmmgm  zu  er- 
lassen, dnrdi  welche  die  Nutzung  der  gemeinen  Weide  genauer  be- 
stimmt, wenn  auch  besehrftnkt  wird,  z.  B.  Triftgelder  aufzuerlegen. 
Aber  sie  darf  nicht  nach  WSlkQr  die  Nutzungen  aufheben  oder  wesent- 
lich umgestalten,  sondern  nur  im  gememiomm  lniere$$e^  also  nicht 
zur  Ausschliesznng  Einzelner  und  mit  Beaditung  der  herkSmmUehm 
StMmg  vnd  Reckte  der  SimderguUbetüzer,  also  nicht  ohne  weiters 
mit  Mehrheit  der  persönlichen  Stimmen  gegen  die  Mehrheit  der  Grund- 
eigenthamer. 

d)  Der  alteren  Auffassung  entspricht  es,  dasz  sogar  über  die  Sandergüier 
zu  gewissen  Jahreszeiten  das  gemeine  Weidereeht  erstreckt  wurde. 
(Wahrend  der  Brachzeit,  in  der  das  Culturland  wieder  wilder  Boden 
wird.) 

e)  In  dem  Gememdekirien,  der  das  Vieh  der  Genossen  sammelt  und  als 
Beerde  hütet,  stdlt  sich  wieder  die  Gemeinschaft  der  Genossensdiaft 
dar.  (31.) 

7.  In  den  Gemeinden,  in  welchen  das  Recht  auf  die  Almende  sich  in 
das  Alleineigenthum  der  Unwereüai  gleichsam  verdichtet  hat,  haben  die 
Nutzungen  der  Bürger  auch  oft  jeden  dmgliiehen  Charakter  verloren,  und 
sind  zu  obUgatwritehen  Rechten  der  einzdnen  Bürger  als  Gläubiger  gegen 
die  Gemeinde  aris  Schuldnerin  verdünnt  worden.  Man  denkt  sich  dann» 
dasz  die  Begründung  dieses  SchuldverhAltnisses  auf  dem  Beschlusz  der  Ge- 
mdnde,  d.  h.  der  freiwiiUgeH  Uebemakme  solcher  Verpflichtungen  beruhe, 
und  sind  diesdben  auf  unbestimmte  Zeit  gewahrt,  so  nimmt  man  an>  sie 
dauern  so  lange  fort,  als  nicht  die  Gemeinde  anders  verfüge. 

Sogar  in  diesem  Falle  aber  ist  es  bedenklich,  den  Entscheid  ganz  und 
gar  in  die    WiUkür  der   Gemeindemthrheüen  zu   legen.  (22.)    Ist  in  der 


Tfel  lübessen  Sämmerwtg'  hat  derselbe  oder  ein  anderer  Gonosz,  urelcher  dessen 
Heu  aafbfrtet,  oder  das  selbsigeirinterte  Vieh  desselben  ankanft,  Anspmcb  zum 
Aonrl«b  anf  die  Allmeind.  Bas  roil  Wfidhea  gewinterie  Vieh  eines  Genossen  ist 
auf  gleiche  Weise  zum  Auftrieb  berechtigt. 

21.  Saehsenspiegrei  II.  54.  $•  2.  Nleman  ne  mnt  ok  snnderliken  birde  hebbea, 
dar  be  dem  gemeinen  hlrde  sin  Ion  mede  geminnere,  be  ne  hebbe  drie  hove  oder 
mere,  die  sin  eigen  oder  sin  len  sin. 

3S.  ßWemuiruche  Gemeinde- Ordn.  S*  91«  Nur  diejenigen  GegensUnde  des  Ge^ 
meindeTermOgens,  deren  Naturalnutsung»  i.  B.  an  Brennboh,  Obst,  Gras,  Wefd» 
hgrkemmüeh  den  einzelnen  Gemeindegliedern  oder  den  Ortsiiachbarn  überlassen  wor- 
den ist,  und  nttek  Oemeindehetchlntt  ferner  fiberlasSen  werden  soll,  dftrfen  in  dieser 
Weise  auch  ferner  benutzt  werden,  so  lange  nicht  besonders  wichtige  und  dringende 
Bedenken  entgegen  treten.    Auch  die  hergebrachte  VertbeHung  der  Natnralnutiangen 
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Goneinde  das  Prindp  des  allgemeinen  und  persönlichen  Stimmrechts  ein- 
geführt, nnd  hahen  die  Nichtgrundbesitzer  das  Uebergewicht,  so  sind  sie 
xor  Gefilhrdung  des  Grundbesitzes  leicht  zu  verleiten,  die  Nutzungen  ^er 
Grundbesitzer  zu  Gunsten  der  Gemeindecasse  zu  beschränken,  und  hin- 
wieder, wenn  die  Grundbeutzer  die  Mehrheit  haben,  diese  geneigt,  ihre 
Nutzungen  auch  da  zähe  festzuhalten  und  zu  vergr()szem,  wo  das  allgemeine 
Interesse  darunter  leidet  bei  solchem  Widerstreit  der  Interessen  inner- 
halb der  Gemeinde  ist  mit  einer  abstracten  R^el  nicht  zu  helfen,  sondern 
es  bedarf  einer  freien  Erwägung  und  Ausgleickung  der  verschiedenen  In- 
teressen, welche  eher  auf  dem  Verwaltungs-«  als  auf  dem  Justizwege  zu 
erreichen  ist.  Es  handelt  sich  hier  weniger  um  Erkennen  des  bereits 
gewordenen  als  vielmehr  um  Gestaltung  neuen  Rechtes. 

8.  Zuweilen  hat  sich  aber,  besonders  bei  Landgemeinden,  das  alte 
Recht  des  GesammteigerUhums  an  der  Almende  erhalten,  während  das  übrige 
Gemeindegut,  welches  für  öffentliche  Zwecke  der  Gemeinde  diente  und 
nicht  zu  Btirgernutzungen  verwendet  wurde,  als  AUeineigenthum  der  Ge- 
meinde behandelt  ward.  Die  Gemeinde  stellt  sich  dann  in  ersterer  Beziehung 
noch  als  Genossenschaft  dar,  während  sie  in  letzterer  zur  Corporation  im 
engeren  Sinne  (universitas)  geworden  ist;  und  es  sind  in  Wahrheit  zwei 
Güter,  ein  eigentliches  Gemeindegut  und  ein  Genossengut  zu  unterscheiden. 
(23.  24.)  Dieser  unterschied  ist  auch  dann  zu  beachten,  wenn  das  letztere 
nicht  aulschlieszlich  zu  Nutzungen  der  Genossen  verwendet,  sondern  theü- 
weise  zu  Gemeindezwecken  mitbenutzt  wird.  Man  pflegt  die  dinglichen 
Nutzungsrechte  der  Art  BetUgemeinderechte  zu  nennen  im  Gegensatze  zu 
den  persönlichen  Nutzungsrechten,  und  man  kann  sich  diese  Bezeichnung 

musz  sofoTt  hiDwegflineD  oder  bescbrSnkt  werden,  wenn  und  soweit  die  YeriinsoDg 
•der  die  TIlipiDg  der  Gemeindesohalden  sonst  nicht  gesichert,  oder  die  laufenden 
Aiisgaben^und  Beddrfniaae  der  Cremeinde  naeh  ortsobrigkeitiicbem  Ermessen  ausser- 
dem nicht  gedeelLt  sein  worden. 

23.  ffürttemiergisck69  Gemeindeges.  v.  1833.  Art,  ttl.  In  Orten,  in  welchen 
sogenannte  Rtalgemeinderechte  (Natzungen,  die  aus  besondern,  einer  Anzahl  von 
Grahdelgenthümem  in  uozertrennter  Gemeinschaft  zustehenden  Geroeinbeilsgütern 
bezogen  werden)  bestehen,  hat  es  in  Ansehung  der  Theilnahme  derjenigen  Genieiifde- 
genossen,  welche  kein  Bealgenaelnderecht  besitzen,  bei  der  auf  dem  Herkommeut  auf 
Verträgen  oder  andern  gültigen  Recbtstiteln  beruhenden  Localverfassung  sein  Ver- 
bleiben. —  Bei  entstehendem  Streite  ist  darauf  hinzuwirken,  dasz  von  jenen  Gemein- 
heitsgOtern  ein  bestimmter  Theil  als  wirkliches  Oemeindeeigentham  ausgeschieden, 
und  der  Ertrag  desselben  als  pertönliche  Gemeinden utzong  unter  sümmtliche  G«- 
■leindcgeAoflsen  vertheUl  werde. 

24r  fTeimarisehe  Gemeindeordnung  von  i84Q.  (.  %%,  Nutzungsrechte,  welche 
nicht  den  Gemeindegliedern  als  solchen  zustehen,  welche  vielmehr  von  einzelnen 
Gliedern  In  der  Gemeinde  oder  von  einer  hestimmien  Classe  {Oenossenschafi)  der 
Cemeindeglieder,  z.  B«  den  Anspanngutsbesitzern  einer  Braugenossen^chaft  oder  auch 
von  dritten  Personen,  vermöge  erweislichen  Rechtstiiels  durch  verlihrtes  Berkom- 
men  oder  durch  Ersitzung  selbstJindig  und  unwiderruflich  erworben  sind,  nnierliegen 
der  f^erfüg'ing  der  Gemeinde  and  namentlich  einer  Einziehung  zu  deren  Besten  nicAt, 
Bl  nrntschli,  deatsches  Privatrecbt.   i.  Aafl.  11 
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gefaDen  lassen,  wenn  man  sich   nur  stets  erinnert,  dasz  es  wieder  twel 

Arten  derse]l)en  gibt: 

j^  solche  die  noch  mit  Eigtv^kum  von  SondergOtem  sabjecttv  verbunden 

sind  (Reah*echte  im  eigendichen  Sinne); 
b)  solche  die  von  den  SondergOtem  abg€li>H  nnd  als  $elbgtdn4ige  dinglkhe 

Rechtsame  dem  persönlichen  Verkehr  und  der  Vererbung  der  Beredi- 

tigten  anheim  gegeben  worden  sind. 

Aus  der  Idee  des  Gesammteigenthums  sind  diese  Rechtsame,  verschie- 
den von  den  Servituten  leicht  zu  erkiftren,  aus  dem  Gesiphtspunkt  des 
AUeineigenthums  nicht  zu  verstehen. 

Der  Geist  der  neueren  Rechtsentwickelaog  ist  indessen  dieser  Doppel- 
natur der  Gemeinde  und  dieser  Verbindung  zweier  verschiedenartiger  Ge- 
meind^ter  nicht  günstige  und  strebt  die  Sonderung  und  AusscheUhmg 
an,  sowohl  in  subjectiver  Richtung  zu  der  reinen  öfferulichen  Gemeinde  auf 
der  einen  und  der  privatrechtlichen  Genossenschaft  auf  der  andern  Seite, 
als  in  objectiver  Beziehung  zu  einem  wahren  Gemeindegut^  das  im  Allein- 
eigenthum  der  Gemeinde  ist,  und  zu  einem  privatrechtlichen  Genossengute, 
welches  im  Gesammteigenthum  der  Rechtsamegenossenschaft  steht  Diese 
Ausscheidung,  die  nicht  als  Auseinandersetzung  eines  Eigenthümers  und 
der  Servitutberechtigten  bebandelt  werden  dart  hat  auch  den  groszen  Vor- 
tbeil,  däsz  die  Genossenschaft  dann  für  ihr  Genossengut  privayechtliche 
Freiheit  erlangt,  welche  sie  gar  wohl  selber  zu  üben  beßihigt  ist,  während 
die  Verbindung  mit  dem  übrigen  Gemeindegut  auch  diese  durchaus  privat- 
rechtlichen Verhältnisse  einer  nur  aus  Gründen  des  Öffentlichen  Rechtes  zu 
motivirenden  Staatsaufsicht  unterwirft. 

9.  Dasz  ein  einzelner  Genosse  selbst  dann  nicht  TheHung  der  Almende 
f(Hrdem  darf,  wenn  ihm  ein  dingliches  Theiirechl  an  dem  geuMinen  Bodea 
zustand,  ergibt  sich  als  Folge  der  dauernden  Genosaenachdit  uikl  des  Ge- 
sammteigenthums von  selbst.  Die  Almende  sollte  unvertheiltes  Land  blei- 
ben und  zur  Nutzung  für  alle  Zukunft  der  GesammthiBit  erhalten  werden, 
das  war  der  leitende  Gedanke  schon  bei  der  ersten  Besetzung  des  Bo- 
dens. (24  a.) 

Aber  darf  nicht  die  Versammlung  der  Goiossen,  die  GtnBssmtekaft 

oder  die   Gemeinde   Theilung  beschlieszenf   und  gilt  hier  ein  Mehrheits- 

heschlusz    auch  für  die   widerstrebende  Minderheit?    Wir  müssen  uqter- 

sdieiden: 

a)  wo  sich  das  ÄUeineigenthum  der  modernen  Gemeinde  ausgebildet  bat 

und  nur  persönliche  BürgermstMungen  beatahen,   kann  die  Gemeinde 


24a.  Erk.  des  Obertribunals  fn  Siattgari  1a  Senfirh  Arch.  Till.  11.  Der 
Cbarakter  der  Bealgemefaden  und  Markgenossenschaflen  stellt  sich  gerade  In  der 
üntheilbarkeit  des  meist  durch  Grundbesitz  bedingten  BUteigenthuins  dar,  aad  spricht 
sich  in  dem  fortdanerndeD  Zwecke  dieser  Vereine  aus. 
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durch  die  gewohnten  Organe  ihres  Willens  und  in  gewohnter  Weise 
(mit  Hehrheit)  auch  die  Theiiang  der  GemeingrOnde  verfügen; 
b}  wenn  dagegen  dingliche  Nutzungsrechte  (Gerechtigkeiten)  an  dieser  Art 
Ton  GemeindegOtern  bestehen,  so  kann  nicht  ebenso  unbedenklich  die 
TheOnngsfrage  der  Willkür  der  Gemeinde  überlassen  werden;  denn 
durch  die  Theihing  werden  auch  jene  Gerechtigkeiten  verändert,  die 
nicht  der  Gemeinde  gehören.  Ein  Theflungsbeschlnsz  der  Gemeinde 
kann  daher  zonftchst  nur  die  rechtliche  Wirkung  haben»  dasz  damit 
die  Theikmg  der  gemeinen  Güter  in  zwei  Tbeile,  d.'  h.  die  Ausscheidung 
zwischen  den  Ansprüchen  der  Gemeinde  und  denen  der  Genossen- 
sdiaft  der  GerechtigkeitsbesiteMr  eingeleitet,  nicht  aber  die  Theilung 
«nter  letztere  bestimmt  wird. 
c)  Gehört  die  Almende  nicht  einer  Gemdnde,  sondern  einer  Genossen 
ffikafi  zu,  so  ist  es  hier  wdil  dem  Charakter  der  Genossenschaften 
gemäszer,  dem  BescUmt  der  Mekrhtü  in  der  Begel  Wirkung  zu 
geben,  als  Einaimmigkeit  aller  Genossen  zu  verlangen,  nur  nut  der 
Beschrinkong,  dasz  eine  Minderheit  die  Mehrheit  dann  hemmen  darf, 
wenn  sie  nachzuweisen  vermag,  dasz  die  l^tere  die  dauernden  Wirth- 
schaftsintercssen  de^  Genossen  verletze.  (25.) 

Die  neuere  Gesetzgebung  ist  in  dieseu  Beziehungen  sehr  schwankend, 
theOs  weU  ihr  durch  die  einseitige  romanistische  Theorie  die  Einsicht  in 
die  verschiedenartige  juristische  Gestaltung  der  Rechte  an  der  Ahnoide 
verwirrt  worden  ist«  theils  auch  weil  sie  sich  zuweilen  ausschliesziich 
von  Odturinteressen  leiten  lAszt,  und  insbesondere  die  Theilung  der  Ge- 
BeindogrOade  b^nsligen  will.  Die  preuszische  Gesetzgebung  geht  sogai' 
flo  weit,  die  Theilung  von  dem  Begehren  eines  einzelnen  Genossen  abhAngig 
za  nuchoi.  (96.  87.) 


25.  Dipl.  archiep.  Colon,  a.  1257.  [Kraut,  %,  108.  Nr.  1.)  hominibas  qui  Solz- 
gtmot»  dicimtar  sive  eoruiäfmni  induigeiniis,  nt  fpsl  —  silvam  imitr  n  toniividant^ 
iu  qaod  qailibet  eoram  proportionaliter  partem  rocipiat,  et  quod  liceai  «Isdem  die- 
tarn  siUam  ad  agricalturam  redacere  vel  ad  alios  qaoscaroque  usus. 

26.  fretuzUchet  Ges.  Y.  1821.  8.  53.  Die  bisher  gemeinschaftlich  auageübte  ^ 
Benotzung  lindlicher  GrandstQcke  (soweit  sie  Weide-,  Forst-  und  solche  Berech- 
tigangeo  betrifft,  die  auf  Plafre-,  Heide-  and  Bläteifhieh  gehn)  soll  zum  Besten 
der  ailgaoMineD  Landevltur  maglichst  aofgehoben  werden.  Die.  Theilung  findet  nur 
anf  Antrag  eines  oder  mehrerer  Theilnehmer  statt  ^  Jeder  MUeisenthümer  und  Jedes 
nir  Bennunng  (des  städtischen  oder  Dorfeigenthums)  berechtigte  Mitglied  der  Ge- 
meine (ist)  für  die  seinem  Grundbesitz  anhangenden  Theilnehmungsrechte  auf  Aus- 
einandersetzung anzutragen  berechtigt. 

t7.  Buyrüthf  Gemefndeges.  g.  35.  Die  Tlieilong  Her  zur  Zeit  norh  in  unge- 
tMIlar  BigBMchaft  vorbaadene»  Gemeindcgrände  iadet  n«r  wegen  nachgewiesenen 
fiberwiegPAdan  Vortheils  für  die  Gemeinde  mit  Zustiiumang  der  Mehrheit  ron  drei 
Tierfheil  simmtlicher  wirklicher  Gem^^indegliedfr  der  Gesaromfgemeinde,  unter  wel- 
chen drei  Yiertbeilen  Jedoch  die  Grösztbeguterten  der  Gemeinde  sowie  der  oder  die 
BeMfereibereditigien  begrifft)  sein  infissen,  unti  mit  höherer  Curatelgenehmlgung 
statt. 
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*  Jäk^Grmm,  Reehtsalterth.  8.  4^  ff.  ültmtMMt,  Zflrcber  Recbtsgesckichte 
II.  S.  73  ff.  J.  Weiiki,  aber  die  Gemeindegüter  and  deren  Benutinng.  Leip- 
lig  1849.  Weisz,  Zeitschr.  f.  Schweiz.  Recht,  f.  S.  81  ff.  L  v.  Maurer,  Getdi« 
der  Markenverfassung.  Erlangen  1856. 

§.  60. 
3.    Ober-  und  Nutxeigentham. 

1.  Bekanntlich  haben  die  Ghisatorm  den  GegensatE  eines  domimmm 
directum  und  domimwn  utile,  den  die  Deutschen  spftter  Ober  -  und  Nutz- 
eigenthum  genannt,  zuerst  in  die  Theorie  eingefohrt  (1.)  Es  ist  nicht 
schwer  nachzuweisen,  dass  diese  Unterscheidung  im  röoüschen  Rechte  nicht 
begründet  sei,  und  dasz  die  Glossatoren  durch  den  ihnen  nicht  ebenso  wie 
,  uns  verständlichen  römischen  Unterschied  der  actio  directa  und  actia  utUis 
verleitet  worden  seien  diesen  Sprachgdiraud}  auch  auf  das  Eigenthum 
überzutragen.  Wenn  man  aber  die  Glossatoren  und  die  grosze  Hdirheit 
der  ihnen  nachfolgaiden  Juristen  beschuldigt,  sie  haben  eine  widersinnige 
Unterscheidung  künstlich  aufg^racht,  und  es  sei  das  sogenannte  Ober- 
eigenthum  ganz  einfach  Eigenthum  zu  nomen,  das  sogenannte  Notzeigen- 
thum  aber  nur  ein  jus  in  re  aliena,  so  hAtte  schon  das  Andenken  an  dne 
verwandte  Unterscheidung  der  römischen  Juristen  selbst  vor  solchem  etwas 
oberflächlichen  Urtheile  bewahren  sollen.  Wer  eile  wirkliche  Rechtsbildoog 
jederzeit  nach  einer  logischen  Formel  bemiszt,  dem  wird  es  gerade  so  uo^ 
verständlich  bleiben^  dasz  die  Römer  in  der  classiscben  Zeit  ihrer  Jntisr 
prudenz  den  Titius  als  dominus  tx  jure  Quiritium  eines  fundus  haben  be- 
trachten und  gleichzeitig  das  Eigenthum  des  Sejue,  das  sie  m  bomie  nannten^ 
an  dem  nämlichen  fundtM  haben  schützen  kdonen^  wie  er  nicht  begreift» 
dasz  die  Neuern  dem  einen  das  Ober-  und  dem  andern  das  •  Nritieigen«' 
thum  an  der  gleichen  Sache  zusprechen.  In  beiden  Fällen  wird  das  Eigen- 
thum gespalten,  und  in  beiden  Fällen  —  obwohl  sie  im  übrigen  verschie- 
den sind  —  dem  einen  die  formeü-ideak  Seite  des  Eigenthums,  dem.  an- 
dern die  reate  desselben  zugeschieden. 

Der  römische  Gegensatz  des  ex  jure  Quiritium  und  des  in  6on»i,  wel- 
cher in  den  altrömischen  und  allmählig  ihre  Kraft  verlierenden  Formep 
des  jus  dvüe  seinen  Grund  hat,  war  zu  den  Zeiten  der  Glossatoren  längst 
ganz  verschwunden  und  hatte  im  römischen  Rechte  selbst  der  hergestellten 
Einfachheit  und  Einheit  des  Eigenthums  weichen  müssen. 

Aber  den  Glossatoren  waren  aus  den  italienischen  Gflterverhältnlssen 
deutschrechtliche  Scheidungen  der  Herrschaft  an  dem  Boden  theils  in  lehens; 
reckUichen,  theils  ib  bäuerlichen.  Verhältnissen-  so  nahe  :Vor  Augeni  da^  sie 
im  Hinblick  darauf  gar  woM  dazu  gelangen  konnten,  darin  eine  Spaltum§ 
des  Eigenthums  in  ein  Ober    und  ein  Nutzeigenthum  zu  erkennen. 


1.    Bartoltu,  td  I.  16.  D.  de  «dqair.  poss.    [Hraai,  {.  106.  Nr  ft.)  Ooctor  Avt^ 
reli«DQ8  dicii,  quod  anum  solom  est  domtnium.  Sed  duo  saut  —  dirteium  «/  uiiU, 
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So  lange  der  Vanll  in  dem  benefieiwm  nnr  einen  mit  seinem  oder 
seines  Gefolgsherrn  Tode  endenden  Nieszbraueh  besessen,  oder  der  Bauor 
mir  einen  Ton  der  Gnade  des  Gmndiierrn  abhängigen  Besitz  an  dem  Hof- 
gole  erlangt  hatte,  so  lange  war  es  ireSich  anpassend,  diese  Rechte  £igen-. 
thun  zn  nennen.  Aber  als  das  Lehen  einerseits,  das  bdaerliche  Erbe  an- 
dererseits nm&ssender  nnd  fester  wurde,  so  konnte  es  in  Frage  kommen, 
ob  anch  das  noch  ein  bloszes  dmgliehes  Recht  an  fremder  Sache  oder  ob 
es  nicht  natttrlidier  sei,  dasselbe  als  ein  <»  wenn  auch  abgeleitetes  — 
'Bigenthmm  an  eigener  Sache  zu  beeeichnen,  das  man  zum  JJnterschiede  yon 
dem  ursprünglichen  Kgenihmm  des  Herrn,  welches  zwar  der  Idee  nach  bei 
diesem  geUld[>en  war,  aber  doch  die  Realüät  im  Ganzen  verloren  hatte, 
Nfäzeigentkum  nannte.  (2.  3.)  Der  Vasall  dort  und  der  Bauer  hier  hatten 
doch  in  Wahrheit  nicht  blosz  ein  einzefanes  Stttck  von  Herrschatt,  das  als 
besonderes  din^iches  Recht  aus  der  FttUe  des  Eigenthums  herausgenom- 
men Verden  war,  sie  hatten  dne  reak  FüUe  von  Herrschaft  selbst,  d.  h. 
eben  reales  Eigoithum.  Dasz  diese  AMassung  der  ftltem  Jurisprudenz  im 
Wesen  richtig  sei,  beweist  die  GeschicMe  des  Grundeigenthums  in  Europa 
unwiderleglich.  DeberaD  nAmlteh  ist,  was  man  früher  als  NuixsigerUhwn 
bezdchnet  hatte,  a^lmtthlig  zum  voOen  Eigmthum  der  Ritter  und  der  Bauern 
geworden  —  eine  Erscheinung,  die  sich  nur  daraus  erklärt,  dasz  in  dem 
dinglichen  Rechte  derselben  schon  früher  die  Anlage  zu  voller  Herrschaft 
gewesen  die  aUmählig  zuerst  zum  Nutz-,  dann  zum  vollen  Eigenthum 
«u^ewaehsen  ist., 

2.  Die  Spaltung  des  Bigenthams  in  ein  wesentlich  idealee  Eigenthum, 
sei  es  mm  ein  nukhtmjue  QwkiHum  oder  das  Obereigenthißm»  das  dem  einen, 
und  ein  wesentiioh  reedee  Eigenthum,  als  in  bonie  oder  als  NtUzeigenthumy 
(4.  5.)  das  dem  andern  gehört,  ist  freilich  immer  bedenklich,  und  ^n  Be- 
weis, dasz  in  den  Eigenthumsverhältnissen  eine  Wan^ng  vor  sich  geht, 
daher  nur  in  UebergangemtMnden  möglich,  auf  die  Dau^  aber  unhaltbar; 
denn  streng  genommen  ist  w^er  jenes  noch  dieses  mehr  toakre»  Eigen- 
thnm,  welches  die  Knheü  der  Idee  und  der  ReaUUti  der  Herrächaft  ist. 


%   CikniMle  voD  1307.    Vgl,  onlea  $•  M-  ^^*  ^' 

8.  Bmyr,  Landr.  II.  3.  2,  BoniiDiam  directnin  et  utile  wird  genuiDt,  wenn  die 
Sadi  DMkr  Herren  hat  and  einem  davoo  die  Gruodherrsebaft»  dem  andern  aber  nur 
iUb  orttebare  BigeDthnro,  wie  s.  B.  bei  Lehen,  Erbrecht,  Leibgeding»  veranleiteter 
F^efstifl  und  «Ddem  deigieiehen  Gütern  angehört. 

4.  FreuitmohM  Landr.  L  S.  8-  i^  Wer  nur  die  Propriet&i  der  Sache  ohne 
das  NaUvDgsrecM  hat,  wird  Eigner  genannt.  S-  ^  Wer  Miteigner  der  Proprieti^t 
iai  und  ragleich  das  Matnngsrecht  hat,  dem  wird  ein  twMare*  Eigenihvm  der  Sache 
beigelegt. 

6.  ^  Oe9ierrmeki§€h09  €i«8.  S*  9^7-  Kommt  —  Einem  nur  ein  Recht  auf  die 
SobsUM.  der  Saehe,  dem  Andern  dagegen  nebst  einem  Rechte  auf  die  Substanz 
das  ausschliessliche  Recht  auf  derselben  Nutzungen  so,  dann  ist  das  Eigenthums- 
Kekt  gwikeüt  nnd  fiu-  beOe  mmfeiUiändif.  Jener  wird  Oheretgen/hämar,  dieser 
HntaeigmtWhiler  gettannl« 
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m  ReeU  f  erwirft  daher  die  Maere  GetetzgeboBg  «iiw  derarlisB  Spattoii« 
Air  die  Zukunft  und  hat  die  Tendenz  Qkerall  die  Zwnheit,  no  äe 
fll)erliefert  ist,  zu  l>e8eitigen.  (6— *9.)  Aber  die  Juivprudeic 
wo  sie  aus  den  HerrschaftsverhAMüissen  frttherer  Zeit  auf  die  onsrige  iioh 
tererbt  hat,  anerkennen,  bis  hinwieder  die  ESaheÜ  neu  hcvgesfcellt  aabi 
wird;  und  am  wenigsten  darf  sie  jetzt  den ' NutieigenthOmer  ab 
bloszen  dingKch  an  frenukr  Saehe  BeroehÜgten  Mnndehi  und  etwa  gar 
unnatürlichen  und  sehr  unhistorischen  Versuch  aiachen,  ein  ObareigcolhuBi, 
das  sich  seit  Jahrhunderten  immer  mehr  verflüchtigt  hat,  wieder  lum 
Tollen,  auch  realen  Eigentfaora  zurück  zu  schrauben. 

3.    Zu  dem   (meistens    lehent-  oder  ffrunMerrliehen)  Ob^0igmtkmm 
gehört  (4.  5.): 

a)  die  Erinnerung,  dasz  dasselbe  unprümglkh  vMu  Eig^Mkmn  gewesen 
und  als  die  Quelle  des»  davon  abgdeiteten  NutzeigentliVBQs  lu  achten 
sei.  Der  Idee  nach  ist  es  noch  das  eigentliche  Bigentlrom»  und  daher 
wird  auch  davon  da^  Ausdruck  iVoprie^ttl  vorzugsweise  gdmoicht 

b)  Der  Obereigenthümer  kann  ddier  verlangen»  dasi  ihn  der  Nutceigen- 
thümer  als  den  hohem  Etgenthümer  «Ars,  und  je  nach  den  verschie- 
denen Bildungen  dieses  Unterschieds  geschieht  das  durch  Vasallen-  oder 
Hofdienste,  durch  den  Ehrschatz,  Zinse  und  dergL 

c)  Eine  andere  Folge  davon  ist,  dasz  durch  Untergang  des  Nutseigeft- 
tbums  in  der  Person  des  Nutzeigenthümers  und  seines  Nachfolgers 
auch  die  reale  Seite  des  Eigenthums  von  Rechtes  w4gen  ^neder  zu 
<ler  idealen  zurückkehrt,  —  Heimfeil-^vui  so  dnrdi  Camolidation öm 
bisherige  Obereigenthum  von  neuem  zum  volto  Eigenthum  erstarkt 

d)  Einzelne,  freilich  meistens  wenig  bedeutende  reak  Notsungen  an  dem 
Gute  sind  denn  auch  znweilen  noch  bei  dem  Obereigenthum^  zufück- 
gebHeben,  z.  B.  das  Schäfereirechi  oder  Jagireehi  dos  Grundberm,  das 
Recht  axif  Schätze  oder,  wie  die  Altem  deutschen  Quellen  sagen»  auf 
den  Fund  und  dergL 

e)  Auch  das  ObereigcBthum  ist  Gegenstand  des  Eigentbnmsverkehrs  und 


6.  Entw.  des  Zürcher  Ges.  $.  M9.  ftfr  die  Zakanfl  iet  die  Xbellana  des 
Grandeigentbdms  in  Ober-  ond  Ifutzeig^ilUidni  nicht  nebr  gestattet.  %.  896.  Der 
IHatzeigeDibümer  Ist  berecbtigl,  das  Obereigeatbun»  gegen  eine  LeskaufssaoiaM  ven  iO 
Pro<;eiit  des  realen  Werthts  der  Liegenscbaft  an  sieb  so  bringen  nad  dadurdi  voUes 
und  angetbeiUes  Eigentbum  zu  erwerben,  f.  896.  Dem  Oberei^entMImer  Mab«:  das 
Recht  nicht  zu,  das  Notzefgentham  gegen  EatscMIdtgang  das  Natsaigcvibitaiers  wie- 
der an  sich  zu  bringen,  wenn  dieser  niebt  ^Iwinig  dasa  die  Hand  Mcteft. 

7.  JBayrüeher  Ges.  V.  4.  JQlt  IM8.  t^  U  MoMiflfcka  UMü  können  von  Lahsa- 
verbände  befreit  werden. 

8.  Bayriiehee  Ges.  V.  4.  Jan!  IMS^  §•  ^*  ^oni  Enoheinen  dieses  Gesetzes  an 
darf  keine  VerVefbang  unter  TorbehaH  des  Obereigetttbams  (Leibrdebt,  Menstffl,  fM- 
Stift,  Erbrecht)  mebr  stattllndHi. 

9.  Freiutuche*  AblttsungsgeseU  v.  %  Han*  I86a  M  srt>ll«her  Uateriasanaa 
eines  Grundstocks  ist  fortan  nur  die  Uebertragnng  des  voHsn  Kgentbuaia  snUssia« 
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kam  verikmfirt  oder  v^fändet  werden;  ebenao  kann  der  Obereigen«- 

tbOmor  das  G«t  tindicirm,  wenn  es  in  dem  Besitz  eines  Dritten»  ün- 

l^erechtigten  ist 

4.  Das  NiUzeigmtkum  oder  wie  es  Beseler  (Privatr.  §.  82.]  schicklich 
heiszt,  das  UntereigefUhufn  (meistens  Leben-  oder  bäuerliches  Erbe)  hat  fol- 
mida  EiiBBnscIiafifcen : 

a)  Man  wdsz  dasz  es  abgekitete$,  nur  allmahlig  erwachsenes  Eigentbnm 
ist,  welches  in  der  Idee  dem  Obereigenthufß  untergeordnetj  dagegien 
mcfteriell  als>  real»  Berrichaft  fruchtbarer  ist  als  jenes. 

b)  Der  NntzcageptUkner  hat  dep  Genusz  der  Herrschaft,  er  besitzt  das 
GniDdsta<^,  bewohnt  das  Haus,  bestimmt  diaCuttur,  gewinnt  die  Früchte 
wie  ein  Eigenthttmer  dauernd.  Er  vererbt  die  Herrschaft  und  kann 
darltter  Terhebren,  und  dieselbe  vindiciretü 

e)  Die  Verfügung^  des  NuUmgentkümtr$  ist  gehemmt  durch  die  Ehrer- 
Uihmgt  die  &.  dfem  ObereigintbüJQer  schuldig  ist,  und  beschränkt  durch 
die  fortwährende  Bücksiebt  anf  dessen  ideale  Herrschaft»  Diese  Ber 
9:brttnbui0Bn  können,  je  nach  der  Art  der  Verhältnisse,  sehr  ver- 
schieden bestimmt  sein. 

d)  Geht  das  ObereigeBthum  in  der  Person  des  Herrn  und  für  immer  unter, 

/  z.  B.  durch  Ausstfsrb«!  der  Familie,  ohne  dasz  darüber  verfügt  worden, 
so  ist  es  dem  Charakter  des  zu  wahrem  Eigenthum  heranwachsenden 

.  Nutxeigenthume  ftemäsz,  anzundmien,  da$  letztere  sei  nun  durch  Ap- 
propriaUoih  An^gmmg  (beziehungsweise  auch  Alodification)  zu  vollem 
Eigonthuyi  erweitert  worden.  Wie  bei  der  Consolidation  die  Idee  des 
ur$prün^itAm  Eigenlhums  nach  wirkt,  so  wirkt  hier  die  wachsende 
Macht  der  Realität,  und  des  wrdenden  Reckte  "). 

0  DwnOm,  Aber  domiftinm  difcctnm  und  utile  in  d.  Zeilichrift  für 
4ea4seiMS  Recbt«  IL  S«  177  ff^ 


Viertes  CapiteL 

Br#eil>  md  Verlust  des  Gnindeigentfiunis. 

§.61, 
I.    Aelteres  Asdil. 

1.  GerlchUiche  Auflassung. 

1.  .  Das  Grm4^i9Mkmi  in  alter  Zeit  das  widitigste  Privatvermög^ 
war  zugleich  d^  Unterlage  der  GemeindeveriBkssiing  und  der  oSentlichoi 
Rechte  und  Pflichte«.    Es  ist  daher  naturgeroäsz,  dasz,  wie  der  orsprüng- 


•)  Pmthr,  Zelttehf.  S.  ttS.  209),  d«r  die  fthf«e  Eolfe  bettreitet,  liui  «Ich  in  seiner  sanzen 
.  AJbhtBAliiDg  zu  seid  ▼on  neueren  Schulbesriffen  leiten  und  Übersieht  den  natOrlichen  Ganf 
der  Dinge  und  die  Bewegung  der  Geschichte. 


18g  Baeh  IL  Cap.  IT.  Erwerb  ond  Verlost  des  ^mndelgeiiUiwiit« 

liehe  Eigenthumserwerb  dorch  Vertheilung  des  Bodens  von  der  G^mtni- 
heit  herkam,  auch  der  Uehergang  des  Eigenthnms  theils  fest  geordnet  war 
Uieils  unter  der  Controle  der  Gemeinschaft  stand.  Es  gibt  daher  nur  zwei 
regelmäszige  Formen  des  Eigenthumsflbergangs.' 

a)  unter  Lebenden  die  gerichtliche  Auflassung^ 

b)  nach  den»  Tode  des  Erblassers  die  Erbfolge  der  nächsten  FentiXen^d^^ 
Von  der  letztern  wird  unten  im  Erbrecht  gesprochen  werden.  Die  erstere 
ist  hier  zu  behandeln. 

2.  Die  Uebertragung  des  Grundelgenthums  unter  Lebenden  (die  Gabe 
eines  liegenden  Gutes)  war  von  jeher  unter  den  deutschen  Völkern  nur 
unter  der  Voraussetzung  wirksam,  dasz  sie  durch  einen  öffentlichen  und 
feierlichen  Akt  vollzogen  wurde.  Ursprflnglich  wohl  nur  durch  wirkUche 
üebergabe  (Vcstitura,  Gewere)  bei  und  auf  dem  Gute  selbst,  in  Gegenwart 
der  Genossen,  spikter  aber  allenthalben  in  Deutschland  durch  syniboliiche 
IJebergabe  in  der  Gerichtsoersammhsng,  in  deren  Beräcb  das  Gut  gehörte  (i.), 
fUcht  aber  durch  bloszen  Vertrag,  noch  durch  blosxe  Besitzesübergabe. 
Die  üblichen  Symbole^  deren  man  sich  bedi^te,  um  (fie  Absicht  der  Eigen- 
thumsttbertragung  darzustellen,  waren:  die  Scholle  und  der  Zweig  oder 
Halm  als  Symbole  des  Bodens  und  der  Pflanzungen,  welche  von  dem  Ver- 
ftuszerer  dem  Erwerber  gereicht  wurden  (daher  auch  die  Ausditlcke:  tra- 
dere  cum  ramo  et  cespite,  mit  Torf  und  Zweig,  torfackt  eigen),  die  Ueber^ 
gäbe  oder  das  Zuwerfen  des  Merkstabes  (festuca  notata)  auf  welchem  die 
bezeichnende  Bausmarke  emge^chniften  war,  in  den  Scfaosz  des  Empftngers 
(daher  die  Ausdrücke  effestucatio,  scotatio).  und  dgln.  (S-^— 4.)  iHe  Sym- 
bole waren  aber  weniger  wessentlich  als  dasz  die  ErUärung  vor  Gericht, 
d.  h.  vor  der  versammelten  Yolksgemeinde  geschah.  Der  Verftuszerer  gab 
sein  Recht  auf,  und  indem  er  (terauf  für  seine  Person  Verdacht  leistete, 
gab  er  dem  Erwerber  das  Recht,  und  versprach  ihm  dafür  Gewäkr^  ta 
sein.    Das  hiesz  in  der  alten  deutschen  Rechtesprache:  Die  Säle  oder  Saiung; 

1.  Aiuegüi  Capii.  IV.  18.  8i  quis  res  suas  Tel  ad  veDerabUem  locum  rel  pro- 
pinquo  suo  vel  cuilibet  alteri  tradere  (v^rseiUml  .^otfierit  et  eo  tempore  intru  iptwum 
comiiatum  faerit  id  qao  ills  positn  sunt»  legiiünmn  •irmdiUonem  (wizzetaküa  tala) 
facere  studeat  Quod  si  eoieta  tempore»  quo  illaa  tmdere  vaU  ejrira  eundem  comi- 
iatum faerit  —  adhibeat  sibi  vel  de  tvU»  pagejuihat  Tel  de  aliis  qoi  de  eadem  lege 
TiTant  quo  ipse  tItU  tette»  idoneot  (vr'tündun  rehiUche)  Tel  si  illos  habere  non  po- 
taerit,  tuoc  de  aliis  quales  ibi  mvlioves  inTttiifi  pessunt  et  eorum  em  reram  saarum 
tradiiionem  {talunga)  faciat  et  ßdejmsoret  veMtiturofi  donet  (burigun  tberi  geweri 
geae)  ei  qui  illam  tradiiionem  (sala)  Iticclpii  yeeiituram  (geweri)  faciat. 

•  2.    Falke,  Trad.  Corb.  p.  2*^1^  In  pago  Hasngo  seenndam  itaoretn  saxonic«  legis 
imm  terrae  ceepite  od  mridirmmo  arborü, 

8.  INplom.  a.  1314.  (fCratU,  ^  ii6,  Nr.  %%.)  TebdlderuBi  ITidMei^Bi  et  Hbcito 
resignaTernnt  per  porrectionem  calami  ut  est  moris,  qo«  more  echottationie  ^can- 
dum  consoetudinero  clTitatis  et  dioecesis  Argentin.  pro  traditlone  habetur. 

4.  Armal  Guelferb.  äd  a.  707  bd  Ferit,  I.  43.  b.  c.  Et  illuc  venK  dnt  Tas^llo 
et  reddit  et  (Carole}  ipsäm '  patriam  com  baculo,  in  cujus  capite  similitado  ho- 
minis erat. 


'r     J 


t.  M.   Aeltem  Heelit.  l^ft 

(Ugitma  tradkio,  daher  terra  «a^a,  Salland,  Selüand,  $älma$mi$eh  Üigen). 
Nur  ^enn  liegen  Abwesenheit  der  Parteien  es  nicht  möglich  war^  die 
Salnng  vor  dem  heima&lichen  Gerichte  Yormnehmen,  genügte  die  £r- 
Uärung  vor  Zeugen,  die  wo  m<^1ich  aus  demselben  Gau  beigezogoi  wer- 
den sollten  und  das  Gericht  repräsentirten.  (1.)  Am  Schlusz  der  Handlung 
wirkte  der  Richter  Frieden.  > 

Von  dieser  Salmig  zu  unterscheiden  ist  die  Einweiiung  in  dien  Besitz 
des  TerSoszerten  Grandstücks,  welche  in  der  iltesten  Rechtssprache  die 
Gewere  fvestttura)  genannt  wurde.  (1.)  Der  neue  Eigenthflmer  wurde  in 
d^m  Grundstück  herumgeführt,  er  trat  in  das  Haus  ein  u.  s.  f.,  und  blieb 
daselbst  nach  herkömmlicher  Sitt6  drei  Tage  und  drei  Nadite,  seine  Herr- 
schafk  sichtbar  darzustellen.  In  einzelnen  G^enden  genügte  die  Auflassung 
nicht,  um  das  Eigenthum  mit  voller  Wirkung  2u  übertragen,  sondern  es 
inuszte  noch  diese  Einweisung  zur  Bestfttiguhg  hinzukommen.  In  den 
meisten  aber  war  die  erstere  für  sich  allein  völlig  entscheidend,  und  überaO 
wird  das  Hauptgewicht  auf  sie  gdegt  Daraus  erklärt  sich  denn  auch,  wie 
der  Ausdruck  veitiiura  oder  invettüura  in  der  spatem  Rechtssprache  auf 
die  gerichtfiche  Auflassung  seOwt  bezogen  wurde. 

3.  Die  Sahng  oder  die  geriehtUehe  Auflassung,  wie  sie  spater  ge- 
nannt wurde,  erhielt  sich  durch  das  ganze  Mittelalter  hindurch  (5--8.]  und 
nahm  nur  verschiedene  Formen  an,  theils  nach  den  Landesübungen,  theOs 
nach  den  verschiedenen  Eigenthumsbeziehungen,  in  Vielehe  die  Söndei^üter 
kamen.    Die  Hauptformen  sind: 

a)  Wenn  ein  Dynast  sein  Eigen  verftuszerte,  so  faieil  man  es  für  über- 
flüssig, dasz  derselbe  mit  i)em  Erwerber  vor  ein  Reichsgericht  ging. 
Es  genügte  eine  mit  dem  Siegä  des  Verftuszerers,  der  selbst  die 
hohe  Gerichtsbarkeit  besasz,  bekrftftigte  Vrhmie.  <%)  .^ 

b)  Bei  den  mkteifreien  Leuten  erhiek  sieh  die  alte  Form  der  geriohtfiolia« 

' ■ • .  ■ 

5.    Saehsen$p£egel,  I,  0S.  (.  1.  j^ne  teht  dutg  ne  mal  neman  tin  egen  aeven.  ., 
f.    Ftrm.  Ssp,^  I.  45.  1.  Kaya  tjgw  nag  msn  gelabten  amtgerichte  in  ianirechte 
vni  in  wieA^ääe,    Wert  abir  in  keysarwichbilde  dea  ricbea  stete  Tor  dem  rathe  i^l|t 
aelaaaeo  odder  gegeMn  ^  das  aal  man  beiden.    Doch  so  ist  Jd.  uDaeo  wicbbilden 
aieMacber  ari  okbt,  wann  alle  ufiiiekMaeA  eigen  —  snUen  gesehen  an  gericbt^ 

7.  Sudtrecbt  ron  Wiener  Neustadt  ana  dem  XIII.  Jabrb.  £•  73*  Statoimo^  f^ 
civilata  oentum  riros  fideliores  de  singaUs  yicja  et  prndentiorea,  qaoraro  nomina 
-Mtentar  specialiter.  Hoa  ad  hoc  institoimus,  ot  omnis  emtio  Tel  venditip^ .  |p|g- 
Mtatio»  donatio  prttdioruni,  domoram,  ▼inearum,  donatio,  propter  nuptias  i.  e«  mprr 
ganga^  fei  alianm  quarumeumque  rerum,  quo  «etimata  fuerint  Ultra  tria,  talenti^ 
•I  quodlibet  negotium  ardunm  ei  ludia  vel  vadiatlonibus  contaactum  vel  aliaa  unnm- 
«•mqoe  coram  duobua  vel  pluribns  illorum  centum  Tirorum  celebretur  et  etiam 

8.  SMcknntpUgel,  III.  83.  $.  1.  8vat  manne  oder  wife  gift,  dat  solen  fi^  ^ 
Bitten  dre  dage.  .;.[].» 

9.  Urk.  f.  1906.  (Kraut,  $.  110.  TS»)  9u6  ieiümonio  scroti  pre$»fntü  snmwi  W" 
hiinü  —  collationem  nostram  non  munus  vaUdam  dehere  exutere^  quam  ai  aotempnl- 
ter  facta  esset  in  Judicio,  quod  frietblnc  Tulgariter  appellatur; 


I|if0  Bflch  n.  Cap.  IV.  Bnreito  ami  ▼«rlofl  dts  GniDdeigaithiiiiis. 

Aoflassiuig  vor  dem  Lanigerkhte  am  Umerteiu    Aach  da  wurden  aber 
blofiger  als  früher  gmcbUicbe  C/rtefidm  darOber  aogestelH. 

c)  Aaalog  war  die  Form  der  Iwtutüwr.  in  dem  LebMuhofe,  durch  weidie 
.  der  Leheiisherr  dem  Vasallen  das  NttUcsgeoUium  an  dem  Lehen  Ter* 

.  .  lieh,  (le^) 

d)  In  den  Städten  verdrängte  der  Roth  allmftUig  das  Geriebt  in  derBe- 
fngpi»,.  die  Debertragpig  des  BifsnUiums  an  fflusem  und  Grund- 

.,  sMcljen  innerhalb  dfs  sHdtischen  Weichbildes  oder  Burgfriedens  m 
opntrolireD;  und  in  manchen  SiUdten  fing  man  an,  derlei  Rechte^ 
gsscbäle  in  den  MaMikhim  vQraumerken.  (11.) 

e)  Das  vogtbofs  Eigen  &&r  Landschaft  wurde  vor  dem  Vogteigeriok$  auf-: 
jjdßuen.  (18.)    Aber  da  dieses  Eigen  n  die  Abhängigkeit  von  dem 

.  Vogteiherm  geralhen .  war,  ao  Änderte  sich  die  Fonn  der  alten  Auf- 
lassung, wefcte  noch^  oAmittelbar  von  dem  Veräuszerer  an  den  Er- 
.  Werber  gesoheheD  wair,  dahin)  dass  noa  öer  erstere  sein  Recht  in  die 
thnd  dee  Miektere  eutfUeez,  und  der  letitere  daaaelbe  au$  der  Band 
dee  Bichtere  empfing^  (13. 14«]  Es  war  das  Nachbildung  des  Verfah- 
rens in  den  LehenshAfam  und  in  den  grundherrUdien  Gerichten.  Der- 
lei Gfltcpr  wurden  daim  wohl  wie  die  grundberrlichen  —  empßngUehe 
>  Gnter  genannt  zum  Uatorschiede  von  den  eigentUchen  freien  GlUem; 
und  die  Empftnglichkat  erschien  gewöhnlicfa  mit  einer  oft  bedeutea- 
den  Abgabe  zu  Gunsten  des  Bicbters  beschwert 

f )  Das  grundherrUche  Erbe  wurde  in  dem  Gerichte  des  Grundherrn  auf«- 
»getassen,  in  einer  Form,  welche  das  Bewosatsein  wach  erhielt,  dasz 
aU§e  Erbe  von  dem  Herrn  komme*  (1S-) 


10.  T.  Fead.  95.  pr.  Seiendem  Mt  fimdüm  täte  ieoewiAmtm  mmih  mmd»  eetuHiai 
fomBf  etitm  st  dea^eo  Jabtoie  quls  «IHeiils  rsi  neinhis  feodl  peessasioiiMa  nan- 

eiscatar  et  teneat. 

11.  Hambnrg€r  Stat.  y.  1270.  8t  1.  g.  6.  So  we  sin  Erve  verkofft,  de  scbal 
dem  änderen  dat  uphtek  öor  dem  Rade  nnd  Qp  deme  Aase,  so  wen  Id  em  Torgnl« 
den  is,  —  nnd  scall  Id  darmede  ferwen  Uten  in  der  SUdi  Erve^Bock  nnd  veiM  so 
Erve  npgeläten  werd,  de  schall  Jemmer  Borgen  nemen,  dat  he  gewaret  werde  leer 
nnd  I>ag  nnd  br((ke  enie  wat  in  der  Warsehnp,  det  schall  de  Afirge  oprichten. 

\%  ^osatt  tarn  Sehwabentpiegel,  349.  CWaekemageT)  am  vefiee  dink  mag  nie- 
man  sin  eigen  hin  gegeben,  das  es  kraft  mt^  han. 

iS.  Oir&liiig  V.  Siäfa,  {BInntfehU,  ZAreh.  R.  G.  I.  904.)  Aber  sehprocbNrt  ey, 
weTeber  ein  gnet  köffi  fn  dem  hoCT  zn  Steffen,  vögtbär  guef^  der  sei  ee  empfadkm 
von  einem  Vogt  er  sy  Infider  aMer  vsier  in  Jart  Frist  vmh  dry  seblinng  baller,  «asi 
er  <las  nit,  so  mag  eiki  vogt  das  gnett  wehen  tu  einen  hänUen  vmh  die  dry  Schilling. 
'  U.  Weistb.  zn  JMuUbrütk.  (Orhiktk,  W.  11.  234.)  Die  sebefM  erkenn««  t« 
reebt,  dasz  alTe  geet^  IM  diessem  gerfCht  empfüngütbk  gneier  seindl,  wie  sKh  4le 
vnd  wie  olft  sich  die  ans  einer  band  Jn  die  andere  mit  tauschen  vnd  vd^aafkM 
verändern,  solled  an^  vob  ^balWeisM  vnd  vogt  empCngen  weMlen,  die  K^ffreUben 
aoff  den  achten  Ug,  die  feldigueier  in  14  tag. 

Id.  Weistb.  zu  Mederprüm.  {Grmun,  W.  IT.  t(39.J  Item  wan  ein  gnt  verkauft 
wird,  mag  der  kaülf  an  orten  und  enden   geschehen;  woe  man  will,  aber  wan  man 


4.  Ak  die  griUbidm  Juristeft  aofingcB»  ihre  R«cMikQiida  Torzostweise 
oder  iOBScUie^zIieh  ans  dem  Corpus  juris  zu  sehöpfoi,  gerietb  auch  ^me 
Lehre  flhr  Ui^gare  Zeil  in  Verwirrang.  Nach  justinianischeoi  Rechte  qIibl- 
ieh  waren  die  abgestorbenen  attrömischen  Formen  der  nuuücipftio  und 
in  jure  eessio  tnA  filr  den  italienlacben  Boden  nicht  mehr  nfithig  xvr 
Uflberlr$|iing  des  Grundeiganthums«  sondern  es  genügte  die  Be$i$»emiber^ßaiß 
{tradUioJ  aas  einem  auf  Eigentkwm$ü]bertragung  geriehtetm  Recht^grund 
(joatoa  titolus).  Die  Romanisten  erkannten  daher  schon  den  als  den  Eigen- 
tfaHner  an,  der  so  den  Besitz  an  dem  Gote  empfangen  halten  ohne  sidi 
nm  die  he^ebraehte  Afflaasiing  sn.bekflmmeni.  Aber  hinwieder  konnl^ 
diese  doch  hiebt  —  der  verAnderten  Theorie  zu  Liebe  —  aus  dem  Leben 
▼erschwinden,  denn  es  waren  mancherlei  sehr  reale  Interessen  an  die 
deutsche  Form  geknüpft,  wie  die  Sicherheit  der  Grundsteuer  und  der  Ge- 
meinderechte, die  lehens-  und  die  gutsherrlichen  Recbfe.  Ei  ist  daher 
das  römische  Recht  keineswegs  so  durchgedrungen,  wie  es  6eii  Anschein 
hat,  wenn  man  sich  blosz  aus  den  Schriften  Ikber  gemeines  römiMhes 
Recht  davon  untenrichtet  (16. 17.)  Wie  grosz  aber  die  Verlrhfung  ge- 
worden ist,  das  zeigen  nicht  allein  die  neueren  Werke  selbst  iXMr  dentscties 
Recht  noch,  sondern  vorzOglich  auch  die  Gesetzgebung  des  preuizistheh 
Landrechts.  (18.)  In  diesem  finden  sich  rSmisches  und  dentichis  Recht 
neben  einander  unversöhnt;  und  gleichsam  ein  dojipeltes  Eigehflnim:   < 

a)  eines,  das  schon  durch  die  traditio  ex  justa  causa  efwbrben  wird,  aber 
gegenüber  Dritten  vor  Eintragung  ins  Hypöfhekenbudi  hi  wMitigeti 
Beziehungen,  namentlich  in  der  Belastung  mit  Sfpotfieken,  rtiöhf  als 
Eigenthum  angesehen  wird,  und 

b)  eines,  das  um  der  Eintragung  in  das  HTpothekenbncb  willte  ds  BigM- 
thum  in  jenen  Beziehungen  respectirt  wird,  obwoU  dar  Gut  einetfü 

Andern  tradirt  ist 
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dessen  kaolli»  eins  ist,  soll  man  vor  den  AoßtchuiiheiiMn  vnd  schiffen  erscheinen, 
aldae  ksoCT  yermelden  vnd  eins  dem  andern  mit  mtuttf  vnd  halm  übertragen  ?nd  n^r- 
tigk  geschehen,  and  da  die  fraw  mit  Iren  ktndeni  erschiene,  denr  kind  J^dM  efta 
Tenig|ifennigh  geben,  vnd  der  ftrawe»  «acb  si>nderNe%  in  de»  tx>eMn  staehini:  anhs 
dieser  Trsaehen»  ob  künftigliKoh  aAe  mehr  kitodet  gebiereB: -würde»  dasa'di^selb^  auch 
also  Terziegen  haben. 

10.  Kaiser  Lndungr  Reehlsbw  [Sewtumn,  8.  lOIK,)  Wer  dem  andern  stin  gut  ze 
kaoffen  geit,  es  sey  eigen  oder  lehn,  der  sol  des  gewer  sein  vnd  im  es  vertigen,  and 
Tertraian  mit  dem  rechten,  ob  es  ansyraeh  würde,  tfa  des  taades  recht  ist  Tod  der 
GraSichaa,  darin  es  gelegen  ist,  er  bah  im  ea  gebaissen  oder  nkbU 

17.  Stadtr  ▼.  Frerburg  y.  1620.  II.  9-  All  Coatract  ao  über  legende  gü^r  be- 
•ehehen,  seilen  Tor  gerichi  gevartigt  werden. 

ig.  FreuMtitükee  Landr.  L  10.  fi.  1.  Die  mittelbare  Erwerbung  des  Eigenthama 
einer  flache  erfordtrt,  ailsaer  dem  dasa  ndtlMgea  Titel  aocb  die  wirkliche  Uel^ergabf. 
£.  e.  Wer  Jedoch  al>er  ein  Gmndatück  for  Gerichte  Terfügiangeo.  treffen  ,wiU»  df^r 
mnsa  sein  daimif  eflangtea  EigeatkoaMrecht  dem  Richter  in:  der  Sscbe  nachweisen 
•nd>  dastelba  ha  dam  BiFetheheal^neha  ivtwmAm  lassen,  g.  ^  p|Br  im  Bn^ethekev^ 
hache  eingetragene  Besitur  wird  in  allen  mU  einem.  Brieten  n^-.  das  Grap|d|Stnc^ 
laashIasaenaD  ¥erhMdkMi#m  als  der  SigenC^ümer  deasalbrn.aaABselian.   . 
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Wts^  Rechtefierwfmmg  nahm  ihren  AnHahgim  KVI.  Jahrhandert  imd 
«nrrefchte  im  XVIIL  Jahrhundert  ihren  Höhepunkt.  Dem  XIX.  lahrfami^ 
diert  war  es  vorbehaJfeen,  vornehmlich  im  Interesse  des  öflentüchen  Credites, 
hier  wieder  Mn  reines  System  der  Dd^rtragang  des  GrandeigeothaflBB 
leinznfbhren,  welches  zwar  in  dem'ilteren  deutschen  Rechte  der  gerichl- 
lichen  Auflassung  wurzelt,  aher  dfese  zeitgemfcz  um-  und  ausgebildet  bat 

*  Eichhorn,  R.  G.  |.  59.  a.  und  $.  358.  Älbrf^,  Gewere  S.  ^  ff- 
Jbk.  Grimm,  Reditsalterth.  6.  554  IT.  S.  Ild  ff.  Beidir,  £rbvertrlge  I.  8. 
98  ff.  Blw^idM,  ZQreber  R.  G.  I.  8. 88  ff.  263.  IIMM«sm  Aber  die  festuca 
liotata.  Jena  1856.    Sinn,  Entwurf  d.  deu'scben  Sadienreobts.  $.  22,  ff. 

§62. 

,3.    Gewere  vod  Jahr  und  Tag.* 

i.  Eine  eigentlich^.  EriU»Mig  im  Sinne  der  römischen  usucapio,  d.h. 
eine.  Erhebung  des  während  längerer  Zeit  fortgesetzten  Besitzes  zu.  Eigen- 
thum»  ist  dem  iltem  deutschen  Rechte  nicht  bekannt.  Zu  dem  Systeme 
der  gericfitlichen  Auflassung«  welches  auf  die  Oeffeutlichkeit  der  EigenÄums- 
verbmtnjsse  einen  hoben  Werth  legte,  hätte  eine  Ersitzung,  die  unbemerkt 
.und  gleichsam  insgeheim  vor  sich  geht,  nicht  gepaszt  Aber  darin  hat  das 
deutsche  Recht  doch  wieder  mit  dem  römischen  einige  Aehnlichkeit,  dasz 
es  dem  ruhigen  Resitt  nach  Jahr  und  Tag  unter  Umständen  eine  auch  das 
Bfcht  stärkende .  Kraft  beilegte.  Es  wurde  die  frühere  einfache  Gewere 
,non  zu  einer  reckten  Gewere^  und  wer  diese  hat,  ist  i$m  ihretwiUen  geeichert 
gegen,  alle  dimfflichen  Klagen  eines  andern  Berechtigten ,  welche  im  Wider- 
ipruch  sind  mit  dem  Inhalte  jener  rechten  Gevoere.  (1.)  Dieser  Grundsatz 
ist  flkr  jede  Art  der  Gewere,  Eigen-,  I^hens*,  Zins-  und  Leibgedings- 
.gewere  u.  s.'f.  anwendbar.  (2.) 

2.  Nicht  j'ee^  Gewere  aber  an  einem  Grundstück,  nicht  schon  der 
blosze  Besitz  verwandelt  sich  in  eine  rechte  Gewere.  Es  genügt  selbst 
nicht  der  redlich  erworbene  Besitz  als  solcher,  sondern  es  musz  die  Gewere 
unter  Beachtung  der  nämlichen  Rechtsformen  entstanden  sein,  welche  ein 
dingliches  Reehl  (Eigenthum)  zu  begründen  geeignet  sind: 
'    ä)  unter  Lebenden  durch  gericMiche  Äuflasiung  (3«  4.), 


1.  Sip.  n.  44.  g.  i.  Sfelk  gut  en  man  in  geweieo  hevet  jar  «od  dach  ane 
^reehte  wedersprake,  die  beYet  dar  an  ene  rechte  gewere^ 

2.  Angthnrg.  Stat.  y.  1276.  (Freyb.  8.  118.)  Ist  das  ein  man  ein  guthat»  das 
ein  ta^9n  ist,  Jar  und  tak  ane  refate  widerspräche  —  so  sol  er  damit  fürbai  geruet 
sin.  Ist  aber  ei  leken,  hat  er  et  danne  fürat,  dai  ex  im  geiihen  wiri,  Jar  and  tak 
und  sähs  wochen  and  einen  tak  ane  rehte  widerspräche  in  notxe  und  gewet,  so  aal 
er'ei  fQrbaz  geraklidien  haben.  —  Ist  aber  ez  erb^UKen  oder  tmtUhen^  ewirdaihet 
)ar  und  tak  in  sliUer  gewer  ane  rebte  widerspräche,  der  aol  fürbas  ein  geraet  man 
'damit  sin,  mag  er  es  bringen  mit  einen  iwain  Tingem  als  reht  ist. 

S.  Magdeburg,  R.  {Böhme,  I.  2S.)  Swat  80  ein  man  gibt  in  gehsgiüm  du^f 
besizt  er  dömlte  Jar  Und  tak  ane  tmandee  wWerapra^ha  **"  de»  Ist  er  nehir  caa«bo- 
haldtee  -^  den  ii  fm  fmand  inpfttrin  Aiaige. 

4i    Plait-G^n^ral  de  /^m0wi#  ?;  1M8.  (.  iS«.    Qulcamqiio  poasiderii  aiiquam 


isM.    Gf^were  too. Mr  md  Si«.,  .'  jyq 

b)  iiaeh  dem  Tjoie  9b.  Erbfolge  ft  die  Verlaasetwctiaft-  des  Ventorbeneii.. 
Inmet  aber. ist  hier  realer  BeHix  and  Oenm^  des  Gpts  ^rforderKch, 

Dadurch  wird  fr^Mch  der  Kreis  der  Anweudang  dieser  Art  Ton.Veri 
jibrung  verengert,  aber  aoch  die  Harmonie; nicht  gestört,  mit  der  Obrigen 
Lehre  yom  Eigoithumsflbergang.  Die  Hanptanwendung  wirr  die  noch  vor? 
kommende,  dasz  der  Richter  an  wirkliche  nnd  vermeintlftßhem  ertfomn 
Gfäe,  welches  er  in  Besitz  nabiOf  iiech  Jahr  nnd  Tag  .eine  rechte  Qewere 
erwarb,  eine  andere  der  Schute  des  Erwerbers  gegen  die  Erben  des.  Ver* 
Inszerers,  welche  die  Veränszerung  anfechten.  Der  Mangel  einer  solche^ 
den  Anfang  des  Besitzes  r^htfertigenden  Form  konnte.  nachtrUgUch  nifi; 
dmrch  gerieMiche  Sundmaekungen  gehoben  werden. 

3.  Ferner  ist  nöthig  Fcrtdanur  dieser  Gewere  ohm  Widenpra^  Mmew 
Jahr  und  Tag.  &)  Ohne  Widerspräche  d.  h.  ohne  gericbüicbe  Anfedytong 
dnrch  weldie  die  Bube  der  Gewere  gestOrt  und  die  Verjübrong  untere 
brochen  wird  (anders  als  Im  römischen  Recht,  welches  nur  die  that^ 
sSchlicbe  Besitzesentsetzüng  i^usurpatio)  die  Dsacapio  abbrechen  lißsz).  Bin^ 
nen  Jahr  und  Tag,  d.  h.  innerhalb  der  Gerichtsirist  von  ein  Jahr  eeehe 
Wochen  und  drei  Tage  (6.),  wahrend  welcher  der  Berechtigte  in  drei  on^ 
gd)otenen  und  in  drei  gebotenen  Gerichten  Gelegenheit  hatte  seine  Rechte 
zu  wahren*  (7.)  •«         ,  . ,  .  , 

Diese  Frist  wirkt  aber  nicht  objectiv  nach  allen  Richtungen,  sondern 
reUuiv  g^enüber  der  Pereon,  welche  in  der  Lage  war,  die  Klage  anzu- 
stellen. Konnte  sich  der  Beklagte  auf  seinen  GewAhrsmann  ziehen,  so 
wurde  der  Streit  zwischen  dem-  Klttger  und  diesem  GewAhrsmann  in  gleicher 
Weise  fortgesetzt  uvkI  ^entschieden.  In  manchen  FAl^u  haben  sich  eiizehe 
Personen  schon .  früher  vereehfiiegmi  so  die  Erben,  welche  bei,  der  gericht* 
liehen  Auflassung  zugegen  waren  und  keine  Einsprache  machten.  Sie 
können  auch  nicht  binnen. Jahr  und  Tag  dieselbe  nachholen«  weil  ihr  dar 
maliges  Stillschweigen  als  Zustimmung  aufgefiiszt  wird.  In  andern  FAllen 
verschweigen  sich  andere  Personen  erst  nach  iängerer  Zmt,  so  4ie  ünmün- 


posaessioDem  in  ciTiule  et  ?illa  Laiutniie  per  duoa  tpDos  contioaea  pacifiee  noailaa 
et  Utqlo  emptfania  vel  doaaflonis  qaod  elapais  Ipsia  duobas  aania  ei  tnno  bod  possit 
ifiht  hl  cauaaai  aae  molesteri  ipee  proesideaa  de  lllt  poteessione  propter  eliqwit  ob* 
Ugatlonis  iDtiqaiores,  ita  timea  quad  hoc  eit  noiorium  et  puhiic0tur  im  curia  9eeu* 
Iw^in  tribas'diebw  contioiMs'qailNis  teaebitar  caria  eecolaria,  inter  quoa  trea  diea 
alt  senper  iatervaUain  oct»  4fleraaa,  et  qaod-  reciplator  liti9ra  dit  duim  pabäemHome 
«ab  siglHo  enrie  Lanaaane  ealyo.  qeaaa  Donini. 

5.  Ooslar  Slat.  S.  27. '  Wert  en  egben  utgbesal,  de  dat  binnen  ]are  und  dagbe 
nicbt  weder  ne  spricbt,  de  ne  macb  dat  teder  mckt  wederepreken  tt  ne  were  of  he 
hüten  landee  hedde  ghewesen  oder  of  il  tme  eehi  not  bencine  de  be  bewisede. 

6.  Yerm.   Sep,  I.  28.  pr.   Jar  und  tak  ist  ein  ]ar  und  aecbs  wocbio  und  drei 

läge. 

7.  Alt«B  Za^.  R.  Cod.  Hacb  I.  6.  Hereditaria  bona  licet  homini  iitigiosa  Ciceif 
ter  in  legitimo  placito,  tercia  rice  Tel  preralebit  rel  deficiet 
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digm  and  die  Ahoek$nim  (8.),  fttr  wefehe  dje  Friit  cht  nACh  efKfchter 
HQndigkeR  oder  naift  der  Heimkehr  m  laufen  anfkiigt  Diese  Uniwstliiiiiit' 
MÜ  besoüders  gegetitkber  Ton  Abwesenden  wurde  dann  spiter  in  manchen 
Slatiiteii  darch  eine  Itagere  aber  Ton  Anfang  des  fiesitees  an  laürfeade 
Frist  beseStigt.  (9.) 

4.  IHe  Emiptwkkung  der  recktm  Gewere  ist  Sfclierheit  dersdben  ge« 
gen  Anfechtung.  (10.)  Wnrde  das  GraadstQck  binnen  Jahr  mid  Tag  voo 
einen)  andern  angesprochen,  der  aneh  eine  Gewere  (Herrschaft)  daran  be- 
hauptete, so  standen  sich  zwei  Behauptungen  entgegen  und  hatten  sie  beide 
einen  Grund,  so  nrasete  bei  sonst  gleidien  Verhältnissen  die  äitere  Geweri 
der  jungem  yorgehen.  (11.)  Hatte  aber  einmal  der  jetzige  hfatber  der 
Grandstadbe  eiue  rechte  Geware  daran  erlangt,  so  konnte  diese  nicht  mehr 
gebrochen  werden  durch,  die  ver^hwjegeiie  SKere  Gewere  und  er  hatte 
nicht  mehr  n<M)ig  seinen  Gewehren  herbei  zu  rufen.  Dier  Sieg  der 
jüngtm  Gewere  war  entschieden,  wenn  sie  9ur  rechten  Gewere  geworden« 
und  die  rechte  Gewere  aiachte  alle  Gewfthrsmaaner  entbehrlich.  Der 
Theilhaber  der  rechten  Gewere  kann  das  entsprechende  Recht  (Eigeathom^ 
Leheosrecbt  u.  a.  f.)  durch  seinen  alleinigen  Eid  erhllrten.  (12.) 

*    ütäifkoUrneTj   Vnjihrangskhre  1.  S.  67.    ASbn^  Gewere  S.  99. 
Stoblbe,  Art  Gewere  in  der  Encyclop.  von  Erscb.  %,  35.  ff. 

§.  63. 

«  * 

IL  Neueres  Recht, 
i.    FartlgaBg  iai   Gruiidbuck. 

t.  Das  neuere  Recht,  man  darf  wohl  sagen,  in  gam  Suropa  hat 
einen  enlsehiedeneti  Zug,  die  Skkerkeü  äe9  Bifenihum  im  neuem  durch 
eine  öffmmliicke  ConiroU  zu  befestigen.  In  einem  sehr  graacen  Theiie  von 
Deutachland  hat  daher  die  Geaetagebung  die  rtftniaoheii  Erwerbaferfnen  del 


•*Km^ai»äAA^_-^>^iaAA*Jrih*AaAa 


8.  Snitier  Haadfestt  r,  fSUS.  Aift.  M.  Omaii  bona  ia  allodUa  etde  jrfila  reboa^ 
que  bargensis  diem  et  annum  in  quieta  babnit  possessione,  de  hu  non-ieneiar  poti- 
modtun  aliier  retpondere,  nisi  is  qui  eum  impedieril,  probare  possit,  se  1d  terra  et 
aaiita  non  faiasa. 

9.  Kaiaer  Ludwige  Beebtsb«  {ißemmMm,  S.  105.)  Wk  iMellfin  auch  wer  aygea 
verkauXl  jo  dem  laode  der  aol  aiebt  leager  geweracbali  lua  waaa  iar.vnd  lag  fftr 
erttaa  ia  dem  lande,  für  erben  aoazer  lande  zwar  Jar. 

19.  gUdtr.  Y.  Imgrmietmdi.  {BeuwmnM,  8.  lai.)  Wer  Imer  Jbim  frist  amb  afgea 
Wirt  angesproehn  der  aol  aicb  auf  seinen  gewem.  beben.  -*  Wer  vinb  ayfen  wifi 
angeeprocben,  des  er  Jar  und  tag  per  ants  und  per  aewer  iai  geaeuen  als  recht 
Is,  and  das  bered<^  mag,  der  so!  fürbas  sein  aign  oo  all  ansprach  babn. 

11.  Eaiser  Ludwige  Reehtsb.  {Beuaumn,  8.  103.}  Wer  angesprocben  wirt  nmb 
aygen  des  er  nicht  gesessen  ist  ain  Jar  und  mer  pey  nutz  und  pey  gewer,  der  mag  sieb 
des  wol  verantwurten  mil  eeinem  gewem^  ob  er  in  gebabn  mag  mit  hantueeiin  mit 
Briefen  mft  erbeeehaft  ynd  mit  gewer,  der  Im  es  geben  bat,  die  soft  Im  hiinicb  sta. 

12.  Saeehe,  Lehnt,  13.  g.  1.  —  of  die  man  die  rechten  gewere  daran  gatigeu 
mach  mit  seren  msfitien,  des  tenes  gewere  sterct  he  a1  ene  oppen  bügen  tmd  bebalt 
dat  gut  ane  getdcb. 


8*  <Bi    Nenires  ft«dil.  Ifft 

BgenflimM  wibder  Mr  linwirkiam  «rkilH  (1.)^'  tind  vm  beaein  an  das 
iMere  deotsehe  Prineip  anknöpfend,  das  System  d^  äffenilickin  Fertigung 
des  Gninäeigenthiims  mit  Hülfe  der  Grand-  und  HypothekenMoher  und 
jelct  noch  mk  ntehr  Consequenz  ein-  und  durehgefülfft.'  (d*^.)  Bb  darf 
dieselbe  heute  schon  als  die  moderne  Farm  det  Eigen^kmMühriragm^  fflr 
Grundstücke  erklArt  werden.  Mit  der  alten  Form  der  gericht]]<^en  Aut^ 
itosung  ist  sie  darin  verwandt,  dasz  sie  wie  jene  insotterA  ^milieh  ik,  als 
sie  die  Mitmumschafi  der  Gemeinschaft  (beziehungsweise  d^  Staates)  Tor^ 
ausgesetzt,  somit  aHe  heimliche  oder  nur  den  Betheiligten  bekannte  Efge»« 
thumsübertragmtg  ausschlieszt,  ferner  darin,  dasz  der  Eigenthumsübergang 
nicht  von  dem  Uoszen  Vertrage  noch  von  der  Besitzesübergabe  abhingt, 
sondern  von  einer  öffentlichen  Form  bedingt  ist,  endfich  dasz  dabei  eine 
gewisse  Prüfung  des  FaUen  und  eme  Controle  der  Befugnute  zur  Eigen* 
thumsübertragung  geübt  wird. 

Sie  unterscheidet  sich  aber  von  der  filtern  Auflassung  dadurdi,  dm 
jene  eine  münäUche  Form  war,  diese  eine  ethriftUehe  ist,  dasz  vormals  dib 
Sicherheit  auf  der  Erinnerung  des  Gerichti  und  dem  Zeugnisz  der  Gerichts- 
genossen beruhte,  jetzt  auf  die  Einrichtung  des  Grundbucht  basirt  ist,  dast 
die  Auflassung  nothwendig  vor  dem  Gerichte  geschehen  muszte,  die  Fer^ 
tigung  möglicherweise  auch  andern  Behörden  oder  VertruuenemSnnem  (fe.  ÜL 
den  Genrnnderäthen,  oder  den  Notaren)  aufgetragen  sem  kann. 

2.  Das  Prineip  des  neueren  Rechtes  ist:  Grundeigenihüm  kann  unier 
Lebenden  nur  durch  Fertigung  im  GruMUntch  übertragen  ijoerden. 

In  Mtem  Rechtsquellen  ist  dasselbe  oft  noch  in  der  ttbertrtebenen  Pas*- 
sung  ausgesprocbeu  worden :  Käufe  von  liegenden  Gütern  bedürfen  zu  ihrer 
Gültigkeit  der  Efnschre^nng  in  das  Gerichtsbuch;  ($.61.6.17.  $.68.  B:  1.) 
Uebertrieben  ist  dieselbe,  weil  kein  innerer  Grund  vorhanden  iiC,  die  o^/i^ 
gatorieche  Wirksamkeit  des  Kaufvertrages  von  der  Fertigung  abbüngig  zu 
machen,  die  erst  für  die  dingiiche  Folge  des  Kaufvertrags,  die  Bgenthums- 
Übertragung  zum  Bedürfnisz  wird.  Aus  dem  vorher  schon  gültigen  Kauf- 
vertrage wird  eben  der  Yerkftufer  verbunden,  dem  Käufer  das  Grundeigen- 
thum  zuferiigen  zu  fassen^  (§.  61.  B.  16.) 

1.  ffält.  L.  R.  163.  Th.  II.  Tit.  7.  D«BS  blaCBn)  alle  V«rkii|ff  ^  udbeweg- 
llcher  Güter  tadera  nichi  ->-  afiltia  sola  soilefi,  sia  seiep  dano  voc  Jedes  Orts.G/srifh- 
ten  insioairt  und  eiDgescbrieben  auch  die  Kaufbrief  darüber  zu  fertigen  und  zu  sie- 
geln gebeten  norden. 

2.  OesUrreich,  Ges.  S*  131.  Zur  Uebertragnng  des  Eigentbums  unbewegUcher 
Sachen  mnsz  das  ErwerbungsgtscbMfi  in  die  dazu  bestimmten  bffentllchen  Bücher 
eingetragen  werden.    Diese  Eintragung  nennt  man  Einverleibung  (fntabulation.) 

3.  Entw.  für  das  Groszherz.  Heuen,  £.  57.  Die  Cebertragiing  des  Eigenthums 
an  unbeweglichen  Sachen  ist  ?olUogen.  sobald  der  Erwerbtitel,  welchem  Ton  dem 
Richter  der  belegenen  Sache  die  Bescheinigung,  dasz  dem  Eintrage  nichts  im  Wege 
stehe,  beigefügt  worden,  von  der  zuständigen  Behörde  in  das  dazu  bestimmte  Öffent- 
liche Buch  eingetragen  worden  ist.. 

4.  Zürcher  Gesetzb.  g.  532.  Das  Eigenthum  an  Liegenschaften  geht  über: 
1]  anter  Lebenden  durch  kanzleüsche  Fertigung,  2)  durch  Erbfolge  ron  Todeswegea. 


1T9  ^^^  n*  ^P-  ^*  Brwftk  oad.  Y<r1asC  des  Graodeigcntlimiis. 

a.  Das  Gr^/M^ek  bezieht  tkh  auf  aDe  GOter  eines  bestiaNnlen  Be« 
drks,  aod  die  Fer^gung  kann  daher  mit  WiriiaDg  nur  in  dem  Grundbuek 
der  gtUgemn  Sachs  vollzogen  werden.  Das  Grundbuch  und  die  bei^ubig^ 
ten  auf  dasselbe  begründeten  Urkunden  haben  öffentlichen  Glauben.  Die 
Bimichi  in  diese  Bttcher  ist  jedem  gestattet,  der  eun  rechtliches  Interesse 
daran  hat 

Im  Einzelnen  sfaid  die  fteamiungen,  weldien  die  FQhrung  des  Grund- 
buchs und  welchen  die  Au&icht  darüber  aulgetragen  ist,  in  den  verschie- 
denen Landern  verschieden  organisirt  und  ebenso  die  Einrichtung  des 
Grundbuchs  selbst  verschieden  bestimmt  Die  Noez  chronologische  Ord- 
nung, nach  welcher  jedes  Geschäft  •—  gleichviel  auf  welches  Grundstock 
es  sidh  beziehe  —  nach  dem  Datum  seiner  Anmeldung  eingetragen  wird, 
ist  fOr  das  eigentliche  Grundbuch  (Hauptbuch)  unpassend,  wenn  auch  fikr 
das  vorbereitende  Tagebuch  unentbehrlich.  Eine  Anordnung  ferner,  welche 
jedem  einzelnen  Grunditücke  (jedem  Acker,  jeder  Wiese  u.  s,  f.)  ein  Blatt 
des  Hauptbuches  zuweist,  würde,  was  für  den  Eigenthumsverkehr  zusammen- 
gehört, zersplittern,  die  Schreiberei  übermaszig  vermehren,  und  die  Klar- 
heit des  Ueberblicks  zerstören.  Wird  aber  jedem  Grundbesitzer  ein  Folium 
fOr  all  seinen  BesitjE  eröffnet,  so  wird  der  Persönllchkdt  zu  grosser  Ein- 
fluss  eingeräumt  Die  der  Natur  der  Sache  entsprechende  und  alle  Ver- 
haltnisse zugleich  berücksichtigende  Einrichtung  ist  die,  dasz  jeder  einer 
Person,, angefiäriqe  Güt^compUx  (ein  Gut,  eine  Realität,  Oekonomie)  als 
ein  Ganzes  betrachtet  wird  und  in  dem  Hauptbc^e  ein  eigenes  Blatt  er- 
htK  (5.),  auf  welcl^  ^nn  nach  chronologischer  Ordnung  alle  darauf  be- 
^ligfichen  der  .Fertigung  bedürftigen  Rechtsgeschäfte  eingetragen  werden. 
Hat  eine  Person  mdirere  Güteroompleie,  so  sind  dafDr  auch  n^hrere  Blat- 
ter bestimmt.,,  Wird  ein  Gütercomplex  zu  neuen  besondem  Oekonomien 
tertheilt,  so  wird  das  frühere  Blatt  abgeschlossen  und  neue  Blatter  für 
diese  eröf&iet  So  wird  in  jedem  Augenblick  sowohl  für  den  ganzen  Zu- 
stand des  Grundagenthums  eines  Landes  als  für  die  Rechtsverhaltnisse 
änes  einzelnen  Gutes  ein  vollständiger  und  klarer  Ceberblick  gewonnen. 

4.  Der  Fertigung  geht  eine  Vorprüfung  des  Fert^gUAgsbeamten  be- 
ziehungsweise des  Gerichts  darüber  vorher: 

a)  ob  der  VerAuszerer  Bigentkumer  sei  (6.), 

b)  ob  er  handlungsfähig  und  zur  Yeräuszerung  befugt  sei. 

5.  Entw.  einer  Grundbachs-Ordnung  für  Oe^terreieh.  g.  7.  Bas  Hauptbach 
steift  die  zur  Verbucbernng  geeigneten,  einzelnen  oder  moraStchen  Personen,  dem 
LandesfÜrsten»  oder  dem  Staate  gehörigen  Realiiälen  mit  ihren  BetiandiAeilen,  die 
JVkmen  der  Eigenihümer  mit  ihren  Erwerbeiiieln^  and  die  auf  den  RealitSteh  haften- 
den Lasten  anter  Berufung  auf  das  Urliundenbuch  im  Zneammenhange  dar  and  ist 
lar  Erwerbung  und  Aufhebung  aller  auf  unbewegliche  Sachen  sich  beliebenden  ding- 
lichen Rechte  bestimmt. 

6.  Qewterr,  GeseUb.  g*  432.  Vor  allem  ist  zar  Einverleibung  in  das  ölTentliche 
Bach  nothwendig,  dasz  derjenige,  Ton  dem  das  Eigenthum  auf  einen  Andern  über- 
gehen soll,  selbst  schon  als  Eigenthümer  einrerieibt  sei. 
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Dieser  Ausweis  kann  durch  varmundichaftUehe  Steßvertretung  oder 
gerichttiche  Zuipmchseridärungy  z.  B«  bei  Zwangsrersteigerung  oder  im  Cod- 
curse  ersetzt  werden.  Behinderungen  aus  dinglichen  Gründen,  z.  B.  wegen 
Fideicommiszqualität,  Erbgutsqualitftt  und  dgln.  hat  indessen  der  Führer 
des  Grundbuchs  nur  dann  zu  berücksichtigen,  wenn  dieseibeu  aus  der  frü- 
hem Vormerkung  in  dem  Grundbuch  zu  ersehen  sind. 

Ist  der  im  Grundbuch  genannte  Eigenthümer  noch  am  Leben,  so  musz 
er  in  der  Regel  fenöMch  mitwirken  und  es  genügt  nicht  der  blosze  ur- 
kundliche Nachweis,  dasz  er  sein  Recht  auf  einen  andern  zu  übertragen 
versprochen  habe,  oder  sonst  dazu  verpflichtet  gewesai  sei.  Der  Mangel 
der  persönlichen  Erklärung  kann  indessen  durch  das  Gericht  unter  Umstän- 
den ergänzt  werden.  Ist  der  eingetragene  Eigenthümer  gestorben,  so  haben 
ebenso  die  Erben  desselben  mitzuwirken. 

5.  Es  ist  einleuchtend,  dasz  zu  diesem  Systeme  die  römisch-recht- 
liche Eriitxung,  wekhe  auch  in  Deutschland  eingeführt  worden,  nicht  paszt. 
Der  eingeschriebene  Eigenthümer  und  seine  Erben  werden  fortwährend 
als  Eigenthümer  bebvchtet,  so  lange  nicht  in  dem.  Grundbuche  eine  Deber- 
tragung  des  Gutes  auf  einen  neuen  Eigenthümer  vorgemerkt  worden  ist. 
Nur  in  dem  Falle,  wenn  etwa  die  Fertigung  irrthümlich  durch  einen  Nicht- 
eigenthflmer  (z.  B.  einen  von  mehreren  Erbten)  veranlaszt  worden  ist,  kann 
der  in  dem  Grandbuch  eingeschriebene  Erwerber  unbedenklich  den  Mangel 
durch  Ermixung  heben,  und  es  hat  gute  Gründe  für  sich,  wenn  für  diesen 
Fall  neuere  Gesetzgebungen  sogar  die  Dsucapionsfrist  abkürzen.  Der  nicht 
eingetragene  Besitzer  aber  in  gutem  Glauben  in  Folge  eines  Reditstitels 
kann  bei  consequenter  Durchfühnmg  des  Prindps  nur  einen  Erwerbtüel 
für  die  Etgenthumezufertigung^  nicht  das  Eigenthum  selbst  durch  Ersitzung 
erlangen.  (§.  61.  B.  4.) 

Die  Ersitzung  in  diesem  Sinne  ist  eine  Fortbildung  theils  des  römi- 
schen theib  des  älteren  deutschen  Rechtes.  (7.  8.)  Die  römischen  Erforder- 
nisse der  bona  fides  und  des  juetus  titului  finden  ferner  Anwendung,  und 
es  tritt  nur  hinzu  die  deutsch-rechtliche  Rücksicht  auf  die  von  Anfang  an 
geschehene  Fertigung  und,  wenn  diese  unterlassen  worden,  auf  Nachholung 
der  Fertigung  am  Schlusz.  Ebenso  hat  sich  aus  dem  deutschen  Recht  der 
Satz  erhalten,  dasz  schon  die  AneteUimg  einer  Eigenthmmiklage,  nicht  nur 

7.  Oesterreieh,  Gesetzb.  §.  1467.  Von  unbeweglichen  Sachen  ersitzt  defjenfge, 
auf  dessen  Namen  sie  den  öfTentlichen  Büchern  einverleibt  sind,  das  volle  Recht  ge- 
gen allen  Widersprach  ebenfalls  durch  Verlauf  von  drei  Jahren ;  die  GrSnzen  der 
Ersitzung  werden  nach  dem  Maaze  des  eingetragenen  Besitzes  beurtheilt.  8*  ^470. 
Wo  noch  keine  ordentlichen  öffentlichen  Bücher  bestehen  oder  ein  solches  Recht 
denselben  nicht  einverleibt  ist,  kann  es  der  redliche  Inhaber  erst  nach  dreiszig  Jah- 
ren ersitzen. 

8.  Zürcher  Gesetzb.  §  541.  Ist  die  Ersitzung  vollendet,  so  ist  der  Besitzer  in 
Folge  derselben  berechtigt,  von  dem  Bezirksgerichte  die  Erlaubnisz  zur  Eintragung 
in  das  Grundprotokoll  und  damit  nunmehr  vollgültige  kanzleiische  Zufertigung  des 
Eigenthams  la  iMgehren. 

Blvntsehli,  deutsches  Privatrecht.  1  Aufl.  12 
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die  tbatsftchliche  Entsetzung  die  ErsitKung  unterbrüht;  raweilen  kommen 
auch  in  den  Fristbestimmangen  noch  Erinnerungen  vor  an  das  ältere 
deutsche  Recht  (Vgl.  GengUr  Pr.  R.  §.  55.) 

6.  Das  Eigenthmn  geht  erst  durch  die  Fertigung  m  dem  Ginmdlmck 
auf  den  Erwerber  Ober.  Ah  solche  gilt  nur  die  Eintragung  in  das  Baupt- 
buchy  nicht  schon  die  Vormerkung  des  Eiiriaufs  in  dem  Tageimch,  (9. 10.) 
Die  Fertigung  in  dem  erstem  wird  aber,  weim  das  Geschäft  zur  Eintragung 
reif  war,  gewöhnlich  durch  das  Datum  in  dem  letztem  bestimmt  und  dann 
auch  die  Eigenthumsübertragung  von  diesem  Tage  an  datirt.  Bi$  dakin 
ist  noch  immer  der  Veräuszerer  Eigenthümer  geblieben,  auch  wenn  er 
schon  den  Kaufpreis  erhalten  und  den  Besitz  an  den  Käufer  übertragen  hat. 

7.  Was  hat  dieser  Käufer  eines  Grundstücks  für  ein  Recht  daran, 
vor  der  Fertigung?  Eigenthum  nicht,  auch  nicht  ein  in  bonis^  noch  ein 
Nutzeigenthum.  Bemtz  wohl  und  sogar  üiucapionsbemtz  in  so  weit  noch 
neuere  Rechte  eine  Er$üzung  zulassen.  (Nr.  5.)  In  Folge  dessen  müss€D 
ihm  dt  nn  nicht  blosz  die  Rechtsmittel  gegen  Besitzstürung,  sondern  auch 
eine  dingliche  Klage  zum  Schutz  seiner  zu  Eigenthum  erwachsenden  Herr- 
schaft zugestanden  werden  (die  actio  Publieiana).  Aber  es  kann  diese 
Klage  nur  gegen  dritte  Personen  helfen,  welche  nicht  ein  grundbiichUck 
gefertigtes  dinglichen  Recht  an  dem  Grundstück  haben,  denn  diese  Rechte 
gehen  dem  seinigen  auch  dann  vor,  wenn  sie  später  entstanden  sind,  als 
dieses.  Wenn  daher  der  Eägenthümer  A  sein  GmndstüdL  zuerst  an  B  ver- 
kauft und  später  an  G,  aber  dem  C  nur  grandbüchlich  fertigen  läazt,  so 
ist  der  C  berechtigt,  das  Grundstück,  das  im  Besitze  des  B  ist,  zu  vindi- 
ciren.  (11)    Ebenso  ist  B  genötiiigt  auch  ein  Pfandrecht  anzuerkennen,  das  D 


9.  Entw.  einer  Grandbuchsordnong  far  Oesierreieh.  g.  125.  Damit  sowohl  die 
Parteien  bei  Einsichtnahme  der  öffentlichen  Bücher  als  die  Grundbucbsümter  selbst 
bei  Ertheilnng  tnöndlicher  Auslcünfle  und  schriftlicher  Extracte  tnch  von  den  io 
jängster  ZeH  eingekomuMnen  aber  noch  nicht  erledigten  GrundbuchaeingabeQ  a«f 
eine  leichte  Art  und  xu  Jeder  Zeit  zur  veriSstlichen  Kenatnisi  gelangen  können,  wird 
von  nun  an  bei  dem  Grundbuchsamte  selbst  ein  Tagebuch  über  alle  in  Grundbuchs- 
Sachen  vorkommenden  GeschSftsstücke  nach  der  Zeitordnnng  ihrer  Ueberreichung 
oder  ihres  Eintragens  —  geführt  uiiS  zu  Jedermanns  Einsicht  offen  gehalten. 

10.  Zürcher  Ges.  g*  ^36.  Die  Eintragung  in  das  Grundprotokoll  ist  ia  der 
Regel  nach  dem  Tage  zu  datiren ,  an  welchem  das  Rechtsgeschäft  als  ein  fertiges 
dem  Landscbreiber  zur  Kenntnisz  gebracht  und  von  demselben  in  das  Journal  auf- 
genommen worden  ist.  Wenn  der  Veräuszerer  in  der  Zwischenzeit  zwischen  der  Auf- 
nahme des  Recbtsgeschäftes  ins  Journal  und  der  wirklichen  Eintragung  in  das 
Grundbuch  in  Concurs  gerath  und  der  Mangel  der  Eintragung  lediglich  in  der  ZO- 
gerung  des  Landschreibers  seinen  Grund  hat,  so  soll  die  Eintragung  nachträglich  voll- 
zogen  werden.    (Vgl.  Seußeri^  Archiv  VI.  145.) 

11.  Entw.  des  Gesetzb.  f.  d.  Groszh.  Hetttn.  g.  64.  Hat  ein  Eigenthümer  die 
nämliche  Sache  an  verschiedene  Personen  nach  einander  veräuszert,  so  erhält  die- 
jenige, ohne  Rucksicht  auf  das  Alter  ihres  Erwerbtitels  das  Eigenthum,  welche  — 
die  Eintragung  ihres  Titels  über  die  Erwerbung  der  unbeweglichen  Sache  im  öffent- 
lichen Buche  gültig  für  sich  erwirkt  hat. 
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▼OD  A  durch  Fertigung  im  Grundbuch  auf  das  Grundstück  erlangt  hat,  und 
kann  nur  von  A  Schadenersatz  fordern.  Der  titulirte  redliche  Besitzer  kann 
sogar  gegen  den  Yeräuszerer  A  selbst  mit  Erfolg  die  dingliche  Klage  an- 
stellen, weil  der  formal  begründeten  exceptio  dominii  des  A  die  replica 
doli  im  Wege  steht  und  wohl  aus  gleichem  Grunde  auch  gegen  den  un- 
redlichen Nachfolger  desselben  *). 

8.  Eünzdne  Partienlarrechte  steigern  die  Wirkung  der  Fertigung  Im 
Grundbuch  zur  absoluten,  so  dasz  die  irrthQmlich  gesch^ene  Zufertigang 
▼on  Seite  anes  Nichteigenthflmers  oder  eines  zur  Veräuszerung  nicht  be- 
fugten ESgenthflmers  dennoch  Eigenthum  wirkt.  Das  ist  aber  eine  üeber- 
treibuhg  des  wahren  Grundgedankens  der  Fertigung,  welche  nur  dann  zu 
rechtfertigen  ist,  wenn  eine  mit  Androhung  des  Verlustes  geschehene  gerieht- 
Ucke  Aufforderung  (Ediotalladung)  an  die  Berechtigten  vorher  gegangen  ist 

*  BluntsMi,  Zürcher  Rechtsgescb.  11.  S.  93  ff.  Bfseler,  in  der  Zeitschr. 
für  deutsch.  R.  8.  105  ff.  Benaudy  deutsches  Privatr.  I.  $.  259.  D.  P  Aufsex, 
Entwurf  einer  allgemeinen  Grundbuch-Ordnung  für  Oesterreich.  Wien  1849« 

§.  64. 

2.  Andere  Erwerb-  and  Yerlustarten. 

1.  Der  urtprüngliehe  Erwerb  durch  Aneignung  herrenhier  örund- 
$tüeke  wird  heutzutage  in  Deutschland  selten  vorkommen,  da  schon  längst 
der  gesammte  vorhandene  Boden  von  der  zahlreichen  Bevölkerung  in  Be- 
sitz genommen  worden  und  in  den  Eigenthumsverkehr  Obergegangen  ist. 
Die  Urbarmachung  aber  von  unvertheiltem  Boden,  welche  in  alter  Zeit 
wohl  auch  als  Begründung  neuen  Sondereigenthums  vorgekommen  (eaptura^ 
Beifangjy  mrd  nunmehr  dem  Bebauer  für  sich  allein  nicht  mehr  Eigenthum 
verschaffen,  sondern  nur  in  Verbindung  mit  der  Ud)ertragung  von  Seite 
der  Gemeinde  oder  des  Staates,  denen  nun  auch  an  dem  unvertheilten  Bo- 
den Eigenthum  zugeschrieben  wird,  d.  h.  wieder  im  Sinne  des  neueren 
Rechtes  durch  Fertigung  im  Grundbuch. 

2.  Wenn  der  Gnindeigenthümer  auf  sein  Gut  Verzicht  leistet,  ohne 
dasselbe  an  einen  andern  zu  übertragen  {DerelictionJ^  so  widerspricht  es 
der  deutschen  Rechtsaosicht,  dasselbe  nun  als  herrenlose  Sache  zu  betrach- 


*)  (Anni.)  Vgl.  Armdit  Erit.  Ob«rschau  V.  S.  91  ff.  Jcb  m«chla  aber  dietet  Betitireeht  doeü 
nkcH  NahmUiftatktm  neniien  in  Gegensatz  lu  dem  gnindbÜcUich  legitimirten  ood  daher 
hitrftrUektm  Ei§«miham,  weil  Jene  Beieichnnng  den  Grundgedanken  des  Bioen  Eigenlhums 
spaM  nD(l  die  NoChvendigkeit  der  Fertigung  abtchwIchL  Dem  redlichen  Besitter  wird 
nur  geholfen,  nicht  weil  er  Eigenthum  hat,  sondern  well  er  einen  recbtmiszigen  Anspruch 
auf  Eigenthumserwerb  hat,  weil  die  jinltf*  lum  Eigenthum  wenn  auch  nicht  die  Wirklick- 
h^it  des  Eigenthums  bei  ihm  ist,  und  nicht  gegen  die  Eigenthümer.  sondern  nur  gegen 
den  der  sich  in  4«/«f«r  Weite  ihm  gegenQber  auf  sein  Eigenthum  beruft 
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ten  und  beliebiger  Aneignung  bloszzusteDen.  Vielmehr  Suszert  in  solchem 
Falle  der  Familienzusammenhang  seine  Kraft,  und  das  verlassene  Gut  fiillt 
Ton  Rechtes  w^en  den  nächsten  Erben  anheim.  (1.)  Nur  wenn  diese  es 
nicht  wollen  oder  wenn  keine  Erben  vorhanden,  wird  das  Gut  herren- 
los. Werden  aber  auch  solche  herrenlose  Grundstücke  ebenso  wie 
herrenlose  Fahmisz  der  freien  Zu-  und  Aneignung  (Occupatio)  unter- 
liegen? Das  römische  Recht  bejaht,  die  neuoren  Gesetzgebungen  ver- 
neinen die  Frage,  und  ndimen  den  herreolosea  Roden  innerhalb  des 
bereits  besetzten  Landes  für  den  Staat  in  Ansprach,  das  heiszt  eben 
üQr  die  gröszte  und  m&chtigste  Gemeinschaft.  (2^^.)  Die  letztere  Auf- 
fassung hat  einen  historischen  Grund  in  der  mittelalterlichen  Verbindung 
und  Mischung  öffentlicher  Gebietshoheit  und  privatrechtlicher  Herrschaft 
an  dem  Roden  des  Landes,  welche  beide  den  Landesherren  zugeschriebeD 
vnirden,  wenn  nicht  andere  Eigenthflmer  bekannt  waren.  Unsere  Zeit 
unterscheidet  zwar  schärfer  zwischen  öfitetlichem  und  Privatrecht.  Aber 
es  erscheint  ihr  doch  natürlich,  dasz  der  Staate  welchem  die  Gebietshoheit 
zukommt,  ein  näheres  und  besseres  Recht  an  dem  Roden  habe,  der  in 
keines  andern  Privateigenthum  ist,  als  ein  beliebiges  Individuum,  welches 
zuzugreifen  und  dadurch  Eigenthum  zu  erwerben  sich  anschickt 

3.  Neuer  Boden  wird  vorzüglich  durch  Uferanlagen  und  Dferbauten 
öffentlichen  Gewässern  abgewonnen,  und  so  zum  Gegenstand  des  Privat- 
eigenthums  gemacht  Dieses  wird  durch  die  vollzogene  Anlage  oder  Baute 
unter  der  Voraussetzung  dem  Unternehmer  erworben,  dasz  dieselbe  recht- 
miszig,  in  der  Regel  also  mit  Genehmigung  des  Staates  gemacht  worden 
ist,  dem  die  Hoheit  über  die  Gewässer  zusteht 

4.  Die  Anspülung  «"weitert  das  bestehende  Grundeigenthum,  die  Ab- 
spuhmg  vermindert  dasselbe.  Verwandt  ist  die  Ansicht  des  deutschen  Rechts, 
dasz  das  trocken  gelegte  Fluszbett  dem  beiderseitigen  Grundeigenthum  zu- 
wachse und  dasz  eine  Insely  die  im  Flusse  entstehe,  ebenso  den  Ufereigen- 
thümem  angehöre,  und  zwar  so  dasz  die  Mitte  des  Fluszbettes  auch  das 


1.  Sachieiupieffel  I.  52.  8*  ^*  '^'*^  erven  gelof  aode  ane  echt  ding  ne  mut  nie- 
man  sin  egen  noch  sine  lüde  geven.  —  Gift  he*t  weder  rechte  sonder  erfen  gelof,  die 
erve  unterwinde's  sik  mit  ordelen  als  of  he  dot  si  Jene  de*t  dar  gaf,  so  he*8  nicht 
geven  ne  mochte. 

a.  Oesierr,  Gesetzb.  £.  382.  Freistehende  Sachen  können  von  allen  MitgUe- 
dem  des  Staates  durch  die  Zueignung  erworben  werden ,  insofern  diese  Berugnisi 
nicht  darch  politische  Gesetze  eingeschrXnkt  ist  oder  einigen  Mitgliedern  das  Tor- 
recht der  Zueignung  lusteht. 

3.  Prtnnuehet  Landr.  IL  16.  §.  8.  Crrnndstückey  welehe  noch  niemandes 
Eigenthum  gewesen,  kann  der  Staat  für  sich  selbst  in  Besitz  nehmen;  oder  auch 
an  Andere  sowohl  zum  Eigenthum  als  zur  Nutzung  überlassen,  g.  12.  Wenn  der 
Eigeothumer  sein  Grundstück  verlassen  und  dabei  seinen  Willen,  sich  desselben  be- 
geben zu  wollen  —  geSuszert  hat ,  so  gilt  von  einem  solchen  Grundstücke  eben  das, 
was  Ton  ursprünglich  herrenlosen  Gütern  verordnet  ist. 

4.  Codi  cmü,  g.  713.  Les  biens  qui  n'ont  pas  de  mattre  appartiennent  ä  r£tat. 
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EigenUitim  der  diesseitigeii  DfereigenthQmer  an  der  Insel  von  dem  der 
jenseitigen  trenne.  (5.) 

Aach  hier  begegnen  wir  aber  schcm  früh  einer  andern  als  ReichireclU 
anerkannten  Ansicht,  welche,  Yon  der  Hoheit  der  Obrigkeit  über  den  öffent- 
lichen Flusz  aosg^end,  die  Insel,  die  ans  demselben  nen  hervorragt,  dem 
Landesherm  zuspricht  (6.) 

In  dem  neueren  Rechte  ist  die  zweite  Ansicht  für  gröszere  schiflbare 
Flüsse,  die  erstere  fdr  kleinere  Gewisser  herrschend  geworden*  (7 — ^9.) 

5.  Wird  das  Grundstück  zerstört,  z.  B.  durch  einen  Bergsturz  oder 
durch  die  Gewalt  des  Wassers,  so  geht  das  Eigmthum  daran  unter,  inso- 
fern nicht  eine  Wiederherstellung  möglich  ist  Ebenso  yerhAlt  es  sich, 
wenn  ein  Grundstück,  das  bisher  im  Priyateigenthum  war,  zur  öffentlichen 
Saehey  z.  B.  zur  Landstrasze  gemacht  und  dadurch  dem  Sonderbesitz  ent- 
zogen wird.  Dagegm  darf  solche  Wirkung  der  Enteignung  (Expropriation) 
nicht  ohne  weiters  zugeschrieben  werden.  Diese  kann  sich  vielmehr  zunächst 
in  Form  der  üeberiragung  des  Grundeigenthums  an  den  Staat  oder  an  die 
Gemeinde  darstellen,  und  bedarf  dann,  damit  sie  dingliche  Wirkung  habe, 
der  Fertigung  im  Grundbuch  *). 


5.  Stp.  II.  56.  S*  2-  Svat  so  dat  water  afscbevet  deme  lande,  dat  hevet  die 
verloren  des  dat  lant  is.  Briet  ist  aver  enen  niei^  agang,  dar  mede  ne  verläset  he 
sines  landes  nicht.  —  g.  2.  Svelk  werder  sik  ok  irhevet  binnen  enem  vliete,  STel- 
kerne  Stade  he  nar  is,  to  dem  Stade  hört  die  werder;  is  he  Tormiddes  he  hört  to  bei* 
des  staden.    Dat  selve  dut  die  agang  of  he  verdroget. 

6.  Adolphi  R.  Const.  a.  1294.  c.  1.  Qaodsi  insula  nata  est  in  Rheno  vel  alio 
flamine  in  comitata  alicqjus  comitis,  qui  in  ipso  flumine  recipit  telonia  et  condao- 
tns,  habetqne  comitatum  eundem  —  eadem  insala  potins  spectat  ad  imperium  et  ad 
ipeum  comitem,  quam  ad  aliam  dominum,  ciyas  districtns  protenditur  ad  ripam 
fluminis  praelibati. 

7.  OBsterr.  Gesetzb.  g.  407.  Wenn  in  ^er  Mitte  eines  GewXssers  eine  Insel  ent- 
steht, so  sind  die  Eigenthümer  der  nach  der  Lioge  derselben  an  beiden  Crem  liegen- 
den Grandstucke  aosschliesiend  befugt,  die  entstandene  Insel  in  swei  gleichen  Thei- 
len  sich  zuzueignen  und  nach  Masz  der  Lunge  ihrer  Grundstucke  unter  sich  zu  thei- 
len.  Entsteht  die  Insel  auf  der  einen  Hilfte  des  Gewässers,  so  hat  der  Eigenthümer 
des  Dihern  Uferlandes  allein  darauf  Ansprach.  Inseln  auf  schiffbaren  Flüssen  blei- 
ben dem  Staat  Torbebalten. 

8.  Entw.  d.  Gesetzb.  f.  d.  Groszh.  Betten,  III.  2.  g.  34.  Die  Inseln  im  Bette 
eines  schiff-  oder  fluszbaren  Flusses  gehören  dem  Staate,  so  lange  nicht  eine  PriTat- 
person  efaien  besondem  Erwerbtitel  dafür  aufweisen  kann.  Inseln  welche  in  nicht 
schiff-  oder  fldszbaren  Flossen  entstehen,  gehören  den  Uferelgenthomern  deijenigen 
Seile,  auf  welcher  die  Inseln  sich  gebildet  haben. 

9.  BoxriMchee  Ges.  über  Wasserrecht  t.  1862.  g.  28.  Erderhöhungen,  welche 
sich  ausser  Zusammenhang  mit  dem  festen  Lande  in  einem  öffentlichen  Flusse  ober 
den  mittlem  WassersUnd  erheben  (Inseln,  Werder,  Wörthe),  sind,  in  Ermanglung 
entgegenstehenden  besonderen  Herkommens  oder  ausdräcklicher  Terleihung  eines  An- 
rechts auf  dieselben»  Eigenthum  des  Staats. 

*)  Q^rhw  (PrlTatE.  %,  90.)  liizt  den  Elgenthaniiabersuig  aohon  darch  die  eiateitlge  WUlena- 
erklaniDg  des  Staates  erfolgen;  eine  Anfüitsang^  die  allerdingi  hi  eiaielnett  Partienlar- 
recbten  Torkommt,  aber  dem  PriDdp  der  OrundbOcher  nteht  gemin  ist 
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FAnßes  Capitel. 

Eigenthttmliche  Formen  ond  Beschrfinkuiigen  des  Groadeigenthiuni. 

§.65. 
i.   HemclitfUicbe  Mter. 

1.  Von  Anfeng  an  zeigt  sich  in  der  deotschen  Geschichte  wie  ein 
Unterschied  der  Stflnde,  so  anch  demselben  analog  ein  Unterschied  in  der 
Vertheüung  des  Bodens  und  in  der  Gestaltung  und  Behandlung  des  Eigen- 
thumg  an  demselben.  (1.  2.)  Dieser  Unterschied  ist  in  verschiedenen  Zeiten 
bald  schroffer  bald  schwacher  hervorgetreten  und  hat  auch  verschiedene 
Formen  angenommen.  Aber  niemals  ist  er  ganz  verschwunden,  auch  nicht 
in  unserer  ausgleichenden  Zeit. 

Ueber  das  Niveau  des  einfachen  freien  Grundeigenthums  heben  sich 
im  Mittelalter  die  Güter  der  fidein  und  Mittelfreien,  aidelige  und  Ritterguter 
empor.  Schon  um  ihrer  groszen  Ausdehnung  willen:  nach  den  alten  An- 
sätzen sollten  jene  Güter  über  dreiszig,  diese  über  drei  Hufen  haben. 
Dann  auch  in  den  Rechten.  Wie  im  Mittelalter  Privat-  und  öffentliches 
Recht  stets  gemischt  ist,  so  sind  mit  diesen  Gütern  auch  dgenthündiche 
öffentliche  Rechte  verbunden.  Nur  die  Geschichte  d^  einieln^  Familien 
und  ihrer  Güter  kann  die  nflbern  Verhaltnisse  aufklären.  Im  Allgemeiiien 
lassen  sich  nur  einige  Hauptlinien  ziehen,  welche  als  Richtschnur  fOr  die 
genauere  Prüfung  im  Einzelnen  dienen: 

a)  Die  fürstlichen  Domänen  standen  in  engster  Beziehung  zu  der  ganzen 
Landeskerrschaft  und  Landesregierutng^ 

b)  Mit  anderen  Herrengütem  im  eigentlichen  Sinne  war  oft  noch  jene 
Vogteiherrschaft  und  Vogteigerichtsbarkeit  über  ein  Gebiet  verbunden, 
die  aus  der  alten  Centgericbtsbarkeit  eb^iso  erwachsen  ist,  wie  die 
Landesherrschaft  groszen  Theils  aus  dem  Gaugrafenthum.  Wir  kön- 
nen dieselben  vogteiherrUche  Güter  nennen. 

c)  Die  grundherrlichen  Höfe  und  Rittergüter  gewöhnlich  mit  grundherr- 
licher Gerichtsbarkeit  ausgestattet  über  die  Hofgenossen. 

Auf  iüese  Güter  waren  denn  oft  auch  landständische  Rechte  basirt  Auszer- 
dem  waren  sie  von  mancherlei  öffentUcken  Lasten  befreit  (Steuerfreiheit 
und  Zo&freiheitJ  und  gewöhnlich  auch  von  der  Gemeindeverfanung  eon- 
mirt.  (3.  4.]    Nur  auf  solchem  Boden  durften  Schlosser  und  Burgen  erbaut 


1.  Ssp.  I.  80.  S.  1.  Obi^n  S*  87.  Nr.  10. 

2.  Ssp,  m.  Od.  S*  9*  Man  ne  mat  ok  nene  bnrcb  bbwen  noeb  sUt  vesteoen 
mit  plankeD  noch  mit  muren  noch  bercb  l^oeb  Werder  Mcb  türtte  binne  ddrpe  ane 
dw  laDdes  ricbteres  mrlof. 

3.  Urk.  Y.  1327.  {Kraut,  §.  318.  4.)  Quod  Uli  qoi  impoteiitea  sunt  td  pogoan- 
dam  —  coDtribatioMoi  fticiaat 

4.  Alt  Oesterr.  Laiidr.  c.  55.  {Senckenher^^  Vis.  p.  203.)  Dan  soll  kein  edeN 
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wwtei.  Bitafig  hatten  diese  Güter  ausgedehnte  Jagd-  ond  Weiderechu, 
dnd  Reiibr$eAie  aller  AH  an  den  Gütern  der  Vogteigenossen  und  Grund-» 
htMetu 

Sie  konnten  zu  Kgentkwn  im  vollen  Sinn  oder  zu  Lehen  (Nutzeigen* 
ttnirin)  bdsessen  werden.  Das  änderte  in  der  Ilauptsache  nichts  an  diesen 
Rechten  und  PrivflegieA. 

%  Die  Airflösung  der  ständisctaen  Aecht^erhAltnisse  und  die  Umge- 
staltung der  öffientKchen  und  der  Gemeindeverfassung  haben  auch  hier 
groste  VerAndärungen  zur  Folge  gehabt.  Viele  Besonderheiten  der  herr- 
schaftlichen Güter  sind  untergegangen  und  diese  der  allgemeinen  Staaisr' 
verfa^nmg  untergeordnet  unA  aueh  in  den  Kreie  der  neueren  Gemeinde" 
verfoHwng  emgeflehfanen  Worden.  (5.)  Manches  aber  was  sich  noch  er- 
haften  hat,  macht  heute,  weil  nicht  gehalten  und  gestützt  von  dem  Zusam- 
menhang mit  der  übrigen  Rechtsordnung,  den  Eindruck  des  Anomalen, 
zuweilen  des  Bwmartigen^  und  ist  im  Untergang  b^iflen.  Aber  nicht  die 
ganze  Autoeichnung  <d^  berrs^hafUichen  Güter  ist  veraltet.  Sie  hat  viel- 
mehr, Qbersdtzt  in  die  moderne  Reohtsanschanung,  einen  guten  und  dauer- 
haften Grund.  Nur  ist  eunächst  von  mrthichafilichen  und  iociakn  Eigen- 
schaften auszugehen  und  darauf  der  Unterschied  in  den  Rechten  zu  basiren. 

3.  In  wirthschaMioher  Beziehung  iäszt  sich  der  wichtige  Unterschied 
begründen,  zwischen  zwei  Hauptarten  landwirthschafUicher  Oekonomien; 

a)  den  eigentlichen  BauergiUern^  d.  h.  die  von  dem  Besitzer  selbit  bebaui 
werden,  von  ihm  mit  seiner  Familie  und  Knechten ; 

b)  den  k^rreehaftlioken  Gütern,  welche  nicht  von  dem  Eigenthümer  un-» 
mittelbar  selbst  bebaut  werden  >  sondern  nur  durch  die  VermiUlung 
von  Hof  genossen  oder  nun  von  Verwaltern  und  Pächtern. 

Zwar  gibt  es  gröszere  Bauerngüter,  die  sich  sehr  den  herrschaftlichen 
annäbern4  Und  Herrschaftsgüter^  die  man  wohl  den  Bauergütem  zur  Seite 
steilen  könnte.  Die  Zweifel  aber  zu  welcher  Classe  ein  Gut  gehöre,  lassen 
sich  in  den  meisten  Fftllen  leicht  hAea  theils  im  Hinblick  auf  die  Ge- 
sehichte,  theils  durch  unbefongene  Berücksichtigung  der  sftmmtlichen  Ver- 
hflJtnissN  Und  selbst  wenn  in  manchen  Fallen  nicht  ohne  einige  WiUkür 
der  Gesetzgebung  oder  der  Praiis  die  Sonderung  durchzuführen  ist  (6.),  so 


mab  kein  mauth  nicht  geben  weder  auf  wasser  noch  auf  landt,  dasz  er  in  seinem 
haaM  essen  oder  triMhen  will»  dasf  soll  er  umb  den  landtherm  dienen  mit  seinem 
•cUlde. 

tt.  Bayrisches  Ges.  r.  4.  Juni  1848.  I.  $.  1.  Die  Standes-  und  gntsherrllche 
Gerichtsbarkeit  and  Polizeigewalt  geht  mit  dem  1.  Oct.  1848  an  den  Staat  über. 

e.  Siäve,  Landgemeinden  8.  828.  Schwerlich  wird  der  Regel  nach  eine  höhere 
Ctaase  (der  üaneif üter)  so  bilden  sein»  als  eine  solche  fon  Höfen,  die  ein  volles 
Gespann  von  4  Pferden  sa  ihrer  Bewirthschaflung  verlangen.  Es  firagt  sich  dann, 
was  ans  den  einzelnen  gröszem  Höfen  werden  soll?  Eben  diese  bilden  nicht  selten 
nnentbehrllche  Anhaltspunkte  für  Yollkommene  Wirthschaft,  und  ihri  Anflösnng  wire 
ein  refiier  Verlust.  -Diesem  wäre  vorgebeugt,  wenn  aueh  solehe  Höfe  in  die  Glaste 
der  landtagsffihigen  Güter  eintreten,  ans  welcher  natürlich  alle  di^^aigen  aasSöMden 
müMen,  welche  nar  die  Giüsze  des  gewöhnlichen  BMerhofli  babefii 
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ist  jene  besser  als  die  TöOige  GletcbsteHiing  zweier  Arten  von  Oekonomien, 
deren  Unterscheidung,  sobald  man  die  Dinge  im  Groszen  betrachtet  und 
ganze  Gruppen  tiberblickt,  leicht  und  ffir  das  Leben  von  eingreifender  Be- 
deutung ist.  Die  ganze  sociale  Stellung  des  Bauern,  der  seinen  Acker 
selber  pflttgt,  und  des  groszen  Gutsbesitzers,  der  seine  GQter  dnrdi  Andere 
bauen  lAszt,  ist  verschieden;  und  es  ist  auch  für  den  Staat  wichtig,  die 
beiderlei  Verhaltnisse  je  nach -ihrem  Weiihe  richtig  zu  würdigen.  Etwas 
anderes  ist  aber  diese  Berücksichtigung  und  etwas  anderes  die  feindselige 
Schärfung  des  Gegensatzes,  welche  für  beide  Theüe  unnatürlich  und  sehad* 
lieh  ist. 

4.  Die  wichtigeren  Rechte,  die  sich  auf  die  herrschaflUehen  Giiier 
beziehen,  und  der  Erhaltung  und  Auslnldung  fthig  sind,  gehören,  wie  ins- 
besondere das  Recht  der  Vertretung  des  groszen  GrundbeeUzes  in  den 
Kammern,  Landrftthen  u.  s*  f.  und  etwa  auch  eine  eigenttiimliche 
Betheiligung  der  Grundherrn  in  der  Gemeisideüerfaseung  Tornehmlidi  dem 
Staatsrecht  an.  Nur  in  untergeordneter  Weise  kommen  noch  jirtool- 
rechtliche  Beddiungen  vor.  Vieles,  was  früher  Bestand  gehabt,  ist  nun- 
mehr ganz  beseitigt,  oder  nur  in  einzelnen  Ueberresten  ausnahmsweise 
noch  eine  Weile  aufbewahrt.    Dahin  gehören: 

a)  das  gewöhnlich  früher  mit  Grundherrschaft  verbundene  Obereigenthum 
an  den  Gütern  der  Vogteigenossen  und  Grundholden,  weldies  nun  £ut 
überall  aufgelöst  wordien  ist.    (Vgl.  §.  60.  3.) 

b)  Die  Immunitätsprivilegien'  und  Exemtionsrechte  (Steuerfreiheit,  Ein- 
quartierungsfreiheit,  ZoUfreiheit)  dieser  Güter,  in  denen  sich  öffent- 
liches und  Privatrecht  gemischt  hatte. 

c)  Die  Unabtösbarkeit  der  gutsherrlichen  Realrechte. 

d)  Die  Bannrechte. 

Aber  das  Achr  aristokratische  dement  des  groszen  Grundbesitzes  zu 
starken  ist  für  Deutschland  ein  sociales  und  politisches  Bedürfoisz,  und  die 
Ausbildung  des  Privatrechts  hat  auch  ihren  Antheil  an  der  Lösung  dieser 
Aufgabe.  Nur  die  groszen  Güter  können  vorangehen  in  jeder  Verbesserung 
der  Wirtbschaft  und  die  Veredlung  und  den  Reichthum  der  Gultur  zur 
Erscheinung  bringen.  Thun  sie  das ,  so  gebührt  ihnen  auch  im  PriwU- 
rechte  eine  ausgezeichnete  Stellung.  Dafür  aber  ist  nöthig,  daaz  für  Er- 
haltung einer  gröszem  Anzahl  solcher  Güter  gesorgt,  und  der  Zertrümme* 
rang  derselben,  sowohl  in  blosze  Bauergüter  als  der  Ansammlung  über* 
mäszigen  Grundeigenthums  in  Einer  Hand  entgegengewirkt  werde. 

Als  derartige  Rechte  der  Herrschaftsgüter  haben  Anspruch  auf  Bestand: 
a)  das  Recht  zur  Gründung  von  gewissen  CvUuranstaUen  in  der  Gemeinde, 
z.  B.  von  Kirchen,  Schulen,  milden  Stiftungen  (7.); 

7.  Bayer,  Ed.  ober  die  gatoharrlichen  Rechte  v.  26.  Hai  1818.  g-  21.  Die  Er- 
riehtoB«  neuer  Schalen  sieht  den  Gutshenren,  insofern  das  Bedürtoisx  dazu  aus  dem 
allgemeiDen  Schalorganismas  hervorgeht,  mit  Bewilligang  d«  Oher*-Schalhehörde 
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b)  das  PatronaiitecfU  Ober  derlei  Anstalten,  mid  die  damit  yerbandenen 
EhreMreehte; 

c)  das  Recht,  zuweilen  auch  die  Pflicht  zu  gemeinnützigen  land-  und 
tnehwirthschaftUchen  Anstalten»  z.  B.  Brennerei,  Brauerei,  Sennerei, 
Kelter,  Haltung  von  Wucberthieren.  Der  freie  Wille  wird  freilich 
bier  das  Meiste  und  Beste  thun,  aber  das  Recht  musz  die  Richtung 
desselben  sichern  und  achten; 

d)  als  Widerlage  dafür  auch  das  Recht  zu  ausgeddinter  Weide  in  dem 
Bann  der  Gemeinde,  soweit  nicht  die  Grundsätze  guter  Wirthschaft 
widerstreben;  femer 

e)  das  Jagdrecht  auf  eigenem  Grund,  zuweilen  auch  darüber  hinaus  in 
dem  Jagdrevier  der  Gemande; 

f)  die  Fähigkeit  zur  Starnrngtits-  und  FideicommiszquaUtät, 

Am  ehesten  haben  sich  noch  erhalten  die  besonderen  Gutsrechte  der 
Standeeherm  (8.)  und  der  vormaligen  Reichmtterschaft,  die  durdi  die 
deutsche  Bundesacte  gewährleistet  werden. 

§.  66. 
2.    Bauergäter. 

1.  In  dem  späteren  Mittelalter  waren  die  rechtlichen  Verhältnisse 
der  Bauergüter  überaus  mannichfaltig.  Von  dem  vollfreien  Eigenthum  ohne 
Lasten  an  bis  zu  dem  unsicheren  und  schwerbelasteten  hofrechtlichen  Besitz 
hernieder  gab  es  eine  Reihe  von  Stufen  und  mancherlei  Modificationen. 
Dennoch  fing  man  an,  wie  die  Besitzer  und  Bebaucr  unter  dem  gemein- 
samen Namen  der  Bauersame  und  des  Bauerstandet  y  so  auch  die  von 
ihnen  bebauten  Güter  als  Bauergüter  zusammen  zu  fassen. 

Die  verschiedenen  altern  Arten  der  Bauergüter  lassen  sich  unter  folgende 
Gesichtspunkte  bringen: 
a)  VoUfreie  Bauergüter  zu  Eigen  (1.),   ohne  Lasten  und  ohne  Vogta- 
herrschaft,  welche  nicht  zu  Rittergütern  erhoben  noch  von  städtischem 


10.  Sehon  bestehende  gutsberrliche  Schaleo  könoen  ohne  ebeo  diese  Bewniigang 
weder  onterdräckt  Docb  Tersetzt  werden,  g.  24.  Gutsbesitzer,  welcbe  als  Kireben- 
patronen  gewisse  Ebrenrecbte  hergebracbt  haben,  werden  bierin  bestätigt. 

8.  DemUeke  Bundesacte  Art.  14.  (Vgl.  oben  g.  30.  Nr.  10.  von  den  SioMde^^ 
htrm):  3)  privilegirter  Gerichtsstand  und  Befreiung  von  aller  ülliUrpIlichtigkelt  für 
sieh  und  ihre  Familien.  5)  Die  Aosübong  der  bürgerlichen  und  peinlichen  Gereebtig* 
keitspflege  in  erster  und  wo  die  Besitzung  groaz  genug  ist,  in  zweiter  Instanz,  der 
Forstgerichtsbarkeit,  Ortspolizei  und  Aufsicht  in  Kirchen-  und  Schnisaehen,  auch 
ober  milde  8UAnngea,  jedoch  nach  Yorschrifl  der  Landesgesetze,  welchen  sie  sowie 
der  Militärverfassung  und  der  OberaoÜBicht  der  Regierung  über  Jene  Zuständigkeiten 
unterworfen  bleiben.  —  Dem  ehemaligen  Amohemdel  werden  *-  Antlieil  der  Begüter- 
ten an  Landstandschaft,  Patrlmonial-  and  Forstgeriehtsbarkeit,  Ortapollsei,  Kirchen* 
patronat  und  der  prlTilegirte  Gerichtsstand  zugesichert.  Diese  Rechte  werden  Jedoch 
nur  nach  Yorschrifl  der  Landesgesetie  ausgeübt. 

li    äiUee  BechtteprkhwerU    Frei  Mann  frei  Gut. 
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Weichbildrecht  dtnscMossen  worden  sind.  Ih  der  Vorzeit  dnrch  gaüz 
Deutschland  sehr  verbreitet,  sind  sie  spater  zur  seltenen  Ausnahme  gewor- 
den, aber  nicht  vöRig  verschwunden.  Am  ehesten  haben  sie  sieh  «Is 
vereinzelte  Höfe  auszerhalb  der  Dorfgemarkung  erhalten,  als  Einöden^ 
Sonderköfe,  b&uerliche  Sadelköfe  oder  Sedeihöfe  im  Gegensatz  zu  den 
adeligen,  in  gröszerer  Zahl  in  den  freien  Gemeinden  der  innern  Schweiz. 

b)  Vogtbare  Güter  zu  Eigen,  in  Folge  der  Vo^efherrschaft  mit  manlcher- 
lei  den  grundherrlichen  Reallasten  nachgebildeten  Insten  beschwert 
Die  meisten  freien  Bauergüter  kamen  in  dieses  VerhAltnisz.  (2.  8.) 

c)  Freie  ZinsgiUer  (ZinseigenJ,  in  Sachsen  ichUchte  ZinsgBtet  genanilt,  auf 
welche  zu  Gunsten  eines  Herrn,  der  weder  Vogteiherr  noch  im  eigent- 
lichen Sinne  Grundherr  war,  aber  nun  Zinsherr  ward,  ein  Zim  gelegt 
worden.  (4.) 

d)  Grundherrliche  Erbgüter,  eigentliches  Erbe,  auch  tinsgüter,  Erbstift  in 
Bayern,  bei  welchen  das  ursprOngTrche  Eigenthum  des  Herrn  zum 
bloszen  Ober^igenthum  zusammengeschwunden,  und  das  Refchl  det* 
Bauern  zum  NtUzeigenthum  erstarkt  war.  (5.) 

e)  Eigentliche  Meyergüter,  Colonatgüter ,  auch  Zinsgüter  (§.  107.)  (6.), 
bei  denen  sich  das  Eigenthum  des  Grundherrn  deutlicher  erhalten  hatte, 
das  din^flich  gewordene  Recht  der  Bauern  aber  durch  das  Hofrecht 
oder  die  Landesordnung  erbUch  gesichert  war  und  dem  Umfange  nach 
sich  dem  Nutzeigenthum  annäherte,  auch  wohl  als  solches  aufgefaszt 
wurde.  Von  den  übrigen  grundherrlichen  Erbgütern  waren  sie  haupt- 
sächlich dadurch  unterschieden,  dasz  die  Verpflichtung  des  Meyers  zur 
Bewirthschaftung  des  Gutes  (sowohl  in  seinem  als  in  dem  Interesse 
der  Gutsherrschaft  und  der  Landesherrschaft)  in  ihnen  ausgebildet  war. 
Vorzüglich  in  Westphalen  und  Niedersachsen. 

f)  Erbpachtgüter  bald  im  Sinne  deutschrechtlicher  Erbleihe,  bald  nach 
Art  der  römischen  Emphyteuse  verliehen  (§.  106.).  (7.  8.) 


2.  Vgl.  S.  61.  Nr.  II  ff. 

3.  OfltouDg  ▼.  ThürlimUn.    {Orimm,  W.  I.  8.  35S.)    Es  sol  och  die  Mgen  YOgt- 
-teriieheo  guter  nieman  verkouffen,  er  sola  vor  offkiem  Jargrkbl  ander  der  Thärlindea 

feil  bieten  aechs  Wochen  dry  tag  and  ein  Jar. 

4.  Urk.  ▼.  139S.  {fCraui,  §.  145.  5«)  Wy  bekennet,  dat  wy  mit  wyHen  oH  oMer 
erven  hebbet  verkofft  2  mark  ewiger  galde  ernike  to  beaitteoe  vt  dem  hove. 

tf.  Urk.  Y.  1307.  {BluniteAli,  Zärcher  R.  6.  I.  8.  2ü7.)  Ein  Baiger  verkavlt 
sein  wA»  herediturimm  mo  utile  domimwun*^  an  einem  Baas,  auf  Boden,  woran  der 
Propatei  Gt undherracbaft  zusteht. 

6.  ScAwmbemp,  70.  Ein  feglich  man  mag  wol  phenden  tt  smem  guote,  da  man 
im  tuu  YOD  glt,  4n  des  Hehtera  arlop.  Were  aber  man  im  das  phant,  und«  tat  dm 
^0##  sm,  er  pheadet  wol  überhoupt  mil  refatr,  ande  ist  der  wum  mihi  #ot,  ad  boI  er 
dem  ribter  elagea.  der  aol  im  pbani  antwürten  oiide  sol  der  dem  ribter  büeien  un^ 
dem  heirejB  das  er  im  ptaaoi  verseit. 

7.  Bmyru€kt$  Landr.  IT.  7.  S*  3.  Erbrecht  kaan  aar  auf  onbewe^lfcben  Mtem» 
soweit  sie  dem  Verleiher  zugehörig  aM,  von  ihm  TerHebea  werden. 

8*    Urk.  Y.  1345.  {Kraut,  |.  321.  Nr.  15.)  recognovlt  ae  dicum  aream  pro  se  et 
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g)  Auf  Lebenszeit  des  Grundholden  geliehene  Güter,  Leibrecht-j  Letbgedingt- 
guter  (§.  108.)  (9.)  oder 

h)  auf  Lebenszeit  des  Grundherrn  an  den  Grundholden  und  dessen  Erben 
verliehene  Güter,  Neustiftgüter.  (9.) 

i)  Auf  bestimmte  Zeit  geliehene  Güter,  Pachtgüter,  bald  mehr  in  deutsch- 
rechtlicher bald  mehr 

k)  in  römisch-rechtlicher  Form,  endlich 

1)  9}it  Gunst  geliehene  (9.)  Güter,  sog.  Herrengunst,  veranleitete  Freistift.  (9.) 

2.  Die  Mannichfaltigkeit  dieser  Verhältnii^  ist  durch  die  neueiie 
Rechtsbildung  wesentlich  vereinfacht  worden.  Die  Steuerpflicht  und  die 
öffentlichen  Lasten  tiberhaupt,  soweit  sie  jetzt  noch  anerkannt  blieben,  wur- 
den ober  allen  Boden  ausgedehnt.  Damit  aber  fiel  die  firfthere  wichtige 
ausgezeichnete  Belastung  der  BauergQter  (b  bis  1)  weg.  Durch  die  Ab- 
schaffung der  grundherrlichen  Gerichtsbarkeit  und  der  Leibeigenschaft,  durch 
die  Ablösbarkeit  der  Reallasten  und  die  Beseitigung  des  getheilten  Eigen- 
thums  näherten  sich  alle  Classen  derselben,  und  wo  das  Recht  des  Bauern 
eine  gröszere  Festigkeit  und  Unabhängigkeit  erlangt  hatte,  wurde  es  meist 
Eum  vollen  aber  einfachen  Eigenthwn  erhoben. 

In  unseren  Tagen  ist  diese  Entwicklung  zu  einem  einstweiligen  Ab>- 
sgUusc  gelangt. 

3.  Dessen  ungeachtet  darf  der  Begriff  des  Bauergutes  von  der  Wissen- 
schaft nicht  aufgegeben  werden.  Es  hat  derselbe  einen  natQrüchen  Sinn, 
sobald  derselbe  als  ein  landwirthschaftUches  von  dem  Besitzer  selbst  (dem 
Bauer)  und  dessen  Familie  bebautes  €fui  verstanden  wird,  und  es  beruhen 
darauf  mancherlei  Rechtsinstitute  und  Recbtswirkungen,  welche  auch  Air 
die  Zukunft  Bedeutung  haben.  Voraus  im  öffentlichen  Recht  sowohl  mit 
Bezug  auf  die  Landes  Vertretung  als  die  Gemeindeverfassung.  Sodann  im 
Privatrecht,  Dahin  gehören  auszer  den  Ueberresten  der  älteren  abgeslor* 
benen  Eigenthttmlichkeiten: 

a)  die  Fähigkeit  zu  bäuerlichen  Erbgütern  (§.  69.); 

b)  der  AUentheil  t§.  131.);  und  die  Interimswirthschaft  (§.  906.); 

c)  mancherlei  Besonderheiten  xmFamüien-  xandi  Erbrecht  (§.906.); 

d)  der  Zusammenhang  mit  der  Ntstxwng  der  gemeinen  Mark.  (§.  S8.  59.) 

4.  In  der  Folge  werden  die  Bauergüter  nun  regelmäszig  im  Eigen- 

thnm  der  Bauern  sem  und  zwar  entweder: 

.  ■     ..1     I  .    I.  ,     , ■    ■ ..  .1  ..i    I ,.  I   I  .1 

ejas  heredlbus  universis  locasse  et  coDcessisse  dicto  M.  in  emphyieusüt  perpetuam 
qaod  valgo  dicitur:  zu  eim  rechten  erbe,  pro  censa  aoDUO  XII.  solidorum  den.  «rgent. 
sine  qaalibet  augmentatione  censas. 

9.  Bayruchet  Landr.  lY.  7.  g.  2.  Jetztgedachte  Verleihung  geschieht  auf  an- 
derschiedlicbe  Weise  und  zwar  so  imo  daaz  solche  entweder  nur  auf  des  Gmndhol-' 
den  Person  und  seinen  Leib  oder  2do  auch  auf  seine  Erben  and  NachkomoKn  oder 
3tio  zwar  auf  beyde  Jedoch  nur  so  lange  der  Grundherr  lebt  oder  endlich  4to  sich 
nicht  weiter  als  bis  auf  erfolgende  Abstiftung  erstreckt.  Die  erste  Gattung  wird 
Leibrecht  oder  Leibgeding.  die  zweite  Erbrecht,  die  dritte  Nen^tift  i^d  ^tfdlicti  die 
Vierte  HetrAganst  oder  Yeranleitete  Freystift  genanliL   ' 
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1)  als  Eigen^er,  d.  h.  in  dem  allgemeineD  und  einiachen  Eigentiram 
des  Bauern  stehende  und  der  gemeinen  Erbfolge  unterworfene  Bauer- 
güter. Die  Zahl  dieser  hat  sich  wahrend  des  XIX.  Jahrhunderts  nn- 
gemein  vermehrt; 

2)  als  bäuerliche  Erbgüter  in  dem  durch  das  Recht  der  bAuerlichen  An- 
erben und  durch  Gebundenheit  beschrankten,  aber  zugleich  der  Familie 
gesicherten  Eigenthum  der  Bauern.  (§.  69.) 

Ausserdem  werden  die  Bauergüter,  die  nicht  im  Eigenthum  der  Bauern 
sind,  nun  gewöhnlich  zu  Pacht  verliehen  sein,  seltener  noch  zu  Erbleihe 
als  Meyergüter  oder  als  Erbpachtgüter^  häufiger  als  Zeitpachigüter.  (Gap.  XII.) 

*  lieber  die  Litteratur  vgl.  MittermaUr,  deuUch.  Pri?atr.  %.  480.  Pfäffer^ 
das  deutsche  MaierrechU  Gasse!  1848.  Dazu  kommen  seit  1848  mehrere  Ge- 
setze deutscher  Staaten. 

S-OT. 
3.    SUmmgäter. 

1.  Der  Gegensatz  zwischen  ererbten  und  emifi^eftm  Gütern  ist  im 
deutschen  Rechte  uralt  und  von  jeher  lag  der  Gedanke  den  Deutschen  nahe, 
dasz  dem  Eigenthümer  eher  noch  freie  Vertilgung  über  die  letztem  Güter 
zukomme,  als  über  die  erstem.  Wir  begreifen  daher,  dasz  die  alte  Ge- 
bundenheit der  Güter  und  eine  fest  geordnete  Folge  in  dieselben  sich  zu 
Gunsten  der  Familie  manchen  Ortes  langer  bei  den  Stammgütem  erhalten 
hat,  wahrend  im  Cebrigen  die  Rechte  der  Familienglieder  aulgetost  und 
das  gewöhnliche  Grundeigenthum  verauszerlich  geworden  und  der  gemein- 
samen Erbthdlung  anheim  gefallen  ist  Es  kann  uns  auch  nicht  befrem- 
den, dasz  die  Beschrankungen  der  spater  zur  Ausnahme  gewordenen  Stamm- 
goter  dann  um  so  fester  geworden  sind,  je  mehr  im  Cebrigen  das  Grund- 
eigenthum dem  freien  Verk^  anheim  gegeben  ward 

Jener  Grundgedanke,  der  Familie  das  ererbte  Gut  zu  sichern,  wurde 
indessen  in  verschiedenen  Formen  dargestellt   Die  wichtigsten  sind: 

1)  die  gemeinen  Erbgüter.  j  stammgüter-, 

2)  die  eigeiUUchm  Stanrngüter^  i  ^       ^ 

3)  die  Fideicommisz '  und  Stiftungegüter  (§.  68.); 

4)  die  bäuerlichen  Erbgüter.  (§.  69.) 

2.  Das  Institut  der  gemeinen  Erbgüter  ist  am  ehesten  als  Bewahrung 
des  ursprünglich  gemeinen  Rechtes  aufrafassen,  es  scheint  aber  in  unserer 
Zeit  im  Verschwinden  begriffen. 

Vorausgesetzt  werden  liegende  Güter  ^  welche  von  den  Blutefreunden 
her  aus  FamiUengründen,  sei  es  durch  Erbfolge  oder  Ausrichtung  oder 
ahnUche  Rechtstitel,  an  den  Eigenthümer  gekommen  sind.  (1.  3.)  Ob  von 
Ascendenten  oder  Seitenverwandten  her,  ist  gleichgültig. 


1.    Lüb^  R.  I.  10.  6.  Alles  ist  nach  lübischem  Rechte  wol  gewonnen  Gut,  was 
kein  Erbgut  is;  Brbgut  thet  wird  geheisien  —  welches  einem  Menschen  tnlallen 
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In  der  neaeren  Entwicklung  ist  an  die  SteUe  des  eigentlichen  Hegen- 
den Erbgutes  oft  der  Geldwerth  desselben  (Erbgut  in  neuerem  Sinn)  getre- 
ten und  das  Recht  dahin  verändert  worden,  dasz  über  diesen  Werth  nicht 
letztwillig  zum  Nacbtheil  der  Erben  disponirt  werden  darf.  (3.)  Sind  aber 
die  ererbten  Liegenschaften  noch  vorhanden,  so  fallen  sie  den  Erben  von 
Rechtes  wegen  an.    Die  Verbesserung  derselben  wachst   dem  Erbgute  zu. 

Die  juristischen  Wirkungen  des  älteren  Begriffes,  die  indessen  thdl^ 
weise  ausser  Debung  gekommen,  sind: 

a)  der  Eigenthfimer  darf  das  Erbgut  bei  Lebzeiten  nur  mit  Zustimmung 
der  nächsten  Erben  veräuszem,  auszer  wenn  er  in  Leibesnoth  gerathen 
ist.  Thut  er  es  dennoch,  so  steht  den  Erben  binnen  Jahr  und  Tag 
das  Recht  zu,  das  Erbgut  zu  vindiciren,  oder  nach  der  spAtem  Ab- 
schwächung  desselben  ein  Näherrecht,  welches  auch  bei  Veräuszerun- 
gen  aus  Noth  von  den  Erben  geübt  werden  darf. 

b)  Ebenso  darf  der  Eigenthümer  nicht  durch  letztwiUige  Yerßgung  den 
Erben  das  Erbgut  entziehen.  Vielmehr  ist  eine  solche,  wenn  die  Er- 
ben, auf  ihr  Erbrecht  gestützt,  das  Gut  an  sich  ziehen,  als  ungültig  zu 
betrachten. 

3.  Zu  eigentiiehen  Stammgütem  sind  die  Erbgüter  unt»*  dem  Adel 
herangereift,  zunächst  unter  dem  hohen  Adel.  Weniger  energisch  und  weniger 
allgemein  auch  unter  dem  meiern.  Die  Untersuchung  Homeyers  über  das 
räthselhafte  Handgemal  hat  festgestellt,  dasz  schon  dem  alten  Rechte  eine 
singulare  Stammgutsfolge  für  den  Haupt-  und  Stammsitz  der  groszen 
adelichen  Geschlechter  bekannt  gewesen  sei,  von  welchem  das  ganze  Ge- 
schlecht seine  eigentliche  Heimath  ableitet  Die  Verbindung  solche  Slamm- 
güter  mit  politischer  Herrschaft  und  Standschaft  machte  eine  besondere 
ErUbIge  auch  später  nothwendig. 

Vor  gemeinen  Erbgütern  zeichnen  sich  die  adelichen  Stammgüter  da- 
durch aus,  dasz  sie  nicht  der  gewöhnlichen  Erbfolge  unterliegen^  und  nicht 
der  Familie  überhaupt,  sondern  dem  männlichen  Stamme  erhalten  blei- 
ben. (4.  6.)    In  ihnen  erscheint  die  Sorge  fQr    die  Familie  und  das  Blut 

mag  von  seinen  Eltern  oder  Bluifreunden.  *  Solches  Erbgut  mag  man  ohne  der 
Erben  Erlaubnis!  nicht  alieniren  auszer  bei  Suszerster  ehehafter  Noth.  »  Wann 
solches  geschieht,  so  haben  die  nehesten  Erben  den  KaulT  daran ,  wann  sie  wollen, 
doch  vor  soviel  Geld,  als  der  Frembde  dafür  geben  wollen. 

%,  LämS.  Stadtr.  4.  1.  Es  mag  auch  niemand  —  sein  SUmmgut,  so  ihroe 
von  seinen  Yor-Eltern  erblich  angefallen  und  unbeweglich  oder  vor  unbeweglich 
lu  achten  ist,  noch  einige  Nutzbarkeit  davon,  so  wenig  in  seinem  letzten  Yertestiren 
oder  Vermachen,  oder  auf  den  Todesfall  vergeben ,  als  wenigst  er  dasselbige  bey 
lebendigem  Leibe  aufflassen  kan ,  ohne  Rrlaubnisz  der  nechstcn  Erben  so  die  An- 
Wartung  ohne  Mittel  daran  haben. 

3.  Erk.  des  Ob.-App.-Ger.  zu  Lübeck,  {Seafiert,  Arch.  II.  84.)  Man  sieht  Jetzt 
mehr  darauf,  dasz  der  Ckldwerth  des  ererbten  Gutes  beim  Erbgange  belassen  wird. 

4.  Jülich,  Landr.  v.  1S37.  XXIX.  1.  {flraut,  g.  311.  7.)  Item  Wunneir  eyner 
van  der  Ritterschaften  Imme  furstendomb  Guylich  afflyvich  wyrd  und  kynder  achter 
liest,  zo  mympt  der  aUie  ton  den  Atuedell  vor  uya,  so  wie  derselvyge  myt  synen 
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in  die  Sorge  fOr  den  Stanun  und  das  Geschlecht  verengert:  und  es  liesz 
sich  daher  mit  den  Stammgütern  auch  eher  die  Gebundenheit  des  ganzen 
Be8itzihum$  und  damit  eine  sichere  Grundlage  für  den  Wohlstand  und  das 
Ansehen  des  Stammeserben,  gewöhnlich  des  Famüienhauptes  bewahren.  Zu 
dieser  Gestaltung,  welche  dem 'XIV.  Jahrhundert  angehört,  trugen  bei  das 
Bestreben  des  Adels,  das  uralte  Vorzugsrecht  der  Söhne  vor  den  Töchtern 
gegenüber  der  neueren  Gleichstellung  beider  Geschlechter  wenigstens  mit 
Bezug  auf  die  ererbten  Familiengüter  zu  retten,  die  Analogie  mit  der 
Lehensfolge,  welche  nur  den  Söhnen  und  den  Agnaten  zukam  >  politische 
Gründe  der  Erhaltung  ungetheilter  Herrschaften  bei  dem  Geschlecht,  und 
die  Vorsorge  für  die  Ehre  und  den  Reichthum  desselben.  Das  Recht  der 
Stammgüter  fand  in  der  AtUonomie  der  Familie  oder  auch  ohne  ausdrück- 
liche Beliebui^g  in  der  fortwährend  beachteten  Uebung,  dem  Herkommen 
(Familien-ObservanzJ  eine  Stütze  und  wurde  häufig  durch  Verzichte  der 
Töchter,  die  halb  freiwillig  geleistet,  hdlb  durch  Familieneinflusz  abgenöthigt 
wurden,  j^egen  Anfechtung  geschützt. 

In  dem  öffentlichen  Rechte  der  Thronfolge  erhielten  die  Stammgüter 
des  hohen  Adels  ihren  höchsten  dem  Privatrechte  nun  entwachsoien  Aus- 
dmck.  Aber  auch  privatrechtlich  kommen  sie  noch  vor,  sowohl  bei  dem 
hohen  Adel,  dann  meistens  mit  UntheHbatiteit  und  Folge  eines  einzigen 
Erben,  nach  dem  Grundsätze  der  Erstgeburt  oder  des  Majorats  (vgl  §.  205.), 
als  bei  dem  niedem  Adel,  hier  nun  öfter  zu  Gunsten  der  mannlichen  Erben, 
auch  wenn  ihrer  mehrere  sind.  Ihre  Wirkungen  äussern  sich  theUs  in 
der  ünveräuezerlichkeit  bei  Lebzeiten  des  Eigenthümers,  theils  in  der  noth- 
wendigen  Erbfolge  der  Söhne  und  AgncUen.  Für  die  herrschaftliehen  Güter  bat 
das  Recht  der  Stammgüter  einen  bleibenden  Werth,  wenn  sich  auch  keines- 
wegs von  selbst  versteht,  dasz  alle  Herrschaftsgüter  schon  von  Rechtes 
wegen  Stammgüter  sind.  Als  in  neuester  Zeit  die  LehengOter,  für  welche 
es  eine  besondere  Lehensfolge  gegeben  hatte,  groszentheils  zu  EigengüterQ 
erhoben  worden,  lag  die  Veranlassung  nahe,  dieselben  entweder  durch  die 
Gesetzgebung  in  freie  Stammgüter  umzuwandeln,  oder  in  Form  der  Stamm- 
gutsstiftung (§.  68.)  dem  Geschlechte  zu  sichern.  Man  begnügte  sich  aber 
mdstens,  das  abgestorbene  Lehensrecht  aufzuheben,  ohne  zugleich  diese 
Umgestaltung  zu  ordnen  *). 


graven  und  zajnen  gelegen  ist,  and  asdan   fortan  deyllen  sy  alle  Erlftcharten  und 
gueter  gel  ich  als  broeder  und  suster. 

5.  Brevt.  Bitterr.  I.  1.  Wann  einer  von  Adel  verstirbet  der  FfiUet,  nach  altem 
löblichem  Herkommen  —  alle  seine  Erhtiammgüter  auf  seine  männliche  Leibeterben 
und  in  Mangel  deren  auf  seine  Brüder,  Brüdereöhne  oder  sonsten  auf  die  nächsten 
Agnaten  ^  ungeachtet  dasz  von  der  SpüUeiten  nähere  Cognaten  —  vorhanden  seyn. 


*)  Ueber  die  Folge  der  Allodificatlon  tod  LehengOtem  in  Bayern  rgl.  P«»/  zu  dem  bayer. 
Gesetz  Ober  Ablösung  des  Lehenrerbandes  in  der  Sammlung  t.  Dollmunm,  1.  9.  361.  ff. 
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*  E.  IT*  PoM^  Darst.  des  Rechts  der  Erbgüter  nach  alterm  Lübischem 
Recht,  Lübeck  1837  und  in  der  Zeitschr.  f.  D.  R.  X.  S  325.  L.  Drevts, 
Abb.  aus  d.  Hamburg.  Erbr.  I.  Bd.  Das  Recht  der  Erbgüter.  Hamb.  1844. 
Reyscher,  in  d.  Zeitschr.  f.  D.  R.  VI.  S.  257  ff.  Homeyer,  über  d.  Heimath 
und  das  Hantgemal  in  der  Abb.  der  Berliner  Akademie  1852.  v.  L.  Zim- 
merle,  das  deutsche  Stammgutssystem.  Tübingen  1857. 


§.68. 

4.  StammgutssUnung.  (FamilieDfldeieommist,  Famtlienstiftung.) 

1.  Die  FamiUenfideicommüse  kamen  seit  dem  XVH.  Jahrhunderte  in 
Deutschland  auf.  Man  wollte  in  Form  einer  über  den  Tod  hinanswirken- 
den  Verordnung  des  Eigmthümers,  in  Form  der  Stiftung  den  Zweck  er- 
reichen, welchen  die  Beliebung  oder  das  Herkommen  der  Familien  auch 
früher  schon  durch  Ab^chlieszung  der  Stammgüter  angestrebt  hatte;  man 
wollte  einzebie  Güter  vor  Veräuszerung,  Belastung  und  erbrechtlicher  Ver- 
tbeilang  sichern  und  je  einem  Gliede  der  Familie,  gewöhnlich  wieder  inner- 
haH^  des  Mannsstammes  von  Generation  zu  Generation  einen  ansehnlichen 
Grundbesitz  unversehrt  zurücklassen.  Von  den  römischrechtlichen  fidei- 
commissa  perpetua  war  das  Institut  freilich  sehr  verschieden,  theils  dufch 
seinen  Grundgedanken,  theils  durch  seine  Ausbildung  und  Dauer.  Aber 
man  entlehnte  einen  Namen  von  der  römischen  Jurisprudenz,  um  in  einer 
Zeit,  y^o  deutsches  Recht  von  den  Rechtsgelehrten  verachtet  wurde,  unter 
dem  Schirm  einer  römischen  Benennung  eher  für  ein  wesentlich  deutsches 
Institut  Anerkennung  und  Schutz  zu  erlangen.  Heute  dürfen  wir  wohl 
wieder  deutsche  Dinge  auch  deutsch  benennen,  und  so  ist  es  rathsam,  den 
unpassenden  Namen  der  Familieufideicommisse  wieder  durch  deutsche  Aus- 
drücke zu  ersetzen.  Rey$cher  hat  dafür  Stammgutsitiftung  vorgeschlagen, 
und  das  Wort  ist  bezeichnend  für  die  regelmäszigen  Fälle.  Nur  paszt  es 
nicht  auf  alle  Fälle  —  denn  es  ist  auch  eine  Stiftung  möglich,  welche  nicht 
dem  Stamme  folgt,  —  daher  bedürfen  wir  noch  auszerdem  des  weitern 
Ausdrucks  Famüienstiftung. 

In  wiefern  solche  Familienstiftungen  sich  auf  ein  unverfluszerliches 
Gut  beziehen,  und  dafür  eine  gesicherte  Folge  einzelner  Familienglieder — 
auch  die  weiblichen  —  anordnen,  kommt  die  Analogie  der  Stammguts- 
stiftung zur  Anwendung.  Wenn  sie  sich  aber  auf  einen  bloszen  Famüien- 
fond  beziehen,  dessen  Erträgnisse  für  Familienzwecke  —  z.  B.  zur  Unter- 
stützung von  Familiengenossen,  für  Familienstipendien,  für  Familienfeste 
oder  -  Erlebnisse,  für  Heiratlisgaben  u,  dgl.  —  verwendet  werden,  so  unter- 
liegen sie  keineswegs  den  Bestimmungen  des  Stammgates  und  ist  dann  am 
DiMriichsten,  das  durch  die  Statuten  näher  geordnete  und  beschränkte  Bi- 
gentfaum  an  diesem  Gut  der  Familiengenossenschaft  zuzuschreiben.  (Vgl. 
§.  39.  3.) 
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2.    Zur  Errichtong  einer  Stammgutsstiftung  ist  erforderlich  (1 — 3.): 

a)  eine  WiUensverordnung,  Stiftung,  durch  welche  bestimmte  GOter  der 
Strömung  des  gewohnten  Verkehrs  entzogen  und  nach  einer  festgeord- 
neten Erbfolge  der  Familie  erhalten  werden.  Der  romanisirenden 
Theorie  —  an  die  römischen  Fideicommisse  denkend  —  erschien  die 
Form,  in  welcher  der  Wille  des  Stifters  sich  kund  gab,  unerheblich, 
und  sogar  eine  mündliche  formlose  ErklKrung  genügte  ihr.  Um  so 
leichter  konnten  die  Juristen  fUr  alt-herkömmliche  Stammgüter  einen 
Stiftungsact  des  ursprünglichen  Stammvaters,  der  nicht  zu  erweisen 
war,  durch  Vermuthung  ergänzen.  Die  Wichtigkeit  des  Actes  aber 
und  seine  auf  Jahrhunderte  hin  berechnete  eigenthümliche  Wirkung 
verlangt  gröszere  Sorgfalt  auch  mit  Bezug  auf  die  Form :  und  es  ist 
daher  eine  naturgemftsze  Fortbildung,  wenn  in  neuerer  Zeit  eine  tchrift- 
Ucke  und  gerichtliche  Beurkundung  gefordert  und  fikr  das  moderne 
Creditsystem  unerläszlich,  wenn  im  Rechtsverkehr  die  StifiungsqualüiU 
der  liegenden  Gründe  nur  insofern  anerkannt  wird,  als  die  Stiftung 
auch  in  dem  öffentlichen  Grundbuch  eingetragen  worden  ist.  Gewöhn- 
lich wird  sogar  in  neuerer  Zeit  für  die  eigentliche  Stammgutsstifton- 
gen  gerichtliche  oder  landesherrliche  Genehmigung  gefordert 

b)  Ein  zur  Familienstiftung  taugliches  Object.  Voraus  eignen  sich  dazu 
sowohl  ihrer  Dauer  und  der  öffentlichen  Controle  wegen  als  aus  politi- 
schen und  socialen  Gründen  herrschaftliche  Güter  und  ähnliches  Grund- 
vermögen; schon  weniger  CapitaUen,  anderes  bewegliches  Vermögen 
nur  als  Zubehörde  zu  jenen,  oder  wenn  dasselbe  als  Sammlung  ein 
bleibendes  und  abgeschlossenes  Dasein  hat 

c)  Die  euijectiüe  Beschränkung  auf  den  Adel  findet  sich  nur  ausnahm«« 
weise  und  paszt  in  solcher  Form  nicht  mehr  zu  dem  jetzigen  Rechts- 
system. Eher  liesze  es  sich  rechtfertigen,  wenn  mit  der  Gründung 
einer  Stammgutsstiftung  auch   für  den  Stifter  und  dessen  Nachfolger 


1.  Freunüehet  Landr.  II.  4.  S-  ^'7-  Jedem  Einwohner  des  Staates  ist  erlaubt 
—  FIdefcommisi-Substitationen  —  xo  errichten,  g.  49.  Zu  beständigen  Familien- 
Fideicommissen  aber  können  nur  Capitaiien  und  Grundstücke,  mit  welchen  Acke*^ 
bau  and  Viehiucht  Terbunden  ist,  gewidmet  werden,  g.  01.  Das  Landgai  mutt 
wenigstens  einen  reinen  Ertrag  von  2500  Thalern  nach  einem  landublichen  Wirth- 
schaftanschlage  gewMhren.  g.  tf9.  Zu  einem  —  Geldfldeicommisz  ist  ein  CapiUl  von 
10,000  Thalem  hinreichend. 

2.  Oesierreichhehe»  Ges.  g.  627.  Ohne  besondere  Einwilligung  der  geseU- 
gebenden  Gewalt  kann  kein  (Familien-)  Fideicommisz  errichtet  werden. 

3.  BayrUchet  Ed.  ▼.  1818.  g.  2.  Zur  Errichtung  —  wird  ein  Grundrermtfgen 
erfordert,  von  welchem  an  Grund-  und  Doroinicalsteuer  in  simplo  wenigstens  26  Gul- 
den tu  entrichten  sind.  g.  22.  Ein  Famillenfldeicommisi  wird  erst  1)  durch  gericht- 
liche Bestätigung  und  %  dureh  die  Eintragang  in  die  (bei  den  Appellationsgerichten 
in  führende)  Fideicommisx-Matrikel  wirksam,  g.  30.  Im  Falle  der  Bestätigung  wird 
dardber  eine  Urkunde  ausgefertigt;  —  und  deren  Vormerkung  in  den  Hypotheken- 
büchcm  des  Orts  wo  ein  mm  Fideicommisz  gehöriges  Gut  gelegen  ist  —  veranlaszi. 
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riltesdiaMicher  Aifel  als  Folge  Terbonden  würde,  indem  damit  eine 
sichere  Unterlage  für  höheren  Stand  gewonnen  wird. 

3.  Die  Jarisprudenz  ist  unsicher,  wie  sie  das  Recht  an  dem  Stiftongs- 
gute  sieb  denken  und  beBeichnen  soll.  Die  einen  schreiben  der  stiftungs- 
minigen  FandKe  das  Obereigmiikiim  und  dem  jeweiligen  Inhaber  das  Nutz- 
eigmthum  zu.  (4.)  Die  andern  reden  von  GeMmnUeigentkum  der  Familie, 
welches  zunächst  durch  den^  Gutsbesitzer  ausgeübt  werde.  Wieder  andere 
faabeo  den  FidmonmUszinhaber  als  Usufruduar  behanddt  und  das  donU- 
«Him  der  Famük  sugeschriebeD. 

Die  einfachste  und  natürlichste  Auffassung  scheint  mir  die:  Der  je- 
weilige Stiftungsfolger,  welcher  das  Stiftungsgut  erworben  hat,  ist  Eigen- 
tkikner  desselben  geworden,  aber  sein  Eigenthom  ist  nicht  ein  freies  und 
vertUBzerHches,  andern  ein  sUftungemäexig  beeehränkies  und  unverihtifser^ 
Uehes  SiiftungeeigeffUhum.  Die  übrigen  Familienglieder  aber  sind  nicht  Ei- 
genthümer  im  eigentlichen  Sinn  des  Worts,  abefr  je  nach  ihrem  Erbv^r- 
haltnisz  haben  sie  eine  nähere  oder  entferntere  Anwartuhafi  auf  die  Stiftungen 
feiget  und  dieses  Recht  der  Anwärter  musz  auch  von  dem  Stißungeeigen- 
Mimer  jeder  Zeit  geachtet  werden.  Künstlicher  schon  ist  folgende  Be- 
traditungsweise:  Die  Famihe  kann  allerdings  als  ^e  Genoeeensehaft  ge- 
dacht werden,  als  ein  verbundenes  Ganzes,  dessen  Lebensdauer  das  Leben 
der  eiiizdnen  einander  folgenden  Familienglieder  üersteigt  Dieser  Famflie 
nun  wird  ein  Gesammteigenthvm  an  dem  Stiftungsgute  zugesehriehen,  wel- 
ches theils  das  Stiftungseigenthum  des  Inhabers  mit  umfaszt  und*  sieh  in 
ihm  auiBzert,  theils  dasselbe  zu  Gunsten  der  Nachfolger  beschrankt.  Diese 
Auffassung  ist  nicht  nothwendig,  da  schon  das  Stiftungseigenthum  und  dß& 
Recht  der  Anwartochaft  für  sich  die  Torkommenden  RechtsYerhaltnisse 
genügend  erklären  werden,  aber  zulässig  und  dem  Gdste  des  deutschen 
Familienrechts  zusagend.  Dagegen  schdnen  mir  die  übrigen  VecstdkMgen, 
obwohl  sie  auch  zuweilen  in  die  Landesgesetzgebung  übei^egangen  sind, 
juristisch  durchaus  unbefriedigend* 

4.  Der  Stiftungeeigenthikner  (Fideicommiszbesitzer)  übt  alle  in  dem 
Eigrathum  enthaltenen  Befugnisse  aus,  sowohl  die  mit  solchem  Grundbesitz 
verbundenen  öffentlichen  und  Ehrenrechte,  als  die  des  Besitzes,  Genusses, 
der  Wirthsehaft,  der  gerichtlichen  Vertretung,  Recht. auf  Schätze  u.  s.  f. 
Die  Früchte  des  Stiftung^utes  erwirbt  er  zu  unbesehränktem  Eigenthum, 
auch  hier  zuweilen  Aüod  genannt.  Ist  er  das  letzte  Glied  in  der 
Kette  der  Stiftungserben,  so  fftllt  auch  die  durch  den  Stiftungszweck  ge- 
setzte Schranke  seines  Eigenthums  weg  und  es  erwächst  dasselbe  an  dem 
bisherigen  Stifhingsgute  selbst  zu  unbeschränktem  Eigenlkunu 

4»  Pr€tu%uehe9  Ltndr.  II.  5.  g.  72.  Dem  jedesnuligeii  Fideieominisibesitzer 
gebuhri  das  nutilMre  Elgeatbnin  des  Fideicommisses.  g.  73.  Das  ObereigeDtham 
befindet  sieh  bei  der  gaDzen  Familie,  g.  76.  In  allen  Fallen»  wenn  bei  getlieUtem 
Slgenibume  die  EinwilligQBg  des  ObereigeDibümere  so  einer  Verfdgung  erforderlicb 
Ist,  mnsi  dieselbe  bei  Fideicommissen  darcb  einen  Familienscblusi  getroff<ip  werden. 
Blnntaebll,  deotaches  PriTatieeht.   3.  Aufl.  13 
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5.  In  der  Regel  «ber  »t  daft  Recht  des  Sfttubgtd^talhtaiers  durch 
die  Pflicht  besch^ttolBi,  dis  Sliftaiigignt  tot  die  Naohfoignr  in  anversehrtem 
Zustande  m  erhalim.{h.)  £c  darf  daher  oichls  thiit^  .was  die  ntigetchma- 
lerte  Nachfolge  der  Anwärter  stören  würde,  also  das  Stiftnngsgi^  nicht 
verichi&chiem  noch  xintören,  nocti  terämxem,  noch  mit  einer  Beschwerde 
biUuten,  welche  aber  seinen  Tod  hiuaas  foridanert  Eben  die  Eintragung 
der  StifhiDgseigenschaft  in  das  Grundbuch  ^ewAhrt  gegen  solche  Yeriusze- 
rung  oder  Relaslntig  Sicherheit  Die  Attwttrter  haben  schon  bei  Lehsetten 
ihres  Vorgangers  das  Recht,  gegen  factiscke  oder  juristische  Verfügungen 
des  Stiftungseigenthümers^  durch  welche  iJiie  Folge-  getohrdet  würde,  Ein- 
sprache zu  machen  und  Sicherheit  zu  fordern. 

]>ureh  diese  Pflicht  wird  auch  das  Redht  der .  Wirihickäfi  beschrankt 
Der  Stiftungseigenthttmer  darf  wohl  nbaiien  und  i>rechen«,  nicht  aber  einzelne 
Gebäude  blosz  niederreiszen  ohne-  einen  der  Nator  des  Stiftung^tes  ge- 
maszen  Ersatz..  Er  darf  «nch  die  Cultur  Andern,  >  aber  nicht  in  der  Art, 
dasz  der  Charakter  des  Gutes  alterirt  würde,  z.  ^«  nidit  gegen  den  Wil- 
len der  Anwärter  einen  Park  in  Aecker  verwandein»  aus  eineita  Lnitsc(ilo^ 
eine  Fabrik  machen  und  derglu.  Ist  die  Wirthschaft  4es  StifMingseigen- 
thümers  verderUfich  iür  das  Gut,  so  kann  demselben  fcur  Sicherung  der 
Anwärter  auf  deren  Rq^ren  sogar  die  Verwaltung  entzogen  und  diiem 
Andern  ^regelmäszig  einem  andern  FamiliengUed)  übertragen  werden.  Das 
Recht  auf  die  Früchte  und  den.Gennsz  des  Stiftangsgutes  .verliert  |ener 
deszhalb. nicht  (6.) 

Der  Stiflnngseigänthttraer  ist  um  dieses. Pflicht  wiHan nicht  absolut  an 
jeder  dmglichet^  üetelim^  verhindert,  sondern  nur  rWof«)»  soweit  die  Rück- 
sicht auf  die  Stiftungserben  esrecfalfertigt,  also  nur  so,  dasz  die  Wirkung 
derselben  mit  seinem  Tode  erlischt  Ris-  dahin  aber  kann  er  einen  Niesz- 
braneh  gttltig.be8teUen>  das  Gut. in  Pacht  geben  o.  s.  t 

5.  £rk.  des  Ob.-App.-Ger.  Celle.  [Seafet^U  Ai«blv.  T.450  Dei*  PicMioommisz- 
lahakier  isl  in  dsr  Arl  uad  Weise  der  Hitti  FC.  ^ebörifeii  iüiMlpreien  aar  in  so  weil 
bescIiraDkl,  als  er  jede  Terschlechierung  des  Fideicommiszgates  verhindern  masx. — 
Er  ist  Dicht  verpDichtet,  Fabrikgeschfiftc  und  Brauereien  auf  dem  Gute  zu  unter- 
halten, soTern  der  Stifter  solches  nfcht  ausdrücklich  vorgeschrieben  bht. 

e.  Bayriechea  Ed.  %.  7i.  Zeigt  sfdi  bei  einem  fldeieommistbesttzer  f*fne  di^m 
Pidaiconutiisse  .TerderMiebe  Wirthschaft,  so  kann  and  soll  das  Fideicomniisa  aar 
^nryifen  der  Interessenten  oder  des  benannten  Fideicommisi-  Vertreirrs  vom  Ciericbte 
in  Administration  gesetzt  werden.  —  Liszt  sich  aus  der  erwiesenen  üblen  WirUi- 
schaft  des  {Besitzers  nur  eine  Gefahr  für  die  in  dessen  Händen  befindlichen  beweg- 
lichen' Zagebörtmgen  des  t^'idcicommisses  befürchten,  so  können  thm  auf  Anrdfen 
der  Interessenten  diese  atygenommen  un4«lnem^FamllrfnffN<*de  swr  Vefwatirosg  über- 
geben oder  nach  Umstfinden  selbst  in  gerichtliche  Verwahrung  genommen  werden, 
g.  49.'  Der  Pirielcönmiisi-aesiuer  kann  eigenniScblig  Uas  .FMelcommisS  roli  einer 
neuen  bleibenden  Bürde  oder  Blenstbarkeit  nic4ii  belegen,  «Uenso^enlg  di«  süm  Pidei- 
commisse  gehörigen  Güer  dureb  Ihuseh,  yerkaaf,  Vevgldata  od«r>a«f  «ndtfre  Welse 
vterS uszem.  Verpeclitangen-  die  -aar  mehr  als  neun  JaiMt  abgeseiilosstn  sind,  verbin- 
den den  Nachfolger  nleht. 
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6«  Ausnahmsweise  uft  die  Veräuszenmg  von  Stiftnngsgat  oder  eine 
Umänderung  der  Substanz  gestattet,  wenn  die  Anwärter  ihre  Zustimmung 
geben  und  das  Gericht  nach  Prüfung  des  Falles  seine  Genehmigung  ertheilt. 
In  dem  Einverständnisz  der  sämmtlichen  Betheiligten  —  für  Minderjährige 
handelt  der  Vormund  —  ist  die  WiUensmeinung  der  Familiengenossenschaft 
zu  erkennen,  und  dieser  in  der  Rßgel,  wenn  das  Gericht  darin  nicht  eine 
widerrechtliche  oder  pietätswidrige  Verletzung  des  Geistes  der  Stiftung  er- 
kennt, nunmehr  Folge  zu  geben.  Dann  aber  ist  auch  die  Aenderung  von 
den  nachkommenden  Generationen  als  die  That  der  Familie  zu  respectiren, 
eine  spätere  Anfechtung^  daher  nicht  zulässig.  Eine  absolute  Unveränder- 
lichkeit  der  Stiftung,  wie  sie  von  manchen  Juristen  behauptet  wird,  wider- 
spricht der  Natur  der  menschlich-irdischen  Verhältnisse  und  ist  daher  auch 
nicht  mit  der  Unveränderlicbkeit  des  ursprünglichen  und  der  Vergangen- 
heit angehörjgen  Stiftungsactes  zu  b^ünden.  Eher  läszt  sich  zweifeln,  ob 
dem  Gerichte  zustehe,  eine  von  dem  Stiftungseigenthümer  gewollte  Ver- 
äuszerung  auch  dann  zu  bewilligen,  wenn  nicht  alle  Anwärter  ihre  Zustim- 
mung ertheilen.  Sprechen  erhebliche  Gründe  für  die  Veräuszerung  oder 
Aenderung,  und  erscheint  der  Widerspruch  einzelner  Anwärter  unpassend, 
so  darf  wohl  der  angemessene  Familienwille  durch  das  prüfende  Gericht 
ergänzt  werden.  (7.) 

7.  Wenn  der  Stiftungseigenthümer  Schulden  contrahirt,  so  haftet  er 
zunächst  für  diese  Schulden  persönlich,  und  mit  seinem  ft^ien  Vermögen, 
nicht  aber  mit  dem  Stiftungsgut.  Seine  Gläubiger  können  daher  nie  zu 
ihrer  Deckung  auf  die  Substanz  des  Gutes  greifen.  Auf  die  Früchte,  die 
gegenwärtigen  sowohl  als  so  lange  das  Stiftungsgut  nicht  auf  den  Nach- 
folger übergeht,  die  künftigen  Früchte  dürfen  sie  dagegen  greifen,  jedoch 
mit  Beachtung  der  auf  dem  Stiftungsgute  haftenden  Lasten  und  Verwendungen 
zu  Gunsten  dritter  Personen  pnd  der  eigentlichen  Fideicommiszschulden, 
Stiftungsschulden,  welche  alle  vorgehen.  Als  solche  Stiftungsschulden  kom- 
men in  Betracht  : 

a)  die  schon  ursprünglich  auf  dem  Stiftungsgute  haftenden  Schulden,  durch 
welche  der  Capitalwerth  (die  Substanz)  des  Stiftungsvermögens  selbst 
vermindert  wird,  und  deren  ausstehende  Zinsen; 

b)  die  zwar  epäter  entstandenen  ab  r  aus  stiftungsmäszigen  Gründen  dem 
SCiftungsgute  auferlegten  Schulden,  wohin  insbesondere  die  durch  Fer- 
wendung  (in  rem  versio)  für  das  Stiftungsgut  gedeckten  Capitalschul- 
den  geboren  (z,  B.  Kacifsummen  für  Erweiterung  des  Gutes,  Darlehen 
zur  Bezahlung  der  ursprünglichen  Stiftungsscbukleu,  Kosten  fOrnoth- 

7.  Bayrischer  Entw.  eines  Ges.  über  Familienfideicommisse  v.  1850.  §.  10. 
Das  Bezirksgericht  musz  vor  Ertheilung  der  Bewilligung  die  Zustimmung  der  zwei 
nächsten  Anwärter  und  —  wenn  heide  Desccndenten  des  Fideicommisz-Besitzers  sind 
—  ausserdem  auch  noch  die  Zustimmung  des  nächsten  Anwärters  aus  der  Seiten- 
linie einholen.  Es  darf  die  verweigerte  Zustimmung  dieser  Itetheiligten  nur  dann 
ergänzen,  wenn  ihr  'Widerspruch  auf  unhaltbaren  Gründen '  beruht. 

13  • 
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wendige  HersteHong  von  Gebäuden).  Dfe  neuern  Versicherungsanstal- 
ten vermindera  indessen  die  Gefahr  des  Brandschadens,  und  es  kann 
daher  der  Stiftungsbesitzer  angehalten  werden,  aus  den  Einkünften  des 
Guts  die  Versicherung  zu  bestreiten  und  so  der  Belastung  des  Gutes 
in  Folge  solchen  Schadens  vorzubeugen. 

c)  Schulden,  welche  zwar  nicht  von  Rechtes  wegen  auf  der  Substanz  und 
den  Früchten  haften,  wie  die  obigen,  aber  mü  Zustimmung  der  Fa- 
milie und  Genehmigung  des  Gerichts  auf  dem  Gute  versichert  sind.  (8. 9.) 

d)  Schulden,  welche  nur  die  Früchte  des  Gutes  aus  stiftungsmaszfgen 
Gründen  belasten  dürfen,  z.  B.  wegen  Notfa  des  Inhabers  oder  zur  Versor- 
gung von  Kindern  und  Ausstattung  der  Töchter,  soweit  dieses  Bedürfhisz 
nicht  aus  dem  freien  Vermögen  des  Inhabers  befriedigt  werden  kann, 
und  die  Beiugnisz,  Schulden  zu  contrahiren,  anerkannt  ist.  Aus  der 
Natur  der  Stiftung  ergibt  sich  zunächst  die  Freiheit  des  Stiftungseigen- 
thümers,  seinen  Frnchtgenusz  zu  verpfänden,  aber  nur  auf  seine 
Lebenszeit. 

8«  Der  Stiftungseigenthümer  kann,  wenn  er  will,  Verzicht  leisten  auf 
das  Stiftungsgut.  Dann  tritt  der  nächste  Stiftungserbe  von  Rechtes  wegen 
ein,  wie  wenn  jener  gestorben  wäre. 

9,  Das  Recht  musz  nach  dem  obigen  Princip  Nr.  6.  auch  die  Auflösung 
der  Familienstiftung  für  möglich  erklären ;  aber  es  versteht  sich,  dasz  hie- 
bei  strenger  noch  zu  verfahren  ist,  als  bei  bloszer  Veräuszerung  von  Stiftungs- 
gut  und  Aenderong  der  Substanz.  Daher  darf  hier  wohl  Einstimmigkeit 
aller  Betheiligten  gefordert  und  zu  besserer  Würdigung  aller  Gründe  för 
Erhaltung  der  Stiftung  ein  besonderer  Vertreter  der  Stiftungsinteressen  — 
von  den  altern  Juristen  wunderlich  curator  nasciturorum  genannt  —  be- 
stellt und  von  dem  prüfenden  Gerichte  gehört  werden,  wie  das  in  dem 
Bayrischen  Edicte  angeordnet  ist.  Der  Widerspruch  dieses  Vertreters  für 
sich  allein  hemmt  dann  die  Auflösung  nicht,  wohl  aber  sind  die  Gründe 
des  Widerspruchs  sorgfältig  zu  erwägen  im  Gegensatz  zu  denen  für  Auf- 
lösung: welche  dann  gewöhnlich  von  den  FamüiengUedem  vorgetragen  wer- 
den, und  darnach  zu  entscheiden. 

Die  wirthschaftlichen  und  Creditinteressen  sind  dem  Institute  nicht 
günstig:  jene  nicht,  weil  der  Tausdiwertb  dieser  Güter  geringer  ist,  als  der 


8.  Oesterreichucket  Ges.  g.  ^5.  Der  Fideicoinmisz-Iohaber  kann  ehi  Drittheil 
des  Fideicommisi-Gates  Tersebulden,  oder  wenn  es  in  Cipitalien  besteht,  ein  Drit- 
theil davon  erheben.  Hierzu  bedarf  er  keiner  EinwilliguDg  der  Anwärter  oder  Cora- 
toren,  sondern  nur  der  Genehmigung  der  ordentlichen  Gerichtsbehörde.  S*  ^9*  ^^^ 
Rückzahlungen  einer  Fideicommiszschuld  sind  so  zu  bestimmen»  dasz  jährlich  fünf 
vom  Hundert  an  der  Schuld  getilgt  werden. 

9.  BayrUcheM  Ed.  g.  69*  Mit  jeder  Fideicommiszschuld  und  mit  jeder  die  Sub- 
stanz des  Fideicoromisses  vermindernden  Handlung  isi  ein  Plan  zu  verbinden»  wie 
aus  den  Früchten  des  Fidelcommisses  die  darauf  gelegten  Schulden  getilgt  oder  die 
—  Yerminderungen  —  ergänzt  werden  sollen. 
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der  verADszerlicIien  Güter. und  weniger  Gewähr  für  sorgföltige  Bebaunng 
Yorhanden  ist;  diese  nicht»  weil  der  persönliche  Credit  der  Stammguts- 
ejgeothQmeiir  ,UQdder  Reakredit  auf  den  sie  sich  stützen  können,  leicht  in 
b^^nÜiche .  Conflicte. ,  Kommet.  Die  neuere  Zeit  ist  daher  demselben  im 
Ganzen  abgeneigt  und  kann  vorzüglich  nur  durch  politische  Gründe  bewo- 
gm  werden,  zur  Erhaltung  aristokratischer  repräsentativer  Elemente,  das-, 
selbe  zu  bewahren. 

*  C,  v.'SiÜM  und  Luhtenaii.  Die  Lehre  von  Familien-Stamm-  und 
GcsehlechU-Fideicommissten.  Leiftig  1838.  föxl,  Bayr.  VerfassungsrechU 
S.  52.  ff<  München  1851. 

§.  69. 
5.  Bfiaerliche  Erbgüter. 

1;  Verwahclt  mit  den  Stammgütern  und  den  Stammgutsstfftungen  ist 
das  Institut  der  bäuerlichm  Erbgüter.'  Dasselbe  hat  auf  dem  Gebiete  der 
Bauergüter  und  für  den  Bauernstand  die  nämliche  Bedeutung,  welche  die 
erstem  für  die  Erhaltung  der  herrschaftlichen  Güter  und  des  Gutsadels  haben. 
Es  wird  so  der  Baueroiamilie  für  die  Zukunft  ein  fester  zu  ihrem  Unter- 
hatte ausreichender  Grundbesitz  gesichert,  übermäsziger  Zerstückelung  des 
Bodens  auf  der  einen  und  übermäsziger  Ansammlung  des  Grundeigenthums 
in  Einer  Hand  auf  der  andern  Seite  entgegen  gewirkt,  die  Kraft  der  guten 
Sitte  und  das  Interesse  solider  Landwirthschaft  gestärkt  und  filr  Erhaltung 
eines  tüchtigen  Bauernstandes  gesorgt.  Wie  jene  auf  Allod  und  Lehen  an- 
wendbar waren,  so  sind  die  erblichen  Bauergüter  nun  entweder  eine  beson- 
dere Art  der  eigenm  Güter  oder  Meyergüter  und  Erbpachtgüter.  Von  den 
letztem  wird  in  Gap.  IS;  noch  nähei"  die  Rede  sein. 

2.  Die  Eigensehaft  eines  bä^krUchetk  Erbguts  beruht  entweder  auf 
Gesetz  und  Berhoimmen  oder  auf  t'iner  Stiftung.  Die  Umwandlung  der 
hefrechtlichen  Erb-  und  Meyergüter  in  volles  Grundetgenthura  bat  in  man- 
chen Gegenden  in  neoer^  Zeit  die  Gebundenheit  dieser  Gttter  •  gelockert, 
und  die  eigenthMdiche  Erbfolge  in  dieselben  verwirrt  oder  gar  beseitigt 
Die  Aufhebung  der  Grandherrschaft  hat  indessen  nicht  nothwendig  solche 
Folgen.  Vielmehr  liegt  die  Erhebung  der  bisher  kofrechtUchen  Erbgüter 
zu  freien  Erbgütern  näher  und  ist  durchaus  naturgemäsz.  (1.)  Wo  wir 
daher  ein  festes  ßerkommen  filr  die  ErbgutsquaUtät  der  grundherrlichen 
Banergüter  finden,  da  kann  dasselbe  auch  nach  der  Befreiung  dieser  von 
der  Grundherrschaft  als  fortmrkmd  beachtet  werden,  insofern  nicht  die 
Gesetzgebung  das  System  der  Erbgüter  ebenfalls  verworfen  .und  mit  Ab- 
sicht auch  den  Zusammenhang  mit  den  bisherigen  Zuständen  abgeschnitten 

1.    Freusiischc  Cab.-Ordre  v.  26.  Not.  1833.   In  Bezug  auf  die  formals  eigen- 
behörigePf  noch  dem  Ueimfalle  unterworfenen  Colonate  finden  noch  Jetzt  die  Bestim- 
mungen der  Eig.  Ordnungen  und  der  auf  die  Erbfolge  bezüglichen  particularrecht-. 
liehen  Satzungen  Anwendung. 
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hat.  Bei  der  unläugbaren  Neigung  aber  der  neaeren  lurispnidenz  za  ge- 
neralisiren,  wird  es  gerathen  sein,  im  Interesse  des  Portbestandes  der  bSner- 
lichen  Erbgüter,  durch  die  Gesetzgebung  ausdrückh'ch  zu  bestimmen,  dasz 
dte  Erbgutsqualität  fortdauern  solle;  sonst  ist  zu  befürchten,  dasz  atß  der 
Auflösung  des  grundherrlichen  Verbandes  und  der  Ablösung  der  Reallastbn 
von  den  Gerichten  auch  die  Einführung  der  Veräusz^ichkeit'  und'  der 
Erbtheilung  solcher  Güter  gefolgert  werde. 

3i  E8  kaan  aber  auch  ein  Erbgut  neu  durch  den  Wiäm  des  Bigmthümers 
gegvümdet  werden,  und  während  die  herkOirnnKc hen  bäuerfteheii  Erbgüter  dten 
Stammgütem  analog  sind,  so  gehen  die  so  errichteten*  ErtJgOler  den  Fa- 
milienstiftungsgtitern  parallel.    Die  Erbgutserrichtung  erfordert  daher: 

a)  eine  darauf  gerichtete  fVillenserklänmg  des  Stifters; 

b)  ein  Bauergut  als  Gegenstand  der  Stiftung; 

c)  Vormerkung  der  Erbgutsqualität  in  dem  ^enUichon  (Grundbuch  ;t 

d)  regelmäszig  auch  gerichtliche  Genehmigung  nach  voifaeriger  Prüfung 
des  Falls. 

Bei  letzterer  können  auch  die  Ansprüche  der  Pflichterben  zur  Berück- 
sichtigung kommen.  Förderlich  für  das  Institut  und  zugleich  den  Ver- 
hältnissen gemäszer  ist  dabei  eine  Berücksichtigung  in  der  altern  Weise 
des  deutschen  Rechts,  so  da$z .  bei  dem  Widerspruch  der  Pfli€hteri[>en  ledig- 
lich nach  vernünftigem  und  billigem  Ermessen  in  diesem  Momente  erwogen 
wird,  ob  der  Eigenthümer  gegen  jene  pflichtwidrig  handle  oder  nicht,  als 
die  neuere  Form,  die  Erledigung  des  Streites  auf  die  Zeit  des  Todes  des 
Erblassers  zu  Terscbieben  und  dann  denselben  nach  bloszen  abstracten  Ver- 
hältnisza^hleu  zu  entscheiden. 

4.  Der  jeweilige  Nachfolger  in  dem  freien  Erbgut  erwitbt  EigmUkum 
diaran,  nicht  blosz  Nieszbrauch  oder  Nuftzeigenibnm,  aber  sein  E^enthum 
ist  beschränkt  dufch  die  Rücksieht  ouf  die  FamiHe  besonder»  auf  die  äm/et- 
be^,  (2.)  Vorzugsweise  Anerbe  heiszt  dann  der  nWobste  zut  Nachfolge  i» 
das  Gut  bestimmte  und  mit  einer  unvermittelten  Anwartsehaft  darauf  aas- 
gerüstete jßf^  (9.):  in  weiterm  Sinne  werden  awlh  dii^  übrigen  enCfefa** 
teren  Anwärter  Anerben  genannt  fci  diesen  Erbgütern  hat  der  aMe  Trieb 
de»  deutschen  Grundeigenthums  aßa  fester  UnveräuszerUchkeit  littd  jm  ge- 
ekherter  Erbfolge  eine  eigentlHhnliciie  Form  gewonnen.  Daher  reiohl  denn 
iMi«h  der  Gesichtspunkt  eines  so  eigenthümlich*  besdiKänkten  Sigenthnms 
bier  wesentlich  ans  und  es  liegt  weniger  nodi  als  bei  den 
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1.  Bayr.  GcüMt«  v.  i85tt.  $v  Jk  Der  Jeiv^fliK«  Benimt  «fnes  BPbgutes  ist  ElieB' 
tkriMäer  desaettiev  Und  htt  dio  Reehte  und.  PSiohU'ii  ehMS  aaleba.  Insoweit  nicht 
durch  das  gegenwärtige  Gesetz  etwas  Anderes  verordnet  ist. 

3.  Erk.  des  Obcrtrib.  zu  Berlin,  [Seuferit  Archiv  I.  260.)  Das  Anerbenrecht 
an  ^uerngütern,  wefches  durch  Abstamitiung  ton  eldem  frähem  Colonatbesitzer 
entsteht,  ist  an  Sich  noch  kein'  üdbediDgfte^,  Refn  erworbenes  Aedbt  ad'  disi*  flUllte.  — 
Der  Anerbe  einer  bbuerllcben  Stätte  hat  an  dem  Col'onairechte  des  Biesitzers  dersel- 
ben —  Iceineswegs  einen  Antheil. 
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cOriunfsMn  dii'Üedfehrftiin'  vot,  xtm  einem  Gesammtngetmkmm  der  Fantilien-^ 
genossenschaft  zu  reden,  und  es  ist  auch  das  KechtsVerhlliDise  des  Ertn 
giite^ weniger  als  dorl  von  der  Foroi^  der  Begpöndusg  desselben»  insbe- 
sMdere  vqni  dem  Siif$vng9mUen,  abbttngig.       . 

: !  &   .£s  sind  dann  zwei  Seslandtheile  in  dem  Vermögen  des  Bauern 
zu  unlerBcheidi^a: 
a>'d«9  bäiu^Uc&e  Erbgut  und  dessen  ^ttbehörde; 
b).das  Obnge  J^ei»  Yermögin^  gewöhnlich  obwohl  nichl  glücklich ,  4(^- 

dto^/til  genannt  .i.; 

'  lieber  dal  I^teaeLkann  dw  .Eigßntbümer  :frei  v^rfogen .  und»  es  fällt 
dasselbe  dem  gemeinen  Erbfrfnebfke.ianheiip«'  £&  gehören  dazu  auch  die. 
Früchte,  wenn  sie  nicht  zum  Bau  ()es  Qutes  und  zu  fortgesetzter  Wirth- 
Schaft  nö^higsind,  u^d  ^ie  Forderungen  und  Schulden,  soweit  sie  nicht 
ausnalimsijveise  in  nähere  Beziehung'  zum  £rbgute  gebracht  sind,  die  Schul- 
den entweder  durch  'Verpfändung  des  Bauergutes  im  Grundbuch  od^r  um 
der  bereichernden  Verwendung  willen  för  dasselbe. 

Oft  wM'  äbtv  ^m;h^^%'ßtbgüt  enoekert  durch  Zuumndung  aus  dem 
AIM '(4.)4'bakl.dbr  JSiUe  gemiflz,  v.- B.  durch  die  Ehefrau,  welche  ihre 
Aassteiar  dem  Gole'einbHDgt,  und  dagegen  ein  Reeht  auf  die  Leibeucht 
erwirbl  oder  düvdi  •  «den  Interims wirtb,  bald  dufcb  freie  Verfügung  im  ein- 
zelnen F|dl^\  IHe  Erweiterung  in  Grundstückea. bedarf,  um  gesichert  zu 
sein,  iipmer  der  Fertiguiig  im  Grundbuch. 

6w  Die  Veräuiz§rung  ymi  ErbgutsalOckenoder  des  Erbgutes  selbst  ist  imi 
Interasseideft  Bestandes'der  Bauergttfer  und  der  Anerben  gehemmt.  Es  bedarf 
dazu  der  Zustimmung  wenn^auch  niehl  aBer  Anerben  doekdes  nAchsten  Kreise» 
der  Anerben  und  der  Genehmigung  des  Gerichts,  welches  jene  Zustimmung 
aus  zureichenden  Gründen  ergänzen  darf.  Fehlt  es  daran,  so  darf  die 
Veräusserung  durch  das  Grundbuch  nicht  vollzogen  werden,,  und  es  ist  auch 
wenn  sie  geschehoi  sein  sollte ,  der  Anerl)e  berechtigt  das  Geschäft  anzufech- 
ten. Diese  Klage  des  Aneil^':f'Riuni&h$tiageJ  darf  noch  bei  Lebzeiten 
des  Veräuszerers  angestellt  werden. 

7.  Gewöhnlich  ist  mit  aem  En^bgütseigehthum  auch  die  Pflicht  verbunden, 
theils  zu  Alimenten  für  diejenigen  Personen,  welche  durch  ihre  Beziehung 
zum  Gute  (als  abgetretene  B^uerp,  Wittwen,  unerzogene  Kinder,  gebrech- 
liche Kinder)   nöthigenfalls   auf  das   Gut  zu  ihrem  Unterhalt  angewiesen 
••'' '  *    .  • : '. : J '-  ■  ••  ■  ? : ■ ! 

:  .4.  Brk^id.  Srammäehme^  Q.-Gi.  (8.  A«  ¥0.  849.)  Za  den  PfliolHen  des  au^ 
heiraUif^dfQ.EbegaUca  gel^ört  es  oaieh  bauerrecbtlicheo  GruodsäUea«  das  erheirathete 
Bauerngat  nach  ErSften  zu,  verbessern,  mithin  auch  die  auf  dem  zugefreiten  |)auerD- 
gat  haftenden  Hypolhekschulden  und  andere  Hofsschulden  abzutragen.  t)ie  aus 
solchen  Verbesserungen  des  Hofes  ffir  den'  aufheirathenden  Ehegatten  erwachsenen 
Aeehte  beAteheninialil  soivühl- darin,  daai  er  ein  Recht  aus  nlltelicher  GesehÜtsNUi- 
rung  auf  Wted^^laUuqg  der  genitclMel]  .Auslageo  erwiibtt  als  sind  vielausbr  darin 
tu  setzen,  dasz  er  für  sich  eine  bessere  Versorgung,  (Altentheil)»  für  seine  Kinder 
Aer'elije  n^cft  ded  gestiefgerteh"fio(trifrteb'  zu  vermehr^tide  AbflDdong  ans  dem  Hofe 
sa fordern  litrecIlUbtfisü   :•'=      .    '    i 
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Sind,  tfaeib  am  angemesseDer  Auatmltimg  der  Söhne  und  der  TöcMer,  die 
nicht  auf  dem  Gute  bleiben«  (2.) 

Diese  Pflichten  erktoten  sich  aus  der  Pietäii^  und  Fomtlitffi- FiarMi- 
ä%mg  unter  den  Gliedern  der  fiauerfamilie.  Die  ntthere  BMimuning  d^ 
Ausstattung  ist  sehr  mannigfaltig  je  nach  Landessitte  und  Landesrecht 
Soll  aber  der  Zweck  des  Institutes  erhalten  werden ,  so  darf  das  Gut  da- 
durch nicht  zu  sehr  in  Anspruch  genommen  und  mit  Schulden  behslet 
werden,  bisi  welchen  der  Brbbaner  mit  seiner  eigenen  nftchston  Familie 
nicht  bestehen  kann. 

Zu  unterscheiden  davon  ist  die  erhnchtUche  Frage- der  Abfindm^  der 
Geschwist^-  durch  den  succedirenden  Anerben. 

8.    Die  Frbgutseigenschaft  geht  unter: 

a)  durch  Abgang  aüer  Anerben.  In  der  Hand  des  letzten  Anerben  ver- 
wandelt sich  das  Erbgutseigenthum  in  das  gemeine  Eigenthum; 

b)  durch  Veräusxerung  des  Erbgutes  (6.); 

c)  durch  eine  auf  Auflösung  des  Erbgutsverfaandes  geriditete  WUkhi^ 
erklärung  des  ErbguteigenthOmers  mit  Zustimmung  der  nächsten  An- 
erben und  unter  Vorbehalt  gerichtlicher  Genehmigung.  Damit  dieselbe 
dinglich  wirke,  ist  wieder  Eintragung  in  das  Gnmdboch  erCtMtleriich* 

*  Danx,  Handb.  des  D.  Privatr.  V.  $.  520.  ff.  B.  W.  Pfeifer,  das 
deutsche  Meyerrecht.  Cassel  1848-  —  Graf  ▼.  ReigerAerg,  Vortrag  in  der 
Bayr.  Kammer  d.  Reichsräthe  ttber  den  Entw.  eines  Gesetaes  die  landwirth- 
schaftUchen  Erbgüter  betr.  Mflnclien  1851.  äagriecku  GesetSi  die  land- 
wirtbschaftlicben  Güter  betr.,  vom  23.  Febr.  1655. 


SeehstM  OapitaL 
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Eigenthum  an  fahrender  Babe. 

S.  70. 

Natur  dieses  Eigenthams. 

1.  Man  hat  wohl  früher  mit  unrecht  bezweifelt,  dasz  der  Gedanke 
des  Eigenthums  an  fahrender  Habe  dem  Altem  deutschen  Rechte  bekannt 
gewesen  sei.  Wenn  auch  der  Ausdruck  Eigen  vor^gsweise  auf  Grund- 
stücke bezogen  wurde,  und  die  Verfolgung  der  beweglichen  Sachen  be- 
schränkt war,  so  unterschied  dennoch  schon  das  ältere  Recht  deotlich  zwi- 
schen den  Sachen,  die  einer  »nn  nennen^durfte  und  fremden  Sachen,  die 
er  nur  im  Besitze  oder  auf  die  er  ein  beschränktes  Recht  hatte. 

2.  Das  Eigenthum  an  beweglichen  Sachen  unterscheidet  sich  von  dem 
Eigenthum  an  liegendem  Gute  hauptsächlich  in  drei  Bedehungen: 
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«0  datz  jenes  nicht  wie  dieses  nater  dtir  Gootrole  und  dem  Scholze  der 
öffenüiehm  Buchet  steht; 

b)  dasz  das  erstere  der  Natur  der  beweghchen  Sadien  gemiBz  in  hohem 
Grade  in  ikatsäektkhm^  Innehtiien  sich  iuszort  and  dessen  bedarf»  der 
Be$Uz  daher  auf  dasselbe  Tid  gröszeren  EioChuus  übt;  &a  ZusauHnen- 
hang  des  Besitzes  mit  diesem  lägenthum,  der  sich  in  d^n  ttltem  deut* 
sehen  Rechte  allerdings  in  einigen  Beidehung^  bis  zur  Verniischung 
und  Verwischung  beider  Begriffe  gesteigert  hat; 

e)  dasz  ebenso  die  bewegliehe  Sache  sich  vorzugsweise  zur  votten  und  oim-' 
9MUis^hm>  IndwiduaUmriehaft  eignet,  daher  sowohl  die  Spaltung 
in  Ober-  und  Nutzeigentiium  als  die  Idee  des  Gesaimmteigenthum&  anC 
bewegliche  Sachen  niemals  unprüngliche  Anwendung  fand,  und  auch 
spMer  nur  ausnahmsweise  und  dann  nur  auf  die  Zubehoirde  zu  einem 
Grundstttok  oder  auf  eine  ganze  GtUermasse  ausgeddmt  wurde. 

§71- 

Erwerb  und  Yerlust  des  Eigenthums  an  fahrender  Habe. 

1.  ZoeigouDg. 

1.  Die  ursprQnglichate  Erwerbart,  Zumgmmg  focoupaUoJ  durch  BeHtz- 
er§reifuing  an  herrmloim  Sachen  konunt  noch  vor.  Sie  war  dem  Alteren 
deotschen  Rechte  zwar  bekannt  aber  weniger  gelAutig«  als  dem  römischen,- 
indem  jenes  in  vielen  Flllen  der  Gemeinschaft,  beziehungsweise,  der  Obrig- 
keit ein  hdieres  Recht  zusehrieb,  als  dem  occupirenden  Individuum.  Ob 
die  Sache  nodi  nie  im  Eigenthum  gewesen  oder  das  Eigenthum  daran  auf- 
gegeben worden  sei,  ist  zunächst  gleichgültig.  Ytrlorene  Sachen  sind  kei- 
neswegs den  herrenlosen  gleich  und  der  Fmul  darf  nicht  zur  Zueignung 
raiszbraacht  werden.  (1 — 3.)  Vielmehr  ist  der  Finder  verpfliditet»  die 
Sache  dem  EigenthOmer  zurückzugeben  und  wenn  sie  irgend  von  Bedeu- 
tung ist,  durch  ^flbntliche  Kundmachung  den  Eigenthümer  zur  Anmeldung 
zu  veranbuMen.    Wird  aber  der  Eigenthümer  nicht  entdeckt,  oder  begehrt 

•  '  ■  '  *         *  i  '  \ 

i.  Stp,  II.  (•  i.  Svtt  80  Jeman  vind»  besakt  be's  of  mao  dar  Da  vraget,  so  is 
il  4Qvecb.  Sral  so  ieman  vind  oder  dieben  oder  roveren  aüagel,  dat  sal  be  upbiedgn 
opr  Mowi  bwren  umd  io  der  Merken,  g,  2.  ^ekumt  —  Diemao  binneii  ses  wekem 
die  sik  dar  to  tie,  so  Diml  de  riehtere  tvene  deie  und  Jene  behalt  den  dridden  deM«; 

%  Fremetuehee  Landr«  I.  9.  g-  43.  Hai  Sieh  der  Verlierer  weder  Yor  noch  in 
dem  bestiinaiteD  Temla  geneidet,  so  mnsi  der  Riehter  mit  dem  Zusdilage  der 
Sache  TorMH'eH.  g.  44.  Dieser  Zoschlaa  geschieht  an  den  Finder  allein ,  wenn  die 
Sache  nur  hundert  Thaler  oder  weniger  an  Werth  belrlgt  g.  45.  Bei  Sachen  fon 
hohem  Werthe  gesehleht  id«f  Zosehlag  an'  den  Finder  und  an  die  AnneDeasse  des 
Orts. 

3.  Züreher  Gea.  g.  964.  Wird  innerhalb  der  geselsteo  Frist  der  Besilwr  nicht 
entdeckt,  so  Ullt  der  Fond  dem  Finder  in  der  Eegel  lo  EigeDthom  la.  In  wlcbtt-o 
gen  Flllen  und  aus  besondem  Gründen  kann  das  Gericht  dem  Finder  reretst  mar 
das  Benutiangsrecbt  losprechen  «iter  Torbehalt  der  Ersifsong. 
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dieser  öder  ein'  anderer  röohlniAsziger  BMCzer,  der  dieSaclie^  verioreiJ^  die 
gefundene  Sache  nicht,  so  hatte  nach  älterem  Hechte  die  Obrigkeit  einen 
Attftpnich  wem^Btens  aof^de»  grdazerai  Theil  des  Fundes,  die  neuere  Reehli- 
etitWiiiUdng  iat  dagegen  mit  Graiid  geneigt,  die  Sache  alft  herrentei  zu 
betrachten  und  dafih  dem  Finder  tiaa  Eigenthunl  daran  suznstMieGhen,  oder 
wenigstens  einen  zur  Ersitzung  tauglichen  Besiifcz.  (^3.) 

2.  Das  sogenannte  Strandrteht  (ju§  naufragii)  ferner,  i^eMi^s  die 
Kttstaibewohner  oder  die  Hferrn  des  Ktistenbndes  an  Peradnm  und  Waaren 
b^au^  und  gettend  gemacht  haben,  als  wären  die  tob  deir  See-v^- 
sehluhgenen,  die  gettrandgtm  Sechen,  herrenloses  Gut'  osd  die  fremden 
VerunglOekten  Seefahrer  rechthie  Leute,  igt  i^eder  eine  Msche  iiad  rfiu- 
biriache  Anwendung  derZu^eignung.  (4-r*^.)  Dus  deutsche  Rech!  hat  s^hon 
frth  jene  barbarische  Sitte  für  -Unrecht  erklart;  mid  es  darf  heilfamtage 
weder  ein  Strandrecht  noch  mit  Bezog  auf  die  äuT  Ftüseen  vbrzttglich  beim 
Flöszen  frei  flieszenden  Sachen  ein  Grundruhrrecht  (laganum)  anerkannt 
werden.  Dagegen  hat  das  Institut  <]le&  ßergelohns,  welchen  die  Küsten- 
bewohner fdr  ^ie  g$bor^ea  Waaren  in  büHigem,  Maezp  fpräem  dürfen  und 
wofür  sie  ein  Retentionsrecht  an  diesen  Waaren  haben,  noch  einen  guten 
Sinn  und  practische  Geltung.  (7.) 

3.  Öas  neuere  humanere  VäthemefU  erkennt  aelb^t  dm  Bigenthum 
des  Pbin<lM  aii,  mit  welchem  Krieg  ist,  und  es  kann  daher  die  BrbeUHmg 
nicht  mc^r  in  so  ausgedehntem  Hasi»  aiierkannt  Werden,  wie  im  römi« 
sehen  tindnoch' in  dem  nnttelalterifchen  RiK^hte.  In  d&r  Regel  ist  sie  nur- 
dem  H'eer^  und  gegen  d^  ÄugriUtukg  des  feindHehen  He^eg  gesMtei  und^ 
wird  'nur  ausnahmsweise  gegen  die  Einwohner  im  Fetkideslanide  aus  beson*- 
dem  Gründen,  z.  B.  bei  Efstürmung  einer  Stadt  erhubt  Im  Grosaen' hat 
zwttl*  die  Dificipliii  und  < Ehrentfttftigkeit  der  niodemeh  stiebenden^ Heere« 
htmanere  Grundsätze  eingeführt;  aber  absnahmsweifce  ragt<m)ch  ein  'Re»4^ 
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4.'  'CbMl.'  HeibrfVi  Vi,  i.  il96i  (/Vr/s,  11.  200.)  ^  unfvenws' iBi|^(;rit'  DOeUf 
dMrataies<iMr  afiaftimdeDoraas  com  tAercinbniis  saisUublflfr'^uinfrttal'aiMa  e«a 
ab  hac  penitus  exciudirous  consuetadine  inordinate  statuta,  ne  periculum  naufragii 
cum  rerum  suarum  dimissione  perpessi  aliquod  in  bonis  suis  idcirro  dispendium 
sdstineant  t6I  Jricforam.  "Vgl.  senieotia  WilfeltnT  reg^s  a.'l^85.  PerCz/h.  871. 

8.  Urk.  K.  lludwiir^r/fBW.  -^  wOlleri  wir  —  daz  das  selb«  reht  (der  gitmt 
raere)  daz  biniger  unfecbi'  heizzet,  ienl^r  mehre  aber  fs  vndVoii  dUein  tniltt  genomen 
werde.  •.•.>.  .    .      - 

II.  P.  0,.0.  Art.  318.  Deszgteicheii  to  fielen'  E*deD  d^r  MisibiiMich  so  ein 
Sebiihnataii  mtt  leiaeni  Acbi«  teitttarUi  scUilii«chi|rWiMe,  daaiteft  alsdann  «lar  Obcr~ 
keit  dessen  Ort'  mit  Schiff;  Leib  und  Gütern  t<$rfairen  sein' soll;  —  dergMoben  Ge« 
wohnkeit  wollen-  wir,  dasx  ein  Je*  Oberkei«  abscbaffien  —  soll. 

7.  IHnkS,  SU  II.  17..  5:  80  Jemand  MhiflbKletaig  MC  beri^et  and  bolet  et  über 
Reff  oder  in  der  See,  der  soll  haben  den  dritten  Theil:  es  wäre  denb,  dass  eres» 
Obno  sonderiiObe  Irefebr  bei ^gntem  WelM  boiigete;  "Vo  seil  er  davon  nack  Celeften- 
botrand  »kenntnisi' gttler  kaute,  #a8  die<  Bilfigkeit(«rfordert,  ««  UfenfesieD  liaken^ 
WoTeTD  e»  «beii  jemanden  idfillHf  an  des  Schiffes. Boort  getrieben  kllnie;-N  sOtü  ihm 
der  iwanzigsie  Pfenning  aUbln  davon  bckaUelf  wenionv 
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der  frfAiern  Biirbard  in  unsen^  Zeit  hfnein.  '{Eernfr  Kit  »B^Ofte«  im  d^i;« 
sehen  Staatswörterbneh.) 

'4.  Das  Mittelalter  war  gen^  diem  Lande$herm  od^  dMn  Crund- 
^ierrn  das  Recftt  an  den  SefÜUxm  ztteosprechen,  die  in  dem  Rioden  gefafi-- 
den  wnrden.  (8.)  Das  nenere  Recht  hat  meistens  hier  die  Bestimmungen' 
der  römischen  Gesefzgebang  anfgeftommen,  wonach  der  znfilHig  gefondene 
Schatz  dem  tSgentMimer  des  Hodens  (als  welcher  in  neuerer  Zeit  der  Nut«- 
eigenthttmer  bei  dein  getheilten  Eigenthnm-  mit  oder  gar  ausscHlieszIioh  an^i 
gbehen  wird),  ztnr  Hälfte  mid  dem  Find^  ix&  EUHte  zukonbmt.  (Anders  9i) 

5.  Das  Wüd  ist  nach  der  richtigeren  Ansicht  in  Niemandes  Efgen- 
thom,  so  lange  es  seiner  natürlichen  Frdheit  überlassen  bleibt  oder  wenn 
es  wieder  in  dieselbe  svrfickgekebrt;  ist^  Es  gfehir  daher  erst  durch  die 
Zum^win^  in  das  Eig^thuoi  des  Jttgers  oder  Fische .  odet  Vogelstellers 
qber.(10.)  Der  Wilderer,  der  das  Jagdrecht  eines  andern  verletzt,  erwirbt 
durch  Occupation  zwar  kein  Eig^ntbum  an  dem  herrenlosen  Wild»,  weil 
diese  unrechtmäsug  ist  «ad  d^b^r  nicht  rechterzeugend  wirkte  wer  ^beif 
i«  gutem  Glauben  von  ihm  kauft  und  Besitz  ergreift,  erwirbt  Eigen- 
tb«m,  .nicht  bk)szen  Besitz. 

Eigenthümliche  Beehtsgnindsdtze  hat  das  deutsche  Recht  schon  in  alter 
Z^  über  das  Eigentbum  an  den  Bimim  ausgesprochen*  (11,)  Die  Biene 
ist  zwar  auch  ein  »wyder  Wurm«  und  tritt,  wenn  sie  den  Stock  des  Eigen- 
thümers  ver]äszt«,und  sich  anderwärts  niederlöszt,  auch  aus  dem  Eigentbum 
jene»  heraus.;  aber  es  wird  doch  dem  bisherigen  Eigenthümer  gestattet, 
noch  einige  Zat  — •  in  der  Regel  am  dritten  Tag  noch  --*>  den  weggefloge- 
nen Bienenschwarm  zu  verfolgen,  auch  auf  fremdem'  Boden  Versuche  anzu- 
stellen den  Schwärm  wieder  zu  gewinnen,  und  so  weit  diesz  gelingt,  das' 
Eigentbum  daran  zu  behaupten.  Es  ist  das  im  Gegensatz  zum  römischen 
Rechl  Ausdehnung  des  Eigenthumsscbutzes« 

Eine  ahnliche  Verfolgung  während  drei  Tagen  wird  im  deutschoi  Recht 
auch  auf  anderes  Wild  angewendet,  welches  ht  das  Eigenthum  desMen- 
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8.  Assisfs  de  la  basse  Court  de  Iftrusalem.  [Mtnuler^  c.  276.)   Tont  ce  quf  etli 
de  sous  terre  saus  selgnorrlf,  ci  deüestit'  tont  doo  seignor  de  ta  iefre  par  dreh« 

9.  Oesigmifhüehet  Ges.  g.  399.  Ton  einem  Schatze  wird  der  dritte  Thell 
HMi  SlMtsveriDögeB  gezogen.  Von  dem  zwei  übrigen  Drittbeilen  erUilt  eines  der 
Finder,  das  andere  der  Eigenthümer  des  Grundes.  Ist  das  Eigentbum  des  Gruaides 
getbeill,  so  fällt  das  Drittbeil  ,dem  Ober-  und  dem  Nutzeigenthümer  zu  gleichen 
Theilen  zu. 

10»  Stp,  IL  6i.  8«  ^*  Bo  80^  den  menacheo  geschup,  dö  gaf  he  Ime'gewsU 
over  Tische  undt  fogele  unde  alle  wilde  dier. 

M.  Lex  Bttfnotar.  UI.  9^  8r  apM  M  osi  eianen  aAicuiiis  ex  apili  elapaom 
fntrit,  et  in  alterin»  nrmorlB  arfeorem'  imaartrilw  ei  ille  eonsecutus  (uadt,  tunc  Inlar- 
pellat  eum  eqtus  arbor  est,  «I  etm  fiuno  etperenssioDibua  temis  dertraasTena.fl»-. 
c«re  si  fwtett  s«am  Ijleiai  exaneB,  Temntamen  iu  nt  arbar  rod  Mator;  et  fuod 
itnaiMertt»  hi4u*  esi  calus  knbor  est. 
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sehen  gekommea  und  da  geotiihmt  worde«  ist,  ftlr  den  Fall  dasz  es  6icl> 
lo6  macht  und  dem  Besitze  desselben  entzieht.  (12.) 

Auch  im  Qbrigeo  war  das  ältere  deutsche  Recht  geneigter  als  das 
rönlBoJie,  ein  Eigenthum  an  Wild  sogar  im  Zustande  der  »Freiheit  anzu- 
erkennen, 80  des  Herrn  an  dem  WiU  in  seinsro  WiUbann  (13.)^  oder  des 
Eig^nt/iämeri  eines  Baums  an  den  Vögeln,  die  auf  dem  Baume  nisten,  his 
das  Nest  verlassen  wird.  (13.)  .  Der  Baum,  der  im  Besitz,  ergreift  gewisser- 
maszen  Besitz  für  den  EigenthOmer  an  dem  nistenden  Gevögel.  Die  letz- 
tere Aaflbssnng  ist  veraMet,  nicht  aber  das  Recht  der  Verfolgung  der  Bienen 
und  des  gezAhipten  Wildes. 

2.'  Aadere  ursprfingUche  BrwerbarteD. 

T 

1.  Das  Recht  des  Uebergangs  (1.)  sowie  das  an  dem  UeberfaU  (dat 
Anries)' {^.)y  welche  beide  noch  heute  oft  gewohnheitsreditlidh  vorkommen, 
sind  mit  der  Zueignung  verwandt  Sie  blieben  sich  zwar  nicht  auf  her- 
renlose Sachen,  sondern  auf  die  FrücAl«' des  nachbaiiichen  Baumes;  welche 
mit  diesem  zunächst  im  Privateigenthum  stehen,  und  kommen  audi  nicht' 
jede«!  zu,  soujdem  nur  dem  Grundbesitzer  in  dessen  Lüftraum  die 
Früchte  überhflngen  oder  auf  dessen  Boden  sie  fallen.  Aber  er  darf  im 
erstem  Fall  die  überhängenden  Früchte  pflücken,  im  letztem  die  über- 
gefallenen Früchte  einsammeln  und  sich  aneignen.  (3.)    Dieselben  werden 


12.  Sehwfihengptegel  c.  168.  Bis  is  Ton  wilden  rederspfl.  hit  ein  nin  hibke 
oder  sperwlre  oder  ander  vederspil;  unde  du  entrinnet  im  ab  der  hant  oiide  er  toI- 
gel  im  Bieb:  und  es  Hinget  üz  «inen  ougen;  unde  er  geloubel  sich  des  soocheos 
den  lac  unde  er  suochet  den  andern  unde  den  dritten»  vnde  er  vindet  niht:  onde 
swer  ei  in  den  drin  tagen  gevShet,  der  solz  mit  rehte  wider  geben.  gevAhet  erz 
aber  an  dem  vierden  tage  oder  dar  nAch»  ez  ist  atn.  —  SwA  vogel  nistent  ijkf  einem 
boame,  oder  swS  si  nistent,  daz  des  mannes  ist:  die  wile  ez  in  siaer  gewalt  ist, 
so  tii  ez  sin. 

13.  SchipaAtoipwgel  c.  197.  unde  ist  daz  ein  man  ein  tier  wundet,  in  ei- 
nem wiltpanne  unde  daz  fliubet  in  ein  andern  wiltpan:  wes  daz  wilt  si»  daz  sulle 
wir  in  sagen,  stirbet  ez  in  dem  wiltpanne  6  daz  der  dar  über  kome,  der  es  da  ge- 
Jagei  bit»  des  Ist  es  «e  rebte.  vindet  en  lebende,  er  sol  es  lAzen  st^n,  unde  ez  ist 
Jenes»  des  der  wiltpan  isU  Ein  ieglich  wilt  ist  mit  rebte  ie  des  mannes  in  des  wiltpan 
es  danne  ist.  unde  swenne  ez  dar  üz  kämet»  so  ist  ez  niht  mer  stn.  Ist  daz  ein 
man  ein  wilt  Jaget  unde  wundet  sin  niht,  unde  ex  wirt  aber  so  müede»  daz  ez  nider 
vellet  unde  niht  fttrbaz  enmac;  unde  kumet  ez  üz  sinen  ougen»  daz  er  stn  niht  mSr 
siht:  swer  ez  dar  nach  vindet  unde  vShet»  des  ist  ez  ze  rehte.  unde  also  ob  er  sich 
des  suoches  ab  hAt  getSn.  Aber  diwtle  er  ez  suochet»  so  fst  ez  sin.  —  als  ein  wilt 
üf  dlnen  ougen  an  sine  vriheit  kumet,  so  ist  es  dln  niht. 

1.  Aug^bwuTf^er  Stat.  982.  Hanget  ein  bäum  auf  eines  andern  mannes  gut,  was 
des  Obstes  ist»  des  über  sein  gut  hanget»  das  ist  sein»  dieweil  er  will. 

*  2.  fTendhager  WeiSth.  {Orümm,  R.  A.  6.  72.)  Wie  weit  einer  du  obst,  das  Yon 
seidete  apfel-  oder  birnbauiii  in  des  nachbam  hof  Mit»  langen  soll?  so  weit  man 
mit  einer  ahrruthen  reichen  kann  mag  er  sie  wiederholen. 

S.  Herrsehaftsi'.  v.  BIgg  ▼.  IttSS.  Üg*  2.  Stat  der  heUnseh  nass  aM  ops  boum 
in  einem  wlngarten  oder  in  des  Flecken  Fridkretss,  oder- in  etnem  krutgarten»  so 
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gewissentaaszen  von  dem  Boden  cmgetogm  und  fdgen  ißt  PrivalbeiTScIiaft 
Ober  diesen.  Daher  kommt  es  sogar  yor,  dasz  die  anf  die  öffintHche 
Strasze  gefallenen  FVQchte  von  jedermann  aufgelesen  werden  dOrfen.  In 
der  Regel  aber  werden  so  die  Nachbarverhftltnisse  hmnan  aasgegiichen ,  und 
die  DnannehmKchkeit*  und  der  Sehaden  von  Luft-  und  Lichtentzug  durch 
nahe  Obsthiume  hinwieder  durch  den  Mitgenuss  an  den  Frfichften  dessel- 
ben aufgewogen.  Der  EügenthOmer  des  Baumes  ist  auch  berechtigt,  durch 
Micken  die  Fruchte  für  sich*  zu  gewinnen  (Anriet)  und  dem  des  Nach- 
bars zuTor  zu  kommen.  Welcher  von  beiden  zuerst  Besitz  nimmt,  wird 
dann  Eigenthlhner: 

2.    Das  Recht,  Bigenthum  an  den  naiMichm  F\rüeMen  eines  Gutes 
(den  Feld-,  Garten-  'WeinfrQchten)  zu  gewinnen,  wfrd  von  der  römbchen 
Rechtaansicht  durch  die  beiden  objecCiven  Sitze  geordnet: 
a)  dasz  die  hängend  Frue/a  ein  Theil  der  fruchttragenden  Sache*  sei, 

aus  welcher  sie  hervorgewachsen  ist,  und  daher  im  Eigenthum  des 
.  Heim  der  letztem  stdie; 
b;  dasz  die  getrennte  Frucht  von   telbst  dem  Eigenthum  dessen   zuMfe, 

der  an  der  fruchttragenden  Sac^-fiigenthum  gehabt  hat,  wenn  nicht 

das  dingKehe  Recht  einei  andern  diesen  Bigenthumserwerb  hemme  oder 

e^ne  berechtigte  Besitzergreifung  eines  andern  zum*  Behuf  des  Eigen- 

thumserwerbs  fQr  diesen  dazwischen  trete. 

Das  deutsche  Recht  beachtet  diese  objectiven  Beziehungen  weniger 
durchgreifend  (4.):  und  ist  im  Gegentheil  geneigt,  die  Früchte  als  Lohn 
des  menschliehen  Fleitzee  und  der  Arbeit  aufieafassen  und  von  diesem 
Grundgedanken  aus  theüs  den  natiirliehen  Früchten  die  Induetrieifrüctu 
zur  Sdte  zu  stdlen,  theik  das. Recht  auf  die  Früchte  und  das  Eigenthum 
an  den  Frfichtei»  zu  begrteden.  Die  FrwAt  wird  ditrch  die  Arbeit .  ver- 
dimt.  (&6.)  Daher  das  Sprichwort:  Wer  säet  der  nUihet.  Die  FeUfrQchte 
inabesondere  werden  verdient,  wenn  die  Egge  über  den'  Acker  gegangen, 
GartenfrOchte,  wenn  der  Garten  besSet  und  beharkt  ist,  Weinfirüchte  am 
St.  Urbanstag.  Auf  Baumfrflchte  findet  das  Princip  keine  Anwendung, 
weil  der  Baum  dieselben  ohne  wesentliche  Arbeit  hervorbringt  .Wurde 


nimpt  ietlicher  wass  uff  in  vaU  und  gibt  dem  stan  (stamm)  herren  kein  anrlss  nit 
wider.  3.  Wean  aber  der  atan  herr  den  Boum  schütten  wil,  das  er  Tod  der  aarieer 
IhQB  so!  und  mag»  wenn  er  wil,  ao  soll  er  dem  aariser  uun  schütteo  ansageo  uad 
daa  kundt  ihon. 

4.  Schwabentp,  129.  Nimet  ein  man  eioe  witwen  diu  guot  hAt  daz  man  mit 
dem  phlaoge  bowet,  unde  stirbet  si  unde  sol  daz  gnol  wider  gto;  onde  ist  ez  ge- 
sihet  uDde  geboweo»  der  man  aimet  den  null  mit  rehte  dar  abe. 

6.  BUUhründ.  O.  Rethtssprlcbw.  (•  48.  Ist  die  Herae  mein,  ao  gehören  mir 
auch  die  Eier. 

6.  S9p»  II.  46.  g.  1.  8Ye  so  wirkt  enes  andern  mannes  land  unwetene  —  wert 
he  daramme  gescüldeget  —  de  wile  he't  eret,  sin  arbeit  verluset  er  daran,  of  it  iene 
behalt,  g*  3*  ^^^^^  ^  ^^  ^^^^  anverklaget,  he  behalt  die  sat  und  gift  slnen  liua 
jeneme  dfe  dat  lant  behalt. 
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4ler  Baum  vonT  ößm  Aeoteer  -i^lber  gepflanzt,  lo  komiot  jener  GraodsaftK 
auch  d»  zur  GdUing. 

JDie  deutsohrechtliche  Ausdehnuag,  des  Fruchtbegriffs  auf  die  Indostrie- 
früchte  (Zinse)  hat  sich  im  neueren  Rechte  allgemein  erhalten»  nur  in  an- 
ceben  Laiidesrechten  und  in  einseinen  Anwendungen  dagegen  die  Aqsicbt, 
dasz  die  vollzogene  Arbeit  für  die  Frucht  das  Eigenthum  an  derselben 
nach  sich  ziehe. 

3.  £iBe  MriUsitmg  an  bew^ichen  Sachen  hat  erst  spM  in  dem  deut- 
aohen  Rechte  Aufnahme  aus  detn  römische»  gefunden..  In  den  meisten 
Fällen,  wo  dieselbe  nach  römischem  Rechte  zur  Anwendn^jig  kam»  war  sie 
in  Folge  der  deutschrechUiohen  Lehre  vom  anvertrauten  Gute  ($•  72.)  Ober- 
flQssig.  Ausnabmsweiae  aber  ist  in  einzelnen  Statuten  eine  kürzere  Er- 
sitzung von  fahrender  Habe,  z.  B.  nach  Jahr  und  Tag  eingefiQhrt  und  zu- 
weilen nach  Analogie  der  Verstirknng  der  Gewere  an  Grundstöcken  durch 
das.  Erforderntsz  vorheriger  (iffenüicher  Aufbietung  beschrankt  und  tegidirt 
worden.  Im  übrigen  beherrscht  hier  das  römische  Recht  die  aeuefie  Rechts- 
bildung. 

*  Jakob  tirimm,  RechlaaUerthttiner  S.  ö49.  im^Hrat^,  lleberhangs- 
und  Ueberfallirachl  in  der  ZeitiU^hrift  f.  1),  R.  IX.  S.  310  ff.  -«  ibimbacfc, 
die  Lehre  von  der  f  rucbt.  Leipzig  1843. 

§.73. 

Uebergabe.    Anvertrautes  Gut.    Dingliche  Klage. 

1.  Aelleres  Becbt. 

1.  Die  regelmfiszige  Form,  das  BigenUiuBH  an  fiihrender  Habe  auf 
einen  andern  zu  übertragen,  war  schon  im  alten  deutschen  Rechte  wie  in 
dem  römischen  und  nodi  in  dem  heutigen  IbBcht  die  in  soMier  Absieht 
vollzogene  Uebergabe  (traditio).  Der  blosze  Vertri^  .ist  unch  hier  unge- 
nügend. Eine  et^mbolieehe  Cdiergabe  aber  wäre  *^  nach  Analogie  der  Auf- 
lassung -s-  zwar  denkbar  und  einzelne  Ansätze  dazu  hat  das  deulscbe 
Recht  wohl  gemacht,  aber  sie  wurden  dodh  nicht  »alisgebüdeL  (I.) 

2.  Da  der  Eigenthumsschutz  aber  im  altern  Rtoofate  weseoth'ch  von  der 
Getoere  abhangig  und  nur  ein  relativer  war,  so  gefährdete  die  Besitzes- 
übergabe,, auch  wenn  sie  nicht  in  der  Absicht  geschah,  Eigenthum  zu  über- 
tragen, die  Sicherheit  und  damit  mittelbar  auch^  den  Bestand. des  Eigan- 
thums.  Wer  sein  Recht,  die  Sache  zu  haben,  gegen  «inen  Dritten,  oidht 
weiter  verfolgen  kann,  hat  in  Wahrheit  kein  Eigenthum  mehr,  wer  jenes 
Recht  die  Sache  zu  haben  erworben  hat  und  es  auch  dinglich  gegen  Jeder- 
mann vertreten  kann,  ist  der  Wirksamkeit  nach  Eigen^hümer  geworden. 
In  die  erstere  Lage  aber  kam  der  Eigenthflmer,  der.  seine  Sache  freiuDiUig 
m  die  Hand  (Gewere)  einee  andern  gegeben  hatte,  insofern  dieser  dieselbe 


1.    Pr^ttstuches  L4iKlr.  ttd.  7.  §.  61.    Die  Uebergabe  kann  nicbt  nur  körper- 
licby  von  Haod  in  Hand,  sondern  auch  durch  Zeichen  (symbolischj  geacbeheii, 
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mclA:za  Minftr  VeFftogoAg .  behieH^  dena  er  konnte  ae  mtr  bei  diesem  wie- 
derkekn^  loder  fordern,  nicht  bei  dnem  Dritten  vindiciren.  (%  3.)  In  die 
kftztere.tlUige  kMn^  wer  im  reMichen  Verkehr,^  Besitz  der  gelidienen 
Sache  :alsr  Eiganbesitz  erwarben,  also  %.  B.<  dieselbe,  von  dem  unredlichen 
MMber .  redMeh  gekaiift  hatte.  Der  Schutz  des  Verkehres  Überwog  hier 
den  Schott  .des  (absoluten)  Eigenthuiiis.  Es  wurde  unterschieden  zwischen 
den.  FSllen  .des  umfttiuaUUgeH  Besitzeeoerkutes  und  den  Fällen  der  freimUt- 
9m.  Hingehe;  Nur  in  joien  wurde  dem  Eigenthümer  eine  dingliche  .¥\e^ 
(der  sogenannte  Anfang',  oder  die  söhUckie  Ausmache)  gegen  jeden  DriUen 
Yerslatt^  in. diesen -nilrf eine  Klage ^e^  den,  dem  die  Sache  hingegeben 
ivordtot.die.gewöhnUdh  eine  pbrsihUkhe  Klage  ( Forderung J  auf  Rttdtgabe 
•urar^  .io^etoen  auch  «in  cüaer  dingUchtn  Fottn  als  Anfang  möglich  war>.  Man 
nahtt  kk  den  letatem  milen  an:  wenn  der  EigenthttOier  die  Sache  selbst 
einem  andern  übetgehen  uAd  damit  mittelbar  dessen  Macht  anheim  ge- 
t  «teilt  habe,,  sie  .müsse  er  auch  die  Folgen  seines  *^  vielleicbtt«Big€grandeteQ'*:- 
Vertetuens  tragen  und  sich  -gefallen  fassen,  dtse  die  Strit^ang  dea  Verkehrs, 
welcher  er  selbst  seine  Suche  ausgesetzt  habe,  dieselbe  mit  Erfolg  .einem 
drittem iredlioheii .  Erwerber  zuführe.  .! 

Dies«  leobtBsatz  wird  durch  Sprichw^irter  ausgedrückt,  eii  iftltenes 
da»  ür^ttlDgliehiiWobli  einen  aikdern  Sinn  hatte:  Band  musz  Hund  iMh- 
ren  (4.)>>  und  ein  jOngeres^:  Wo  einer  seinen  GUiuken  gelnssen,  da  mnez  er 
ihn  wieder  äiichen.  Die  franz<>sische  Reehtssprache  hat  den  Satz  anfge- 
nomment  Les  meobles  n'ont  point  de  suite. 

3«    Fslüia  desk.mnfreimUigen  Verlustes,  in  , dem  die  dingliche. Klage  ua- 
beAuiklidi  auch  gegen  Dritte  zugestanden  wurde,  waren 
1.    >«a)  dstfeeiokkne  oder  geraubte  Sache^  -    <     . 
-b).  ä^verhrene  Sache, 
.     .    .    ■  c)  das  entlaufene  Hausthier^ 

d)  weggesekwemnUe  Sachen,  (i.) 

2.    Lege$  fTalUeae  III.  $   38.   Sei  modi  sunt,  qaibus  qullfbet  a  bonis  suis  »k- 

pAT^ri  potMt.    Ifl*  tHbdS  casibas  actor  bona  saa   «ctupare  et  jnramnnio  venditttre 

^MMesi;  iB  trlMs  atiia  nan  pdteal»  aempe  in  eaaa  prepoeiti  fei  commpämti  vei  /ocirtf/. 

Actio  eqiiD  deposUi  rel  coinniodati  ?el  Iqcati  contra  nemineni  institai   polest  pr«ifr 

illum  qni  bona  isla  ab  actore  accepit.    In  tribus  reliqois  casjbus  sub  juramcnto  <iuod 

' sujpn  ett  repetereiiO\e&i\  prJmo  in  Cäsn/arti,  secundo'ln  casn  amüsi  ob  negligentiam, 

'  tertto  in  casa  i^i  domino  intcio  ablahte.    Bona  antem  bis  modis  ablatae  sub  Jura- 

tnenta  r«pelere  pMest,  qvonlam' nemo  Uta  asttamanuaoeepil:  et caiAvemoaeeeperit 

•  4uo4iSauiD  est,,  vemlioare  petest  «bJcumqae  iMud  yidare  contigerit. 

./  ^.  *  SaeAtentpieg^el  IL  60^  g.  1.  Svelk  man  enen  anderen  liet  oder  9at  perde 
oder  en  kleid  oder  jenegerbande  yarende  bave,  to  svelker  wis  he  die  ui  von  sinen  fe- 
weren  fei  ^ii  tinie  W/Afn/Verkoft  sie  die,  die  sie  Ifi  geWereb  hevel,  od^r  versa t' 'he 
sie.  oder  verapelet  be  sie,  oder  wert  sie  ime  verstolen  oder  afgerovet ;  Jene  die  ver- 
legen oder  versat  bevet  die  ne  mach  dar  nene  vorder unge  up  bebben,  ane  uppe  den 
dtnU  he  He  leiek  oder  eer$ätte* 

4.  Btakbürg^.  Landf.  A.'64.  {Hruaty  $.  Ifl^.  30.)  Wer  dem  andern  wat  tebnet, 
de  scbal  ehm  dat  wedder  afeschen,  wente  ßmnd  seAai  Hamd  wahrem.  {HiUebpumd  D. 
R.  400.)  •  .     .1     .i         •.    . 
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4.  Fälle  der  freitßiUigm  Hingabe^  in  wdcheo  die  Fwrdemmf  die  ge- 
wöhnKche  Klage  war,  der  Anfang  jedenCslIs  nur  geg^  den  Empfinger  g»- 
ttbt  werden  konnte,  waren  z.  B.  die  Gebranchsleihe,  die  Sachenmiettie,  die 
Hingabe  zu  Pfand,  die  Hinterlegung.  (1.  2.)  Wurde  die  Sache  dann  dordi 
Veruntreuung  des  Entlehners,  Miethers,  PfandglAubigers,  Depositars  an  einen 
andern  verämzert  und  diesem  zu  EigenUhmn  übergeben,  so  wurde  sie  wirk- 
lich yon  dem  Knp/^tfu^er  erworben;  die  Ddiergabe  wirkte  Air  den  Empfiln- 
ger  ein  benerei  Recht  die  Sache  zu  Aofon,  als  das  des  EigentbOmers  noch 
war,  der  durch  die  Besitzeshingabe  selbst  den  Verftnszerer  in  die  Lage  ge- 
bracht hatte,  dasz  er  die  Sache  weiter  verAusiern  konnte  und  sich  wegen 
Miezbrauch  des  Vertrauens  nur  an  den  halten  durfte,  der  den  Miszbraoch 
begangen  hatte.  Dem  dritten  EmpAnger  gegenttber  mutzte  sich  jener  die 
Handlung  seines  objecUwn  SteUvertretert  in  der  Herreehaft  gefallen  lassen. 
Wurde  die  Sache  aber  dem  Entlehner  u.  s.  f.  entwendet,  so  konnte  dieser 
allerdings  sie  durch  den  Anfinig  verfolgen.  (S.)  Er  war  auch  hier  wie  ein 
Stellvertreter  des  EigenthQmers,  dem  er  persönlich  für  die  ROckgabe  ver- 
antwortUch  war« 

5.  Auch  das  jlltere  deutsche  Recht  unterschied  somit  zwischen  der  ding- 
lichen Klage  auf  das  Gut  und  der  persönlichen  auf  den  Mamk  In  der 
Auffassung  der  dinglichen  Klage  zeigt  sich  eiii  beachtenswerther  Unter- 
schied gegendber  dem  römischen  Recht.  Dieses  achtet  in  seinem  Khge- 
system  vorerst  auf  den  Klage-  und  auf  den  Rechtsgrund.  Es  trennt  da- 
her Eigenthums-  und  Besitzklagen  scharf,  fragt  bei  jenen  wieder  zunicfast 
nach  dem  Bru)erbgrund^  und  schliesKt  aus  der  Entstehung  des  Eigenthums 
auf  den  Fortbestand.  Das  deutsche  Recht  sieht  zuerst  nadi  dem  ZtMCift 
der  Klage,  nicht  nach  dem  Grund.  Deszhalb  verdunkelt  sich  ihm  der 
Gegensatz  der  petitorischen  und  der  possessorischen  Recfalsmittel.  Desz- 
halb kennt  es  nur  Eine  Klage  fUr  die  verschiedenartigsten  Rechte  auf  die 
Sache.  Der  Zweck  derselben  ist,  die  Sache  wieder  zu  bekommen^  die  der 
Beklagte  inne  hat  Der  KlAger  „zieht  sich  zu  der  Sache,  unterwindet  sich 
des  Gutes,  spricht  sie  an,  will  sie  dem  Beklagten  abgewinnen."*  Die  deutsche 
Klage  ist  daher  genau  gesprochen  weder  eine  Eigenthumskkge  noch  eine 
Gewereklage  (Besitzesklage,  vgl.  §.  54,  7.)  und  der  Streit  auch  nicht  ein 
Streit  um  das  Eigenthum,  sondern  die  Klage  ist  nur  darum  dinglich,  weil 
sie  in  dinglicher  Form  auftritt  und  einen  sachlichen  Zweck  verfolgt,  und  der 
Streit  ist  ein  Streit  um  das  Haben  der  Sache.  Der  Beklagte  will  die  Sache,  die 
er  thatsAchlich  hat,  behedten,  der  Klüger  will  sie  ihm  (ü>gewkmen,  und  der 
Richter  wägt  die  beiderseitigen  Behauptungen  und  Rechtsgrunde  ab.  Wer 
die  besseren  hat,  der  gcMoinnt  die  Sache,  (6.)    Es  wird  nicht  nothwendig 


5.  Sehwabetup.  191.  Unde  ist  daz  mir  ein  guot  verstoleo  wirt,  daz  mm  mihi 
üif  da  sol  iek  der  kiager  umhe  m  ande  sUrbe  ich  oder  entwich  iek  von  der  klage» 
so  sol  der  darnach  klagen  des  ei  da  ist, 

6.  Richt9t9iß^  d,  R,  II.  g.  1.    De  verde  borgelike  clage  kumt  dar  von,  dat  die 
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entschiedeD,  wer  Eigenthamer  sei  —  sondern  wer  eher  die  Sache  haben 
soUe.  Der  ganae  Procesz  erhält  so  einen  relativen  Charakter,  und  die 
groa^  Schwierigkeit  eines  absoluten  Eigenthumsbeweises  bleibt  vermieden. 
6.  Diese  dingliche  Klage  kommt  nach  dem  System  des  Sachsenspie- 
gds  in  xwei  Formen  vofs  entweder  als  Anfangsklage  oder  als  schUchte  An- 
Bprachi,  jene  mit  körperlichem  Angreifen  der  Sache  verbanden,  diese  ohne 
soichesy  jene  daher  nnt  Busze.  und  Gewedde,  im  Fall  der  Abweisung  des 
KlAgers,  diese  ohne  solche.  Der  letztern  entgeht  der  Beklagte  durch  den 
id,  dasz  er  die  beehrte  Sache  nicht  habe,  wenn  nicht  Kläger  hinwieder 
leibliche  Beweisung  yornimmt  und  dadurch  die  Klage  in  den  An&ng 
verwandelt ,  welche  nun  aber  für  den  Beklagten  getlhrlicher  wird ,  weil  er 
jetzt  des  Diebstahls  oder  der  Unterschlagung  verdächtig  ist  (7.)  Immer 
aber  musz  der  beklagte  Besitzer  angeben,  wie  er  zu  dem  Gute  gekommen 
sei  (6.);  denn  kann  er  das  nicht,  so  erscheint  sein  Besitz  als  gnmdlos  oder 
gar  als  verdächtig.  Behauptet  der  Beklagte  Eigenthum  an  der  Sache,  so 
ist  er,  um  seines  g^;enwärtigen  Besitzes  willen  näher,  ^elbdritt  sein  Eigen- 
thum m  beschwören,  als  der  Kläger,  der  auf  die  ältere  Gewere  gestQtzt» 
sich  zu  demselben  Beweise  erbietet.  (8.)  Behauptet  er  nur  Besitz ,  wenn 
gleich  redlichen  Besitz,  so  ist  der  Kläger  näher  zum  Beweise  seines  besseren 
Rechtes  auf  die  Sache,  .und  als  solches  wird  nicht  blosz  das  Eigenthum 
des  Klägers  solidem  jede  nülrkere  Gewere  und  schon  die  filtere  Gewere  ange- 
sehen, wenn  üe  von  ihm  unfreiwillig  angefochten  worden  ist.  (9. 10.) 

■^        ■  ili^        J»i mi,        »^111  ».1 I  »■ 

cleger  claget  dat  N.  nntter  sic.hebbe  dal  he  billier  hedde  wen  he.  £.2.  Wo  diQ.?a- 
reode  htve  «Dkampt  das  na  machsiu  pruven,  wer  da  it  mit  rechte  beholden  edder 
vorlisen  machst.  Des  wete  dat  varende  bave  kumpt  us  tu  sesleie  wis«  Entwer  vi 
vinden  ae  edder  wi  kopeD  se,  edder  se  wert  us  gedan,  edder  we  aQagen  se  diven 
adder  roveren  edder  se  wert  üs  geerret  edder  we  tagen  se  selben. 

7.  HiehUieig-  L.  B,  II.  g.  3.  He  (der  Klaeger)  mach  it  aaspreken  mit  ener 
tllcbteo  elaga  edd  er  he  mach  It  an  ran.  —  Walta  aver  ene  scenden,  so  lat  ene  den 
ed  don  (dasz  et  die  begehrte  Sache  nicht  inne  habe)  unde  aneva  darna  din  ding»  so 
helpet  em  sin  ed  nichtes  nicht  unde  du  crigest  dat  dinc  wedder.  Wete  aver  dat  it- 
like  secgen,  dat  anevank  an  neneme  dinge  tu  rechte  gesain  möge,  wen  an  deme  dat 
YOrstolen  odder  genomen  si.  Des  is  nicht,  den  en  islik  mut  sie  des  sinen  wol  mit 
rechte  underwinden  war  het  sfit. 

8.  RichUUig  L,  H.  17.  ^  8.  Wert  di  aus  anevangen  have  de  du  selven  geto- 
gen  hefst,  so  kam  in  dat  dink  ande  sprek:  her  richter,  dease  have  heb  ic  sulven  ge- 
logen edder  werken-laten,  unde  wil  dat  bewisen  wo  ic  tu  rechte  scal  unde  bidde 
ens  ordels»  oft  ic  mit  miner  beirisinge  icht  neger  mine  have  to  behaldende  si  de  ic 
In  miner  gewere  hebbe,  wen  mi  ie  Jemen  af  to  winnende  si.  Dar  vrage  jene  wedder. 
na  deme  dat  eme  de  have  vorstolen  si,  dat  he  bewisen  wil,  oft  he  icht  mit  belerme 
rechte  sin  vorstolen  gut  wedder  tu  crigen  si.  wen  it  eme  Jene  vor  tu  behaldende  si. 
So  vlntme  he  sIs  neger  de  it  in  geweren  heft. 

9.  Preiburg,  Sudtr.  v.  1120.  {Krauts  %,  115.  25.)  Nemo  rem  sibi  quoquo 
nöodo  Sublatam  rendicare  poterit,  nisi  Jurameoto  prohaverit,  sibi  furto  vel  prnda 
dDlatam. ' 

10.  Sachttntp,  II.  36.  S*  4*  Sprict  aver  Jene,  he  hebbe't  gekofl  uppe  deme  gt- 
menen  markete,  he  ne  wete  weder  wene,  so  is  he  duve  unscHldich,  desle  he  die  stat 

Bin nt ach II,  deotfches  Privatrecht,   'i.  Aufl.  14 
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IL    Nenares  ReekU 

7.  Auch  hier  hat  pnsere  Rechtsbildiing  eine  MIachimg  der  römiaclien 
und  deutschen  Rechtsideen  und  Institutionen  erlitten,  über  deren  Bedwrtnng 
wir  erst  in  neuerer  Zeit  vorzügfich  durch  die  Untersuchungen  Ton  Brum, 
Beibrück  und  Stein  anfgekllirt  worden  sind.  Leider  war  sich  die  Wisiea- 
schait  zur  Zeit,  als  >die  Mischung  vorgenommen  wurde,  darOher  nieht  be- 
wuszt,  theiiweise  trObte  man  das  reine  römische  Recht  durch  eine  ger- 
manische Aufbssung  und  theilweise  rerUeidete  und  entsteHCe  man  das 
deutsche  Recht  durch  eine  römische  Terminologie.  Die  Folge  daTon  war 
eine  merkbare  Verwirrung  und  mancherld  Widerstreit  der  Doctrin  4er 
Statuten  und  der  Praiis. 

Vorzüglich  in  folgenden  Beziehungen  zeigt  sich   die  Aendenmg  des 
neuem  Rechts: 
1]  Zunttchst  scharfe  Scheidung  der  Begriffe  Eigenthum  und  Besitz,  sowie 
der  petitorischen  und  possessorischen  Rechtsmittel,  nach  Anleitmig  der 
römischen  Jurisprudenz; 
fi)  Modificationen  dieser  Scheidung  durch  die  deutachreehtliche  Lehre  voan 
am>ertrauUn  Gut; 

3)  die  dingliche  Klage  aus  titerem  iiiuUrtem  Betitz; 

4)  die  dingliche  Klage  aius  Verluit  wider  WUkn. 

8.  In  einzdn«!  Landesrechten  wirkt  die  RQcksicht  auf  das  am»efiremU 
Gut  noch  in  dem  Sinne  fort/  dasz  wer  die  Sache  freiwillig  hingegeben, 
einem  andern  anvertraut  hat,  in  der  Regel  nur  gegen  den  mit  Erfolg  kla- 
gen kann,  weichem  er  die  Sache  gegeben  haty  nieht  aber  gegen  den  dritten 
redlichen  Erwerber.  Wenn  der  Vertrauensmann  die  Sache  —  wenn 
auch  ohne  Ermächtigung  und  in  unredlicher  Absicht  —  veräuszert,  so 
übertragt  er  nun  volles  Recht  (Eigenthum)  auf  den  redlichen  Erwerber. 
Die  dingliche  Verfolgung  bew^Hcher  Sachen  ist  dann  auf  die  Falle  be- 
schränkt, in  denen  die  Sache  wider  den  Willen  des  Eigentkümera  oder  des 
Besitzers  aus  dessen  Besitz  gekommen  ist,  und  zwar  kann  zunftehat  nur 
der  die  Klage  anstellen,  dem  die  Sache  entkommen  ist;  wenn  ftber  der 
Entlehner  oder  Miether,  der  die  Sache  verloren,  oder  dem  sie  gestohlen 
worden,  die  Klage  versäumt,  dann  kann  auch  der  Eigßntbümer,  kWgen* 
Beklagter  iat  dann  jeder  Inhaber  der  Sache.  (11.) 


I » t "»' ^ 


bewise  aodeaioen  eid  dar  to  du.  Sine  peiviioge  verläset  he  aver,  die  her  dar  amme 
gaf,  unde  Jene  behalt  sin  gut  —  of  he  sik  dar  to  fiot  iippc^a  hilgea  si^re  dridde  vol- 
komener  Ihde  an  irme  rechte,  die  dat  weten  dat  it  ime  düflike  oder  roCUke  geloset  ai. 
1i.  Code  cwii,  £.  2279.  £d  Cait  de  oieubles  la  possessioD  vaut  titre.  N^an- 
moina  celui  qui  a  perdu  oa  aqqael  il  a  M  voJ(6  aae  chose,  pcut  la  reveodiqncr 
pendant  trois  ans,  k  compter  du  Jour  de  la  perte  ou  du  vol,  conljre  oelai  daaa  las 
maiDs  duquel  il  la  trouve;  sauf  k  celui-ci  sod  recyurs  conU^  c^lui  d.uqaeii!  la  tient« 
£.  2280.  Si  le  posseaseor  actoel  de  la  cbose  Tolto  ou  perd^ie  Ta  achet^  dana  mie  foire 
ou  dans  ud  march^  ou  dans  une  vente  publique  ou  d'uo  oiarchaDd  veodaDt  d|^  o^ü^ 
pareUles,  le  propr|6Uire  origiuaire  ne  peat  ae  la  faire  readre  qu'en  ranbonis^Dt  au 
poaaeasear  ie  prii  qu'elle  lui  a  coüi6.  , , 
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Ged^nlpr  bat  aber  nvweifeii  folgende,  llodificalioiieii  erlitten, 
lawoM  in  der  Ricbbing  die  Yiodicatipn  auszudehneiia  als  in  der  sie  zu  b^ 
üMnken: 
^)  <|ie  dingliche  Kjage  ward  ausgedehnt  auf  Fälle ,  in  denen  der  Eigm- 
,  thQmer  die  Sache  zwar  selbst  in  die  Hand  eines  andern  gegeben  hat, 
a()er  nicht  aus  freißifß  Yerirauem,  sondern  in  Fo]ge  nöthigender   Ver- 
häiinüsi,  z.  B.  &mm,Band^oerker  (12.)  oder  Fabrikarbeiter  zur  Repara- 
tur der  gesfchädigten  Sachen.    Es  wurde  das  dann  ähnlich  behanddft, 
wie  ßchon  früher,  wenn  eine  Sache   ^en  Dienstboten  zur  BesQrgung 
übergeben  und  von  diesen,  4ie  keinen  eigenen  Besitz  bekommen  hat- 
.  teo,  vienintreut  worden  war. 

b)  £|)ensq  ward  si^  ßuegedehnf  gegen  iden  tmredUchen  Inhaber  der  Sache 
und  gegen  den,  der  dieselbe  ohne  Gegenleistung  schenkungsweise)  er- 
worben hat,  auch  wenn  dieselbe  durch  Mis'/.brauch  von  Vertrauen  in 
dessen  Hand  geliefert  worden  war.  Der  Nachdruck  wird  in  neuerer 
Zelt  mehr  auf  Vertrauen  und  guteu  Glauben  gelegt.  (13.) 

c)  Dagegen  ward  sie  Im  Interesse  der  Sicherheit  des  Handelsverkehrs 
beschränkt  in  den  FäRen,  wo  die  Sache  in  öffentlicher  Versteigerung 
oder  auf  öffentlichem  Markte  oder  in  einem  offenen  Magazin  eines 
Kaufirnanns  erkauft  word  n  war,  und  unter  dieser  Voraussetzung  Selbst 
da  nicht  mehr  gestattet,  wo  die  Sache  ursprünglich  gestohlen  oder 
verloren'  war.  (13. 14.) 

d)  Eine  ähnliche  ßeschrünkung  fand  Eingang  bei  Sachra,  die  sei  es  im 
Kriege  erbeutet  oder  »über  die  salzige  See«  gekommen  waren; 

9.    Id  anderen   Landesrechten   wird  die  EigentbumsUage  (ref  vindi- 
catio) dem  Bigenthümer  jongestanden»  ohne  ROduicht  dara«f,  ab  die  Sache 

i%,  Rev.  IMS^ti,  III.  9,  17.  TcedlageC  einav  Kleider  oder  etwas  anderes  eteem 
HandwerksnuDD  in  maclien,  und  derselbige  verkauffl  oder  versetzt  den  Zeag«  welchen 
er  baarbeiten  soU,  So  ist  der  näher  dabei,  welchem  der  Zeog  gehäret  n  bleibea,  dann 
deilenige«  /den  er*wkft«flt  oder  vetfetat  w«i4fli;  pod  <lirff  demjcaif  e^^  bei  welchem 
er  seinen  Zeag  findet,  nicht  mehr  als  den  Macb^lo^n  besablen. 

13.  Oesterr.  Gesetzb.  g.  367.  Die  Eigenthumslilage  findet  gegen  den  redlichen 
Bcaitier  einer  beweglichen  Sache  nicht  statt,  wenn  er  beweiset;  dasz  er  diese  Sache 
antweder  in  einer  öffentlichen  Versteigerong  oder  von-  «inem  zn  diesem  Verkehre  be- 
fugten Gewerbsmanne  oder  gegen  Entgeld  von  Jemanden  an  sich  gebracht  hat,  dem 
ile  der  Kläger  selbst  zum  Gebrauche  zur  Verwahrung  oder  in  was  immer  fQr  einer 
andarM  AMeht  anvertraut  baita.  In  diesen  Füllen  wird  von  den  redlichen  nesitzem 
das  Clffewtbiim  eiworben  vad  dem  ^rlgen  Blgenthfiner  steht  nur  gegen  Jene,  die 
ihte  dafür  verantwarlliei  sind,  das  Hecht  d^  Sebadleshallung  zu. 

14.  ^eunücAe^' hvidr.  I.  15.  %.  42.  Sachen  die  von  dem  Fisco  oder  bei  ftlfenV- 
Ifchen  Terstelgerangen  erkauft  worden,  sind  keiner  Tindication  unterworfen.  $.  48. 
Ein  Gleiches  gilt  von  Sachen,  die  in  Liden  solcher  Kaufleute  welche  die  Gilde  ge- 
wonfun  habeo^  erl^anft  wofdap.  S<  44^  Wer  außerdem  eine  Sache  auf  Messep  und 
HärktfU;  (>4er  ^nst  von  JLeuten,  welcb^  Sachen  dieser  Art  anter  obrigkeitlicher  Er- 
laabnisz  öffentlich  feil  haben,  erkaufi  bat,  dem  kommen  wegen  der  aur  gegen  Ersatz 
in  leistenden  I^üjck^he  die  Ee^hte  eines  re(|Uchen  Bes/tzers  zu. 

'      "     14  #  ■     ■     '^ 
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mit  seinem  WiNen  oder  gegen  seinen  Willen  ans  seinem  Besitee  gekom- 
men ist:  aber  der  redUekt  Buüxer  der  Sache  wird  insofern  mittelbar  g^ 
schotzt,  dasz  er  zur  Herausgabe  nur  dann  verpflichtet  wird,  wenn  der 
KUger  ihm  wiedererMattet^  was  er  für  den  Erwerb  der  Sache  bezahlt 
hatte.  (13.)  IMeses  System  kommt  auch  so  vor,  dasz  der  Besitzer  in  gutem 
Glauben  nur  insofern  von  dem  EigenthQoier  Wiedererstattung  verlangen 
darf,  als  dieser  selbst  die  Sache  einem  andern  anvertraut  hat,  m'cht  aber 
Wenn  dieselbe  ihm  sonst  entkbmmen  ist  (15.)  Dasselbe  beruht  auf  einer 
Verbindung  zweier  Ideen,  des  im  römischen  Recht  ausgebildeten  Schutzes 
des  Eigenthums  — -  der  EigenthOmer  soll  immer  seine  Sache  haben  dürfen 
—  und  der  deutschrechtlichen  BerQckslchtigung  der  Sicherheit  des  Yer- 
kdirs.  Nach  demselben  wird  der  redliche  Erwerber  nicht  Eigenthomer, 
sondern  nur  Ersitzer  der  Sache. 

10.  Die  der  vindicatio  nachgebildete  actio  Publidana  des  römischen 
Rechts,  durch  welche  der  üsucapionsbesitz  geschützt  wird,  wie  wenn  seine 
Anlage  Eigenthum  zu  werden  sich  bereits  verwirklicht  hatte,  war  vorzüg- 
lich geignet  in  die  deutsche  dingliche  Klage  überzugehen,  und  wurde  so  zu 
einer  Eage  au$  früherem  tüulirtem  Besitz,  sei  es  des  KlAgers  selbst,  sei  es 
seines  Erblassers.  (16.)  Die  Klage  ist  unwirksam  gegenüber  dem  Eigen- 
thümer  oder  gegenüber  einem  andern  titulirten  Besitzer,  denn  das .  bessere 
Recht,  die  Sache  zu  haben,  geht  vor.  Der  titulirte  Besitz  des  geklagten 
ist  aber  ein  besserer  als  der  des  KlAgers,  weil  jener  zogldch  real  ist,  die- 
ser nur  in  der  Idee  noch  fortbesteht 

11.  Die  dingliche  Klage  wird  selbst  dann  noch  mit  Erfolg  angestellt 
wann  der  Klager  zwar  nicht  Eigenthum  noch  fmaea  Rechtstitel  zum. Be- 
sitz, sondern  nur  seinen  frühem  Beeitz  nachweiten  und  zugleich  mindettem 
beicheinigen  hann^  dasz  er  denselben  mder  seinei»  WUhn  verloren  habe. 

Falle  der  Art  sind: 

a)  Die  Sache  ist  dem  Besitzer  gestohlen  oder  geraubt  worden; 

b)  er  hat  die  Sache  verloren; 

c)  seine  Hausthiere  sind  weggelaufen; 

d)  die  weggeschwemmten  Sachen; 


15.  Zürcher  GeseU.  $•  ^1*  Wenn  dem  Eigeotbümer  eine  bewegticbe  Sacbe 
entwendet  oder  sonst  gegen  seinen  Willen  ans  seineni  Besilac  gekommen  ist, 
so  ist  aucb  wer  diese  Sache  redlich  erkauft  oder  sonst  rechtmSsiigen  und  redlichen 
Besitz  daran  erlangt  hat,  nicht  berechtigt  Ersati  für  den  darauf  verwendeten  Preis 
so  fordern,  sondern  yerpflichtet,  dieselbe  dem  Eigenthümer  ohne  weiteres  luräck- 
sos  teilen. 

16.  Freust.  Ldr.  I.  7.  S-  ^^^  Gegen  Jeden  Andern  (ansier  dem  Eigenthümer) 
hat  (der  vollstSndige  Besiuer)  alle  Rechte  des  Eigenthümers.  $•  ^'  '  Tollstlndiger 
Besitzer  heiszt  der,  welcher  eine  Sache  oder  sein  Recht  als  sein  eigen  besitzt,  g.  171. 
Alles  Vorstehende  gilt  nur  auf  den  Fall,  wenn  der  BesiU  redlieh  Ist 
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e)  die  Seche  ist  oBrecbtinlszig  von  der  Behörde  we^enommeD  worden ; 

f)  die  Sache  wird  einem  Dieostbotep  widerrechUich  entfinszert; 

g)  em  Willensunfthiger  entänszert  sich  des  Besitzes; 
h)  ans  Furcht  wird  die  Sache  fahren  gelassen. 

In  den  meisten  Fftllen  wird  schon  die  Bescheinigung  gentigen,  dasz 
die  Sache  gestohlen,  oder  verloren,  oder  entlaufen  sei  u«  s.  f.  (17.), 
dagegen  ist  die  Unrechtmaszigkeit  der  obrigkeitlichen  Wegnahme  und  die 
WiDensunfthigkeit  zu  beweisen. 

Diese  Klage  hat  noch  einen  rehtiven  Charakter.  Wenn  der  Beklagte 
ein  besonderes  Recht  auf  die  Sache  (z.  B.  Eigenthum)  oder  besseren  Be- 
sitz behaupten  kann,  oder  wenn  er  nachweist,  dasz  der  Klflger  die  Sache 
verftnszert  habe,  so  ist  er  näher  dieselbe  zu  bebalten,  als  der  Klager  sie 
ihm  abzugewinnen.  (18.  19.)  Die  Einrede  des  eignen  BesüzUteU  (z.  B. 
Kauf)  ist  aber  hier  nicht  .ausreichend«  obwohl  an  sich  der  titulirte  Besitz 
des  Beklagten  besser  ist  als  der.  nicht  titulirte  des  Klägers.  Der  Grund 
ist  zum  TheO  ein  historischer,  indem  nach  älterem  Recht  der  Beklagte  den 
Kläger  auf  seinen  Anctor  (Gewährer)  verwies,  und  den  Streit  um  das  Haben 
der  Sache  zuletzt  ein  Streit  wurde  zwischeo  dem  Kläger  und  dem  der  zuerst 
die  entkommene  Sache  entweder  widerrechtlich  sich  angeeignet  (z.  B.  ge« 
stöhlen)  oder  doch  sie  ohne  Rechtsgnind  (z.  B.  als  Finder)  behalten  hatte. 
Zum  Theii  hat  er  den  fortwirkenden  practischen  Grund,  in  dieser  Form 
ober  den  Eigenthtlmer,  beziehungsweise  den  altern  redlichen  Besitzer,  der 
damit  die  Sache  als  sein  behauptet,  wider  den  unfreiwilligen  Besitzeeverluit 
als  den  redlichen  ßesitzerwerber  in  seinem  freiwilligen  ßesitzeeerwerb  zu 
schCktzen,  und  damit  auch  die  Gefahren  des  Diebstahls  u.  s.  f.  zu  mindern. 
(Delbrtlck  §.  55.  64.)  Einzebe  Landesrechte  modificiren  tkbrigens  diese 
Behandlung,  indem  sie  dem  redlichen  Erwerber  eine  Einrede  auf  fiatschä- 


17.  /Ml/.  JSM9^  Oer.O.  Kmrk  F.  Art.  906.  Bewisa  aber  ejm  kleger  -^  Aar  an- 
sprfiehigen  hab  halben,  die  eygenacbaflt  gDVgaam»  ygd  kündt  docb  dabei  nil  bewei- 
sen, dasz  Jm  die  durch  raub  oder  diebetahl  entwent  worden  wer,  rnnd  die  aotwur- 
ten  möclen  dargegen  iii  rechrgnug  nil  darbringen,  dasz  die  selbig  kriegiseb  habe  mit 
gaten  rechtmessigem  tittel  ron  dem  kleger  bracht  Tod  an  sie  komroen  war,  so  soll 
dam  klegar  aull  sein  betewrung  mit  dem  eyde  (dasz  Jm  solche  gutter  geraubt  oder 
geacalen  woidaii  seien)  geglaubt  werden«  Tnd  im  dieselben  abermals  Ion  masien  als 
obstaht  darauf  Tolgen. 

18.  /Veii#x.  L.R.  I.  7.  S*  ^9'-  1^^  blosze  Inhaber  kann  die  seinem  Gewahr- 
sam entkommene  Sache  nar  von  demjenigen,  der  sie  ohne  allen  Rechtsgnind  im 
Brsitse  haty  zurückfordern,  g.  163.  Sein  Recht  aber  ist  schwacher  als  das  Recht 
eines  Jeden,  der  eine  Befngnlsz  zom  Besitze  nachweisen  kann. 

19.  Bayr.  Ldr.  H.  2.  8*  9-  U*t  Jemand  das  Gut  einmal  rechtmäulger  Weise 
Inne  gelMbl^  hernach  aber  den  Besitz  desselben  wiederum  terloren»  so  kann  er  sol- 
ches Ton  Jeden  Inhaber,  der  nicht  ein  gleiches  oder  besseres  Recht  hierzu  beweisea 
mag,  viddiciren  . . .  Indem  er  aeinea  Orts  weUar  nichta,  als  die  vorhin  gehabte  recht- 
miszige  Possession  zu  beweisen  hat. 
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dignog  verstauen  (90.>,  öder  den  mehtfaehen  tedHdMn  Veitehf  dltor  ab 
den  nnfreiwfliig  yeiiorenen  Besitz  schützen.  (^.) 

*  AJhrecht,  die  Gewere  S,  81  ff.  —  Gaupp^  in  der  Zeitschr.  f.  D.  R.  I.  S. 
114  ff.  —  Buddej  Diss.  de  vindicatione  rerum  mobilium  germanica.  Bonn 
1837.--  Renaud,  in  MiUermaiers  ZeiUcfar.  f;  R.  W.  XVIL  S.  137  ffi-^D4- 
hriUk,  die  dingliche  Klage  des  deutschen  Rechts,  Leipzig  1857.  —  SUin, 
Untersuchungen  ttb.  das  deutsche  Sachenrecht^  Eflangen  1857.—  BlwUiekli» 
in  d.  Krit.  Deberschau.  VI.  S.  189  ff. 


Siebentes  CapiteL 


Von  den  Herrschaftsrechten  des  Staats  nnd  den  daraus  abgeleiteten 

Gerechtsamen. 

S.M. 

Die  Regaltat  Im  Prlvatrecht.  ' 

1.  Von  Regalien  (königlichen  Rechten)  im  Privatrecht  haben  zuerst 
im  XIL  Jahrhundert  die  gelehrten  Juristen  Italiens  gesprochen.  (1.)  Dem 
römischen  Rechte  und  dem  altern  deutschen  Rechte  war  dieser  Rechts- 
begrift  unbekannt  Dem  Geiste  des  Mittelalters  aber,  welcher  überall 
öffentliches  und  Privatrecht  zu  mischen  pflegte,  schien  er  uattlrlich.  Das 
Mittelalter  nahm  keinen  Anstosz  daran,  dasz  dieser  Miszbegriff  amphibieo- 
artig  halb  im  öffentlichen  Rechte,  halb  im  Privatrechte  seinen  Wohn- 
sitz hat 

20.  Prenn,  Ldr.  I.  15.  g.  34.  Sobald  der  Kllger  nacbgewifsen  hat,  dast  die 
in  Anaprueh  geriornmene  Sache  ieioem  reohtmisiifeA  i  Beaiiae  ohne  acliien  Willen 
entlEemmen  sei,  ist  der  Beklagte  in  aHea  FäNen  acbnldigt  seinen  fteaitilitel  ^  anni- 
geben.  -^  g.  37.  Wer  in  den  nteht  auageHoaimeoen  •Fillen  ae ine»  Yermann  und 
Beaitilitel  nirht  angeben  kann»  niuat  die  Sache  unentgeUlieh  Hrückgehen. 

21.  Lüh.  R.  in.  1.  4.  wird  ein  Pferd  far  gtotoMeh  angezogen,  kanh  derJcMiige» 
bei  dem  es  betrolTeti,  beteugen,  dasz  es  Ihm  anfricbffg  lOber  die*dritleHand  gdkeifr- 
men,  dasz  also  dret  Personen  nnd  eine  JegHebe  dersdben  einatoder  Ifabeii  gewrthea 
können,  so  bleibt  der  Besitier  billig  bei  seinem  Pferde.  Wui«e  «^  kker  Aas  blellt 
tban  können,  sondern  derjenigei  ^reicher  es  anspricht,  könnte  beweisen,  dasz  er  ge- 
melies  Pferd  aaf  seinem  Stall  für  das  seine  gehalten,  gefuttert,  und  dasz  es  ihme 
unwissend  aus  seiner  gewehr  kemmeo so  musz  ihm  das  Pferd  wiejleram  ge- 
folget werden. 

1.  Coruiant  Friedend  I.  a.  1158.  {Perit,  11.  8.  111.)  Regalla  snnt  hec:  Ari- 
manie,  Vfe  phblid«,  (IMttitla  MflgaMlii  <M  M  ^ulbua  Ottnt  lia^aWlia,  ^oltaa,  Hpa- 
tlca,  t^dlMia  ^o«  Vtflgo  dIMinitir  ihdIoMea,  moiete^  miMctaMna  pmtiwauim  eena* 
pendIA,  hof^ä  Va^ntfa  -^  angal>Ur«ki  et  j^toMgaHinmi  #  plahaliernBi  et  .naTtaü 
prestationea  *-  tiidtestas  cenatfltteMloHmi'mAgiattainmD  -^  plMalloMmi  aMdHiia  el 
aalinamm  etc. 


f.  74.   Bl«  RegaHai  Im  FrlTa4focliu  '  21( 

'  tihiieile  Zeit' dagegen,  wriche  in  der  groflzen  noch  imvcdleDdeteit  Ar- 
ht^  'begrHfen  int,  das  Gebiet  des  öff$nUichm  Reekies,  in  weichem  der 
Staat  herra^M,  nnd  das  des  Privatrecht$,  in  wekhera  die  fndimdum  and 
Familien  peUntöndig  Wattes,  sorgfiiltig  auszuscheiden,  ist  dem  Gedanken 
der  S^alitAI;  «otficbieden  nngüostig  gesinnt,  and  sucht  auch  da  jene  Son- 
derung zu  vollziehen«  Von  zwei  Seiten  her  wird  der  von  dem  Mittelalter 
uns  Obetrlieferte  B^riff  der  Regalien,  bedroht,  einmal  von  dem  modernen 
Staatsrechte,  welches  was  irgend  von  öffentlicher  Bedeutung  in  demselben 
eingeschlossen  ist  ausscheidet,  und  ausschlieszlich  für  seine  rein  staatsrecht- 
lich geordnete  Polizei  und  Staatswirthschaft  anspricht.  Sodann  von  dem 
neuem  Privatrecht  aus,  welches  für  den  privatrechtlichen  Bestandtheil  in 
dnt  iiergebraehteti  Regalien  nach  rein  priwUrechiUehm  Ideen  sucht,  und 
dcmelben  nur  iasoweit  fortdauern  läszt,  als  es  durch  diese  gerechtfertigt 
iNid.  In  dieser  Aasscboidung  sind  wir  gegenwartig  begriffen ;  die  Wissen- 
sdMft  de»  PrivalrechtB  hat  vornehmlich  durch  Berichtigung  und  Klärung 
der  Ideen  an  dieser  Lösung  mitznarbeitoD. 
9.  DenoigeBttsz  sind  hier  auszuschUeszen: 
a/  die  sSkamiUcheti^  arga/aitehm  Hoheit$recMe  des  Staates ,  wie  Gesetz- 
gebung, Regitfungs-,  Gericbtsrechte;  aber  auch  die  Polizei-  und  Fi- 
nanzhohHi  ( Steuerrecht J^  welche  noch  nicht  fiberaU  scharf  genug  aus 
dem  Privatrechte  ausgeschieden  worden; 
b)  die  ffetDÖknkßhen  Vermö^ieiMrechU  des  Fiscus,  welche  diesem  wie  jeder 
ändern  Privatperson  znstehen. 
Dagegen  bleiben  zurQck  ü^enigei^  Vermögenerechte  da  Staates,  welche 
zwar  afe  sdicfae  einen  pri^atrechtlichm  Gehalt  haben  und  aus  dem  auch 
zu  Gnnüten  anderer  Pritatpersonen  rein  privixtreehiliche  Gerechtsame  abge- 
leitet werden  k/önneo,  wekhe  aber  aus  historischen  oder  andern  Gründen 
die  Herrschaft  des  Staates  ab  nothncendig  und  ursprünglich  voraussetzen 
und  durch  diese  subjective  Rücksicht  eine  dgenthOmliche  Gestalt  erhalten. 
Von  der  Art  sind  vorzOglieh  die  sogenannten  gntndherrschaftUchen  Regalien, 
welche  sich  aus  der  Herrschaft  des  Staates  Ober  öffentliche  Sachen  oder 
Ober  solche  Sachen  erklllren,  deren  Ausbeutung  in  näherer  Beziehung  zu 
der  Offentiioheli  Wirthscliaft  steht,  weniger  die  regeden  Gewerbe  und  An- 
stmUm^  Bbd  ktstern  nändich  haboi  entweder  eine  vorzi^sweise  finanzielle 
Biifjitnwfe,  wie  z.  B^  die  Salzregie  und  das  Tabakmnonopol  und  gehören 
daher  ^em  öAnttciieB  Steu^system  an,  oder  sie  haben  eine  rein  Staats- 
wirthschaftUche  Bedeotong,  wie  z,  B.  das  Postr^gal,  Straszenr^gal  und  dgln. 
und  werden  in  beiden  Fallen  von  staatsrechtliehen  Gedanken  befruchtet 
und  bestiramt  In  den  erstem  dagegen  ist  der  privatrechtiiche  Gehalt  über- 
wiegend und  die  Wissenschaft  ist  berufen  durch  Erkenntnisz  der  leitenden 
I^san  die  Zeit  torzubereiten  und  herlieifilhren  zu  hdfen,  in  wekher  die 
veraltete  Form  der  Regalitat  ohne  Schaden  afaUlen  und  die  neue  xein 
privatieebtUche  Form  schützend  an  ihre  Stelle  treten  kann.  Von  den  bis- 
herigen Regalien  rechnen  wir  dahin: 
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a)  das  sogenannte  Wasterr^gal,  welches  dorch  die  tiefere  wid  nkbeie 
Erkenntnisz  der  eigetUhündichen  Herrtchaft  Ober  die  Gewisser  nii^  der 
emzdnm  nummckfaltige»  Wasiergerechitame  entbehrlich  wird; 

b)  das  sogenannte  Bergregal  und  Salzregai,  welches' wieder  als  eine  eigm^ 
tkimUche  Herrschaft  ttber  die  Berg-  nnd  Salsnoerke  in  rein  prival- 
rechtlicher  Form  fortdauern  kann; 

c)  das  Jagdregal^  das  wieder  mehr  als  in  den  letzten  Jahrhunderten  mit 
dem  Grundeigenthum  in  Verbindung  gebracht  worden  oder  als  ein  be- 
sonders beaufsichtigtes  und  regulirtes  Occupationerecht  zu  einer  neuen 
Form  gelangt  ist 

3.  Aus  jenen  Regalien  wurden  dann  einzelne  GerechUame  abgekiM 
und  an  Privaten  überlassen,  Ahnlich  wie  aus  dem  Sügenthium  SenrRaten. 
Das  Regal  selbst  erschien  als  Herrschaft  der  Person  Ober  die  Sache  und 
zwar  als  ursprüngliche  Herrschaft  Ober  die  körperliche  Natur,  dem  Eigen* 
thum  nahe  verwandt.  Es  unterschied  sich  aber  von  diesem  tbeib  darkit 
dasz  es  nicht  jedem  Ittdividuum  sondern  ursprünglich  nur  dem  staatlich 
höchsten  Individuum,  dem  König,  oder  anders  ausgedrückt,  der  groszen  Ge- 
meinschaft, dem  Staate  zukam,  theils  darin,  dasz  es  nicht  unbeaehrtnkte 
sondern  tüesentlich  mnd  von  Anfang  an  beschränkte  Herrschaft  war.  Die 
BeschräiÜLung  war  gegeben  durch  die  Natur  der  Sachen,  auf  welche 
sich  diese  Regalien  bezogen,  durch  die  öflentlichen  Interessen,  durch  das 
eigentliche  Privateigenthum ,  über  welches  es  sich  veie  eine  Art  höherer 
Herrschaft  aber  doch  nur  in  einer  gewi^en  Reziehung  erhob.  ^ 

Im  Mittelalter  wurden  die  Regalien  selbst  in  Form  des  Ldiens  ur^ 
sprünglich  von  dem  Könige  an  die  selbständigen  Herren  und  Stidle  des 
Reichs  verliehen.  Seit  der  vollständigen  Ausbildung  des  neuem  Staateü- 
systems  ist  die  Yerämzerung  eines  Regals  sMsi  im  vollen  Umfange  durch 
privatrechtliche  Rechtsgeschäfte  nicht  mehr  möglich.  Die  öffentliche  Beden* 
tung  des  Rechts  ist  unablösbar  mit  der  Existenz  des  Staates  verbunden,  und 
kann  nicht  einem  Privaten  zu  vollem  Rechte  übertragen  werden. 

Aber  der  materielle  Genusz  des  Regals,  die  privatrechUiche  Audfeutung 
desselben,  kann  je  nach  Umständen  ganz  oder  theil weise  in  Gestalt  von 
Gerechtsamen  an  Privaten  verauszert  werden,  und  es  haben  diese  sodann 
auch  dem  Staate  gegenüber,  bei  wdchem  die  Quelle  des  MecktSy  die  eigent- 
liche Regalitiit  und  die  öfilmtliche  Seite  desselben  zurück  MeibC,  ein  erwor- 
benes von  dem  Civilgerichte  zu  schützendem  Priratrecht 

Anders  stellt  sich  die  Sache,  wo  der  Begriff  der  Regalität  ganz  auf- 
gegeben wird.  Dann  kann  die  den  Privaten  zuständige  Gereditsame  eine 
ursprüngliche  und  selbständige  Bedeutung  haben,  und  auf  Seite  des  Staates 
werden  dann  nur  rein  öfferUHche  —  nicht  aus  Regalität  erklärte  Oberantf- 
siehtS"  und  Steuerrechte  geltend  gemächt. 

"*  K.  A,  Zachaiim^  Regalien,   insbesondere  Salzregal  in  d.  Zeitschr.  f. 
D.  K.  Xia.  S.  319. 
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S.75. 

I.    Harrsehafl  Aber  die  <i«w8ner. 

1.    Im  Allgemeinen. 

1.  Di^  YQD  andern  dem .  Eigenthum  des  Menseben  unterworfenen 
Sacken  wesciptlicb  yerscbiedene  Natur  der  Gewisser  (§.  53.  2.)  bewirkt 
ein^  eigentbODifiche  von  der  AusbiJdupg  des  gewohnten  Privatdgentbnms 
verscbiedene  Gestaltung  der  mm$chlichm  Herrschaft  Ober  die  Gewässer. 
P^  Grundcharakter  der  Unterscheidung  ist  der,  dasz  in.  dieser  der  Zug 
zur  Gemeimehaft  der  Benutzung  als  der  niAcbtigere,^  in  jenem  der  zur 
AnucUieszlichkeit  der  Benutzung  als  der  überwiegende  erscheint  Je  grüszer 
und  bedeutender  die  Gewässer^  desto  weniger  sind  sie  der  Privatberrschaft^ 
unterworfen,  desto  entschiedener  der  gemeinen  Nutzung  vorbehalten^  An 
Meeren  und  Seen  gibt  es  im  Ganzen  keine,  im  Einzelnen  nur  sehr  selten 
Privatrechte,  die  öffentlichen  Flösse  sind  nicht  im  Privateigenthum,  .und 
nur  einzelne  Nutzungen  daran  möglich. 

3.  Mit  Bezug  auf  flietsende  Gewäaer^  die  am  ehesten  privatrechtlicb 
benutzt  werden,  sind  folgende  Unterscheidungen  wichtig; 

1)  Schißare  Flüsse.  Sie  gelten  aUgemein  als  öffentliche  Sachen,  und 
die  Bedeutung  derselben  wird  von  Staats  wegen  rq^irt  (1. 2.  3.)  Aber' 
auch  an  ihnen  sind  Privatgerechtsame  möglich,  z.  B.  Mühlwerke,  FlUiren- 
gerechtigkeiten,  Wiesenwasserung  u.  s.  w.  Dem  Princip  nach  wird  die* 
Gerechtsame  hier  immer  von  dem  Staate  abgeleitet  und  es  bedarf  dazu 
einer  ijibrigheiilichen  Concession,  Zu  den  schiflbaren  Flüssen  gehören  auch 
deren  —  nicht  schiffbare  —  Arme,  nicht  aber  aOe  Zuflösse. 

2)  mszbare  Flüsse^  (1.2.4.}  d.  h.  welche  zwar  nicht  mit  Schiffen  aber 
doch  mit  verbundenen  Holzstämmen  (Flöszen)  befahren  werden  können.  Mei- 
stens werden  auch  sie^  nach  französischem  Rechte  immer,  öffentliche  FlOs^ 
und  gleich  den  schiffbaren  der  Staatshoheit  unmittelbar  unterworfen  sein. 
Sprechen  keine  beisondem  Gründe  für  die  hergebrachte  Berrschaft  der  Ge- 
meinden oder  einzeber  Privaten  (z.  B.  Grundherrn)  darüber,  so  sind  sie 
als  öffentliche  Sachen  zu  bebandeln  >  im  entgegengesetzten  Falle  nach  Art 
der  Gemeinde-  oder  Privatbäche  zu  beurtheilen. 


1.  Code  Nap.  (.  538.  >-  Las  fleuvas  ei  rlvi^fas  na^igablas  oa  floUablea  —  na 
aoDt  paa  ansceptibles  d'une  propri^ta  priT^ei  aont  couaid^rto  eomma  das  d^andanccs 
am  domaiM  pabllc. 

%  Buyr.  Gea.  iber  die  BeofiUiiBg  das  Waaaara.  {.  %  Ala  ttffentUcbe  FlOaaa 
werden  diejenigen  betrachtet,  vekhe  and  aoweii  sie  a«r  Sablfftibrt  oder  rar  Floaa- 
fabrl  nMt  gebvndcaenFläeieD  dieaeo.  Vit  Nabenarma  aokber  Floate  galten  ala  ölVfini- 
lleherGcwäsaer,  soweit  nkbl  antgefaantehende  Rächte  erworben  aind. 

3.  Siuih»€n»piegel  II.  28.  8-  ^    Vgl,  oben  §.  53.  B.  S. 

4.  Premau  Landr.  H.  ^  %  k%  Dar  glaat  kann  den  Elgenthämar  ainea  auch 
niahi  achübaren  Prlaatflnaaea  nMhigan,  den  fiafarauch  deaaalban  sum  Holiliaaani..sii 
geauttan. 
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3)  Die  in  natürlichem  Gerinne  flieszenden  Flü$$e  und  Bäche,  weiche 
weder  schiffbar  noch  flöfizbar  sind,  "werden  nach  rSmischem  Rechte,  wenn 
sie  beständig  flieszen  {S,)  auch  «hne  aehlffbar  oder  flöszbar  zu  sein  von 
dem  öffentlichttn  Rechte  beherrscht.  D^s  franfösieche  Recht  dagegen  Qber- 
laszt  dieselben  dem^  Privqtrecht  Das  ältere  deutsche  Recht  hat  die  Neiffung, 
di^lben  hn  Ojnierschiede  von  (fen  scHiflfb^ren  Flds$en  entweder'  ^  Thal 
der  Almende  der^  Behefrs'chahg  der  Gmeinde^'m  unterwerfen  öder  analog, 
wo  die  Grundherrschaft  sich  darüber  hth  ausdehnt,  sie  der  Verfftgung  des 
Grundherrn  zu  uhterstellen.  (6.)  In  beiden  FäHen  haben  dann  die  an- 
stossenden  Gemeinde-  oder  Hofgenossen  den  durch  die  Gesammtheit  od^ 
den  Herrn  beschränkten  Genusz  des  Wassiers. 

4)  Die  in  künstlichem  Gerinne,  in  Canälen  flieszenden  Gewässer  sind 
wie  diö  gegrabenen  Teiche,  soweit  am  Gewässer  überhadpt  Privateigen- 
thuip  tnöglich  ist,  in  dem  Eigenthum  dessen,  dem  der  Canai  oder  die  Bn- 
fipissung  des  Teiches  geliört.  (3.) 

5)  Die  Quellen,  welche  in  eigenem  Boden  entspringen,  sei  es  indem 
sie  da  ihre  natOrliche  Ergieszung  suchet^,  sei  es  dasz  sie  künstlich  g<^a- 
ben  werden,  sind  zunächst  Im  EtjentAum  des  Grundeigenthümers  und  wer-, 
den  als  Theil  des  Bodens  .betrachtet  (6.)  Aber  der  "Zusammenhang:  des 
Gewässers  im  Boden  und  der  natürliche  Zug.  dessdben  zur  Gemeinschaft 
äiiszert  sogar,  d^ ,  seine  Wirkung.  Hat  einmal  ein  unterhalb  wohnender 
Grundbesitzer  das  ihm  zuflieszende  QueOwasser  durch  Culturanstal^,  z.  Bf 
zu  einem  Brunnen,  Wasch-Badehaus  bestimmt,  und  in  erlaubter  Weise 
sich,  das  ablaufende  .  Wasser  angeeignet,  so  darf  der  Eagenthümer  der 
oberhalb  gelegenen  Quelle  ducch  spätere  Vorkehrungen  ihm  das  Wasser 
weder,  entziehen  noch  verderben,  ^7.)  Er  ist  .vielmehr  genöthigt,  seine 
Fassung  und  Nutzung  der  Quelle  so  einzurichten,  dasz  der  Fortgenusz  der 
ältereQ  Anstalt  möglich  ^bleibt,  d.  h.  das  für  diese  nöthige  Wasser  dem 
Ablauf  zum  untern  Nachbarn  zu  überlassen. 

V  3.  Wenn  die  Herrschaft  über  fliesz/ende  Gewässer  ,  Eigenthum  ge- 
nannt wird,  so  ist  dieses  Eigenthum  doch  von  anderer .  und  b^chränkterer 
Art  als  das  eigentliche  Eigenthum  aa  Grundstücken,  denn  das  Was^r  — 
und  auf  dieses  kommt  es  bei  solcher  Herrschaft,  doch  an ,    nicht   auf  das 


8.  t^ff^iemt'Hk  L:  I.<g<(8.  Ab^  IdnlDili«  me  qMid'in  Hula«  pilh.^  poMieoto  flu- 
mtt»  es9e  Cassl^  d«flttlt  qntod  (Mrmnte  sit.  •         : 

6.  Weisih.  zu  ßommersheim  v.  1298.  {Orimm,Yf.  II.  516)  hanl  «esdielfeD  v«r 
von  gewelM;  dal  man  and  bau,  tbantr  weiie,  mUt  md  vtutz,  limdt  and  pnindt  von 
dcto  hlmdl  nieder  fn  den  Iremtb.  — ^  dvt  ein  abt  tob  Prunio  mulkn  ^itrni  maih;  so 
wa  Idt  im«  vn^llt  In  der  «plefen,  und  «nicb  ihoM  maktergmHtklMtm^mnbwietm^ 
velt  und  buscb. «-  dat  ntMMto  riscben  sal  fn  aNen  bocken  in  dar  abdalea-^«—  ayn  afn 
•pt  oiid  seine  iLnecfat  un^  a9ke  ge9€lilNyra  vlsdber^ 

T  <*M«'  d.  S|.-  641.'  €^af  >q«i  4  nMe  nöiiro«  d«ns  sdn  fands.  peot -«d  teer  4  sa 
vMollfft,  sanrfe  «N)»it  ifue  1e  pi^ruHMirfe  du  fon^  InMrienr  powvaiiavoi«>aoq«i9fav* 
titre  ou  par  pr^scripiion. 


zog^dteekle  Belle,  in  «fem  es  Oietet  •«-  hftlt  der  aväscfdiestftc^  Hei^tt^hMl 
nkiit  SUlnd,  Bonderti  efli  daroD«  vm  sich  wied^  ündern  mflKtothclleh.  bis 
GffMs&ot  sieht  Ton  seifet^  Qoelle  Ms  2tt  seiner  MQndvAg  'ih  einem  fort- 
tMGhren^  fiiireMiB/ren^  ^MammenAan^,  In  einer  sich  9t0i$  emeuemdm  V^^ 
brndimg.  Es  emiyfindel  der  unlere  Theil  des  Gewässers  ieiclit  eine  Ver- 
ttNiermig  in  dem  oberhalb  gelegen  Wasserlanf,  aber  auch  umgekehrt  ttihncbe 
VorncbtaDgen,  die  unten  an  dem  Wl^serhuf  vorgenommen  iv^rdcfii;  wir- 
ken curOdc  auf  die  obem  Theile.  Dieser  naCQrllche  Züsammenhalig  ^es 
Gegenslandte  der  Herrschaft  musz  daher  in  d^r  jurisfitehen  AusbiMvng 
dfeser  beachtet  werden.  Um  derselben  wBlen  werden  die  verschiedenen 
Bereehtiglen  an  demselben  Gewflsser  zu  einander  m  eine  Bezfehung  gebracht' 
GMaesssume  Interessen  und  gemehisame  Besehrflnkungen  entstehen»  ge^ 
meinsime  Rechte  und  gemeitisame  Pfficfaten.  <8.) 

.  Die  Herrschaft  Aber  das  Gewässer  ist  folglich  im  Princip  besehrank^ 
durch  die  fortwährende  Ruckiicht  auf  den  natQrlichen  Zusammenhang  und 
die  Bestimmung  des  Gewässers,  auch  andern  zu  dienen. 

*  Hos  Meyrer,  Waasemcht  (nach  Bariolos)  1570,  Canerin»  Abh,  von  dem. 
Wasserrechte.  3  Bde.  1789  —  1900.  Daniel,  tratt^  —  des  coors  d'eau.  Pari«, 
1837.  Ueber  die  neuere  Litteratur  siehe  die  Motive  des  äayr.  Ues.  über 
Wasserr.  y.  1852,  die  selbst  eine  gi'ündliche  Bearbeitung;  dieser  L^hre  sind. 

§.  w. 

S.    NnUungCD  an  den  OITentlichea  Gewissem. 

1.  Die  Benutzung  der  öffenlUchen  Flüsse  zur  Schiff-  und  ftösxfafirl 
erscheint  als  die  der  Bestimmung  der  FlQsse  vorzugsweise  gemfiszß,  gehört 
aber  wie  die  Benutzung  der  Landstraszen  dem  öffentlichen  Rechte  an.  (1.). 
Im  Interesse  derselben  wird  sogar «  soweit  es  dazu  nöthjg,  die  Areie  Be- 
nutzung der  Flusxufer  den  Schiffern  zugestanden  (2.),  selbst  wenn  diese 
im  Privateigenthum  der  AnstOszer  sind.  Die  DfereigenthQmer  mOa^n  den 
sog.  Leinpfad  (Beckweg)  gestatten,  d.  h.  Weg  zum  AufwArtsziehen  der 
Schiffe,    Raum  zu  vorObergebendem  Landen    und  Befestigea  derselben. 


■■III III  iiii 


S.  Erk.  des  Dr^idner  Ob.-A.-lr.  bei  S^geH  Arch.  II.  8.  WeiiD  tanev  Mi 
hindurch  da«  auf  elnetti  PHtVtgrutadMfidto  hiiapHliaflide  QuHlwasaer  ki  kOiMIlehl 
angelegten  C^nSlen  oder  n^nigstens  in  eMem  %esifnMnteii  <Grabea  tfirfselMn  Oramd^ 
sta(ft«n  Ihraider  Besitt^f  taitidurcli  geflosaeD  und  vMi  Httsen  be^utat  wordeoi  so  ist 
anxonebmen.  dast  in  drr  gleichförmigen  Beachtung  dieses  SachTerhSItnisses  derlfie^ 
iamintwlfle  der  Interessenten  sich  auagesprodien  habe  uod  diber  nuntnehr  der  Slatos 
qno  selbst  eNie  Rechtsnorm  bflde,  ge|pen  ^eletafe  Tom  BigenttiunMt  <d^r  Quälte  khm 
Nactttheile  drr  Adjacrntett  nidit  gehandelt  werden  darfe. 

1.    O^rliti^r  Landr.  34.  S-  ieglich  vlizcnde  wazzir  beiset  des  riches  straie. 

t.  ^rean.  tandr.  IL  15.  S»  n.  Die  Eigiothfiaer  der  Ufer  4&«M|tliclitr  Flpfse 
ktaM»  den  Sehiirrahrenden  nicht  wehren,  sieh  desLiflnpMf  an  selbige»  lu  bediensi^ 
d«iD  s«  landen,  die  Schills  lu  befwligen  und  lUe  Ladung  Im  NothAille  eioelMilaBe 
an  das  Ufer  ansinsetien. 


sdbst  10  NotbMka  zor  Anneteiiog  der  WaareD.  Die  Eoflilea  des  Uotarhaltes 
sokherLebipfod^U^^D  aber  der  Gem^iosdiaft ,  nicbl  dm  Ufereigenthttinenioh. 

Die  SchiffbannacboBg  eines  Flosaes  alehl  dem  Staate  jederzeit  frei, 
ans  Gründen  des  öffentlichen  Rechts.  Dann  wird  derselbe  immer  zo  einem 
äghfUlich^  Flosse,  anch  wenn  er  es  mvor  nicbt  gewesen*  (3.)  Daraus 
folgt  aber  keineswegs«  da^  der  Staat  diese  Verindemng  Yomehmen  könne» 
ohne  die  Privatper^iuien »  welche  *  durch  dieselbe  an  ihren  Privatrediten, 
z.  B.  an  MQW werken,  Hochbauten  am  UCer,  durch;  Binrinmung  des  Lein- 
pfades Schaden  erleiden,  entschädigen  zo  müssai.  Vielmehr  mosz  auch 
da  das  Princip  beachtet  werden,  dasz  die  Privatrechle  dem  öffeqtlichea 
Bechte  zwar  ens  Gründen  der  öffentlichen  Wohlfahrt  weicfaen  müssen,  aber 
nur  gegen  vplle  Entschädigung  der  berechtigten  Privaten.  Wenn  dagegen 
das  Privab^ht  nicht  in  festen  Dferwerken  sondern  nur  .in  einer  ander- 
weitigen Nutzung  des  Gewässers  selbst  besteht,  welche  jhrer  Natur  nach 
4er  Benutzung  derselben  zur  Schifüahrt  untergeordnet  ist  —  z.  B.  die  bis- 
herige Fischerei  wird  gestört,  oder  die  Benutzung  des  Gewässers  zu  schwim* 
menden  Wasch-  oder  Badeanstalten  musz  aufliören  —  so  hat  dafür  der 
Stiiat  aus  dem  Grunde  keine  Entschädigung  zu  leisten,  weil  nach  der  Natur 
der  Gewässer  ein  absolutes  Recht  der  Benutzung  überall  nicht  anerkannt 
wird  und  dieses  voraus  für  die  gemeinsame  und  öffentliche  Benutzung  be- 
stimmt ist  Die  privatere  Benutzungsart,  obwohl  älter«  kaim  daher  die 
allgemeinere  obwohl  spätere  nicht  hemmen.  Eben  darum  ist  sdbst,  wenn 
Mühlwerke  beseitigt  werden  müszten,  der  Staat  nur  schuldig,  den  Schaden 
den  die  Uferbaute  erleidet,  zu  vergüten,  nicht  den  übrigen  Schaden,  wel- 
cher das  Gewerbe  triflt. 

2.    In  der  Fähregerechtigkeit  (4.  5.)  sind   häufig   zwei  verschiedene 
Rechte  enthalten : 

a)  das  Recht,  für  sich  eine  Fähreinrichtung  zu  haben  und  zu  benutzen; 

b)  das  Gewerberecht,  andere  gegen  Lohn  ^Fährgeld)  über  den  Flusz  zu 
fahr^. 


3.  Bayr*,  Ges.  V.  1B52.  §.  S.  Jeder  Flusz  oder  Jeder  Thell  eines  solchen  kann 
durch  die  SUatsreglerung  oder  mit  ihrer  Bewilligang  in  «inen  öffenUichen  amgevao* 
dell  werden,  Iwkßn  derselbe  4iir  ^SehiOrahrt  od^i  FlosiMri  eingerichtet  wird.  J.  4. 
Bie.Blaater^eryng  ist  befugt,  an  und  in  den  Privatll^ssen  und  Bächen  aof  ihre 
KaeHn  dieienigen  Vorrichtongen  lu  treflTen,  welche  uir  Herstellung  oder  Erhaltung 
des  .normalen  Zustandes  eines  affentUchen  Flusses,  dem  dieselben  zofliessiip,  erfor- 
dedich  sind. 

4.  Zürcher  Ges*  $.  67S.  Die  Errichtung  von  Fähren  tu  eigenem  Crehrauch 
slelu  den  Anwohnern  eines  Flusses  bei,  bedarf  aber,  wenn  die  Fähre  zu  regelmäszt- 
ger  Uebersetxung  für  Lohn  benntsi  werden  soll,  oder  wenn  dauernde  Vorrichtungen 
in  dem  Flpssbe^te  selbst  z.  B*  durch  Junker  und  Ketten  oder  über  das  Fluszbett  hin 
z.  B.  durch  hinüber  gezogene  Beile  angebracht  werden,  polizeilicher  Bewilligung. 

5.  Bmxr.  Qes.  $.  17:  Neue  Ueberfahrtsanstalten  aber  öflfeniRche  Flüsse  mit- 
telst flbreta  oder  Nähen  (Prahmen)  oder 'fliegenden  Brflcken  können  nur  in  Genäss- 
helt  einW  Bewllliftung  der  -KtelsregferitHg  und  unter  den  von  derselben  festzosetaen« 
den  Bestimmungen  errichtet  werden. 


S*  70^   Katzangen  an  den  ttfllsntTfche'n'GewIssehi.  ^21 

Nor  jene»  ist  ans  der  Hcfrrschaft  über  die  Gewisser  abgeltet,  'dieses  folgt 
atiis  dem  Gewerbesystem  eines  Landes.  Besteht  die  Ffthre  nur  ans  einem 
Nachen  oder  Boote,  mit  welchem  in  gewohnter  Weise  ttbergeschiflt  "wird, 
s»  liedaif  eine  solche  Benutzuiig  des  Gewässers  ^^. abgesehen  von  den  Ge- 
werbeverhittnissen,  oder  besoadern  Vortchrifteii  -^  keiner  Bewilligung,  da 
sie  am  Anwendung  der  freien  Sehiflbhrt  ist  Sind  aber  mit  der  Ftthve 
dm^emde  An^altm  in  dem  Ftusz  oder  an  don  Ufer  v^bunden,  so  bedarf 
erf  um  .dieser  willen  einer  obrigkeitliehen  Bewilligung  auch  aus  dem  Ge- 
sichtapunkte  des  Was^rrechts.  Bei  Flüssen  und  Baoheiif  wekfae  d6r  Ge- 
.meinde^oder  Privaten  zugehOren,  bedarf  das  Flhreiecht  im  entern  Siflli 
keiner.  Regierungserlaubnisz. 

3:'  Aus  öffenUichen  Flüssen  darf  jedermann  Wasser  schöpfen  uiid  die- 
selben vorübergehend  zum  Bilden,  Tränken,  Waschen  und  dgln.  benulzeily 
ohne  dasz  er  dazu  einer  Bewilligung  bedarf.    Vorbehalten  bleiben  die  Po^ 
ÜzeivorsChriflen,  z.  B.  über  Badeplatze  für  Menschen,  Schwemmpifttze  'fttr 
?ieh  und  dgln. 

4.  Die  Verschiedenheit  der  Ansichten,  je  nachdem  mehr  die  Nat^r 
des  Öffentlichen  Gewässers  als  gemeiner  Sache  (res  publica,  res  cominunis) 
oder  die  Herrschaft  (das  Eigenthum)  des  Staates  darüber .  betont  w^rd, 
hatte  Einflusz  auf  die  Behandlung  der  übrigen  Bestandtheiie  des  Fluszbett^; 
Steine,  Grien,  Sand^  Schilf  und  andere  Pflanzen  darin.  Ist  die  Benutzung 
derselben  dem  gemeinen  Gebrauche  überlassen,  oder  hat  der  Staat  ein  aus- 
schlieszliches  Recht  darauf?  Der  Begriff  des  Eigenthiims  In  seiner  Hflrte 
und  {jRver&nderlicbkeit  Iftszt  sich  auch  da  nicht  dutcbführeiil '  aber  hin- 
wieder liegt  eine  nähere  Ordnung  solcher  Benutzung  tm  Gegensatz  zu  will- 
kOrlfchem  Zugreifen  der  Individuen  im  gemeinen  Interesse.  Daher  suchen 
die  neueren  Gesetze  den  Streit  auszugleichen,  indem  sie  die  Benutzung 
auch  den  Gemeinden  und  Privaten  fiberlassen  aber  nach  Anordnung  des 
Staats,  zuweilen  gegen  kleine  ---  doch  nicht  als  wirklicher  Kaufpreis  auf- 
zufassende Gebühren.  (6. 7.) 

5.  Erfordert  eine  Benutzungsart  des  öffentlichen  Gewässers  bleibende 
Anlagen  an  oder  in  dem  Flusse,  z.  B.  Dämme  oder  andere  Dferbauten 
Schleuizeny  Abzugsgräben,  Triebtoerke,  welche  auf  den  Wasserlauf  und  die 
gemeine  Nutzung  desselben  Einflusz  haben,  so  darf  nach  der  neueren  Aus- 
bildung des  Rechtes  eine  derartige  Einrichtung  nicht  mehr  einseitig  und 
willküriidi  voA  den  Anwohnern  getroffen  werden,  sondern  es  ist  im  In- 


0.'  Bayr,  Oe^.  g.  15. "  Das  Abfülireo  von  Suinen,  Sand,  Scblamm,  Erde  und 
Pflanzen  aus  dem  Fluszbette  ist  oor  nach  Maszgabe  der  dieszralls  za  ertheifendsn 
firlauboisz  und  an  den '  bi^tr  bezeichneten  Ptlftzen' gestattet.  Die  Staatsregterung 
kann  hleffar  die  Entrlchtang  mMsziger  Gebühren  anordnen. 

T  ZürcA.  Ges.  $.  675.'  Das  R^cht,  Saiid  ond  Kies  in  dem  riuszbette  zu  be- 
liotzeo,  steht,  soweit  da  nicht  erworbene  Rechte  anderer  daran  bestehen,  deta  Staate 
und  deta  betreffenden  Gemeinden' fu:  -    .    •     . : 
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ttresie  ^  G^mrimchaft  die  vorherige  Prüfnmg  dff  Falls  qnd  dj«  J^touA- 
UM«  TOB,  Seite  der  Obrigkeit  dasu  erforderlich.  Das  Nttbere  im  Hipblii^ 
mf  die  Triebwerke  ip  $.  78. 

'6.  Die  Beoataung  dea  GewSasen  luni  FiSeuen  vmeHnmdemr  Mol»- 
Mücke  iat  nicht  dem  geneiaen  Grimoche  hingegebeot  sondern  bedarf  iaiacr 
besondem  Bagrnnduag,  sei  es  daaz  ein  herkOnindichea  oder  «rkmidlMi 
veriiaheDes  Ploizreekt  (jus  gmftiae)  besteht,  sei  es  daaz  in  einaehien  FÜhn 
die  obrigheiüicke  Erlaubmtez  tum  Flöszen  ertheiK  wird.  Aus  dem  Rechle 
auf  die  Zinmerfltase  foKgt  mcM  das  Recht  auf  die  ScheitfOaae.  Da  die 
Mxtere  fttr  eine  gewine  Zäit  den  gansan  Firns  in  Anspruch  nimmt,  und 
andere  Benützungen  gehemmt  oder  gefiihrdet  werden^  ao  ist  die  Zeit  das 
lF]löazens  zuvor  Öffentlich  zu  verkünden.  8.)  Für  den  Schaden,  wei- 
cher um  der  Ausübunjg  des  Fl^zerechts  willen  den  Ufereigenthümem 
widerfilhrt,  z«  B.  an  Wuhrungen,  Dämmen,  Brücken  u.  s.  w,  bat 
der  Fl^^herr  Ersatz  zu  leisten;  hat  aber  ein  ausschlieszliches  Recht  auf 
alles  geflöszte  Holz,  auch  auf  das  ans  Ufer  geschwemmte  und  das  Senk- 
holz. Die  Flöszknechte  dürfen  es  holen  und  die  Ufer  betreten.  (8.)  Die 
Ansprüche  der  Uferbewohner  darauf  sind  meistens,  abgesehen  von  ab- 
weidienden  Tertragsbestimmungen,  eine  an  die  Barbarei  des  Strandrecbts 
erinnernde  Anmaszung. 

S.  n. 

3.    NuUangea  an  Geneinde-  und  Priratgewässern. 

1.  Ob  d^  miA  Ofientlicben  Flüsse  und  fiiche  im  PriwUeigeBiäume 
stellen  oder  nicht,  und  im  ersteren  Falle,  in  welcher  Weise  sie  als  Sigen- 
.thum  der  Ufereigenthflmer  zu  betrachten  seien»  sind  vidbestrittene  Fnigep. 
Auch  hier  erinnert  das  Wort  Eigaithum  an  Eigenschaften,  denen  sich  die 
Natur  des  flieszenden  Gewässers  nicht  fügt.  Wird  daaseibe  vermieden,  so 
wird  man  sieh  leichter  zurecht  finden.  Gewisse  Nutzungen  sind  auch  an 
solchen  Gewässern  jedermann  gestattet  und  zwaf  nicht  f4»  da^  Cigentbum 
beschränkende  Servitutrechte,.  sondern  als  Uebung  der  wesentlich  gemeiM^ 
tarnen  Herrschaft  der  Menschen  über  die  nalürUchen  Gevoässer^  so  das 
W<^9^»chöpfen  mjt  Handgefässen,   Waschen,  Baden^  Tränken,  ' 

ä.  Andere  Nut^uipgen  dagegen  sind  %^tnlichet  deo  Vfer^igenihän^ern 
vorbehalten,  so  dasz  hier  dje  Bichtung  zur  Privotkßrrscbqft^  atärker  berwN^ 
tritty.  und  es  begreiflich  wu4  wenq  miancbß  neuare  G^Mz^  diesf  Gewimr 

8.  Buxr-  ^<^-  S*  ^'  Bai  allen  Trit^awäasern  siod  die  Ufer« igentli^me^  ▼er- 
pflichtet: 

1}  aich  Jeden  Gebr^iicha  d^  Witssere  vbl  i^thaKen,  welcher  die  FUtezerei  ^ 
nhrdet, 

2)  die  zuf  Befördprong  der  Floszhölzer  ndthige  Beirelung  de^  Ufer^^  ud^  den 
FlOszcrpfad  in  d^  üblichen  Breite  ohne  Entschidiguag  zn  dulden«  iosofc^ne 
ein  Anspruch  hierauf  nicht  durch  ein  erworb^n^  Recht  berpita  t^egro^dei  ^st. 


als  Zubekaräe  der  üfergruiubUkcke  «klftreo,  und  wenn  solche  Flüsse  die 
Bier  vei^ehiedener  GnindeigenthjDi^er  treonent  letztere  je  bis  zur  Mitte  des 
Fkuses  ab  fligentMnaer  desselbeni  be^choeiK  obwohl  auch  da  die.  Beftr- 
§chaft  dfr  UfweigefUkikMr  über  im  GetJoäuer  ypn  ganz  anderer  Art  i^  als 
iiir  Sigentbum  m  den  aostoszendep  Grundstück^p.  (1.) 

•  3.  Die  UfereigentbUmer  aind  berechtigt,  daa  an  ihrem  .GmadstOeke 
▼orMterOiessende  Wasser  nach  Bdieben  zu  bemttssmy  und  dafür  die  nötU- 
gm  Einrichtttngen  zu  treflen,  inaofem  nicht  einem  andern  Dferngenthümer 
oder*  Wb8serwerfcb»ils0r  durch  Ueberschwemmung  oder  Stauung  SchMkn 
zugefügt  ivird  und  der  natürliche  Abflusz  des  Wassers  nnitersehrt  bleibt, 
beiiebungswe^  wieder  hefgestellt  wird*  (1-r  8»),        /  ;    .    . 

Derartige  Nutzangan  der  Ufepeigenthüroer  and  SHS^r  den^  Triebwer- 
ken (8.-78.): 

a)  Witu^nanttahen,  vom  der  Beschränkung  jedoek,  dasa  andere  Wasser- 
oder  Fischereiberechtigte  an  demselben  Flusz  ein  Rechl  der  Biospradie 
haben,  wenn  durch  die  Wäscherei  das  Wasser  yerdorben  und  zu 
weiterer  Benutzung  unbrauchbar  gemacht  wird; 

b)  Badeeinrichtungen ;         '   •  ;>     »' 

c)  Fährea/idaffm ; 

d)  FitchhaUer;  .     .  '     .      « 

e)  Ansialtm  für  Wie9enwäM$eruiiig. 

Ebenso  dürfep  die  Ufereigenthümer,  wenn  nicht  andere  erworbene  Rechte 
im  Wege  sind,  $Uine,  Kies,  Grien,  Sand,  Schlamm,  Pflanzen  u.  s.  f.  ai^s 
dem  Fluszbette  nehmen.  Nur  die  Goldwascherei  und.  die  Perlenfischerei 
nimmt  gewöhnlich  der  Staat  für  sich  in  Anspruch. 

»  — wi^^.^    ■  I  I  I  >  II  >     I m       i  ■■  ipnj  ■  ■  m  »iiiiiB  ■■M^—  1 1  ■  >  ■  I     I  ^^.^-^i^^^^^ 

i.  Buyrv  fias..  %,  9^.  W\maie  and  Biclie,  welche  weder  aer  aoUinihrt  oHh 
ii|  FJosilftbri  Qiit  gebuadenen  Flössen  «üonfii,  werden  mit  Inbegriff  des  bestebeiidfo 
GetKlls  als  Zubehör  der  Grundstüclie  betracbtei«  zwJschcD  welcbeo  sie  hindurch- 
flieszen.  nach  Maszgäbe  der  UferUnge  eines  ]  drn  Grundstücks.  Der  OfereigenthH- 
tner  darf  Jedoch  das  Wasser  nor  mit  Rücksicht  auf  die  Rechte  der  übrigen  Ufer- 
eifenChiflMr  md  der- eonstigen  Wasserbereebiigten  «nd  unter  den  McMdIgeiMleu  Bt- 
■durlffl^oiiacia  besilieii. 

%.,  C^d,  JVap,  g.  644*  Celui  don^  kjä  pnoprif^t^  borde  uoe  eaq.  coqrante  --  peut 
s*en  servir  k  son  passagc  pour  Tirrigation  de  ses  propri^i6s.  g*  ^^-  S*ii  s*^l6ve 
niie  coDtestiftton  entre  les  propriötaires  auiquei^  c^s  eaux  peuvent  <$tre  utiles;  les 
tribuoaux,  en  pronon^ant,  doivent  concilier  l'agriculture  «vec  le  respect  dft  I  'la 
propri^t6;  et.dans  tous  les  cas  les  r^gleroens  parliculiers  ei  locaux  sur  le  cours  et 
l'nsage  des  eaux  doivent  6tre  observ6s. 

>..  3«.  ißMyr.  6et.  %,  54.  SofenM  «ieht  Loealvtrortntfligeii.  flerfcoromen,  beson- 
dare  tteolütslatel  odar  VeitMipaiif  eioe  AesMknw  toegi^ndeD  *-  iel  jeder  ItfBraifaa- 
Ahötttr  tereehügt,  das  an  eeieviii-GpendBtttclN  voeaberOlesaeiide  Waster  x»  Jeitm 
beliebigen  Gebrauche  zu  benützen  unter  derBeschripkungt  I)  ^«'i  kein  eine»  aniern 
aaUMUcl^er  BuckiBiand  und  kelve  Ceberscbtrefpn^uog  oder  V^rsumpfMag  fremder 
GruadstficH^  yerurfttfibt  verdf»i.darf,  ,2J  da«z,4^aA  Wasser  dar  Abflusz  in /das  un^ril^- 
Ucbe  OeU  de«  Flusaeß  ^gpinm  vejcdf^  mosz«  .berer  di9Mr.44#  Vter  mu  (n^f^a 
GniDdstuckes  berührt. 
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4.  Fttr  dte  Bodenctiltar  isitid  Wätsemng$  -  und  EntwlU$erungian$Utt$H 
von  so  grosKem  Werthe,  dast,  nach  dem  Vorbilde  des  lonitMirdiScIwn  Reehto^ 
die  nenern  deutschen  Gesetegehungen,  um  die  HersteNling  solcher  Anlagen 
tu  erleichtern,  die  genot9en»chaftUche  Verbindung  der  betheiligten  Gmnd- 
eigenthttmer  mit  autonomiscben  Rechten  ausstatten,  unter  Umstanden  Em- 
zelne  zur  Beihttife  verpflichten  und  zu  Gunsten  jener  Werbe,  so  daaz  auch 
aus  einem  nicht  anstoßenden  Flusz  oder  Bach  das  erforderiiche  Wasser 
geholt  oder  in  einen  solchen  wieder  abgeleitet  iVMden  dar(  diß  Grundsitze 
fiber  MtDang$wei$e  Bnieigmmg  im  Interesie  der  öfistttlicfaen  Wohlfahrt  rar 
Anwendung  bringen. 

*  Cancrin,  ▼.  Wasserrecht  Ablh.  Vll.  — *  BamagnöH,  r.  WM'^i'l^itUBgs- 
reeht,  Obers,  von  if.  Ni^ukr.  Halle  1840.  ArfinsteAa»  Ges.  über  die  Be- 
ntttzung  der  Priratflüsse  ▼.  28  Febr.  1843.  Hamnooerschei  Ges.  fiber  £nt- 
wissemng  oiid  BeWisstrung  v.  22  Aug.  1847.  BayrtidbcfGes.  eben  darüber 
f.  28  Mai  1862. 

4.    Recht  auf  Triebwerke.«  (Müblenrecbt.)    • 

1.  Nach  ältestem  deutschem  Rechte  stand  es  jedem  Dfer^bewohner  frei, 
das  vorbeiflieszende  GewAsser  jeder  Art  zur  Betreibung  von  Wasserrädern 
ftar  MOhlwerke  zu  benutzen,  wenn  nur  durch  seine  Einrichtung  niemand 
beschädigt  ward.  (1.)  Seitdem  aber  der  Grundsatz  det*  Regalität  auf  öjfent- 
liehe  Gewäiier  erstreckt  worden  ist,  und  ebenso  auch  nach  der  modernen 
Ansicht  von'  der  Herrschaft  des  Staates  über  die  6flentlicben  GewAsser 
(vgl.  2.),  bedarf  die  durch  dauernde  und  in  den  Wasserlauf  eingreifende 
Einrichtungen  bedingte  Errichtung  von  Triebwerken  und  die  Brandung 
eines  derartigen  Wa$$erreehi$  Jederzeit  einer  obri^itUeken  BHaulbmsx. 
Diese  wird  indessen  nicht  willkOrKch  ertheilt  oder  versagt,  sondern  in  Be- 
achtung der  Rechte  der  Betheiligten  und  mit  Rücksicht  auf  die  öffentliche 
Sicherhdt.  Werden  jene  nicht  beeinträchtigt  und  wird  diese  nicht  gefilhr- 
det,  so  wird  die  Freihei$  auch  dieeer  BernUxung  vom  Staate  anerkannt 
Die  Erwägung  der  erstem  ist  privatrechtlich  und  die  Beurtbeihing  darüber 
steht  den  Civilgerichten  zu;  die  Bestimmungen  über  die  öffentliche  Sicher- 
heit dagegen  sind  staatsrechtlich,  und  die  daherige  Entscheidong  steht  dai 
Verwaltungsbehörden  zu. 


i.  .Lei.  Alm^  83.  i.  %  81  quis  ili«Miiuni  tut  qmlomcuiiqne  eUusanm  In 
aqua  fMere  fotuerit,  m  fmdmi  ut  mmmiitoeemi.  8i  aiilcai  nocuerlt,  raiapalur  «aque 
dum  Bon  oaceal.  8i  aabtt  rip«  so«  sunt»  UcentiaM  babeai.  8i  auien  una  jHcriuB 
eai»  am  roget  ani  eomfaret*   . 

%  Weisth.  tu  Ltmg^fM  t.  IM7.  {Orimm,  W.  II.)  8.  Sf^S.erirenneD  itle  Seheita 
den  Grafen  Yon  Blankenhcim  tar'  einen  rechten  grandt-  rnd  lebaherren  fnd  weisen 
Iren  gnaden  gebot  und  verbot  folgends  auch  gewall  muelea  za  baawen  vnd  das  was- 
ser  in  lallen  nach  gefallen. 
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'  Es  kum  nicht  anffiülen^  da9z  auch  mit  Bezog  auf  Errichtang  solcher 
Triebwerke  an  Privatgewässem  die  neuere  Rechtsbilduog  oft  die  nämlichen 
GmndsStze  ausgedehnt  hat  Die  eingreifende  und  nachhaltige  Bedeutung 
dieser  Werke  fbr  den  Wasserlauf  erfordert  auch  da,  sowohl  im  Interesse 
der  polizeilichen  Sicherheit  als  um  der  Qbrigen  privatrechtlich  Betheiligten 
willen,  eine  vorherige  umfassende  Prüfung  in  ersterer  Beziehung  von  Seite 
der  Verwaltung  und  in  letzterer  der  Betheiligten  selbst,  im  Streitfalle  des 
Gerichts;  und  da  schon  bei  öffentlichen  Gewässern  die  Elrlaubnisz  der 
Obrigkeit  den  formellen  Charakter  der  bloszen  Anerkennung  erhalten  hatte, 
dasz  keine  privatrechtlichen  Hindernisse  im  W^e  stehen,  so  konnte  auch 
bei  Privatpersonen  in  gleichem  Sinne  von  Erhubnüz  der  Verwaltung  ge- 
sprochen werden.  (3.)  Wenn  dagegen  noch  Wasserrechtszinse  oder  andere 
GfgenUUtungm  für  die  Concession  eines  Wasserrechts  auferlegt  werden,  so 
rechtfertigt  sich  dieaz  privatrechtlich  nur  fUr  Wasserwerke  an  öffentlichen, 
nicht  an  Privatgewässern. 

2.    Bei  dieser  Prüfung  komnien  wesentlich  in  Betracht: 

a)  die  Rücksichten  auf  die  übrigen  GrundeigerUhimer,  deren  Boden  in 
dem  Bereiche  des  Gewässers  steht; 

b)  die  Rücksichten  auf  die  übrigen    Wassei-werkibesüzer  an  diesem  Ge- 
wässer. 

In  beiderlei  Beziehungen  reicht  der  Schutz  des  gewohnten  Privateigenthums 
nicht  aus  und  es  hat  schon  das  ältere  deutsche  Recht,  indem  es  jeden 
Schaden  womit  andere  bedroht  werden  als  Hemmungsgrund  des  Hühlen- 
baues  erklärt  hat,  auf  das  Bedürfnisz  eines  allgemeinen  Princips  hingewie- 
sen, welches  wieder  aus  der  erörterten  der  Gemeinschaft  zuneigenden  Natur 
des  Gewässers  sich  erklärt.  Es  dürfen  durch  die  Anstalten  des  Müllers 
weder  die  Grundstücke  der  benachbarten  Eigenthümer  der  Uebersckwem^ 
mung  ausgesetzt  noch  denselben  das  bereits  zur  Wieeenbewäsierung  verwen- 
dete und  nöthige  WiSser  künetlich  entzogen^  wohl  aber  darf  zu  Gunsten  des 
Uühlwerks  auch  die  ältere  Wiesenbewässerung  in  einer  Weise  näher  regu- 
Brt  und  beschränkt  werdea»  dasz  dadurch  die  gehörige  Betreibung  des 
TTid>werks  nicht  gefUirdet  wird.  Ebenso  dürfen  die  beUehendm  Triebe 
werie  dadurch  nicht  in  der  Benutzung   ihrer  fneherigen    Woiserkraft  ge- 

rr — 

3.  Bayr,  Ges.  ▼.  I8tt2.  g.  73.  Wer  eine  Staavoirichtang  an  elDem  öffent- 
Ucben  Flosse  oder  an  einem  PriTStflusse,  an  welchem  sieh  Triebwerke  beflnden,  oder 
wer  ein  Triebwerk  mit  gcsiMoaier  Wasserkraft  an  einem  öffentlichen  oder  Privat- 
flösse  errichten  will,  iqgleichen  wer  an  bestehenden  VorriehtangeD  und  Werken  sol- 
cher Art  eine  AbSnderong  vomehmen  wiU»  welche  auf  dea  Verbrauch  des  Wassers 
oder  die  Höhe  des  Oberwassers  EidAuss  hat»  ist  gehalten,  der  Yerwaltangsbehörde 
eine  genaae  Beschreibung  der  beabsichtigten  Einrichtang,  soweit  sie  sich  anf  die 
mmilteU>are  Wasserbeoutsang  befieht»  nebst  den  erforderlichen  Pfineo  voi^alegen. 
Biese  Actenstficke  werden  anf  Anordnung  der  Behärde  unter  amtlicher  Aoüicd^t 
mr  Kenntnisinahme  der  BetheUigteD  aufgelegt  und  Tagsfüirt  sor  Yerbandlung  an- 
geordnet. 

BlBBtsehli»dentfebas  Printrecht.   S.  Aua  15 
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hemmt  oder  beschränkt  werden.  Es  kann  den  oberhalb  gdegenen  "trieb- 
werken  durch  Rüehtauung  und  den  untern  durch  Hemmung  oder  SekM- 
ehung  des  Wasserablaufs  Schaden  zugefQgt  werden. 

Es  smd  daher  im  einzelnen  Falle  oft  besondere  Bestimmungen  ndlhif, 
welche  die  mancherlei  Interessen  billig  ausgleichen.  Die  zusUndige  Wasaer- 
höhe  und  das  Gerinne,  die  Lage  und  Grösze  des  Faehbaums,  welche  von 
dem  Triebwerk  benutzt  werden  dOrfen,  werden  dann  durch  den  sogenann- 
ten Aichpfahl  oder  Pegel  auf  dauerhafte  Weise  bezeichnet  und  gemessen 
und  nähere  Verfügungen  über  das  Schwellsystem,  die  Reinigung  des  Mohl- 
bettes  u.  s.  f.  getroffen. 

3.  In  gleicher  Weise  ist  auch  die  fernere  Äui&mng  des  7We5ioerJb 
zu  ordnen  und  zu  behandeln.  Was  bei  der  ersten  Anlage  BerOcksichtigung 
heischte,  ist  auch  in  der  Folge  zu  beachten.  Es  kommt  aber  zuweilen 
Neues  hinzu.  Es  können  an  demselben  Gewisser  auch  neue  Wasserwerke 
entstehen,  und  es  wird  dann  auch  der  Altere  Triebwerksbesitzer  den  spl^- 
tem  Müllern  gogenttber  yerpfliditet,  dm  Wassertauf  nicht  nuskr  ssu  hemmen^ 
als  es  die  gßhörig^  Benutzung  seines  Werkes  erfordert.  (4-  5 )  Auf  da»  Was- 
ser, das  er  braucht  und  durch  sein  älteres  Werk  seinem  Biciste  lugeleitet 
bat,  bat  er  ein  Recht,  das  der  neuere  MoUer  seinerseits  als  bestehendes 
Priyatrecht  in  vollem  Umfange  achten  musz.  Was  aber  darOb^  hinaus 
an  Wasserkraft  vorhanden  ist,  das  soll  auch  von  andern  durch  dasselbe 
Gewässer  verbundenen  Anwohnern  benutzt  werden  dürfen.  Es  besteht 
unter  aDen  eine  Art  Gemeinschaft.  (6.)  Auszerdem  darf  der  Müller  an  öfient- 
lichen  Gewässern  nichts  vornehmen,  wodurch  der  gemeine  Gebrauch  der- 
selben zur  Schiff-  und  Floszfahrt  verhindert  oder  beeinträchtigt  würde. 

4.  Der  Müller  ist  in  der  Regel  zur  Reinigung  des  Mühlgrabens  ver- 
pflichtet, darf  dann  aber  auch,  soweit  diesz  nach  den  Umständen  nöthig 
erscheint,  das  fremde  Ufer  desselben  betreten  und  sogar  den  Schlamm  dar- 

■ 

4.  Erk.  des  Ob.-App.-Ger.  la  Dretden  {Seuferi,  II.  9).  Es  ist  als  allgemei- 
ner Grundsau  anzaerkennen,  dasx  der  Obermuller,  wenn  er  etwas  zn  mablen  vor- 
Tithig  hat,  aber  wegen  des  durch  Trockenheit  Terarsachten  Mmgets  an  Wasaer  ohne 
▲asfannuag  seines  Gerinnes  zu  mahlen  anszer  Stande  ist»  Jedenfalls  zu  einer  sal- 
ehen  Anspi^nung  für  befugt  zu  halten,  wie  sie  nach  deip  Em^^ssfln  von  Sa^yct* 
ständigen  für  erforderlich  befanden  wird,  um  das  Mahlen  aof  einem  Gange  möglich 
zu  machen.  Um  einer  stirkeren  Anspannung  als  die  hieza  erforderliche  in  den  Weg 
zo  treten,  brauchen  die  Untermfiller  ein  besonderes  Verbietungsrecht  nicht  anzufOhren. 
(Vgl.  Seufirt  Arch.  Vin.  110.) 

5.  Erk.  des  Ob.-App.-*Ger.  zu  Jena  {Senjferi,  D.  144).  Allezeit  nur  danach  zu 
artheilen,  ob  der  Obermfiller  für  Einen  Gang  Wasser  hat,  ist  da  unbillig  für  die  Fllle, 
wo  etwa  der  Obermüller  tiele,  der  Cnterraflller  nar  wenige  oder  nur  einen  einzi- 
gen Gang  hat  Ob  das  fl'agllehe  Gewisser  Öfflentlicfaer  flasz  sei,  darauf  kommt  ea 
nicht  an. 

6.  >  Bayr.  Ges.  $•  M«  ^^  Besitzer  von  Mühlen  —  sind  verpflichtet,  dfe 
MOfatgriben,  Wasserherde,  Gerinne  and  sonstige  Einrichtungen  in  solchem  tustande 
zu  unterhalten,  dasz  keine  nntzlose  Tersehwendong  des  Wassers  zum  Nachtheile  sat^ 
derer  Betheili^ter  suttflnde. 
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Ulf  amhuieii.  Eis  wird  das  Recht  der  SchauftiUMage  genannt.  Aber  hin- 
wieder sind  auch  die  Dfereigenthümer  nicht  yerhindert,  selber  die  Reinigang 
des  Bettes  zn  Qbemehmen. 

6.  SchiffmiUUm  sind  nach  Analogie  der  gewohnten  durch  Dferbau 
befestigten  Triebwerke  zu  beurtheilen.  Ihre  Erriditnng  setzt  diienfalb  vor- 
herige Prüfung  und  Erlaubnisz  voraus.  Die  Windmühlen  dagegen,  welche 
auf  der  Benutzung  der  frden  Lufistrümung  beruhen,  können  ohne  aoliobe 
von  den  GrundeigenthQmem  angelegt  werden,  da  die  Luft  sogar  der  Be* 
herriMdiung  der  Gemeinschaft  (beziehungsweise  des  Staates)  entflieht 

*  SMIHng,  Handbuch  des  Müblenrechts.    Leipzig  1829.    Ein  Mahlen 
weiathun  bei  Hemnmm,  Opuae.  S.  249.    jtfiltMiiiiiter,  D.  Privatr.  $•  886  iL 

5.  Vom  Recht  der  Fischerei. 

1.  Nach  älterem  deutschen  Rechte  durfte  in  öffentlichen  GewtBsem 
jedermann  fischen.  (1.]  In  den  übrigen  Gewässern  wurde  die  Fischerei« 
wenn  dieselben  als  ein  Bestandtheil  der  Almende  galten,  durch  das  Ge- 
meinderecht  bestimmt,  und  stand  dann  wenigstens  den  Gemeindegenossen  frei, 
oder  ward,  wenn  das  Gewässer  als  Zubehörde  einer  Gutsherrechaft  oder 
eines  Grunditüeks  befrachtet  wurde,  ebenfalls  als  ein  zu  dem  Eigenthum 
an  dem  liegenden  Gute  gehöriges  Recht  angesehen,  und  mit  diesem  ver- 
ftuszert.  (2.  3.)  Auf  eine  Veränderung  der  Rechtsanschauung  wirkten  theils 
die  Ausbildung  des  Jagdregales  ein,  indem  Jagd  und  Fischerei  nahe  ver- 
wandt schienen,  theils  die  Umbildung  der  HerrschaftsbegrifTe  über  die  flies- 
senden Gewässer.  An  öffentlichen  Gewässern  nahmen  schon  frühzeitig  die 
Könige  —  dann  mit  dem  Heranwachsen  der  Landeshoheit  auch  die  Lan- 
defiborrn  —  ein  besonderes  %md  höheres  B0Ch^  in  Anspruch  (4),  und  ver- 
liehen daan  i^  Lehemform  daran  begrAnzte  Fisehereigerechtigkeiten.  Auch 
anf  Seen  wardesi  idcbe  königHehs  Rechte  (regalia)  und  von  da  abgeleitete 
Fischereigerechtsame  erstreckt  An  andern  Gewässern  entstanden  ebenao 
oft  durch  Verleihung  und  Veräuszerung  der  Gemeinden  oder  Grundherrn  (&} 
besondere  Fischereigerechtsame,  die  fOr  sich  und  losgetrennt  von  dem  ur- 

1.  SacÄsempiegel  II.  28.  siehe  obeo  g.  tf3.  B.  2. 

2.  Diplom,  a.  lOIKI.  (Kraut,  g.  124.  3.)  cartem  —  com  omnibas  snis  appen- 
dentiis,  id  esl  —  aquia  —  maleiidiBis,  moUs,  piscationibos,  silTis,  veoatioDibus  — 
mdidimas, 

3.  Keure  yod  Waes  v.  1241.  {fTarnkömg,  flandr.  R.  G.  II.  6.)  32.  Per  cujas^ 
eonque  terram  aqiuDductas,  id  est  Waterganc  foditar,  licebit  illi  piscari  in  illo  aque- 
ductu  tarn  nocte  quam  die. 

4.  Diplom.  Oiionu  lil.  Imp.  a.  994.  {Uraut^  g*  ^^^-  ^-)  Bedtmos  omnen  pis^ 
cationem  *  qua  ad  nostram  reglam  las  pertinet,  io  flmnine  Moyoos  vocato. 

5.  Waisth«  des  HdlH  Otfndenhr^i,  [Orimm^  W.  II.  8.  510.)  Der  hoffman  sal 
piiehtig  aela.  deo  deich  sweinal  tae  fegen.  —  Dargegen  sol  der  gehöffener  binnea 
dem  hoff  fa^flschanniMbthabeii,  ohne  soni  des  herrn. 

15* 
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sprttDglicheD  Zusammenhiuig  mit  der  flbrigen  Almende  oder  dnem  Gmnd- 
stflck  Gegenstand  des  VemM^ensyerkehres  wurdeiL 

2.  Heutzutage  noch  hat  sich  volle  FueherfreiheU  auf  offenem  Meere,  sodann 
gewöhnlich  die  Freiheit  ffir  jedermann,  in  andern  ö)f«fU/tcAefiG«DdiMm  (in 
Meerbuchten  und  HAfen,  Seen,  Strömoi,  Flttssen)  fMt  der  Angd  zu  fischeo, 
erhalten^  und  ist  nur  die  Befugnisz,  mU  Netzen  oder  mä  Haken  zu  fischen« 
durch  verliehene  Gerechtsame  beschränkt  (6.  7.)  An  nicht  öf entliehen  Ge- 
wässern wird  in  der  Regel  den  beidereeitigen  Ufereigenthümem  das  Recht 
zugestanden,  bis  in  die  Mitte  des  Flusses  auch  die  Fischerei  zu  nutzen. 
Auch  an  solchen  kommen  aber  oft  noch  besondre  Gerechtsame  v<»-.  Die 
Fischerei  in  känsUichen  Teichen  oder  Canälen  gehört  zunächst  dem  Elgen- 
thttmer  derselben  zu;  indessen  auch  da  bestehen  von  Alters  her  zuwei- 
len Fischerrechte  anderer  Personen,  Das  Herkommen  (6.)  ist  überall  hier 
von  groszem  Gewichte. 

3.  In  der  Fischereigerechtsame  ist  sowohl  das  positive  Recht  enthalten, 
innerhalb  eines  bestimmten  Bereiches  das  Gewässer  zum  Fischfang  zu  be- 
nutzen, als  das  negative,  Vorkehrungen  anderer  in  den  Gewässern,  welche 
den  Fischfang  hindern,  zu  untersagen.  (8.)  Indessen  geht  hier  die  haupt- 
sächliche und  öffentliche  Benutzung  des  Gewässers  vor;  so  dasz  wenn  in 
Folge  der  Ausdehnung  der  Schifffahrt  (z.  B.  Einführung  der  Dampfschiff- 
fahrt) der  Ertrag  der  Fischerei  an  einem  Flusse  vermindert  wird,  kein 
Unrecht  geschieht  und  kein  Schadensersatz  zu  leisten  ist,  während  allerdings 
der  Fischereiberechtigte  ein  Recht  der  Einsprache  hat,  wenn  z.  B.  durch 
Wascheinrichtungen  gef^bter  Tücher  das  Wasser  verdorben  wird,  in  wel- 
chem die  Fische  leben. 

4.  Von  staatsrechtlicher  Natur  (sei  es  poUxeiUcher  sei  es  staatemrth- 
sehaftUcher)  sind  mancherlei  Beschränkungen  der  Fischerordnungen  über 
die  Zeit  des  Fischens  im  Gegensatz  zu  der  Laich-  und  H^ezeit  der  Fische, 
Ober  die  Werkzeuge,  die  beim  Fischen  erlaubt  oder  verboten  sind,  über 
das  Enten  halten  an  Flüssen  u.  s.  f. 

*  Cancrin  a.  a«  0.  Bd.  8.  Abh.  t2.  Fischerweisthümer  bei  Grimm,  W. 
I.  23.  II.  28!.  613. 


6.  Welsth.  zu  F^etteUtorf.  {Orimm,  W.  II.  8.  539 )  Ob  steh  were,  dasx  ein 
boffismann  eiD  kindtbetteriD  hett  oder  ein  mansperson  im  bans  belle,  so  gar.  krank 
lege,  soll  er  macbl  baben  la  flscben,  soll  kein  berr  ibn  daromb  streifen. 

7.  Weistb.  V.  ßUkweiler,  {Orimm,  Ü.  29.}  Der  arme  man  babe  mit  einem 
fiscbbammcn  in  die  Bliesz  su  geben  rnd  ein  fiscb  zu  Caben,  aber  kein  begengescbirr 
zu  legen. 

8.  Freunud^et  Landr.  1.  9.  §.  170.  Soweit  Jemand  mit  der  FIsebereigerech- 
tigkeit  in  Strömen,  Seen  and  andern  Gevässem  versehen  ist,  soweit  bat  er  du  ans- 
seblieszendes  Recbt,  sieb  alle  in  diesen  WXssem  lebenden  TUere'iosMigaen. 
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6.    ypm  Uferschutz  ond  Deicbrecht. 

1.  Der  Ufeneknitz  im  eigentlidieD  Sinne  isl  vorzOgiich  in  Gebirgs- 
gegenden,  die  Drickimg  YorcQglich  in  Niederungen  von  Bedeutung.  JeW 
soll  zwar  auch  wie^iese  vor  Deberschweromung  des  Grundeigenthums 
mehr  aber  noch  vor  Wegschwemmung  üdd  BeschAdigui^  der  Uier  wahren; 
In  Gefairgigegenden  ist  der  heftige  Drang  und  Fall  des  Gewftssers,  in  Nie- 
derungen, seine  Ausbreitung  von  besonderer  Geüaiir. 

Die  Uferbauten  und  die  Unterhaltung  der  Ufers  haben  zugleich  eine 
mittelbafe  Wichtigkeit  für  den  Lauf  und  die  Sicherheit  des  ganzen  Ge- 
wässers. Insofern  stehen  dieselbeii  unter  der  polizeilichen  Aufsicht  des 
Staates:  und  müssen  sich  aik  UfereigetUhümer  die  Betretung  des  Ufers  zur« 
Herstellung  der  erforderlichen  Schutzbauten  und  die  zur  Sicherung  nöthi- 
gen  Bauten  an  demselben  ohne  Entschädigung  gefallen  lassen. 

•  %  Die  Unterscheidung  zwischen  Wasserbau^  d.  h.  den  zur  Herstel- 
long  und  Regulirnng  des  Wasserlaufs  gemaditen  Bauten  und  üferhau  im 
engern  Sinne,  d«  h.  den  zur  Befestigung  und  Sicherung  des  Ufers  vorge- 
nommenen Bauten  ist  für  die  Frage  der  Ba^-  und  UnierhaUungipflicht 
von  Einflusz,  obwohl  hiftwieder .  nicht  übersehen  werden  darf,  dasz  die 
beiderlei  Interessen  vielfach  verbunden  sind. 

» 

Der  eigentliche  Wasserbau  ist  zunächst  bei  öfTentlichen  Gewässern 
Sache  des  Staats  (1.),.  bei  andern  frd  flieszenden  Gewässern  Sache  der  be- 
theäigten  GametndtH  und  vorzflglicb  der  dabei  zunächst  interessirten  Ufer- 
ei§$tUkiumr,  bei  Canälen  der  Eigmthümer  der  Canäle.  Bei  dem  eigent- 
Nchen  Uferbau  dagegen  treten  die  Interessen  der  Eigenthümer,  deren  Grund- 
stücke —  seien  es  die  Ufer  selbst,  seien  dieselben  hinter  den  Ufern  gele- 
gen -^bedroht  werden,  entschiedener  hervor  und  es  wird  zugleich  ihre 
Theikiahmspflicht  an  der  Unterhaltung  der  Ufer  verstärkt.  Dieie  Grunde 
eigenihQm«r  sind  voraus  immer  bereehtigtp  auf  ihre  Kosten  die  zum  Schutz 
ihres  Eigenthums  nöthigen  Bauten  selbst  auf  fremdem  Boden  vorzu- 
nehmen. (In^) 

1.  Bayri9eK99  Gres.  ▼.  28.  Mai  1852.  S*  ^^'  flaszcorrectioDen  sowie  aUe  Yor^ 
rielitangeD  and . Axt^ilen,  wekhe  in  ttffeDlIiclMD  Flüssen  lar  BelVrderang  der  Seblff- 
oder  Flosifahri  und  inr  BeseMaung  der  Hindtmiste  derselben  noUiwendig  werden, 
sind  allfeiüeine  Btaalslast.  Dienen  dergleiclien  Flnszcorreelionen^YorrichtuDgen  und 
Arbeiten  ingleich  zom  Uferschutze,  so  sind  die  Kreisfonds  nicht  rerpflichtet,  hieza 
BeiirSge  xa  leisten. 

2.  PreunUchtt  Landr.  II.  15.  8*  ^'  Ordinaire  Befestigungen  der  Ufer,  Inglel- 
eben  DImme,  wodurch  nur  die  xunlchst  daranstosienden  Felder  gegen  üeberschwem- 
mungen  gedeckt  werden  sollen,  OEiüssen  der  Begel  nach  von  den  Eigenthumern  der 
Ufer  unterhalten  werden.  S*  ^*  ^ur  Anlegung  und  Unterhaltung  von  HauptdSm- 
men,  die  einer  ganzen  Gegend  zum  Schutze  gegen  Ueberschwemmungen  dienen 
sollen,  mfissen  die  Elgenthfimer  slmmtlicher  dadurch  geschützter  Grundstücke  bei- 
tragen. 
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3.  Aber  sind  sie  dazu  auch  verpflichtet  f  Von  einer  priyatrechtlichen 
Verpflichtung  kann  natürlich  nur  insofern  die  Rede  sein,  als  sie  als  Grund- 
besitzer betheiligt  sind.  Geben  sie  ihren  Grundbesitz  auf,  so  entziehen  sie 
sich  auch  solcher  Last-  Ueber  jene  Pflicht  aber  sind  die  Ansfehten  der 
Juristen  verschieden.  Der  alte  Noe  Meurer  (Vil.  1.)  -wollte  den  Gnnd« 
satz  durchfahren :  Wer  den  Nutzen  hat,  soll  auch  dm  Sehaden  haben,  und 
je  nach  Umstanden  den  Staat,  die  Grundeigenthümer  und  die  Waaserwerks** 
besitzer  bethefligen.  Canerin  (II.  §.  70.)  erklArC  die  Gmndbesilzer  auch 
an  öflentlichen  Flüssen  fOr  zunächst  verpflichtet  und  es  nur  fOr  billig,  daaz 
der  Staat  ihnen  helfe.  Andere  bestreiten  flberbaiipt  die  ünterhaltuiigqiflicht 
Die  Auseinandersetzung  aber  der  verschic4opcn  Rechte  ist  nicU  iAam 
Schwierigkeit,  und  Siuinnisz  vermehrt  den  SdMden  leicht. 

Eine  Verpflichtung  kann  —  abgesehen  von  dem  Berkommen  oder 
Gesetz  —  nur  in  Bezug  auf  nothwendige  nicht  auch  auf  niitzUche  oder  nur 
verschönernde  üferbauten  angenommen  werden.  Dann  aber  ist  es  gerecht, 
dasz  bei  schiff-  und  flöszbaren  Gewässern,  die  doch  zunftchst  samtnt  ihrem 
Ufer  dem  öffentlichen  Gebrauche  dienen,  auch  die  SffenUiehe  Gemeinechaß 
des  Staates  —  beziehungsweise  eines  Kreises  oder  eines  Bezirks  in  dem- 
selben —  die  Hauptlast  des  nöthigen  Uferbaues  trage.  (3.)  Die  nOIhige 
Unterhaftung  der  Ufer  an  andern  frei  flieszenden  GewAssern  liegt  netur- 
gemäsz  den  betheiligten  Grundbesitzern  ob.  In  ebenem  Lande  ist  diese 
Pflicht  nach  den  Grundsätzen  über  die  Deiche  zu  bemessen,  indem  da  die 
Gemeinschaft  der  Gefahr  und  der  Mittel  ihr  zu  begegnen  entscheidend  eaur 
wirkt  und  zur  Bildung  ron  Genossenschaften  nöthigt.  Bei  BerggewAssem 
dagegen  mit  starkem  Fall  sind  mehr  die  Einzelnen  bedroht,  und  die  Ab^ 
hülfe  ist  öfter  als  dort  eine  begrenzte.  Daher  rechtfertigt  sich  hier  eher 
die  Grundansicht,  dasz  jene  Pflicht  zunAchst  auf  den  emselnen  Grundeigm^ 
thümem  hafte  (3.),  die  BUdung  von  Genossenschaften  unter  Ihnen  dem 
freien  "Willen  überlassen  bleibe  und  nur  derartige  Genossenscbafteti,  Wenn 
sie  zusammengetreten  sind,  in  der  Ausführung  uhterstfltaA  werden. 

Die  Unterhaltungspflicht  der  Ufer  von  Canälen,  soweit  dieselbe  das 
Nöthige  betriflt,  liegt  ohne  Zweifel  den  Eigenthümem  der  CanAle  ob. 

4.  Schon  frObzeitig  finden  wir  in  de^ts€heD  Recht^QVeUen  al^  Baiipt- 
gnindsAtz  filt  die  Dekhpflicht  dem  Satr  aaerkaant,  dasz  der  Gefahr  der 
Deberschwemmung  einer  angdimuien  Gegend  durch  gememtamm  Eemdeim 
der  aanzen  betheiligten  Dorfgemeitide  entgegen  getreten  werden  sofle,  und 
dasz  insbesondere  die  Grundbesitzer  innerhalb  der  bedrohten  Gegend,  welche 
sicli  der  Mitwirkung  entziel^ep,  spUtep,  jEur  S^rßfe  ihren  Grundbesitf^vermr- 
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3.  B^rrUcJtet  G^s^  v.  1852.  §.  %,  An  Flüssein  wdche  derSchifT-  oder  Hoss- 
(uliirl  dienea,  bildet  der  UCersctiuU  yorl^QM^Uch  .der  nach  besonderen  RecbtsTerhtlt- 
nissen  oder  iferkooifpcD  be8te)ieD(|eD  Verpflichlungeo  eine  Kreislast.  %.  13..  Ikr 
Uferschutz  an  anderen  —  Gewissem  ist  Sache  der  betheiligten  Eigen thumer. 
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A4ii«.(4»  IL)  JNe^rMififwcÄoft  der  Sorge  und  die  Nothwendigkeü  geord- 
B0ler  Hilfe  geben  dem  Seichrechte  die  Ricbtaog.  Die  benachbarteQ  Gnuid« 
eigenthOnier  sind  daher  auch  pflichtig,  die  erforderliche  Erde  zum  Sleieh- 
ban  dMEogeben,  frdlieh  diese  nur  gegen  Vergütung. 

Zd  dem  Deidiban  gekört  regelmAszig  auch  der  sogenannte  SüUbmk, 
d»  b*  der  Ban  von  Abxugsgräbm  far  das  Binneowasser,  damit  nicht  durch 
dieaas  das  Binneohnd  oder  der  Damm  heschfidigt  werde« 

S.  Am  hidfigsten  behstet  daher  die  Deichpfliebl  eine  Gtmem^ 
seAnfr,  sei  es  die  efgentKehe  Omneinde  oder  die  Gtnoiimtekaft  der  b^rolH 
ten  GrandeigentliOmer,  das  Deithband.  Seltener  wird  der  Deidi  von  dem 
Statat  ausschlfesziich  unterhalten,  oder  ist  als  ein  Privatdeich  das  Werk 
and  die  Aufgabe  efties  Hnxißhim  Gruhdeigmtliümir$. 

In  den  FälleA  der  genossensdiattliclien  Deiobpfiieht  sind  aUe  Grand- 
dgeMlhimmr,  deren  Gtrundstücke  der  Ueberscbwtomiung  au^esetst  sind* 
mit  y^rpafchtfil,  auch  für  die  sonst  steuerfreien  Goter,  auch  ftr  die  D<^ 
mtfnengtiter;  4^  Staat  sogar  fttr  die  oflbntkchm  Strassen,  die  «her  diesea 
Gdriet  fahren.  Ruht  die  Deichlast  auf  der  Gemeinde ,  so  werden  dar- 
über binans  nadi  Landesflbung  zuweilen  auch  die  übrigen  Insassen  tu  Bei- 
trlgen  an^shalten. 

Die  Deiehroüen  oder  DmehhatatUr  geben  Auskunft,  in.wakhem  Ver- 
bAltnisse  die  einzelnen  Grundeigenthflmer  beitragspflichtig  sind,  und  die 
besonderen  Deichkassen  sorgen  für  die  gemeinsamen  Kosten.  Säumige 
Deichpflichtige  werden  gewohnlich  auf  dem  Wege  polizeilicher  Execution 
zur  Erfüllung  der  erforderliehen  Arbeit  angdiatten,  beziehungsweise  auf 
ihre  Kosten  dieselbe  hergestellt  und  wenn  sie  weder  Pfand  noch  Pfennig 
haben,  werden  .sie  aus  dem  t^eicbband  ausgeschlossen.  9  Wer  nicht  kann 
ieichm»  der  moßz  toeichem.  Sie  können  sich  aber  freiwilfig  durch  öffent- 
liche ferzichtleietung  auf  ihren  Grundbesitz  von  der  Deichpflicht  losmachen. 
Eligepe  Deickooreteher  und  Deiehöeamte  ( Deichimpeetoren ,  Deichgrafen, 
Deichrichter,  Schleuezenmeister  u.  s.  f.  1  sorgen  dafür,  dasz  die  Deichordnung 
beliebtet  werde,  und  sehen  nach  ob  die  Deichung  gesichert  sei.  ( Deichschau,  j 

Ueber  ihnen  wacht  hinwieder  die  staatliche  Oberaufsicht  der  PoUzei 
and  greift^  wenn  es  für  die  gemeine  Sicherheit  nöthig  wird«  rasch  und 


■^ 


4.  Saehtempiegtl  II;  ao^  $.1.  SfeRredorp  bl  watere  lieget  nnd  enen  dam' 
h^bsi,  die  ste  ror  der  Tlnt  bewaret,  lewelk  dorp  sol  sinen  deH  des  datnmes  feste- 
Ben  for  der  vlat.  Kumt  ayer  die  ?1at  ond  briet  sie  den  dam  and  iadet  man  mit 
deme  gerffchte  dar  to,  die  binnen  deme  dämme  geseten  slen,  svelk  ir  nicht  ne  hilpt 
bdten  dtt  dam,  dns  heret  rerlrorcht  sdgedan  erve  als  be  bhmen  deme  dämme  bevet 

5.  Sehwahetupiegel  (Waclcern.  311.  Lassb.  215.)  Swelblu  dörfer  bi  wazer  ligeq, 
dMl  sallcifB  ein  filrßo^anc  (l4ssb.  für  slag)  haben  oder  einen  graben  machi^n,  daz  in 
4^1  W^x  ihi  ^cbaden  tuo  des  aullen  helfen  diu  dörfer  und  alle  die,  hinz  den  man 
Sien  yersilf^t,  den  das  wazer  schaden  mac  tuon,  so  es  üz  g^t.  Unde  swer  sin  niht 
\SipX,  flen  sol  stn  f^tt  ^aiitrichter  noeteni  der  im  des  wider  ist,  dem  sol  man  sin  guot 
▼ertheilen  Ton  dem  lantribter,  daz  er  dA  bewaren  solte  ?ür  des  .wazers  Vlux* 
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energisch  ein.  Das  Verfahren  vor  den  Dekhgerkkim  ist  dttrchans  som« 
mansch  (6.)  und  ein  hesonderer  Deichfriede  Tersttilit  die  Geirtfar  der  Ridie 
vor  Streit  und  Verletzung. 

6.  Das  EigenUium  der  Deichs  gehdrt  der  Gemeiade  oder  der  Ccnoasea 
Schaft,  welche  die  Deichpflicht  trügt  Oft  ist  aber  den  eimehien  Gmnd- 
stücken  ein  besonderes  Stück  des  Dammes  zur  ardmiüiekm  Unterhaltung 
angewiesen,  der  sogenannte  Deichkabei,  das  Deiehpfmnd.  Dann  koamit  auch 
die  Benutzung  dieses  Stacks  (das  Gras,  das  da  wächst)  dem  Besitzer  des 
betreAeadeo  Binnengrundstücks  zu,  und  eben  so  die  Nutzung  des  Vorkmie$f 
Amxe9uUichlande$,  welches  ak  Zubehörde  des  Binnenlandes  behandelt  wird« 
Anderwärts  und  in  neuerer  Zeit  häufiger  wird  aber  auch  die  gewöhnliche 
Unterhaltung  des  Deiches  auf  gemeimame  Kosten  besoigt  (der  sogenamite 
Communiomfuez,  im  Gegensatze  zu  obiger  PfanddeickimgJ ,  und  dann  hat 
auch  die  Gemeinechaß  Aber  den  Nutzen  des  Deichkörpers  und  Auszenlandea 
zu  verfBgen.  In  auszerordentlichen  Fällen,  z.  B.  bei  einem  Deichbruch 
wird  die  NothhQlfe  auch,  wo  Pfanddeichung  Cebung  ist,  von  der  Gemem^ 
ichaft  geleistet 

*  MiUermaier,  D.  Privatrecht  §.  223  —  229.  —  BayrUi^  Gesetz  t. 
28  Mai  1852  über  den  Uferscbutz  und  den  Schatz  gegen  Deberschwemmun- 
gen.    (Hdtnilbwrgiiehe  Deichordnung  v.  8  Jun.  1855. 

§.  81. 

II.    Berg  -  und  Salinenrecht. 

1.    Greschichte  and  Grondgedanken. 

1.  Die  ursprüngliche  Rechtsansicht  der  deutschen  Völker  betraditete 
die  in  und  unter  der  Erde  befindlichen  Metalle  und  Salze  als  ein»  Theil 
des  Bodens,  und  daher  dem  gewöhnlichen  Gmndeigenthum  unterworfen.  (1.) 
Bergwerke  wurden  so  als  Zubehörde  der  Grundherrschaft  mit  dieser  ver- 
erbt und  veräuszert.  Während  des  Mittelalters  aber  fingen  die  Könige  an, 
ein  ihnen  zuständiges  (königliches)  Recht  auf  die  unterirdischen  Sehätxe 
zu  behaupten  (2.  3.),  und  die  Fürsten  lieszen  sich  dann  von  ihnen  auch 

e.  Oldenhurger  Deicbordn.  v.  1855.  S*  ^90.  Bas  Verfahren  bei  Instraction  sol- 
cber  SlreitigkeiteD  und  Zweifel  (vor  dem  Genosseovorstand  oder  der  Eeglerang)  ist 
buri  und  rascb  and  an  besUmmie  FormeD  nicht  gebondeD. 

1.  Meibom,  rer.  Genn.  I.  p.  729.  a.  936.  {Hr^ut,  ^  127.  4.)  Comes  8.  —  (ra- 
didit  hereditatem  tuum  ad  Doslram  moDasteriom  —  cum  —  m^talUs, 

2.  Urk.  K.  Conrad  III.  v.  1150.  Nos  •*-  Corbeiensi  abbat!  —  in  perpetaum 
venat  nuialU  videllcet  aori  argen ti  cupri  plumbi  et  stanni.et  omnem  pocammn  sive 
rüdem  sive  formatam,  qq«  intra  mootem  Eresberg,  qui  Corbeiensi  ecciesi«  yore  pro- 
prieiario  pertinere  noscitur,  tatet  —  concedimus. 

3.  Urk.  Heinrich*  VI.  v.  1189.  Cam  omnis  argentlfodina  ad  Jura  pertteeat  im- 
peril  et  inter  Regalia  Nostra  sit  compulata  nulli  venit  in  dubium,  quin  ea  qua  nuper 
in  episcopatu  Mindensi  dlcitur  inventa,  äd  Nostram  totaltter  spectet  distribationem, 
nnde  in  ea  nulli  hominum  quicquam  juris  recognoscimos,  nisi  hoc  a  Nostra  libera- 
lltate  Yoleat  special  Her  impetrare. 
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nlt  dieflem  l^i^grie  bdbhnen  (4.),  bis  sie  —  imabhingfger  geworden  —  es 
ab  ein  der  Landeshoheit  zustehendes  Recht  in  Ihren  Gebieten  von  Rechtes 
w^n  in  Ansprach  nahmen.  Es  wirkten  mandierlei  Ursachen  zusammen, 
um  das  Berffreehi  von-  dem  Grundeigenthum  zu  irennm,  und  als  Regal  zu 
gastalten  (5.  6.),  besonders 

a)  die  Wahrnehmung,  dasz  die  Natur  auf  eine  Scheidung  beider  Rechte 
hinweise,  indem  der  Lauf  der  Metalladern  unter  der  Erde  und  der 
Zusammenhalt  derselben  völlig  unabhängig  erscheint  von  der  Ver- 
theilung  der  Erdoberflftche  unter  die  Privateigenthflmer, 

b)  die  Einsicht,  dasz  der  Beigbau  deszhalb  nach  Geaetsen  betrieben  wer- 
den mOsse,  die  Ober  die  Grunzen  des  Grundeigenthums  hinauswirken, 
QiAJJ  von  dem  Bau  der  Erdoberfläche  ganz  verschieden  sei, 

c)  die  Grundansichty  dasz  alles  Recht  von  Oben  verliehen  werde,  daher, 
wenn  die  Fosaflieo  ab  nicht  in  dem  Grundeigenthum  inbegriffen  an- 
gesehen werden  können,  das  Recht  darüber  zunftchst  der  höchsten 
Rechtigewalt,  dem  Könige  zugesprochen  werden  müsse, 

.  d)  die  Bezugnahme  der  edlern  Metalle,  bei  denen  auch  zuerst  die  Rega- 

Htit  auikam«  auf  das  königliche  Münzrecht, 
»)  auch  wohl  der  grosze  Umtog  solcher  Werke,  welchem  die  Kräfte 
der  Piivatoi  in  früherer  Zeit  nidit  genügtoi. 

2.  Die  sogenannte  Freierklänmg  des  Bergbaus,  in  Folge  welcher  jeder- 
mann gestattet  wird,  nach  den  Vorschriften  des  Bergaoits  nach  Fossilien 
zu  suchen,  zu  »sehUrfewn,  kam  schon  im  XIV.  Jahrhundert  vor,  und  fond 
dann  mehr  und  mehr  Eingang.  Sie  bt  der  Anfang  eines  neuen  Syntems, 
in  dessen  Fortbildung  unsere  Zeit  begriffen  ist.  Der  Gedanke  des  Berg^ 
regaU,  in  welchem  die  ökonomische  Nutzung  des  Bergwerks  durch  den 
Staat  mit  der  Berghoheit  gembcht  bt,  erscheint  in  jener  Freierklärung 
nicht  mehr  maszgebend;  an  seine  SteDe  ist  der  andere  Gedanke  getreten, 
dasz  der  Genusz  der  unter  der  Erde  verborgenen  SchAtze  dem  von  Rechtes 
w^en  zukomme,  welcher  bergmännisch  nach  denselben  sucht  und  sie  findet 
Wird  diesem  neuen  Gedanken  Folge  gegeben,  so  wird  dadurch  der  Berg- 
bau in  höheren^  Grade  wieder  dem  reinen  Privatrechu  gewonnen  und  auch 

4.  Urk.  FriedrichM  I.  ?.  1189.  de  argenUfodinis  apod  episcopatam  TrideDtinvn 
—  quas  jari  nostro  Um  ibi  quam  In  atiis  imperii  nostri  flnibiis  repertas  aDilqo« 
consnetodloia  celebritaa  adjodlcarit  *-  aiisentifddfaias  in  dueataTridentino-eplaaopa* 
tQTe  —  ecclesis  Trideniin»  —  iradimos. 

5.  Saehtentpiegel  I.  35.  £•  ^'  ^^'  scibai'  vnder  der  erde  begrapen  deper  den  ein 
plach  ga,  die  bort  to  der  konüngUken  gewalu  $•  2*  Silver  mut  oIk  neman  breken 
op  enes  anderen  mannes  gode  ane  des  willen  des  de  stat  is;  gifl  be's  aver  orlof.  de 
?4gedi«  l8  sin  dar  over. 

'  a»  (Miem  Bulle,  e.  S^  stalaimus  —  faod  —  Boemie  Bages  ose  nonunirersi 
ei.  siQgoli.Pciiicipea  £lectores  —  nnivosas  aori  ei  argenii  fodinas,  aique  mineras 
sianni  capri.ferri  plumbi  ei  alterlos  cujoscaoque  generis  meialli  ac  eiiam  salis  tam' 
ittvenias  qoam  inveniendas  in  posiemm  —  in  pHncipatibös  --  suis  lenere  Jusle  tK>s^* 
afnt  et  legitime  possidere. 
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kann  iAne  Sehaden  jener  Hiszbegriff  der  hfigßUHUi'^j^^ßgiAm  wmim^ 
wirklich  aUatiicheB  iElevMDier  daria :  pMzeükks  Obenafisicht  uul 
sUMiiwirtk$chafUiehe  Pflege  bleiben  unversehrt  und  werden  auf  das  veobte 
Man  zorQckgefÜhrt  und  von  falseher  Bevonnudaiig  und  von  sdiAdKcher 
ÄDsbentang  und  Hemroong  der  Privatkräfte  in  Caplal  und  Arbeit  geninjgt. 
Die  frivoiireehUiehe  Tnmwmg  du  Btrfr»chtM  aber  von  dem  Grwi^dmgtiMhnm 
wird  beibehalten,  die  Ordi^mg  des  Bam$  und  die  Eigen/UiMmtUhktU  der 
B^gmazw^  bewahrt  und  zugleich  die  Kriifte  der  Interessenten  m  aller 
Vortheil  gesteigert. 

3.    Zwei  Systeme  sind  daher  cu  ontorseheiden: 

I.  Das  Altere  Syttem  der  Bigalüäi,  mit  folgenden  Grandgedanken: 

1)  Dem  Staate  (Könige  nrsp.)  gehören  die  Üergschitze  innerhalb  seines 
Gebietes.  Dem  Staate  allein  steht  das  Recht  zu,  dieselbeik  ausxubeuten; 
er  hat  das  ausschliesziiche  Recht,  auch  in  Boden,  der  im  ^Vhtefgen- 
Umm  ist,  darnach  zu  graben. 

2)  Ans  diesem  Bergregal  des  Staates  w^den  hergdeitet  die  Bergwerke- 
gerecktigkeüen  &sr  Priraten,  d.  h.  die  einzehien  verUdieden  Hechle, 
innerhalb  eines  bestimmten*  Reviers  dien  BSer^u  zu  ^^enem  Rbdite 
zu  betreiben.  Nach  Analogie  der  mitteldtertichen  Spaltung  des  Hgea- 
Qiums  an  Grundstöcken  spricht  man  denn  auch  hiet*  von  einem  Ober- 
eigenikum  am  Bergweriu  daanmiMr  dem  Staate,  und  ewemJYiilxii^^ 
tkmn  daran,  des  dem  Bdiefaenen  zukomme. 

n.  Das  (neuere)  System  des  freien  privatrechtlichen  Bergrechte  nnü  folgen- 
den Gedanken: 

1)  Die  Bergschätze  gehören  weder  dem  Grundeigenthttmer  noch  dem 
Staate,  sondern  iem,  der  in  bergmännischer  Welse  darnach  eehürft 
und  die  Fundgrube  gehörig  baut.  Scharfen  und  Bau  unterliegen  der 
Auüsicht  des  Staates;  aber  das  Becht  des  Bebauers  ist  in  pHvatrecht- 
Ucher  Beziehung  ein  ursprüngliches  (nicht  prfvatrechtfich  secundäres) 
^Nutzungsrecht,  Berrschaf tsrecht  ^  wie  es  der  Natur  des  Gegenstandes 
gemäsz  ist,  J^er^ecA^/ungethaltes  Bergeigenthum. 

2)  Dem  Staate  kommen  blosz  staatliche,  keine  Privatrechte  daran  zu. 

.,   *  Die  rfucbe  LiUeratur  über  Bergrecht  siqhe  bei  UiUermaier,  D.  P. 
I»  d44»    J>  WeUke^.ÄJ^  Bergrecht  im  Recbtslexicon»    Ein  Glosi^ar  der  tech- 
Ausdnacke  im  Bergrecht  bei  Getigler  Privatr.  .§.82. 


.2.    Umfaiig  des^  Bergrechts.    Bergeigenthum. 

1.  In  der  Berghoheit,  welche  nach  beiden  Systemen  dem  Staate  Wr. 
geschrieben  und  nicht  W«Rer  verliehen  wird,  ist  das  Rteht  ^des  Staates 
^{halfen,  ßergoränuhgen  zu  erlassen,  die  Bh-ggerichtsbarkeit  ta  terwaften, 
äß  Oberßufßicht  Xß  übeiit,  nicliit  allejp  ioi  Interesse  der  poKzeilicheil  Sicher- 
heit für  die  Grubenarbeiter,  sondern  ebenso  in  dem  staiitswirtb^cbaftVcbca 
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bteresie^  Raubbau  zu  verhOteii  aad  deo  gprii^trigeD  Betrieb  te  Baues  zu 
überwachen,  die  dem  Bergwerk  auferlegten  AhgtÄm  zu  erheben. 

2.  Bas  Bergrecht  erstreckt  sich  regelmAszig: 

a)  auf  4»iU  Meiaüadem  miler  der  Erde.  OberfläckUoke  oder  veremMet$» 
Stücke  unterliegen  dem  gewöhnlichen  Eigenthums-  uud  Beskzestecht 
Indessen  ist  ihrer  Bedeutung  wegen  hanfig  die  GMwäeckerei  am  Flfla-* 
sen  unter  den  Gesichtspunkt  der  Regalität  gebracht  worden,  aber  diea 

•    aus  financiellen  Neigungen  ab  aus  innem  Gründen; 

b)  auf  Steinkohlen'  und  Braunkohlenlager,  die  des  Bergbaas  würdig  «dd; 

c)  auf  Steinsalz  und  SalzqueUen^  *) 

Dagegen  sind  gewähnlich  wicht  dahin  zu  rechnen: 

a)  Marmor-,  Schiefer-  und  andere  Steinbrüche,  in  denen  kein  bauwflrr 
diges.Uetall  gefanden  wird; 

b)  Mergel 'j  Thon-,  Gyps-  und  Farbenerden; 

c)  Torf,  n 

Im  übrigen  und  im  einzebien  sind  jedoch  die  Landesreohte  md  Debungeb 
verschieden.  Bte  Geaetagebmg  noeh  des  Torigen  Jahrhunderls  hatte  diti 
Tendenz,  das  Bergregal  auszudehnen,  die  Jurisprudew  des  heutigen  eneM 
eher  den  freien  Bereich  des  Grundeigeolhums  in  weiterem  Umiuig  nH 
sctaOtaen.  So  z.  B.  wurde  das  Regal  in  manchen  Ltodem  auch  auf  Edd-^ 
Heim  erstreckt,  oflenbar  nur  ans  fiscaKscken  llotii?en,  ein  Sii^erregal  mh* 
gar  an  Privatbauteil  ai^esprochen,  letzteres  offenbar  in  vdlliger  VerkennfiBg 
sowohl  der  Grfinzen  der  Regalität  als  des  Eigenthums,  von  efinen  Regii 
an  Poretitanerde  geredet  und  Versuche  gemaobt,  die  RegaUtit  aMch  auf 
MineralqMen  (GeeundheitebrunnenJ  auszudehnen.  Solche  Ausdehnung  ist 
jedoch  nicht  zu  billigen. 

3.  Aus  dem  System  der  Begatität  —  im  Gegensatze,  m  der  Jisf^H 
hoheit  und  abgesehen  von  dem  oben  §.  81.  3.  bezeidmeten  Gmndcharak- 
ter  flieszen  folgende  dem  Staate  zugeschriebene  Rechte: 

a)  das  Yorkaufetecht,  insofern  der  Betigbeiehnte  das  Bergwerk  Terftuszern 
wiU; 

b)  das  EnmfoUmckt,  wenn  des  Reohl  des  IMebnIsn  erMscW  oder  tctn 
WHkt  wird; 

e)  der  BergMchäte^  d.  h.  der  zehnte  Theil  der  geiwstanenen  MinertdieB^ 
nm  Ton  dem  Rohertrage  erhohene  Last,  w^he  dcia  Privulbm  Hbm^ 
MIsaig  diflekt»  zuWeOen  «cdrOekt,  steatswirttUchaJUich  niohl  gereefab- 
fartigt  ist  nnd  Mk  nur  aus  dem  hfaifeer  der  heutieen  Entwicklung  lie^ 
gendcn  Gesiofatspnnkt  eines  TcrmeinOichen  Oberetgehthums  des  Staate 
an  dem  Bergwerk  erklärt;  . 

i)  die  BeceeggeUvr,  ehi  Kanen  Jttr  .die  iaiftinnnfl; 

e)  410  Quotembergelder  als  Beitragiiztt'fdton  Kosten  das  Bargamts. 
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Je  iQehr  das  zweite  System  des  priTatrechtlichen  BergeigenthniDs  das 
Uebergewicht  erlangt,  desto  mehr  wird  diese  regale  Belastang  des  Berg- 
baus einer  natürlichen  BeUeuerung  Phtz  machen  müssen,  wdche  einen 
sdiwmighaften  and  frncbtbaren  Betrid)  des  Bergbans  nicht  hemmt. 

4.  Das  Bergeigenihum  wird,  wo  der  Bergbau  frei  erklart  ist,  Ton  dem 
erworben«  welcher  mit  Erfolg  geschOrft  und  eine  Fundgrube  entdeckt  hat. 
Die  Briaubnisz  zum  Schflrfen  gibt  der  Schürfzttlel,  den  das  Bergamt  aus- 
stellt. (1.)  Wer  zuerst  einen  Gang  findet^  geht  dem  spatem  Finder  vtNr 
und  hat  das  Becht  erworben,  die  Fundgrube  zu  muthen,  d.  h.  seinen  An- 
spruch auf  bergamtliche  Bestätigung  oder  Verleihung  der  BerggereehtigkeU 
anzumelden.  (2.)  Der  Muthung  folgt  die  Prfifung  der  Sachla^,  und  wenn 
der  Gang  enttlOszt  ist  und  bauwürdig  «^heint,  die  VerieUmng  oder  Zu- 
erkmnimg  des  BergtigenUtumi  innerhalb  eines  bestimmten  UmCuiges  (des 
sogenannten  Grvbenfelde$). 

Das  Bergeigenthum  ist  insofern  verwandt  mit  dtm  Grundeigenthum, 
ab  es  ebenbHs  nach  dem  neueren  System  dne  nicht  abgeleitete  und  unge- 
flietlte  Herrschaft  der  Person  über  einen  Theü  des  Bodens  ist:  aber  yer* 
sdiieden  von  demselben  darin,  dasz  es  um  der  eigenthümlichen  Natur  und 
Bestimmung  des  Gegenstandes  willen  nidit  eine  volle,  sondern  eine  ümer- 
Ueh  heichränku  Herrschaft  ist  Der  Bergberechtigte  kann  in  dem  Boden 
und  mit  dem  Boden  nicht  nach  Belidl^en  schallen  und  walten,  sondern  er 
darf  denselben  nur  zum  Bergbau  bemUxm^  und  er  $öü  den  Bergbam  ge^ 
korig  betreiben. 

Wird  der  Bau  ungehörig  betrieben  (sog.  Baubbau)  oder  ganz  einge- 
stellt, so  wrUert  der  bisherige  Bergberechtigte  das  Bergeigenthum.  Die 
Grube  fidit  wieder  ma  Freie  und  kann  neuerdings  von  einem  Andern  ge- 
mulhet  werden. 

§.83. 
3.    EigenMner,  GeweriLBChaften.  Koien  und  PfinncischafteD. 

1.  Gröszere  Bergwerke,  deren  Bau  grosze  Capitalien  erfordert,  ge- 
hiien  gew(Mmlich  einer  Verbi$Hhmg  von  Privaten,  einer  sogenannten  Ge- 
werktthaft  zu.  Das  Recht  der  Gewerkschaft  ist  in  eine  Anzahl  flaMorli- 
fBT  AßAmkreehU  ideal  zertbeat,  in  sogenannte  Ruöen,  wekhe  zu  den  Gan- 
MD  in  eioem  flhididien  YeriiSltnisz  stdien,  wie  die  einzdhen  Actien  zur 
AeUengeseUsohaft.  Die  Eigenthflmer  der  Kuxen,  die  einzelnen  Antheiler, 
heiszen  die  GmMrkm^  ihre  VeiiHndung  ist  die  Gewerkschaft.  Handle  ge- 
tolute  Juristen  haben  ihren  Scharbinn  vergeblich  abgeiMdet,  um  die  Ge- 
werkschaft bakl  in  d^n  Begriffe  der  Sodetas,  b^  in  dem  der  üniverdtas 
im  rümischen  Sinne  einzosdiaehteln.  Er  ist  dort  nicht  unterzubringen, 
wdl  die  EMmi  der  Gewerkschaft  in  ihrer  Organisahon  und  SleUver- 


i.    D.  BeeMi^prüehe.  (Hillebrand  79.)    ES  hat  JedermaoD  freies  Sdlürfen. 
%    D,  Hechtiiprüeh;  (Hillehrand  80.)   Der  erste  Finder»  der  erste  Muther. 
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IretbMg  za  entschiedeo  ausgebildet  ist  und  bier  nicht,  weil  dodi  d«9  eine 
Ganae  hinwieder  in  viek  Af^iheüreehle  zerfilUt,  welche  einzehien  Individuen, 
den  Gewerken  ztutehen.  Nur  der  deatschrecbtiidie  Begriff  der  Genoum^ 
ickaft  bat  Raum  genug,  nm  die  Gewerkschaft  zu  umfassen. 

2.  Die  Einheit  der  Gewerkschaft  stellt  sich  dar: 

a)  vorerst  in  dem  Or^antnutM  derselben.  Die  Gewerken  einigen  sich  zu 
einer  Yeruumnhmg,  in  wefcher  Beschlüsse  mit  Stimmenmehrheit  ge- 
faszt  und  Wahlen  getroffen  werden.  Sie  haben  an  dem  Schicht- 
meiner  einen  Vontand  des  ganzen  Baues,  zuweilen  noch  andere  Yor- 
Ueher  und  AngettelUe,  Bergmeistet^  Hüttenmeister,  Berg$ehreiber, 
Steiger  mit  bestimmtem  Geschäftskreise; 

b)  in  der  SteUvertretung,  Die  Gewerkschaft  hat  auch  einen  Lehenträger 
oder  Anwalt,  welcher  sie  als  Ganzes  vor  den  Behörden  und  Gerich- 
ten reprftsentirt 

Die  Einheit  der  Geweikschaft  äuszert  sich  Oberdem  in  folgenden 
Wirkungen: 

a)  Sie  wird  zunächst  als  Rechtssubject  (Person)  gedacht,  als  EigentbOmer 
der  Zeche,  d.  h.  des  Ge$amnUvermägen$  der  Unternehmung.  Das  Berg- 
Eigenthum  bildet  einen  Hauptbestandtheil  der  Zeche,  erfüllt  aber  diese 
nicht  Es  gehören  dazu  auch  die  Werkzeuge,  Maschinerie,  Hütten, 
die  Gasse,  Forderungen  u.  s.  f.  Wenn  wegen  Nichtbetrid)  des  Berg- 
baues die  Grube  wieder  ins  Freie  fällt,  so  geht  dieser  zweite  Bestand? 
theil  der  Zeche  nicht  mit  verloren. 

b)  Die  Gewerkschaft  kann  auch  Schulden  haben,  und  es  haften  dafOr 
die  einzelnen  Gewerken  nicht  persönlich.  Werden  die  GIftubiger  nicht 
befriedigt,  so  wird  im  Nothfall  die  Zeche  als  Concursobject  gerichtlich 
veräuszert 

3.  Das  Gesammtsubject  der  Gewerkschaft  besteht  hinwieder  aus  einer 
Zeche  verbundener  Geu>erken,  je  nach  der  Zahl  der  Kuxen  (oft  128  Kuxen), 
in  welche  die  Zeche  ideal  getheilt  ist  Die  einzelnen  Kuxen  sind  hinwie- 
der Gegenstand  des  Individualvermögene.  Sie  werden  vererbt,  sie  können 
veräuszert  und  verpfiUidet  werden.  Da  sie  sich  auf  das  Bergwerk  bezie- 
hen, so  werden  sie  zu  dem  liegenden  Gute  gerechnet.  Der  Verkehr  aber 
mit  den  Kuxen,  welcher  Emfhisz  hat  auf  die  Bildung  und  den  Bestand  der 
ganzen  Genossenschaft,  steht  unter  der  Controle  der  Gewerkschaft  Die 
allgemeine  Form  der  öffentlichen  Fertigung  durch  das  Grundbuch  wird 
hier  zur  Fertigung  durch  das  Ber^meh,  welche  nathwendig  ist  zum  Ueber^ 
gang  und  Erwerb  dmgUeher  Beehte  (Eigenthum  und  Pbndrechte)  an  der 
Kuxe  und  so  mittelbar  an  der  Zeche.  In  älteren  Bergordmingen  ist  oft 
andi,  wenn  eine  Kuxe  verkauft  wird,  du  Vorkaufc  r  oder  sogar  ein  Nihcfrr 
recht  der  Gewerken  anerkannt 

Zu  den  eigentlichen  Kuxen  kommen  zuweilen  noch  sogenannte  Frei^ 
kmxen^  welche  Antheil  an  der  Ausbeute  haben  gleich  den  andern,  abeKüdlt 
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ifterpffiehtel  sind  m  der  ludiitiM,  welche  diese  auf  sld^  genoroimii  hthmL 
Soldbe  Freikinen  werden  gewöhnlich  den  GnindeigenthClaieni  Kugpitundeni 
gewissermaszen  rar  Ausgleichnng  fDr  die  Hebel,  weMie  sie  sieh  am  des 
Bergbaues  willen  innerhalb  ihres  Eigenlhiinisbereiches  geUlen  kssen  inllsseB, 
sog.  Erhhuxen.  Diese  Erbkuxen  sind  dann  mit  dam  Grundstock  verbunden, 
und  ohne  dieses  nicht  verausaerlicb. 

4.  Zuweilen  wird  der  Bergbau  auch  einzelnm  tndmdum^  sog.  Eiget^ 
leknem  auf  ihre  Rechnung  aberiassen.  Es  kann  das  vorkommen  mü  Be- 
ziehung auf  ein  für  sich  bestehendes  kleineres  Bergwerk,  hftuGger  aber 
mit  ROeksicht  airf  einen  einzelne^  Stollen  in  einem  Bergrevier  der  Gewerk- 
schaft. Im  ersteren  Falle  ist  das  Bergeifmtkum  selbst  dem  Sinzehien  zu- 
gestanden, im  letztem  nur  eine  StolimgerecMi^smi  innerhaHi  des  Bergeigen- 
thums  der  Gewerkschaft«  Es  kommen  auch  mehrere  Eigenlehner  vor  mit 
Bezug  auf  das  nämliche  Object,  die  dann  unter  sich  keine  GeBOSsenschaft 
biUien,  sondern  als  blosze  Ifite^enthflmer  oder  Mitberechtigte  zu  betracb-* 
ten  sind.  Derartige  Rechte  sind  gewöhnlich  eine  Nutzung,  die  einzelnen 
Bergknappen  verstattet  wird. 

Genossenschaftliche  yeri)indungen  unter  diesen  kommen  indessen  auch 
vor.  Wenn  die  Zahl  der  Berechtigten  ein  gewisses  Mass  ttbersleigt,  so 
pOegt  man  einen  GeeeUeiibau  oder  eine  Leheneehaft  zu  begrOnden,  statt  der 
Einfehnerscfaaft,  und  diese  hat  hinwieder  genossenschaftliche  Verftssung  und 
einhdtlicbe  Vertretung. 

6.  Manche  Salinen  in  Deutschland  bestanden  schon  ra  einer  Zeit  ab 
der  Satz,  dasz  die  Regalität  die  Salzquellen  beherrsche,  noch  keine  Geltung 
hatte.  Diese  wurden  vielm^r  als  ein  Thdl  des  Bodens  betrachtet,  und 
von  dem  Grundeigenthum  umfaszt  Heute  aber  wird  in  den  meisten  Staa- 
ten das  Salzregal  in  dem  zwiefachen  und  verschärften  Sinne  behauptet: 

a)  dasz  kein  Privatmann  ein  Salzwerk  anlegen  und  betreiben  darf,  ohne 
Erlaubnisz  des  Staates; 

b]  dasz  auch  der  ganze  Salzhandel  für   das  eigene  Land  Monopol  des 
Staates  ist. 

Die  groize  Ertragsamkeit  des  Salzregals  und  die  Schvnerigkeit  einer 
Auflösung  desselben  in  die  Salzsteuer  f Qr  den  Staat  einer  -  und  in  die  An- 
erkoinung  eines  Privatrechts  andererseits  steht  hier  der  Durchführung  rei- 
ner Principien  im  Wege,  obwohl  es  unbestreitbar  ist,  dasz  Privatsalinen 
mit  gröszerem  Nutzen  betrieben  werden  ab  Staatssalinen. 


Auch  die  Satewerke  g^oren  zuweHeU  Genosseosohaften,  wekdie  den 
Gewerkschaften  ähnlich  hier  Pfännereehaften  genannt  werden«  Diese  sind 
hinwieder,'  wie  jene  in  Knien,  in*  eine-  Ancahi  Pfamm^  getheib,.  und  die 
einzelnen  Antheiler  heiszen  dann  auch  die-  Pfllmwt.  Bbens»  fimlen'  sieh 
einzelne  Hgenthümer  von  Salzwerken ,  SaMeerhu,  auweibn  am  neuerer 
WoiMhoag  odep  AneAennuBg« 
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I 

111.    Das  Jagdrecht. 

■       * 

1.    GeK^icUt  und  8jsl«me. 

1.  Den  BwprttnglieheD  deetsehäi  Rechte  war  der  Gedanke  eines  buan^ 
dem  JagdreekU  fremd.  Das  Wild  gehörte  niemanden ,  nnd  die  Jagd  dtr» 
aof  stand  jedem  freien  Manne  offen,  voraasgesetzt  nsMrlich,  dasz  er 
nicht  das  Grondeigenthom  eines  andern  verletze.  Die  Recbtsbildnng  trat 
aber  schon  früher  in  em  neues  Stadium,  als  einzelne  Waldungen,  vorzOglidi 
komigUche  Fante  der  freied  Jagd  versdilossen  und  in  den  Bann  [i — 4.) 
gelegt  wurden,  damit  in  diesen  gebannten  Bezirken  das  Wild  gesidiert  nad 
die  Jagd  des  Königs  und  seines  Gefolges  lohnender  sei.  An  diesem  Vor- 
bilde erstarkte  zuerst  der  ftechtsgedanke,  —  wdcher  bis  weit  hinab  in  das 
Mittelalter  mit  Vorliebe  festgehalten  und  nur  nach  langem  Widerstreite  ven 
dem  spAtem  System  der  Regalität  wahrend  einer  Weile  verdrangt  ward, 
-»-  dasz  das  Jagdrecht  eine  Wirkimg  und  Z%Aehörde  des  Grundeigmihmu 
ond  der  Grundeigeuttiflmer  berechtigt  sei,  die  Jagd  auf  eigenem  Boden  sn 
Oben  und  andere  davon  anszuscMieszen.  (1.  2.) 

2.  Wahrend  des  Mittelalters  aber  wurde  dieses  Recht  umgestattet 
Die  Masse  der  bauerlichen  Landsassen,  auch  der  ursprünglich  freien,  ver- 
lor mit  der  Aufhebung  der  allgemeinen  Kriegspflicht  und  der  Ausbildung 
der  ritterlichen  Kriegskunst,  die  Fertigkeit  der  Waffen :  und  bald  galt  es 
als  unschicklich,  dasz  Bauern  noch  Waffen  tragen  und  an  der  Jagd  lliefl 
haben.  Die  Jagd  wurde  möglichst  als  ein  kSnigliches  —  dann  in  zweite 
Linie  als  ein  Herrenrecht  betrachtet,  und  nur  noch  in  beschrankter  Weise 
«och  den  mittleren  Stahd^  verstattet,  den  untern  ganz  versagt    Die  Vot^ 

i.  Urk.  Cärlg  des  Ofonen  ▼.  804.  (/Traa/,  g.  120.  4.)  Osnabrugensi  episcopo 
qaoddam  nemas  vel  forettnm  —  collaudatione  illias  regionis  poteDlum  cum  omii 
integriiate  m  porch  siloaiicu,  cervü  avihus  et  pUcibus  omniqne  venatione^  ((ac  9uh 
hawno  tuaali  ad  forestum  deputatur  —  In  perpetuam  proprieUtis  usum  donaviaias, 
sa  vldeHcet  ratlone,  qood  sf  qaisqaam  hoe  fdeni  nemus,  nosiro  bamno  mam'ium  sfne 
^episcopi  liceDlia  studio  feaaDdi  vel  sÜTam  exsürpaDdi— intrarepnBsumserit,  sdat 
se  —  pro  delicto  sexaglnta  solidos  —  redditoram. 

2.  trk.  ▼.  1204.  (Kraut,  g.  121.  8.)  castrum  et  opidam  Dome  —  cum  suis 
pertlnentiis  anfversis,  Tidelicet  silrfs,  nemoribos,  venacioDn)U8,  qae  Wiltpann  appel- 
lantor  vulgariter. 

3.  SacÄientptegel  fl.  61.  S*  ^*  8^^^^  ^^^  ^  S*  ^1-  ^0*  1^0<^h  sint  dri«  st^dt 
biooen  deme  lande  to  sassen,  dar  den  wilden  tieren  nede  geworcht  fs  bi  kooinges 
baoBO  imder  beren  und  wofren  und  vössen,  dlt  betet  banrorste. 

4.  Sehwaberupiegei  197.  Swer  dorcb  den'panforst  ritet,  des  böge  ande  de6 
'anDbmst  sol  nngespannen  sin, '  unde  sin  kocber  sol  versperrt  sin,  sine  winde  ande 
shie  braken  snllen  vf  gevangen  sin  unde  sine  Jagende  hunde  sollen  gekopelt  sin  unde 
Jaget  ein  man  ein  wilt  mit  des  berren  urloube  vor  dem  panforste  unde  flluhel  fei 
darin;  er  sol  den  hundeo  wider  ruefen.  unde  mac  er  si  nibt  wider  bringen,  er  söl 
in  naeh  volgen  unde  Sol  sta  boren  nibt  blasen  in  dem  forste  nocb  sine  bunde  nibt 
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stdhing  von  einer  den  Lamdeikerm  gdMlbrenden  Jagdkokeü  Aber  ihr  gan- 
zes Gebiet,  nicht  blosz  von  dnem  Jagdredit  auf  ihren  Domainen  addog 
Wnrzdn.  (5.;  Es  machten  sich  in  den  Qbrigen  Abatnfimgen  der  Stinde 
ahnfiche  Ansprüche  geltend  nnd  wurden  Yon  der  Macht  der  Lehensherm 
geachotzt  Allmählich  wurde  so  das  Jagireeht  abgriS$t  ron  dem  Onmd^ 
eigenthtm,  imd  es  kam  dahin,  dasz  jenes  anf  ein  Gebiet  bezogen  wnide, 
welches  nnr  theilweise  oder  gar  nicht  im  Eigeothnm  der  Jagdberechtiglen 
war,  nnd  dasz  in  vielen  Fallen  den  Eigenthümem  —  den  bauerlichen  fast 
QberaU  —  die  Jagd  anch  anf  eigenem  Boden  untersagt  wurde.  (6.) 

Man  unterschied  dann  hohm  und  niedem  WUdbmim,  hohe  und  nMen 
Jäfd,  Die  hohe  Jagd  ward  den  »HerreHtn  dem  hohen  Ad$l  ausschliesziidi 
▼orbehalten  (7.),  die  niedere  auch  der  Rütenehaft,  und  den  DtemtUMm, 
gewöhnlich  den  GesehUehiem  und  den  YoiUmrgem  in  den  Städten,  Yor* 
aus  den  Reichsst&dten  zugestanden.  Die  Ausscheidung  dieser  beiden  Stu- 
fen des  Jagdrecbts  war  im  anzehien  nicht  immer  die  gleiche.  Indesaee 
gehörten  Baren»  Wildschweine,  Hirsche,  Auerhahne,  Fasanen  gewöhnlich 
cur  hohen,  Füchse,  Hasen,  Feldhühner,  zuweilen  auch  Rehe  zw  modorn 
Jagd.  Die  Durchführung  der  Regalitat  war  ebenfalls  keine  gleichmasziga, 
und  es  erhielt  sich  oft  noch  ein  Rest  des  alten  Zusammenhangs  mit  dem 
Grundeigenthum.  Die  Grundherrn  behaupteten  meistens  noch  ihr  Jagdrecht 
innerhalb  der  ganzen  Grundherrschaft,  und  die  Städte  ebenso  inn^halb 
ihrer  Almende,  zuweilen  auch  freie  MarkgenoB$en$chaften  innerhalb  der  Mark. 
Daneben  aber  sprachen  die  Vogteiherm  ein  ähnliches  Recht  an  in  dem 
Vogteigebiete.  Sogar  von  der  altem  gemeinen  Jagdfreiheit  zeigen  sich  noch 
▼erkflmmerte  Spuren  zu  Gunsten  der  bedürftigen  Armuth  oder  Krankheit 
(8.  9.)    Und  nicht  überall  gelang  es  den  Landesherm  die  Jagdpoiiui,  auf 



ö.  VerordDOiig  Herzog  jilbreekU  t.  Bayern,  v.  1487.  {Krmmi^  %,  iSi.  19.) 
ScbtlTeD  ernstlich  mit  dir  (Uoserm  Jigermeitter)  dtsi  da  «lleothtlben  m  dnmm  Ami 
alUs  Oejaid  vwrbiethtn  lassest  —  ohne  allein  Füelue  und  ffaaten  soliea  den  JBd^l- 
Uuien  erlaubt  sein.  —  Den  kUinen  fVüdptum  sollst  do  füran  niemand  verlassen, 
dann  ein  Grob  oder  Selbstgescbosi  so  Füchsen  pnd  Wölfen  magst  du  den  Lentco 
vergönnen. 

6.  BayrUthM9  Landpot,  Manchen  1520.  [Hraut,  $.  121.  21J  Es  sol  auch 
hiemii  sonderm  ernst  aUen  £ärgern,  die  nit  aus  den  Stetten  von  gesclileehten  sein 
—  sambt  allem  andern  gemainen  »olAJk  and  sonderlich  aiUr  pawrethmft  die  Has^ 
and  Fachs  za  schieszen  oder  sonsten  in  was  weg  das  geschehen  möcht,  aach  flie* 
gend  wiltpret  mit  den  Netzen,  Fem  and  schiltn  se  Iahen,  in  onsem  Land  ginziichen 
und  gar  verpoteo  sin  und  bleiben. 

7.  Deuteehe  /teehteeprüehe,  {ffiUehnmd  88.)  Wohin  der  Dieb  mit  den  Strange, 
dahin  gehört  der  Hirsch  mit  dem  Fange. 

8.  Weisth.  v.  Peehingen,  (XT.  Jahrh.  Orimm,  W.  II.  SO.)  Wer  es  das  ein  arm 
man  oder  säst  die  gemein  fingent  ein  rehe  oder  einen  hasen  in  unserem  vorgenann- 
ten ban  und  berlicheit  tu  Fechingen»  ist  von  keinen  berren  iodrag  gewesen  mit  here 
von  alther  her  asser. 

9.  Weisth.  v.  Oalgemcheid.  v.  1460.  [Grimm,  W.  II.  454.)  Und  da  in  binnen 
solle  nymanz  fischen  oder  stricken  oder  einlebe  wilt  fangen  —  es  enwere  dan,  das 
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welche  sid  dn  iiabestreitbares  Recht  hatten,  zum  Jagdreqal  zu  steigere. 
I>er  Streit  der  Terschiedenen  Ansprüche  und  Gewohnheiten  wurde  oft  mit 
am  so  gröszerem  £ifer  und  Hartnäckigkeit  fortgeführt ,  ab  es  unter  ver- 
schiedenen Ständen  immer  einzelne  Männer  gab,  in  denen  die  Jagdinst  zu 
heftiger  Leidenschaft  entzündet  war. 

3.  Die  neueste  Geschichte  des  Jagdrechts  ist  der  Realität  der  Jagd 
wieder  ungünstig.  In  Frankreich  wurde  das  Jctgdregal  im  Jahr  1789,  in 
einem  sehr  groszen  Theile  von  Deutschland  im  Jahr  1848  ausgehoben: 
und  man  näherte  sich  in  Deutschland  wieder  dem  älteren  Systeme,  der 
Verbindung  des  Jagdrechti  mit  dem  Grtmdugentkwn,  ohne  jedoch  wieder 
Yollständig  zu  der  alten  Weise  zurückzukehren.  Es  konnten  vorerst  die 
ständischen  Gegensätze  in  der  Ausdehnung  und  Ausübung  des  Jagdrechts 
nicht  hergestellt  werden.  Vielmehr  wurden  alle  derartigen  unterschiede 
Ar  die  moderne  Rechtsbildong  vollends  beseitigt  Sodann  schien  die  staats- 
wirthscliaftliche  Soi^e  für  Erhaltung  eines  mäszigen  Wildstandes  und  die 
polizeiliebe  für  die  öffentliche  Sicherheit  und  Wohlfahrt  maneherUi  l^e- 
ichränkungen  zu  erfordern:  Reschränkungen  persönlieher  Art,  so  dasz  nur, 
wer  eine  Jagdkarie  gelöst  hat,  zur  Jagd  zugelassen  wird,  und  dinglicher 
Artf.so^  dasz  der  Grundeigenthikner  nur  innerhalb  seines  umxäwntem  GvUä 
oder  eines  groezen  zuiommenhängenden  GiUerbesitza  das  Jagdrecht  selber 
ausüben  darf,  die  Jagd  in  den  übrigen  Wäldorn  und  Feldern  je  eines  Ge^ 
meindebannes  dagegen  von  der  Gemeinde  —  wenn  auch  zu  Gunsten  der 
Eigenthttmer  •—  verpachtet  wird.  (10.) 

§,85. 
%    RechtsferhiltDisse. 

1.  Die  sogenannte  Jagdhoheit,  früher  vermischt  und  verbunden  mit 
dem  Jagdregälj  ist  nun  als  ein  rein  staatliches  Recht  aus  dem  Privatrechte 
ausgeschieden.  In  ihr  werden  die  sämmtKcfaen  gesetzgeberischen,  polizei- 
lichen und  staatswirthschaftHchen  Refugnisse  der  öffentlichen  Gewalten  zu- 
sammengefaszt,  die  sich  auf  die  Jagd  beziehe. 

3.    Wo  das  Jagdregal  noch  besteht,  da  wird  dasselbe  aufgebszt  als 

eine  frauwe  swanger  ginge  mit  eimc  Kinde  Tnd  des  wiltz  gelastel,  die  mag  einen 
BMB  odlr  knechte  osschicken,  des  wlitz  so  vil  griffen  vnd  fallen,  das  sie  Iren  gelös- 
ten gebussen  möge  ongeaerlicben. 

10.  Bayrisches  Ges.  v.  30.  HXn  18K0.  S*  ^-  !">  Grundeigenthum  liegt  die  Be- 
rechtigung zur  Jagd  auf  eignem  Boden.  Die  Jagdgerechligkeit  auf  fremdem  Grund 
und  Boden  bleibt  aufgehoben.  S-  ^'  ^'^  Ausübung  des  Jngdrechtes  durch  den 
Grundeigen tbümer  selbst  ist  nur  zulässig: 

1>.  auf  alleo  unmltttlbar  an  die  Behausung  stoszenden  Hofriuroen  uad  Hausgär- 
ten, sobald  sie  durch  eine  Umfriedung  begrSnzt  sind, 
2J  auf  allen  Grundstucken,   welche  mii  einer  Mauer  oder  dichten  Umzttunung 

und  terschlieszbaren  Thüren  rersehen  sind, 
3)  auf  einem  zusammenhüngenden  Grundbesitze  von  mindestens  240  bayrischen 

I  Vi«wttk6ft  im  Flaehlande  und  400  Tagwerken  im  flochgebirge. 
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das  Reebt  des  Landesherm,  in  dem  gaoMi  Lande  alsi>  ämh  auf  Gtlern« 
die  ihm  nicht  KUgehören^  die  Jagd  %u  üben,  d.  h.  sawoM  das  Wild  weiri^ 
mflnnisch  zu  hegen,  als  es  weidmAnniscb  sa  verfolgen  and  za  erlegen.  Be- 
schränkt ist  dasselbe  theils  dnrch  die  Rechte  der  Grmndeigenikiimer,  inner- 
halb ihres  umfriedeten  Bodens  nicht  geslört  und  in  ihrer  LandwirthaclMlt 
nicht  verletzt  zu  werden,  theils  durch  hergebrachte  oder  verliehene  Jagd- 
rechte  Änderer. 

Aus  dem  Jagdregal  abgeleitet  werden  dann  einzdne  Jagdgerechtigkeken, 
gewöhnlich  nur  für  die  niedere  Jagd  ertheilt,  welche  Privaten  ftlr  ein  be- 
stimmtes Jagdretier  verliehen  werden,  welches  bei  der  Jagd  nicht  Ober- 
achritten werden  darf,  auszer  zu  der  sogenannten  Jagdfolge,  um  das  bereits 
verwundete  Wild,  das  Über  die  Grftnzen  geflohen,  vollends  zu  gewinnen» 
Dieselbe  ist  insofern  zuläszig,  als  sie  als  blosze  Vollendung  der  bereits  ii»-> 
nerhalb  des  eigenen  Reviers  begonnenen  Besitzergreiinng  anzusehm  ist. 
Diese  Jagdfolge  hat  auch  nach  dem  neueren  Rechtssystem  noch  practische 
Bedeutung,  da  auch  dieses  Jagdbezirke  kennt,  deren  Gränzeu  nur  zur  Jagd- 
folge überschritten  werden  dürfen. 

3.  Nach  dem  Systeme  des  Jagdr^als  und  der  daraus  abgdeitelen 
Jagdgerechtigkeiten,  welche  oft  als  erbHche  Jagdrechte  bestanden,  waren  die 
VerhAltnisse  der  Jagdberechtigten  theils  zu  dem  Waldeigenthümer ,  dessen 
Waldung  in  das  Jagdrevier  gehörte,  theiis  zu  den  benachbarten  Gnandbeeiizem 
schwierig;  und  die  entgegengesetzten  Interessen  hatten  vielen  Streit  im  Ge- 
folge.   In  ersterer  Beziehung  kam  in  Betracht: 

a)  die  Frage,  ob  der  Waldeigenthümer  auch  jagen  dürfe,  oder  durch  das 
Jagdrecht  eines  andern  von  eigener  Jagd  ausgeschlossen  werde?  Sie 
ist  in  verschiedenen  Gegendeti  und  je  nach  verschiedenen  Verhältnisseil 
und  Gewohnheiten  in  ganz  entgegengesetztem  Sittoe  beantwortet  wor- 
den. Gröszere  Grundbesitzer  hatten  oft  das  Recht  der  Mit[agd  behal- 
ten, während  die  kleineren  es  verloren  hatten.    . 

b)  Niemals  darf  der  Jagdberechtigte  den  Waldeigenthümer  an  der  CWnir 
dee  Bodens  hemmen.  Dieser  idt  daher  befugt,  neu  beaamte  Stttake 
des  Waldes  »m  Schonung  zu  legen»  und  von  der  Jagd  abauachlieszen. 
Selbst  wenn  der  Waldeigenthümer  den  Wald  oder  einzelne  Theile 
desselben  ausreutet  und  in  Acker  oder  Wiesland  vanN^anddlt,  so  hat 
der  Jagdberechtigte  dagegen  kein  Recht  der  Binsprache:  obwohl  dofdi 
diese  Benutzung  des  Grundeigenthums  mittelbar  die  Jagd  verhindert 
wird.  Aber  er  darf  keine  Anstalten  treffen,  deren  Zweck  oder  Folge 
lediglich  Behinderung  oder  St<)rung  des  Jagdrechts,  nicht  aber  gehörige 
Cultur  des  Bodens  wäre. 

c)  Bei  flbermäsziger  Regung  des  Wildes  darf  der  WaMeigealhamer  von 
dem  Jagdberechtigten,  der  jene  verschuldet  hat,  für  den  WUdeehaden 
Ersatz  fordern,  den  er  an  dem  jungen  Nachwuchs  des  Holzes  erleidet 

4.  Mit  Bezug  auf  die  benachbarten  GrundeigefUhümer  war  vorzüglich 
die  Pflicht  der  Jagdberechtigten  zum  Ersakte  des  WildeehmdmUf  dan  jene 
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erÜtteD,  Y«Ni  gfoszer  praeMsciier  Redratnng.  Ihi  nach  der  Naiar  der  Sache 
ein  freies  Ermessen  hier  entscheiden  muszy  so  ttbten  froher  die  AotoritAt' 
der  vornehmen  Jagdberrn,  spAter  die  Ungunst,  welche  dem  lagdrecht  in 
der  OfSentlichen  Meinung  zu  Theil  ward,  groszen  Einflusz  auch  auf  die 
Behandlung  dieser  Streitigkeiten  in  den  Gerichten.  In  früheren  Zeiten 
wurde  die  übermAsuge  Jagdlust  begünstigt,  in  neuerer  die  Jagdherm  leicht 
genöthigt,  grosze  Entschädigungen  an  die  klagenden  Grundeigenthttmer  zu 
bezahlen.  Eine  Ersatzpflicht  bestand  indessen  nur  fiir  den  Schaden,  wd- 
cher  durch  übemUuzige  Hegung  des  Wildes  oder  durch  Hegung  schädUcher 
Wildarten  dem  Herkommen  zuwider  an  den  Feldfrdchten  der  Grundeigen- 
Qiümer  veranlaszt  worden  war,  uiM  es  waren  diese,  wenn  sie  eine  Ersatz- 
forderung stellen  wollten,  auch  ihrerseits  veipfEchtet,  die  herköftimlichen 
Sckutxmütel  (Umzäunungen  und  dghi«)  nicht  zu  yernachlässigen, 

fk  Durch  Herstellung  des  Zi§9ämmmh&ng$  von  Jagd-  und  Grumd^tgen- 
tkum  sind  diese  Verhältnisse  in  juristischer  Beziehung  sehr  vereinfacht  wor- 
den. Bs  stehen  nicht  mehr  Jagdgereehtigkeit  und  Gnmdeigenlhum  frand- 
lidi  gegenüber,  und  jener  fruchtbare  Aniass  zu  Streitigkeiten  wegen  Wild- 
schadens ist  nunmehr  verschwunden« 
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Von  den  Dienstbarkeiten. 

S-86. 
I.  Charakter  und  Arten  der  DieDsOisrMteD. 
i.^  Voraus  ist  zu  beaehteo,  dasz  in  vielen  Verhältnissen,  welche  bei: 
den  RCMnem  das  BedOrfnisz  einer  von  dem  Eigentbümer  zu  besteilenden. 
Servitut  weckten,  in  Deutschland  schon  von  Rechtes  wegen  gesorgt  war.. 
Die  Genossenschaft  der  Familie  sowohl  als  die  Verbindung  der  Mark-*  oder 
Hofgenossen  war  so  enge,  dasz  um  ihrer  willen  den  einzelnen  Gliedern 
der  Familie  oder  den  Nachbarn  gewisse  dingUche  Reckte  zustandai  an  den 
Sachen  anderer  Familienglieder  oder  Nachbarn.  Diese  sogenannten  gesetz- 
Uehm  IHtnetbarkeiten  im  weitem  Sinnie  sind  im  deutschen  Rechte  von 
jeher  sehr  zahlreich.  Sie  sind  von  den  frwmUigen  Di$Httb0rlieüen  darin 
wesentlich  verschieden,  dasz  sie  nicht  auf  dem  Willen  des  Eigenihamers 
beruhen  und  daher  nidit  aus  der  Fülle  des  Eigenthums  heilgeleitet  sind. 
Sie  sind  vtriiwhr  einzefaie  Wirkungen  einer  famiUemreckiHohen  Meziehu^: 
oder  einer  m^fauendm  Reektegemeimehafi  der*  Nachbarn  unter  einander 
oder  des  Grundherrn  mit  den  Hoigenoasen  u.  s.  f.,  um  deren  willen  das 
E^entboln '  der  einzefaien  Glieder  beschränkt  wird.  Kurz  sie  sind  nithl 
das  Prodael  willkOrfieber  Besteilung,   sowlam  nothwendige  Fdgsn  eines 

16» 
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umfa$$endm  UeehU^erhMmMHs,  und  erhatten  datier  a^ch  tom  dieaemil 
Charakter.    Daher  and  alle  dinglichen  Rechte  der  Art  an  fremden  Saeheo 
hier  ganz  auszuscheiden,  wddie: 

a)  als  Wirkung  eines  Famäimverkiütniiies  zu  betrachten  sind,  und  da- 
her einen  famäienrechtUehen,  nkht  einen  sachenrechtlichen  CiiandLter 
haben,  z.  B.  der  Nieszbranch  des  Ehemanns  an  dem  Vermögen  der 
Frau; 

b)  aus  Gtvndkerr Schaft  ader  Mmrkgenouemchaft  ( Bofgeno$$m%chafi)  oder 
einer  ähnKchm  Verbindung  hervorgehen,  indem  sie  ihre  Erklärung 
nur  im  Zusammenhang  mit  diesen  Instituten  finden;  z.  B.  die  man^ 
cheriei  Holznutzungen,  von  denen  oben  §.  59.  4.  die  Rede  gewesen; 

c)  die  nothwendige  Wirkung  eines  öffentlichen  IntereMes  sind  und  daher 
aus  Grflnden  der  öffentlichen  Wohlfahrt  von  dem  Staate  oder  der 
Gemeinde  den  Eigenthfimem  auferlegt  werden,  ohne  dasz  es  diesen 
gestattet  ist,  dieselben  durch  Vertrag  aufzuheben  oder  abzulndem, 
z.  B.  der  Leinpfad  an  öffenflichen  FlQssen  (§«.76. 1»)»  diejfwlizeüichea 
Beschränkungen  .der  Bauten  wegen  Feuengiebfar  und  d^ 

Es  sind  demnach  nur  diejenigen  gesetzlichen '  Dienstbarkeiteh  hier  zu 
betrachten,  Welche  lediglich  die  Verhältnisse  der  einzelnen  Grundbesitzer  um 
dieser  wUlen,  aber  abgesehen  von  der  Genossenschaft  unter  ihnen,  von 
Rechtswegen  reguliren.  Es  ist  daher  hier  dem  Privatwillen  der  betheilig- 
ten Personen  ein  Einflusz  gestattet.  Dieselben  können  unter  Umständen 
die  Dienstbarkeit  durch  Cebereinkunfl  ändern  oder  ganz  beseitigen.  Von 
der  Art  sind  eine  Anzahl  von  Grunddies^tbarheiten^  welche  bald  allgemein 
anerkannt  sind,  bald  in  beschränkter  Anwendung  vorkommen. 

2.  Die  römische  Jurisprudenas  wird  in  ihrer  ganzen  Servitntenlehre 
von  dem  Gedanken  geleitet,  dasz*  die  fimhmt  des  Bigmtkkms  durch  ding- 
liche Besohwerden  nur  so  <  weit  besehrtnkft  werden  dflrfe,  lals  es:  den 
dauernden  Interessen  desselben. gemäsz  sei.  Es  ist  wohl- eine  Eol^a  dieaer 
ängstlichen  Sorge,  dasz  sie  ehie  Prädialsertitut  nur  zu  Gunsten  euasfrm- 
dium  dominans  bestellen  läszt  Dagegen  fragt  sich,  ob  wir  den  BegrifTdei« 
deuUehen  Grunddienetbarkeit,  wie :  es  gewöhnlich  gesohlt,  ebenso  enge  aln 
schlieszen  dürfen?  In  der  Regri  fralich  sind  die  Grunddienstbarkeiten  auch 
in  Deutschland  von  der  Art,  dasz  nicht  blosz  ein  dienende»,  soDdem  zu- 
gleich ein  herrschendes  Grundstack  da  ist,  aber  es  kommen  doch  auch 
Dienstbarkeiten  vor,  wek)he  mit  NathwendigkeU  ein  dienendes  Grundstück 
beschweren,  aber  anstatt  einem  Grundstücke  einer  Qasee  von  Ptrsomms 
zustehen,  und  die  im  ülnigen  sich  von  den  gleicbaMigeB.  Grunddienstbar- 
keiten zum  Besten  eines  Grundstücks  nicht  untersobeiden;  und  e&  ist. nicht 
Grund  genug,  die  Zulässigkeit  solcher  dauernder  Reohtsbild^ng  lu. unter- 
sagen. Schon  oben  war  von  mancherlei '  erblicbeni  oder  sonst  dauerndea 
HolmutBungen  an  fremder  Waldung  tfie  Rede,  weiche.) wesentlich  gleidir 
artig  sind  mit  andern  Holanutzongon,  dieGruadstOcbm:  BnsteheMir.^4  594 
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DiesMen  ttnAen  freiKdif  Ihre  Erklärung^  In  ein^  altern  Gesanunleigeil- 
tbom ,  ans  dem  sie  entetandeti  smd«  Bß  gibt  aber  aiich  IFe^6f«cA«0  in 
Seötschlaiid ,  weldie  z.  B.  einer  Ge^llschaft  ziislehen,  die  kein  Grand- 
e^enlhuin  baty  Dimutbarkeüev^,  dasz  nickt  KBh&r  gebaut  werdisn  dürfe,  m 
'Gmstenf  einei"' Schtitzm-GenosseiMbahi  WHdere^e,  welche  eine  innaiig 
z.  B.  der  Metzger,  erworben  *  hat,  und  dgln.  mehr.  Uan  würde  freflidi 
ili  w^t  gehen, '  wollte  man  es  für  unerheblich  erkttren,  ob  das  berechtigte 
Snbject  der  Grunddie^istbarkeit  ein  bestibimter  Gmndeigenthttmer  oder  eine 
andeire  Person  sei.  Vielmehr  bleibt  die  Regel  bestehen,  dasz  das  Gut  nur 
dem  Gute  dMernd  dienstbar  sein  darf  (1.);  aber  es  musz  die  Ausnahme 
iAnzngeftkgt  werden,  dasz  da,  wo  besondere  GrQnde  auch  eine  Bestelhmg 
einer  Grfinddiensibapkeit  ^  Gunsten  einer  Genossenschaft  oder  diier  sich 
(feirtwahrend  ierneueriideii  Classe  Tori  Personen  rechtfertigen,  solches  gfllUg 
'gdschehen  kotme.  (2*) 

3; '  Die^'Besdfirankung  feimef  des  rdnischen  Rechtes  auf  eine  bestimmte 
ZAMvön-MQllssigen  FertonajUeniM^  hat  für  das  nevere  Rbcht  keine 
Odtuug,  indem  iMser  BeniMeben  und  unsere  Giswohnhelten  auch  andere 
dingliche  Rechte  der  Art  zu  Gunsten  von  Personen  hervorgebracht  haben 
und  neu  erzeugen  können,  ohne  dasz  i^n  innerer  Grund  den  Bestend  der- 
selben verhindert.  Unter,  Personalservituten  im  neuern  Sinne  im  Gegen- 
satze zu  Grunddienstbarkeiten,  welche  Personen  zustehen«  verstehai  wir 
dann  Servituten,  wekhe  ausschKeszlidi  an  ein  Individuum  gekndpft  sind, 
mu^  daher  mit  deni  Tode  .desselben  untergehen^  beziehen  sie  sich  im  übri- 
gen auf  fahrendes  oder  liegendes  Gut. 

4..  Map  hat  gezweifelt,  ob  die  von  den  Römern  behauptete  Regel: 
servitus  In  petendo  consister^non  pptest,  auch  im  deutschen  Rechte  gelte? 
Die  Frage  ist  zu  bejahen,  da  die  eigentliche  Dienstbarkeit  nur  als  Beschränr 
kung,  des  Eigenthums, .  nicht  als  Auflage  auf  das  Eigenthum  zu  betrachten 
ist,  und  ..sic^  Beschränkungen  des  Eigenthums,  die  in  einem  Tbun  dc^s 
EigenthtUDoen  besteben,  logisch  nicht  denken  lassen.  Aber  wenn  schon  die 
Rdmer  in  emem  einzelnen  Falle  es  zugelassen  haben,  dasz  der  Eigen- 
Ihfimer  leiner  lasttragendea  Mauer  angebalten  werden  könne,  die  Mauer 
herzustellen,  damit  sie  filhig  sei ,  die  Dienstbarkeit  zu  erfiillen,  so  dürfrai 
wir,  (Üi  das  deutschie  Recht  Oberhaupt  die  Beschränkung  des  Grundeigen- 
thums  leichter  nimmt,  um   sp  eher  den  weiteren  Satz  hinzufügen:  Der 


•**T- 


1.  OwierreieAuehM  Oeketib.  S*  ^74.  Grunddienstbarkeiten  setzen  sirei  Gmnd- 
besMser  TOitas,  deren  einem  als  Yerpfliehletea  das  dienstbare,  dem  andeni  ab  Be- 
reehtl^ien  das  henrsebeDde  Gut  gehört.  -        * 

2.  Zürcher  Ges.  §•  ^'  ^*®  GrnnddieQStbarkeiten  setzen  mit  Nothweodigkeit 
ein  dienendes  Grundstock  voraus,  g.  688.  Das  Recht  der  Grunddienstbarkeit  steht 
■flr  ^er  Hegel  tfetii  Eigenthükner  eines  andern  herrschenden  Grundstückes  und  zwar 
hl  cler*)Airttn»  dass'doMIbe  nicht  von  diesem' Grundstöcke  zu  trennen  ist.  Aus- 
mUmftwetSe'äber'kflfnntflfeGninddiedstbarteit  auch  zu  Gunsten  eiber  Genossenschaft 
und  selbst  einer  einzelnen  Person  bestellt  werden.    (Tgl.  Senf  er  U  Arch.  YIII.  HS.) 
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EigenUiOiner  des  dioienden  GrundstAcb  darf  iodeaum  dinf^  KtfBchtet 
werdeo,  die  Sache  in  solchem  Zastahde  zn  erhatten,  dasz  sie  sich  i«  der 
Attsttbong  der  Dicht  in  einem  Thon  besteheDden  OiensthariBeit  eignet  (S.  4.) 
in  der  Tbat  kommt  es  in  Deutschland  sehr  bAofig  vor,  dasz  der  Eigen- 
thttmer  eines  Grandstücks,  auf  welchem  ein  Wegerecht  lasiet,  die  PScht 
hat,  den  Weg  im  gehörigen  Stand  zn  eriialten. 

5.  Seit  der  EinfOhning  äffemUcher  Grunilriichir ,  weiche  Obw  die 
RechtsverhXMniisse  der  Grnndstftcke  sichern  Anftchlusz  gewähren  sdkn, 
paszt  dazu  die  ältere  Lehre  nicht  mehr,  dasz  anch  GronddieiistbarkeiteD 
durch  bloszen  formlosen  Vertrag  bestellt  werden  können,  selbst  dann  nicbt 
mehr,  wenn  die  BenUzergreifimg  hinzukommt.  Vidmehr  rerlaiigt  die 
Darchfikhrung  des  modernen  Systems  der  GrandbOdier,  dasz  Eintrofmg  in 
diese  zur  notAtoefk^en  Form  der  Bestellung  von  Gruaddienstbarkeitan  erhoben 
werde,  wenigstens  solcher,  die  nicht  durch  augenfUUge  Anstalten  ofitebar 
werden.  Das  heutige  Recht,  wdches  sich  jenem  Systeni  immer  eotehie- 
dener  und  allgemeiner  zuwendet,  ist  daher  hier  in  einer  Umbildung  be- 
griffen, wdcbe  die  NacbhOlfe  der  Gesetzgebung  wOnsehbar  macht  (&.&) 

II.  Deutsche  Grunddienstbarkeiten. 

i.    Gcsetslicbe  ^nrilateD» 

Einige  der  wichtigeren  gesetzlichen  Dienstbarkeiten»   welche  der  Ver- 
einbarang  der  fietheiligten  unterliegen,  sind  folgende: 
a)  der  gemeine  Grundsatz  des  neuern  Rechts,  dasz  jeder  Grundbesitzer 
verpflichtet  sei,  einem  andern  Grundbesitzer  den  Weg  zu  dessen  Grund- 


3.  OetierreiehUeheg  Ges.  g.  483.  Daher  nusi  auch  der  Aafwand  nir  Erhil- 
tuDg  and  Herstellaog  der  Sache,  welche  zur  Dienstharkelt  besiininit  ist,  lo  der  Rfgel 
TOD  dem  Berechtigten  gelrageo  werden.  Wenn  aher  diese  Sache  auch  von  den  Ver- 
pflichteten henölU  wird,   so  muai  er  verhSItnisamiszig  tu  dem  Aufwände  beitn^es. 

4.  Zürcher  Ges.  g.  090.  Nur  losofeme  die  HandluBgeD  oder  Y^rkehningeD 
des  belasteten  Eigenthümers  dazu  dienen,  die  Ausubang  der  Oienstbarkeii  oKlglicb 
sn  machen  oder  su  erleichtem,  können  ihm  dieselben  —  —  mit  dinglicher  Wirkvng 
auferlegt  werden. 

«.  Freiburg,  gtadtr.  v.  löSO.  {Hraut^  g.  133.  20.)  Unser  barger  —  sollend 
oaeh  die  hüser  mit  keinen  niiwen  dienstbarkeiten,  die  von  alterher  nit  gewesen  sind, 
baschwereo,  on  anaer  oder  dess  gecicbls  erkantnuas»  Cbad  wer  das  ein  naehpar  wider 
den  andern  ein  dienstbarkeit  prescribiert  uqd  aas  des  andern  hinlSssighait  oder  ab- 
wesen  ersesse,  dieselbig  gewer  oder  ersittung  sol  nit  ffirgoa  aoeh  kiafll  haben,  « 
wer  dann  daz  wir  os  Ursachen  ichts  zolieszen,  dann  wir  wollen,  fiasz  die  haser  nnd 
horsletl  in   ir  volkomenheit  und   fryheit  wie  von  alterher  bliben. 

6.  OuUrr^kMtcKee  Ges.  g.  481.  Pas  4i^lkhä  Jfitc^  der  l^isnsibarkeU  kann 
auf  unbewegliche  Sachen  und  öb^hanpt  aaC  solcb^  GagfiiaAliida,  die  In  dfo  aienfr- 
lichen  Büchern  eingetrag/en  sind«  nur  darcb  die  jBmirtigmtigi  in  dinsalhsB 

werden. 
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Mtk  m  gmtaftm  fNothw^J  (1 — 3.)«  wenn  jener  keinen  «odern  Weg 
hat  und  desielbe»  bedarf,  oni  dahin  in  gdai^cn  wd  das  Gnt  seiner 
•  hergebrachten  Apschaffenheit  geniftBi  cu  benutzen.  Es  yersteht  sich, 
dass  der  Motbw^g  fOr  den  verpfliobleten  Bigenlhümer  mäglicfaet  wenig 
iMig  an  besümoMi  UL  (L) 

b)  JHe  VerpflieUang»  i«  Bnmn^iUeiiui^m  den  erforderlichen  Raum  gegen 
'viQlle  Sntsebldjgung  zn  gewAhren.  (5.) 

c)  (Mfl  Verpflkhtong  der  figenthüner  la/ikdvMnh$ehafÜieh€r  Gr^mdftücke 
im  Interesse  der  Wie$enwäsurung  oder  von  Triehu)erken  die  offene 
BurchUtihmg  des  GewAssers  über  ihren  Bod«i  zu  gestatten,  allerdings 
ein  erheblicher  Eingriff  in  das  Eigenthuni  zu  Gunsten  einer  bessern 
Cullur,  eben  darum  aber  auch  gewöhnlich  compensirt  durch  eine  er- 
höhte Entadmdigung  des  belasteten  Eigenthümers.  (S»)  In  neuerer 
Zeit  s^^heinen  diese  beiden  Dienstbarkeiten  der  Brunnen-  und  offner 
Wass^lejtung ,  welche  frtüier  selten  anerkannt  waren,  allgemeiner  zu 
werden. 

d)  Die  Verpfliobtong  des  Nachbarn,  Bäume,  Gebüsche  und  Grünhecken 
nur  in  an§$m$$ienir  Entfernung  von  der  beiderseitigen  Gränze  zu 
pflanzen.  (7)    Je  höber  die  Stamme  sind  und  je  breiter  ihre  Wurzeln 


1.  OffbttDg  vott  Plaaeh,  (Orimnty  W.  I.  8.  94  }  Item  es  8ol  Je  ein  Torder  gut 
dem  hinter  wftg  and  stSg  geben,  das  einer  mit  dem  einen  dar  und  daanen  iiomen 
msg  in  stmUBbea  siten. 

3.  Code  cm,  g,  682.  Le  propri^taire  donl  les  fonds  sont  enclav^s»  et  qui  n'a 
aocane  issue  sur  la  voie  pnblique,  peat  r^clamer  un  passage  sur  les  Tonds  de  ses 
Toislns  poar  l'explottation  de  son  h6rltage,  k  la  Charge  d*une  indemnit^  proportion- 
al a«  donmage  qu'il  peut  oeeasionner. 

3.  Erk.  des  ^a^MA0rOh.-App.-G.  (^aii^r^r  Archiv.  I.  321.)  JadeofaUs  ist  io 
€><mlSfhlmH  —  schon  In  aller  Zeit  and  Im  ireitcsten  Umfange  die  Gewihrong  solchen 
Nothweges  als  Gemeinde-  and  Nacbharspflkht  anerkannt  worden. 

4.  Zürth&r  Ges.  g.  574.  Die  des  Nothweges  bedürftigen  Eigentbüroer  sind 
ferpflichtet,  den  Schaden,  welcher  aas  Ueberlassung  oder  nenatxang  des  Nothweges 
dem  Naehbam'  erwiehst,  diesem  sn  arselxea  and  aberhawpt  den  Nothweg  la  der  Zelt 
«nd  in  der  Weite  zu  benoUen,  welche  für  den  Naehbar  möglichst  wenig  lästig  ist. 

5.  Zärch.  Ges.  g.  080.  Im  Interesse  der  Errichtang  öfemiiioher  oder  Prioai^ 
Srämiuin  ist,  wer  eine  Quelle  erworben  hal^  berechtigt,  von  den  Eigenthümem  der 
daiwIscheD  liegendewGrundstttcke  gegen  volle  EntschSdigong  den  nOthigen  Raum  lar 
Anlegung  einer  Brunnenlailang  oder  lov  AMeitang  des  Wassers  ca  begehren,  weno 
solches  ohne  Jwßonders  erheblichen  Nachtheil  für  Geb&ude  oder  Anlagen  des  Eigen- 
,  thpmers  gesehen  kann.  Bei  der  Bestimmung  des  Darcbsugs  der  Wasserleitang  ist 
auf  die  BeschaHenheit  t^r  MrefTenden  Grundstücke  und  die  Wunsche  der  Eigen- 
thümer  derselben  gebührende  Rücksicht  zu  nehmen. 

6.  Zäreher  Ges.  g*  981.  Ebenso  ist  der  Eigenthümer  eines  landwirthschaftlichen 
Grundstücks  verpflichtet,  dem  Wasserberechtigten  zum  Behaf  der  Betreibung  eines 
Wasserwerkes  oder  der  WiesenwSsserang  die  Durchleitung  über  seinen  Boden  zu 

.gestatten.    Die  Anlage  der  Kanäle  ist  auf  eine  für  den  Grundeigenthütner  möglichst 
wenig  lästige  Weiso>  zu  bestimmen  und  diesem  der  daherige  Schaden  doppelt  zu  er- 
.aetpen.     Oei  nämliche  Grimdsatz  findet  aoch  auf  die  Anlegung  von  Absogskanälen 
odurlollep  zum,  Be|ivfC  4^r  Entwässerung  von  Gc|ind3tncken  Anwendung. 
.  . ,  3n  Mow^iigßr  Gari/(bUb.  bei  Stnehsnherg  I.  %  p.  56.   soll  auch   keiner  bäum 
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sich  ausdehnen,  desto  weiter  ist  auch  die  Entfernimg^  za  bemessen. 
Gewöhnlich  werden  indessen  GrOnhecken ,  '  wdche  EWisehen  rwei 
Grundbesitzern  scheiden,  gemein$am  (8.)  und  dann  auf  der  Gräme 
selbst  gepflanzt^  und  daher  darf  auch  im  Zweifel,  wenn  nicht  aus  der 
Artjdes  Verschlusses  sich  die  Berechtigung  nur  des  einen  GTundbedtm« 
ergibt,  angenommen  werden,  solche  GrQnheeken  seien  gemeinsam« 

e)  Die  Verpflichtung,  Abtritte,  Sekwemekofer  und  andere  Obelriechende 
Einrichtungen  nur  in  etweloher  EtUfermmg  yoa  der  nachbarlicbeD 
Grllnze  anzubringen.  (9.) 

f )  Das  Recht  der  Anwende,  d.  h.  beiin  Pflttgen  auf  dem  Boden  des  Nach- 
bars den  Pflug  senden  zu  dOrfen.  (10.) 

g)  Das  Hammersehlagirecht ,  d.  h.  das  Recht,  ein  fremdes  Chrundsttbck 
zum  Behuf  der  Ausbesserung  eines  Gebflndes  zu  betreten  und  in  dem 
Luftraum  des  Nachbars  die  nöthigen  Bewegungen  Yorzunehmen. 

h]  Das  Leiterrecht,  das  Recht,  ein  GerQst  zum  Behuf  eines  Baoss  auf 

dem  nachbarlichen  Boden  zu  befestigen. 
i)  Das  Fensterreckt,  je  nach  der  Landeissitte  in  durchaus  Terschiedenem 

Sinne,  bald  als  Recht,  dasz  der  Nachbar  an  seiner  Mauer  kein  Femter 

ausbrecke,  aus  welchem  er  in  den  Hof  des  Berechtigten  sidbt  (11. 12.); 

bald  im  Gegentheil  des  Recht,  ein  Femter  sei  es  iff  eigener  «-»  od^ 

zuweilen  auch  in  fremder  Mauer  zu  haben, 
k]  Das  Recht  eines  Hausbesitzers,  dasz  ihm  nicht  durch  die  Baute  di^ 

Nachbarn  das  Licht  in  erheblichem  Masze  entzc^en  werde.  (13.) 


setzen  in  sein  Guter  es  sei  wo  es  wolle,  bei  drei  Viertel  der  MesaratheB  too  andern, 
damit  sein  Nachbar  neben  ihnie  nit  la  klag  verursacbl  werde. 

6.  Spriebwort :  Mit  den  Nachbarn  bebt  man  den  Zann  auf-—  Im  Gegenaati an  dem 
Sprichwort  {Hülebrand  10):  Dem  der  flagen,  dem  Ist  auch  der  firaben. 

9.  ~  Sachs9iupieg0l  II.  51.  $.  i.'  Oven  unde  gang  (Kloaken)  «ad  awinekoben 
solen  dre  TOte  van  me  tone  stan. 

10.  Afonxingrer  Gericbtsb.  bei  Senchenberg  I.  3.  p.  M.  Demnach  TieWIlUg  klag 
wegen  des  Zaekerens  und  unordentliobeo  aaszscbieppens  mit  dea  Pflügen  uff  den 
ahn  gewandten  zu  viel  mahlen  vorkommen,  solcher  «nordnong  aber  vorzakommen  — 
ist  beschlossen  —  wann  einer  —  seine  drei  gewöhnlich^  ordte  wie  preuchlich  uff 
dem  angewender  ausgekehrt  —  soll  er  sich  begnügen  lassen  -^  dasgleichen  im  Lentieo 
soll  ein  tedweder  hinten  bleiben  mnd  die  angewand  weit  nit  beechedigen.i 

11.  Frankfurter  Ref.  VIII.  7.  2.  Wir  ordnen  —  dasz  keiner  gegen  seines 
Nachbarn  Haus  oder  Hof  zu,  Fenster  daraus  in  desselbigen  Nachbarn  Haus  oder  Hof 
mag  gesehen  werden,  von  neuwem  machen,  sonders  es  bei  der  vorigen  Form  und 
Gestalt  wie  der  alt  Bau  gestanden  (so  viel  die  Liecht  belangt)  bleiben  lassen  solle, 
damit  sein  Nachbar  durch  das  verdrieszlich  Einsehen  durch  etwan  A:usschütten  und 
Auswerfen  nicht  beschwert  werde. 

12.  Nürnberger  Ref.  26.  3.  Es  Ist  niemand  zugelassen,  auf  oder  gegen  selns 
Nachpauren  Gepewen  oder  Hofrait  ainiche  Liecht  oder  Trupfen  zu  stellen  oder  vq 
machen  er  hab  dann  desselben  ain  bedingte  bewatssifche  Gefechtigkett. 

13.  Zürcher  Ges.  S-  '^^'  ^  Ktgenlhüihiier  efnfes  "GebSüdes  Istf  beftag^t;  dem 
Nachbar  einen  projectirten  Bau  zu  untersagen,  wenn  ]ei^iti  "GebMude  in '  sbicheiki 
Masze  Soonenllcbt  oder  Heiterkeit  entzogen  würde,  dasz  eines  bder  tnebrere  Zhnmer 
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Derlei  Dienstbarkeiten  haben  sich  oft  in  der  Gewohnheit  erhalten. 
Won'ger  hat  sich  die  deutsche  Gesetzgebnng  dersdtten  bisher  angenommen, 
obwohl  tine  angemessene  Ordnung  der  Art  fQr  den  Frieden  und  die  Wohl- 
bhrt  der  Nachbarn  Ton  hohem  Werthe  ist. 


§.88. 

%    Freiwillige  Servituten;    "Wegerechie  dod  Weiderechte. 
■  ■      /  •  •  / 

1.    Die  Wegerechte  des  deutschen  Rechtes  kommen  in  Deutschland  in 

mancherlei  ?erschiedenen  Formen  aus  alter  Zeit  vor;  und  da  die  man- 
cherlei Wege,  nicht  nach  den  römischen  Modellen  der  via,  actus,  iter 
bestellt  worden  sind,  so  ist  es  auch  ein  thöriohtes  B^innen  mancher  ge- 
lehrter Juristen,  dieselben  nach  den  Formeln  und  Sätzen  untergegangener 
Zustände  beurtheilen  zu  wollen.  Abgesehen  von  den  gesetzlicljien  Wege- 
dienstbarkeiten  des  Leinpfades  (§.76.  l.)>  Nothwegs  [§.  87.  a*)»  ^^^  ^'^^ 
wende  (§.  87.  f.),  haben  sich  aus  den  alten  Jüfarkverhältnissen  und  aus 
anderer  Begründung  mancherlei  andere  Formen  von  Wegen  und  häufig 
mit  der  Verpflichtung  des  J^igenthümers  de^  dienenden  Grundstücks  ein- 
halten, einen  bestinunten  Weg  in  gehörigem  Zustande  zu  erhalten,  z.  B.: 

a)  dar. 'sogenan^  ßrmu-  nnd  BahrMoe^^  auc|i<iBrcAio0|7  genannt,  ap 
breit  und  so  hoch,  dasz  die  Leichenbahre  in  »QegleitDog  des  Leichen- 
znges  zur  Kirche  getragw  werden  kann,  ohne  anzuatoszen.  (t*) 

b)  Der  H^imtg  Ober  den  ein  Fuder  Heu  lon^ersebrt  ijBJiirea.kflWi*  (3.) 

,  c)  Fakrfßege'  mit  mancherlei  EigeothamMchkeiten,  z.  B.  nur  im  Winter 
mit  Sdilittmi  zu  benutzen ,  wobei  zn  beaichteq,  dasz  das  alte  Masz 
einer  Fahritrasze  (insbesondere  auch  der  l^andtbrnuaen)  secbszebn  Fosz 
Breite  war,  so  dasz  zwei  Wagen,  an  einander.  yorbeiiiBii^nai .können.  (3.) 
d)  Die  Jeigtocg»^  im  Zusammephaqg  mit  (der  OlreifdderwjrthAChaft,;  wäh- 
lend der  f ruchtjahre  in  beschränkter  Weis^ijsp.  befiibren,.4«i  Brach- 
jahr als  offene  Brach wege  frei  gegeben;  —  die  Verbesserung  der  Bo- 
dttiddtur  sucht  dieselben  durch, feste  FeMwege  zu  verdräpgen  uijid  zu 
ersetzen.  ',  ■  •        .-  r  .i 


,,oder  Räume  zur  ErfCillujig  ihrer  Bestimniung  ohne  künstliclie  Mittel,  wie  Anzünden 
von  Licht  iinbrftachbar  gemacht  oder  der  Werth  des  Gebindes  nm  wenigstens  den 
zehnten  Theil  verringert  würde. 

1.,  Weisth.  T.  Lommertum,  {Ormuny  ^.  II.  S.  724.)  Item  noch  einen  kir^h- 
wegh-,  der  sali  so  weit  sein,  dat  irer  zween  ein  braut  leiden  und  irer'vier  einen 
tp49n  Jeichnain  gedra^en  können. 

•  * 

<  %  AieHer^.  Laodr.  g.  4i.  Wie  weit  sin  wag  seia  toll,  dadurch  man  kiMm 
«ad  Heu  ftbrt?  Retp.  er  soll  so  weit  aein»  das»  drei  Pfnde  voraus  und  zwei  hinten 
mit  einem  Knecht  unbeschädigt  darchgehen  können.  :  •  -  ( 

•1  '6.  \3€hiSa6eMipi^ei  t,  154^  all  if|(lieh  wagamiffaza aol^ahaflm  Mhnot sin,  daz  ehi 
Wt^eii  deni'  nnderwi  miee  -etfttviaheD^.  sl»  .iegMak  hm&  sol  wage  OMakoi  voBnilllMi 
goaiS'sfMn  aelMoba^  •dn  ander  aol  din  gaanaiDa  aMoha«.   ^ßßr^Mh  IIA*  lliw). 
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e)  9m  Trmrichi,  in  Folge  desmi  das  'Zugvieh  Mn  Aekeni  aitf  den 
frenden  Ad^ek-  «bMrelen  d*f.  (4.) 

f )  Tr^trtehtB,  vertchieden  je  aach  der  Art  des  Viehs  (Rwdvieh,  Schafe. 
Ziegen),  welches  gelrieben  wir& 

g)  Gäszchen  von  bestiminter  GrOsie.  (5.) 

h)  WnUerwege,  die  nur  im  WinCer  so  benutzen  sind>  wenn  der  Boden 
mit  Schnee  bedeckt  oder  gefroren  ist  (6.)  . 

2«    Viele  Weiderechte  auf  fremden  Gütern  sind  ans  dem  frQher^  Ge- 
sammtei^enthiun   der  Dorfgenossenschaften  (§.  59.  6,)  oder  aus  der  vor- 
maligen Grundhemchaft  (§.  65.  4.)  Aber  diese  Güter  zDrückgeblieben^  ab 
das  Eigenthum  daran  sich  verändert  hat.    Bei  der  Beurtheilung  derartiger 
dinglicher  Rechte  ist  daher  der   historische  Zusammenhang   zu   erkunden 
und  zu  beachten.    Weiderechte,  welche  von  Anfang  als  Servituten  entstan- 
den sind,  kommen  weniger  hlufig  vor :  konnte  aber  wohl  nach  dem  Vor- 
bilde jener  bestellt  werden.    Es  kommen  daher  wohl  etwa  grundherrliche 
und  diesen   nachgebildete  Weiderechte,   zumal   Schäfereigerechtigkeäen  in 
weitem  Umfange  vor  und  nicht   beschrjlnkt  durch  die  Zahl  der  auf  dem 
herrschenden  Hofe  überwinterten  Stücke.     Oefter  noch  sind  die  Weide- 
rechte beschränkt  durch  die  Rücksicht  auf  das  Bedürfnis!  des  herrschen- 
den Grtmdstücks.    Das  Herkommen  bestimmt  gewöhnüefi  das  Nthcve.  All- 
geineine  Grundsätze  sind : 
a)  6et  Eipenihümer  des  weidtpfliehtigen  Cfrtmditüeki  darf  dasselbe  briiebig 
bemUzeii  aber  keine  Aenderung  vornehmen,  durch  w^debe  die  Wmde 
terhmderf  würde.    Er  darf  also  im  Zweifel  ebeiifalls  sein  Vieh  weiden 
lassen  fju$  eompaseeiuK,  MUhnUj,  irird  indessen  durdi  das  beaitadere 
Heritommen  allerdings  oft  darin  beschränkt    Auch  darf  er  die  Weide 
des  Berechtigten   in   so   weit  ausschüeszen,  als  di^z  zu  gehörigem 
landwirthschaftKcbem    Bau  nOthig  ist,  z.  B.  einzelne   neu   besamte 
Stücke  einer  Waldung  in  Schonung  legen.  (7.)    Aber  er  darf  nicht 


4.  Oflkianff  toa  Burgmu.  (OHmmj  W.  I.  9.  f99.)  Item  die  von  Burgow  band 
trett  gen  FlawTl  vff  die  lelg  genannt  ebnou,  in  eseh  vnd  in  die  bracb. 

tt.  Weistii.  xa  Meehemueh,  {Orimm^  W.  II.  8.  696.)  Nocb  weiset  man  ein  ge- 
mein gessgen,  «lasselbig  sali  so  weit  offen  and  von  den  erben  beuwicb  gebalten  wer- 
den, dasz  ein  frauw  mit  einer  burdei)  bews  oder  ein  esel  mit  einem  mltr.  roggen 
unverletzt  dadurcb  gaben  banne. 

(}.  Zürcher  Ges.  $•  716.  Der  sogenannte  Winterweg  (Fabrweg  lu  Winterszeit) 
ist,  wenn  nicbt  besondere  Vertrifrge  etwas  Abweichendes  festsetzen,  in  der  Zeitfrisl 
von  liartini  an  bis  Mitte  Al&rz  und  in  der  Regel  nur  wenn  der  Boden  mit  S^cbnee 
bedeckt  oder  gefroren  ist,  aosiaubfn.  Ausierdem  darf,  wenn  sieb  hi  milden  Wfa- 
terb  bis  Mitle  Homung  keine  Gelegenbeft  daiu  bietet,  von  "da  an  aoeb  über  jaffeaen 
fAeni)  Boflen  mit  Wagen  geMfen  wenlrn,  insofern  beln  anderer  Weg  ohne  aambaAe 
Erscbwerang  benutzt  werden  kann.  ... 

■  *  ^  t.  firtr.-  des  €b.wlbpp.'^i^  taf  OmmeL  {SrnfftpU  Archir.  I.  «a.f  D«i€h  ein  ba- 
ntäwtu  ■«treabt  vlrd'<der  «genihtaier  einea  Waldgruadea  nMi  gahinJart,  da»- 
saNka  fMtdkMMg  aDsalegen  ub#  ln'6ekaQ«Bg  au  lege«,    te  ^der^iiMar  MUrlitaag 
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Brachfelder,  welche  dem  Weiderecht  dienen,  oder  einen  offenen  Htü- 
longsplatz  durch  YerändeniDg  der  Cnltnr  z.  B.  darch  Waldpflanzung 
der  Weide  entziehen.  Er  ist  aoniit  hierin  starker  beschränkt  als  der 
GnindeigenthQmer  gegenüber  dem  Jagdberechtigten.  Indessen  ist  eben 
am  dieser  Hemmung  der  Culturverbesserung  willen  in  neuerer  Zeit 
meistens  der  moderne  Grundsatz  durchgefQbrt  worden,  dasz  ade 
WMwteMt  ahlösbar  seien.  (8.) 
b)  Das  Weidtr^dii  muaz  von  dem  WeiMer^cätigiwnwo  ou^etiM  wMhii, 
dasz  die  BemUxung  des  EigefUkwm  dabei  n^fUefui  wenig  JammtwMy 
«hmI  Schaden  leidet.  Er  halt  daher  gewöhnlich  für  die  Hütung  des 
Viehs  ED  sorgen  und  ist  veranftwoitlich  für  deii  Sdiaden,  welche^  die- 
ses auf  den  nicht  zur  Weide  gehörigen  bepflanzten  GrundsMckeii  aii- 
richtet  Durch  das  Berkommen  wird  indessen  zuweilen  audh  der 
Grundbesitzer  angehalten,  dnroh  Umzflunung  der  Güter  aoiehem  Schaden 
zuTorznkommen  und  hat  sich  dann  sdber  den  NaehCheii  beizumesBeB, 
welcher  durcb  den  fishienden  Zann  Teranlasst  wird.  Ebenso  finden 
sich  herkömmliche  Btaschrinkongen  in  der  Zeit  der  Weide  fgnehhumie 
Zeit  im  Gegensatz  zur  offenm  Zeit),  die  hinwieder  beachtet  wepdeii 
müssen. 

8.  Die  Eifppekoeide ,  d.  h.  die  mehreren  Grundbeaitzeni  gemeinaam 
mid  wechselseitig  zustehende  Weide  ist  regelntflszig  eine  Naohwfapkung  dir 
allen  genossenschaflüchen  Verbmdang  unter  den  Genossen  einer  Genainde 
oder  einer  Grandherrschafl;  und  beziehl^  sich  dam  auf  die  ^mende  odar 
die  SondergOter  oder  beide.  Die  Einftthrung  der  StaUfüftterung  «owiaU  als 
die  Verbesserung  der  Ciiltur  hat  besonders  die  Nachlheiie  auch  der  Koppel- 
weide auf  Sondergfitern  in  helles  Licht  gestellk,  und  es  ist  daher  auch  hier 
den  Grundeigenthümem  neuerdings  durch  die  Gesetigebuag  mandher  8M- 
ten  das  Beoht  Terlielien  worden,  ans  der  Weidegenosaensohaft  auszutreten 
und  dadurch  ihre  Sondergttter  von  der  Weidepflidit  ii  beAreienk 

*  ßagemami,  llaüdbuch  des  Landwirthschaftsrechts.  Hannorer  1807. '  B. 
W,  PfHffer,  Hutgerechtigkeit  in  d.  Zeitsch.  f.  D.  B.  XUl.  S.  165.  Berif/ler 
rriratr.  {.  63.  ' 

491t  Favstbehörde  geBcheheneii  Besamong  und  EinbefMig  eitles  Waldbddelia  kaaii 
daher  an  und  für  alcb  Fine^UNrang  in  dem  Besito  des  Botreohts  nldit  geftanden 
werden;  vielmetir  ist.  unter  den  liien^k^en  Vi^rauseiBtaongen  einr  Be^ltsstOning  nur 
im  FaUe  des  Hesitzes  einer  offenen  atändigeo,  d.  h.  foratroHssige  ^andluog  der,  in 
Bege  gelegten  Flache  ausscblieszenden  Hat  gegeben. 

.B.    Sayrüeket  Ges.  v.  S8  Mai  1852  (it>er  die  Ausübung  und  Ablösting  des 
Weidcrecbts.    g.  35.    Dem  Recbte  der  Weidepflicbtigen  auf  Ablösung  aniotragen 
künuen  wadar  Tartfäce  noch  Veijahruag,  noch  letilwilNge  VerlfigaBgee*.n0Cb  bereits 
.¥9r  dw  Einiretan  der  Wirksamkeit  diesea  Geaetaes  erldigle  naobtakiiCUie  tetaeke* 
düngen  entgegen  gestellt  werden. 

.     '       r  "    ..  .  •        '.     .  j      . 
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'  Von'  den-  Reillast^n. 

.•••..  •■'•...  ...       • 

.1.    qistoriscber  I^eborblick. 

1.  Seit  dem  Mittdalter  Gndeii  wir  in  gam  Eüropi  mancherlei  Lasteo, 
wtMe  mit  dem  Gmwftesitc  in  dem  Siane  dauerad  terbonden  siad,  dasz 
ller  jeweilige  Grandberitzer  adhnldig  ist«  eine  Vermögenileifitong  (z.  B.  dneD 
Grundzins  oder  Zehnten)  eu  bezahlen  oder  gaft'  persdniidie  Dienstloatungen 
(Frohiid^)  z«  thm,  Laiten,  weiche  allerdings  in  einem  Th«i  der  Grund- 
besitzer bestehen  und  daher*  nicht  unter  den  Begriff  der  ServiMen  passen. 

In  unserer  Zdt  erscheinen  dieselben  meistens  als  dmn  Eignukmm  auf- 
triefte  und  dmuMt  drüekende  Loiien  und  schon  darum  ni^  Tereinbar 
.mit  der  natürlichen  Freiheit  des  Grundeigenthums,  welche  am^  soldie  ding- 
'liehe 'Beschränkungen  auf  die  Daner  zulaszt,  die  ans  diesen  selbst  herge-> 
leitet  werden,  und  zudem  im  Interesse  des  Gmndbesilzes  ihre  Reehtferti- 
gnng  finden. 

So  war  es  ursprOnglicch  keineswegs.  Jene  Zinse,  Zehnten,  Frohnden 
waren  in  der  Zeit,  ab  sie  zuerst  massenhaft  verbrcMet  wurden,  aitht  Lasten 
des  Gnmdeigenttiums,  sonderä  fiutsmn§m  des  tirwmdmgeMlkwk§  •  bder  «srv 
wamdter  Boheit;  und  in  diesem  Zusammenhang  bettrachtet  verschwindet 
wich  das  Rathselhafke  der  rechtüclien  Natur  der  sogenannten  Reallasten. 
Dainals  hatten  sie  gtrten  Grund,  den  sie  seither  durch  Umgestaltung  der 
Bodenverhiltnisse  verloren  haben.  Jenes  war  aber  avdi  die  Zeit  der  Eni- 
etehung  und  de^  Wachstfaums  jener  Rechte,  die  unsiige  ist  die  des  Absler- 
bens  und  der  Ablösung  derselbeiiL 

••  ^  Die  ää0§tm  ReaHasten  sind  ohne  Zweifel  die*  aus  Grundhemchaft 
entstandenen*  und  GrundherrsehMt  voraussetzenden,  §nmdhenlkhB  IMi- 
Ißitm»  Der  IJ^eim  derselben  ist  schon  in  der  Ur^^jt  der  deutschen  Völker 
die  uns  Tacitus  in  ^t  Germania  schildert,  deutlich  wahrzuqehmen.  Oa- 
mals  schon  hatten  die  Eigenen  für  sich  Htltten  und  Aecker  zu  besonderem 
Bau  und  Benutzung  mit  ihren  Familien  empfangen  und  waren  nur  schul- 
.digi  daffer  denv  Herrn  einen  Theil  der  FrQchte>  sei  es  ein  standiges  Masc 
'V0n-  Frflißhten,  so  und  so  viel  Korn,  Heber  u.  s.  f.  oder  einen  Verhftltnis»- 
theil '  (Zehnten)  zu  entrichten  und  4uf  dem  vbf behaltenen  Hofgute  des  Herrn 
\der  villa  iiidominicata)  gewisse  Dienste  zu  leisten^  z.  B.  beim  Ackern, 
Aemdten,  Heuen  jnitzuhelfen.  (I.2.)    Es  waren  das  damals  freilich  noch 

ffc ittmtlm        »III     ■■     I  .1        M      -■  !■■         ■-  —  >-■■  -■       1 ■  ,        ..  .^    I.    ■    I   . 

'4.  TUtUms  Qenn:  e.  2S.  Socm  qofsqo«  sedem,  suos  Penates  regit  OsemM). 
Frameiili  uodain  demlnns  aut  peooris  «ut  vesUs  ut  coIodo  iüIaDgU ;  ti  servas  hao- 
tenus  paret. 

9.  Lei  Bßjuwmr,  I.  14.  $.  6.  Servus  aulem  eccleal»  secandum  possesatooeoi 
auam  reddat  tribata,  opera  vero  tres  dias  io  hebdomada  io  domieico  operetar.  Ins 
vero  aibi  faciat.    Vgl.  uDteD  fi.  94.  B.  1. 
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keine  eigenHiciicsi  Redllasttn «  aber  nm*  weil  das  Recht  der  fiSgeaen 
mk'iaof  Gtktem  noch  nicht  fest  geworden  >war  nnd  jene  PfliOhlen  daher 
noch  nicht  darin*  wurstln  konalen.  Mit  der  Ausbildung"  des  Bofrechts  trat 
die  dauernde' Yerbindung 'dieser  herkömmiidien  Lasten  oofüdcm  hofrecht^ 
liehen  Besitz  diratüch  hervor.  Der  hofhorige  Grundbesiizer  war  der  Fwv* 
p/kehtäe,  der  CrMsAerr  der  l^eracAlt^re,  idie*  Reallast  des  erstem  somit  eine 
Folge  des  hohem  Eigenthum$  und  der  Herrschaft  des  letztern  an  dem  Gut 
und  Ikber  dessen  Bebauer.  Das  Redit  des  Herrn-  erstreckte  ^ch-über  die 
ganze  Gutswirthschaft  seiner  Rnechta  Zu  den  eigenen  Gutsinsassen  kauMin 
dann  -später  viele  persönlich  freie  Gründholden  hinzu,  theils  weil  auch  Freie 
den  Bau  solcher  Guter  unter  Uinlichen  VerpfKcbtungen>  übernahmen  (3.), 
theSs  weil  viele  kleine  Freie  ihr  Eigen  nicht  in  Dnabhtngigkeit  bewahren 
konnten  und  es  gegen  Zusicherung  des  Fortbesitzes  an  einen  Herrn  auf- 
gaben. Auch  die  Freien  muszten  dann  Zinse,  Zehnten  und  euweilen  auch 
Frohnden^  mit  dem  Grundbesitz  übernehmen'  oder  diesem  auferlegen  lassen, 
mid  noch  mehr  als  bei  den  Unfreien  —  wml  hier  das  persönliche 
Herrschaflsvurh*itnisz  zurücktrat  *^'  erschien  die  Last  als  eine  Wirkung 
des  dem  Bern»  zustehenden  Etgenthums  an  dem  belasteten  Boden.  Manchet 
Leistoftgen' iialten  nur  den  Sinn,  das  tfiigenlhum  des  Herrn  anzuerkeüi^ 
und  zu  diren,  sog.'  Reeognäiansiinse.  •     1  . 1 

3l  Naohgebfldet^dto  grondherrliehen  sind  die  aus  der  VoqteUmrechafi 
entstandenen  Reallasten,  die  zweite  grosze  Masse  derselben.  (4.  S.)  Auch 
sie  sind  -^ine  Wirkung  der  Herrtchaft  der  Berechtigten  Ober  Loute  ^md 
£rti(0ry  nUmlich  der'  Schutz^  und  Geriohtsherrschaft,  welche-  im  Mittelalter 
zu  einer*  aus  Offentiiehen  und  Privatrechten  gemischten  und  der  Grund-» 
herrschaft  in  hianchen  Beziehungen  fthnliclien  Oberherrüchkeit  geworden 
war  und  daher  auch  privatrechtliche  Nutzungen  sich  -  aneignen  konnten 
Besonder»  sind  viele  •  Zinse  Yogteizinse,  aber  es  kommen  auch  Vogtei<- 
frohnden  von 

4.  Auch  der  Ursprung  und  die  weite  Verbreitung  der  Zehnten  haben 
gewöhnMch' ihren  Grund  in  einer  reak»  Oberkerrliehkeit  (6.),  welche  den 
Zefantbereehtigten  über  die  zehntpflichtigen  Güter  zustand,  wie  in  den 
roaranischen  Provinzen  der  ftünkischen  Monarchie  eine  Menge  •  Zehntrechte 

3.  Ürk.  ^on  828.  {A^ettgart,  Nr.  234.)  A?as  noster  Plppfnus  quoDdam  rei 
alfifaos  lib^rüM  hemimt  in  pago  llrfsiehaii«  —  ad  monasterimil  concessit  eo  modo  11t 
idtnit  Ubcri  homioes  0t  poattritas  eoram  tfctwam  .qood  ad  flscum  penoiri  solebaat, 
farti  pr^Pdi/cti  moiiasteiiii  exliibereat  atqoe  persolvwent. 

,  .4.  ..Q0|Eliing.voD  i9«r/.  {JBianUchii,  Zi^fsber  4.  G.  I.  ß^  277.)  Ein  goteli^imn 
der  ze  Berg  sitzet  huslich  vnd  hablicb,  und  in  (das  geriebt  da  hört,  der.sol  dem  vpgt 
da  tuon  zween  tagwan  vDd  ein  vasoacbthaon  geben. 

tt.  Togtoflßiiang  von  Meilen.  (Ebenda  I..  276.)  A^r  sol  einem  vogt  von  iegUeber 
bo^rOcbi  J^rUcb  werden  ein  b^rb$),huon  hie  in  ^er  Vogty.,   ,,  .  ... 

6.  Lei.  l^isigpihor.  X  I.  Itt,  8i  quis  iarram  -^  pro  desinls  reddeadia  ~*  al^ 
alio  acceperit  possidendam. 
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den  Flbcas  iJs  dem  eig^hUidim  (Nicreiittthttiiier  der '  aqijigtboiM^n  9m- 
neukmcM  xakiment  odef  in  eintr  mehr  ideaim  OUrhirriickkmt ,  wie  bei 
fielen  kircfaUcbeQ  Zdintieii,  wdche  tfaeils  im  so  wiiKger  auch  roa  freiia 
EigeothOmem  «ii%enomiiien  wordeo ,  als  diesdben  zaBi  Dienete  Gottei 
dienten,  des  wahren  und  höchsten  Herrn  aach  der  Menschen  und  äirar 
Galer  (7.),  theib  wie  in  Sachsen  von  der  siegteieheo  ObergtwaH  auf- 
erlegt wurden. 

5.  OberherrUehk$ü  des  BerechH^tm,  VnterthämgMt  der  PfUekiigm 
und  ihrer  Güter  ist  somit  die  alte  R^  der  Reallasten  in  früherer  Zeit 
Da»  aber  änderte  sich  später  vollstAndig.  Schon  im  Mittelalter  kommt  es. 
ausnahmsweise  vor,  dasz  etwa  auch  derlei  Rechte  für  iieh  ailem  bestelli 
wurden,  ohne  dasz  m  Uehrigen  dem  Berechtigten  Eigenthum  an  dem  pflichti* 
gen  Boden  oder  OberherrKchkeit  darOber  zugestanden  ward.  Man  nahm 
keinen  Anstosz  daran,  weil  man  gewöhnt  war,  die  in  der  Herrsdiaft  ent- 
haltenen Rechte  zu  theilen  und  über  die  5tflcke  zu  verfQgen.  Wichtiger 
aber  für  die  Umwandlung  des  ganzen  Institutes  war  es,  daas  sowohl  die 
ganze  Stellung  der  früheren  Berechtigten  als  die  der  früheren  Pflicbtigen 
im  Lanfe  der  Jahrhunderle  eine  totale  Aenderung  erlitt  Die  Grundherr«^ 
Schaft  schrumpfte  zusammen  so  einem  Rest  begrenzter  NulBUB0Brechte,  der 
hofhörige  Besitz  erstarkte  erst  zu  Nutz-  dann  zu  vollem  Eigenthum«  Die 
Vogteiherrschaft  ging  unter  mit  dem  Feudal-  und  Patrimonialsystem  des 
Mittelalters.  Die  Vorstellung,  dasz  Gott  als  Obereigenthttmer.  alles  Bodeus 
^■ffr"^  fordere  und  die  Kirche  an  seiner  Statt  diesen  Anspruch  geltend 
mache,  schien  den  spfttern  Zeiten  unnatürlich  und  unhaltbar.  Immer  mehr 
erschienen  nun  die  Realksten  als  Lauen  des  Eigenikmu,  und  in  der  That 
das  sind  sie  geworden,  wahrend  sie  zu  Anfang  Nutzungen  des  EigentkumM 
gewesen  waren.  Von  da  an  fielen  sie  als  Rechtsinstitut  in  Milcgunst,  weil 
die  alte  Begründung  ihre  Kraft  verloren  hatte,  und  nun  der  Widerspruch 
mit  der  Freiheit  der  Person  und  des  Eigenthums  bemerkt  ward. 

Die  neue  Wissenschaft  der  Volkswirthschaft  erkannte  in  ihnen  flber- 
dem  ein  miszliebiges  Hemmnisz  jeder  Verbesserung  der  Bodencukur  und 
ging  ihnen  .ebenCsUs  mit  Eifer  zu  Leibe.  Von  allen  Seiten  wurde  die  6e^ 
setzgehung  wider  die  Reallasten  angerufen,  und  es  kamen  überall  Gesetze 
zu  Stende,  welche  nicht  nur  die  Ablöibarkeit  der  Reallasten  einführten, 
sondern  geradezu  die  Aufhebung  oder  Ablörnng  aller  Reallasten  anordneten. 
Die  Gegenwart  ist  noch  mit  Beseitigung  der8elt)en  beschAfUgt;  und  es  hat 
den  Anschein,  dasz  in  kurzer  Zeit  das  ganze  Institut  nur  noch  eine  histo- 
rische, keine  practische  Bedeutung  mehr  haben  werde.  Jetzt  schon  sind 
manche  Streitfragen,  dfe  sich  auf  die  ReaUasten  beziehen,  als  unerheblich 
zur  Seite  zu  lassen. 


7.  Cap.  29.  X.  de  decimfs  von  1109.  —  cum  eoim  I^üb  eupu  e^i  i»rrm,  — 
deterioris  conditioDis  noo  esse  debeat,  quam  äömMm  temporalü  —  videtur  iiilqaam, 
sl  declm»  «loas  Deus  in  s^num  umoertmik  Dommii  sibi  reddl  pr»ce|^U—  diminai 
valeanu 
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"  'Dmek0r,  die  Lkkm  Iwii  den  fteiRaalen.  Iftirbiir§4  1837.  Mh  Rimmid, 
Btitrag  sur  Theorie  der  Reailaflten.    Stvttgart  1846. 

§.90. 
IL  BecblUche  Natar  der  Reallaateii. 

1.  Das  Institat  der  Reallasten  —  wenn  in  das  Liebt  der  Geschiclit« 
gebracht,  nicht  mehr  rSthselhaft  —  ist  sowohl  durch  vergebliches  Herrbei- 
ziehen römischer  Begriffe  als  durch  eine  Theorie,  welche  dasselbe  mit'  logi-^ 
sehen  Formeb  zu  zerlegen  socMe,  wonderilch  verwirrt  worden.  Bald  er- 
klärte man  dw  Reallasten  als  Senrituteii«  ,,qoae  in.  Caciendo  oOMtatoiil^ 
und  meinte  die  römische  Servitnlenlehre  auf  diesettien  unbedenklich  anwen*^ 
den  zu  können,  indem  man  Obersah«  dasz  das  Bereich  der  Serritnten  ata 
hioszer  BeschrSnkungen  des  Eigenthnms  erschöpft  wird  durch  Hemmong 
des  Eigenthomers  im  Tbim  oder  Nöthigang  desselben  zur  :  uldung.  Dann 
behandelte  man  dieselben  als  Fordenmgen  mit  einem  dit^gUchen  ßiiiaiu^ 
als  radicirte  oder  fundürte  Obli^ionmi  eine  Ansicht,  die  Yorzttglich  dorok 
Gerber  vertreten  wird.  Ihmcktt  penmifeirte  geradezu  das  Grtmdilikik, 
das  er  fllr  den  Schuldner  erkittrte. 

Allein  die  Geschichte  lehrt,  dasz  die  Reallasten  aus  einer  Herrtchafi 
oder  Hoheit  des  Berechtigten  über  die  Güter  hervorg^angen  sind,  somit 
das  dtfi^JtcAa, Element  nicht  eine  Zugabe,  sondern  das  Wesen  ist  des  gan- 
zen RechtsverhdHnisses,  und  sicher  war  dem  Grund-  oder  Vogteiherrn  der 
Gedanke  fremd,  die  abhängigen  Grundstücke  seihes  Gebietes  als  besondere^ 
Personen  an^useheil.  *  Jt^nau/f  erkannte  den  historischen  Zusammedhan^ 
wohl,  liesz  aber,  von  dem  modernen  Zug  zu  systematisiren  verlockt,  die  Btancf 
der  Geschichte  wieder  Mren  und  beaehrAhkte  den  Begriff  auf  diejenigen 
ReaHasten,  die  erweislich  aus  dem  Bi§eMki$m  selbst  an  dem  Gut-und  den 
dazu  gehörigen  PrUohten^  und  Viehetaind  abgelöst  sind,  während  doch  di^ 
Qbrigen  Reallaston  und  selbst  die  Frohnden  in  unauflöslichem  Zusammen* 
hange  mit  jenen  stehenu  Oberherrliehkeii  irgend  einer  Art  ti6ar  die  beloM'^ 
te»  GiUer  ist  der  Rem  dieser  Realrechte.  Sie  bewAhrt  sich  in  den  Real- 
laalan  hakl  nnr  xwm  Zeichen  ihres  Ansehens,  bald  zu  wirUicber  realer 
thtxung  (Ehrenzinse  und  Ehrendiensic  im  Gegensatz  zu  Nutgxkieem  und 
NutzdUnsten).  Auf  dieser  mittelalterlichen  Oberherrlichkeit  beruht  die 
Dinglichkeit  des  Realrechts,  welche  sich  immer  in  einer  Gewere  über  das 
pflicktige  GtU  Auszert.  (i.)  Mit  diesem  dinglichen  Rechte  auf  das  Gut  $elb$t 
ist  denn  allerdings  eine  /briifrun^  verbunden^  nicht  an  das  Gut,  sondern 
ejiiiida  je^oeiligen  $eeitzer  äesselben.  Insofern  Ijegt  eine  Miichung  yon 
dinglichen  und  persönlichen  Elementen  vor,  weiche  zwar  nnserm  modernen 
ReditbbewuBZtseln  miszfiillt;  dessen  ungeachtet  aber  nur  mit  der  Zerstömng 
dies  ganzen  Institutes  zu  beseitigen  ist    fn  der  Alten  Zeit  war  das  dittg- 


1.    Saek9.  Lehmr.i^.  1.  Oben  %.  54.  Nr.  A. 
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liehe  Blemeiit  —  did  <so  bewerte  Hemdüft  Ober  dit  G«ter  —  Jeder- 
mann  offenbar.  (3—4.)  Daher  aueb  die  gleichbedeatoDden  Fonnein :  „Das 
Gnt  zinset,  dient^'  n.  s.  f.  und:  „Aus  dem  Gute,  von  dem  Go(e  wird  durch 
den  Besitzer  gezinset,  gedient ^^  Später  aber  ist  eben  der  dingliche  Kern 
des  Institutes  verdorret  und  TerCialt,  und  so  jenes  Element  yerdunkelt 
worden.  Indessen  luum  auch  jetzt  noch  nicht  dayon  abgesehen  werden, 
weil  die  meisten  noch  yorhandenen  Reallasten  eben  aus  jener  Vorzeit  stam- 
men und  verhältniszrallszig  nur  iluszerst  wenige  von  neuerem  Datum  sind. 

FOr  die  letzteren  neueren  Bildungen  ist  es  mm  allerdings  möglich  — 
und  emsdne  Fülle  der  Art  kommen  schon  im  Mitlelalter  vor  —  dasz  bei 
ihrer  Entstehung  nicht  die  dingliche  Herrschaft,  scHidem  die  persönliche 
Forderung  als  das  Wesentliche  betrachtet  wurde,  und  sie  der  ßfeigung^  eine 
ForStmng  xu  fundiren,  ihr  Dasein  zu  verdanken  hatten.  Auch  sagt  diese 
Aufhssung  dem  modernen  Rechtsgefühl  mehr  zu,  und  es  ist  nicht  undenkbar» 
dasz  in  Gestalt  fundirier  Schulden  auch  in  ZukuiA  nene  (wesentlich  per- 
sönliche) Reallasten  sich  wieder  bilden,  während  die  alten  an  die  Herr- 
sdiaft  erinnernden  (wesentlich  dinglichen)  ReaUaslen  aUmihlig  yersehwinden. 
Aber  auch  die  später  entstandenen  Reallasten  sind,  doch  nuitimu  den  fNI- 
hern  nachgeahmt,  und  es  ist  —  abgesehen,  von .  dem  Institute  der  Gölten, 
welches  den  üebergang  aus  dem  altern  zum  neuem  Rechte  bildet  —  nicht 
zu  einer  Durchbildung  des  jüngeren  Gedankens  gekommen. 

Aus  jener  Umwandlung  der  Rechtsansicht  erklärt  es  sich  denn  auch, 

dasz  nach  älterm  Rechte  die  Uebertragung  des  Rechts  auf  Reallast  in  der 

Form  der  Auflassung  geschehen  ist,  nun  aber  schon  die  vertragsmäszige 
Cession  für  genügend  erachtet  wird. 

S.  Möglich  ist  es,  aber  nicht  nothwendig,  dasz  auch  das  EeeJU  auf  die 
Reallast  an  ein  Grundstück  gebundeo  ist,  somit  dem  jeweiligen  EigenthQmer 
desselben  zust^t;  gewöhnlich  aber  steht  dasselbe  nur  einer  Penon  zu^ab-. 
gesehen  von  einem  Haupkhofe.  Die  in  der  Realiast  enthaltene  Verpflichiumg 
aber  ist  immer  an  ein  Grundstück  gebunden ,  und  Jcann  nur  von  dem 

%  Urk.  ven  1319.  [BtmdtchU,  Zurch.  R.  G,  I.  8.  ^d.)  ist  oock  dasi  der  VM-«- 
feDandra  debeine  von  slm  teile  yi  verkoofet  ald  Übet  amb  so  vil  doses  das  jn  daa 
gttotes  vi  belibe  ans  tuUf  der  sol  mir  (dem  Grundberrn)  von  dem  teile  der  im  bell- 
bet  ane  eins,  ein  herbtihuon  ze  drae  geben,  vönd  enAein  erbe  an  zine  eian  mag-, 

3.  Schwabentpief^el  c.  70.  Ein  legi  ich  man  mag  wol  phenden  uf  sinem  gaole, 
da  man  im  zIns  von  git,  An  des  ribters  arlop. 

4.  Öffnung  von  Laujfen.  {Orimm,  W.  I.  S.  104.)  Wer  aber  daz  jeroan  sum- 
sXIfg  wurd  an  dem  zins,  so  mag  ains  Biscbofs  pfleger  ainen  vogt  —  zno  Im  nemen 
md  mag  darum  phenden  zao  dem  hos  als  zoo  der  hafeiatt,  die  in  das  guot  gahu* 
rend,  ob  er  da  phand  viadet«  voti  daz  er  geniert  wirt;  Tad  da  aol  denn,  der  vogt  at 
Buoss  nemeo  V  ß  pheniog  vnd  des  Bischöfe  phleger  III  ß  pbenlag.  Wer  aber  daa 
sl  Dit  phaod  funden,  so  mugend  si  daz  bus  vnd  die  holfotatt»  acker,  wisao  vnd  win- 
garten  oder  was  denn  zao  dem  guot  gehört  angriffen  mit  rersetzen  ald  mit  verfcouf- 
fen  als  verr  vntz  das  si  der  sins  —  vnd  der  freflia  *—  gensUcb  gewert  weiden. 
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jeweüigm  Besitzer  desselben,  aber  aoch  von  jedem  Besitzer  gefordert  wer- 
den. Wenn  daher  der  Besitzer  seinen  Besitz  aufgibt,  so  wird  er  fOr  die 
Zukunft  frei  von  jeder  Pflicht  g^en  den  Realberechtigten.  Ebenso  haftet 
der  neue  Besitzer  fQr  die  hergebrachten  Reallasten^  auch  wenn  dieselben 
ihm  von  seinem  Gewähren  nicht  angezeigt  und  überbunden  worden.  Nach 
Älterem  Recht  durfte  der  Berechtigte,  wenn  der  Besitzer  mit  der  Leistung 
sAumte,  auf  dem  Gute  die  Pfändung  vornehmen  und  so  sich  selber  helfen, 
im  fluszersten  Fall  sogar  sich  des  Gutes  nnterwinden  und  den  Zinsmann 
oder  sonst  Realpflichtigen  von  dem  Gute  vertreiben.  (3.  4.)  Die  neuere 
Rechtsentwicklung  lAszt  auch  diese  Art  der  SelbsthOlfe  nicht  mehr  zu. 

3.  Wie  sind  die  Rückstände  anzusehen?  Die  Altere  und  strengere 
Meinung  lAszt  dafür  auch  den  späteren  Besitzer  einsteheq,  unter  dem  sie 
nicht  angelaufen  sind.  Dieselbe  betrachtet,  wie  Renaud  (§.  82.  ff.)  nach- 
gewiesen, auch  die  einzelnen  Leistungen  als  eine  BethAtigung  des  Rechts 
im  Ganzen,  und  lAszt  daher  immer  den  Besitzer  de^  Gutes  und  nur  ihn 
dafür  einstehen.  (4.)  Aber  schon  frühzeitig  treffen  wir  auf  eine  andere 
Ansicht,  nach  welcher  das  Recht  auf  die  Rückstände  —  wenigstens  auf  die 
älteren  Rückstände  —  nur  noch  als  eine  perf^/tliche  Forderung  behandelt 
wird,  welche  nicht  mehr  gegen  den  Grundbesitzer  als  solchen  sondern  nur 
gegen  den  geltend  gemacht  werden  darf,  welcher  dieselben  verschuldet  hat, 
und  gegen  dessen  Erben.  (5.  6.  vgl.  mit  7.)  Diese  Meinung  entkleidet  dann 
die  Forderung  auf  Leistung  der  Rückstände  des  dinglichen  Charakters  einer 
Beallast  und  schützt  dieselbe  nur  noch  als  laufende  Forderung.  (8.)  Der 
neuern  Rechtsbildung  entspricht  die  letztere  Auffassung  besser,  thdls  weO 
jene  überhaupt  geneigt  ist,  dem  persönlichen  Elemente  in  der  Reallast  eher 
als  der  dinglichen  Gewere  das  Hauptgewicht  beizulegen,  theils  weil  sie  zu 
der  Sicherheit  des  heutigen  Cfeditsystems  besser  paszt 

*  HäherUn,  über  die  rechtl.  Naiur  der  Reallasten  i.  d.  Zeitsch.  f.D.  R» 
XVIU.  S.  131  ff.  Er  weist  schärfer  als  es  bisher  geschehen,  den  Unter- 
schied nach,  zwischen  dem  römischrechtlichen  und  dem  deutscbrechtlichen 
Begriff  der  dinglichen  Rechte.    Die  letztern  umfassen  alle  GutsI asten. 


5.  Offtoong  voo  Burgau  v.  1404.  {Orimm^  W.  I.  197.)  darnach  waz  lint  oder 
zechendfD  vsstuodint  yoo  ain  ]ar  vnd  zwayn  den  nechsten  darvor  die  sol  man  oach 
▼asrichtcn :  was  aber  usstfind  elter  daan  drii  ]ar  weri  nit  mer  zins  sonder  ain  schuld. 

6.  Loy99l  inst  cout.  Les  rentes  sont  Falles  et  immobiliaires,  les  arrteages  per- 
sonneis  et  mobilialres. 

7.  Ju»  prao,  duc.  Fruisiae  IV.  6.  3.  g.  1.  Si  qais  fundum  debentem  censam 
vel  alia  onera  emat  —  ad  onera  censas  non  saltem  fatari  —  sed  etiam  ad  cjas  re- 
U^uM  prestaoda  et  solvenda  obligatur.  Census  enim  et  onera  —  realia  sunt,  qum 
personam  minime  concernont,  sed  cam  Ipsa  re  in  emtorem  transeunt. 

8.  ßayrmehe»  Landr.  II.  10.  $•  ^  '?•  Haftet  der  GnUinhaber  fär  die  nntif 
•eiaain  Vorfahren  etwan  verfaUen  —  and  rnckstimllge  Zehenden  nicht,  er  seyedann 
auccesaor  universalis. 

Blvntsehli,  deotacfaea  PfiYalreehl.  i.  Aufl.  17 
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in.    Begiündang  der  EwIlasteD. 

1.  Die  Geschichte  gibt  ans  Aufschlusz,  wie  während  des  Mittelalters 
im  Groszen  and  massenhaft  Reallasten  entstanden  sind.  Ob  auch  in  un- 
serer denselben  nicht  günstigen  Zeit  noch  einzelne  Reallasten  neu  entstehen 
können,  und  in  welcher  Weise,  sind  bestrittene  Fragen. 

D^n  öffentlichen  Rechte  gehören  die  sogeoannten  $taaUreckiUehem 
Reallasten  an,  welche  ans  öffentlichen  Interessen  von  Staats  Yregea  oder 
durch  die  Gemeinde  den  Grundbesitzern  auferl^t  und  aitf  den  Grund* 
stücken  fundirt  werden.  Auch  sie  sind  seltener  geworden,  als  yormals. 
Dasz  aber  privatreektUehe  Reallasten  durch  neue  Gesetxe  eingefShrt  werden, 
wftre  an  sich  nicht  unmöglich,  kommt  aber  nicht  leicht  mehr  vor.  Noch 
weniger  wird  in  unsem  Tagen  die  Gewohnheit  neue  Reallasten  hervor- 
bringen. 

2.  Kann  durch  Vertrag  des  Berechtigten  mit  dem  Eigenthümer  des  ver- 
hafteten Grundstücks  eine  Reallast  neu  begründet  werden?  Manche  Juristen 
bejahen  nach  dem  Vorgänge  Älbrechts  die  Frage  als  Regel,  und  JUaurenbrecher 
sogar  in  der  Ausdehnung,  dasz  ,jede  detMare  Leistung  durch  Vertrag  auf 
ein  Grundstück  radicirt  werden  könne.^*  Andere  verneinen  sie  mit  RenoMul. 
Duncker  halte  sie  früher  ebenfalls  verneint:  später  bejahte  er  sie.  (Zeitschr. 
f.  D.  R.  XI.  S.  450.  ff.) 

Der  alte  Irrthum,  dasz  nach  dem  Geiste  des  deutschen  Rechts  der 
blosze  formlose  Vertrag  alle  gewünschten  auch  dinglichen  Rechtswirkungen 
habe,  hat  auch  hier  seinen  verderblichen  Einflusz  geübt  Da  der  Vertrag 
weder  nach  römischem  noch  nach  ftiterm  deutschem  Rechte  stark  genug 
war,  um  für  sich  allein  Reallasten  zu  erzeugen,  so  wäre  die  ^leicbteruiig 
einer  solchen  Belastung  der  Grundstücke  in  unserer  Zeit  dem  Gange  der 
Rechtsientwicklung  durchaus  zuwider.  Aber  es  scheinen  mir  auf  der  an- 
deren Seite  die  Juristen  doch  zu  weit  zu  gehen,  welche  dem  freien  Willen 
der  Betheiligten  unter  allen  Umständen  die  neue  Begründung  von  Reat- 
lasten  untersagen,  vielmehr  halte  ich  unter  folgenden  Bedingungen  eine 
fireimUige  Begründung  einer  Reallast  für  zulässig: 
a)  dasz  die  Fundirung  der  Schuld  in  Form  der  Eintragung  in  das  Grund- 
buch (HypothekenbuchJ  voUzogen  werde  (1.  St); 


1.  Hamburger  Stat.  I.  30.  3.  Was  vor  dem  Rathe  in  offeaer  Audienz  an  £rb 
und  Eigen,  HauptstuI  and  Rente  Yerlassen  und  in  dieser  Stadi  Erbe-  oder  Rente- 
buch  geschrieben  nod  in  Jahr  und  Tag  nicht  angefoelKen  und  davon  noter  des  Secre- 
4arii  Hand  ein  Eitract  im  Gerichte  vorgelegt  wird,  dagegen  itann  niemand  einige 
Einrede  Uran. 

3*  /V«ii#zweAe#Landr.  I.  f%  S*  ^9-  Gvandgfrechtigkeiten,  welche  den  Nntznngs- 
ertrag  des  belasteten  Gmodsliicks  schmlUern  und  gleichwohl  dniich  keim  in  die  Augen 
falleuden  Renmeichen  oder  Ansulten  angedeutet  werden,  mnsi  der  Rerachligte  in 
das  Hypothekenbach  des  belasteten  Grundstücks  eintragen  lasse». 
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b)  dan  der  Inhaä  der  neiieD  Realkst  sich  iiinerhalb  der  erfanbten  CrSn" 
zeo  G^ne  cfwiges  Lnten^O  haUe  und  entweder  in  den  hergebrüchtm 
Arien  gehdre  oder,  wenn  er  neu  ist,  sich  durch  die  modemea  Agrar* 
bedttrfliisse  reotatCertigen  lassa 

In  Lftndem,  welche  noch  kein  Grundbuch  besitzen,  mag  die  Erklärung 
tor  Gericht,  nicht  aber  der  blosze  Vertrag  genOgen. 

Diese  Grundsätze  gelten  indessen  nur  von  den  Reallasten,  welche 
das  Eigentbum  des  Bodens  beschweren,  nicht  Ton  denen,  welche  aus- 
mdinisweise  noch  dem  Eigenthümer  des  Bodens  selbst  von  dem,  der 
diesen  zur  Benutzung  erworben  hat,  entrichtet  werden  mOssen.  Derlei 
Reallasten,  die  jedoch  heutzutage  gewöhnlich  durch  obligatorische  Verpflich- 
tungen ersetzt  worden  sind,  können  möglicher  Weise  ohne  Fertigung  im 
Grundbuch  von  dem  Eigenthamer  dem  Besitzer  auferiegt  werden,  und  ihren 
dinglichen  Charakter  darin  bewähren  dasz  jeder  Nachfolger  in  dem  Grund- 
besitz mit  diesem  zugleich  auch  die  Leistungspflicht  übernimmt. 

3.  Das  Yermächtnüx  gewährt  im  Rüstigsten  Falle  nur  einen  Titel 
auf  Bestellung  der  ReaRast,  nicht  diese  selbst.  Die  entgegengesetzte  An- 
nahme wflrde  das  neuere  Princip  der  durch  die  Einrichtung  der  Grund- 

bOcher  gesdiflfzten  Sicherheit  des  Grundeigenthums  gefährden   und  jene 
fef'Wifien» 

4.  Eine  Er$üzMfig  der  Reallasten  ist  dem  altem  deutschen  Redite  unbe* 
bannt,  und  das  neuere  hat  nidit  Grund  genug,  sie  zuzulassen.  (Die  Ge^ 
Hcfatspraxis  ist  schwankend.  Vgl.  SeuferU  Archir  HI.  192.  VI.  288L 
▼II.  214.)  Die  DnvardeMkkkeü  des  Besitaes  aber  reditfertigt  den  Rechte* 
achotz  deszhalb,  weil  auf  sie  die  Vermuthung  gestutzt  werden  kann,  dast 
die  herkömmliche  Reallast  ursprünglich  mit  Recht  entstandta  sei. 

§.  9ä. 

IT.    DmiMndlttiig  nod  BrlOschiuig  der  Beallastai. 

1.  Die  Gegenwart  hat  die  Tendenz,  die  Reallasten  theils  umxuwan- 
ddi^  thefls  aufxuhebm.  Die  Umwandlung  läszt  den  juristischen  Charakter 
der  Reallast  fortbestehen,  aber  ändert  den  Umfang  oder  die  Art  der  Leistung. 
Die  beiden  wichtigsten  Anwendungen  sind : 

a)  die  Fxxirung  unbestimmter  Reallasten  in  bestimmte, 

b)  die  sogenannte  adaeratio^  d.  h.  die  Verwandlung  von  Naturatteiitangen 
in  GeUKeistungen.  (1.) 

Die  neuere  Gesetzgebung  hat  häufig  diese  Umwandlung  dem  belaste- 
ten GrundeigenthOmer  auch  gegen  den  WiUen  des  Berechtigten  gestattet 
und  zuweilen  sogar  zur  Pflicht  gemacht  Die  Vollziehung  der  Umwandlung 
geschieht  wieder  regetanäszig  durch  Eintragung  in  das  Grundbuch ;  und  sie 
bedarf  —  abgesehen  Ton  den  erleichternden  Bestimmungen  der  neueren 

-'--      ■  ■     ■_. -       .    .         .--.,- 

1.    Zürekfr  GericbUb.  v.  1553  (bei  Schauberg  8.  42.)     Wie  maii  dhein  fraebl 
noch  wyn  gälten  sonders  allein  gelt  zins  machen  solle. 
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Gesetie  —  der  nimHdieB  Formen,  wie  die  BnteteiMuig  MQer  Bfelhtten, 
indem  dorcb  dieieibe  eine  wettntlich  neue  Leisbn^qAcliI  an  die  Slelie 
der  alten  tritt. 

2.  Im  Interesse  der  Freiheit  des  Gnindeigentliams  and  der  Verbes- 
serung der  Landwirthschaft  tiat  die  neuere  Zeit  den  manchenorts  schon 
früher  angestrebten  (2.)  oder  anerkannten  Grandsatz  zum  allgemeinen 
Recht  erhoben:  Alle  auf  dem  Grundeigenthum  liafienden  —  wenn  aach 
ursprünglich  als  ewig  gemeinte  —  ReaUoiten  sind  abUkbar  ond  es  darf 
das  Grundeigenthum  nicht  medtrum  mit  ewigen  ReaUaüen  beschwert  wer- 
den. (3.)  Diese  Veränderung  des  Altem  Rechtes  ist  nicht  ab  Umwandlung 
der  Reallasten  aufzulassen;  denn  es  bleibt  die  Reallast  ihrem  Inhalte  nadb 
wie  zuYor,  es  ist  dadurch  nur  dem  Realpflichtigen  ein  Weg  eröffnet  wor- 
den,  das  Grundeigenthum  von  derselben  zu  befreien.  Macht  derselbe  von 
diesem  Rechte  Gebrauch,  so  wird  die  bisherige  Realiast  selbst  aufgehobetu 
Die  Ablösung  geschieht  prindpiell  durch  Rezahiung  eines  dem  wahrem 
Werthe  des  betrefifenden  Rechts  entsprechenden  GddcapiuUe  von  Seite  des 
Pflichtigen  an  den  Rerechtigten,  und  wo  die  Eintragung  der  Reallast  in 
das  Grundbuch  stattgefunden  hat,  durch  die  Löschung  in  demselben.  Da 
indessen  über  den  Werth  jenes  Rechts  leicht  Zweifel  entstehen,  so  enthal* 
ten  die  neuem  Ablösungsgesetze  gemeiniglich  genauere  Vorschriften  über 
die  Rerechnungsweise;  und  da  die  meisym  Reallasten  ans  aller  Zeit  Ober- 
liefert sind  und  daher  ihre  Resteliung  nicht  durch  das  Grundbuch  ver«- 
nüttelt  worden  ist,  so  bedarf  es  zur  Refireiung  des  GrandstQcks  auch  nicht 
notwendig  der  Vormerkung  der  Ablösung  in  jenem,  obwohl  wo  ein  soK 
dies  besteht,  der  ablösende  EigenthOmer  ein  Interesse  und  ein  Recht  hat, 
dieselbe  zu  fordo^n.  Sine  Eriekhterung  des  letztern  ist  es,  wenn  ihm  statt 
der  Ablösung  durch  baare  Bezahlung  des  AblöeungscapüaU  auf  einmal  ge- 
stattet wird,  dieselbe  allmählich  durch  Annuitäten  zu  tilgen.  Weil  aber 
hinwieder  dem  Rerechtigten  nicht  zogemuthet  werden  kann,  sich  mit  die- 
ser Form  zu  begnügen,  so  bedarf  es  dann  der  YemUttiung  des  Staate,  der 
dem  Rerechtigten  das  Capital  bezahlt,  und  von  dem  Pflichtigen  die  Annui- 
täten annimmt.  Eine  andere  Form  der  Ablösung  ist  die  Umwandlung  der 
Reallast  in  eine  Capitalichuld  mit  Pfandrecht  an  dem  Grundstück. 

3.  Mancherlei  Reallasten,  welche  in  dem  öffentlichen  Rechte  oder  in 
der  frühem  Leibeigenschaft  ihren  Grund  hatten,  sind  in  neuerer 
Zeit  durch  die  Veränderang  der  Verfassung  und  in  Folge  der  Aufhebung 
der  Leibeigenschaft  auf  gesetzlichem  Wege  und  gewöhnlich  ohne  Ent- 
schädigung beseitigt  worden. 

%.  K.  fWenult  Privil.  f.  GosUr  v.  1390.  Wer  oucb  an  der  böiger  huse  golde 
oder  zinse  bette,  de  mag  der  barger  ab  kouffeo,  itlicbe  marcb  geldes  Tor  iben  mark ; 
nur  en  were  datz  er  bewiseo  koode  datz  man  daz  mer  vor  gegeben  bette. 

3.  Bayruchet  Ges.  T.  4.  Jani  1848.  Art.  21.  Alle  fixen  (es  darf  keine  andere 
mebr  geben)  Grandgeflille  des  Staates;  der  Privaten,  der  8t<ftangen  und  Communen 
sind  ablftabar. 
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4.  üelMAPdem  biewirkt  die  Verxiehtleistung  des  Berechtigten  oder  der 
Vertrag  die  Anfhebuiig  der  Reallasten,  welche  nicht  dnrch  das  Grondbach 
bestdit  worden,  und  berechtigt  in  allen  FaDen  zur  Löschung  im  Grundbuch. 

5.  Durch  Verjährung  geht  das  Recht  auf  die  Reaüaet  unter,  wenn 
der  Pflkfatige  die  Leistung  rerweigert  und  der  Berechtigte  dretszig  Jahre 
lang  sich  bei  der  Nichterfitllung  beruhigt  hat  Die  Forderung  auf  eine 
amsefbe  U^ung  dagegen  verjährt  ^-  wenn  nicht  eide  kürzere  Verjährung' 
eingefbhrt  ist  —  nach  dreiszig  Jahren  auch  ohne  anfängliche  Aufforderung 
md  Weigerung  der  Leistung.    (Seufferte  Archiv  III.  3.  Y.  6.  IX.  32S.) 

6.  Ebenso  geht  das  Recht  unter,  wenn  der  Berechtigte  zugleich  zum 
Realverpfliditeten  wird  oder  umgekehrt. 

'^  Von  neuern  Ablösuogsgesetzen  sind  besonders  zu  erwähnen  das 
BaigrUche  vom  4.  Juni  1848  mit  Erläuterungen  von  FSii,  das  Oef(«rrei- 
Methe  vom  7.  September  1848  und  4:  Mlrz  1849,  das  Ptevam^he  vom  2. 
mrz  1850  und  das  WMUtOmgieehe  vom  14.  April  1848  und  17.  Juni  1840. 

S-93. 

y.   Rechtsmittel. 

1.  Da  die  Reaüasten  ursprOnglich  auf  einer  Herrschaft  Ober  das  Gut 
beruhen,  so  wird  die  entsprechende  Berechtigung  im  Ganzen  regelmaszig 
durch  eine  dingliche  Klage  geschützt,  die  von  den  Neuem  actio  confeeewia 
utüie  genannt  wird.  (1.)    Ihre  Voraussetzungen  sind: 

a)  auf  Seite  des  Klagers  das  eingeklagte  Recht, 

b)  auf  Seite  des  Beklagten  Besiu  des  realpflichtigen  Grundstocks,  wobei 
jedes  thatsAchliche  Innehaben  desselben  genOgt,  oder  Betitxioi  Rech- 
tes selbst 

Daraus  folgt,  dasz  der  bisherige  Realpflichtige  jederzeit  durch  Veräuezerung 
oder  DereHcHcn  des  Grundstocks  der  Klage  entgehen  kann.  (2.  3.) 

%  Streitig  ist  dag^en,  ob  auch  die  einzdfien  fälligen  Leistungen  mit 
jener  dinglichen  Klage  verlangt  werden  können.  Es  kommt  darauf  an, 
wie  dieselben  aufgefaszt  werden.  (§.  90.  3.)  Insofeme  die  altere  Ansicht 
der  Dinglichkeit  noch  praktisch  ist,  darf  die  Gonfessorienklage  nicht  ver- 
weigert werden;  und  das  ist  meistens  der  Fall  nicht  blosz  mit  Bezug  auf 
die  Leistung  des  letzten  Jahres,  sondern  bei  Zinsen  auch  noch  mit  Bezug 
auf  die  drei  oder  vier  oder  fOnf  letzten  ROckstande.  (1.  2.)  Wenn  dage- 
gen die  Rückstände  als  blosze  persönliche^  Forderungen  angesehen  werden, 
—  und  das  gilt  nun  gewöhnlich  von  altem  ROckstanden  — ,  dann  können 

»^■^»1.    »■<       ^^ü^— — ^w— ^— I     Uli  I .  I  I .1  .....ii». 

i.  Loyttl  inst.  coat.  De  rentes  coostilata  on  ne  peut  demander  que  cfoq  an- 
tt^ea  «rarrtrages  pir  VtAW  da  rois  Loois  XIL 

%  Cout  de  Tour  10.  a.  (RMmamd,  8.  85.)  Le  detentear  d*aulcan  hMtaige  qui 
ne  seroit  persoDDellemeiit  Obligo  peolt  d^laisser  ou  qaieler  leidit  Mrilalge  saus  ptyer 
lea  trreraigea  des  dielea  rentes. 

3;  BämM0.  TerordOj  t.  iS33.  (.  15.  Die  Eigeniftftmef  solcher  Gdter  kOnneD 
dlesetbeo  ~  nach  GatbeflndeD  -*-  aufgeben* 
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skt  nur  durch  eine  p0nSMeh$  Böge  eiiigriUagl  imdw  iMMlB«f  gegeft  den 
BesiUer,  unto  weichem  sie  au^selaufen  sind,  ond  detsen  üniYerailroccotigf 
(Erben  oder  Concursmasse),  nichl  aber  fgegea  den  Sii^idarsaeceseer  in  äsm 
Grundstock. 

3.  Dem  ESgenthümer  des  GnindstCicks,  von  wefchen  eine  Retlleai 
gefordert  wird,  steht  das  Reebtsmitlel  der  N^gatorimUBg»  sa  Gebote,  um 
damit  die  Freiheit  seines  Eigenthoms  jenem  Anspruch  gegenOber  in  he» 
haapten. 

4,  Das  deutsche  and  das  canooische  Recht  reden  auch  tod  einen 
B€$üz  der  ReaUasten  (4  5.),  und  das  ans  beiden  erwacfaeene  neuere  Recht 
schützt  denselben  unbedenklich  sowohl  gegen  widerrechtliche  Stifnmg  ab 
gegen  Entsetzung.  Auch  hier  hat  die  gelehrte  Jurisprudenz  durch  an- 
passende Annahme  römischer  Rezeidmungen  die  einlache  Natur  dieaea 
Schatzes  verhüllt,  indem  sie  im  erstem  Fall  von  dem  mieriicimn  Mimbi 
sprach,  und  in  letzterm  von  einem  nUerdietmn  mnd$  ni  male,  obwM  am 
Redingungen  jener  Interdicte  keineswegs  zutreffen.  Schicklicher  lAszt  sich 
die  Klage  wegen  rechtswidriger  Resitzentsetzung  —  wohin  denn  auch  die 
Weigerung  des  Pflichtigen  gehört,  die  Last  femer  abzutragen  —  rmnedium 
tpotii  nennen.  Reide  Klagen  setzen  Resitz  voraus  des  Klttgers,  <*—  Besitz 
in  dem  weitem  Sinne  des  deutschen  Rechts  als  tbats&chlich  erschioiene 
Herrschaft  und  Nutzung  — ,  die  erstere  aber  ist  auf  Resdtigung  der  Stö- 
rung, die  letztere  auf  Wiedereinsetzung,  beziehuqgsweise  erneuerte  Leistung 
gerichtet 

S.  94. 

▼1.   GrandxiDse. 

1.  IHe  Grundzime  (census,  cen$J  sind  regelmtaig  wiedetkehreade, 
fest  bestimmte  Frucbtleistungen,  zu  welchen  der  Grundbesitaer  als  solcher 
verpflichtet  ist.  Sie  sind  wAhrend  des  Mittelalters  aus  mancberiei  GrOn- 
den  überall  in  Deutschland  massenhaft  entstanden  und  kommen  in  den  ver- 
schiedensten Formen  und  Anwendungen  vor.  Am  häufigsten  waren  die 
gnmdh0rrUch0n  Zinse  (1.),  so  regebnttszig,  dasz  das  Rechtssprichwort  galt: 
jK« jfi  Erbe  ohne  Zim,  (2.  §.  90.  R.  2.)    Ebenso  entstanden  eine  Menge 

4.  Urk.  V.  12jB7.  (ifewrm^  S.  00.)  Noa  «ssignamas  et  presfDÜ  stripto  damoa 
reddilns  valentes  anooatim  viginti  niQcas  —  priori  et  fratribus  in  L.  *-  Tradentes 
eisdem  fratribus  per  presens  iDStramentam  corporaleoi  possessioDcm  oronlom  pre- 
«flütoram  letc. 

5.  Instniin.  PaeU  Omahr,  ft.  $«46.  Uli  fero  redUus  ceMUS,  Deeiai»,  Pensio- 
nas,  qu»  Sialibas  Ajagastaa«  Coubsslonis  ob  ~  fandaUoDea  accIcstasUcas  a  Caibo- 
iicorum  provinciis  debentur,  qaorumquB  in  posseasione  rel  qaani  psreipiMidi  aaaa 
i((^  -*  fiiarai^  absqoe  ulla  eicepUone  solTaniur« 

1*   /.«  jiUm,  tfi.  32.     S^rTi  ecel^ai»  tnbuU  soa  iegiUme  raddaat,  Vf.  siclaa 
de  cereTisia,  porcam  Ysleotem  tremisse  ano,  panem  ommU^  dno,  pollos.  V,  ova  XX« 
.     %    CKk.  v.  Ultk  (MUmifuihU,  Z^reh.  H.  e.  i.  E.  S7S.)  anbeiii  acba  iln  eins 
slan  mag. 
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Toftriakue.  (S.)  Me  FranzoMn  haben  beiderlei  Zinse  aoter  dem  nnpaneii« 
4en  Namen  Fhudaizinte  aaeb  dem  politischen  WiderwiUen  rniserer  dem 
FendaHsmiM  entwachsenen  Zeit  ausgesetzt  und  sogar  ohne  Entschädigung 
beseitige.  Die  gerecfatere  Brwttgung  der  wahren  Natur  dieser  Zinse«  welche 
in  DeotscUand  Eingang  gefanden,  erkennt  das  Privatrecht  des  Zinsberech- 
tjgten  an,  und  vermittelt  durch  Ablösung  das  neue  Streben  nach  Befreiung 
des  Bodens  mit  dem  hergebrachten  Recht  Zuweilen  sind  auch  Grundzinse 
CDtstanden  als  €tgenu>erth  gegen  die  Verstattung  gewisser  Reehtsame,  vor* 
f  Qglich  in  WaM  und  Weide,  Gewässern,  gemeinen  Anstalten  oder  als  At^ 
srk$nmm§  der  Deberlassung  solcher  IMzungen.  Derlei  Zinse  kommen  oft 
zu  Gunsten  einer  Gemeinde  oder  Stiftung  vor.  Seltener  vnurden  Zinse 
mMrbehaUim  bei  Uebertragnng  des  voUm  GrunieigeiMuma  von  dem  Zins- 
berechtigten an  den  Zinspflichtigen,  oder  geradezu  von  einem  Grundeigen- 
IkOmer  freivriliig  zu  Gunsten  eines  andern,  dem  er  sonst  nicht  unter- 
gcnrdnet'Wari  ühmommm.  Diese  letztarn  Falle  sind  nur  Nachbildung  der 
regelmftszjgen  Zinslast.  Ans  welchem  Grund  ein  bestimmter  Grundzins 
entstanden  sei,  Iftsst  sich  nur  auf  geschichtlichem  Wege  ermitteln« 

i.  Ihrem  Inhalte  n^  waren  die  Grundzinse  überaus  mannichfaltig« 
In  alterer  Zeit  waren -die  NaluKolziMe  gebräuchlicher,  Zinse  in  Früchten 
des  Guts  (l.\  und  der  ländlicben  Oekonomie,  von  Korn,  Waehi,  Hühnern 
(FastnachthQhner,  Herbsthflhner ,  Martinsgänse},  Eiern,  ThierfeUen,  Bier 
(daher  die  Biergelden),  FPein,  Pfeffer  u.  s.  f.  Später  sind  die  Geldzime 
au^ekommen,  und  zuweilen  die  Errichtung  von  Fnichtzinsen  untersagt 
worden,  lieber  die  Art  und  den  Umfang  der  Zinse  geben  die  alten  Weie- 
tkümer  und  Offnungen  sowie  die  Zineurbarien ,  ZintrödeU  Zimbücher 
Aufscblusz. 

3.  Dem  Zineherm  schrieb  man  frOher  eine  Zintgewere  zu,  d.  h.  ein 
dingliches  Herrschaftsverhältnisz  an  dem  Zinsgute.  Die  Zinsforderung  war 
denn  nur  eine  Wirkung  und  Aeuszerung  jener  Gewere.  In  der  Folge  aber 
ist  die  Erinnerung  an  die  Gewere  groszentheils  untergegangen,  und  nur 
emzelrie  juristisdie  Wirkungen  haben  sich  noch  erhalten;  insbesondere  die 
dingliche  Verbindung  der  Zinsschuld  mit  dem  Grundbesitz. 

4.  Das  Zinerecht  und  die  Zinsforderung  bezieht  sich  auf  das  ganze 
Zinegnt,  und  der  Zinsherr  braucht  sich  keine  Theilzahlungen  gefallen  zu 
lassen.  Er  kann,  wenn  nicht  andere  Rechtsgründe  hinzukommen,  die 
Theilung  des  G^tes  unter  mehrere  Grundbesitzer  nidit  hindern  (4),  aber 
er  ist  berechtigt  ron  diesen  zu  verlangai,  dasz  sie  für  eammethafte  Ent- 

3.  Alter  EioküDrierodel  Ton  Kyhurg  [BlunttekU,  Zürcher  R.  Gr.  I.  S76.)  ein 
IH  gaot,  das  giltet  te  vogtreeht  ein  mütt  iLemen  —  vnd  ein  ftemaditlinon.  Vgl.  (. 

^V*    D*    #•    0« 

4.  OHiBang  von  PeUnhaufen  und  Lßng9lMeht  (Orimm^lf,  I.  148.)  Iteniwe» 
brfider  oder  mer  mögen  gotzhosgüter  Uilen  nfltt'  tri  ilnen  vferdea  Uil,  vad  wuni 
ilBS  als  sdiwach,  so  sol  der  ander  den  zfns  geben  vnd  den  seliwa^en  tall  i«  im 
0Mien  dder  slrieä  Uli  zu  diesem  vfkeben  oder  dfen  sitas  alMn  g«bea. 
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richUng  des  Zinses  sorgen.  (5.)  Zu  diesem  Behvf  kann  er,  wenn  nicbt 
anders  gesorgt  ist,  anter  ihnen  (den  sog.  Einximtm)  einen  Reprlksentuiten 
der  Einheit  der  Zinsschnld,  d.  h.  einen  Vortrag,  Träger  ernenneD,  an 
den  er  sich  zunAchst  ftlr  das  Ganze  bAlt  (6.)«  und  der  hinwieder  ¥on  den 
nbrigen  ihre  Theilzinse  bezieht  Es  begegnet  uns  hier  znnicfast  die  dem 
deatschen  Recht  auch  sonst  gelaufige  Rechtsansicht  einer  GeimmmUckmU, 
die  hinwieder  in  TheiUchuläen  zerfilllt,  weiche  zwar  zunAchst  je  von  einem 
einzelnen  Grundbesitzer  gefordert  werden,  aber  unter  einander  als  Tbeile 
eines  Ganzen  rerbunden  bleiben.  (§.  111,  6.)  Jeder  Theibchridner  haltet 
daher  in  erster  Linie  für  die  von  ihm  Obemommene  Rate,  subsidiftr  aber 
für  das  Ganze.  {Einzimerei  und  Zimträgereu) 

5.  Der  Naturalzins  musz  in  der  herkömmUeken  Qualitäit  abgetragen 
werden.  Resteht  er  in  Früchten,  so  genOgt  regebnSszig  die  mittlere  Qua- 
lität der  auf  dem  Gut  in  dem  Zinsjahre  gewachsenen  Frttehte.  Die  Zeit 
der  FftOigkeit  des  Zinses  ist  gemeiniglich  durch  die  Zinstage  bestimmt,  die 
ursprünglich  mit  alten  Ding-  und  Festtagen  zusammentreffen.  (7.)  In  Ver- 
zug gerAth  der  Zinsmann  auch  ohne  Mabnong,  sobald  er  den  Zinstag  Ol)er- 
wartet.  Das  Altere  Recht  bedrohte  den  sAumigen  Zinsmann  mit  sdiweren 
Strafen  (z.  R.  die  RtäscherzinUy  die  tAglich  wachsen)  (8.),  das  neuere,  hierin 
milder,  erkennt  doch  nun  das  Recht  des- Herrn  an,  anstatt  des  Natural- 
zinses  den  Geldwerth  sammt  Interesse  zu  fordern. 

6.  Der  Zinsmann  ist  verpflichtet  den  Zins  dem  Ziruherm  zu  Haus 
und  Hof  zu  bringen,  gewöhnlich  aber  auch  dieser  durch  das  Herkommen, 
den  Zinsleuten  die  nöthige  Verköstigung  zu  reichen,  die][s]ch  denn  im  Ver- 
folg der  Zeit  meist  in  ein  sogenanntes  Trinkgeld  verwandelt  hat  (9.)     Es 

5.  Omiaog  von  Hnonaa,  {Orimm,yf,  I.  S3.)  Item  es  soll  och  nieman  kein  gut 
des  vorgenannten  hof  koffen  oder  verkoffien  an  zins,  doch  man  es  verkoffen  mit 
lins  doch  onscheidlich  dem  gotxhos.  vnd  wenn  das  bescheeh,  das  ainer  ein  gnt  ver- 
kofti  mit  einem  Pfenning  minder  oder  am»  das  aber  vil  me  möchti  irageot  vad  die 
andern  guter  als  sohwech  wurdend,  das  st  ir  zins  —  nit  möchtind  tragen»  .so  mag 
ein  amptman  dieselben  hob  oder  schuppis  mit  einander  angriflTen  vnd  zemend  legen, 
also  das  inen  ir  zins  —  gentzlich  wirt. 

6.  Weisth.  v.  Raoengir^hurg.  [Orimmy  W.  II.  181.)  antwort  der  scheffen ,  ein 
ieglich  empfüDglicb  gat,  das  von  ein.  gestockt  vnd  vertbeilt  ist  in  vier  ffinf  oder 
mehr,  soll  ein  leglicher  das  sein  empfangen  vnd  soll  doch  t>e7  einem  bodenzins  blei- 
ben vnd  sollen  dieselbigen  ein  hauptman  stellen  den  bodenzins  ausrichtaa. 

7.  Weisth.  von  Chnmb,  {Oränm,  W.  II.  103.)  ao  ist  der  pfeaningtinss  nilig 
auf  die  zwei  ongeboten  diogtage.  einen  dienstags  nach  dem  halben  may  vnd  den  an- 
dern nechsten  dienstags  nach  RemlgÜ. 

8.  ScJkttßoSmupiegei  60.  8 wer  zins  von  gnote  geben  sol,  der  sol  in  geben  vf 
den  tac,  der  im  bescheiden  wirt,  so  man  im  das  guot  lihet,  vnde  git  er  im  den  zina 
dca  tages  nibt;  moos  en  zwlvalun  gelten  des  nisten  Uges  dar  nach  vnde  alle  tage 
alt  vil,  ^t  wile  er  den  lins  inne  bat 

9.  Oflnnng  von  Laufjem,  {BiuniweMi,  Zürcher  R.  G.  I.  28t.)  Man  sol  oach 
alnem  Bischof  sin  zins  weren  vnd  antwfirten  gen  Costens  vff  die  pfallenti  In  alaen 
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komml  indeaaeD  hier  ^eles  auf  das  Herkommen  an«  ^Oie  gmndbenlitheB 
ZiBse  iMszten  gewöhnlich  nur  an  den  henrachaftUehen  Hof  abgogdwH  wer- 
den, Würden  anch  wohl  Yon  den  Beamten  dea  Gntaberm  eingezogen,  die 
Vogteiiinae  an  den  Gerichtaort.  Der  Zinaherr  darf  dann  nicht  durch  äeiae 
Enifemnng  «nd  Deberaiedlang  die  Zinapflieht  erachweren. 

7.  Unfruehibarkeit  eines  Jahres  gibt  nicht  wie  bei  der  Erbpacht 
einen  Ansprach  aof  Zimerlasz  oder  Zimnaehlasz.  (10.  11.)  Indessen  gibt 
es  einzelne  Particalarrechte,  welche  in  Nofhftllen  dem  Zinsmann  die  Last 
erleichtem. 

» 

8.  Der  Zinsherr  hatte  früher  das  Recht,  durch  Pßndung  auf  dem 
Zinsgute  sich  selber  Recht  zu  schaffen.  (12.)  Dasselbe  ist  nun  aber  anti- 
quirt,  und  die  gerichtliche  Execution  an  ihre  Stelle  getreten.  Zur  Sicher- 
heit fQr  den  Zins  haftet  aber  noch  das  Gut  selbst. 

*  BlwUsehU,  Zürcher  Rechtsg.  I.  S.  271  ff.  II.  S.  236  ff.  S.  247  IL 

S.J». 

YII.    Zehnten. 

i.  Die  Einführung  der  Zehnten  reicht  hinauf  in  eine  Vorzeit  aua  der 
wir  wenig  Urkunden  besitzen.  Schon  de*i  Römern  war  der  Zehnte,  als 
eine  Abgabe  des  zehnten  Theils  der  Früchte  eines  Gutes,  in  groazec  Auat 
debnung  bekannt.  Die  Beaitzer  (posseasores)  von  Gütern,  die  deno^  römi- 
schen Stoate  oder  römischen  Tempeln  oder  Munieipien  zu  Eigwitbum  ge- 
hörten, muszten  für  ihren  Besitz  an  diese  Zehnten  entrichten  (1.):  und  da 
die  groszen  Besitzung^  (possessiones)  häufig  wieder  in  UeineirQ  3^aki9 
zerschlagen  und  an  die  Colonen  gegebipn  wurden  (qui  tenebnnt,  tenants  ia 
Frankreich),  so  hatten  die  letzteren  meistens  awei  Zehnten  {dedauu  €t  nonoa), 

tchaiieo«  docb  mit  der  iMBcheidenheli»  das  er  den  keller  vnd  andere  Lttt,  die  mit  den 
linsen  oaran  leren  ynd  verkosten  so!  vff  vnd  ab  yngeuarlich. 

10.  Weisth.  V.  ßckingen  (Zeitsch.  f.  D.  R.  XYII.  8.  165.)  Wann  ain  Paar  ain 
Gut  umb  ain  Gdllt  bestand  rnd  so  der  Hagel  schlage,  sey  er  nicht  desterminder  dem 
Herrn  Ton  sol liebem  Gut  die  Güllt  iv  geben  sohaldig. 

11.  OetUrrekh.  Ges.  $.  1134.  Ein  Erbiinsmann  hat  auf  eifien  ähnlichen  Brlaäs 
keinen  Ansprach. 

IS.  Weisth.  tVifTeÜMgen  v.  1582.  (Orimm,  W.  D.  374.)  Last  der  obrisfe  vogidia 
acheffen  fragen,  wie  der  vogt  die  ziasa  an  körn  entpfaagen  soll?  Antw.  Zwischen  den 
zwejen  u.  l.  fr.  tagen  assomptionis  und  nativiiatis  sollen  die  kornpecbt  gelieffert 
werden;  wer  darinnen  seumich  fanden  wird»  sollen  die  Tögt  den  frohnen  lu  sich 
kommen  lassen  *  so  soll  der  fron  —  ihnaunvenoglichgereith  pfünden  lieffemoder 
geben,  wan  der  man  aber  niebt  gereith  pfXndt  bette»  soll  lAer  fron  alsdan  die  güier 
btwuthen^  vnd  sollen  alsdann  die  gfltter  YI  wochen  md  III  tage  liegen,  kombt  der 
man  nicht  binnen  der  seit,  solls  der  ?ogt  anschlagen,  doch  III  Jar  nach  ernander  fol-r 
gender  liegen  lassen.^  das  erste  Jar  dorn  ?nd  disUen  tragen,  das  ander  Jar  die  wOlff 
4flrTber  laufen  Jaaaea,  das.drit  Jar  söllena  die  T(^t  Toder  ken  pflog  aehlagen  nid 
wimieB  laaaen  als  Ihr  eigen  gut 

1.    L€x  ffmf[k  X.  I.  19.  oben  S*  W*  ^* 
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m  4m  Bigcttttomer  den  ersten,  an  den  Besitzer  den  zweiten  zn  kMe«. 
In  GalKen  gab  es  viele  derlei  Deppelzehnlen,  die  in  der  Folge  «i  die  tnm^ 
aOsischen  Könige  oder  deren  Vasallen  Obergingen,  oft  auch  den  KirclMB 
flberianen  wurden«  Anfangs  wurde  freiKch  die  Zehnlpfllcht  ab  eine  per*- 
iönüche  anfgefaszt  Wie  aber  in  (fem  späteren  römisdwn  Beicbe  das  Ter« 
klUojai  des.  flrbpftchter  und  der  Colonen  mehr  und  mehr  einen  dingtichm 
CharaliteraDpahni,  so. auch  die  Zehnten.  Nur  fiel  diese  aUmabliche  Ein- 
wnrzelung  des  Instibote^  in  dem  Boden  in  eine  Zeit,  in  welcher  die  pro- 
ductive  Kraft  der  römischen  Jurisprudenz  erstorben  war,  und  erst  dem  deut- 
scht n  Recht  gehört  die  \olle  Ausbildung  des  Zehntens  zur  Realbst  ^n. 

Auch  das  Levitenrecht  des  alten  Testaments  war  der  Ausbreitung  der 
kircbUchen  Zehntrechte  günstig.  (^2.)  Die  Könige  und  weltlichen  Groszen 
statteten  die  Kirchen  und  Klöster  oft  mit  Besitzungen  aus  und  überlieszea 
ihnen  auch  den  Zehnten,  welchen  sie  vormals  bezogen  hatten.  Dnd  freie 
Gmndeigenthtkmer,  ganze  Gemeinden  tibernahmen  willig  die  ZehntpOieht 
auf  ihre  Güter,  um  damit  dne  neue  Kirche  und  den  Gottesdienst  zu  unter- 
halten. In  einzelnen  Landern,  wie  in  Sachsen  von  Carl  dem  Groszen, 
wurde  denn  geradezu  die  Zehntpflicht  als  eine  Art  Kirehmuteuer  durch  die 
Gesetzgebung 'auferlegt.  (S.)  Keineswegs  aber  kam  es  in  Deutschland  4ahin, 
dasz  aller  getheilte  Boden  überhaupt  zehntpffichtig  wurde,  noch  dasz  alle 
Zehntrechte  der  Kirche  angehörten. 

'  Aber  auch  da,  wo  der  Zehnte  ursprünglich  als  eine  ößenfUcheii 
Zwecken  dienende  Steuer  eingeführt  worden  ist,  hat  die  Zehntpflicht  im 
Verlauf  der  Ja-hrhonderte  um  ihrer  dauernden  Verbindung  mit  dem  Bodeo 
wfllen  und  weil  sie  als  eine  Last  des  Gutes  bei  JBrbtheilungen  und  Ver- 
taszerungen  ti!»erhaupt,  bei,  alKn  Berechnungen  der  Privatökonomie  und 
des  Gütenret^kehrs  von  dem  Werthe  des  Guts  in  Abzug  gebracht  ward, 
ganz  die  Natur  einer  prioairechtUchen  Reallast  angenommen. 

Bei  gleichmasziger  Bebauung  der  Aecker  und  Weinberge,  war  diese 
Art  der  Naturajleistnng,  deren  Umfang  mit  der  Grösze  des  jeweillgeo 
lahresertrags  stic^  und  fiel,  keines w^s  lästig.  In  einer  Zeit  aber,  welche 
auch  in  den  Landbau  mancherlei  Verftnderung  und  Wechsel  brachte  und 
stt  gesteigerter  Verwendung  von  Capital  und  Arbeit  reizte,  muszte  die- 
selbe um  so  verhaszter  werdoi,  als  jede  Verbesserung  des  Baus  zum  Scha- 
den und  %uf  Unkosten  des  guten  Landwirths  dessen  Zdmllasl  vergröaaert 
Daher  sind  denn  auch  in  unserer  Zeit  die  Zehnten  überall  in  Deutschland 
in  der  Ablösung  begrUTen. 


%  Condl.  nrm.  11.  a.  M7,  (Kraut,  $.  i98.  2.)  Illud  vero  instanUssima 
cottiinonBftiiis,  ot  Abrah»  doenmenta  seqoentes,  decimas  ei  omai  fiicutute  non  plg«at 
Deo  —  ofl^rre. 

3.  Cap.  Caroii  M.  d  -  part  0ax.  c.  17.  secaadum  Dd  mandatam  precipfnnia 
at  buines  ctecfflsata  parterti  sabslanU«  et  faborife  siAs  ecd^fls  et  sacerdötlbus  den^l» 
um  DObiles  quam  ingenaf  slmlliler  et  liti,  JuxU  quod  Bens  UDitniqtie  dederit  ebri- 
stlaao,  partem  Deo  reddant.  .      .  .      i 


1.    Ben  Diniug  Mch  werden  tmlerachlfdeD: 

a)  das  generelle  und  das  epeeieüe  ZehnCfeckl;  jenes  umfiMst  aOe  Afteo 
der  Zehnten,  daher  auch  die  Zehnten  vpn  den  durch  Einfttbrung  der 
Wechselwirthschaft  in  den  Brachjahren  gewonnenen  FrQcht«!^  diesmi 
ist  auf  bestimmte  Fruchtajien  beschrftnkt; 

b)  das  wUoertdie  und  das  partieuläre  Zehntrecht;  jenes  breitet  sich  Ober  die 
ganze  Feldmark  aus  —  Aecker  und  Weinberge,  seltener  Wiesen,  nicht 
auch  Almende  und  Giiten  — »,  dieses  belastet  nur  einsehe  Guter. 

Die  geeehichtHeke  Prüfung  und  das  Herkommen^  zuweflen  auch  die 
^rticnlargesetzgebung  geben  gewöhnlich  nähern  Aufschlusz  Ober  den  Um- 
fang im  einzelnen  Fall. 

3.  Der  Art  nach  unterscheidet  man: 

a)  den  groszen  Feldzehnten^  von  allen  Getreidearten  und. Wein,  seltene^ 
auch  von  Heu,  die  häufigste  Zehntart  (4.); 

b)  den  kleinen  Feldzehnten  von  andern  Feld-  und  Baumfrüchtcipi  (Knollen- 
gewächse, GemOsearten,  Obst)  (4.j; 

c)  den  Blutzehnten  (Schmalzehnteny  Fleischzehnten)  von  Hausvieh,  das 
auf  dem  Gute  gezogen  wird,  die  seltenste  Art,  zuweilen  auch 

d)  Zehnten  von  andern  Früchten  der  Wirthschaft,  von  Milch,  Käse 
onl  dgln. 

Der  sogenannte  SockxehUe^  in  einem  bestimmten  Quaotam  «usgedro^ 
«ebenen  Getreides  bestehend,  ist  historisch  und  seinem  Grunde  nach  aus 
wirklicher  Zehn^pflicht  hervorgegangen*  hat  aber  abgesehen  davon  in  seiner 
Art  den  Charakter  eines  Zinses  angenommen. 

4.  Die  Zehnipflicht  lastet  zugleich  auf  dem  truto  md  den  Ftil/oktmn^ 
Daher  kann  der  Zebntholde  sich  dem  Zehnten  nicht  durch  Uoeae  Verin«- 
derang  der  Cultur  entziehen,  sc«dem  musz  dem  Zehntherm,  wcml  et 
anstatt  der  atte»  äne  neue  Goltut  einführt»  mm  van  den  neuen  Frilcbte» 
den  Zehnten  lassen.  (5.)  Daher  kann  aber  auch  der  Zehntheir  den.  Wkxä*^ 
pfliehfigen  nicht  zur  Bebauung  dds  Bodens  riodi  zu  guter  Wirthschaft  an- 
halten, sondern  musz  sich  begnügen  mit  dem  Zehnten  von  den  vnrUieh 
gewonnenen  Früchten.  Daher  wird  der  Zehnte  auch  von  dem  Pächter  des 
firundslücks  begehrt,  der  die  Früchte  bezieht 

■ 

5.  Der  Bezug  des  Zehntens  geschieht  durch  den  Zehntherm,  dem 
daher  von  der  Aemte  Anzeige  zu  machen  ist,  damit  er  dabei  seine  Rechte 
wahre,  auf  seine  Kosten  und  Ge^hr.    Läszt  sich  der  Herr  nicht  vertreten, 

-  ^  j 

4.  Jura  arcbiepisc.  Trev.  eme.  XIII.  43.  6.  (Kranit  g.  t53.  21.)  Item  dominus 
habet  deciroam  magnam  ibidem  —  pretpr  de  campis  qul  speetaut  ad  monastertum 
P.  —  Item  dominus  babet  decimam  parvulam  ibidem  de  ovibos»  de  porcis,  de  anse- 
ribns  et  de  aliis  mlnutis. 

5.  /V«B#xtfeAe#  Landr.  H.  11.  $.880.  Fräcbte,  die  im  Bracbfelde  gebaaet  wer- 
den» sind  der  Regel  nach  lebeotfrei. 
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80  mag  der  Pflichtige  auszehnAtti,  je  die  lehnte  Garbe  auf  d^m  Felde  Hegen 
laasetfi  und  aeiM  FrOchte  eiaheimaen^ 

*  Ueber  die  Litteratur  ygl  Mütermaier,  Privatr.  zu  $.  181.  uod  182. 
eimgkr,  PriTatr.  S*  79. 

VID*    Frobn^eo, 

Die  EntüehoDg  der  Frokiulm  oder  Frofmen,  Sek&rwerk^  d.  h.  der 
P^rilmlßchen  Diemte,  fflr  welche  der  Besitzer  eines  Grundstocks  als  solcher 
haftet^  beruht  wieder  auf  verschiedenen  Gründen^  meistens  aber  entweder  anf 
Grundherrschaft  oder  Vogteigerichtsbarkeit  des  Berechtigten. 

Anfangs  waren  in  der  Regel  nur  hörige  Leute  frohnpflichtig,  später 
mus^  aber  i^ch  die  Masse  der  freien  kleinen  Grundbesitzer  sich  dem 
^rohndienst  unterwerfen.  Sie.  kamen  in  mancherlei  Geslalt  vor  als  Hand- 
ond  Spanndienste,  Bau-  und  Jagdfrohnen,  gemessene  und  ungemea- 
sene  u.  s.  f. 

Die  Dienste,  zu  welchen  ein  Pächter  aus  dem  Pachtvertrag  verpflichtet 
wird,  oder  welche  sonst  eine  wesentlich  obligatorische  Begründung  haben, 
geh<iren  so  wenig  hieher  als  obligatorische  Zinse.  Dem  Mittelalter  schien 
diese  Reallast  nicht  anstöszig.  War  dasselbe  ja  geneigt,  auch  politische 
Rechte  und  Pflichten  (z.  B.  die  Dingpflicht,  die  Kriegspflicht)  gewisser- 
maszen  in  dem  <xfündbesitze  zu  radiciren.  Dem  Geiste  des  neuern  Rechts 
dagegen  sind  alle  Frohnen  (Robott)  entschieden  zuwider,  mehr  ab 
andere  "Reallasten,  da  sie  nicht  blosz  die  Freiheit  des  Grund^igenthums 
bedrücken,  sondern  auch  dem  heutigen  Gefühle  persönlicher  Freiheit  wider- 
streiten. Während  daher  die  neuere  Gesetzgebung  sich  oft  begnügt  hat, 
die  Ohrigen  Reallasten  für  ablösbar  zw  erklären,  so  hat  sie  mit  Bezug  auf 
die  KeatfrohneD  geradezu  die  voUständi^  (sogar  MnenigMKch$)  Äufhslnm§ 
dendbeil  verordnet  1«  Groszen  ist  daher  dieses  Institut  nun  als  onltf  «trt 
zn  betrachten. 

Auch  naok  dieser  Aoliebung  der  Realfrohnen  kommen  unter  dem 
Nami«'  FrohMn  noeb  Dienste  vor,  wekhe  der  Staat  oder  die  Gemeinde 
(SkMU-  nnd  Gemeindefrohnem/  den  GrundbesMz^m  aus  Gründen  des  öffent- 
lichen Rechts  auferlegt  Sie  gebaren  aber  dem  öffentlichen  Rechte  an  und 
sind  keine  privatrecbüiche  Reallast  Und  wo  etwa  aus  privatrechtiichen 
Grflnden  .noch  Frohnen  als  Gegenleistqng^  für  Genüsse  der  Pflichtigen 
übrig  sind,  wie  z.  B*.  die  Holz-  oder  Walcjfrobnen,  welche  als  Gegenleistung 
für  den  Genusz  der  Forstberechtigung  gelten,  da  lassen  sich  dieselben  doch 
nun  besser  als  rem  penönUcke  Schulden  auffassen,  an  deren  'Leistung  eine 
dingliche  Nutzung  geknüpft  ist 
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Zehntes  CapiteK 

Vom  Rentenkauf.    GQUbrief. 

$.97. 
I.  UfSprüngliehes  Eeebl  der  GroodreBlett. 

1.  Der  Rmtenkauf  ist  wfthrend  des  Mittelalters  in  Nacbbildiiiig  der 
Grondzinse  aufgekommen.  Es  schien  den  einen  (den  Rentenkäufem)  zu- 
biszig  nnd  notzlieh,  auch  ohne  Grund-  oder  Vog^iherrsdiafk  zu  haben  oder 
anzustreben,  doch  Ähnliche  auf  dem  Boden  haftende  ewige  Zinse  zu  er- 
werben ;  und  den  andern  (den  Rentmverkäufem\  weiche  eine  Capitalsumme 
bedurften,  dergleichen  Renten  von  Ihren  Gfltern  gegen  Empfang  eines  Prdses 
zu  ^räuszem.  (1.)  Diese  Art  einer  rtakn  Rentensehuid  war  den  titeren 
Grundzinsen  nahe  verwandt.  Sie  unterschied  sich  von  ihnen  hauptsAchlieh 
darin,  dasz  sie  von  Anfang  an  dem  Volks-  und  Landrecht,  nicht  dem 
Hofrecht  angehörte,  und  dasz  sie  keine  Unterthänigkeit  des  Rentenpflichti^ 
gen  dem  Rentenkftufer  gegenüber  voraussetzte,  sondern  auf  freiem  Gedinge 
beruhte. 

Der  Rentenkauf  war  anfangs  ernstlich  als  Kauf  einer  Grundrente  ge- 
meint Es  konnten  aber  auf  diese  Weise  Geldsummen  zinstragend  angelegt 
werden,  und  man  begreift,  wenn  im  Verfolge  diese  erlaubte  Form  vielfach 
benutzt  wurde,  um  den  nämlichen  Zweck  zu  erreichen,  welcher  in  der 
Form  des  verzinslichen  Darlehns  wegen  des  canonischen  Verbotes  unzu- 
gänglich geworden  war. 

2.  Das  RentrecM,  GiUtreeht,  Ewiggeldrechi  entsteht  in  der  altern  Zeit 
durch  gerichtliche  Äuflaaung ,  welche  der  EigenthOmer  des  belasteten 
Grundstücks  zu  Gunsten  des  RentenkAufers,  GüHgUiubigers  oder  Gültbesitzert 
▼omimml.  (1.  3.) 

Der  Kaufvertrag  als  solcher  erzeugt  nur  eine  Forderung  des  Käufers 
auf  Bestellung  der  Rente.  Ebenso  begründet  das  »GeschAft«  oder  VennAehl* 
nisz  nur  einen  Titel  für  diese,  nicht  das  Recht  auf  die  Rente  selbst.  In 
den  meisten  Fallen  war  die  Rente  nur  auf  fremdes  Eigenthum  cömtituirt. 


1.  Lü6,  O.  Sladib.  Inseript  v.  1389.  {ßanlh  Erbgüter  Nr.  160.)  relicU  Ber- 
ttami  M.  enit  t  Johanne  de  B.  VI.  Marcas  den.  WJcb.  annneiin  in  tribas  Marcie 
wiebiUlca  ei  In  dyabiis  areie  —  el  in  X.  Jogeribus  lerre  —  qaas  eoram  Coas.  reüg^ 
piavii  elsdeni. 

2.  Sehwabengpiegtl  (e.  22.)  Ist  daz  ein  man  stnem  friande  goot  schafen  wil 
naeh  einem  tode,  wll  er  ez  im  sieher  machen,  er  sbl  im  schrift  darüber  geben,  als 
eniaeh  von  lipgedinge  geacbrfben  stCt;  oder  er  söl  vür  sinen  rihter  raren  oder  viir 
einen  herren  vnde  sol  den  ze  gezinge  dar  über  nemen  ande  ander  liale  die  dSbl 
aint  WU  er  ea  aber  gar'  stite  maehen,  soeeie  im  einen  zIns  dar  üz  da  mit  hit  er 
die  gewer. 
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Dicht  bei  üebeiiragong  des  Grandeigenthams  auf  den  Rentenscholden  varbe^ 
haken  (re$ervirt),  doch  kommen  auch  solche  FfiUe  vor. 

3.  Dem  Goltbereohtigten  wird  daher  äne  Zimgewere  zageBchrieben  (2.), 
die  als  eine  dingliche  aber  beschrAnkte,  nicht  mit  der  Bgengewere  zu  ver- 
wechselnde Herrschaft  Ober  das  rentenpfliciuige  GtU  verstanden  ward«  Daher 
wurde  denn  das  Goltrecht  selbst  ab  lU§mdei  Gut  betrachtet  (3.) 

4.  Die  Rente  kann  in  einer  NmtwaUeiUung  oder  gewöhnlicher  in  GM 
bestehen.  Ni^tnralrenlen  wurden  spftter  zuweilen  verboten«  Auch  bei  der 
Geldrente  kam  es  anfangs  Ucbt  auf  ein  bestimmtes  YerhAltniaz  zu  den 
Preise  an,  spAter  aber  wurde  dieses  beachtet  und  es  durfte  der  Preis  nkhl 
unter  den  zwanzigfacben  Werth  der  Rente  sinken,  so  dasz  diese  wie  ein 

,  Zins  von  5  Prc.  des  hingegebenen  Capitals  erschien.  (4.) 

5.  Die  Altesten  Renten  waren  auch  auf  Seifte  des  Renienpfikktiifßm 
gewöhnlich  ewig,  d.  h.  unablöibar,  wie  ursprQnglich  die  Grundzinse.  Dann 
aber  wurde  es  üblich,  dem  rentenpflichtigen  GrundeigenthOmer  die  Mio- 
iung  jederzeit  offen  zu  halten  (Ri^ht  der  Wied$rlö»tmg^  Wiederkauf J  und 
"schon  früher  der  Gruiidsatz  anerkannt,  dasz  keine  unablösbaren  Rente» 
errichtet  werden  dürfen.  (5 — ^7.)  Die  Ablösungssumme  besteht  in  dem  für 
die  Errichtung  der  Gült  bezahlten  Kaufpreis  und  darf  nicht  höher  bestimoit 
werden.  Für  nicht  gekaufte  Gülten  wird  der  zwanzigbche  Werih  als 
Wiederlösuiig  angenommen. 

6.  Dagegen  kann  der  RenUnbereehtigte  nicht  das  Capital  kündigen, 
das  er  nicht  dargeliehen^  ^sondern  für  welches  er  die  Rente  erkauft  hat 
Wohl  aber  kann  dieser  sein  Recht  verätuzem^  zu  welchem  Rehuf  ursprüng- 
lich wieder  die  Form  der  gerichtlichen  Auflassung  nothwendig  war. 

3.  Zürcher  Eathserk.  v.  1419.  [BlanUchli,  Zurch.  R.  G.  I.  316.)  Iten  so  heben 
Wir  QDS  erkennet  umb  goot  so  man  liebet  uff  stett,  uff  guetter  —  und  man  Jerlicb 
galt  In  konifeswis  nder  süss  darumb  geben  sol  —  derln  der  so  dai  geh  liebet  und 
die  galt  kofl,  rmb  das  boptguot  oder  den  widerkouf  nit  manen  mag,  vie  nol  der 
verkoffer  den  widerkouff  und  die  iosung  tnon  mag.  das  daiselb  guot  sal  belsen  vnd 
sin  llgend  gaot  und  niebt  varend  guot.  Wo  aber  ieman  ^  im  selben  rorbehept 
«Mb  sin  bouptgoot  and  den  widerkouf  se  msnen  ^  iöllcb  gnol  sei  beissea  und  sin 
varend  gvot. 

4.  R,  Pol,  O,  V.  1»77.  Tit.  17.  $.  9.  Und  nachdem  die  WifderkaufiBgällen 
allentbalben  in  Landen  gemein  seyn,  so  sollen  mit  Anmfer/ (7ii/d^ii  Uauptgeldes  nicbt 
mebr  dann  fünf  Gülden  Jihrlicber  Gülten  gekauft  werden  und  die  Loekündignng  der 
Göltrerscbreibong  —  bei  dem  Verküurer,  niebi  beim  RSnfer  steben. 

5.  Gmndbttobsordn.  von  München  v.  1573.  8.  Item  es  sollen  sladtscbreiber 
und  nnderrichter «—  kbaiaen  ewlggeldbrief  auf  unablöszllcb,  wie  vor  alters  gebrineb- 
Hcb  gewest,  weder  sebreiben  noch  siglen»  es  gescbecbe  dann  mit  rbats  vonrlssen  und 
erlauboos. 

6.  Lüh,  R.  T.  1240.  Art.  195.  Na  dem  groten  brande  wart  dal  recbi  gemäkelt 
dbat  al  dat  wikbeldegelt»  dat  vort  mer  lo  queme,  man  wedderfcopen  mocbte,  Jo  am 
also  vele  also  it  gekoll  wart. 

7.  Lüb.  E.  Ul.  e.  9.  Alle  verkaalTte  Rente  aug  der  Verkluflier  wideramb  s« 
sieb  Ittsen  vor  Geld,  danimb  die  Rente  verkaufft  worden  seyn. 
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7.  Jkst  Gülikerr  kann  al^hrlkh  «Mo  Beublm«  der  ftebte  iofdern 
imd  iw«r  Yon  dem  jeweiligen  Grundbesitxer  als  Molcham.  NkM  die  P^fMon 
ist  gebnoden  durch  die  Rentensehuld,  Sendern  der  Eigenihümer  des  bdeste-^ 
ten  Gates  ist  rentenpflichtig,  und  so  konnte  man  wohl  zu  dem  bikilicbeo 
Ausdruck  greifen:  y^Dat  Gtu  $ehuUUt.'^  Dasselbe  haftet  auch  nicht  blosa 
aeoessoriseh,  wie  zu  Pfandrecht  fttr  eine  persönliche  Schuld.  Vielmehr  iat 
in  diesem  Yerbältnisz  zuerst  der  Gedanke  einer  dem .  deutschan  Redite 
eigettthOmlichen  dmglichefi  Schvld,  der  BodemchM  ganz  deutlich  geworden» 
in  welche  jeder  eintritt,  wann  und  insofern  er  Eigenthüaier  des  belasteten 
Bodens  wird,  ein  Gedanke,  welcher  in  den  Grundzinsen  anfangs  noch  von 
der  Oberherrlichkeit  des  Grund«  oderVogleiherrn  umhOUt  war>  dann  Aest 
allerdings  auch  da  hervorgetreten  ist  Demgemüsz  kann  der  GOltherr» 
wenn  die  Rente  nicht  bezahlt  wird,  die  auf  dem  Gute  vorhandene  Fahr- 
niiz  pßnden,  die  gewissermaszen  als  Zubehörde  desselben  gilt,  nicht  aber 
auszerhalb  des  Gutes  andere  dem  Gültmann  gehörige  Sachen.  (8.  9«)  B>enso 
darf  der  Gültherr,  wenn  er  nicht  befKedigt  wird,  das  rentenpflichtige  Hans 
snuiperren  und  t>enehlieizen^  und  nöthigeofalk  nach  den  einen  Rechten  zuf 
Vergantung  bringen,  nach  den  andern  sogar  an  sich  ziehen  und  eich  Ofif 
at^iMn.  (8— *10. 

Um  desz willen  wird  auch  der  GüUmann  immer  frei,  wenn  er  dal 
Grunditück  aufgibt,  glt^ichviel  ob  er  dasselbe  an  einen  andern  vertusterl 
oder  derelinquirt,  und  es  kann  der  Gültherr  bei  alliUligem  Mindererlös 
auf  der  Gant  sich  nicht  mehr  an  den  yormaligen  GüJtmann  ha|ten.  * 

*  ÄOM'eclU,  Gewtre  S.  157  ff.  Auer,  Das  Stadtrecht  von  München.  1849. 
Die  »renies  fouci^rescc  des  francösischea  Rechts,  welche  Podix  in  f  inem  ein- 
laszlichen  Buche,  Paris  1828,  naher  dargestellt  hat,  sind  vorhekatUne  Re»* 
ten,  nShern  sich  aber  in  ihrem  dinglühen  Charakter  der  deutschen  Gült^ 
während  die  erkaufte  Rente  des  französischen  Rechtes  einen  persötUidkem 
Charakter  angenommen  hat. 

$.98. 
II.    Spätere  FoHbildaag  der  Gültbriefe. 

1.  Die  Veränderung  des  Creditsjstemes  —  anfiBiQgs  war  der  Credit  ledige 
Kch  auf  die  Güter  gebaut,  spftter  wurde  er  in  erster  Linie  den  Pereanem 
20gewendet  und  suchte  in  dem  Boden  nur  eine  Unterstützung  —  ferner 
die  Ginffthrung  der  verzinslichen  Darleheii  mit  Realversieherung,  endlich  die 
Einwirkung  der  römischen  Rechtsbegriffe  hemmten  jtheils  die  Anweadimg 


8.  Frfiherg.  S44t.  20.  Welch  msn  erbecins  hat  an  f inif  huse,  der  mac  pfeo- 
den  aoe  gerichte  —  viodet  aber  he  da  nicht  lu  pfendeode  —  so  sol  man  im  teileBt 
be  aal  iz  ufbiten  ^  so  hütet  he  iz  uf  za  drin  dingen  und  laxe  ii  im  eigenen. 

0.  MUaehner  8i.  (bei  ^««r,  8.  133,)  pfenden  Sn  richter  So  sehergen  aal  deü 
anger  and  wismai,  als  ewigs  gelte  und  dos  laades  recbl  ist 

40i '  Ukrk«  bei  Am^r^  ö.  188.  ein  nadhans  ze  sperren  und  ze  verslaeben  So  rich- 
ter So  amptleat. 
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der  Rentenkfttfe,  ttieOs  brichten  tie  aveh  ia  der  jnristfwhen  AiifbMaiig  der 
Gölten  mineherlei  Aendemiigen  hervor.  Indessen  ist  das  Institut  ans  dem 
beatmen  Rechte  nicht  Terschwunden  ond  bietet,  wo  es  natorgemta  fort- 
gdiildet  worden,  wie  i.  B.  in  dem  Stadirechle  von  Manchen  — ,  indem 
es  dem  Gläubiger  erhöhte  Sicherheit  und  dem  Schulduer  die  Beruhigung 
▼erschafll,  dasz  er  nicht  durch  ungelcigeneCapitalkQndigung  Oberbllen  werde» 
Tor  den  Pfandbriefen  so  bedeutende  VorzOge  dar,  dasz  es  noch  mit  Nei- 
gung angewendet  wird  und  neuer  Förderung  auch  durch  die  Gesetzgebung 
in  der  That  wflrdig  ist 

Den  Landbauem  insbesondere,  welche  durch  die  heutige  Umwandlung 
der  unaufkflndbaren  Reallasten  in  kündbare  Darlehen  mit  Gmndversiche» 
rang  leicht  in  neue  BedrAognisz  gerathen,  da  es  ihnen  nicht  immer  leicht 
ist  Geldcapitalien  aufzutreiben,  ist  dieses  Institut  sehr  zu  empfehlen,  da  sie 
durch  dasselbe  vor  der  Gapitalkttndigung  des  Gläubigers  gesichert  werden. 

2.  An  die  Stelle  der  gerichtücbm  Auflassung  ist  nun  auch  hier  die 
Ftnigwug  im  Grundimeh  getreten,  welcher  regelmAszig  die  Aussteilung  einer 
beglaubigten  Urkunde,  des  GüUbnefi,  BwiggeUMefei  folgt  Ohne  jene 
kann  das  dingliche  Gültrecht  nicht  entstehen.  (1.) 

3.  Das  moderne  Princip,  dasz  der  Boden  nicht  mit  ewigen  Reallastea 
beschwert  werden  darf,  hat  nun  auch  die  Wirkung,  dasz  die  altern  unab- 
lösbaren Renten  abUMar  geworden  sind.  (2.)  Durch  Statut  oder  Uebung 
wild  eine  KiindigungsfrUt  von  zwei  oder  mehr  Monaten  vorausgesetzt,  da- 
mit der  Gültherr  die  Gelegenheit  erhalle,  für  neue  Verwendung  der  abge- 
zahlten Capitalieii  zu  sorgen. 

4.  Das  Recht  des  Gültherrn  auf  Pfilndung  des  GOltmanns  und  die 
alten  Formen  der  Sperrung  und  der  Aneignung  sind  nun  meist  unter- 
gegangen und  durch  gerichtliche  Eiecutionsmittel  und  die  Vergantung  ver- 
drangt, zuweilen  aber  ein  energischeres  Verfahren  als  für  pfandbriefliche 
Forderungen  eingeführt  worden,  dessen  Strenge  vorzüglich  die  Fortdauer 
des  wohlthAtigen  Instituts  sichert  Die  Münchner  Ewiggddsordnung  z.  B. 
laszt  die  Vergantung  des  Pflichtigen  Grundstücks  nach  kurzen  Fristen  M- 
gen.  (Sftumt  der  Gültmanii  mit  der  Zahlung  der  Jahresrente,  so  kann  14 
Tage  nach  dem  Verfalltag  »gesperrt«,  d.  h.  unter  Androhung  amtlich  ge- 
mahnt, nach  weitern  14  Tagen  »Span  oder  Wasen«  von  dem  Hause  oäer 
Grandstock  »geschnitten«  und  wieder  nach  14  Tagen  die  Vergantung  vor- 
genommen werden;  Einreden  werden  nur  Insofern  zugelassen,  ab  sie  so- 
fort liquid  zu  machen  sind.) 


i.  GrttndbachordD.  f.  München  v.  167S.  I.  ^  das  alle  ew%geU  —  UDd  wilbrief 
über  soirfae  crwiggelt  —  amb  die  beaser  and  grandstackb  im  burckfridt  gelegen  bei 
der  geschwornen  stadtsehreiberei  geschrieben  und  durch  ilen  stadlscbrelber  and  an« 
denriehter.  so  beede  dato  gesebworen,  m\i  gemelter  siadt  ewiggett  —  iBSigdo  —  sol- 
laa  besiglet,  aacb  dann  in  die  gmndpdecher  —  eingescbriben  werden. 

S.  Frnnk.  Ref.  II.  7.  S*3.  Dasz  alle  ewige  Zinss—  für  nmmhiö^ig.  bishcro  ge- 
lialten»  nun  binfüro  durchaus  uhiötig  -^  leyn  sollen. 


k 
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Die  Khge  auf  Bezahlung  der  Rente  (die  EwiggeldUage)  hat  noch 
einen  dmgUchen  Charakter,  und  ist  gegen  den  gerichtet,  welcher  als  Eigen- 
thflmer  des  Pflichtigen  Gutes  in  dem  Grundbuch  eingetragen  oder  durch 
den  Erbgang  EigenthUmer  geworden  ist.  Hinwieder  hat  dieser  eine  Ne- 
gatorienklage gegen  ein  angemasztes  Goltrteht 

5.  Bas  Verhttltnisz  der  GüUfarderwigen  zu  den  Hypothekarforderur^ 
gen  wird  im  EinzeSnen  von  den  Statuten  yerschieden  bestimmt  Aus  der 
Natur  der  Dinge  ergeben  sich  folgende  Regeln : 

a)  der  später  entstandenen  Hypothekarforderung  geht  die  früher  bestellte 
Gott  auoh  ihrem  CapHahoerthe  nach  vor,  denn  die  Roite  ist  dauernd 
und  musz  daher  in  dieser  Meibendöii  Bedeutong  (d.  h.  zu  Capital)  an- 
geschlagen werden. 

b)  Mindestens  die  Utzu  Jahrrente  (in  Manchen  die  »geAreite  GQltc  ge- 
nannt, der  aber  noch  eine  »ungefreite  GOlt«  an  die  Seile  gesetzt  wird) 
einer  Mtem  Gfilt  geht  andi  den  altem  Hockständen  der  Hypothekar-^ 
zinse  vor. 

e)  FQr  mehrere  GiUtradceUlnde  ist  oft  das  Recht  des  GOltherm  anerkannt, 
diesdben  durch  Best^ung  einer  Hypothek  zu  sichern. 

6.  Das  Gükrecla  geht  unter: 

a)  durch  gänzlichen  Untergang  der  büaeUUn  Saehe^  wohin  der  Brand 
oder  Einsturz  eines  Hauses  nicht  gehört;  vi^nehr  bleibt  in  diesem' 
Fall  die  Gfllt  auf  der  Baustätte  haften  «nd  ergreift  auch  das  neue 
Gd)äude. 

b)  Durch  ToUständige  und  unwiderrufliche  Einigung  des  GoYtrechts  und 
des  Grundeigenttiums  in  einer  Person,  C(meoUda!Uon» 

c)  Durch  Löichmng  im  ChrwMueh,  sei  es  in  Folge  des  Verzichtes  des 
Gtithemi  oder  der  Ablösung  von  Seite  des  Galtmmns.  Weder  der 
Verzicfat  noch  die  Zahlung  können  für  sich  die  gänzliche  Zerstörung 
des  Gultrechls  bewirken,  welches  auf  der  GlaubwQrdigkeit  des  Grund- 
buchs und  des  gesiegelten  GOftbrieCi  beraht,  und  daher  noch  geachtet 
werden  mnsz,  wenn  ein  redlicher  Besitzer  sich  darauf  berufen  kann. 
(Aaer,  S.  191  tt.  neigt  sich  der  entgegengesetzten  Meinung  zu.) 

*  A.  L  Riedel,  Das  Ewiggeld-Institut  in  München.  München  1819.  Oeng- 
kr,  D.  Priratr.  §.78. 


Blnnttehli,  deotochei  Priratrecbt.   9.  Aufl.  18 
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EilftM  Capitel. 

Piandrecht 

A.    Ad  liegendem  Gute. 
L   Aelteres  Recbi. 

1.  Alte  Satxtmg.  Die  Älteste  denttehreehtliohe  Form,  in  welcher  der 
Scholdoer  durch.  Versetsong  von  üegeDdein  Gute  dem  GIftubiger  Sicherheit 
verschafll  hatte,  war  zwar  noch  roh  und  unbequem,  enthielt  aber  doch 
schon  den  Keim  des  veredetttn  modernen  Hypothekarsysteras  in  sieb.  Die 
altere  Satzung  ftHmUch  wurde  durch  die  gerißhilkhe  Aufla$nmg  begrtedet 
Dadurch  erwarb  der  Gllubiger  eine  dingliche  Herrschaft  Ober  das  Gui,  die 
sogenannte  Satzungigewere.  Aber  diese  Auszerte  sich  anfangs  noch  in 
realm  BuU».  Der  Gliubjger  tthemahm  die  Wirthachaft,  und  bezog  die 
Früchte,  sei  es  dasz  diese  als  ErSata  filr  diä  ^Ueberlassnbg  des  Gapitals 
(Zins)  betrachtet,  sei  es  dasz  sie  an  dem  DarlehiiBca{)ital  abgerechnet  wur- 
den. (1.)  Die  EigefUkwangmoere  freilich  blieb  bei  dem  Schuldner  cmrOok, 
und  es  hattet  dieser  da$.fiecht,  durch  Erlegung  der  Schuld  das  Gut  wieder 
von  der  SatzuAg  zu  lösen;  ein  Recht,  das  indessen  suweilen  so  sehr  l>e- 
schrftnkt  wurde,  dasz  die  Satzungsgewere  des  Gläubigers  leicht  rok  der  Eigen- 
gewere  verwechselt  werden,  und  mit  der  Zeit  in  diese  Obergehen  konnte. 
In  solcher  Form  sind  oft  auch  Gnmd-  und  Lamdakancki^en  von  den 
verschuldeten  Gruatd-  und  lündesherren  an  andere  reidiere  Herren  oder 
StAdte  zur  Satmog  gegeben  worden  und^  weil  das  Wiederiösungsrecbt 
nicht  zur  rechten  Zeit  ausgeübt  wurde ,  in  das  volle  Herrschaftsrecht  der 
Besitzer  Ckbei^egangen. 

2.  Neu^e  Satzung.  Ein  glrosier  und  entscheidender  Fortschritt  ge- 
scbaht  als  man  einsah,  dasz  der  reale  Besitz  von  Seile  des  GlAubigera  un- 
nöthig  s^  für  den  Zweck  des  Piandrecbls,  und  daaz  das  dingUek$  durch 
die  Auflassung  begründete  Recht  auch  ohne  jenen  Bestand  und  Wirkung 
habe.  (2.  3.)    Was  die  römische  Jurisprudenz  jahrhundertelang  ange8ta*d)l 

1.  €rk.  T.  1187.  (Kraut,  g.  139.  82.)  Burchrafius  Colon,  eoram  ScahmU  jurü- 
dieiionem  ComieU  qae  Burgratschaf  dicUar  et  domum  tuam  cam  Carte  —  de  con- 
sensa  uiorls  sue  —  per  manum  Archiepiscopi  —  Symoni  —  Id  pignore  exposuit  et 
pro  CC  Marcis  obligavit,  ea  Conditione,  at  predicta  Domns  cum  Carte  soa  et  prefala 
jurisdictio  —  cam  omni  fructu  et  atilitate  ^  per  qaataor  aonos  conUnae  obligatam 
erit  prefato  Symoni. 

2.  Rechtsb.  K.  Ludwigt,  [ffeumann,  S.  112.)  Wer  dem  anderen  pfant  antwart. 
dax  aigtn  oder  Uhn  ist  and  das  pfant  dannocb  in  seiner  gewalt  bleibt  anJ  daz  er  es 
Jenem  dem  er  ea  gesetxt  bat,—  le  hant  nicbt  antertänig  macbt,  —  da  soll  er  im  brief 
übergeben  mit  seinem  insigel  —  and  mit  gerichtsinsigel. 

3.  Magdeb,  Fr.  I.  6.  8.  [Kraut,  §.  139.  37.)    Wirt  einem  ein  erbe  ror  gericht 


. '  <• 


$.  99.   An  llegemicin  Gate.  ffj^ 

mid  dann  eftt  auf  Umwegen  and  in  nnvoOkommener  Form  erreidit  hal, 
das  war  min  in  sicherer  Gestalt  gewonnen,  nflmlich  ein  dingüchsi  Recht 
an  der  S^hs,  dessen  Inhalt  nur  Sicherheit,  aber  auch  yolle  Sicherheit  fttr 
die  Forderang  ist,  nicht  mehr  (nicht  Bigentfonm,  Besitz,  Früchtgennsz)  mid 
nicht  minder  (Jedermann  gegenöber). 

I>er  Schuldner  war  nun  in  seiner  Wirthschaft  nicht  gestört,  der  Glftn« 
big«  nicht  mit  fremder  Oekonönrie  beschwert  Es  konnten  nrni  anch  meh«- 
rere  Pfandrechte  sa  Gunsten  verschiedener  Gläubiger  ohne  Schwierigkeit 
hest^t  werden.  Ihnen  aUen  gewahrte  das  Recht  solcher  Satsong  ruhige 
Sicherheit;  denn  um  der  öffentlichen  Form  der  Anfkssui^  willen  war  der 
Recblszustand  des  Pfandobjeets  ofienbar  und  trat  wirklich  der  voraus«« 
gesehene  Nothfall  ein,  dasz  der  Schuldner  nicht  zahlte,  so  konnten  sie  nun 
auf  das  Unterpfand  greifen  und  da  Befriedigung  suchen.  0ann  erst  wurde  der 
Gtoubiger,  der  darum  nacbsachtej  von  dem  Gerichte  in  den  realen  Besiti 
gewiesen  und  zuletzt  das  GrondstQck  gerichtlich  vergantet,  und  die  ver« 
sicherten  Forderungen  au»  dem  Erlöse  getilgt.  (4%  6.)  Nach  einzelnen 
Rechten,  wekfae  bierin  in-  der  altem  Form  der  Satzung  sich  anschlieszeut 
darf  in  soteheoi  Fall  der  Glaubiger  nach  gewissen  Fristen  das  Pfandobjed 
sich  durch  den  Richter  zueignen  lassen,  um  einen  bestimmten  Werth  oder 
sogar  gegen  seine  Forderung  und  die  Uebemahme  der  besser  versicherten 
SdiuMen.  (6.) 

Der  Form  der  Auflassung  bediente  man  sich  auch  wohl,  um  an  einem 
gansen  Vermögen,  als  einer  Gesammtheit  von  Rechten  (liegendem  und  fah-« 
rendem  Gute)  ein  Pfandrecht  zu  bestellen,  das  freilieb  geringere  Sicherheit 
gewftbrte,  da  das  Object  trotz  dem  Pfandrecht  der  Verftnderung  ausgesetzt 
blieb.  (70 

d.  fngroeeaiion.  In  manchen  Städten  kam  man  scbcm  frfibzeitig  auf 
den  glQcklicben  Gedanken,  die  VerpfBndungen  der  Grundstücke  in  ein  b^ 

gesatzl,  der  hat  eine  rechte  gewere  daran  (ob  jener  der  es  setit,  na  Wol  blieb  in 
dem  erbe). 

4.  yeräen.  Sut.  47.  {Kraai,  g.  139.  41.)  Mach  he  des  aldüs  follenkamen  mit 
dem  rade  und  richte,  dat  de  uffbedinge  also  gesehen  sy,  so  schaff  de  radt  mit  des 
richters  boden  den  üpbeder  weidigen  und  weren  laten  in  dat  schall  he  den  holden  0 
weken  libd  3  dage,  werdt  idt  darinnen  von  dem  schuldnel*  nfebt  gelOset,  «o  mag  he 
dat  erve  laten  werderen  und  wat  idt  den  beter  were  alae  sine  scbuldt  dat  scheide  he 
deme  anderen  wedder  keren,  ytttt  id  ock  ringer,  dat  möchte  he  Ohme  afftnanen  mit 
rechte  wen  he  konde. 

tt.  Stader  Slat.  10.  [Hraut^  g.  139.  39.)  Wert  einen  manne  erve  to  pande  gheset 
bi  erer  beiden  wilkore,  dat  scal  he  upbeden  Att  etdhage  (echttage)  und  beten  It  op 
mit  goden  luden  tbeme  manne  und  verhopent  thenne,  thar  he  wille. 

0.  Preiberg,  Stat.  f.  37.  Wirt  auch  einem  manne  ein  hus  gesatzt  oder  eigen 
und  Erbe  vor  gerichte,  und  wil  he  deme  nachfolgen,  —  das  man  es  im  eigen  sulle, 
so  sal  he  is  un>ieten  drie  dlnc '—  so  sol  der  richter  mit  ihm  gehn  —  und  sprechen 
also:  Set,  Idi  eigene  to  uoh  vor  also  vil  geldes. 

7.  Sehöjfm  Vrth.  {HramU  %*  189.  SO.)  und  de  hur  den  twen  anderen  alle  sla 
gnd  beweglich  und  unbeweglick  vor  dem  vogede  te  pande  gesath  hebat. 

18  ♦ 
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sonderes  Buch,  das  GmehMHch  etnzQtragea  imd  €8  Tarwaoddte  sieh  so 
allmahlig  die  mündliche  Form  der  gerichtlichen  Aoflassong  in  die  der 
mhrifiiicken  EnUr4igm^  in  ein  bffmMchu  Buch,  audi  In^OMtatim  ge- 
nannt (&  9.)  Die  Einsicht  in  die  Pfandrechte  weiche  auf  den  Gütern  haf- 
ten, wurde  auf  solche  Weise  erhöht,  die  Erinnerung  sicherer  bewahrt  ond 
der  Credit  befestigt  Die  organische  Fortbildung  zu  dem  modernen  Hypo- 
theliarsystem  war  vorbereitet  und  eingeleitet  Dann  aber  wurde  die  Ent- 
wicklung noch  einmal  vorzüglich  seit  dem  XVI.  Jahrhundert  gestört  durch 
das  unverständige  Gebahren  der  gelehrten  Juristen,  welche  .auch  in  dieser 
Lehre  die  Rechtsvorschriften  des  Corpus  Juris  zur  Geltung  zu  bringen 
suchten  und  dadurch  das  ganze  Creditsystem  in  seinen  Grundfesten  er- 
schütterten und  verwirrten. 

Nach  ihrer  Lehre  sollte  nun  auch  ein  durch  formloaen  Vertrag  ohne 
Ingrossation  verabredetes  Pfandrecht  dingliche  Wirkung  haben  mit  Bexog 
auf  unbewegliche  und  bewegliche  Sachen,  dem  in^ofatrleii  Pfandrecht  aber 
nur  die  Vorzüge  des  Pignos  publicum  der  Römer  zukommen,  vor  dem  es 
sich  doch  .in  wesentlichen  Dingen  auszeichnete  (10.);  und  vollends  wurde 
die  Unsicherheit  vergröszert  durch  die  Aufnahme  der  ptvoik^irtm  und  ^- 
aeixUchen  Pfandrechte  des  römischen  Rechts,  zuweilen  sogar  diese  nach 
durch  neue  ahnliche  Privilegien  vermehrt  (11. 12.) 

Nicht  überall  aber  in  Deutschland  ist  gleichmaszig  diese  Misfirnng  des 
hergebrachten  deutschen  und  des  hergebrachten  römischen  Rechts  vor  sich 
gegangen.  Die  deutsche  Ingrossation  bei  dem  Gerichte  der  gelegenen  Sache 
mit  ihren  Vorzügen  erhielt  sich  manchenorts  bald  mehr  bald  minder  rein 
als  das  herrschende  System.  In  unserer  Zeit  aber  sehen  wir,  wie  die 
deutschen  Principien  des  Pfandrechts  allmählich  in  ganz  Europa  wieder 
und  nun  in  durchgebildeter  Form  volle  Anwkennung  erlangen  und  die 


8.  Münchner  Sudtr.  Art  32.  Wer  erb  und  ligen  le  pfui  wil  setien,  der  sol 
ilez  iaon  Tor  gerichts  in  ober  schrtiuien  in  den  yler  wenden,  vnd  du  sol  man  schrei- 
ben in  daz  gerichtbuocb. 

9.  Preyburg,  Btadtr.  v.  1520.  II.  8.  Welcher  ein  ligend  gat  omb  schalden 
tasetit  und  vernnderpfandet,  der  9ol  deezhalb  zum  wenigsten  in  das  gehchlsbach  io- 
fcbriben  lasaen,  wil  er  aber  ein  zinsz  vff  das  ligend  gut  schlaben,  so  sol  ers  offealich 
vor  gerieht  Tertigen,  sonst  wo  anders  gehandelt  würd,  sol  die  Verpfandung  nit  knin 
haben. 

10.  Bamb,  Stat.  II.  5.  1.  Wann  wegen  Vorzugs  der  GKabiger  Streit  fornilU; 
so  soll  zuforderst,  was  vor  dem  Ratbe  verlassen,  und  io  das  Stadtbuch  verzeicboel 
worden,  allen  anderen  VerpfftnduDgen  so  nicht  vor  dem  Raihe  geschehen  und  einge- 
schrieben, vorgezogen  werden.  Und  unter  diesen  sollen  allewege  die  MItereD  dco 
Vorzug  haben. 

11.  Freyburg.  SUdtr.  v.  1520.  II.  8.  Alles  dasihen  das  vatter  und  moller  den 
kinden  nach  unser  Stattrecht  hinusz  zu  geben  schuldig,  umb  dz  alles  sind  ire  Xhto^t 
und  verende  guter  den  kinden  verschw  igen  lieh  verpfendt. 

12.  A.  KursSchs.  Proz.  O.  Tit.  45.  g.  2.  Yornemblich  (haben)  die  Ehe- Weiber 
deren  Güter  halben,  welche  sie  über  das  Ehe-Geld  ihren  Münnem  ubringen,  eine 
stillschweigende  VerpOndang  ohne  Privilegium. 
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frohere  Verwirnrog  widerstreitender  Rechtsbegriffe,  an  welcher  das  dentsche 
Recht  bis  in  unser  Jahrhundert  hinein  gekrSnkelt  hat,  dnrch  ein  zasam- 
menhAngendes  System  gehoben  wird. 

*  AJhrecht,  Gewere.  S.  130  ff.  Buddey  in  der  ZeiUchr.  fOr  D.  R.  IX. 
S.  411  ff. 

S.  100. 

IL    Neueres  Hypothekarsystem. 

i.  EntatebODg  ond  Ende  der  GrundversicheruDg. 

1.  Das  RedOrfhisz  des  gesicherten  Realcredits  hat  znr  Reachtung 
rweier  Prindpien,  der  Oeffenüichkeit  und  der  SpecUdüät  geleitet;  und  von 
da  aus  ist  das  Hypothekarsystem  umgebildet  worden.  Um  die  Oeffent- 
Kcbkeit  des  Pfandrechtes  zu  bewirken,  wurde  der  alte  Gedanke  der  gerichl- 
Kdien  Auflassung  in  der  neuern  bessern  Form  der  Fertigung  durch  da$ 
Grundbuch  wieder  angenommen.  Die  Verwerfung  aller  durch  bloszea 
Vertrag  Terabredeten  Privathypothdien  und  d)enso  aller  gesetzlichen  und 
pritikgirten  Pfandrechte  war  dann  eine  einfache  Folge  jenes  Prindps. 
Der  Grundsatz  der  SpeciaiitiU  trat  hinzu  und  beseitigte  oder  wies  zurück 
die  frohem  genereüen  Pfandrechte. 

Die  Einflihrung  und  Einrichtung  der  Hypothekenbüeher  oder  Grund- 
küeher  ToHendete  das  neue  System.  ($.  63.  3.) 

2.  Nach  diesem  Hypothekars)  stem,  welches  wir  das  deutsche  heiszen 
dOrfen,  obwohl  es  auch  in  romanischen  Lftndem  Eingang  und  steigende 
Anerkennung  findet,  kann  ein  Pfandrecht  an  Liegenschaften  mir  durch 
Fertigung  im  Grundbuch  entstehen.  (1.  2.)  Der  meist  voraus  gehende  Pfand- 
vertrag bewirkt  dann  nur  eine  persönliehe  Forderung  des  GlAubigers  gegen 
den  Schuldner  auf  Fertigung,  nicht  ein  dingliches  Recht  an  der  &iche* 
Ebenso  kann  in  gewissen  Fallen  das  Gesetz  da,  wo  es  froher  ein  gesetz- 
liches P&ndrecht  verstattet  hat,  wohl  einen  Rechtstitel  zur  Eintragung  in 
das  Grundbuch  verleihen,  nicht  mehr  das   Pfendrecht  selbst  (3.)    Das 

1.  Preanüehes  Landr.  I.  20.  8*  ^H*  I^^r  durch  virklicbe  Eintragong  in  die 
üffeDtlicheD  Grondbächer  wird  das  Hypothekearecbt  selbst  erworben.  £.  0.  So  lango 
(diese)  Dicbt  erfolgt  ist,  kaan  xwar  der  GlSabiger  die  seiner  Forderung  im  Gesetze 
beigelegten  Vorrechte  auf  das  Verm(^en  des  Schuldners  und  die  darin  befindlichen 
Sachen  sasOben.  {.  10.  Er  kann  aber  dieselben  auf  Sachen,  die  rechtsgültiger 
Weise  au^  dem  Vermögen  des  Schuldners  herausgegangen  sind,  gegen  einen  dritten 
Beaitxer  nicht  verfolgen. 

2.  OetierreichUeheM  Ges.  8>  ^^0.  Der  Titel  lor  Erwerbung  des  Pfandrechtes 
gründet  sich  a«f  das  Creseti,  auf  einen  richterlichen  Anspruch,  auf  einen  Vertrag, 
oder  den  letzten  Willen  des  Elgenthämers.  g.  4M.  €m  das  PIndrecht  wirklich  i« 
erwerben,  musz  der  mit  einem  Titel  Tersebene  Gliabiger,  wenn  die  Sache  unbeweg- 
lich Ist,  seine  Forderung  auf  die  sur  Erwerbung  des  Etgentbumes  liegender  Giita# 
vorgeschriebene  Art  einrerleiben  lassen.  Der  Titel  allein  gibt  nur  ein  persönMchea 
Becht  zu  der  Sache,  aber  kein  dingUohes  Recht  airf  die  Sache. 
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ftemmeke  I^ndfeeht  hat  zwar  adf  die  rfofatige  Bahn  em^dedU,  isi  aber 
in  dieser  Bezif^mig  noch  nicl^  tat  fteidheit  der  Principien  durohgednm* 
gen,  die  Oesterreichische,  Bayrische  und  Oherdem  eine  Reihe  neoeier  Ge- 
seftzgebangen  der  europäischen  Staaten  haben  dag^en  das  System  oonseqoent 
ansgebildet 

Eine  weitere  Folge  desselben  ist,  dasz  das  Datum  der  Eintragung, 
nicht  des  entstandenen  Rechtstitels  die  Ordnung  der  Pfandrechte  iiestinimt 
Die  an  dem  nämlichen  Tage  eingetragenen  Pfandrechte  haben,  wenn  nicht 
eines  dem  andern  ausdrücklich  vorgestellt  wird,  gleichei  Recht.  (3«) 

3.  Die  Eintragung  selbst  geschieht  nach  vorgflngiger  Prüfung  des 
Falls  (4.),  insbesondere  der  Handlungsfthigkeit  des  Verpfknders ,  der  RMtat 
des  Rechtstitds,  der  aus  dem  Grundbuch  ersichüichen  Reohtsznstande  des 
Grundstücks.  Der  Führer  des  Grundbuchs  ist  für  Beachtung  der  erforder- 
lichen Vorsicht  und  insbesondere  der  ilteren  die  neue  Verpfädung  be- 
sdirftnkenden  Einträge  in  das  Grundbuch  Terantwortlich.  Er  darf  zwar 
keine  Vormundschaft  Oben  über  die  Privaten,  wdche  eine  Eintragung  be- 
gdiren,  noch  unnOthige  Schwierigkeiten  mactien,  aber  et  soll  die  reehtr 
liehen  Interessen  des  Realcredits  von  Amts  wegen  wahren« 

4«  Das  Piandobject  musz  speeieil  besuichmt  sein.  (5.)  Es  genfigt  da- 
her nicht  der  Ausdruck:  „all  mein  liegendes  Gut^';  noch  ktanen  Grand- 
flitttcke,  derm  Erwerb  der  Verpfänder  erst  in  der  Zukunft  hofll,  flOttig  jetit 
schon  von  ihm  verpf^det  werden.  In  der  Regel  musz  audi  die  ^Gröne  der 
Fard4run^,  fttr  welche  das  Pfandrecht  bestellt  wird,  bestimmt  (nach  man- 
chen Rechten  in  dner  bestimmten  Geldsumme)  angegeben  sein.  (5.)  Indessen 
ist  doch  eine  eventuelle  Verpfändung  zulässig  für  Forderungen,  die  erst  in 
Zukunft  bestimmt  werden  >  deren  Entstehung  sogar  ungewisz  ist,  wenn 
nämlich  sdiqii  bei  der  Verpfilndung  die  höchite  Summe  bestimmt  ist,  ü&r 
weidie  das  Grundstück  Beakicberbeit  gewährt.  {RealcauHonm,)  Da  über- 
dem  das  Pfand  gewöhnlich  auch  für  die  ausstehenden  Zinse  haftet  und  das 
Masz  dieser  wediselt,  so  ist  auch  hier  eine  relative  Unbestimmtheit  vor- 
banden, welche  aber  regelmäszig  durch  das  Gesetz  auf  eine  bestimmte  An- 
zahl von  Zinsen  zwei,  drei,  vier  beschränkt  wird. 

3.  Bttyrüeh0s  Bypoth.-Ges.  S*  23.  Jedem  Bintrag  tn  des  Hypothekenboch 
BMisx  Tag,  Monat  und  Jabr,  an  welchem  derseibe  gescbeheo,  beigesellt  werden.  Ber 
Yorxug  der  eingetragenen  Forderungen  ist  1)losz  nach  dem  Tage  des  Eintrages  zo  be- 
arlheilen;  daher  genieszen  alle  an  demselben  Tage  in  dem  Hypotbekenbucbe  einge- 
tragenen Torderungeo  gleichen  Rang,  weou  nicht  —  einer  Hypothek  ein  bestimniief 
Rang  In  Torans  zugewiesen  worden* 

4.  Prennueh€9  Landr.  g.  127.  Der  Richter  musz  in  Prüfung  eines  solchen 
BiniraguigBgesuchea  auf  die  Qualität  der  eonttahirenden  Personen,  auf  die  Besehaf- 
fenlieit  des  yerpandetea  GrundstückB  uhd  den  Inhalt  sowohl  als  die  Fassung  nnd 
ftusaere  Form  des  Instrumentes  Ricksicht  nehmen. 

6.  Baytmeh0€  Hjpolb.-Ges.  8-  ii«  I>^  Eintragung  in  das  Hypothekenboch 
kann  niemals  aoders  als  «-  auf  bestiMmte  Immobilien  geschehen.  Jede  wlrkHeb  er« 
worbene  Hypothek  musi  demnach  <tae  Specialhypothek  seyn.  g.  ^*  Me  Forde- 
rung kann  nur  auf  eine  beetlnimie  Sunune  eingetragen  werden. 
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5.  Regdmiszig  nird  dem  Glftubiger  eine  dem  Eintrag  iii'dasGiiiiid* 
buch  eMspvecb^de  aihtüch  beglaubigte  Urkunde«  PfaaMrmf,  Schuldbriif^ 
VwrmckBfungdMrief,  ansgebftndigt,  und  so  stark  ist  die  Wirkung,  welche 
die  Glaubwürdigkeit  der  öflentlicfaeD  Bfiefaer  hervorbringt,  dass  der  Inhalt 
dieser  Briefe  zum  Nachtbeile  des  Schuldners  im  redlichen  Verkehr  aU  toahr 
gOi,  und  dieser  einem  dritten  Er^iierber  in  gutem  Glauben  gegenüber  nicht 
zum  Beweise,  dasz  die  Schuld  blosz  fingirt  oder  dasz  das  Darlehen  noch 
nicht  ausbezahlt  sei,  zugelassen  wird.  (6.)  Auch  der  ursprüngliche  Gläu- 
l>iger  kton  zunächst,  wenn  er  in  den  Besitz  des  Pfandbriefes  gelangt  ist, 
diese  Glaubwürdigkeit  der  Urkunde  für  sich  iti  Anspruch  nehmen.  Ihm 
gegenüber  aber  ist  es  dem  Schuldner  unbenommen,  den  von  ihm  behaup- 
iletan  Mangel  des  Geschäfts  zu  erweisen  und  so  die  SohuJd  abzulehnen* 
Es  difff  daher  nur  noit  Vonicht  der  Brief  dem  Gläubiger  ausgehändigt  wer- 
den. EiHaselne  Partieidarfeehte  gehen  freilich  nidit  so  weit,  aber  die  Con- 
aequenz  des  unter  dfihitliicbe  Garantie  gestellten  Institutes  erfordert  diese 
•Befaandlung^weise  für  die  SehuUUmefe  im  engefn  Sinn,  welche  als  Pfand- 
britfe  für  eine  eUueitige  und  von  Anfang  an  genau  bestimmte  GeUforderuing 
aus  Barkhn  erscheinen. 

6.  Übenso  zerstört  die  ZMung  der  Schuld  nicht  absolut  die  ver- 
sicherte Forderung,  sondern  es  ist  dazu  vrieder  die  Eintragung,  d.  h.  hier 
die  Löickung  im  Grundbuch  und  der  Urkunde  erförderlich.  (7.)  Ohne 
diese  könnte  der  Käufer  eines  unversehrten  Pfandbriefe,  der  d€»sen)en  in 
-gutem  Glauben  erworben  hat,  nochmals  Zahlung  fordern.  'Während  die 
Natur  des  PfMdredits  im  Uebrigen  eine  acceseorüche  ist  und  datier  das 
Schicksal  desselben  durch  das  Schicksal  der  prindpalen  Forderung  bedingt 
Ist,  so  hat  eben  jene  Glaubwürdigkeit  der  öffentlichen  Beurkundung  das 
Pfandrecht  so  seibetänd^  geniaiiht,  däsz  in  diesen  Fällen  umgdiehrt  seine 
beglaubigte  Existenz  die  Forderung  nach  sich  zieht 

7.  Ist  das  Pfiindrecht  nach  dem  Grundbuch  selbst  nur  für  eine  be- 
Btimmte  Zeit  bestellt,  so  erlischt  es  mit  deren  Ablauf.  Selbst  die  Consoli- 
dtUion  bewirkt  nicht  einen  absoluten  Untergang  des  Pfandrechts,  obwohl 

6.  Bayrutht»  Hypoth^GfS.  S-  2^*  Aus  dieser  OetfeRUiffakeU  des  Ilypotbehen- 
buchs  entsteht  die  Folge,  daez  Jede  tm  Vertraaen  auf  dasselbe  ▼orgenoinmene  Hand« 
-ImiK,  soweit  sie  mit  dem  BypetliHieDweepn  Id  Verbindung  steht»  in  Ansehung  dea- 
jenffen,  Weleher  nach  den  im  Hypothefcenbuche  beflndlichen  Blntrigpn  and  im  goten 
-Glaaben  gehandelt  hat,  alle  Jene  rectatllcben  Wirkungen  hervorbringt,  welche  der 
Bandlang  nach  Jenen  Einträgen  angemessen  sind.  g.  M.  Der  Sehaldner  kann  die 
filBtedea.  w^ebe  «f  dem  (üMbiger  über  die  RichtigheU  einer  eingetragenen  Bjpo- 
ibckfordemng  eatgegenaetien  kennte,  vlder  den  Drüten,  der  die  eingetragene  Hypa- 
IMl  dareh  liatlgea  Titel  ood  im  guten  .Glanben  an  eich  brachte,  nur  alsdann  ge- 
brauchen, wenn  sein  Widerspruch  gegen  die  Forderung  im  Bypotbekenbuche  vorge- 
merkitlsi.  ■  7 

7.  O^ihtrrfiehietkm  Gas.  6«  4t9.  Zur  AnAebui«  einer  HypoChltb  ist  die  Tll- 
ignng  der  SehuM. allein  aicM  hlnseicheiid.  Ein  B^pethckar-'Gut  bleibt  so  lange  rer- 
:h«fleti  bia  die;iMiOUurk(i|ide  ^s  den  MmtMchen  Rfichera  gelöscht  ist. 
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de  iD  der  Regel  die  Löfdiong  nach  dch  zieht;  denn  wird  ein  Pfondbrief 
noT^sehrt  einem  redlichen  Erwerber  yerämzert,  nachdem  der  Pfiandgltebi- 
ger  Bgenthümer  des  verpflindeten  Gutes  geworden,  so  lebt  in  jener  Hand 
die  Forderung  und  das  Pfandrecht  fort  (8.) 

g.  IM. 

2.   Wirkangen  der  Grundversicherang. 

1.  Das  dingliche  Recht  haftet  an  der  ganxm  verpßndetm  Sache  und 
xunfaszt  auch  deren  ZtMochs  und  die  Zubehörde,  die  Hypothek  an  dem 
Grundstück  daher  auch  das  darauf  erbaute  Haus.  (1.) 

Bern  EigenfliOmer  ist  zwar  nicht  yerwehrt,  die  Liegenschaft  weiter  zu 
verpfandm  oder  zu  verä^zem^  aber  der  spatere  PfandglAubiger  und  der 
neue  Erwerber  müssen  das  altere  Pfandrecht  anerkennen.  Wird  das  Gut 
als  Ganzes  veräuszert,  so  kann  der  bisherige  Schuldner  freilich  gegen  den 
Willen  des  Gläubigers  sich  nicht  von  der  Schuld  lösen  und  den  neuen 
BigenthOmer  an  seiqe  Stelle  setzen:  aber  auch  wenn  jener  sich  an  den 
alten  Schuldner  für  seine  Forderung  hält,  kann  er 'doch  zu  seiner  Sichei^ 
heit,  sobald  dieser  mit  der  Befriedigung  s&umt»  auf  das  TerpfUndete  Grund- 
stück greifen,  und  der  neue  Eigenthümer  musz  zahlen  oder  dieses  abtre- 
ten. (2.)  Gewöhnlich  wird  aber  dem  letztern  die  VebemahvM  der  Schuld 
überhanden  worden  sein,  und  dann  kann  er  sich  dem  Gläubiger  gegenüber, 
sobald  ihn  dieser  als  Schuldner  annimmt,  nicht  mehr  durch  Abtretung  des 
Gutes  befreien;  dann  wird  auch  der  frühere  Schuldner  durch  diese  An- 
nahme frei,  avi  die  aus  den  Umständen  gesdilossen  werden  kann.  (§*lll9  ^] 

Schwieriger  werden  die  Verhältnisse,  wenn  der  Pfandschuldner  nur 
einen  TheU  des  Pfandobjects  veräuszert»  oder  dieses  in  Stücke  %trUft  wird.  (3.) 

^^ , I. .  ■  ■..         \    i    U  ■  .  1  BIJ  ^■■_l  [■■■■IBJ m         --11— M-^ ■ _^_-|-aJ ^ 

8.  Zürcher  Ges.  $.  851.  Wenn  der  Eigenthümer  eioes  Plmdbriefes  Eigeothu- 
mer  des  Unterpfaodes  wird»  oder  die  Stellung  des  Gliubigers  und  des  Schuldners 
sich  in  derselben  Person  mischen,  so  ist  er  verpflichtet,  Jenen  kanzleiisch  löschen  su 
lassen.  Kommt  derselbe  aber  unTersehrl  in  die  Hand  eines  Erwerbers  in  gntem 
Glaobeo,  so  iiann  dieser  Forderung  ond  Pfandrecht  geltend  machen. 

1,  BmxrkcfiM  Hyp^-G*  £•  ^*  ^1^  Zngehörungen  sind  nicht  nur  4He  gesetx- 
lieben  beweglichen  oder  unbewjBglichen  PertlnenzieD,t  sondern  auch  diejenigen  Sachen 
SU  betrachten»  welche  dafür  durch  Privatwillen  ausdröcklich  erklärt  und  als  Zugehd- 
rangen  in  das  Hypothekenbuch  eingetragen  worden,  g.  35.  Sind  bewegliche  Zuge^ 
höroBgen  verXuszert  worden,  so  hat  der  HypothekarglSabiger  gegen  den  dritten  Be- 
sitzer derselben  keinen  Anspruch. 

%  Pr9u»ti9eh$s  Landr.  I.  90.  S*  ^94^  '^uch  hat  der  GlSubigor,  wenn  gleich 
-die  Sache  sich  in  den  HSnden  eines  dritten  Besitiers  befindet,  dennoch  dfe  freie 
Wahl,  ob  er  sogleich  an  diese  oder  luerst  an  die  Person  seines  Schuldners  sich  hal- 
ten wolle. 

3.  BayrUches  Ges.  g.  39.  Wird  ein  Gütercomplex  zertrümmert,  so  ist  kein 
-flypolhekgläabiger  schuldig  sich  mit 'seiner  Hypothek  auf  einzelne  Grundstücke  an- 
weisen zu  lassen,  sondern  er  kann  die  Zahlung  ferdero,  wenn  auch  die  Yerfallteit 
noch  nicht  eingetreten  ist.    $•  ^*    ▼od  etaiem  Gutcomplex  soll  ohne  fiinwilUgimS 
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Bne  Besehrünkmig  solcher  TheOang  versteht  sich  nicht  von  selbst,  obwohl 
einzebie  Particohrrechte  dieselbe  von  der  Zostimninng  des  Gläubigers  ab- 
hängig machen.  (4.)  Vielmehr  mnsz  als  Regel  die  Freiheit  aach  solcher 
Tträiiszenmg  •—  lA^esehen  von  andern  Hindernissen  —  vermnthet  wer* 
den,  zugleich  aber  aaoh  das  Recht  des  Gläubigers  auf  eine  ungetheUte  Ge* 
iammtforderung  sowohl  als  auf  ein  Pfondrecht  dafür,  das  sich. auf  alie  Stücke 
erstreckt.  Auch  in  diesem  Verhältnisz  kann  der  deutseldrechtliehe  Begriff 
einer  Ge$amnUichuldj  welche  zunächst  von  Mehrem  zum  Theil  ^u  flber^ 
nehmen  ist,  für  welche  aber  subsidiär  Alle  haften,  Anwendung  finden  und 
ebenialls  eine  Einzimerei  und  eine  Tragerei  vorkommen.  (§•  94.  4.)  Aber 
das  Bedürfnisz  vereinfachter  Verhältnisse  macht  es  dennoch  wünschbar, 
dasz  die  zusammengesetzte  Forderung  und  Hypothek  in  für  sich  bestehende 
kleinere  Rechte  zerlegt  werde,  und  es  darf  die  Gesetzgebung  wohl  diese 
AfAseinandersetzung,  welche  zunächst  auf  freiem  Vertrage  der  Betheiligten 
ruht,  begünstigen. 

2.  Kein  Eigenthümer  darf  durch  seine  Verfügungen  g^en  den  WiUes 
des  PÜBOidberechtigten  den  Werth  des  Pfandobjects  vermindern  imd  die 
Sicherheit  des  erstem  gefährden,  z.  B.  das  Haus  niedenreiszen,  den  Wald 
ausr^ten,  das  Gut  mit  Servituten  belasten,  welche  dem  Pfandrecht  nicht 
nachstehen  und  dgl.  Sobald  der  Gläubiger  ein  InUresse  nachzuweisen  ver- 
mag, so  kann  er  jede  derartige  Schwächung  seiner  Sicherheit  liemmen.  (5.) 

3.  Die  VersieherungsMefe  sind  zu  einem  Gegenstande  des  Verkehrs 
geworden,  und  auch  da  wirkt  die  Autorität  der  Urkunde  auf  das  Schick- 
sal der  Forderung  ein.  Schuldbriefe  insbesondere  könneii  nach  der  Art 
der  betoeglichen  Sachen  durch  üebergabe  in  das  EigetUkum  eines  Andam 
fibertragen  oder  einem  Dritten  zu  fauetpfand  gegeben  werden  (6.);  und 
der  Erwerber  wird  im  ersten  Fall  auch  zum  GUMngtr,  im  zweiten  hat  er 
ein  Pfandrecht  an  der  Forderung.  Einzelne  Particularrechte  halten  sich 
hierin  zwar  noch  an  die  ältere  Behandhing  der  Goltbriefe  als  liegenden 

der  darauf  eiogetrageneD  Gläubiger  kein  einzelnes  Grundstück  oder  Realrecbt  getrennt 
werden. 

4.  Zürcher  Ges.  $.  819.  Bis  zar  ginzlicben  Tilgung  der  abzulösenden  Scbuld 
haften  die  Uebernebmer  einzelner  Stücke  und  der  proTisoriscb  darauf  zu  Yerlegendeo 
Tbeilzablungen  wie  Einzinser. 

5.  BayriMch^  Ges.  %,  45.  0er  Schuldner  behllt  das  Recht,  über  die-Sache  1b 
so  weit  zu  verfugen,  als  es  nicht  zum  Nachtheil  der  elngetrageneD  Hypotheken  ge- 
reicht. Er  kann  die  Sache  zwar  veriuszem,  aber  nicht  ohne  Consens  der  Hypotbe- 
kengUubiger  mit  einer  den  Wertb  derselben  mindernden  Last  belegen.  Vermindert 
der  Sehnldner  durch  Vernaehlisslgung  oder  Yerschlimmerung  der  Sache  ihren  Werth, 
«•  kann  der  Hypothefcgläuhiger  seine  Befriedigung  vor  der  YerfaJlzeit  fordern,  oder 
bei  Gericht  verlangen,  dasz  dem  BestUer  in  seinen  schädlichen  Verfügungen  Einhalt 
gethan  werde. 

6.  Zeircher  Ges.  S*  M^*  Schvid-  and  PAindbriefe  können  auch  ohne  Vorwia- 
mm  und  Zostinrnning  des  Schuldners  von  dem  Plaadgliobiger  beliebig  yeriottert  «nd 
terpfSadet  tverdes. 
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Oat«,  md  -fordern  «och  tar  die  Dfb^rfrmgmf  der  Mnddbriefe  VomerlRng 
im  GmadiirotokolL  Andere  dagegen«  dem  Prinoip  dei  freieren  vid  form- 
losen aber  rtcUkiien  Verkehrs  mit  WeNkpepienn  huldigend,  fotdem  die 
Biniragiing  in  das  Grandbnch  in  diesem  FaDe  nichl  rar  VerinsMmng  sol- 
cher Rechte,  p.) 

Man  spricht  daher  aneh  von  einem  Begäz  der  Schnidbriefe,  und  es 
isl  anch  dieser  racht  onerh^lich  fQr  die  Gdtendmachang  des  in  der  Dr- 
imode  bezeichneten  Rechts,  obwohl  nicht  in  dem  Grade,  wie  bei  den 
Papieren,  die  anf  den  Inhaber  aasgestellt  sind.  Ausnahmsweise  -^  beson- 
ders da,  wo  dorch  Zusammentritt  zahlreicher  GrundeigenthOmer  gemein- 
same Creäücasten  gegrflndet  werden  —  kommen  aber  auch  SckuMriefe 
mit  Grundvenicherung  vor,  die  wirkVch  auf  den  Inhaber  lauten  (8.),  und 
daher  wie  andere  auf  den  Inhaber  lautende  Werthpapiere  behandelt  werden. 

4.  Die  Realifirung  der  Grundversicherung  geschieht  nun  regelmSszig 
in  Form  der  gerichtlichen  Verganiimg,  (9.)  Wird  ein  Mehrerlös  Qber  die 
versicherten  Forderungen  hinaus  erlangt,  so  Mit  dieser  dem  Schuldner  zu: 
im  FaH  eines  Mindererlöset  bkibt  die  persönliche  Forderung  des  Gtiubigcts 
fQr  den  nicht  bezahlten  TheO  fort  bestehen,  das  betreffende  Pfiindrecht  aber 
an  der  yerlinszerten  Sache  geht  unter,  und  es  ist  der  Pfandbrief  demgeman 
zu  loschen. 

Die  neuem  Hypothekargesetze  enthalten  Oberdem  mancherlei  sowohl 
4ien  Bigenttiflmer  ak  die  Yerscfaiedenen  grand  versicherten  Gläubiger  in  ihren 
Intereasen  schätzende  nAhere  Bestimmungen. 

*  Die  neuem  Hjpothekargesetze  von  Bayern,  Schweden,  WürUemberg, 
Genf,  Freibarg,  St  Gallen,  Griechenland  in  Vergleichung  mit  den  franzö- 
sisiiben,  holtindischen,  preuszischen,  österreichischen  und  anderen  Civilge- 
setsgebungen  sind  znsaramengestellt  in  derCoocordsnce  entreles  codes  civils 

7.  &k,  des  Ob^Apik-G.  von  IMtek,  {Seuferi,  Areh.  II.  149.)  Wenn  wen  Bo-^ 
granduDg  hypothekarischer  Sicherheit  EiotragODg  io  die  öffsntlichen  Bücher  vorge- 
schriebeDt  so  ISszt  sich  doch  hieraus  keineswegs  folgern,  dasz  aach  die  Wirksamkeit 
von  Uebertragangen  (Cessionen)  der  Hypothek  Forderung  durch  deren  Eintragung  in 
das  öffentliche  Buch  iMsdingt  sei. 

8.  Osipreun,  Landsch.  Reglern.  {Kraut,  %,  143.  1.)  Sie  (die  landwirthschaft- 
liehen  Pfandbriefe)  —  werden  auf  %  des  »  taiirten  Werthes  eines  Gutes  angefer- 
tigt; den  Inhabern  ohne  Unterschied  »  Tersinset  —  aus  der  Landschaftscasse.  Sie 
können  Im  PnbHco  ungehindert  eirculfren,  ohne  dasz  es  dazu  einer  besooderen  Cea- 
sion,  Giro  oder  anderer  Weitläufigkeiten  bedarf,  also  dasz  die  Mosze  Produetlon  hin- 
llnglirli  ist  —  JedM  Inhaber  —  bei  der  Landschaft  tu  legitimiren.  Die  Ablösung 
geschieht  durch  die  Landschaft. 

9.  Bayritehet  Ges.  S.  04.  Wenn  —  der  gerichtliche  Yerkauf  des  bypotheeirCen 
Gutes  erkannt  worden,  so  können  weder  die  —  nabhstebenden  Glioblger  noch  der 
Schuldner  den  Hinschlag  hindern,  wenn  das  bei  der  Versteigerung  geschehene  höchste 
Angebot  den  —  SchStzungspreis  erreicht;  auszerdem  kann  Jeder  Betheiligte  noch  die 
-zweite  —  nnd  die  dritte  Versteigerung  verlangen.  <->  Jed^r  flypotliekgliutrtger,  wel- 
•eher  dadnrch  seine  Fordemng  ganz  oder  som  Theil  vertieren  wäidep  kam  vertan* 
gen,  dasz  ihm  das  versteigerte  Gut  um  das  geschehene  Bleistgebot  ngoseidagtn  weide 
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lilnngf rs  et  te.Gode  Francaii  par  StfM-Jos^,  1842.  G.  OäUr,  des  Syst^ 
mes  hypotb^caires.  iV.  7^  Gihmer^  Commentar  über  das  Hypothekeegesets. 
Bayern  2  Bde.  München  1823.    ßUmUehli,  Zürcher  Rechtsg.  11.  S.  224  ff. 

§.102. 

B.    Pfandrecht  an  fahrender  Habe. 

111.    GeeeUehilicIiea.    FfXndunf« 

1.  Früher  als  die  GmndTersicherting  erscheint  im  deutschen  Rtehte 
ein  Pfandrecht  an  fahrender  Habe,  sowohl  ein  freiwillig  bestelltes,  Ter- 
pßndung,  als  ein  ohne  Rücksicht  anf  den  Willen  des  Schuldners  genom- 
menes, Pfändung.  Immer  aber  wurde  dem  Schuldner  der  Besitz  der  zu 
Pfand  gegebenen  oder  genommenen  Sache  entzogen  und  von  dem  Gläubi- 
ger erworben  und  eben  darin  —  nicht  in  einem  von  dem  Besitz  getrenn- 
ten idealen  dinglichen  Rechte  —  lag  die  Sicherheit,  die  der  Gläubiger 
suchte,  und  fand.  Wie  bei  den  Römern  das  Pignus,  so  war  bei  den  I>eut- 
schen  das  Faustpfand,  Kistenpfand,  die  regelmäszige  Form,  wie  Sicherheit 
an  fahrender  Habe  erlangt  ward.  Ohne  Besitz  kein  Pfand.  Der  Schuld- 
ner war  dann  sowohl  in  dem  Gebrauche  als  in  der  Veräuszerung  der 
Sache  gehemmt  —  denn  er  hatte  sie  nicht  in  seinem  Besitz  und  konnte 
sie  nicht  übergeben  —  und  es  war  das  schon  ein  Sporn  fUr  ihn,  den 
Gläubiger  zu  befriedigen,  um  so  wieder  die  Sache  in  seine  Hand  zu  be- 
kommen, und  frühe  schon  wurde  dem  Gläubiger  verstattet,  wenn  der 
Schuldner  sich  nicht  zur  Zahlung  herbeiliesz,  das  Pfand  zu  verwerthen, 
nnä  sich  dadurch  bezahlt  zu  machen.  Es  geschah  das  meist  in  Form  der 
öffentlichen  gerichtlichen  Versteigerung  (Versilberung,  Vergantung).  Fanden 
sich  keine  Käufer,  so  wurden  die  Pfänder  auch  wohl  dem  Gläubiger  zum 
Schätzungswerthe  zugesprochen  und  angerechnet 

2.  Die  Verpfändung  geschah  durch  üebergabe  der  Sache  in  den  realen 
Besitz  des  Gläubigers  zum  Behuf  4er  Sicherung  desselben.  Der  Schuldn^ 
verlor  darum  sein  Eigenthum  nicht  an  der  Sache  (1.  2.)>  wohl  aber  konnte 
er  den  Besitz  nicht  selber  üben,  und  war  sogar  in  der  Verfolgung  der 
Sache  durch  den  Anfang  gehemmt.  Der  Pfandgläubiger  haftete  ihm  für 
die  Rückgabe  der  Sache  in  unversehrtem  Zustand,  nachdem  die  Schuld 
bezahlt  worden.  Nach  der  älteren  strengen  Lehre  musz  er  sogar  die  Ge- 
fahr des  zufttligen  Untergangs  tragen ;  und  nur  wenn  das  Pbnd  ein  Man*- 
<!«•>  essendes  ist  (im  Gegensatz  zum  Sckre^pfandy  Kistenpfand),  haftet  er 
rifcht  fbr  den  voii  ihm  nicht  verschuldeten  Tod,  verliert  aber  In  diesem 

1.  Lex.  ^/«M.  M.  a.  Si  dominas  volantariepigDas  d«derll  pra  aliqua  le  tli- 
Ctti.ei.  iljttd  pisnos  quod  datom  est,  ibi  aliqaod  daqinam  fecerii,  domintu  cjos  qoi 
dedity  damnam  qaod  factum  est  simile  restituat.  ^ 

%,  Lex  FriMmbm  ^Add.  S.'  IX.  1«  8i  quia  in  pigmiB  ausoepadt  aai  aerm«  aot 
equmii,  el  iUe  serYia  aliqaod  damnam  ibi  feoeriW  ad^  iUom  utrUiMNit  cujus  aeow 
•atv  Bon  ad  tom  qai  lllani  in  pigiras  aascepit. 
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Falle  doch  noch  seine  Forderung  als  Gegensatr,  wie  der  Schuldner  dann 
sein  Thier  verliert.  (3.  4.) 

3.  Die  Pfändung  kam  in  ältester  Zeit  hSufig  vor  als  eine  von  dem 
Rechte  anerkannte  SelbsthQlfe  des  Gläubigers,  der  um  eine  ftllige  und 
kundliche  Schuld  vergeblich  wiederholt  gemahnt  hatte.  Er  nahm  dann 
fahrende  Habe  des  Schuldners  zu  seiner  Deckung  weg.  Mit  solcher  SM$t- 
pßndung  aber  war  ein  geordneter  Friedens-  und  Rechtszustand  in  der 
That  unverträglich ;  und  sobald  die  Staatsgewalt  einigermaszen  erstarkte,  so 
wurde  dieselbe  auf  einzelne  Ausnahmsfälle  eingeschränkt,  und  der  Grund- 
satz ausgesprochen :  Niemand  darf  ohne  des  Richters  Urlaub  pfänden.  (5. 6.) 
Die  R^el  wurde  somit  gerichtliche  Pfändung,  auf  welche  aber  der  Gläubi- 
ger ein  Recht  hatte,  wenn  er  nicht  befriedigt  ward,  und  seine  Forderung 
doch  unbeitriUen  (gichtig)  oder  von  dem  Richter  anerkannt  und  fiUlig 
war.  (7.)  Ausnahmsweise  kam  aber  noch  die  Selbstp&ndung  auch  im 
spätom  Mittelalter  in  folgenden  Fällen  vor: 

a)  zu  Gunsten  der  Zim  -  und  GüUherm,  welche  auf  dem  Gute,  an  wd- 
ehern  sie  eine  grundherrliche  oder  Zinsgewere  hatten,  den  Zinsmann 
far  die  rückständigen  Zinse  selber  pfilnden  durften  (8.); 

b)  wenn  das  Pfändungsrecht  vertragsmä$zig  ausbedungen  war,  was  dann 
von  den  verbrieften  Schulden  wohl  auch  als  selbstverstanden  ange- 
nommen wurde  (9.); 

c)  wenn  einer  innerhaW  eeinu  Gutet  durch  einen  Dritten  oder  durch 

3,  3ach$empiegel  I]|.  5.  4.  8val  nuui  aver  dfme  mione  liet  oder  sat,  dat  aal 
be  uimwrderft  weder  bringen^  oder  gelden  na  sime  werde.  5.  Stirlt  aver  en  perd 
oder  Ye  binneo  sattange  one  Jenes  scult,  de  it  ander  ime  hevet,  bewiset  be  dat  nnde 
darn  be  dar  sin  recbt  to  dan,  be  ne  gilt  is  nicbt;  be  bevet  aver  verloren  sin  gelt, 
dar  ii  ime  vore  stund,  ir  gelofede  ne  stOnde  den  anderes; 

4.  Schwabenepiegel  219«  Yersetzet  ein  man  dem  andern  ein  pbert  nmbe  Pfen- 
nige» unde  stirfoet  daz  in  siner  gewalt  Ane  sine  schulde,  daz  ist  der  gemeine  tdt:  er 
sol  es  niht  gelten  er  virliuset  aber  sine  pbennige  dar  an«  die  ez  im  staont,  ezn  si 
danne  ander  gedinge  dar  an  gescbdben.  Er  sol  ez  oucb  minder  rlten  Ine  Jenes  ur- 
lonp,  unde  rliet  erz  dar  aber,  swaz  im  gescbiht,  er  mooz  den  scbaden  baben  und 
gescblt  im  nibt,  er  muoz  docb  ze  bezeninge  geben,  le  von  der  mit  sebs  pbennige. 

6.  Lex  Bajuv.  13.  1.  £•  "t*     Pignorare  nemini  liceat  niei  per  jueeionem  /uditü. 
0.    Landfrleden  Friedriehe  II.  von  1236,  e.  10.    NuUns  aliquera  sine  auclorftate 

Jqdlels  provincie  pignorare  prosumat,  quod  qui  feeerit  tamquam  prmlo  punlator. 

7.  Stadtr*  V.  Freyburg  v.  1620.  I.  14.  Ordnen  wir,  das  umb  scbulden  die  ^ 
hantiieh  sind  oder  dafür  geacht  werdei^^  sy  syent  verbrieffl  oder  nit,  der  liltger  on 
wyter  lürbott  oder  recht  vertigo  ng  mit  erlaubnusz  des  Bürgermeisters,  Scbultbeiszen 
oder  obristen  meisters  ein  Stallknecht  nemen  und  den  Schuldner  er  syg  bnrger  oder 
blndersasi  in  sin  buss  gan  vnd  im  geli  oder  pfand  heyeehen  mmg, 

8.  Landfrieden  K.  Rudolfe  von  1281.  Es  pfendet  ein  iegUcb  man  sinen  bfai* 
dersazzen  irol  an  fronboten  umb  slnen  zins  und  sin  gult. 

9.  Landfrieden  K.  PFemeeUn»  von  1389  g*  ^-  ^ocb  bette  Jemand  zu  dem  an- 
dern zu  spreeben  umb  kamümhe  redliebe  eehuldj  der  sol  nicbt  darumbe  angroifeo 
noch  beschädigen,  er  habe  dann  den,  zu  dem  er  die  Schult  foidert,  vofUn  darum 
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dessen  Tkier^  §$t€hädigi  oder  in  seioem  Besitz  gestört  wurde,  und  nua 
daselbst  durch  Pftndung  sich  selber  helfen  mochte.  (10—13.) 

Die  spAtere  Rechtseiitwicklnng  war  anch  diesen  Ausnahmen  nicht 
günstig.  Die  zweite  ist  seit  dem  XVI.  Jahrhundert  von  der  Doctrin  und 
der  Praxis  als  unerlaubte  SelbsthOlfe  verworfen  worden,  die  erste  hat  in 
unserer  Zeit  der  des  gerichtlichen  Rechtsschutzes  weichen  müssen.  (13.) 
Nur  die  dritte,  für  welche  allerdings  noch  eigenthOmliche  Gründe  sprechen, 
wird  in  der  Gegenwart  noch  anerkannt 

Dagegen  steht  der  gerichtlichen  Pfändung  im  Interesse  und  auf  Be- 
gehren des  Gläubigers  das  moderne  Staatsprineip  nicht  im  Wege.  Dessen 
ungeachtet  ist  auch  hier  die  einfache  Anwendung  derselben,  wie  das  frü- 
here deutsche  Recht  sie  gekannt  hat  und  das  schweizerische  Recht  sie  noch 
kennt,  in  deutschen  LAndern  zum  Schaden  des  allgemeinen  Credits,  durch 
ein  langwieriges  und  den  Umtrieben  und  Aasflüchten  der  Schuldner  und 
ihrer  Advocaten  zahlreiche  Abwege  und  Schlupfwinkel  eröffnendes  Procesz* 
verfahren  verdrflngt  worden,  und  es  thut  wohl  überall  noth,  eine  entschie- 
dener und  rascher  eintretende  Pfändung  ftkr  kündbare  Schulden  (gichtige, 
verbriefte  und  durch  Urtheil  anerkannte)  durch  gerichtliche  Mitwirkung 
wieder  einzuführen. 

*  Budde,  in  d.  Zeitsehr.  f.  D.  R.  IX.  S.  418  ff.  Wiida,  das  Pfln  iungs- 
recht.    Ebenda,  i.  8.  167  ff. 

$.  103. 

Neueres  Recht. 
1.    Die  römische  Doctrin,  dasz  der  blosze  Vertrag  ein  Pfandrecht  be- 
wirke, hat  in  Deutscliland  selbst  für  bewegliche  Sachen  keine  allgemeine 
und  selbst  wo  sie  eine  Zeitlang  Eingang  gefunden,  keine  bleibende  Geltung 

ersucht  und  die  an  ihn  erforderet.    Und  bezahlte  er  ihme  die  Schuld  dann  nicht,  so 
m«g  er  darunib  pflinden. 

10.  Saeh$entpiegel  III.  20.  £.  2.  He  mut  ok  vpl  panden  np  ume  iande  den 
die  't  eret  ane  des  richters  orlof,  durch  dat  he  rechtes  roede  bekäme. 

11.  Schwabentpiegel  310.  Der  stn  vlhe  tribet  üf  eins  andern  manne«  körn  oder 
gras  ^  er  mac  es  —  wol  pfenden  Ane  den  rihter,  und  sol  es  Iribcn  in  des  rlhiers 
gevalt. 

12.  Oflhung  von  Senken,  {ßiumer,  Rechtsg,  d.  Schweiz.  Derookr.  I.  172.)  Vnd 
sol  einer  Aebtissin  —  Forster  vnd  Laider  alles  das  Yleh,  das  nit  gnosami  hat  an  der 
Weid  -^  in  die  höf  triben  —  vnd  das  soll  man  wider  bieten  denen  dero  das  Vieh 
tot,  —  die  mögend  das  Vieh  dan  lösen  umb  den  Einung.  —  Weitend  sl  aber  das 
Vieh  nit  lösen,  so  sol  man  im  Stein  in  einer  Gelten  fursetzen  und  Wasser  in  einer 
Zatoen  vnd  sollend  darob  leben  als  lang  ei  mögend.  Wür  das  si  stnrbend,  so  sol 
man  sie  vsiiehen  als  einen  andern  Schelmen  vnd  sol  darnach  nötzit  gan  vnd  Niemand 
se  antwurten  darum  haben. 

13.  /i.  Cammerger.  Ordn.  von  1556.  Tit.  22.  Wenn  einer  einen  andern  — 
pfXnden  oder  fahen  würde  —  dasz  alsdani)  auf  Anruffen  desjenigen  —  dem  ThSter 
—  bei  namhafter  Fön  —  gebotten  worden  soll,  ohn  Verzug  auch  einige  Einrede  die 
POodUDg  wieder  zu  geben» 


erlangt  Die  neueren  Gesetzgebungen  schlieszen  sich  wieder  der  deutsch- 
rechtlichen  Ansicht  an,  dasz  das  Pfandrecht  an  fahrender  Hahe  die  {/e6er- 
gäbe  des  Biiüzes  erheische,  d.  h.  Faustpfand  sei.  (1 — 4.)  Der  Pfandvertrag 
ohne  Hingahe  der  verirfandeten  Sache  bewirkt  dann  nur  eine  persönliche 
Forderung  auf  Bestellung  des  Faustpfandes,  nicht  dieses  selbst  *) 

2.  Gegenstand  des  Faustpfandes  sind  dann  vorerst  alle  Imoeglickm 
Sachen  aber  auch  die  sttmmtlichen  Werihpapiere  (Ordrepapiere  und  Inhaber- 
papiere inbegriffen).  Immer  dient  hier  der  Besitz  der  Urkunde  zur  StOtse 
für  die  VerpAndung  der  Forderung.  (5.  6.)  £s  kommt  aber  sogar  eine 
Ausdehnung  des  Faustpfandes  vor  auf  Forderungen^  die  nicht  an  den  Be- 
sitz einer  Urkunde  geknüpft  sind.  Hier  bedarf  es  dann,  damit  der  Pfeuiid- 
glttubiger  eine  wirkliche  Sicherheit  erlange,  der  Anzeige  der  Verpfilndnog 
an  den  dritten  Schuldner. 

3.  Das  wesentliche  Erfordernisz  dieses  Pfandrechtes  ist,  dasz  der 
SchMner  den  realen  Besitz  der  verpfändeten  Sache  verloren,  der  Gläubiger 
ihn  zu  Pfandrecht  erworben  habe.  Es  ist,  wo  das  deutschrechtliche  Prin- 
dp  rein  erbalten  wird,  nicht  genügend,  dasz  etwa  der  Schuldner  im  Namea 
des  Gläubigers  den  Besitz  fortsetze«    Wird   die  Sache  jenem  zu  reaiem 

1.  Frevmi9che9  Landr.  I.  20.  g.  94.  Zur  EinräumoDg  des  Pfandrechts  selbst 
ist  bei  bewegticbeB  Saclien  die  blosie  Cebergabe  ohne  weiltre  besonder  Form  bin- 
reichend. 

2.  Code  Nap.  g*  2071.  La  nantissoment  est  an  contrat  par  lequel  un  d^biteor 
remet  nne  chose  ä  son  cr^ancier  pour  s6rei6  de  la  dette. 

3.  OesUrreichifchee  Gesetzb.  %,  451.  Um  das  Pfandrecht  wirlclich  tu  erwer- 
ben, musz  der  mit  einem  Titel  versehene  Gläubiger  die  verpfündele  Sache,  wenn  sie 
beweglich  ist,  in  Verwahrung  nehmen. 

4.  Zürcher  Geseizb.  g.  854.  Der  blosze  Vertrag  für  sich  allein  erzeugt  kein 
Pfandrecht  an  beweglichen  Sachen. 

5.  Frenszisches  Landr.  I.  20.  g.  281.  Ausstehende  Forderungen  können  nur 
durch  Aushändigung  der  darüber  auf  einen  gewissen  Inhaber  ausgestellten  Urkunden 
gültig  Terpnindet  werden,  g.  288.  Sollen  Acilvforderungcn,  über  welche  kein  In- 
strument vorhanden  ist,  verpflndet  werden,  so  ist  die  Bekanntmachung  an  den  Schuld- 
ner derselben  dazu  noth wendig. 

6.  Zürcher  Ges,  g.  858.  Das  Faustpfand  läszt  sich  auch  auf  Forderungen  aas- 
dehnen, und  zwar  a)  bei'Papieren  auf  den  Inhaber  durch  blosze  BesitzesQ hergäbe  des 
Schuldscheines,  b)  bei  andern  Forderungen,  die  an  eine  Urkunde  geknüpft  sind,  wie 
bei  Schuldbriefen  oder  Wechseln,  durch  eine  dem  Verkehr  mit  solchen  Urkunden 
entsprechende  Uebertragung.  g.  859.  Soll  ein  Faustpfand  auch  an  solchen  Forde- 
rungen bestellt  werden,  welche  nicht  an  den  Besitz  einer  Urkunde  gebunden  sind,  ^ 
so  bedarf  es  —  der  Anzeige  —  an  den  Schuldner. 


*)  AniaahiDiweiae  komant  in  achweiieriacben;  Beohtea,  wakha  die  rSAiiehe  Pfandtbaorfo  U^ 
mala  anerkannt  haben,  auch  ein  Pfandrecht  an  fahrender  Habe  vor,  welcbea  auf  der  Bi»- 
irmgumf  in  ein  öientlicket  PfimMmck  beruht,  fomit  der  Hypothek  nachgebildet  isU  Da  aber 
der  Verkehr  mit  beweglichen  Stehen  nicht  ebenso  wie  der  mit  Grundstücken  durch' die 
ÖlTenilicben  BQcber  controlirt  werden  kann,  so  hat  jenes  Pfandrecht  nur  für  kurze  Zeit 
Geltung  und  verliert  die  Wirkung,  wenn  der  Schuldner,  das  Vertrauen  des  GlXnblgert 
miszbrauchend,  die  Sache  an  einen  redlichen  Dritten  verlm^cert  und  ftbergibt.  Für  den 
Credit  ist  dasselbe  aber  in  solch  beschrinkter  Anwendung  innneihiB  ntttiBeb 
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Bwits'  anTertrant,  so  ist  sie  eben  nicht  zq  Pfiini  gegri)en.  (7.  &)  Nor  in- 
sofem  ktim  der  GlAnbiger  an  Sachen,  die  in  der  Wohnung  oder  in  dem 
Magazin  des  Schuldners  zurückgeblieben  sind,  ein  Faustpfand  haben,  ak 
dfieseften  in  einem  Yersqhhisze  anfrewahrt  sind,  zu  welchem  er,  und  nicht 
der  Schuldner  den  SchlQssel  hat,  denn  da  ist  der  unmittelbare  und  reale 
■esilz  doch  bei  jenem. 

4.  Die  Sache  kann  nicht  blosz  von  dem  Eigemhikner  selbst  gültig  zu 
Pfand  gegeben  werden,  sondern  •«-  insoweit  die  Lehre  vom  anTerfrauten 
Gute  zur  Anwendung  kommt  —  auch  von  dem  fftchteigenthümo',  welchem 
jener  sie  zu  realem  Besitz  anvertraut  hatte,  z.  B,  dem  Depositar  oder  €omn 
modatar.  Ebenso  ist  sie  in  der  Hand  des  Gläubigers  wieder  miftertrautei 
fittt  (9.)  (S-  73.) 

5.  Die  Sicherheit  des  Glttubigers  li^  nod»  vomehmfich  in  dem  Bemtx* 
Br  ist  daher  nkkt  genöthigt,  das  Pfand  herauszugeben  ohne  beMedigt  wor« 
den  zu  sein,  auch  nicht  einem  privikgirten  Gläubiger  gegenüber,  auch  niehl 
einem  andern,  z.  B.  pfondbrieflich  versicherten  Pfandgläubiger  gegenüber, 
ioch  nicht  im  Concurse  des  Schuldners  zu  Gunsten  der  Masse.  (10. 11.) 

0.  Bas  Pfendrecht  geht  unter  sowohl  durch  Tilgung  der  Schuld  als 
durch  den  -^  wenn  auch  zuftlligen  —  Verlust  des  ßesüzef  von  Seite  des 
Gläubigers,  insofern  er  diesen  nicht  wieder  herzustellen  vermag.  Der  Unter- 
gang des  Pfandes  in  dem  Gewahrsam  des  Schuldners  zieht  aber  heutzu- 
tage nicht  mehr  den  Verlust  der  Forderung  nach  sidi ;  wohl  aber  haftet 
der  Gläubiger  dem  EigenthOmer  für  den  Ersatz,  wenn  er  nicht  seine  Un- 
schuld be8cheinig<>n  kann.  ^ 

7.  Die  Reaüsinmg  des  Pfandrechts  geschieht  regdmäszig  durch  gericht- 
liehe Versilberung  der  Pfander. 

S.    Die  Selbstpßndung  kommt  noch  vor : 
a)  wenn  fremdes  Vieh  auf  einem  Grundstücke,  wohin  es  nicht  gehört, 

Schaden  anrichtet  (12.)  t 

7.  K.  Ludwigs  R.  b  {ffeumann^  8. 113.)  Antwuri  man  einem  pfünt,  das  varnte 
bab  Ist,  —  der.  sol  er  sich  ünterwinden  und  haimen  in  sin  gewall;  lät  er  des  nicht 
und  lies  jenem,  der  ims  geantwort  hat,  der  mag  sich  derselben  pfant  mit  dem  recht 
wo!  ünterwinden. 

8.  PreusiUchtt  Landr.  1.  20.  $.  105.  Wird  die  8ache  In  der  Naturalgewahr- 
sam  des  Schaldners  gelassen  oder  dahin  zurückgegeben,  damit  er  sie  im  Namen  des 
CrÜabigers  besitzen  solle,  so  ist  kein  Pfandrecht  Torbanden. 

0.  Loi$€l  Inst.  Cout.  III.  7.  tt.  Meubles  n'ont  point  de  Suite  par  Hypoth6que, 
quand  ils  sont  hors  la  Possessfon  du  D^biteur. 

10.  Freu9zi9ehe$  Landr.  I.  20.  S-  ^1®*  Bureh  ein  gehörig  bestelltes  Pfandrecht 
erlangt  der  GUiubiger  di^  Befugnisz.  das  Pfend  so  lange  in  Bsilz  und  Gewahrsam 
SU  behalten,  bis  der  Hauptverbindlichkeit  —  eine  Genüge  geschehen  ist. 

11.  Zürcher  Ges.  $.  803.  Das  Faustpfand  geht/ auch  wenn  es  später  enlstan- 
dien  tot,  einer  llcerti  im  Pfandbueh  errichteten  bloszen  Pfandvei Schreibung  vor.  es 
wSre  denn,  dasz  der  Erwerber  desselben  von  der  Existenz  der  letztern  Kenntnisz  ge-> 
MHbtftte.    (Seti/.  A.yill.^12.) 

12.  099Urreichi9che9  Ges.  g.  1321.    Wer  auf  seinem  Grund  und  fiodeh  flrem- 
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b)  wenn  eine  Per$on  auf  fremdem  (lindljehem)  Boden  Schaden  venir» 

sachl^,  z.  B.  durch  Reiten  über  angepflanztes  I^and,  oder  die  Robe  des 

Besitzers  ungebührlich  stört 

Der  beschädigte  oder  bedrohte  €hrtmdbe9Üxer  darf  im  ersten  Falle  das 
Vieh  vorläufig  ergreifen  und  pfänden  (sog.  Viekfant),  in  den  beiden  letzten 
die  Person  zur  Pfandgabe  anbalten.  Die  Pftedung  mnsz  aber  auf  frmho' 
Thai  ausgeübt  (13.)  und  darf  nur  vMurkM  der  Gränzen  des  verletzten 
Grundbesitzers  und  auch  da  nur  mit  möglichster  Schonung  des  Gepfln- 
deten  und  nicht  im  Uebermasz  vorgenommen  werdoi.  Von  der  geschehe- 
nen Pfkndung  ist  überdem  dem  Gepftodeten  ohne  Verzug  Anzeige  zu 
machen  und  ihm  Gelegenheit  zu  geben^  die  Pftnder  durch  Vergfitong  des 
Schadens  oder  Genugthuung  für  die  Besitzstörung  (Bezahhing  des  sog. 
Pfandgeldes  als  einer  Privatbusze)  wieder  zu  lösen.  Manche  Particular- 
rechte  fordern  auch  Anzeige  an  die  Ortsobrigkeit  und  Ablieferang  der  P&n* 
der  an  diese.  (13.) 

Die  Vortheile  dieser  Pfhndnng  sind: 

a)  ErUiehterung  des  Beweiiei  fikr  den  Schaden  oder  die  Besitxstörung  und 
dem  zufolge  für  den  Anspruch  des  Piknders  auf  EfUuhääigumg  und 
Buize.  (14.)  Aus  der  Pfilndung  nftmKch  wird  auf  die  Veranlassmig 
dersdben  (Schädigung»  Besitzstörung)  geschlossen;  der  Umfang  des 
Schadens  aber  ist  noch  besonders  nachzuweisen.  Da  die.  Pfknduog 
hier  wesentlich  als  Schutz  des  Besitzes  geübt  wird,  so  liegt  auch  eine 
Unterbrechung  der  Ersitzung  von  Servituten  darin.  (18.  16.) 

b)  Sicherheit  für  die  Befriedigung  des  Pfänders :  in  dem  altern  Recht 
weniger  betont»  als  die  obige  Folge  für  den  Beweis,  im  neuem  Rechte 
die  Hauptwirkung.  Der  Gläubiger  ist  nicht  schuldig,  das  Pfand  her- 
auszugeben,  wenn   ihm  nicht  für  seine  Ansprüche  (die  Füttemngs- 

des  Yieh  antrifft,  Ist  desiwegen  noch  nicht  berechtigt  es  zu  tödten.  Er  kann  es  ^ 
▼erjagen  oder  wenn  er  dadurch  Schaden  gelitten  bat,  das  Recht  der  PrivatpOinduDg 
über  so  viele  Stucke  üben,  als  zu  seiner  EntsrhJidigung  hioreicht.  Doch  mosx  er 
bioDen  8  Tagen  sich  mit  dem  Eigeothümer  abfloden  oder  seine  Klage  vor  den  Rich- 
ter bringen,  widrigenfalls  aber  das  gepfündete  Vieh  zurückstellen.  S.  1322.  Dm 
gepfändete  Vieh  musz  auch  zurück  gestellt  werden,  wenn  der  Eigenthümer  eine  war 
dere  angemessene  Sicherheit  leistet. 

13.  Freuszitchet  Landr.  L  14.  %.  419.  Die  PfUndung  darf  nur  auf  frischer  Tbal» 
nachdem  die  Beschädigung  oder  Störung  erfolgt  ist»  geschehen.  $.  431.  Der  Pflii- 
der  musz  die  geschehene  Pfändung  den  Gerichten  des  Ortes  sofort  aazeigep  und  die 
gepmndeten  Stucke  denselben  zur  Verwahrung  abliefern. 

14.  L.  Bajnv,  XIII.  12.  —  sed  recludat  eum  donec  domioo  ^us  osteodat  dam- 
num,  et  allqui  de  vicinis  hoc  Tideant,  ei  designant  locnn,  qul  lasus  est. 

15.  Bayr.  Landr.  II.  8.  §.  24.  —  musz  der  Pignorat  inner  drei  Tagen  nach  dem 
richterlichen  Ausspruche  das  Pfand  lösen  oder  es  wird  solches  —  yerkauft.  Man  ist 
ferner  nicht  schuldig,  mit  dem  Verkaufe  so  lange  su  warten,  bis  das  Pfand  durch 
die  Schaden-  und  Gerichtskosten  absnmirt  ist. 

16.  Säeh*.  Conti,  (bei  SchleUer.  S.  223.)  Das  Pfand  musz  aber  »gebarlich« 
und  »landbriuchlich«  und  dem  Gericht  ühemebeo  sein. 
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kosten  fOr  das  gepftndete  Vieh  Inbegriffe)  Zahlung  oder  mindestens 
zureichende  Sicherheit  geleistet  worden,  nnd  kann,  wenn  etwa  der 
Eigenthümer  der  gepfondeten  Thiere  nicht  gefunde  oder  von  dem- 
selben keine  Befriedigung  erhalten  wird,  Versilberung  fordern,  und 
aus  dem  Erlöse  sich  bezahlt  machen.  (15.) 

Gegen  unreehimäizige  Pfämdtmg  steht  hinwieder  dem  dadurch  yerletz* 
ten  Berechtigten  (EigenthOmer)  die  sogen.  SpoUeMage  zu. 

*  Aftuttfd,  Aber  das  Pfandrecht  an  Mobilien  in  der  krit.  Zeitschr.  y.  Mit* 
termaUr  XXI.  S.  3  ff.  und  S.  3t2  ff.  WOda,  in  d.  ZeiUchr.  f.  D.  R.  I. 
S.  859  ff. 


Zwölftes  CapiteL 

Von  der  Leihe  ISndlicher  Grundstöcke. 

§.104. 
1.    Natur  der  Leihe. 

Die  deutsche  Rechtssprache  faszt  in  den  Ausdruck  leihen  mancherlei 
Rechtsgeschäfte  zusammen,  die  hinwieder  eine  besondere  Bezeichnung  und 
juristische  Behandlung  erfordern.  Im  allgemeinen  versteht  sie  unter 
leihen  jede  üeberlasiung  einer  Sache  von  Seite  des  Berechtigten  an  einen 
Andern  nicht  zu  vollem  eigenen  Rechte  des  Letzteren,  aber  zu  Be$itz  und 
Gebrauch.  Der  Lehnsherr  leiht  das  Lehngot  dem  Vasallen,  der  Dynast 
das  Hofgut  dem  Dienstmann  zu  Hofrecht ,  der  Grundherr  das  Bauern- 
gut dem  Zinsmann  oder  dem  Grundholden  zu  bäuerlichem  Besitz:  und 
analog  wird  sogar  eine  bew^iche  Sache  einem  andern  (dem  Commo- 
dater)  zum  Gebrauche  geliehen.  W^ir  reden  aber  hier  nur  von  der  Leihe 
an  ländlichen  Grundstücken  und  sehen  dabei  von  dem  eigentlichen  Lehen- 
und  Dienstrechte  ab.  Auch  in  solcher  Beschränkung  ist  der  Begriff  noch 
weit  genug,  um  verschiedenartige  Institute,  die  indessen  unter  einander 
Terwandt  sind,  zu  umspannen.  Es  wird  dabei  vorausgesetzt,  dasz  der  Leiher 
der  Voübereehiigte  (in  der  Regel  der  Eigenthümer)  eei  und  bleibe,  und  dasz 
der  ßeliehene  nur  ein  abgeUitetee  Recht  des  Besitzes  und  Genusses  erhalte, 
aber  allerdings  im  Sinne  des  deutschen  Rechts  nicht  blosz  eine  persönliche 
Forderung  gegen  den  Leiher,  sondern  ein  dingliches  Besitz-  und  Nutzungs- 
recht an  dem  Gute.  Hat  sich  sogar  die  römische  Jurisprudenz,  welche  an- 
üangs  die  obligaterische  Natur  der  locatio  conductio  allein  betonte,  doch  in 
der  sfölem  Zeit  dazu  verstenden,  ein  dingliches  Recht  des  Emphyteute 
anzuerkennen,  und  in  dem  Colonat  überdem  weitere  dingliche  Beziehungen 
des  Colonen  zum  Boden  zugelassen,  so  kann  der  deutschen  Rechtswissen- 
schaft um  so  eher  verstettet  werden,  die  von  jeher  in  den  germaniscben 
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Leihen  in  weft  gra^zerem  Umfange  anerkannte  Din^ichkeit  anch  feiMr  sa 
schützen.  Es  ist  ein  gesander  Gedanke,  wenn  selbst  der  deutsche  einfache 
Pachter  sich  vorans  in  einer  engen  dinglichen  Beziehung  zn  dem  gepach- 
teten Gute  denkt,  das  seiner  Sorge  nnd  Wirthschaft  anTertraot  and  aeiner 
Nutzung  Oberlassen  ist,  und  es  darf  dieses  natOrb'che  Band  nicht  getot 
werden  um  des  persönlichen  Bandes  willen,  welches  danri)en  deo  Verpichter 
und  Pachter  als  Gläubiger  und  Schuldner  veibindet  Hat  das  roinisclie 
Becht  zuerst  ansschlieszlich,  dann  vorzugsweise  das  letzter«  beachteti  so  ist 
es  ein  Fortschritt  der  Becbtsbildung,  wenn  non  das  deutsche  Becht  hanpl- 
sAchlich  das  erstere  herrorhebt 

Die  Arten  der  Bauerleihen  waren  im  Mittelalter  Oberaus  mannich- 
faltig  und  sind  es  zum  Theil  noch,  obwohl  nun  manche  Formen  in  Folge 
der  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  und  der  Auflösung  der  Gutsherrscbaft 
antiquirt  sind.  Dem  Herkommen  und  der  Landessitte  gebahrt  hier  ein 
groszer  Einflusz,  und  von  j^er  haben  die  Bauern  zfther  als  andere  Stande 
dieselben  bewahrt.  Daneben  kann  auch  der  freie  Vertrag  im  Einzdnen 
mancherlei  Modificationen  rechtfertigen,  und  so  wird  der  Wechsd  der  Er- 
scheinungen noch  vermehrt  Wir  mOssen  uns  daher  hier  beschranken, 
einige  Bauptformen  gewissermaszoi  als  Typen  auszuzeichnen  und  in  ihren 
Grundzügen  darzustellen.    Diese  sind: 

a)  die  eigentliche  Erbpacht  I  ^  . ,  .. 

b)  das  Meyerrecht  ]  ^^eihe, 

c)  die  Herrengunst  i 

d)  das  Leibrecht  (   Nicht  erblidie  Leihe. 

e)  die  Zeitpacht  ) 

Früher  gab  es  wohl  auch,  obwohl  nicht  sehr  häufig  Bauerlehen  im 
engern  Sinn  (feudastra,  Beutellehen),  welche  durch  eine  Ausdehnung  des 
Lehensrechts  über  seine  natürlichen  Gränzen  den  Lehen  ähnlich  gedacht 
wurden.  Dem  Lehenbauer  wurde  dann  ein  Nutzeigenthum  zugeschrieben, 
welches  nun  mit  dem  Verfall  der  Lehensherrschaft  zu  vollem  Eigenthura 
erwachsen  ist  Man  darf  indessen  aus  dem  auf  Bauergütt*  r  angewendeten 
Ausdrucke:  „Lehen,  Lehenmann"  durchaus  nicht  auf  jene  Lehensform 
schlieszen;  sehr  oft  wird  damit  nur  die  gewohnte  Leihe  gemeint 

*    Homeyer^  Syst  d.  Lehnr.  Ssp.  111.  S.  269  ff. 

S.    105- 
U.    Erbleihe. 

1.    Erbpacht. 

1.  Das  hofrechtUehe  Erbe,  zu  welchem  während  des  Mittelalters  der 
ursprünglich  ganz  auf  der  Gnade  des  Herrn  beruhende  Besitz  der  hofhdri- 
gen  Bauern  allmählig  erstarkt  ist,  bat  nun  regelmäszig  die  Natur  des 
landrechilichen  Eigens  angenommen  und  fallt  somit  nicht  mehr  unter  den 
Gesichtspunkt  der  Erbleihe. 
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9.  Mit  der  rOtniscben  BmphyteuH  ist  die  dentschreehtliche  Erbleihi 
nahe  verwandt,  nnterscheidet  sich  aber  Ton  derselben  nicht  allein  darin, 
dasz  sie  anf  anderem  Boden  und  in  anderer  Zeit  erwachsen  ist,  sondern 
auch  dnrch  mancherld  Eigenthümlicbkeiten.    Die  wichtigsten  sind: 

a)  die  Emphytense  entsteht  dnrch  Vertrag,  VermSchtnisz,  Ersitzung;  die 
deutsche  Erbleihe  regelmäsrig  nur--- frtlher  durch  hofgerichtliche  oder 
spftter  durch  briefliche  Verleihung^  Verbriefang.  Die  Debergabe  des 
Besitzes  ist  zur  Begründung  des  Rechts  nicht  erforderlich.  (1.) 

b)  Dem  Emphyleuta  sdirieben  die  Glossatoren  nnd  die  ihnen  folgenden 
Juristen  —  freflich  unrOmisch  —  Nutzeigenthum  zu,  und  so  wurde 
denn  auch  die  Emphytense,  wo  sie  in  Deutschland  nach  romischem  Rechte 
bestellt  ward,  im  Leben  betrachtet,  und  darf  dahep  auch  jetzt,  wo  das 
froher  so  geschehen  ist,  nicht  zum  Nachtheil  des  Empbyteuta  anders 
bebandelt  werden.  Bei  der  deutsche»  Erbpacht  dagegen  ist  man  sich 
fortwährend  bewusct  geblieben,  dasz  der  Erbpftchter  nicht  der  Eigen« 
thomer  auch  nicht  ein  Nutzeigenthtimer  sei,  wahrend  das  deutsche 
Erbe  der  Grundholden  fast  allenthalben  zu  Nutzeigenthum  geworden  ist. 

c)  Die  Emphytense  gebort  im  Tode  des  Empbyteuta  zu  dessen  gesamm- 
ter  Yeriassensohafl  und  geht  entweder  nadi  universellem  Erbrecht 
auf  die  jeweiligen  Erben  oder  in  Folge  eines  Vermfichtnisses  auf  den 
Bonorirten  Hber,  die  deutsche  Erbleihe  dagegen  begründet  regelmisaig 
eine  Singularsuccession  innerhalb  der  Familie. 

d)  Das  römische  Laudemium  ist  auf  2  Procent  des  Werthes  der  Emphy-» 
tense  normirt,  der  deutsche  Bhrschaiz  fHanMohn,  LehnuxuareJ  dagegen 
sehr  mannichfaltig  bestimmt,  fkUt  znweilen  auch  gana  weg.  (2.) 

e)  EigenthümKch  dem  deutschen  Recht  waren  die  pMUeehm  Rechte  wdche 
dem  Grundherrn  zustanden,  zumal  in  der  Gerldits-  und  in  der  Ge« 
meindever.assunjg;  Diese  Seite  des  Gegensatzes  ist  in  unserer  Zeit 
freilich  zu  groszem  Theile  wieder  in  den  Hintergrund  getreten. 

Ob  nun  im  einzebien  Falle  Emphytense  oder  Erbleihe  gemeint  sei,  kann 
nur  aus  der  Geschichte  der  Goter  und  den  besondern  Umstanden  ersehen 
werden.  Dasz  die  Bezeicbmmg  Emphyteusis  gewihlt  worden,  ist  nicht 
entscheidend,  denn  sdir  oft  haben  sich  deutsche  Rechtsverhftitnisse  römisehe 
Nflflien  von  den  Schreibern  gefallen  lassen  müssen,  ohne  deszhalb  die 
romiache  Natur  anzunehmen. 

3.    Auch  die  deutschen  Erbleihen  sind  sehr  mannichfaltig  ausgebildet 

1.  Erk.  des  O.-App.-G.  Lübeck.  {SeuferU  Arch.  ▼.  46.)  6«  ist  eine  ausge- 
maetate  Regel  des  deutschen  Rechtes,  dasi  Eigenthamsreefate  und  Reehte  an  yerllehe- 
nen  Gütern  blosz  durch  die  Verlassung  nnd  den  Act  der  Verleihung,  sowie  bei  Lehen* 
ffttam  durch  die  Investitur  erworben  werden,  ohne  dasz  hlezu  eine  Ueberlieferung 
des  Besitzes  hintazufcomnien  braucht. 

2.  Brk.  des  O.A.O.  tu  Celfe  (8.  A.  YII.  78).  Bei  deutscbrecbtlichen  Erb- 
tlnsgütern  ist  die  bei  der  Emphytense  des  römischen  Rechts  stattfinftende  quinqua- 
gqgma  bei  Verauszerangeo  nicht  tu  entrichten. 
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worden.  Die  eigentliche  Erbpacht  unterscheidet  sich  von  dem  Erbrecht  oder 
Erbzinsrecht  dadurch,  dasz  in  diesem  das  dingliche  Recht  des  Bauern  bis 
eum  Natzeigenthum  zuletzt  zum  vollen  Eigenthum  erweitert  worden  ^3.), 
jene  aber  nur  ein  dinglichei  Nutzungsrecht  begründet  und  von  dem  eigent- 
lichen Meyergute  dadurch,  dasz  in  diesem  die  Rücksicht  auf  das  Recht  und 
die  Pflicht  des  Meyers  zur  Bewirthschaftung  des  Gutes  eigenthamliche 
Gruni^tze  erzeugt  hat,  welche  der  gewöhnlichen  Erbpacht  nicht  angehören. 
Indessen  ist  in  manchen  Landern  wie  in  Oesterreich  auch  das  Recht  des 
Erbpächters  als  Nutzeigenthum  aufgefaszt  und  der  Unterschied  von  dem  Erb- 
zinsgut dann  so  bestimmt  worden,  dasz  in  jenem  die  Leistungen  des  Ert>- 
Pachters  noch  als  Gegenwerth  seiner  Nutzungen,  in  diesem  die  des  Zins- 
manns wesentlich  nur  als  Anerkennung  des  Oberdgenthums  auzusehen 
seien.  (4.) 

4.  Die  Erbpacht  entsteht  durch  schriftlichen  Vertrag  des  Gutsherrn 
mit  dem  Erbpäehler  (Colonen);  nach  dem  ausgebiMeten  System  d^  Grund- 
bücher wird  das  dingliche  Recht  erst  durch  die  Eintragung  in  diese  erwor- 
ben. In  Ermanglung  der  Lsihbriefe  oder  zur  Erklärung  oder  Ergänzung 
ihres  Inhaltes  ist  vorzüglich  das  Herkommen  zu  beachten.  Dem  Leihbrief 
den  der  Gutsherr  ausstellt,  entspricht  dann  oft  der  Revers^  oder  Wieder- 
briefdes  Colonen.  Auch  alte  Sal-,  Erbzins -,  Lagerbücher,  Orbarien^  denen, 
wenn  nicht  ausnahmsweise  besondere  Gründe  dagegen  streiten,  GkubwQr- 
digkeit  zuzuschreiben  ist  (Beispiele  in  Seufferts  Ardiiv  I.  390«  291.  V.  77.], 
enthalten  oft  nähere  Bestiminungen. 

5.  Der  Colone  hat  das  Recht,  das  Gut  sammt  Zubehörde  (auch  dem 
Antheil  an  den  Gemeindenutzungen)  in  voHem  Umfange,  einem  Eigenthflmer 
ähnlich,  zu  benutzen.  Die  natürlichen  Früchte  fallen  ihm  zu  mit. der  Tren- 
nung. Der  materielle  Genusz  des  Eigenthums  wird  so  von  ihm  fast  ganz 
aufgezehrt;  doch  äuszert  sich  dieses  zuweil«i  noch  in  einigen  dem  Guts- 
herrn vorbebaltenen  Nutzungen,  z.  B.  dem  Jagdrecht,  der  Schäferei,  dem 
Anspruch  auf  sog^  Nutzholz  (Hartholz) ,  zuw^len  auch  bauholz  im  Wald, 
dem  Fund  von  Schätzen  und  dgln. 

6.  Er  ist  berechtigt,  das  Gut  in  «genem  Interesse  zu  bewirthsehaften, 
und  darf  auch  die  Cultur  nach  seinem  Ermessen  ändern^  aber  zugleich  ist 
er  verpflichtet,  für  gehörige  Bewirthschaftung  des  Gutes  auf  eigene  Kosten 
zu  sorgen.    Der  Unterhalt  und  sogar  bei  Brandunglück  die  Wiederherstelr 

_^ ^m^  tmmam  %m  %wMm  m    r-ri ~^ ' ■ — — ^  ^i "       — ' "        "    iii  ~  i      ■"       ^•' 1  „ 

3.  PreuniMehe$  Landr.  I.  18.  £.  096.  Dem  ErbtiDsmaDDe  gebühren  aUe  Reehte 
des  Dutsbaren  EigeDthümeTS. 

4.  Oe9terreichi$che9  Ges.  g.  1122.  Der  Vertrag,  wodurch  JemaDden  das  IfoU- 
eigfDlhom  eines  Gates  anter  der  Bedingung  überlassen  wird,  dasx  er  die  iährlicfaen 
Nutzongen  mit  einer  jübrlicben  im  Verhälinisx  zu  dem  Ertrage  bestimmten  Abgabe 
in  Geld,  in  Früchten  oder  auch  in  verhillniszmäszigen  Diensten  vergelten  solle,  heiszt 
ein  £rbpaGht99erirag,  g.  1123.  Wird  eine  geringe  Abgabe  von  dem  Besitzer  nur 
zur  Anerkennung  des  Grundeigenthumes  geleistet,  so  heiszt  der  Grund  ein  Erbtims- 
gut,  und  der  darulier  errichtete  Vertrag  ein  Brbimtvtrtrag, 
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hing  der  Wohn-  tmd  Wirthttchaftsgebitide,  die  Herstellung  der  Grftben, 
Wege,  Zflnne,  die  erforderliche  DQngang  der  Aecker  und  Wiesen  n.  s.  f. 
Segen  ihm  ob.  Obwohl  er  nicht  im  Einzelnen  and  Kleinen  der  Controle 
des  Gutsherrn  unterworfen  ist,  so  darf  er  doch  im  Ganzen  und  Groizen 
da$  Gut  nicht  ichUchter  werden  lassen.  Wenn  aber  fflr  ordentliche  Wirth- 
schaft  gesorgt  ist,  so  ist  er  in  der  Regel,  wo  nicht  das  Herkommen  die 
Erbpacht  dem  MeyerverhAltnisz  ähnlich  ausgebildet  hat  oder  die  Leihbriefe 
anders  bestimmen,  nicht  verhindert  die  Anbauung  an  andere  Pächter  zu 
Hberlassen.  - 

7.  Dagegen  hat  der  ErbpSchter  an  den  Gutsherrn  die  herkömmlichen 
o^er  ausbedungenen  Zinse,  Zekenien  und  andere  Lasten  zu  entrichten. 
Nach  älterem  Rechte  hatten  dieselben  gewöhnlich  die  Natur  von  Reallasten; 
der  neuern  Entwickelung  entspricht  eher  die  Auffassung  derselben  als  einer 
obligatorischen  Schuld  des  Erbpächters.  Früher  bestanden  sie  auch  häufig 
ger  in  Naturalleistungen,  heute  regelmäszig  in  Geldzinsen.  Die  Zeit  der 
Entrichtung  des  Erbpachtzinses  (Canon)  wird  durch  das  Herkommen  oder 
den  Vertrag  bestimmt,  und  Nichtbeachtung  des  Termins  versetzt  den 
Colonen  in  Verzug.  Insofern  derselbe  nicht  als  blosze  Anerkennung 
des  gutsherrlichen  Rechtes,  sondern  —  was  in  der  R^el  der  Fall  sein 
wird  —  als  Gegenleistung  für  den  Fruchtgenusz  zu  betrachten  ist,  so  be- 
rechtigen schwere  Unglücksfalle,  welche  das  Gut  betreffen  und  den  Frucht^ 
geiilisz  aufheben  oder  wesentlich  beeinträchtigen,  z.  B.  feindliche  Ver- 
wüstung, üeberschwemmung,  Hagelschlag,  den  Colonmi  einen  biliigen  Nachr 
ioiz  an  dem  betreffenden  Jahreszinse  anzusprechen.  (5.) 

8.  Die  Verpfändung  oder  Veräuszerung  des  Erbpachtgutes  darf  von 
dem  Erbpächter  nur  mit  Zustimmung  des  Gutsherrn  vorgenommen  werden. 
Die  erstere  kann  der  Gutsherr  allemal  hindern,  wenn  nicht  etwa  anszer- 
gewöbnliche  Verwendungen  für  das  Gut,  die  nicht  anders  aufgebracht  und 
<doch  nicht  entbehrt  werden  können,  dieselbe  nöthig  machen,  z.  B.  bei 
Mauptbaoien,  die  letztere  nur,  wenn  die  Gefahr  droht,  dasz  der  Erwerber 
auszer  Stande  sei,  das  Gut  gehörig  zu  bewirthschaften.  (6.)  Das  im  römi- 
sdien  Rechte  dem  Gutsherrn  gewährte  Vorkaufsrecht  versteht  sich  nach 
deutschem  Rechte  nicht  von  selbst,  obwohl  auch  in  diesem  ähnliche  Grund- 

5.  O0§iemiehuehe0  Ges.  g.  1133.  Wenn  ein  Erbpäehter  darch  Ceberschwem- 
miiQf ,  Krieg  oder  Seuchen  sein  Pachtgot  tu  benntxen  verhindert  worden  ist,  so 
musx  demselben  för  die  Zeit  der  fermisxten  Benützung  ein  angemessener  Erlasz  ?om 
Zinse  gestattet  werden,  g.  1134.  Ein  Erbzinsmann  hat  auf  einen  Ihnlichen  Erlass 
keinen  Ansprach.  Er  mnsz,  so  lange  ein  Theil  des  Erbzinsgutes  yorhanden  ist,  den 
festgesetzten  Erbzins  toII  entrichten. 

6.  ob.  App.  Ger.  za  ffUs^äen  in  StngerU  Archiv  Yl.  äS.  Zu  dem  dingU- 
oben  Rechte  des  Erbleihträgers  ist  zugleich  die  Befngnisz  der  Yerluszerung  der  Erb- 
leihe an  einen  Dritten,  gegen  dessen  TfichtigiLeit  der  Erbleihherr  keine  gegründeten 
Einwendungen  hat,  begrilTen,  dergestalt,  dasz  die  Einwilligung  durch  richterlichen 
Ausspruch  ergänzt  werden  kann. 
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fitte  bie  wd  da  durch  die  Gevohaiieit  etngeMwC  «der  avirirAeUdi 
tbredei  worden  sind. 

Fttr  die  Scholden«  die  er  macht,  «nd  die  nicht  amnahnifveife  anf  daa 
Gut  gelegt  {Gui$$€kuldenJ  sind,  haftet  der  ErbpAoUer  persöoliob  und  w- 
nlehsi  mit  seiner  eigenm  Höbe  (dem  sog.  AiMiahsermögcn).  Ist  er  aber 
aoszer  Stande,  dieselben  damit  zu  besahkn,  so  wird  nach  dem  eigentüchaB 
Erbpachtsystem  auch  sein  Recht  an  dem  Gute  der  VergmUimg  miterworfeo, 
mid  es  tritt  dann  der  Käufer  ab  neuer  ErbpAcbter  an  seine  Statt  Anders 
dagegen  ist  es  nach  dem  System  der  MeyergiUer  (§.  106.  4.),  aber  nach 
landesgewohnheit  auch  bei  Gütarn*  die  im  ttbrigen  den  gewOhnhcheft  Erb- 
pachtgfltern  gleichstehen. 

9.  Die  Vererbung  dieser  Güter  war  im  Sinne  des  deutschen  Rechts 
früher  immer  nur  als  Sifkguiarsuccetiion  der  Familie  dee  jeweiligen  Erb- 
pachten  verstanden;  starb  dieser  ohne  Erben,  so  fiel  das  Gut  dem  Guts- 
herrn wieder  anheim,  der  aber  nach  dem  Hofrecht  oft  gehalten  war«  das- 
selbe wieder  in  Form  der  Erbleihe  einem  neuen  Colonen  m  geben.  Die 
Einwirkung  des  römischen  Rechts  hat  aber  in  manchen  Undem  dOr  die 
Erbpacht  die  Aenderung  zur  Folge  gehabt,  dasz  man  anfing,  das  Recht  des 
Colonen  an  dem  Gut  als  von  seiner  Verlassenschaft  umfaszt  zu  denken  und 
auch  letztwillige  Dispositionen  durch  Erbeinsetzung  oder  VermAchtnisz  darauf 
zu  beziehen  und  anzuerkennen. 

«  KreUimayr,  Aböl  zum  Cod.  Mkl.  Th.  IV.  Ga^  VU.  Ans»  D*  Prir. 
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§.   106. 
2.    Meyerrecht. 

1.  Eine  eigenthflmliche  AusbiUuog  hat  die  EibMhe  in  dem  Institole 
der  MegergiUer  erlangt,  welches  YorzOglich  in  Westphakn  aflgemcine,  in 
andern  deutschen  Gegenden  aber  sporadische  Anerkennung  geftmden  hat, 
und  in  neuerer  Zeit  sorgfilHiger  als  die  andern  Formen  der  Erbpacht  er- 
forscht und  dargestellt  worden  ist 

Im  Groszen  sind  die  MeyergUter  ein  Werk  der  Geschichte,  an  der 
Jahrhunderte  geaii)eitet  haben:  und  Irenn  ausnahmsweise  noch  neue  ent- 
stehen, so  ist  das  nur  Nachbildung  eines  yorgefundenen  bttuerlichen  Rechts- 
zustandes.  Im  Mittelalter  waren  die  Heyer  meist  eigene  oder  mindestens 
]bofhörige  Leute,  und  die  bäuerliche  Verfassung  und  Gerichtisbarkeit  ruhte 
zu  groszem  Theile  auf  dieser  Eiurichtuag.  üie  Aufhebupg  der  Eigenschaft 
und  die  Umgestaltung  der  VerCusung  in  neuerer  Zeit  haben  daher  auch 
wichtige  Folgen  g^abt  für  die  neue  Ordnung  der  Heyergtiter;  aber  keines- 
wegs ist  die  Auflösung  des  ganzen  Inatitutes  eine  nothwendige  Wirkung 
jener  Verflndernng;  dasselbe  kann  auch  als  ein  Institut  des  freien  Rauem- 
rechtes  noch  fortbestehen. 

Das  Meyergui   (die  Stätte^  der  Bof,  Meyerhöf)  ist  eine  vclUtändige 


bäuerHehe  Wtrihickafi,  an  die  alten  HttfeD  erinnernd,  nidit  etwa  ein 
einzeines  Sttick  Boden.  Daher  ist  das  Meyergnt  regelmäszig  witheübar 
ond  uehl  «ine  nmfossende  Zubehorde  magnetisch  an.  Das  Gut  ist  „ge^- 
$M(men"  und  was  zar  herkömmlichen  Bewirthschafiung  des  Gutes  und 
zu  dem  bauerlichen  Haushalt  des  Meyers  gehört,  wird  als  „Hofg^wehr** 
ad«r  Beschlag'',  auch  wenn  es  aus  dem  freien  Vermögen  desselben  ange- 
schaut worden,  leicht  zur  Zubehörde.  Für  die  Erhaltung  des  Meyerguts 
soigt  das  Meyerrecht;  denn  der  wohihftbige  Fortbestand  der  Bauernfamilie 
.beruht  darauf«  und  das  öffentliche  und  Gemeinderecht  hat  ein  Interesse 
daran. 

3.  Die  Bemeyenmg  Ton  Seite  des  Gutsherrn  an  den  Meyer  geschieht 
gewöhnlich  durch  Verleihung  dei  MeyerbrUfs,  worauf  der  Nachfolger  im 
Gut  ein  Recht  hat  Indessen  gibt  es  auch  viele  Meyergüter,  bei  welchen 
die  Meyerhriefe  nicht  in  Cebung  gekommen  sind.  Meistens  musz  wer  neu 
ein  Meyerrecht  erwirbt,  dafür  dem  Gutsherrn  den  herkömmlichen  Wein- 
kauf  (Ehr schätz J  bezahlen  (§.  I08w  1.)  Ein  Recht  auf  Bemeyerung  kann 
aber  nur  haben,  wer  persönlich  tüchtig  ist,  die  Wirth^chaft  zu  führen.  In 
dieser  bestandigen  Rücksicht  auf  die  eigene  fVirthschaft  des  Meyers,  die 
sein  Recht  und  sowohl  der  Familie  als  dem  Gutsherrn  (beziehungsweise 
.der  Gemeinde)  gegenüber  seine  Pflicht  ist,  liegt  die  Eigenthümlichkeit  des 
MeyerrecMs.  (1.)  Daher  findet  sich  auch  in  den  Meyerordnungen  ein  Yer- 
'bot  der  Verpachtung  der  Stätte,  mit  Ausnahme  entlegener  Stücke,  soweit 
eben  wieder  das  Interesse  der  Wirtbschaft  selbst  dieselbe  rechtfertigt. 

3«  Das  Mecht  des  Meyers  am  Gute  wird  wieder  verschieden  betrachtet, 
je  nach  verschiedenen  Entwicklungsstufen  oder  Landesgegenden.  Die  ding- 
Uehe  Natur  desselben  ist  schon  früh  und  allgemein  anerkannt  worden;  aber 
nicht  überall  ist  das  Recht  ein  eigenthümlichee  und  auugedehntes  Nutzungen 
recht  geblieben,  sondern  manchenorts  bis  zum  Nutzeigenthum  erweitert 
worden,  von  wo  aus  dann  der  üebergang  zu  vollem  Eigen  nahe  liegt.  (2.) 
War  früher  der  Berechtigte  selbst  als  Hörfger  an  das  Gut  (die  Scholle)  ge- 
bunden, so  versteht  sich,  dasz  dieses  Band  nun  völlig  und  allenthalben  ge- 
löst, und  kein  Meyer  gehindert  ist,  auf  sein  Recht  zu  verzichten  und  das 
Gut  zn  verlassen.    Es  steht  ihm  somit  das  Recht  der  Eundigung  zu. 

4.  Das  Meyergut  ist  dem  Verkehr  entzogen,  und  daher  kann  der 
Meyer  die  Stätte  ohne  Zustimmung  des  Gutsherrn  weder  verkaufen  noch 
verpfänden  noch  darüber  durch  letzte  WiUensordnung  zu  Gunsten  eines 
Dritten  verfügen.  Mit  Einwilligung  dos  Gutsherrn  aber  kann  er  gültig 
in  solcher  Weise  disponiren.    Für  die  Schulden  des  Meyers  kann  daher. 


1 .  Rich$t,  Lehor.  20.  8*  ^*  ▼'ASO  —  eft  Jemant  enea  tiosman  bebbeo  möge,  de 
dat  tinsgat  selren  Dicbt  bear^eidet  edder  beköstiget,  so  vindme  be  oe  möge. 

2.  JBrmminhä  IteicboidD.  v.  1602.  Wegeo  der  Meyer  lassen  wir  es  nach  An* 
J^iODg  gemeiner  Recbta  dabei,  daai  dieselbeo  als  DomiBi  utilea  ac  veri  fondi  pos- 
sessores  alle  ui^djede  DeicliiDiiera  abballen  mösseo. 
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wenn  diesdben  niclit  ab  GntsschoMen  in  betrachten  sind,  du  Meyerf^ 
nicht  angegriflfen  noch  der  Verganivng  unterworfen  werden;  freilidi  ein 
fOr  die  Creditverfailfnisse  höchst  bedenkliches  Herkommen,  wodorch  die 
Wohlfahrt  des  Gotsherm  and  die  Sicherheit  der  Gdonen  mdir  wcheinhOT 
als  wirlüich  gewahrt  wird. 

5.  Fallt  das  Gut  nach  dem  Anssterben  der  Familie  des  Heyers  dem 
Gutsherrn  anheim,  oder  macht  derselbe  Ton  seinem  Rechte  der  Äbmeyenmg 
Gebraach  ond  vertreibt  den  Meyer  von  dem  Gute,  so  ist  er  nach  der  spi- 
tern  Meyerverfassang  keineswegs  berechtigt,  das  Gut  für  sich  zu  bebalten 
nnd  sein  Elgeuthnm  daran  in  Tollem  Dmfange  wieder  anstnOben.  Er  darf 
es  auch  nicht  beliebig  mit  einem  andern  Meyergüte  msammenachbgen, 
sondern  soll  das  Gut  neuerdings  in  herkömmlicher  Weise  an  einen  andern 
Meyer  verleiben.  Und  wahrend  bei  der  eigentlichen  Erbpacht  es  dem  Gnts- 
berm  nnbedenklich  xnsteht,  die  nene  Erbpacht  unter  beliebigen  neuen  Be- 
dingungen abzuschlieszen,  so  darf  der  Guisherr  dagegen  dem  neuen  Meyer 
keine  gröszeren  Zinse  und  Lasten  auferl^en,  als  das  Herkommen  gestattet 
Es  besteht  nämlich  ein  öffentliches  Interesse  an  der  Erhaltung  eines  s(diden 
Heyerstandes,  und  es  kann  daher  die  Erhöhung  auch  nicht  durch  freien 
Vertrag  mit  dem  neuen  Meyer  eingeführt  werden.  (3).  Gerade  diese  Be- 
schränkung des  gutsherrlichen  Rechtes,  welche  dem  Gutsherrn  fbr  alle  Zu- 
kunft die  eigene  und  freie  Bewirtt)scbaftung  des  Gutes  unmöglich  macht, 
bat  wesentlich  dazu  beigetragen,  das  dingliche  Recht  des  Meyers  nach  und 
nach  zum  Eigenthum  zu  steigern. 

*  B,  W.  Pffiffn,  das  deutsche  Meyerrecht  Cassel  1848,  worin  auch 
Tfachwelsungen  über  die  hieher  gehörige  Litteratur. 

$.  107. 
III.  Nicht  erbliche  Leihe. 

Audi  die  nicht  erbliche  Leihe  kommt  in  mancherlei  Formen  vor, 
welche  alle  hinwieder  das  gemeinsame  haben,  dasz  das  deutsche  Recht  mdir 
die  dingUehe  Beziehung  des  Beliehenen  zum  Gute  betont,  als  das  per$ot^ 
liehe  Vertragsverhlltnisz  zwischen  dem  Gutsherrn  nnd  dem  Beliehenen.  Im 
übrigen  entsprechen  die  verschiedenen  Formen  groszen  Theils  den  Ent- 
wicklungsstufen, durch  welche  Im  Groszen  der  ursprüngliche,  von  der 
Gunst  des  Herrn  abgeleitete  Grundbesitz  durchg^angen  Ist,  bis  er  In  neue- 
ster Zeit  zu  freiem  Eigenthum  des  Bauern  geworden.  Das  Herkommen  ist 
daher  auch  hier  groszen  Theils  maszgebend.    Einzelne  Arten  sind: 


3.  Calen6erger  Meyer  0.  (.  7.  Der  Gatoherr  kann  weder  bei  neuer  Besetzung 
eines  Hofes  noch  sonst  von  denen  daza  gehörenden  LSndereien  oder  Gerechtsamen 
etwas,  ohne  dagegen  dem  Meyer,  wenn  solcher  darin  williget,  mit  Zuziehung  der 
Obrigkeit,  efnam  Werth  gleiehes  Aeqaivatent  und  iwar  an  hegenden  Gtünden,  nicht 
aber  Im  Gelde  fu  geben,  am  neh  mehmen,  oder  zum  Nachthefl  des  Meyers  selbigem 
meuere  häritre  Btdingtutg^ih  als  ^  SU  obemehmen  sehaldig  Ist,  mnfiegen. 
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1.  Aaf  freien  Widerruf  geliehene  Gditer.  Sogar  dieser  von  der  GuDSt 
des  Herrn  abhängige  Besitz  ist  zu  einem  dinglichen  Nutzungtrecht  des 
Bauern  erwachsen,  welches  von  dem  des  erbrechtlichen  Colonen  sich  hanpt- 
sSchlich  nor  dadurch  unterscheidet,  dasz  die  Fortdauer  nicht  gesichert  ist. 
Wenn  aber  von  dem  Widerrufe  kein  Gebrauch  gemacht  wird,  so  geht 
auch  diese  vveranleilete  Freistifl«  oder  »Herrengun$U^  wie  sie  im  Bayri- 
schen Rechte  genannt  wird,  auf  die  Erben  Ober.  Die  Abstiftung  darf  ge- 
wöhnlich nur  durch  rechtzeitige  Kündigung  auf  einen  bestimmten  Jahres- 
termin (Lichtmesz)  geschehen. 

.1 

S.  Auf  Lebenszeit  des  Bauern  geliehene  Gitter,  wie  die  Schopf-  und 
FaUehen  in  Schwaben,  die  Leibgedinge  oder  Leibreehtegüter  in  Bayern  und 
Oesterreidi,  die  Todbestände  in  Schwaben.  Zuweilen  wird  auf  zweiCichen 
Leib  geliehen,  insbesondere  auf  das  Leben  des  Bauern  und  seiner  Bhefraa^ 
so  dasz  erst  nach  beider  Tode  das  Gut  dem  Herrn  heimfkBt  Die  Heini* 
fidiigkeit  solcher  Güter  ist  mit  der  Zeit  zu  bloszer  Form  geworden,  mit 
welcher  nur  eine  Abgabe  an  den  Herrn  verbunden  war  für  die  neueVet* 
leihung  an  die  Erben,  so  dasz  thatsAchlich  diese  Güter  mehr  und  mehr  die 
Natur  von  Erbleihen  annahmen  und  dann  auch  wie  diese  zu  Eigenthum 
der  Bauern  wurden. 

'     » 

3.  Verwandt  sind  die  sogenannten  Neustiftgüter,  die  auf  Lebenszeit 

des  Gutsherrn  verliehen  werden,    mit  dem  Tode  des  Bauern  dagegen  auf 
dessen  Erben  übergehen. 

i 

4.  Für  die  Leihe  auf  bestimmte  Paehtzeit  kommt  eher  die  Lehre  von 
der  Pacht  zur  Anwendung,  obwohl  auch  da  das  deutsche  Recht  dem  Pach- 
ter ein  dingliches  Recht  und  den  entsprechaiden  Besitz  an  dem  P^chtgnte 
zuzusehreiben  geneigt  ist 

$•108. 
IV.  Rechte  des  Gutsherrn. 

■ 

■ 

Wie  die  Rechte  der  beliehenen  Bauern  während  des  spatem  Hittel- 
alters immer  fester  geworden  und  in  vielen  Fällen  bis  zum  Nutzeigenthuny 
enFaü^hsen  sind,,  so  sind  im  Gegentheü  die  altern  Rechte  der  Gutsherrn 
immer  mehr  geschwunden:  die  poUiisehen,  denn  die  Gutsherrn  stehen  nicht 
mehr  als  selbständige  Gerichtsherm  im  Gentrum  der  ländlichen  Gerichtsr 
und  Gemeindeverfassung;  und  die  privatrechtlichen,  denn  es  ist  häufig  ihr 
ursprüngliches  Eigenthum  zum  Obereigenthum  verdünnt  worden  oder  ganz 
untergingen,  und  wo  es  sich  erhalten  bat,  ist  es  doch  mancher  beson- 
derer Rechte  gegen  den  Bauern  entkleidet  worden,  welche  früher  aus  man- 
cherlei Gründen  (Gerichts-  und  Vogteigewalt«  Leibherrachaft)  hejr^m^ch 
damit  verbunden  waten*    Von  der  Art  warm: 

1.    Der  Ehrschatz^  Handlohn,  Weinkauf,  Lehnwaare^  Auffahrt,  LeSh 
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§M  flmudemtmjf  d.  b.  eine  Abgabe,  welche  der  neo  Beliehene  oder  auf 
das  Gut  aqfbhrende  Bauer,  zuweilen  auch  die  einheirathende  Biurin  cn 
den  Herrn  zu  entrichten  hatte,  damit  dessen  Herrschaft  zu  ehren  und  den 
EinMtt  in  den  gutsherrlichen  Verband  zu  betätigen,  oder  auch  als  Ver- 
gebung für  die  Verleihung.  (1.  2.)  Beiderlei  Auflassungen  kommen  Yor, 
Wi»  denn  Oberhaupt  die  Mannichfaltigkeit  der  bofrechtlichen  Bestimmungea 
von  jeher  auch  in  Beziehung  auf  die  Bedingungen,  unter  denen  der  Ehr- 
sdtatz  bezahlt  werden  muszte,  als  in  Bezug  auf  die  Art  und  Grdsze  dem- 
selben grosz  war.  Ob  derselbe  und  wie  er  gelte,  ist  nur  historisch  zu  er- 
mitteln. Diese  Last  steht  aOerdings  in  Verbindung  mit  dem  Bauergute, 
Mi»  einzelne  Leistung  aber  ist  eme  Sehuid  der  Perean,  welche  Nutzungs- 
rechte an  dem  Gate  erwirbt  und  geht  daher,  wenn  sie  nicht  entrichtet 
worden,  nioki  auf  den  Nachfolger  im  Gute  über.  Wo  das  Nutzungn-echt 
Us  zum  Nuteigenthum  ausgedehnt  ist,  versteht  sich  heutzutage  die  Mtoi- 
barhiit  dieser  Verpflichtung. 

2.    Zur  Sicherung  fbr  seine  Forderung  des  Zinses  hatte«  der  Gutsherr 
froher  das  Recht  der  Selbstpßndung  des  Schuldners  auf  dem  Gute  (§.  101. 
3.),  welches  nun  wieder  veraltet  ist.    Ueberdem  diente  das  Recht  der  Älh 
meyerung  zum  Schutz  der  gutsherrlichen  Rechte  (3.  4.),   froher  mehr  so, 
dasz  der  Herr  sich  selber  Recht  schaflle,   jetzt  wenn  es  Oberhaupt  noch 
fortbesteht,  nach   vorherigem  unparteiischem  Proceszverfahren.     Die  Be- 
zwingungen der  Abmeyemng  sind  verschieden  je  nach  der  Art  der  Leihe: 
a)  Bei  der  Erbpacht   finden  sich    häufig  ähnliche  oder   die  nämUchen 
GrOnde  anerkannt,    an  welche  das  römische  Recht  die  Privation  der 
Emphyteuse  knOpft,  am  häufigsten  Nichtleistung  der  scbuMigeu  Ab- 
gaben an  den  Gutsherrn  während  längerer  Zeit  (nicht  gerade  2  oder 
8  Jahr«). 


1.  OffDUDg  V.  HHngg,  {Slnnivehli,  Zfirch.  R.  G.  I.  27S.)  Und  wer  der  ist,  dem 
der  probst  semllcbä  gueter  lihet  und  -der  si  ?od  einem  probet  enphabet,  der  sei  ei- 
nem probst  geben  vier  iLöpf  des  besten  wins. 

%,  Offbang  Yon  IV^uheim.  (Blumer^  R.  G.  d.  ^cbw.  Demokr.  I.  164.)  Nu  sin 
wir  also  berkomen,  wer  bte  des  gotzbus  guter  koffet,  der  so,  si  empfaben  von  minem 
berren  —  und  vererscbatien  als  bescbeideolicb  ist. 

3.  OlTbong  T.  ßFeiIhau99en,  [Orimmy  W.  I.  25).)  Und  wer  ob  keiner  den  zins 
aar  sant  Martinitag  nicbt  gib  den  soi  man  daramb  —  mit  des  bofs  W.  gertebteu 
fttrnennnen  und  treiben,  bis  ibm  genag  geschiebt,  —  wer  aber  saeb,  das  angewäcbs^ 
bagel,  firost ,  reiffen,  krieg  infiel  —  so  sol  man  beiten  bis  uf  den  anderen  blamen, 
viid  von  dem  anderen  blamen  (ob  solcbes  aber  wer)  bis  auf  den  dritten,  and  auf  den 
driten  ^  mag  ein  berr  Yon  Anw,  die  scbear  bescblieszen  und  scliniter  and  scbmid 
—  Torab  ausricbten,  —  and  was  ibm  daran  geprisst,  darum  sol  er  ibm  anzugreifen 
und  ta  nötbigen  baben,  an  aileo  einen  ligenden  und  fahrenden  götcm. 

4.  "Weistb.  ta  Taoem,  (Örimmy  W  11.  265)  Wenn  einer  -*-  sein  zlnsi  nicht 
•Qsricht,  mag  der  grandberr  das  gut  angreiten,  einem  andern  anselzeu  and  es  Mtt 
JAhK)-;  unTerUi^Ug  ludten.  (Tgl.  Orwn,  U.  316.) 
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b)  Bei  den  eigentlidiai  Meyerg^t$$m  kommt  regelmftnig  die  Rflduiehl 
auf  penönUehe  Dwtüehti^seit  des  Meyen  hinza,  so  dasz  der  liederliche 
Meyer  auch  daon  entfernt  werden  kann,  wenn  noch  keine  objective 
Verschlechterang  des  Guts  erfiihren  worden,  noch  die  Zinse  im  Hock- 
stand geblieben  sind. 

c)  Bei  der  nicht  erblichen  Leihe  kommen  regdmftszig  vor:  Verschlechte- 
rang des  Guts  ond  Nichtzahlimg  des  Zinses. 


f. 


DBITTES   BUCH. 

BECHT  DER  FORDERUNGEN  UND  SCHULDEN. 


Erstes  Capitel. 

Cbankter  des  deaUchcii  FordenuiprcehU. 

$.  109. 
1.    Historische  EieleitaDg. 

1.  Das  rechtliche  System  der  Forderungen  und  SchoMeD  war  in  dem 
altem  deutschen  Rechte  wenig  ansgebildet  In  den  Volksgesetien  nehmeo 
die  Schulden  auf  Bosze  und  Friedensgeld,  deren  Grund  ein  Friedenslwiich, 
und  deren  Inhalt  eine  bestironite  Summe  Gddes  war«  die  Hauptstdie  ein. 

Erst  in  dem  spAtem  Mittelalter,  als  das  stadiische  Verkehrsleben  be- 
wegter und  reichhaltiger  wurde,  forderte  das  wachsende  RedQr&iisa  auch 
eine  sorgfidtigere  Pflege  des  Obligationenrechts. 

Es  kann  daher  nicht  befremden,  dasz  in  diesem  Gebiete  mehr  ab  in 
den  andern  die  römische  Lehre  willkommen  war  und  bald  Autorität  ge- 
wann. Denn  die  Römer  hatten  die  mancherlei  obligatorischen  Verhaltnisse 
bis  in  die  feinsten  Reziehungen  hinein  mit  juristischer  Scharfe  erkannt  und 
bestimmt,  und  wenn  sie  auch  dabei  von  den  eigenthOmlichen  Formen  und 
Formeln  ihres  dvilen  und  pratorischen  Rechtes  ausgingen,  so  war  es  ihnen 
doch  in  hohem  Grade  gelungen,  auch  die  rein  menschlichen  und  dem 
Völkerverkehr  gemeinsamen  Gedanken  auszubilden.  Das  neuere  deutsche 
Obligationenrecbt  ist  daher  unter  der  Leitung  der  römischen  Jurisprudenz 
ausgebildet  worden« 

2.  Aber  auch  da  ist  ein  Stillstand  unmöglidi.  Sdion  in  firOberer 
Zeit  wurde  der  von  den  Römern  beherrschte  Kreis  der  Obligationen  durch 
ganz  neue  Rildungen,  welche  vorzflglich  dem  Handelsverkehr  ihre  Ent- 
stehung verdanken,  bedeutend  erweitert,  und  zu  den  aHem  Obligationen 
kamen  eine  Reihe  neuer  zum  Theil  höchst  eigenthQmlicher  Forderungen 
und  Schulden  hinzu,  fQr  welche  die  römische  Theorie  wohl  als  Vorbild 
beachtet  werden  konnte  aber  nicht  mehr  ausreichte.  Die  neuere  Zeit,  in 
welcher  die  Geldgeschäfte  und  der  Verkehr  mit  Vermögensrechten  jeder 
Art  unendlich  reich  geworden,  vermdirt  fortwahrend  die  liannicfa6Jtig|Leit 
solcher  obligatorischer  Verhaltnisse. 
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üd)erdein  aber  weicht  das  moderne  Recht  in  einigen  Grundgedanken 
von  der  römischen  Vorstellung  ab,  und  wenn  man  näher  zusieht,  wird 
man  erfahren,  dass  schpn  das  filtere  deutsche  Recht,  ungeachtet  seiner 
geringen  Ausbildung  der  einzelnen  Forderungen,  doch  in  wesentlichen  Rer 
Ziehungen  den  Anstosz  zu  einer  Fortbildung  des  Obligationenrechts  im 
Ganzen  gegeben  hat,  welche  hinwieder  von  der  neueren  Zeit  vollzogen 
und  in  ihrer  Weise  fortgesetzt  wird. 

S-  110. 
9.    Eigeothömliefae  Grandgedanken  des  deutschen  Rechts. 

1.  Die  Römer  betonen  voraus  das  gemeinsame  objective  Recht$band^  die 
obligatio,  welches  die  beiden  verbundenen  Personen,  die  beiden  m  (Gelter J, 
zusammen  halt.  Die  deutsche  Sprache  hat  dafOr  nicht  einmal  eine  ent« 
sprechende  allgemeine  Bezeichnung,  denn  der  Ausdruck  „Gedinge**  weist 
auf  die  gerichtliche  Entstehungsform,  nicht  auf  die  Existenz  der  obligatio 
hin.  Dagegen  hebt  sie  mit  Nachdruck  die  beiden  Seiten  der  obligatio,  die 
Forderung  des  Gläubigers  und  die  Schuld  des  Schuldners  hervor:  und  in* 
dem  sie  diese  bdden  Seiten  jede  für  sich  zu  betrachten  liebt  und  entschie- 
dener sondert,  behandelt  sie  dieselben  auch  mit  gröszerer  Freiheit,  die 
einen  als  Bestandtheile  des  activen  Vermögens,  des  Eigenthums  im  weitern 
Sinn,  welche  dem  Verkehre  verfallen,  die  andern  als  Bestandtheile  des 
fossilen  Vermögens,  und  zwar  in  der  Regel  der  fahrenden  Habe. 

Deszhalb  können  bestimmte  Schulden  auch  leicht  in  eine  nähere  Be* 
tiehang  treten  zu  einem  eigenthümJUehen  Vermögensstüek  oder  zu  einer 
hesondem  Vermögensart.  So  folgen  z«  B.  die  Lehen-  und  die  Stammguts^ 
adiulden  dem  Leben-  und  dem  Stammgote.  So  spricht  man  von  Handek'* 
schulden,  die  zunächst  auf  dem  Handelsvermögen,  von  ehelichen  Schulden 
die  voraus  auf  dem  errungenen  Gute  der  Ehegatten  haften  u.  s.  f. 

2.  Das  römische  Recht  hält  an  dem  einfachen  Gedanken  einer  per- 
Mönlichen  Verbindung  bestimmter  Individuen,  des  Gläubigers  und  des  Schuld- 
ners fest.  Unser  neueres  Recht  dagegen  betont  mehr  den  objectiven  ffe- 
halt  (den  WerthJ  der  Forderung  oder  Schuld  und  behandelt  diese  Güter 
daher  auch,  analog  den  eigentlichen  Sachgütern,  als  Gegenstände  des  Ver- 
kehrs ^.    Es  läszt  daher  leichter  eine  Aenderung  in  den  persönlichen  Ver- 


*  Henche  nenere  Jwriflen  hellen  diese  AvIliMttog  Ar  lu  kttnsilich  mid  sogtr  f&r  Jurletieeh 
«ndenUMT,  urell  die  obligatio  nicht  wie  die  Sache  ein  lusierliches  Daaeyn  für  eich  habf,  son- 
dern nur  als  Willensberrschaft  des  GUubigers  über  den  Schuldner,  also  der  Person  Ober  die 
Person  existire.  Es  Ist  allerdings  wahr«  dasz  obHgaiio  ursprOnglich  nnd  wesentlich  eine  B«* 
990km9t0  M»  PtfTMii  w  PrrM«  und  nicht  eine  Beziehung  von  Person  zur  Sache  sei,  aber  sie  Ist 
doch  Ton  Anfang  an  keimt  rtiM-fwUnUekt  (familienarlige),  sondern  immer  eine  B«%iehmm$  «•« 
ytrm§§mu»ertk  ^Gcldwenh),  sie  ist  liein  ideales,  sondern  ein  reales,  kein  Geistes-  sondern  ein 
materielles  Verhältoisz.  Es  bedarf  daher  nur  einer  deutlichen  Formulirung  dieser  materieUen 
Seite  des  Verhältnisses,  um  Jedermann  die  GegriutiUuUiehktit  zunächst  der  Forderungen  klar 
zn  machen  und  dieselben  als TerkthrsgUter  darzustellen.  IndtüWtrikfmpi^rem  (|li9  a)  hat  da» 
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MRoissen  za,  wenn  mir  der  Inhalt  dersdbe  bleibt  Wlhrend  daher  das 
klassische  Recht  der  Römer  die  U^rtragnng  der  Forderung  nur  in  der 
▼eraiittelndett  Form  einer  ceuio  aetionü,  nicht  obHgaÜomi  kennt  —  die 
iwtHUio  blieb  auf  den  Namen  des  ursprünglichen  Greditors  gestellt  nnd  der' 
eetsionarius  war  nur  ein  pro^rator  des  Gläubigers  —  so  bkszt  unser  Recht 
<iline  Bedenken  die  Forderung  ulbtt  veräuizem,  so  dasz  der  ursprüngliche 
Gläubiger  auch  der  Idee  nach  aufhört  es  zu  sein,  und  ein  neuer  Gläubi* 
ger  zu  eigenem  Recht  in  dieselbe  eintritt  Es  g^t  so  das  Band,  das  der 
frühere  Gläubiger  in  freier  Hand  gehalten,  ganz  in  die  Hand  des  neuen 
Erwerbers  der  Forderung  Ober.  Das  deolsohe  Reoht  kennt  so  eine  Ueber- 
tragung  der  Forderungen  im  eigentlichen  Sinn. 

Es  scheint  sogar  dem  neueren  Rechte  unter  gewissen  Voraussetzongen 
zuljkssig«  dasz  auf  die  personliche  Folge  der  Gläubiger  gar  keine  oder  nur 
eine  untergeordnete  Rücksicht  genommen  nnd  das  obhgatorisdie  Band  so 
vollständig  an  eine  Urkunde  geknt^ft  wurde,  dasz  mit  dem  bk>szen  Besitze 
dieser  zugleich  die  Forderung  übertragen  wird.  Bei  aUen  WertJ^^ieren 
wird  so  die  Uebertragnng  der  Forderung  Yon  der  üebergabe  der  Urkunde 
abhängig;  bei  den  Papieren  auf  den  Inhaber  insbesondere  wirkt  die 
Besitzübergabe  der  Papiere  so  entscheidend,  dasz  die  persönliche  Kette» 
welche  den  jetzigen  Inhaber  mit  dem  ursprünglichen  Gläubiger  verbindeC, 
nicht  weiter  nachzuweisen  ist  (§.  117.) 

3.  Auf  der  Seite  des  Schuldners  läszt  sich  nicht  eben  so  leicht  ein 
Uebergang  der  Schuld  erreiclien;  denn  dieser  ist  nicht  blosz  verbanden 
sondern  gebunden,  kann  sich  daher  weder  willkürlich  losmachen  noch  einen 
andern  an  seine  SteUe  schieben.  Indessen  selbst  da  kommt  eine  Ueher" 
nähme  der  Schuld  oder  ein  Eintritt  in  die  Schuld  durch  einen  Nachfolger 
vor,  welche  durch  einbchOt  wenn  auch  ganz  formlose  Anerkennung  von 
Seite  des  Gläubigers  hinwieder  voUe  Wirksamkeit  auch  diesem  gegenttber 
gewinnt 

Es  gibt  eine  freiwillige  und  eine  nothwendige  Schuldenübemahme. 
Die  erstere  beruht  auf  freiem  Vertrag  zwischen  dem  alten  Schuldner  und 
dem  neuen  Uebernehmer  der  Schuld ;  die  letztere  ist  Wirkung  einer  beste- 
henden Institution  oder  wird  als  selbstverständliche  Folge  eines  Rechts- 
geschäfts betrachtet  Von  der  Art  ist  die  Uebemahme  der  Schulden  eines 
Ehegatten  durch  den  andern  Ehegatten  in  der  Gütergemeinsdürft,  die 
Schuldenübernahme  eines  neu  in  die  Firma  eintretenden  oflenen  GeseD- 
schafters,  die  Uebernahme  der  auf  einem  Gnmdstüek  versicherten  SefanMen 
durch  den  Erwerber  des  Guts,  welche  in  einzelnen  Rechten,  z.  B.  dem 
Lflbischen  im  Norden,  dem  Zürcherischen  im  Süden  Deutschlands  dem 
Erwerber  geradezu  zur  Pflicht  gemacht  ist    Es  entsteht  keine  neue  Schoid» 


neoere  Recbt>lne  s^mdnTenUDdliche  Fassung  dieser  GegeBsttodlldikeU  ausgebildet,  und  die 
darauf  angewendeten  dem  Sacbenverkehr  analogen  Verketirsformen  liegen  liier  offen  so  Tage. 
Was  aber  einmal  wirklich  geworden  isi,  mutt  auch  denkbar  sein. 
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soDdern  ein  neaer  Sebuidner  tritt  in  die  alte  Schuld  ein.  (1. 2.)  Dem  GUu- 
biger  gegenüber  wird  der  alte  Schuldner  freilich  nun  befreit,  wenn  jenet 
diese  Uebemahme  anerkennt.  Es  hängt  aber  nicht  mehr  von  der  WUMr 
des  neuen  Schuldners  ab,  sich  dieser  Anerkennung  zu  entziehen. 

Das  deutsche  Recht  kennt  sogar  Schulden,  welche  mit  Grundhesüz 
80  unauflöslich  verbunden  sind,  dasz  sie  zugleich  mit  der  (sachenrecht- 
lichen)  Uebertragung  des  letztem  und  in  Folge  dieser,  ohne  dasz  €8  der 
Anerkennung  des  Gläubigers^  bedarf,  von  Rechts  wegen  auf  den  Gutsnach- 
ibiger  übergebeo   (fundirle  Schulden  §.  90). 

4.  Von  weitgreifender  Wirkung  auf  die  Gestaltung  des  ganzen  Obll« 
gationenrechts  ist  die  deutsche  Regel  der  Kiagbarkeü  der  Verträge^  nebe» 
welcher  der  römischrecfatliche  Gegensatz  der  contractus  und  pacta  nicht 
bestdien  kann,  und  eine  yertragsmttszige  Regelform  wie  die  römische  ettpu- 
UUtQ  unvereinbar  ist  Neben  dieser  Regel  hat  das  neuere  Recht  Terschie- 
dene  eigenthOmliche  Formalobligationen  erfunden  und  ausgebildet,  iüdeai 
es  sich  bauptsftchlich  der  schriftlichen  Renrkundung  dazu  bediente  uhd 
maneherlei  Werthpapiere  erzeugte.  (Vgl.  darüber  $.  112.  und  116«  a.  ff.) 

5.  Das  deutsche  Recht  kennt  femer  ihm  eigentfadmliAe  Verbindun- 
gen zwder  oder  mehrerer  Personen  zu  einer  Gemeinschaft  der  Forderung 
oder  der  Schuld^  welche  die  Einheit  der  Forderung  oder  der  Schuld  voll- 
aHndig  bewahrt,  und  doch  eine  Hehrzahl  von  Gläubigern  oder  Schuldnern 
bei  derselben  betheiligt,  Gesammtforderungen  und  Gesammtichulden. 

Zuerst  ist  dieser  Gedanke  wohl  schon  im  ältesten  Recht  in  dem  Rechte 
der  Familiengenossenschaft  auf  das  Wergeid  für  das  erschlagene  Familien- 
glied und  in  der  Wei^eldverpflichtung  der  Familie  für  den  Todtschläger 
hervorgetreten,  und  hat  später  auszer  der  gemeinsamen  Verpflichtung  der 
Getheilen  zur  Leistung  eines  Gesammtzinses  von  dem  getheilten  Gute  auch 
in  rein  obligatorischen  Verträgen  und  in  der  erbrechtlichen  Succession 
mehrerer  Erben  in  die  Forderungen  und  Schulden  des  Erbiassa-s  mancher- 
lei neue  Anwendungen  erlnngt 

Solche  Gesammtforderungen  und  Gesammtschulden  können  auch  durch 
Vertrag  begründet  werden.  Dahin  gehört  das  Versprechen  oder  Gelöbnisz 
zu  geeamnUer  Hand  (conjnncta  manu),  welches  in  den  Rechtsquellen  des 
Hitteklters  oft  erwähnt  und  insbesondere  auch  auf  die  Büiigschaft  ange- 
wendet wird. 

1.  Lühisehe  Verordnung  r.  1848.  S*  ^'  ^ür  alle  in  einem  OfTenUichen  Hypo- 
fhekeubocbe  (Pfindbache)  auf  das  Folium  eines  Grundstücks  Protokoll irten  Schul- 
den ond  Lasten,  sie  bestehen  in  Pfandgeldern,  Wteboldsrenten,  Grundhanern  oder 
worin  sonst,  haftet  derjenige,  auf  dessen  Namen  das  Grundstück  geschrieben  steht 
In  der  Regel  persönlich;  ohne  Unterschied,  ob  die  Belastung  während  seines  eigenen 
pfandbnchmüszigcn  Besitxes  eingetragen  worden  ist  odec  schon  Torher. 

2.  Zürcher  Gesetzb.  g.  815.  Wird  das  Eigenthum  eines  GrandStfickes» 
worauf  Schulden  Tersichert  sind,  ungetheilt  auf  einen  neuen  Erwerber  übertragen,  so 
ist  dieser  verpflichtet  mit  der  yerpilindeten  Sache  auch  die  darauf  haftenden  Schul« 
den  in  übernehmen. 
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Die  Gesammtschuld,  sei  es  dasz  sie  von  selbst  ans  den  Inslitiitioiien 
folgt  oder  vertragsmAszig  begründet  wird,  kommt  in  zwei  Formen  vor: 

a)  ohne  Theilung  der  Schuld,  so  dasz  jeder  der  Gesammtscholdner  sofort 
für  das  Ganze  (in  solidum)  haftet  und  der  GUubiger  weldien  er  will, 
belangen  kann  (3.),  Solidarschulden; 

b)  mit  Theüung  der  Schuld^  so  dasz  jeder  Antheikr  zunächst  für  seinem 
Theü  haftet,  aber  mit  den  übrigen  Anlheilem  zusammen  subsidiär  für 
die  ganze  Schuld  verbunden  bleibt  (4. 5.)«  TheiUchulden. 

Beide  Formen  kommen  noch  im  heutigen  Rechte  vor.  Im  Zweifel 
aber  ist  die  Gesammtschold  in  der  zweiten  Gestalt  (mit  Theflschold^)  ge- 
meint (6.  7.) 

Die  Gemeinschaft  ttuszert  sich  in  beiderlei  GesammtschuMen  darin: 

a)  dasz  die  eingetretene  Insolvenz  eines  Schuldners  den  andern  schadet, 
und  zwar  auch  dann,  wenn  sie  erst  nach  der  Litis  Contestation  ein- 
getreten ist  (8.); 

b)  dasz  jede  Befreiung,  welche  der  Gläubiger  einem  der  Mitschuidner  zu 
Theil  werden  läsr^,  in  so  weit,  als  sie  jenem  gegeben  ist,  auch  zu 
Gunsten  der  andern  Mitschuldner  wirkt  (9.); 


3.  Sotwiar  Stadtr.  c.  52.  {Seiberh  II.  8.  393):  Lovet  me  lyde  mit  sameiHler 
hant,  so  hevet  dej  cleghere  dfy  macht,  dat  hey  beclaghen  mach,  wilkeren  hey  wil, 
und  wilkeren  hey  beghripet  mit  gherichte,  deme  mach  hey  volgheo  also  ein  recht  is. 

4.  S,  9p.  Stf.  §.  1.  Svar  mer  lüde  den  ein  geloven  to  saniene  en  weregell  oder 
en  ander  gelt,  al  iin  tie  U  pUchüch  io  letlew,  die  wile  it  unvergulden  is  und  mchi 
ir  J9welk  al,  mcr  manlik  also  vele  alse  ime  geboret  und  alse  vern  als  man  in  dar  to 
getvingen  mag  von  geriehtes  haWen  die.  deme  it  dar  gelovet  is,  oder  diemii  immge" 
lovede^  of  he  ii  vor  ine  oergaläen  keoei, 

5.  ßamberger  Stadtr.  Art.  233.  234.  Sind  iwen  ^  oder  mere  —  einem  icht 
schuldig  and  ob  sie  woll  geloben  mit  einander  undtcrschiedenitch  darumb,  welchen 
unter  in  man  den  für  fasset  mit  gericht  der  soll  eein  oiutfA/ geben  an  hauptgeld  und 
an  schaden,  und  soll  umb  das  ander  dann  geruet  sitxen  «/#  Ung^  bis  man  den  andere 
mit  gericht  auch  Tur  vasset,  und  das  soll  der  ciaicer—  nit— >  mit  ge verde  vertibeo.— 
Entgingen  im  aber  die  anndern,  das  si  im  nicht  recht  dafür  teten  oder  entwichen, — 
den  so  soll  es  der  allein  richten,  den  man  vor  zu  bekenntnusi  bracht  hat. 

6.  Oetierr.  Gesetzb.  $.  889.  Ausser  den  im  Gesetze  bestimmten  FSIIen  haftet 
aus  mehrem  Mitschuldoern  einer  theilbaren  Sache  Jeder  nur  für  seinen  Anlheil. 

7.  Zürcher  Gesetzb.  g.  936.  Im  Zweifel,  wenn  nicht  aus  der  Natur  des  Ge- 
sehliftes oder  aus  der  Yerabredung  auf  eine  andere  Auffassung  des  Verhkllnisses  zu 
sehlieszen  ist,  ist  anzunehmen,  es  sei  eine  Gesammtforderung  oder  Gesammtschold 
(S«  93tf  litt.  b.  [mit  Theil  forder  ungcn  und  Theilschulden])  gemeint. 

8.  Blume  d,  Magdeb.  Rechts.  III.  96.  Globin  leuie  mit  gesamptir  bant  ein 
gelt,  stirbit  ir  ein,  dy  andern  musseoz  leistin  nach  dem  geJubde  alz  recht  ist  III.  09^ 
Globin  leute  mit  iresamptir  hant,  und  wurde  ir  ein  abuunnig  odir  der  sachewalde, 
dy  andern  mussin  leistin  nach  dem  alz  sy  globit  haltin.  III.  100.  Globtin  leute  mit 
gesamptir  brnd,  und  wurde  der  burgin  ein  vorczahlt  odir  vorworchte  er  leib  und 
gut»  dy  burgin  mit  den  er  geloblt  hol  mugin  mit  ir  bewisuogen  sein  gut  vorsper- 
ren und  sich  ir  marczal  doran  irholen  billichicher  und  ee,  wen  sy  ymant  doran  gehin- 
derin  muge. 

9.  Zürcher  Geseub.   g*  ^^-    ^^  GUubiger  ist  mit  Rücksicht  auf  seine  Gas- 
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c)  dasz  der  zahlende  Mitschaldner,  auch  ohne  dasz  er  der  Cession  der 
Klage  bedarf,  von  Rechts  wegen  den  R,egresz  hat  auf  die  übrigai,  so 
dasz  sich  anch  unter  den  Solidarscholdnern  am  Ende  die  Schuld  yer- 
theat    (8.10.11.) 

6.  Die  reichere  Gestaltung  und  die  freiere  Behandlung  der  Forderun- 
gen und  Schulden  auch  als  VerkehrsgOter  eröffnete  auch  der  Sielkertretung 
bei  Begründung  oder  Tilgung  von  Forderungen  und  Schulden  einen  freieren 
Spielrauoi»  als  das  römische  Be  ht  gewahrt  hatte.  In  Folge  davon  ist  wie- 
der das  römische  Obligationenrecht  bei  seiner  Anfiaabme  in  Deotschland  in 
vielen  Beziehnngen  umgeändert  worden. 

Das  Princip  der  freien  SteUoertreiung  ist  in  dem  heutigen  GeschAfts- 
verkehr  allgemein  in  dem  Sinn  anerkannt,  dasz  der  ermächtigte  Stellver- 
treter, wenn  er  im  Namen  des  Vertreters  handelt,  unmittelbar  diesen  die 
Forderung  erwirbt  oder  diesen  zum  Schuldner  macht,  ohne  selber  obligirt 
zn  werden.  (12.) 

7.  Nach  dem  altrömischen  Rechte,  in  welchem  die  SchArfe  des  per- 
sönlichen Princips  entschiedener^  vortritt,  haftet  Asnn  auch  der  Schuldner 
mit  ieiner  Penan  und  nicht  mit  t^fiem' Vermögen  für  die  Schuld,  und  erst 
spAter  wurde  ihm  gestattet,  durch  Hingabe  seines  Vermögens  sich  der 
Schuldhaft  zu  entziehen.  Nach  der  früh  entwickelten  deutschen  Rechts- 
ansicht dagegen  haftet  der  Schuldner  zunächst  mit  seiner  fahrenden  Habe 
fttr  die  Erfüllung,  und  erst  dann  kann  der  Gläubiger  auf  ihn  greifen  und 
ihn  in  persönliche  Schuldknechtechaft  führen  (13.),  spAter  ins  SckMgeßng- 
niiz  (SekuldthurmJ  versetzen,  wenn  derselbe  »weder  Pfand  noch  Pfennig« 

sioDspflicht  dafür  verantwortlich,  dasz  er  nicht  nach  der  Fntstehang  der  Solidarver- 
bindlichkeit  die  rechtliche  Lage  des  eiDcn  Solidarschuldners  zum  Schaden  der  übri- 
gen besser  stelle. 

10.  Zürcher  jGesetsb.  $•  ^^  Weao  ein  TbeilschnIdDer  die  gante  Schald  be- 
fahlt, so  erwirbt  er  gegen  die  Mitscholdner  das  Recht  auf  verbiltniszmiszigen 
Brsats« 

11.  Oe§terr.  GeseUb.  $.  896.  Ein  Mitscholdner  xor  ungetheilten  Haod»  wel- 
cher die  ganze  Schuld  aus  dem  Seinigen  abgetragen  hat,  ist  berechtigt,  auch  ohne 
geschehene  Rechtsabtreiung  von  den  Uebrif^en  den  £r«atz  und  zwar,  wenn  kein  an- 
deres besonderes  Verhilinisz  unter  ihnen  besteht,  zu  gleichen  Theilen  zu  fordern. 

12.  Zürcher  Ges.  £.  949.  Wer  dazu  ermirhtigt  ist,  kann  auch  für  einen  an- 
dern eilten  Vertrag  abschlieszen,  so  dasz,  wenn  er  als  Stellvertreter  sich  zn  erkennen 
gegeben  bat.  nicht  der  Vertreter  sondern  der  Vertretene  zum  GIMublger  oder  Schuld- 
ner wird.  Die  Ermlchtigung  kann  entweder  für  das  einzelne  Gesehifl  besonders 
oder  im  Allgemeinen  für  eine  Keibe  von  Geschiften,  wie  z.  B.  für  den  Geschä^8- 
ftthrer  oder  Factor  einer  Kaufhandlung,  ertheilt  worden  seyn  oder  aus  den  Verhili- 
nisaen,  wie  z.  B.  für  den  Vater  mit  Bezug  auf  die  Verwaltung  des  Vermögens  seiner 
Kinder,  sich  ergeben. 

13.  yerm.  S.  *p.  II.  10.  2.  En  mag  der  Richter  nicht  von  eime  gehelfen  also, 
das  her  also  vil  pfandis  in  siner  gewere  nicht  vindet,  das  her  das  gebelfen  möge,  so 
teile  man  im  mit  der  band  dem  dem  her  gelten  sal.  Her  sal  in  abir  beiden  glich 
•Cime  gesinde  und  ap  her  in  an  der  schult  wll  lassin  erbeiten,  das  mag  her  thun« 

Blantachli,  dentachea  Privalrecfat  S.  AnlL  20 
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hat.  Auch  in  diesen  Gedanken  aber  ReaKsining  der  Forderungen,  welche 
noch  in  der  heutigen  Rechtsbildnng  fortleben»  zeigt  sich  von  nenem  die 
objective  Bedeutung  der  Forderungen  und  der  Schulden  und  ihr  Zusanmien- 
hang  mit  dem  Activ-  und  Passiv- Vermögen. 

*  Delbrück,  Die  Uebernabme  fremder  Schulden  nach  gem.  und  preuat. 
Rechte.  Berlin  1853,  und  fVindscheid,  in  der  Krit.  Ueberschau  t.  Arndts, 
BlurUschli  und  Pöxl  u.  s.  f.  1.  S.  27  ff.  Buehka,  Die  Lehre  von  der  Stell- 
vertretung bei  Eingehung  von  VertrSgen.  Rostock  l852.  Briiu,  Rritische 
Blätter  Nr.  2.  Erlangen  1^58.  Mlfrikk  in  der Zeitacb.  f.D.  R.  XV.  S.  185  ff. 
(>.  Slobhej  zur  Geschichte  des  deutschen  Vertragsrechts.  Leipiig  165S. 


Zweites  CapiteL 

Von    den    Verträgen. 

S.   111. 

1.    Geschichte  und  Princip. 

1.  Das  altere  deutsche  Recht  kennt  keine  «n  der  RtgA  noikwmiiqe 
Vertragsform,  wie  die  stipulatio  der  Römer  gewesen,  sondern  hat  den 
Grundsatz,  dasz  j^ofes,  mit  der  Absicht  sich  zu  verpflichten  einem  Andeni 
gegebene  Venprechen  auch  bindmde  Kraft  habe,  imd  eine  Etage  des  Gläu- 
bigers begründe,  gleich  viel^  in  welcher  Form  dasselbe  gegeben  worden 
sei.  Die  Deutscheu  folgten  in  dieser  Hinsicht  ihrem  moralischen  GefOhl 
von  Ehrbarkeit  und  Treue  und  beachteten  insofern  allerdings  weniger  den 
juristischen  Werth  einer  bestimmten  obligatorischen  Form.  Das  alte^rtdi- 
wort:  „ein  Wort  ein  Uann^  drückt  diesen  Gedanken  aus.    1.) 

Aber  man  darf  nicht  sagen,  dasz  den  Deutschen  die  Vertrag$form 
^eichgüliig  gewesen  sei.  Im  Gegenthfeil  auch  dem  alteren  deutschen  Aechte 
ist  die  Form  von  groszer  Bedeutung.  Es  hängt  freilich  nicht  die  ExUwm 
einer  Forderung  davon  ab,  wohl  aber  in  hohem  Grade  der  Beweis  der- 
selben, und  damit  ihre  Dwrchführvng  im  Procesz* 

Es  kommen  daher  mancherlei  Vertragsformen  von   bestimmter,   zum 
Tbeil  sehr  einfluszreicher  Bedeutung  vor.    V^ön  der  Art  waren: 
a   die  sgmboUschm  Formen  des  Halms  (stipula  festuca)  (2.),  des  Band- 

1.  S.  tp.  I.  7.  Sve  lebt  borget  oder  lovet,  die  sal't  getden  und  9vmi  he  dai^ 
dai  »al  he  ttede  hakten,  WH  he  is  aver  fersaken  dar  na  heantvort  It  ime  mit 
Binem  ede,  svat  be  vor  gericbte  nit  geleol  De  hevet.  Svat  he  aver  vor  gerichte  dnt, 
des  vertilget  en  de  sakeweldige  mit  tveki  manneD  vnd  de  ricbtere  aal  de  dridde  sin. 

2.  Form,  Afareulf.  I.  21.  Omnes  cauaas  per  festacam  ei  visus  est  commen- 
dasse. 
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sehlagB  (S.)»  des  gemeinsamen  Trunkes  f  Weinkauf).  Sie  dienten  min- 
destois  dazu,  den  wirklichen  Vertragsabschlnsz  im  Gegensatze  zn  bloszer 
Unterhandlnng  klar  za  maehen  rnid  zu  fiiiren,  und  waren  wie  der 
Handschlag  heute  noch,  bei  gewissen  VerCragsarten  allgemein  im 
Gebrauch« 

b)  Die  ftterUehm  Worte  („gelehrte  Worte  gestabte  Worte*']  kamen  auch 
da  vor  In  derasetben  Sinn,  nur  nichl  so  allgemein  wie  das  epondesne  ? 

'■  ifondeo  der  Römer.    Das  war  indessen  nur  ein  Keim,  der  nicht  zur 
weitem  Ausbildung  gedieh. 

c)  Von  ganz  besonderer  Wichtigkeit  war  der  Gegensatz  der  auseergericht- 
Uchen  einseitigen  Gelobniise  zu  den  gerichHiehen  Gedingen,  der  im 
sjbofarisdien  'Aaehte  tvorziglich  ausgebildet  enebeint  Das  ausaergericht- 
ticb»  Vefspracben  war  ^ewar  klagbar,  aber  die  WirksandEjeit  der  Klage 
war  doch  tob  der  Gewisaenhaftigkeit  des  Schuldners  abhängig.  Schwor 
deneibe  den  Bid  der  NiehUOkM  (,«Uo8ehuld'')»  so  hatte  der  Klüger 
kcM  If ittelf  die  Biialenz  seiner  Forderung  fl»  beweisen.  Das  gericb^ 
Ucbe  Gelöbiusfl  dagegen  fand  in  dfv  Kunde  des  Gerichtes  (des  Rieh* 
ters  mit  zwei  Sehfläen)  eine  sichere  Bewabrungt  welohe  den  Eid  dee 
Unschuld  ausschlosz.  (!•  4-«-&) 

d)  Nach  andern  deutschen  Rechten  dienten  die  gerichtlichen  Urkunden^ 
und  d|iai^  &l^h  4^e  MchriftUcheti  Privattirkunden,  welche  unter  glaub- 
würdigem Siegel  ausgestellt  wfrei^  in  ^i^^ph^r  .Weisf  d^zu»  den  Be? 
weis  der  Forderung  gegen  das  Läugnen  des  Beklagten  sicher  zu 
stellen,  im  Gegensatz  zu  den  bU)Sz  mflndlichen  Versprechen,  welche 
mit  dem  Eid  der  Nichtschuld  abgeläugnet  werden  konnten,  verbriefte 
SchMen.  (4—6.) 

e)  War  so  anfongs  dar  blosze  Zcugenbeweis  aoBgeschlossen,  so  kam  man 
später  in  den  Stidteo  dazu,  Verzeichnisse  von  glaobwürdigni  Zeugen 
zu  UMichen,  und  einen  vor  zwei  oder  mehreren  dieser  ^^genannten 
Zeugen^'  (testes  nominati)  abgeschlossenen  Vertrag  für  ebenso  kundbar 
zu  erklüTen,  wie  das  vor  Gmcht  oder  Haifa  erklftrte  Gedinge.  (7.) 

•    ■     . .  ■    ■  —      - -  . .  ■ 

8;    0ie  Ausdrücke:  fides  manu  data»  manafirmatio,  Usadband.  Handfeste,  toppt 

4.  Lex  fiip,  69.  e.  i.  81  qois  alteri  «Hqakl  Tendiderit,  et  emtor  Teaditioals 
testaneiKUiA  accipere  veliierit,  in  mallo  hoe  facere  debet. 

0.  Xar  Alttwu  20.  Et  si  (presb^ter)  conealabiflm  feetrii  aut  de  maneipio  aut 
de  terra,  semper  epistolam  firmitatis  faciat,  ut  contentio  dod  flat,  Dec  ecciesia  per- 
dat,  qaod  legitime  possidere  debeat. 

Ik>  Stadir.  V.  AUenburg  f.  i5t6.  %.  30.  Quicanqae  caram  ScoUeto  et  majori 
fiarSe  ooDSilif  aliqaid  apopaodcrlt  et  pfwunodum  inflctari  folaerit,  per  easdem  coo- 
vittci  poterii  de  promi«so>  sen  etlam  delata  magua  fueriai  sive  paaca. 

7.  fViener  Stadtr.  $.  80.  Omnis  eraptio  et  venditfo,  obligatio,  pfgnoratio,  do- 
natio prediorum,  domorum  vineai'am  vei  quanimcuoque  rerum,  qn»  estimate  fne-^ 
tl«l  oliaa  inia  talenu,  et  quadlibei  negotlonfi  ardoiun  rrtemoria  dignum  earam  duo- 
btts  fei  plaribua'UlafUUi  C.  vitoraiti.oakebrelnr  «t  agatur. 

20» 
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2.  Ab  das  römische  Recht  in  Deotschhiid  Aalhahtie  fiund,  so  Uesf 
sieb  doch  die  Form  der  Stipolatio  nicht  in  die  Sitte  des  Verkehrs  flber^ 
tragen,  und  die  Jarispmdenz  suchte  iwischen  der  römischen  Vertragslchre 
und  der  einheimischen  Gewohnheit  so  zu  vermittein,  dass  sie  die  farmeäe 
Seite  in  jener  als  antiqnirt  ausschied,  den  objedioem  Inhali  derselben  aber 
auch  in  dem  furmlos  entstandenen  Vertrage,  so  weit  es  thnnlich  schien, 
schotzte.  (8.)  Der  Einfhisz  der  neuen  Bechtphilosophie,  wt-khe  auf  den 
GedaniLen  und  den  Willen  allen  Nachdruck  legte,  hat  Oberdem  dazu  bei- 
getragen, die  Form  des  Vertragswillens  als  w^erhMiek  zu  eikliren.  So 
wurde  spAter  das  Obligationenrecht  formloser  noch  als  es  früher  auch  in 
Deutschland  gewesen  war« 

3.  Sicher  lag  in  dieser  Miszachtung  der  Form  eine  Deberspannnng 
der  Wahrheit,  dasz  der  Vertragswille  selbst  das  eotscheideQde  Momeat  sei, 
und  es  ist  die  FomUoiigheü  der  Verträge  ein  Udid»  an  welchem  unsere 
Praxis  und  Jurisprudenz  vielfach  leidet ,  welchem  aber  schwer  ta  begegnen 
ist  Die  Regel  ist  nun  allerdings:  Auch  der  formlöu  Vertrag  bimdei  umd 
i$i  Uagbar.  Von  derselben  aber  gibt  es  eine  Reihe  wichtiger  Ausnahmen, 
in  denen  beetimnUe  Formen  gebräuchlich  oder  geradezu  ftlr  eine  besondere 
Art  der  Obligationen  ttoihwmdig  geworden  sind* 

*  Has$e  in  der  Zeitsch.  f.  gesch.  Rechtswiss.  1.  S.  37  ff.  und  Im 
Rhein.  Museum  11.  S.  197.  Bfieler,  firbvertrige  II.  57.  O.  SMhe,  tur  Ge 
scftiicbte  des  deutschen  Vertragsrechts.  L 

$.118. 

S.    BchrifUicbe  Form. 

1.  Die  Schrift  dient  nicht  hbsz  dazu,  den  Inhalt  des  Vertrages  zu 
fiiirai  und  den  Beweis  zu  sichern,  sondern  in  vielen  Filien  ist  die  eehrifl- 
Uehe  Form  nothnoendig  ftr  die  Goltigkeit  des  Geschifts.  Innenhalb  der 
gehörigen  Schranken  ist  diese  Ordnung  der  Sitte  und  den  Bednr&iissen  des 
neuern  Verkehrs  gemftsz;  nur  darf  dieselbe  nicht  zur  aligemeiBen  abstrac- 
ten  Regel  erhoben  werden,  welche  hinwieder  die  gute  Treue  und  die 
Sicherheit  des  Verkehrs  beeintrAchtigen  wOrde«  Das  preuiMieche  Landrecht, 
welches  für  alle  Vertrage,  deren  Gegenstand  die  Summe  von  5Q  pr.  Tha- 
lem  erreicht  oder  Obersteigt,  schriftliche  Form  fordert,  und  dem  mOnd- 
lichen  Vertrage  keine  Klagbarkeit  gestattet  (1.),  geht  hier  zu  weit 


3.  SUdtr.  V.  Frtxhurg  ▼.  15S0.  H.  6.  Welcher  den  aadeni  etwas  mü  l>e- 
dacliUicheit  zusagt,  es  sig  nit  bloHen  worteo  oder  aadeni  susagungea,  die  wert 
sreot  wie  sy  wollen,  so  sol  der  iben  der  logesagt  hat  aio  sttsegeo  halteo  und  mag 
mit  recht  dareu  geiwungeo  werden,  denn  es  gepürt  aich  menschlicher  erberkeit,  das 
man  glonben  balle,  es  wer  dann  das  susagen  umb  vnerlicb  aacben. 

1.  yV«iiM.  Undr.  I.  tf.  8-  'tSi.  Ein  Jeder  Vertrag,  deaaen  Gegeaataad  aber 
ttO  Tbbr.  In  Silber-Goorant  belauft,  muai  achriMIdi  arricbtel  werden. 


%.  IIS.    Sdirirtltdie  Foitt«  {O9 

jftrmzSiiiehe  Cesettgebimg  (%^  steht  der  Altern  deatschrechtiicben  Unter- 
scheidung zwischen  anszergerichtKchen  und  gerichtlichen  Versprechen  nSher, 
fodem  sie  den  mündlichen  Vertrag  nicht  fdr  unwirksam  erklart,  aber  auf 
die  Gewissenhaftigkeit  des  Schuldners  abstellt,  und  fOr  wichtigere  Verträge 
nur  einen  Urkundenbeweis  durch  notarlalischen  oder  unter  Privatunter- 
adirift  Tollaogenen  schriftlichen  Act  cuUszt  Das  en^Uche  Recht  fordert 
fbr  maadie  Vertragsarten  entweder  schriftliche  Form  oder  Annahme  der 
Gegenleistung.  In  Uebereinstimmung  mit  der  deutschen  Sitte  ist  es,  wenn 
ftkr  Vertrage  Ober  Verftuszerungen  oder  Verpfändung  von  liegendem  Gut 
eine  $ehr%fHiche  Form  gefordert  wird  .und  ganz  passend,  die  Klagbarkeit 
▼on  Schenkungsrersprechen  von  gewisser  GrOsze  yon  derselben  Form  ab- 
hängig zu  machen* 

S.  Wird  von  den  Contrahenten  die  Form  der  Schrift  verabredet^  so 
wild  der  Vertrag  «rst  dann  wirksam,  wenn  die  schriftliche  Form  hinzu- 
igekomoicn  ist,  auch  wenn  an  sich  dieselbe  nicht  nöthig  wäre.  (3.) 

3.  Die  gewöhnliche  Schriftform  war  im  Mittelalter  eehriflUehe  Abfoi" 
mmg  und  Beeiegehmg ;  beafe  ist  an  die  Stelle  der  Besiegdung  die  Unter- 
eehift  getreten,  i^ei  es  beider  Contrahenten  (bezi^ungsweise  ihrer  bevoll« 
tiiAchtiglen  Stellvertreter),  sei  es  mindestens  des  Contrahenten,  der  sich  ver- 
fflichtet,  verbunden  mit  der  Uebergabe  der  unterzeichneten  Urkunde  an 
den  Gillubiger.  Die  Unterzeichnung  mit  einem  Kreuz  oder  einem  andern 
Zeichen  bedarf  im  Interesse  der  Sicherheit  der  Beglaubigung,  und  ist  ohne 
diese  in  dem  Falle  nicht  gültig,  wo  die  schriftliche  Form  nothwendig  ist 

Die  Vorschrift,  sich  des  geetempeUen  Papiers  zu  bedienen,  hat  nicht 
einen  privatrechtlichen,  sondern  einen  fiscalischen  Grund,  daher,  die  Unter- 
lassong  des  Stempels  in  der  Regel  auch  keinen  Einflusz  auf  die  Goltigkeit 
des  Vertrags,  sondern  lediglich  Busze  zur  Folge.  Wo  etwa  in  Particular- 
recbten  das  Gegentheil  bestimmt  worden,  ist  eine  Uebertreibung  der  fisca- 
Vorsicht  wahrzunehmen. 


4.  Ist  einmal  die  schriftliche  Vertragsform  gewählt,  so  ist  um  desz- 
wiUen  der  ScUusz  gerechtfertigt,  dasz  die  Parteien,  so  weit  sie  sich  wirklich 
haben  binden  wollen,  sich  der  schriftlichen  Beurkundung  bedient  haben. 

—  — 1 --.    . — 

9.  Cpd0  fr.  %.  1341.  II  doit  6tre  piss^  acte  devaot  notaires  00  soas  Signatare 
prit6e,  de  tonlca  choaes  eieMani  la  aomme  ou  Taieur  de  einquaiita  fraocs»  mdme 
pour  d^Ats  Tolontaires;  et  il  n'est  reca  aucune  preore  par  ItaiolDs  contra  et  outre 
le  contcnn  am  aetes,  nl  sor  oe  qui  aeraft  all^go^  a?oir  M  dit  a?ant  Ion  ou  depois 
les  actes,  encore  qn'il  a'agisse  d'une  somme  ou  faleur  molndre  de  ISO  firancs. 

3.  OtiierreieAiiches  Gesctzb.  fi*  S^*  Haben  sich  die  Parielen  aoadrücklich  lu 
einem  scbrifllicben  Vertrage  ?erabredet,  so  wird  er  Tor  der  Unterschrift  der  Par- 
teien nicht  fQr  geschlossen  angesehen.  Die  Siegelang  wird  aach  in  diesem  Falle  nicht 
wesentlich  erfordert,  g*  ^^  ^^  des  Schreibens  ankandig,  oder  wegen  körper- 
licher Gebrachen  tu  schreiben  anflhig  ist,  mnsz  swei  Zeagen,  deren  einer  deaaan 
Namen  nnterfertlget,  belzielien  and  sein  gewöhnliches  Handieichen  beidrficken. 
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BAei*    bäbm   nOadliehe  NelkeimnbMiQDgeD   io  <der  Regel  Une  (M- 

.tnng.  (3.  4.) 

Ans  demselben  Grunde  bedOrfan  spMere  AbtaderangoD  4cbrift)ieb6r 
VertrAge  regelnHISEig  wieder  der  sebriftlicfaen  Formt  (5.) 

5.  Von  der  gewöhnlichem  Schrfftform;  wcMie  dem  Qnraklar  der  in 
der  Schrift  bezeugten  Obligatio  nicht  Ändert,  ist  die  segeoimte  modetae 
ScripturaifügatUm  zn  unterscheiden,  welche  der  Forderang  eine  ^«tndafie 
Gestaltong  gibt  and  sich  in  W^rikfapkrm  dtntriit  (§.  116  a.). 

J.  1<8. 

3.    Gerichtliche  and  notarialisdie  Form. 

1.  Die  geriehüiche  Form  der  Vertrage  kann  in  dreifachem  Sinne 
vorkommen : 

a)  so'  dasz  dieselbe  nur  dna  dient,  den  BeweU  des  abgeschloMepep  Ver- 
trags zn  ticherny  aber  nicht  notfawendig  ist  flir  dessm  Glllligkeit  h 
Alterer  Zeit  war  dieee  Ali  aehr  gebraachüch,  nnd  es  versteht  sich, 
dasi  wo  sie  heute  noch  geObt  wird,  dadoreh  immer  anch  die  anoer- 
geriehtUcbe  Schriftfcrm  ersetat  wird; 

b)  so  da'te  sie  znr  VtrhmMiekk$ü  des  Geiekäfk  fMhwmdig  ersdMinft, 
aber  das  Gericht  sich  dabei  nur  T€€$ptw  verhalt,  und  davm  FormarfaM^ 
nimmt,  z.  B.  bei  Vertragen  Ober  Grandeigenthmn  nach  etweliwn 
Rechten  (1.); 

c)  so  dasz  dem  Gerichte  die  Ptüfttng  des  Inhalts  der  Vertragt  nnd  das 
Recht  der  Genehmigung  derselbe»  vorbehalten  wird,  wie  i.  B.  bei 
Leibzuchts-  nnd  manchen  fcmiiienrechtlich  wirkenden  Vertragen.  (&) 

Nur  in  den  ersten  Fallen  ist  es  gleiehgoltig,  welches  Gericht  dle-Benr- 
knndnng  vornehme,  in  dem  zweiten  hängt  die  Frage  der  Compelenz  van 


4.  Lübecker  EntscheidaDgsgründe  bei  Thirt  No.  98.  MOodlithe  Verabreduasen 
gelten  i»  d«r  Regel  nicht  neben  der  schrifilicbcn  Abfassung. 

tf.  ZiUxher  GeseUb.  $.  9i7.  Die  vertragsinaszige  Ab&nderang  oder  die  ^er- 
traftSDi&szige  Auflösung  eines  scbrifllich  vcrfasztenVei  träges  bedarf  hinwieder  zu  ihrer 
vollen  Wirksarinkeit  in  der  Regel  der  sehrifllichen  Form  oder  iAi  letitem  Falle  der 
Entkrafleng  der  Vertragsurkuode.  Vorbehalten  bleibt  dk|enige  Oebereinkooft»  die 
,§iob  in  thatalchlicben  VerbAltolsseB  pflTenbart. 

1.  Frtmn,  fy».  Orde.  £.  9.  (Zu  des  BandiBBgfD)  we  die  Gesttie  zwar  die 
Vollziehnng  vor  Bericht  erfordern,  den  Parteien  aber  die  Wahl  iaaaco,  aa  velchea  — 
Geriebt  sie  aici  deashalb. wenden  wollen  —  a^ree  —  VertrAge  der  Blinden  und 
Taubstummen.  ErbeoballakiBfe,  VeriOiafi  iMnCOgw  Saelifn,  sobald  der  Raufpreis 
loa  Rthlr.  übersteigt,  Schenkungen,  wann  «ie  die  Rraft  —  der  gerichüichen  haben 
sollen,  —    Bürgschaften  der  Frauenspersonen. 

a.  Prmutu  Qer.  Orda.  iL  4.  8-  ^*  ^or  dem  oidentliehen  persönlichen  Richter 
müssen  vollaogen  werdees  :!)•  Bie  Veitrage  wodamh  MtergenMloschatt  «nter  Ehe- 
leaten  —  eingeführt  oder  '*-  aesgeacMossen  werden  aallen.  3)  XMe  AasseteuDg  eines 
Altentheils,    e)  Vergleiche  Aber  kflnlUge  Verpflegsgelder. 
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jlem  Grande  ab,  welcher  des  Erfordernisz  kenroi^erufea  hat,  in  dem  dritten 
wird  regelmässig  ein  bestimmtes  Gericht  das  aosschlieszlicb  competente  sein. 

2.  Anob  die  Wirkung  der  Verträge,  welche  der  gerichtlichen  Form 
zwar  bedürfen,  aber  dieselbe  noch  nicht  erhalten  haben,  kann  verschieden 
bestimmt  sein.  Entweder  sind  sie  noch  überall  unverbindlich,  wie  die  so- 
genannten f^Tractate/'  so  dasz  erst  die  WOlenserklärung  vor  Gericht  eine 
Schuld  erzeugt;  oder  sie  sind  als  sogenannte  „Punctationen^*  unter  der 
Bedingung  gtlKig,  dasz  die  gerichffiche  Genehmigung  hinzu  komme.  Ersteres 
wird  bei  den  Verträgen  der  zweiten  Gattung  die  Regel  sein,  letzteres  kann 
wohl  bei  solchen  der  dritten  Classe  vorkommen. 

3.  Die  notariaüsche  Form  ist  nun  häufig  an  die  Stelle  der  altern  ge- 
richtlichen Form  getreten,  mit  welcher  sie  die  Vorzüge  der  Oeffentlichkeü 
und  erhöhten  Beglaubigung  gemein  hat,  und  vor  welcher  sie  überdem  das 
voraus  hat,  dasfc  sie  der  Natur  des  freien  Privatverkehrs  noch  besser  ansagt 

$.114 

4.  BesUfrkudgsinittel  der  VertrVge. 

1.  Das  sog.  Darangeld  oder  Daraufgeld,  Handgeld  (die  arrha)  hat 
in  der  R^el  die  Bedeutung,  den  Abschlusz  und  die  Verbindlichkeit  des 
Vertrags  zu  bekräftigen  (1.),  und  ist  nicht  mit  dem  Xeuegelde  zu  ver- 
wechseln, obwohl  auch,  wo  jenes  gegeben  ist,  durch  die  besondere  Natur 
des  Vertrags  oder  durch  Nebenverabredung  einem  oder  beiden  Contrahenten 
ein  Recht  des  Rücktritts  vorbehalten  sein  kann,  später  auch  wohl  die  arrha 
die  Natur  eines  Reugeldes  angenommen  hat  Wer  seine  Verpflichtung 
nicht  erfüllt,  verliert  auch,  wenn  er  zur  Erfüllung  nicht  angehalten  wird 
und  selbst  wenn  er  dazu  nicht  gezwungen  werden  kann,  jedenfalls  das 
Yon  ihm  bezahlte  Darangeld.  Gewöhnlich  wird  dasselbe  an  der  vertrags- 
mä3zigen  Geldleistung  dessen  abgerechnet,  der  es  bezahlt  hat,  oder  wenn 
die  anderweitige  Leistung  von  demselben  erfüllt  worden,  ihm  zurück  er- 
stattet   Indessen  weicht  etwa  in  einzeloen  Verträgen  die  Uebung  davon  ab. 

%  Der  Weinkauf,  Leitkauf  oder  Leihauf y  das  Trinkgeld  war  ursprüng- 
lich zu  gemeinsamem  Mahl  und  Trunk  bestimmt,  durch  welche  ebenfalls 
der  Vertragswille  bestätigt  ward.  (2.)  Später  vnirde  diese  bestärkende  Be- 
deutung beibehalten,  das  Geld  aber  als  eine  Zugabe  zu  dem  Preise  oder 
Lohn  betrachtet 

3.  Der  sogenannte  Bmkauf  oder  das  Reuegetd  setzt  ein  Recht  der 
Ren»  und  des  Rücktritts  von  dem  Vertrage  voraus  (3.),  sei  es  innerhalb 

1.  L.  Bajuo,  IB.  10.  Qul  arras  dederlt  pro  quacuDqae  re,  pretium  cogator 
implerei  quod  placuit  emtori. 

2.  Preiberg.  St.  {Krani  $.  163.  Nr.  1.)  Welch  man  seinen  Kaufsohatz  wil 
bezeugen  nach  der  statt  recht«  dere  mosz  haben  seine  leikaufh  leate,  die  den  Kauff 
fetnincken  haben. 

3.  Erk.  d.  O.-A.-G.  za  Cassel  {SeujferU  Archiv  III.  42J.    Ist  bei  Abschlieszang 
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einer  gesetzten  Frist,  sei  es  bis  der  Besitz  angetreten  ist  Der  R^nde 
mnsz  dann  das  zum  Yorans  fOr  diesen  Fall  bezahlte  Geld  zurOdüassea» 
oder  wenn  er  es  empfangen  —  auch  wohl  doppelt  ^-  zurUckgeben. 

4.  Sehr  hflnfig  kommen  in  neuerer  Zeit  ConverUionaUirafen  vor,  wdcfae 
den  Zweck  haben,  den  mit  denselben  Bedrohten  zn  genauer  Erfüllung  sdner 
übernommenen  Verbindlichkeit  anzutreiben ;  denn  wenn  er  nicht  oder  nicbt 
rechtzeitig  erfüllt«  so  kann  er  nach  der  Wahl  des  Gläubigers  zur  Erfüllung 
und  Entschädigung  oder  zur  Bezahlung  der  verabredeten  Vermögensstrafe, 
in  manchen  Fallen  sogar  zu  beiden  zugleich  angehalten  werden.  Oeber- 
mäszige  Gonventionalstrafen  widerstreiten  indessen  der  Billigkeit  und  der 
Natur  eines  ordentlichen  Verkehrs,  in  welchem  die  Conventionalstrafe  nur 
eine  untergeordnete  Stellung  hat  und  nicht  zur  Hauptschuld  werden  darL  (4/ 

5.  In  älterer  Zeit  kam  auch  eine  moralische  Einaetzimg  der  perste- 
liehen  Treue  oder  Ehre  zur  Bestärkung  der  Vertrage  vor,  wie  heute 
noch  die  Formel  ,3uf  Ehrenworf  ^  in  ähnlicher  Absicht  gdiraucht  wird. 
Wird  dann  die  Schuld  nicht  bezahlt,  ohne  dasz  sich  der  Schuldner  zu 
rechtfertigen  vermag,  so  wird  dadurch  mindestens  das  moralische  Ver- 
trauen in  den  Schuldner  und  sein  ehrenhafter  Ruf  geschwächt;  eine  Wir- 
kung die  sich  auch  im  Personenrecht  fühlbar  macht  Dagegen  wurden  um 
des  Miszbrauchs  willen  eigentliche  Conventional-£Arens(ra/(Mi  durch  die 
Reichsgesetzgebung  verboten.  (5.) 

6.  Auch  die  Form  des  Einlagerst  die  Leistung  (6.),  fobsiagium,  der  Geisd- 
schaft)^  welche  im  Mittelalter  als  eine  Conventional-FreiAailM/ra/e  für  Haupt- 
schuldner und  Bürgen  in  vielfältiger  Cebung  war  und  sowohl  zur  Ver- 
stärkung des  Vertrags  als  zur  Sicherung  seiner  Erfüllung  diente,  aber  hin- 

des  Vertrags  ein  Reugeld  dabin  verabredet  worden,  dasz  derjenige  Theil,  welcher  von 
dem  Vertrage  abgehen  wolle,  dein  andern  eine  gewisse  Summe  als  Entschfidigang 
zahlen  solle,  so  handelt  es  sich  nicht  von  einer  die  Erfüllung  des  Vertrages  be- 
zweckenden Convenlionalstrtre,  sondern  nor  von  der  Einräumong  der  alternativen 
Befugnisz  des  einen  oder  beider  Conuabenten,  entweder  den  Contracl  zu  arrüllen 
oder  gegen  Erlegung  des  Reugelds  von  demselben  wieder  abzugehen. 

4.  Zürcher  Ges.  £•  069.  Es  hSngl  zunächst  von  der  Willkür  der  Contraheo- 
ten  ab,  die  Grösze  der  Conventionalstrafe  zu  bestimmen.  Indessen  ist  die  Verab- 
redung derselben  ungtiltlg,  wenn  sie  zHr  Umgebung  der  Wucbergesetze  mlszbraucbt 
worden  ist,  und  überdem  ist  der  Richter  berechtigt,  ubermiszige  Conventtoiiatotrafen 
in  billiger  Erwägung  der  naittrlichen  Verbältnissa  berabzaastaeo. 

6.  R.  Poi.  Ordn.  ▼.  1577.  Tit.  35.  S«  ?•  Wann  wir  auch  btricbtet  worden 
sind,  dasz  in  etlichen  Landen  dieser  —  Miszbraurh  eingerissen,  da  dem  Gläubiger 
auf  sein  Angesinnen  von  seinem  Schuldner  oder  Burgen  nicht  bezahlet  wird,  dasz  er 
derentwegen  dieselbigen  mit  schändlicbem  Gem&hid  and  Brieffen  ölTentlich  anschla- 
gen, schelten,  beschreyen  und  beruflTen  lasset.  —  Solche  Geding  und  pacta  de«  Ver- 
schreibungen  einzuverleiben,  (wolkn  wir}  hiermit  gäntzlich  verboten  und  aufgehoben 
—  haben. 

e.  Ebenda  Tit.  17.  8*  ^0.  Wollen  wir  hiemit  die  Leistung  in  künCrtigen  Schuld- 
oder  Gült- Verschreibangen  einzuverleiben,  gäntzlich  verbbtten  haben. 
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wieder  zu  mancherlei  Ifiszbraachen  und  ra  yerberblicbem  Anwachs  der 
Schulden  Veranlassung  gab  •»  ist  nan  theOs  durch  die  Gesetzgebung,  tbeib 
durch  die  Sitte  beseitigt 

O.  Stoppe  a.  a.  0.  S.  25  flT. 

ö.   Von  der  Ersatipflicbt  des  Schnldners.  und  der  Uebernahme  der  Gefahr. 

1.  Die  Brsatzpflk/U  des  Schuldners,  wenn  die  Sache  in  seinen  Be- 
sitze untergeht,  oder  Schaden  leidet,  ist  im  Allgemeinen  nach  deutschem 
Rechte  strenger  und  ausgedehnter  ab  nach  riVmischem.  Wübrend  dieses 
florgfilJtig  unterscheidet  zwischen  dah$s^  culpa  lata^  culpa  kvis  (mit  oder 
ohne  die  Hodification  der  diligentia,  quam  stits  rebus  exhtbet)  und  catui, 
stellt  jenes  vorerst  die  einlache  Frage:  Hat,  wer  die  Sadie.zu  leisten  r»- 
pflicfatet  war,  deren  Untergang  verschuUei,  oder  niehit  Kann  er  nicht  seine 
Unschuld  behaupten  und  beschwören,  so  musz  er  den  Schaden  enetzeny 
m  die  Schuld  gering  oder  grosz,  also  auch  in  den  FflUen,  wo  das  römi- 
sche Recht  ihn  deszhalb  befreit,  weil  die  cu^a  nach  dem  abstracten  Masz- 
stab  der  diligentia  des  hanus  paterfamiliai  nur  eine  Um  culpa  und  das 
Gesehift  von  der  Art  ist,  dasz  man  nach  römischem  Rechte  nur  ftr  eidpa 
lata  haftet  Indessen  wird  jene  gröszere  Strenge  hinwieder  dadurch  ge- 
mildert« dasz  die  »Unschuld«  durch  die  iuhjective  Behauptung  und  die  eiget^ 
GewieeefUiaftigkeit  des  Schuldners  selbst  und  seiner  ^deshelfer  bestimmt 
wird  (1.),  welcher  in  der  modernen  Entwicklung  die  üeberzeugung  des 
Richters  entspricht  Um  deszwillan  hatte  die  Grenze  zwischen  Schuld  und 
Nichtschuld  doch  eine  gewisse  Elasticitat,  und  es  konnte  wohl  geschehen, 
dasz  in  einzelnen  Fflllen  von  der  Partei  die  Nichtschuld  beschworen  oder 
Yon  dem  Richter  angenommen  wurde,  wo  nach  römischem  Recht  vieDeicht 
um  d^  iecis  culpa  willen  eine  Verurtheilung  hAtte  erfolgen  mOssen«  So 
wird  z.  R.  als  ein  Merkmal  der  Unschuld  oft  hervorgehoben,  dazs  der 
Schuldner  die  fremde  Sache  besser  gewahrt  habe  als  seine  eigenen  Sachen, 
oder  dasz  er  wenigstens  diese  zugleich  eingebOszt  habe,  aber  auch  umge- 
kehrt als  ein  Kennzeichen  der  Schuld,  wenn  der  Schuldner  die  eigenen 
Sachen  gerettet  die  fremden  aber  habe  unteigehen  lassen.  (2.  3.)  Das 
gilt  z.  R.  von  der  unentgeldlichen  Hinterlegung  (depositum),  empfehlen  auf 

^_^_^^^a^n^i^^— •—»•^—^^— —»••'— ^••••i^^*-^»^—^^^^—^^—^^^——»^*— ^-^■^»'~^^—^—^^^^^——^— ■^—^■^^—■'^•—^^^■••^•i^'^k^ 

1.  5.  *p.  III.  5.  $.  3.  Sfelk  man  deme  anderen  stn  gut  dut  to  behaldene,  wirl 
it  ime  verslolen  oder  afgorotel  oder  Yerbrant  oder  stirft  it  it  of  ve  is,  be  ne  darf  dar 
nene  not  amme  liden,  darn  be  dar  sin  recht  to  dun,  dat  it  ane  sine  scalt  gesebin  si. 

2.  ScAw.  9p,  c.  191.  Unde  lihet  ein  man  dem  andern  einen  siit»ertnen  napl 
oder,  ander  guot,  der  soll  das  bas  bäeten  dan  sin  selbes  gaot,  ande  wirt  es  im  ver- 
Stolen,  er  roaoz  imz  gelten.  So  sprecbent  somellcbe  liute,  unde  Verliese  einer  stn 
guot  mit  dem  mtnen,  so  so!  er  imi  nibt  gelten.    Des  enist  nibt. 

3.  Htuumgoer  Landr.  (v.  Ricbthofen  8. 66.)  tnnc  non  oportet  ipsom  rem  ipsam 
reprssentare,  propterea  qood  nullus  bominam  alterlns  rem  ultra  in  soam  costodiain 
acdpere  potest  quam  soam  proprlam  rem. 
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Tfeae  (conun^iidare)  (A.)»  ebenso  yod  der  Haft  des  Yormmds  bezOglich  der 
8eohen  de«  Mündels. 

2.  In  manchen  Fällen  dehnte  aber  das  deutsche  RecU  die  Ersatii- 
pflicht  des  Schuldners  über  den  Kreis  des  verschuldeten  Untergangs  der 
Sache  auch  auf  zufäüigen  Untergang  derselben  aus.  In  solchen  Fällen  hatte 
der  Schuldner  di^  Gefahr  oder  fim  Unglück  (casus)  oder  den  Schaden  zu 
tragen*     Es  kamen  dabei  hauptsächlich  folgen4]e  Rücksichten  in  Betracht: 

a)  Wer  sich  die  UeberUusung  einer  Sache  zum  Gebrauche  bezahlen  läszt, 
trä^gt  in  der  Rege)  die  Gefahr,  also  der  Vermiether  bei  der  Sachen- 
mieihe.  Wer  dagegen  den  Gebrauch  einer  Sache  durch  Liberaläät 
erhäU,  musz  die  Gefahr  Qbemehmen,  z.  B.  der  Gommodatar,  die  in- 
dessen hinwieder  gemildert  wird  durch  die  Rücksicht  auf  höhere 
Gewalt.  (5.) 

b)  Wer  £»ch  die  Beearpmg  einer  Sache  (deren  Anfbewahrang  (6.),  HÜ- 
tung,  'Bearbeitung  (7.),  IVansport)  beztMen  HtezI,  Obemimmt  die  Ge- 
hhvy  und  wird  nur  frei  in  den  Fallen  der  höheren  GewaU*  Wer 
dagegen  die  Besorgung  einer  fremden  Sache  unenigeldHch  ttbemimnitv 
hat  die  Gefahr  nicht  zu  tragen. 

3.  Die  neuere  Gesetzgebung  verräth  ein  Schwanken  zwischen  den 
römischen  und  deutschen  Ansichten,  obwohl  im  Ganzen  jene  nun  vorherr- 
schen. Im  Handelsrechte  vorzüglich  aber  ist  sie  geneigt,  die  Ersatzpflicbt 
derer,  welehe  die  Spedition  oder  den  Transport  der  Waare  gegen-  ProTision 
und  Frachtlohn  Qbernommen  haben,  auszudehnen,  so  dasz  diese  die  Gefahr 
Qbemehmen  müssen  und  nur  durch  den  Nachweis  höherer  Gewak  f forte 
majeure)  frei  werden.  (8.)    Diese  Unterscheidung  fhnerhalb  des  Zufalls  hat 

■     I,      ■  - ,.  ■■,.■.;       ■ ,.■.■■■..  .  

4,  L«Dgeobecksche  Glosse  k.  ffamhar^er  Becht  (1497.  4.  9).  lodern  dcjenne, 
dem  dat  gudt  yez  tho  boldende  daen,  dar  neen  vordel  van  haffl  und  neen  loen  dar- 
van  nimpt,  so  scal  he  des  ock  nenen  schaden  hebten  dewyle  dar  ghebreck  an  kampi 
baten  syne  schaldei  und  ysf  gbenoch,  dat  he  dat  hebbe  in  sodaoer  hode  alsie  srn 
^hen  gadi. 

5«  Aug9h.  SUi.  21$.  214.  Leihet  ein  maa  dem  andera  ete  gat  mm  Mkm  — 
verloset  er  das,  oder  was  im  geschieht  aoa  schulde,  des  soll  er  ihm  alt  gellen,  waa 
er  ibms  um  lohn  gelihen  hSt.  —  Leibet  ein  man  dem  andern  sein  rosz  oder  sein 
Vieh  —  auo  lohn  durch  lieh  und  verleort  er  im  das,  das  soll  er  ihm  gelten,  aua  als 
verre  er  m^  denn  bereden,  dasi  es  das  gemeia  raord  hab  gesohlageo. 

%,  Lei  BAjuMmr.  XIY.  c.  1.  $.  1.  8i  quia  caballnm  aat  qaodllket  aDimalian 
genus  ad  custodiendum  mercede  placita  commendaverit,  si  perierit.  cjosdem  meriti 
,ille  qiii  qomnpendata  suscepit  eisolvat;  si  tamen  mercedem  fuerit  pro  custodia  con- 
secutus.  S*  ^-  Q\i^  si  etiaro  nuUa  placita  mercede  susceperat,  et  mortuum  esse 
probaverit,  nee  ille  mercedem  requirat,  nee  ab  illo  aliquid  requiralur.  g.  3.  Tamen 
ratio  est,  ut  prsbeat  sacramenta  ille  qui  commendata  susceperat  quod  non  per  saam 
cuTpam  neque  negligentiam  mortua  consampta  sint,  et  reddat  cor! um. 

7.  Lüb,  R.  V.  1240.  184.  $o  war  en  man  deme  andern  gut  doit  to  makende 
—  umme  lohn,  verluset  deghene  dat  gut  —  mit  sineme  gute,  he  schal  deme  manne 
dat  gut  weder  geben  (ofte)  gelden. 

8.  Code  de  commerce  103.     Le  voiturfer  est  garant  de  la  perte  des  objets  k 
'  (ransporter,  hors  le  cas  de  la  force  majeure. 
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in  der  Tbat  ein  practisches  Interesse.  In  dsD  Ftikn  des  gewöhalicben 
Zufalls  oAmKcb  ist  es  meistens  sehr  schwer»  zu  einem  sicheren  Crtheile 
;ijD  gelangen»  ob  durch  Sorgfalt  der  Schaden  hatte  abgewendet  werden  kön- 
nen oder  nicht;  in  den  Fällen  der  höheren  Gewalt  dag^en  'Matnrereignisse, 
Feiodesgewalt)  ist  es  klar»  dasz  der  Eimelne  ihr  nicht  widerstehen  kann. 
.Jene  Unterscheidung  schneidet  daher  in  objectiver  sicherer  Weise  die  gtreit- 
•ond  Beweisfragen  ab»  und  eignet  sich  eben  darum  so  vorzOglicb  für  das 
Handelsrecht»  indem  der  Handelsverkehr  vor  langwierigen  Beweisführungen 
eine  gerechte  Scheu  hat 

^  M^rtM^  Gewere  8.  Ito  ff«  Bepp,  Die  Ztarechnuag  auf  dem  Gebiete 
des  Oivilrechu.  TOfoingcn  I89ft.  If odoi,  i»  d.  ZeiUcb.  f.  D.  ft.VlU.  131'  ff. 
F&r$ter,  Ebenda  IX.  104  ff.    O.  9topp$  a.  a.  O.  Abb.  UL 


Drittes  Capitel. 

Von  den  Werthpapieren  im  Allgemeinen  und  den  Inhaberpapi^'^^i^ 

insbesondere. 

$.  116. 

Werthpapiere. 

1.  Zunächst  dienen  die  Schuldurkunden  dazu»  den  Beweis  für  eine 
l^estehende  Schuld  su  sichern.  Nur  in  diesem  Sinne  sind  sie  dem  römi- 
schen und  dem  altern  deutschen  Rechte  bekannt.  Das  Interesse  des  freien 
Verkehrs  mit  Forderungen  und  das  Bedürfnisz  einer  erhöhten  Sicherheit 
der  Geltendmachung  derselben  haben  aber  in  neuerer  Zeit  zu  mannigfalti- 
ger Ausbildung  von  Urkunden  über  Schuldverhditnisse  geführt,  welche 
nipbt  mehr  blosze  Beweismittel  für  eine  auch  auszer  ihnen  und  unabhängig 
von   ihnen   existirende   Forderung,    sondern   geradezu   zu  formellen  Äu$- 

Sr^iffUjugen  van  Forderungen  geworden  sind,  welche  in  diesen  Urkunden 
dargestellt  und  an  dieselben  gebunden  sind.     Diese  Urkunden  formuHren 

tund  fxire»  iea  vermögmfrecktUchen  Gehalt  der  Forderung»  nicht  blosz 
zum  J^huf  des  Beweises  für  ihre  Existenz,    sondern  überdem,  in  der  Ab- 

j;nchtr.  dieselbe -in  solcher  Gestalt  zu  vergegenständlichen,  d.  h.  zu  einem 
Verkehrsobject  zu  machen.  Sie  repräsentiren  die  Forderung;  sie  haben 
daher  den  Forderung^ werth  4n  sieh,  und  heiszen  deszhalb  Werthpapiere.  *) 


*  nie  Jurisprudeiii  bat  erat  in  neuerer  Zeit  aDseCiiiaeii,  xwei  Hanpterten  der  Werlh- 
papiere,  die  Ordre-  und  die  inliaberpapiere  laeammea  m  stellen  Im  ^  erkebr  werden  aber 
aehon  seit  langem  alle  (auch  die  rein-pers4nlicben)  Werthpapiere  Ton  Mosten  Bewelttiteln 
'«MenoiMieii»  «ad  es  i«  nsilrig»  iidi  aw*  Jnriatfach  tter  die  fenelMMaa  Halnr  «Uer  Arten 
der  WaflbpaiJeca  m  oiientivqvi. 
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9.    Das  Werthpapier  dient 

a)  wie  der  Schuld$ehein  zom  Beweise  der  darin  beceogten  Fordemng, 

b)  wie  das  LegüimutumMpapier,  um  die  Gdtendmacbong  (ErfbOong)  za 
erleichtem  und  zu  sichern; 

aber  es  unterscheidet  sich  Ton  Schuldscheinen  ond  L^githnationsiiapieren, 
indem  es  der  Forderung  einen  eigenihümUchen  formeUen  Chamkier  TerMhl 
und  dieselbe  zu  einer  ScripturMigation  erhebt  Die  ScriptoroMigation  ist 
eine  moderne  F&rmalobligaiion,  in  welcher  zwei  joristisöhe  Beziehniigen 
mit  einander  za  Einem  Institute  verbanden  erscheinen,  nftmlich: 

a)  das  obiigatorieehe  VerhAltnisz  eines  Gltabigers  zom  Scha^dner, 

b)  das  e&Miehe  VerhSltnisz  des  Eigenthümers  oder  des  Besitzers  so  dem 
Papier,  welches  die  Obligatio  darsteHt. 

3.  Die  einen  Scriptarobligationen  bexeiehnen  die  materieOe  SeMdmr- 
eache  (caasa  debendi)  and  schlieszen  sich  noch  nAher  an  die  verschiede- 
nen materiellea  Vertragsverhältnisse  (z.  B.  Darlehn«  Gesellschaft,  Versicfae- 
rang,  Lotterievertrag"^  an,  die  andern  erwflhnen  die  materielle  causa  de- 
bendi nicht  und  abitrahiren  voUig  von  dem  einleitenden  Vertragsverbfllt- 
nisz  (z.  B.  der  Wechsel).  In  den  erstem  dient  die  Schriftforro  nur  zu 
einer  neuen  Fassung,  Wandlung  des  zuvor  unformellen  VertragsrerhSttnis- 
ses.  Sie  gibt  demselben  eine  neue  Gestalt  und  damit  einen  modifkirten 
Farmaldiarakier,  den  sie  ohne  diese  Fassung  nicht  hatte.  Wie  Gold  mid 
Silber  durch  die  Prägung  zu  Gold-  und  SQbermflnzen  und  in  Folge  dessen 
zu  neuen  Sachen  werden  und  neue  Eigenschaften  für  den  Verkehr  erhal- 
ten, so  werden  die  Darlehns-,  Gesellschafts-,  Yersicherangs-,  Lotteriefordenm- 
gen  u.  s.  f.  durch  die  Formulirnng  und  Fiiirang  der  Werthpapiere  zu 
neuen  Scripturforderungen  und  sind  in  ganz  anderer  Weise  als  zuvor  zum 
Verkehrsgegenstande  geworden.  In  dem  letztem  (wie  z.  B.  in  dem  Wechsd) 
abiorbirt  die  neue  Gestalt  den  obUgatorüchen  Stoff,  der  in  dieselbe  umge- 
wandelt wird,  voüständig,  und  die  neue  Formalobligation  tragt  die  einsöge 
cenaa  debendi  lediglich  in  ihrer  eigenen  Schriftform. 

4.  Nach  der  verschiedenen  Bezeichnung  des  Gläubigers  können  wir 
unterscheiden: 

I.  Rectapapiere^   d.  h.  auf  eine  bestmnUe  Person  ausgesteDte  Werth- 
papiere.   Von  der  Art  sind: 
a)  Gewisse  Darlehnspapiere,  mit  oder  ohne  Versichemng:    Ein  Beispid 
der  erstem  Art  sind  die  auf  Namen  ausgestellten  Staatsobligationen, 
eines  der  letztem  Art  die  sogenannten  Golts-  und  Schuldbriefe  in 
einzelnen  Particularrechten. 
ß)  Hypothekarbriefe   auch   aus   andern  Verträgen  als  Darlehn   (z.  B. 

Kaubchuldbriefe,  Versicberungsbriefe); 
f)  Versicherungspolicen; 
d)  oft  auch  die  Namenactien. 
Am  wenigsten  konnte  sich  die  Theorie  bei  dieser  untersten  Stnfe  der 
Bildung  von  dem  Gedanken  losmachen,  dasz  das  Werth|>apier  nur  ein  Be- 
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weismittel  oder  als  L^itimationspapier  aubufassen  sei.  Das  Bedorfnisz 
war  auch  hier  nicht  so  dringend,  wie  bei  den  Ordre-  nnd  den  Inhaber^ 
papieren,  die  repräsentative  Bedeutung  der  Werthpapiere  anzuerkennen.  Den- 
noch gibt  es  viele  solche  Scripturobligationen,  und  manche  Auwendungen 
sind  doch  bereits  in  die  Geseta^ebuog  und  in  die  Rechtspflege  eingedrungen. 

n.  Sogenannte  Ordrepapiert,  in  denen  zwar  ein  bestimmter  Gläubiger 
genannt,  aber  zugleich  darauf  hingewiesen  ist  dasz  »nach  dessen  Ordre« 
die  Schuld  auch  an  einen  andern  Gläubiger  zu  bezahlen  sei.  Es 
wird  dadurch  die  Girirbarkeit  des  Papieres  ausgedrOckt,  und  ange- 
ordnet dasz  der  neue  Glaubiger  sein  Recht  aus  der  Ordre  des  ursprtti^- 
lichen  Gläubigers  ableiten  mttsse.  Das  Papier  selbst  gibt  Ober  diese 
Ableitung  Au&chlusz. 

Diese  Form  kommt  wieder  in  mancherlei  Anwendungen  vor,  zuwei- 
len auch  auf  Darlehnspapiere,  Hypothekarbriefe,  Versicherungspolicen,  Co- 
nossemente.  Sie  befreit  das  Papier  keineswegs  nothwendig  von  der  Rdck- 
aicht  auf  die  materielle  causa  debendi.  In  ihrer  wichtigsten  und  bekann- 
testen Anwendung  aber,  in  dem  Wechsel,  thut  sie  diesz. 

III.  Auf  die  ungenannte  Person  des  Inhabers  oder  des  Vorzeigers  (au  por- 
teurj  ausgestellte  Werthpapiere,  Inhaberpapiere,  deren  Verkehr,  indem 
er  von  der  persönlichen  Ableitung  von  dem  ersten  Gläubiger  abstra- 
hirt  und  sich  lediglich  an  die  Vecäuszerlichkeit  des  Papiers  hält,  mög- 
lichst beweglich  geworden  ist 

Dagegen  rechne  ich  die  mancherlei  Eintrittskarten  (Concert-,  Theater- 
billets,  Post-,  Eisenbahnkarfen  u.  s.  f.)  nicht  hieher,  indem  diese  keine 
eigenthfimliche  Forderung  darstellen,  sondern  nur  als  Legitimation  über 
die  geschehene  Bezahlung  des  Eintrittspreises  dienen,  gebe  aber  zu,  dasz 
der  Verkehr  dieselben  zu  wirklichen  Scripturobligationen  ausbilden  kann 
und  gelegentlich  ausgebildet  hat.  Eben  so  wenig  die  Banknoten,  deren 
Forderungscharakter  zwar  ^iner  scharfen  Prüfung  sich  nicht  verbirgt,  aber 
für  den  gewöhnlichen  Gebrauch  sich  ganz  verdunkelt,  und  deren  Func- 
tion eine  vornehmlich  sächliche  geworden  ist,  indem  sie  im  Verkehr 
und  bei  der  Einlösung  ganz  analog  dem  eigentlichen  Papiergelde  behandelt 
werden. 

S.    Allm  Werthpapieren  gemeinsam  ist: 

a)  Die  in  denselben  ausgeprägten  Forderungen  empfangen  ihre  urkundliche 
Gestaltung  entweder  durch  eine  öffentliche  (notarialische  oder  gerichtliche) 
Autorität,  oder  durch  die  Primuautorität  des  berechtigten  Ausstellers, 
der  als  Schuldner  die  Urkunde  ausgibt  und  erlangen  ihre  Geltung  erst 
durch  das  Nehmen  des  Gläubigers. 

b]  Diese  Papiere  sind  Gegenstand  des  Besitzes  und  des  Eigenthums,  und 
die  Forderung,  also  auch  die  Gläubigerschaft  ist  —  wenn  auch  je  nach 
der   verschiedenen  Gattung  der  Werthpapiere  —  in   verschiedener 
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Weise  —  abhängig  gemacht  von  dem  BesRz  oder  von  dem  Eigentham 
des  Pftpieres. 

c)  I>er  Verkehr  mit  solchen  Fordernngen  ist  an  das  Papier  in  dem  Sinne 
gebunden,  dasz  die  blosze  vertragsmftszige  Cession  nur  einen  Titel  anf, 
nicht  den  Uebergang  der  Forderung  selbst  begrOndet,  za  welchem  die 
Üebergabe  des  Papiere  nnerUszIich  ist  (1.) 

Um  deszwillen  gelten*  diese  Papiere  im  Verkehr  als  Waare^  and  bat 
der  Verkflofer  in  analoger  Weise  für  die  Güte  derselbeo  einzustehen, 
wie  bei  dem  Verkauf  von  Waaren.  (2.) 

d  ^  Die  Begrandung  eines  Fauetpfamdee  ist  an  soMien  Pordarnngm  mög- 
lich, bedarf  aber  der  Zupfandgabe  des  Papiers. 

e)  Der  Schuldner  hat  nur  gegen  Vorweieung  des  Papiers  und  gegen  Her- 
amegabe  (bei  Tbeilzahlungen  theilweiser  Löeekang  desselben  Zahlung 
ztt  leisten. 

f)  In  der  Regel  Ugitimirt  der  ordmmgegemäsze  Beeitz  des  Papiers  zur 
Forderung. 

g)  Die  Zahlung  der  Schuld  wirkt  nicht  absolute  Zerst^^ng  der  Forderung. 
Damit  diese  eintirete,  ist  die  Entkräfiung  des  Papiers  unerlflszlich.  (3.) 

S-   117. 

L    lohaberpapiere. 

i.    Charakler  und  Arten. 

1.  Die  Inhaberpapiere  sind  ein  Erzeugnisz  des  modernen  europäischen 
Rechts,  wenn  auch  einzahle  Ansätze  dazu  schon  im  Alterthum  zu  entdecken 
sind.  Am  frühesten  finden  Sich  dieselben  wohl  in  dem  Verkehr  der  Juden 
anerkannt,  sicher  schon  im  Mittelalter,  sie  sind  dann  allmählich  durch  deren 
Vermittlung  in  den  Gebrauch  der  europaischen  Handelsvölker  Obergegangen. 
Eine  Zeitlang  kommen  sie  noch  in  der  unentvnckelten  Form  vor  von 
Schuldverschreibungen  auf  einen  benannten  Gläubiger  mit  der  Inhaber-^ 
clausel.  Im  Verfolg  aber  ist  der  Name  des  Gläubigers  ganz  beseitigt  und 
das  reine  luhaberpapier  in  Umlauf  gesetzt  worden.    In  unserer  Zeitliat 


1.  Zürcher  GrseUb.  $.  1028.  Ist  die  Kxisteni  einer  Forderung,  nicHt  bloss 
der  Beweis  derselben,  an  eine  b^sliinnile  Urku«  de  geknüpft,  vie  f.  B.  bei  den  Pa- 
pieren auf  den  Inhaber  oder  bei  den  Wecbseln  kaufmannischer  Anweisungen  oder 
bei  Schuldbriefen  u.  s.  f-,  so  kann  die  Cebertragung  der  Forderung  nicht  ohne  die 
Besitt Übergabe  der  Urkunde  volltogen  werden. 

S.  Urth.  des  O.  A.  0.  lo  DmrmUmdi  in  Sevßtrfs  Atfl|.  Vll.  306.  Es  kAooen 
hiebet  nicht  die  ^trao'^s^tze  des  r&misrhen  Rechtes  über  die  Haftung  de»  Cedenten 
bei  der  Cession  von  Forderungen  gelten,  sondern  es  müssen  bei  dipser  den  Rom  rn 
unbekannten  Waare  die  Grundsätxe  vom  Kaufe  körperlicher  Sachen  zur  Anwendung 
konroen. 

3.  ZitrcAer  Gesetzb.  $.1044.  Ausnahmswelse  geht  die  Schuld  durch  die  blosze 
Zahlung  nicht  ohne  weiters  unter,  wenn  die  Existenz  einer  Forderung  an  die  Urkunde 
geknüpft  isL 
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dieses  Weiihpapier  eine  nnermeszliche  Ansdebtiung  und  höchst  vielseitige 
Anvendnog  erfahren.  In  ihrer  fluszern  Erscheinung  stellen  sie  sich  aTs 
MT^hpapiere  dar,  wdche  zu  Gunsten  des  jeweiligen  Inhabers  {au  porteur) 
ausgestellt  sind. 

2.  Viel  früher  hat  sich  die  Sitte  in  die  neue  Erscheinung  zu  finden 
gewuszt  als  die  Rechtswissenschaft.  Dieser  ist  es  sehr  schwer  geworden, 
den  rechtlichen  Charakter  dieses  Papiers  zum  Bewusztsdn  zu  bringen,  und 
heute  noch  gehen  die  Ansichten  der  Juristen  darüber  weit  auseinander. 
Eine  Zeitlang  war  die  Theorie  in  der  Vorstt  Hung  befangen,  dasz  die  Ur- 
kunde auch  hier  efo  bloszes  Bewdsmitlel  und  nur  zur  Legitimation  vor- 
attglich  geeignet  sei.  Seitdem  Gönner  und  Schumm  Bahn  gebroch^^n  haben, 
iat  allmfthlich  das  VerstAndnisz  einer  eigenthümlichen  ScripturobUgaiion 
aufgegangen,  welches  durch  die  neuesten  Arbeiten  von  Unger  und  Kuntze 
wesentlich  gefördert  worden  isL  *) 

3.  In  dem  Inhaberpapier  sind  wie  in  jeder  Scripturobligation  zwei 
Beziehungen  verbunden; 

«)  die  ObUgaiiQ, 

b)  der  Besitz  des  Papiers. 

Es  unterscheidet  sich  aber  von|den  andern  ScripturobügatioiM  da- 
durch dasz 

a)  der  Name  des  Gläubigers  nicht  genannt  wird,  und  zwar  nicht  blosz 
^ie  bei  den  Schuldverschreibungen  mit  der  Inhaberclausel  der  Naäie 
der  nachfolgenden  Glftubiger,  sondern  ebenso  der  Name  des  ur- 
sprünglichen Gläubigers  absichtlich  verschwiegen  bleibt  Indem  der 
Schuldner  einfach  den  Inhaber  als  den  Gläubiger  bezeichnet,  wird 
die  völlige  Indifferenz  der  Indimdualität  des  Gläubigers  ausgesprochen. 
Damit  wird  die  Anwendbarkeit  de^  Papiers  auf  diejenigen  Schuld- 
Verhältnisse  beschränkt,  in  denen  die  Individualität  des  Gläubigers  von 
Anfang  an  gleichgültig  ist.  Die  künstliche  Vorstellung  eines  Vertrags 
mit  dem  Publicum  (EinerlJ  oder  mit  einer  incerta  persona  in  abslractö 
und  mit  der  certa  persona  des  Nehmers  in  concreto  (JoUy,  Sachsse) 
oder  einfach  mit  einer  incerta  persona  (Savigny)  ist,  wenn  sie  etwas 
anderes  und  mehr  sagen  will,  nicht  haltbar;  denn  das  Publikum 
esistirt  nidit,  imd  einen  wirkHehen  Vertrag  schlieszt  Niemand  mit 
einer  Person,  von  der  er  nichts  weisz.  Die  versdiiedenen  Nehmer 
shid  aber  dem  Schuldner,  obwohl  sie  Gläubige  geworden  sind«  ge^ 
wohnlich  unbekannt 


*  IMe  AvflTaMuBg  von  Sm^i^mg,  soweit  derselbe  eine  »Verkörperung  der  Obligatio  in  der 
Urltunde«  annimmt,  gehört  offenbar  demselben  Gedanken  an.  kb  babe  in  der  ersten  Aunage 
dieses  Bmbs,  damals  nocb  ohne  die  Ibeorie  Ton  Sarigny  zu  kennen,  das  bibaberpapit^r,  i»ia 
weh-hett  die  Porderang  an  die  Utkunde  gebenden  ersrheine«  el)enfaIU  für  eine  »httmder*  Qi- 

tum§  »«M  Ohiifutimmwmn  erkÜTt,  welclie  »mm  ikrtr  F^rm  willen  elnOB  eigmlkUmtichen  Chtwakitr 
baben,«  womit  offi  nbar  dasselbe  gesagt  wurde,  was  nun  kürzer  mit  dem  Ausdruck  Scriptur« 
«tSUgation  beteicbaet  wird. 


SSO     Baehnt  Cap.  m.  Tod  d.  Werthptpieren  Im  Allg.  a.  ^lolitberpaplcm  insb. 

b)  dasz  die  Gläobigencbaft  in  höherem  Grade  ab  bei  andera  Wertbpapiereii 
lediglich  von  dem  Be$itz  des  Papierei  abhangig  gemacht  wird.  Deszhalb 
ist  diese  ScriptarobJigation  auch  betoeglicfier  gemacht  als  jede  andere, 
und  die  Circtdationsßhigkeit  d«>s  Papiers  aufs  höchste  gesteigert.  Kuntze 
nennt  dasselbe  gut  Symbol  und  Organ  der  Forderung:  Symbol,  indem 
es  die  Forderung  ausprftgt,  Organ,  indem  es  die  Geltendmachung 
desselben  sichert.  Die  Eigenthtlmlichkeit  dieser  Art  von  Werthpapieren 
aber  liegt  darin,  dasz  schon  der  ßesUx  ßr  sieh  genügt,  um  das  Organ 
zu  haben  und  zu  gebrauchen. 

4.    Die  wichtigsten  Arten  der  Inhaberpapiere  sind: 

a)  emfache  Geldpapiere  die  auf  eine  bestimmte  Summe  Geldes  gerichtel 
sind,  meistens  DarUhnspapiere.  Seltener  sind  die  Einzelpapiere,  hSnfiger 
die  sogenannten  PartialMigaiionen  eines  Gesammtanlehens,  sei  es  eines 
Staatsanlehens  oder  eines  Privatanlehens. 

Auch  die  den  Geldpapieren  oder  andern  Papieren  beigefiQgten  Zin$- 
eoupoM  und  Dividendenscheine  haben,  wenn  sie  auf  den  Inhaber  ge- 
stellt sind,  denselben  Charakter.  Ihre  accessorische  Natur  tritt  in  den 
Hintergrund,  und  im  Verkehr  werden  sie  einzeln  als  selbitändige  Ob- 
ligationen behandelt; 

b)  aUaloriiche  Geldpapiere,  wie  Lotieridooee^  PränUemcheine  bei  Lotterie- 
anlehen; 

c)  Äctienpapiere  sowohl  eigentliche  als  Commomlitactiefipapiere  ($.  139); 

d)  Vereicherungepoltcen  [$.  140); 

e)  Conotiemente  (§.  120); 

f)  Paaägierbületi  für  Eieenbahnen  und  Dampfechiffe. 

«  DmOEfr,  in  der  Zeitsch.  f.  D.  R.  V.  S.  30  ff.  Th6U  Handelsrecht  I. 
§.  54  ff.  RtfUMd,  in  der  Zeitsch.  i,  D.  R.  XIV.  S.  315  ff.  und  in  der  Krit. 
Ueberschau.  V.  S.  ö97  ff.  v.  Savigny,  Obligationenrecht  $.  62  ff.  ünger^ 
recblliche  Natur  der  lohaberpapiere,  Leipzig  1857.  KmUie,  die  Lehre  von 
den  Inhaberpapieren.  Leipzig  1857. 

$.  117  a. 

Entstehung  and  Umlauf. 

1.  Entitekung.  Die  Begründung  der  Obligatio  setzt  zwei  Dinge  vor- 
aus, erstens  die  Äueßieüung  des  Papiers,  welche  ein  schöpferischer  Aot  des 
Schuldneri  ist  und  mit  Recht  sCreation«  genannt  wird  (Kuntze);  zweitens 
das  Nehmen  des  Papiers  von  Seite  des  Gläubigen.  Das  ist  freilich  im 
engeren  und  eigentlichen  Sinne  kein  Vertrag  zwischen  Schuldner  und 
Gläubiger,  indem  jener  diesen  in  vielen  Fallen  gar  nicht  kennt,  und 
keine  Erklänmg  des  Gläubigers  vernimmt.  Im  weiteren  Sinne  aber  darf 
man  das  Vertrag  insofern  nennen,  als  der  fortwirkende  gleichsam  dem 
Papier  anvertraute  Wille  des  Schuldners  mit  dem  Willen  des  nehmenden 
GlAubigers  zusammen  trifft    Das  Geben  und  Nehmen  des  Papiers  vermit- 
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tdl  den  Formaherirag.  Die  Ausgabe  solcher  Inhaberpapiere  steht,  soweit  nicht 
besondere  Gründe  im  Wege  stehen,  zunächst  den  Privaten  frei.  Das  ganze 
faistitat  ist  ans  dem  freien  Verkehrsleben  erwachsen  nnd  als  solches  zu 
schOlzen.  Wo  indessen  solche  Papiere  in  groszen  Massen  ausgegeben  und 
auf  unverzinsliche  —  zumal  kleinere  —  Geldposten  gerichtet  werden,  da 
nahem  sie  sich  im  Gebrauche  so  sehr  dem  Papiergelde  an,  und  üben  auf 
den  Credit  und  die  Geldverhaltnisse  einen  so  staricen  Einflusz,  dasz  um 
deszwillen  eine  Beschränkung  und  das  Verbot  der  Staatsgewalt  sich  recht- 
fertigt Die  deutsche  Wechselordnung  untersagt  daher  Wechsel  in  Form 
von  Inhaberpapieren.  (1.)  Einzelne  Landesgesetzgebungen,  z.  B.  die  Preu- 
izisehe  (Ges.  vom  17  Juni  1833)^  die  OesterreickUche  (Verordn.  v.  24  Dec. 
1847),  haben  weitere  Beschränkungen  eingeführt  und  öfter  wenigstens  für 
sog.  CredUpapiere  die  Genehmigung  der  Staatsregierung  vorbehalten.  (2.) 

2.  VahaaverhäUniiz,  Wir  nennen  den  Gegenwerth,  den  der  Geber 
des  Papiers  von  dem  Nehmer  empßngt,  die  Valuta.  Die  Valuta  kann, 
je  nach  den  versdiiedenen  Arten  der  Inhaberpapiere  sehr  mannigfaltig  sein, 
z.  B.  in  einem  Gdddarlehen  oder  in  einer  Actieneinzahlung  oder  sie  kann 
in  einer  Schuld  bestehen,  welche  durch  Hingabe  des  Papiers  bezahlt  wer- 
den soll,  oder  als  Kaufpreis  erscheinen  für  das  Papier  als  Waare.  Alle 
diese  VahrtaverhAltnisse  stehen,  so  weit  sie  nicht  ausdrücklich  in  das  Papier 
auQ^ommen  und  fiestandtheile  der  neuenScripturobligation  geworden  sind, 
muzerhaXb  dieser  FormakhUgatumy  und  es  ist  daher  dieselbe  unabhängig 
von  der  fahsta  zu  beurtheilen.  Ob  das  bisherige  Valutaverhaltnisz  neben 
ihr  noch  ab  gewöhnKche  Schuld,  wenigstens  relativ  fortbestehe,  oder,  sei 
es  durch  Novati<m,  sei  es  durch  in  eohUum  datioy  getilgt  sei,  ist  nach  dem 
Willen  der  Gontrahenten,  beziehungsweise  nach  der  Natur  des  Verkehrs 
im  einzelnen  FaU  zu  beurtheilen. 

8.  Das  Inhaberpapier  kann  durch  sogenannte  Festmaehung  (Fixi- 
rung  auf  einen  beetimmten  Gläubiger)  seine  freie  Circulationsfthigkeit  ver- 
lieren, und  auszer  Gurs  gesetzt  werden.  Die  Obligation  erleidet  dadurch 
nur  die  Aenderung,  dasz  sie  an  ein  Reetapapier  statt  wie  bisher  an  ein 
Inhaberpapier  gebundai  ist.  Dasz  diese  Festmachnng  im  Einverständnisz 
mit  dem  Schuldner,  dem  ausdrücklichen  oder  aus  den  Umständen  zu 
schlieszenden,  geschehen  kann,  ist  iinbezweifelt,  aber  bestritten,  ob  sie 
dem  einseitigen  Belieben  des  Gläubigers  zu  überlassen  sei.  Da  auch  der 
Schuldner  dabei  betheiligt  ist,  indem  die  Einlösung  des  Papiers,  je  nachdem 
es  Inhaber-  oder  Reetapapier  ist,  andere  Bedingungen  hat,  so  halte  ich  die 

1.  Deutiche  fVeeKtelordnun^,  g.  4.  Wesentliche  Erfordernisse  eines  Wechsels 
sind:  —  8)  der  Name  der  Person  oder  die  Firma  an  welche  oder  an  deren  Ordre  gezahlt 
werden  soll. 

9.  Zürcher  Gesetxh.  g.  1100.  Die  Hlnausgabe  einer  gröszem  Anzahl  von  an- 
dern GeldschaldscheJnen  (aaszer  den  Banknoten,  welche  der  Crenehmignng  des  groszen 
Ralhes  bedfirfen),  die  auf  den  Inhaber  lauten,  bedarf  der  vorherigen  Erlaabnisz  und 
unterliegt  der  Controle  der  Regierang. 
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VMieiiini«  der  Fnge  Air  die  richtige  Antwort  (3^  ledeofofls  eher  irt  z^r 
FealstellaDg  ein  dt^ikhir  Torm^k  auf  dem  Pcpiw  seftst  nnerUisdicb  «nd  im 
Zweifd  efaer  ge§en  als  filr  dieselbe  zu  ioterpreliren.  Die  Vindiealion  tob 
Inhaberpapierea  aber  wird  i^ucb  dimn  durch  einen  Vormerk  erieiehteft,  wenn 
derselbe  Rioht  genOgtj  um  es  in  ein  Raetopapier  w  Tovanddiii  iadem  der 
Beweis  der  Identität  des  vindicirten  Papiers  oi^  dee  umedKohen  Befitzes 
auf  Seite  des  Gläubigers  leichter  geworden  ist  (4«) 

Die  Form  der  Wie4$rincHr$Ht!f^Mg  eipes  aw«er  Gors  geseMao  In- 
haberpapiers, d.  h.  die  HerstelhmiK  des  lobabcurpapiers  musz  der  Foroa  der 
Feslmachung  entsprecbep.  Cinzdoe  Imti/^wtxe  fprdern  fttr  jene  weitere 
Garantien. 

4.  Uebertr^gmg-  Der  formelle  Uebergang  der  Fordming  geschiabt 
nicht  in  ^  obligatorischen  Form  der  Cw^mf  sondern  im  Ansdilqsz  an 
den  Be^üz  des  Inhaberpepiers  in  der  Boctim^red^liahm  Form  der  Ikber- 
gabß  (traditio)  des  Werthpapiers^  Das  Institut  i^  wes^tlicb  in  der  Ab- 
sicht aufgekommen,  um  die  QeweglichMt  md  Brauchbarkeit  des  Papiers 
unabhängig  von  dem  Nachweis  der  Gbubigerfolge  zu  machen.  Die  per- 
sönliche Kette,  welche  sonst  den  spätereo  GlAnbiger  mit  dem  frObern  Gläu- 
biger sichtbar  verbindet  uiid  noch  in  dem  Ordrepapier  deutlich  erscheint 
verschwindet  im  (nhaherpapier  vollständig  und  wird  durch  den  Besitz  des 
Papiers  ersetzt  Als  die  natürlichste  Auffassung  dieses  Voi^apgs  erscheint 
mir  wie  Remi^d  ^d  andern  die  Singularmcce$$io9L  Da  die  Forderung 
in  dem  Papier  eine  objective  Gestalt  gewonnen  hat  und  Qberdem  die  Perscm 
des  Gläubigers  indifierei\t  ist  so  ist  damit  die  Möglichkeit  gegeben»  die 
forderuqg  selbst  als  ein  Objopt  ^  betrachten,  welches  in  wd  mft  der  Be- 
si^zei^ttb^gabe  des  P^pieres  übergehe.  Die  von  üa^gtr  vvd  auafohrlicbw 
von  Kuntze  mit  vielem  Scharfsinn  vertretene  Ansipht  desi;  das  eine  N<Wh 
tiof^  sei,  ist  (Pfänes  Gra<<hteo«  z^  k(}nstlich,  und  wird  nicht  durch  das 
B^wustsein  des  Ausstcillers  i^  dcF  Nehmer  unter^tQi^t  Ceberdeo)  eigpet 
sie;  sich  weniger  um  die  pr^cUfch  wichtige  Fortäauiir  der  Pfandre^e  upd 
imdere  ofifeasortfcA^  Reebt9  ^}\  Gunsten  des  neuen  Erwerbers  zu  erklären* 
Die  Forderung  bleibt  in  Webcl^  4ie$€lb6,  or^^achtet  eßü  anderer  Gläu- 
biger eintritt;  weil  ihr  WefeP  iA  i^er  ehiectiven  Gestalt  und  in  ihram 
Gehabte  liegt  diese  aber  ungeachtet  des  Wechsels  der  Gläubiger  unver- 
ändert bleiben.  (Vgl.  $.  111.  2.) 

3.  freun»  YerordnuDg  far  das  schlesische  Creditiostitut  vom  8  JudI  1835.  III. 
C.  8.  8.  49.  Der  Besitzer  eines  PAmdbriefes  B  ist  zwar  befogt,  denselben  durch 
eineD  Privatvermerk  auszer  Cors  zu  setien,  dadurch  verliert  derselbe  aber  in  Beile- 
liaag  auf  «las  CredilipsUtut  die  ^iae^chaft  eines  biU«^  a^parteur  nicht,  leKterca  lat 
daber  auf  dergleichen  Privatvermerk^  Rücksicht  zu  nehiQ^o  uicht  verpflichtat. 

4.  yreiMf.  Laodr.  I.ltf.  S-47.  Obige VorsehrincD  (JBeschrSnknog  derVindicahUltät) 
g^Q  au^h  TQo  den  auf  Jedff»  Inhaber  Ui|l|»nden  Papieren  —  so  lajQge  diaacHien  «icht 
l^lszef  Cura  g^seU^l  wer4f  n.  %y  48,  Au^r  Curs  sind  solche  Papiere  geseUt,  vaen 
der  Eige^tfiümer  sein  Bq^ht  daran  auf  eine  in  die  Augen  fallende  Art  auf  dem  In-? 
stramente  selbst  vermerkt  hat. 
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&  GewMNÜkh  idrd  in  der  ßesäzeiübergabe  tnch  eine  Eigmthums* 
Hb$(^§aibe  enduiilen^  srin,  mid  nAer  gibt  es  ein  Eigenthnm  auch  an  dem 
hhaberyapier).  Das  Verbftttntsz  yod  Bestftz  zu  Bgenthnm  ist  aber  ein  an-* 
dem  in  dem  Verlcel»  mit  Inhaberpapieren  als  in  dem  Verkehr  mit  andern 
Sachea.  Indttn  die  Fem  dieser  Scripturobligatio  nicht  den  BigenthUmer, 
aeodern  dm  Inkabir  (Besitaer)  ab  GläiÄiger  beeeichnet,  dentet  sie  an,  dasi 
sie  auch  Ton  don  Nadiiveis  des  Big$»ikum$  und  der  Eigehthwmsfolge  ab- 
sirabire,  und  JedigUch  aof  den  sinnlich  wakmehmbann  Betäz  abstelle.  (5.) 
Wie  das  ftecht  der  Forderang  ans  dem  Papier  dem  Besitze  desselben  folgt, 
so  folgt  auch  das  Eigenthnm  an  den  Papier  lediglich  dem  Besitz«  Der 
Besitzer  wird  nicht  Mosz  als  GlAubiger  vermuthet;  er  ist  der  Gläubiger, 
und  der  Gläubiger  ist  Eigenthümer  des  Werthpapiers.  Eine  Vermuthung 
k(^nnte  durdi  den  Gegenbeweis  zerstört  werden,  dieser  aber  ist  nicht  zu- 
lässig und  auch  der,  welcb<^  das  Wertbpapier  redlich  von  dem  Dieb  ge- 
kauit  und  den  Besitz  daran  erworben  hat,  ist  Gläubiger  geworden. 

Das  Mosze  Innehaben  aber  im  Namen  eines  andern  BesUxers  ist  nicht 
genügend.  Der  Depositar  ist  so  wenig  Glttubiger  als  der  Anwalt  oder  der 
Bote,  der  das  Papier  in  der  Hand  hat,  weil  es  ihnen  an  dem  Willen  fehlt, 
ZV  eigenem  Recht  das  Papier  zu  erwerben  und  dadurch  Gläubiger  zu 
w^dea« 

Ist  aber  jeder,  auch  ein  unredlicher  Besitzeserwerb  geeignet,  das  Recht 
zu  verschaffen?  Kuntze  bat  zuerst  die  Frage  bqjaht>  indem  sobald  wirkli- 
cher Besitz  vorhanden  sei,  beides  in  der  Person  des  Besitzers  zusammen 
treffe,  die  objective  Möglichkeit  und  der  persönliche  Wille  das  Papier  für 
sich  zu  verwerthen  und  zu  gebrauchen.  Diese  Annahme  geräth  aber  in 
Widerspruch  mit  dem  Wesen  der  Rechtsordnung»  die  es  nicht  zuläszt, 
dasz  durch  ein  Vergehen  zu  Gunsten  dessen  der  es  b^eht,  ein  wirkliches 
Hecht  —  hier  Glttubigerschaft  uAd  Eigenthum  •—  erworben  werde«  Durch 
Raub  und  Diebstahl  kann  man  Besitz,  aber  nicht  ein  Recht  auf  die  ge- 
stohlene Sache  erwerben.  Der  bestohlene  Eigenthümer  kann  daher  g^n- 
Über  dem  unredlichen  Besitzer  vindiciren.  Ich  nehme  daher  mit  Thöl  an, 
dasz  im  Verkehr  mit  Inhab^^Nipieren  nur  d^  redUche  Besitzerwerb  zum 
tilänbiger  mache. 

Ebenso  zerstört  der  freiwüUge  BesUzesverlust  die  bisherige  Gläubiger- 
scbaft  und  das  Eigenthum,  der  ifnfreiwüUße  Verlust  aber  nur,  wenn  der 
redliche  Besitzerwerb  eines  andern  die  Wiederherstellung  des  verlorenen 
Besitzes  unmöglich  macht. 

6.  Die  Inhaberpapiere  köritien  auch  in  der  Form  des  Faustpfandes 
vet^ndet  werdeti.    Der  FauStpfandglAubiger  wird  weder  Gläubiger  noch 

5.  Erk.  des  Ob.  Trib.  zu  Berlin  (SeufferU  Archiv  III.  34).  Das  Eigen- 
tham  solcher  auf  dea  Inhaber  lautenden  Papiere  wird  darch  die  blosze  Uebergab« 
otai  MnaNcba  Caisk»  fibertragea.     2ani  Wesen  dieser  Papiere  gehört  deren  €nrs- 
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Bigentbflmer  des  Wertbpapien.  Aber  er  hat  imfei  die  Sicherheil;  dasz  dag 
Papier  nicht  ohne  seine  Mitwirkung  eingdöst  werde,  und  kann,  wenn  seine 
Forderung  nicht  bezahlt  wird,  die  Versilberung  des  Papiers  erwirken  nnd 
anf  diesem  Wege  Zahlung  erlangen.  VerAusz^  er  das  Papier,  oder  rieht 
er  damit  die  Papierschuld  ein,  ohne  dazu  ermiciitigt  zu  sein,  so  ist  das 
ein  Miszbrauch  des  Vertrauens,  wddies  der  Pfandscholdner  in  ihn  gesetzt 
hat,  aber  der  Natur  des  Papieres  gemäsz  von  Wirkung.  Einzehie  Landes- 
rechte legen  indessen  dem  unb^edigten  Glttobiger  das  Recht  bei,  ohne 
gerichtliche  Autorisation  die  hinterlegten  Papiere,  wenn  der  Schuldn»  im 
Verzug  ist,  zu  dem  Tagescurse  zu  veräuszem. 

S-  il7b. 

GeltendmaehuDg,  LOschaog  nod  Ende. 

1.  ifti  dem  Inhaberpapkr  m  der  Band  verlangt  und  gegen  Zurück' 
gäbe  deueiben  erlangt  der  Gläubiger  dem  Inhalte  des  Papieres  gemftsz  die 
Zahlung.  Der  Schuldner  ist  verpachtet,  dem  jeweiligen  Präsentanten  (au 
porteur)  Zahlung  zu  leisten.  Wer  in  eigenem  Namen  dap  Papier  präseotirt, 
stellt  sich  damit  dem  SchuMner  gegenüber  als  den  Beeitzer  und  daher  als 
den  wahren  Gläubiger  dar,  und  der  Schuldner  ist  nicht  berechtigt,  zu 
prOfen,  wie  er  zu  dem^Besitze  gekommen  sei. 

Das  Interesse  an  der  unbedingten  Klagbarkeit  dieser  Papiere,  und  an 
der  Sicherheit,  dieselben  durch  blos^ze  Vorweisung  geltend  zu  machai,  ist 
jeder  Hemmung  durch  solche  Prüfung  feind,  und  steigert  die  Pflicht  des 
Schuldners,  sie  einzulösen,  in  dem  Grade,  dasz  jede  weitere  Beweisforde- 
rung des  redlichen  Besitzes  und  selbst  die  blosze  Beweisanerbietung  des 
unredlichen  Besitzes  unterbleiben  soll.  Der  blosze  Verdacht,  dasz  die  Pa- 
piere gestohlen  seien  und  dasz  der  Dieb  die  Einlösung  fordere,  ist  daher 
nicht  genügend,  um  die  Zahlung  an  den  Dieb  zu  verweigern.  Ist  aber  die 
Unredlichkeit  des  Präsentanten  zur  Zeit  der  Präsentation  offenbar  {Uquid) 
so  wird  die  Zahlung  mit  Recht  verweigert  Ueberdem  kann  in  einzelnen 
Verdachtfällen  im  Interesse  der  strafirichterUchen  Verfolgung  des  Diebs  der 
Sohuldcasse  von  der  Polizei  oder  dem  Strafgericht  dafür  gesorgt  werden, 
dasz  die  gestohlenen  Papiere,  wenn  etwa  der  vermuthUche  Dieb  selbst  oder 
ein  Gehülfe  desselben  sich  zur  Zahlung  meldet,  vorläufig  mit  Beschlag  be- 
legt werden. 

Erklärt  sich  der  Präsentant  ausdrücklich  als  bloszen  Stdhertreter  des 
Besitzen^  so  ist  der  Schuldner  nicht  gehindert,  von  ihm  Ausweise  über  seine 
Vollmacht  zur  Zahlungsforderung  zu  verlangen,  aber  gewöhnlich  auch  ver- 
anlaszt,  in  der  Ueberlassung  des  Papiers  von  Seite  des  Besitz^ers  an  seine 
Stellvertreter,  eine  zureichende  Legitimation  zum  incasso  zu  erblicken. 

2.  Der  Aussteller  ist  auch  berechtigt,  an  den  Präsentanten  zu  zahlen. 
Die  redliche  Zahlung  an  den  unredlichen  Besitzer  zerstört  in  VerbfndoBg 
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mit  der  Rückgabe  des  Papiers  die  GMubigerschaft  and  das  Eigenthum  des 
bestohlenen  Gläabigers  ebenso,  wie  im  Verkehr  mit  Inhaberpapieren  der 
redliche  nene  Besitzeserwerb  das  Recht  dessen  zerstört,  der  seinen  Besitz 
anfreiwillig  verloren  hat.  *)  Vorbehalte  bleibt  natürlich  die  priTatrecht- 
lidie  Verfolgung  dessen,  der  unberechtigter  Weise  die  Zahlung  empfan- 
gen hat 

3.  Die  blosze  Zahlung  für  sich  allein  befreit  indessen  den  Schuldner 
nicht  YollstAndig  von  seiner  Schuld,  denn  da  diese  ihre  formelle  Begrün- 
dung in  dem  Inhaberpapiere  hat,  so  kann  sie  nicht  untergehen,  wenn  das 
Papier  unentkräftet  fortdauert  Dem  unredlichen  Besitzer  desselben  könnte 
der  Schuldner,  wenn  er  zum  zweitenmale  damit  Zahlung  fordert,  die  ex- 
ceptio doli  entgegen  halten,  aber  nicht  einem  spätem  redlichen  Besitzer, 
der  die  erste  Zahlung  nicht  empfangen  hat  Diesem  gegenüber  müszte 
der  Schuldner  das  Papier  nochmals  honoriren. 

Der  Schuldner  braucht  demnach  nor  gegm  Rückgabe  des  Papiers  Zah- 
lung zu  leisten.  Wird  ihm  das  Papier  entkräftet  ausgehändigt  oder  das 
ODenikrftftet  zurückgegebene  Papier  yon  ihm  zerstört,  dann  ist  die  Schuld 
ans  dem  Papiere  völlig  untergegangen,  und  selbst  dann  hat  die  Scriptur- 
Obligation  aalgehört  zu  existirea,  wenn  das  Papier  ohne  Zahlung  von 
dem  Gläubiger  absichtlich  zerstört  oder  dem  Schuldner  zur  Zerstörung 
überlassen  worden  ist 

Wird  aber  das  Papier  unentkräftet  dem  Schuldner  zurückgegeben 
and  von  demselben  unversehrt  besessen ,  so  ist  zwar  auch  in  diesem 
Fall  der  Schuldner  frei  geworden,  indem  er  nicht  zugleich  Gläubiger 
and  Schuldner  sein  kann;  aber  da  das  Papier  noch  existirt,  so  ist  da- 
mit die  Anlage  zu  neuer  Emittirung  wie  bei  dem  zuerst  creirten  und 
noch  nicht  in  Umlauf  gesetzten  Papier  gegeben.  Kommt  eine  neue  Emis- 
sion desselben  hinzu,  so  wird  es  in  der  Hand  eines  neuen  redlichen  Be- 
sitzers wieder  vollgültig. 

4.  Aas  denselben  Gründen  wirken  auch  Theüzahhing&k  nur  relalü) 
zerstörend  für  die  bezahlte  Theilschuld,  Sollen  sie  abeolui  wider  jeden 
redlichen  Besitzer  des  Papiers  wirken,  so  müssen  dieselben  auf  dem  Inhaber- 
papier selbst  deutlich  vorgemerkt  und  dadurch  gelaicht  worden  sein. 

5.  Der  Natur  dieser  Papiere  gemäsz  stehen  dem  Schuldner  keine 
Ekireden  zu,  welche  aus  der  Person  eines  früheren  Besitzers  und  Gläubigers 
hergenommen  sind,  denn  nicht  als  Nachfolger  des  früheren,  auch  nicht  des 
ursprünglichen  Gläubigers  macht  der  jetzige  Besitzer  sein  Recht  geltend» 
sondeni  ab  selbständiger  lediglich  auf  den  Inhalt  seines  Pq)iers  sidi  be- 
rafonder  GHtobiger.  . 


*  In  dieser  Weiie  lösen  sich  die  Bedenken,  welche  Knntze  gegen  meine  Anficht,  datg 
unr  der  redliebe  Besitz,  nicht  Jeder  Juristieohe  Besiti  rom  Gllubiger  mtcbe,  erhoben  hat 
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Eher  kann  man  ztreifdo,  inndefem  dem  Schuldiier  EiiirBdeB  in» 
ttehen,  wdehe  mdperümUchen  VerhäktU$9en  deg  gigmwätiigei^  BesÜMmn  be* 
ruhen.  Unbedenklich  sind  alk  Einreden  zutulaMcn ,  weldie  sich  auf  den 
InhaU  det  Inhaberpapieret  hWU  grinden,  ebenso  die  aof  fMsCsiMs  Ba- 
schrinkung  derartiger  Forderungen  gesUMilen;  wohin  iadesseo  dieBescfari»* 
kling  der  lex  Anastasiana  nicht  gehört,  wohl  aber  die  Gesetze  tdMt  Venr 
jahrang,  welche  für  Inhaberpapiere  oft  eine  kOrzere  Frbt  b^stimmeii.  (1.) 
Femer  diejenigen  persönlichen  Einreden,  welche  sich  auf  dieses  obligatorisdie 
Verhältnisz  beziehen,  z.  B.  des  Dolus  des  Inhabers,  diese  aber  nur,  soweit 
sie  sofort  liquid  gemacht  w^den,  denn  die  ungehemmte  und  energische 
Geltendmachung  dieser  Papiere,  wie  sie  lauten,  gehört  zu  ihrem  Wesen, 
und  würde  durch  ein  aufschiebendes  Beweisverfahren  schwer  verletzt  Ein- 
reden, welche  auszerhalb  des  in  dem  Inhaberpapiere  bezeichneten  Geschäf- 
tes ihren  Grund  haben,  wie  insbesondere  die  GefgmfordfTMfUf  aus  tmem 
andern  VertragsverhäUnisz  i2.),  sind  meines  Erachtens  in  der  Regel  nicht 
zulassig,  theils  aus  dem  eben  angefthrten  Grunde,  Chefls  wefl  der  Inhaber 
seine  Forderung  nicht  als  eine  bestimmte  mit  dem  Schuldner  verbondene 
Person,  sondern  lediglieh  als  indifferenter  Besitzer  wie  jeder  andere  Inhaber 
geltend  macht.  Der  letztere  Grund  sddieszt  daher  sogar  die  liquide  Gegen- 
forderung aus;  auszer  inwiefern  in  dem  Benehmen  des  Gltubigers  nach 
den  Umstanden  ein  offenbarer  Dolus  vorläge. 

S.  118. 
I.  YiDdicatioD  and  Amorlisatioo  der  InhabinNipierf, 

1.  Da  das  Werttipapier  eine  Sache  von  Werth  ist,  und  da  es  ein 
Elgenthum  daran  gibt,  so  ISszt  sich  zunächst  auch  eine  dinglMs  Verfoigung 
(Vihdication)  des  tMianden  gdLonmienen  Inhaberpapiers  denken.  Aber  es 
stdien  dieser  Virrdicatlon  theSIs  fiictische  Schwierigkeiten,  theils  juristische 
Beschränkungen  entgegen,  welchen  die  Yindication  anderer  Sachen  nicht 
unterUeglL    Sin.  bloss  tk^silßhlich^ß  HiBdesnisi  ist  die  Sehwitrigkeft  des 


1.  fTitrttemh.Qf».  v.  16  Sept.  1852.  betr.  4\t  8laa(ssphuL^I)eiiD^^  (,19,  Ein 
Zinsabschnitt  welcher  nicht  binneD  3  Jahren  von  dem  Verfalltage  an  gerechnet  zur 

]^iö8i)i«g  gf^r4^t.wird»  u(tt  ^»s^f,  ^fpsy 

%,  «Kk.  <(es  O.  A.  O.  v^  Cßml  i^^ffr^.Attüiif.  UV  194)»  «9i  jlt^alim^rw* 
wf^lche  auf  den  Inhaber  la^teI^  erscheint  die  CpmpeiifatioDS^nr^e  nicht  al9  zall/ssig. 
Da  dieselbe  efn  zwischen  einem  bestimmten  Glli'ubiger  un^  Schaldner  (gestehendes 
'Ti^rhliltnisz  Voranssetzt,  wStarend  der  Inhaber  eine^  Sfaalspapiers  als  solcher  anter 
6m  sonst  gotii^iteB  TMtoiMliaDgCBy  dla  duiai  a«Bg«Mctis  8tt«iiie  za  ffM^ws 
berechtigt  ist,  ohne  dasz  dabei  etwaige  Rechtsverhältnisse,  iiTiiifMkillitr  fOnaiin^ 
Person  zum  Staat  oder  zu  der  betreffenden  Staatsanstalt  vermöge  eines  sonstigen 
factischen  Hergangs  steht,  in  Betracht  kommen,  da  die  auf  den  Inhaber  lautenden 
Suatppapi^re  -  als  von  ^^f^  er^ji|hptep  p^n<(9Uq)(ei^  Be^efciMigff»,  <if)v|l^)i  ifkikM- 
det  —  aqgi^Aben  w^rdep  mü^n. 
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SifSt  itilgei'  oHf^j^n^EfA  Beweiset,  dasz  gerade  dkse  Tiridicirten  Papier^ 
fllM  Mag^iö^ilft,  if^  gteWdhnAch  eine  Meng^  gleichknaender  Papiere  in 
Dmlanf  g^9(et2t  sind.  Ibdessen  mag  dieser  Beweis  der  fdentitAt  in  n)ah- 
"^him  FalleM  mit  Hfilfe  der  unterscheidenden  Nnmmern  ufnd  besondern 
ft^noK^CtMaä,  z.  B.  besonderer  Vormerke,  anf  dem  Papier  gelingen. 

Anszerdem  kommen  die  rechtlichen  Beschränkungen  in  Betracht.  Da 
die  (jIAabigerschaft  und  damit  das  Eigenthum  auf  das  Inhaberpapier  un- 
mittelbar aus  dem  ßentze  folgt,  da  jeder  neue  redliche  Besitzerwerb 
zugleich  Üebergang  des  Rechtes  ist  und  da  üt)erdem  der  jeweilige  Inhaber 
auch  als  Gläubiger  und  daher  als  EigenthQmer  des  Papiers  zu  vermuthen 
ist,  so  folgt  daraus,  dasz  der  Kläger  zwei  Dinge  zu  behaupten  und  nöthi- 
genfalk  zu  beweisen  hat: 

a}  seinen  frühem  Besitz, 

b)  dasz  der  jetzige  Inhaber  auf  tmredlich»   Weiee  in  den  Besitz  dieser 
Papiere  gelangt  sei.  (1.) 

Vnier  jener  Voraussetzung  isir  d^r  Kläger  als  EigenthQmer  >  der  Be- 
klagte ab  unberechtigter  Besitaer  n  behandehi  und  dieser  anzuhalten  jenem 
4ie  Papiere  herauszugeben.  Kann  aber  der  Beklagte  nachweisen  dasz  der 
Kläger  seinen  Besitz  freiwillig  aufgegeben  habe,  so  ist  damit  die  Einrede 
hergestellt,  dasz  Kläger  aufgehört  habe  EigenthUmer  zu  sein. 

ft  Tevscüfeden  ton  der  Vindication  ist  die  ContraetMage  adf  Rück- 
giM  d^  däponirten^  zu  Pfand  gegebenen  öder  sonst  anvertrauten  Papiere. 
SeM  d^  Depositar,  Fättetp&ndgläubiger  n.  s.  f.  ist  als  solcher  kein  ^en- 
betftteir.  Wtlrde  er  abet*  die  Treue  verletzen  und  sidi  zu  diesem  machen 
wöBM,  iö  läge  die  Unredlichkeit  seines  Besitzes  vor,  ond  unter  dieser 
Vcffan^^et^üng  kann  ihm  der  Besitz  abgestritten  werden. 

3.  Die  iimonisolion  der  Pq)iere  anf  den  Inhaber  ist  wohl  ans  Billlg- 
beitsrüoksichteD  zulässig»  aber  nur  mit  groszer  Vorsicht  zu  gestatten,  sei 
es,. dasz  ein  zu  Verlust  gekommener  Eigentbümer  oder  der  Schuldner  sie 
bctgehrt'  Die  Ausschreibung  der  verlorenen  Nummer  und  die  Edictalladung 
an  deren  Besitzer  kann  nicht  genügen,  denn  ea  kann  den  zahlreichen  Be- 
sitzern solcher  Papiere  nicht  zugemuthet  werden»  dasz  sie  ihre  Nummern 
mit  den  au^geschriebeoen  vergleichen^  und  noch  weaigsr  dasz  auch  nach- 
her jeder,  der  sokhe  Papiere  kauft,  sich  der  früher  ausgeschriebenen  Num- 
oaern  erinnere*  Ist  daher  das  Papier  noch  «a  verehrt  Vorhanden  und  Ge- 
genstand des  Verkehrs,  so  ist  jeder  neue  Bewerber  berechtigt,  die  daran 

1.  Eirk.  des  0.  A.  G.  lo  CelU  (S^uferU  Archiv  V.  4).  Die  Vindication  von 
•ogenannten  an-portear-Obligationen  findet  nur  gegen  denjenigen  statt,  welcher  die- 
*e1b^  Itt  iöM  äUnben  enroited  bat.  Es  entspricht  diese  Annahme  dem  Zwecke 
tidd  d)^  eiif^iKhtNAlfcttto  NflfCtir  dcf^aftiger  Verbrierongen ;  es  soll  mit  ihrer  tJeber- 
tragang  die  Terbriefte  Forderung  seibat  an  ieden  getreuen  Inhaber  transferirt  werden. 
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gdmflpfte  Forderung  geltend  zu  machen.  Es  wird  daher  zu  unbedenk- 
licher Bewilligung  der  Amortisation  und  beziehungsweise  zur  Wiederher- 
stellung durch  neue  Urkunden  an  die  Stelle  der  amortisirten  der  Nachweu 
erfordert  werden,  dasz  die  ursprünglichen  Papiere  xeniört  worden  seien* 
Die  blosze  Bescheinigung  dieses  Untergangs  (z.  B.  bei  einem  BrandunglOd) 
kann  nur  insofern  jenen  Nachweis  ersetzen,  als  zur  Sicherheit  des  Schuld- 
ners die  erforderlichen  Cautionen  damit  verbunden  werden.  Die  Amorti- 
sation blosz  verlorener  oder  nicht  rechtzeitig  benutzter  Papiere  rechtfertigt 
sich  nur,  wenn  Gründe  dafür  sind,  dieselben  überhaupt  auszer  Gurs  zu  setzen. 
Die  Wirkung  der  Amortisation  ist  EntkrSftung  und  Löschung  des 
frühem  Papiers  (2.)  beziehungsweise  die  Wiederherstellung  eines  Denen 
gleichartigen  Papiers  zu  Gunsten  des  Gläubigers. 

*  Gönner,  Ueber  Staatsschulden,  deren  Tilgungsanitalten  und  vom  Han- 
del mit  Staatspapieren.  München  1826.  Sehunm,  Die  Amortisation  verio- 
rener  oder  sonst  abhanden  gekommener  Schuldnrkonden.     Heidelb.  1830. 

§.  118a. 
II.   Ordrepapiere. 

1.  Die  Ordrepapiere,  welche  zuerst  im  Wechselverkehr  ausgebildet  wor- 
den sind,  im  Verfolg  aber  mancherlei  andere  Anwendungen  erüeJiren  haben, 
unterscheiden  sich  von  den  Inhaberpapieren  in  mehreren  wesaitlichen  Be- 
ziehungen. Vorerst  ist  in  ihnen  der  ttrtprün^iche  Gläubiger  genannt,  von 
dessen  Ordre  die  weitere  Begebung  des  Papiers  abhAngt  Damit  schon  er- 
hält die  Obligatio  eine  individuelle  Bestimmtheit  auch  auf  Seite  des  Gläii- 
bigers>  die  dem  Inhaberpapier  mangelt,  und  es  ist  damit  die  MögliehM 
gegeben,  auch  die  persönlichen  Verhältnisse  des  Gläubigers  zu  berücksich- 
tigen, und  dessen  auf  dem  Papijr  ausgesprochenen  Willen  zu  beachten. 

2.  Auch  die  Ordrepapiere  sind  filhig  in  Umlauf  gesetzt  zu  werden, 
aber  ebenso  wenig  durch  bloeise  Benlzeiübergabe  als  durch  Motze  (^diga- 
torisehe  Cession^  der  etwa  das  Papier  nur  wie  eine  BeweismiLunde  nach- 
folgte. Vielmehr  ist  hier  auszer  der  üebergabe  des  Papiers  noch  ein  per- 
sönlieher  Act  auf  dem  Papier  unerläszlich ,  durch  welchen  der  bisherige 
Berechtigte  seinen  Willen  (Ordre)  äuszert,  das  Werthpapier  und  damit  die 
Forderung  daraus  zu  übertragen. 

In  jeder  neuen  Begebung  des  Ordrepapiers  liegt  ein  neuer  Scriptur- 
aet,  das  sogenannte  Indossa/ment  (1.),  und  darin  auch  eine  Erneuerung^ 
ursprünglichen  Scripturobligation.     Der  Aussteller  hat  es  dem  Gläubiger 

S.  Buyr,  YerordD.  v.  10  Oet.  1810.  Ein  reclitskrifliges  AmortisatioDserkenDt- 
nisi  hat  lur  Folge,  dass  ans  der  für  amortisirt  erklärten  Urkonde  selbst  keine  Recbu- 
ansprüche  mehr  abgeleitet  werden  können. 

1.  Nümh,  Entw.  des  dtuUchen  Handelsges.  g.  285.  Dareb  das  Indossament 
der  Anweisungen  und  Yerpfllchtungsschelne  gehen  alle  Rechte  ans  dem  indossirteo 
Papiere  anf  den  Indossatar  über. 


S*  ii8a.  OHrepaplere.  829 

i  OberlaflseD,  das  Papier  water  zu  begeben,  aber  so  dasz  jede  wirksame  Be- 

(  gebang  vorgemerkl  wird.    Damit  ist  die  fenönüehe  Sette  der  Gläubiger 

i  vom  ersten  bis  zum  letzten  in  der  UiiLunde  sdbst  ohne  Unterbrechung 

(  dargestellt    Nur  wer  aus  dem  Papier  sich  als  ktzte»  Glied  der  nicht  unter- 

[  brochenen  Kette  darzustdlen  vermag,  i$t  GUMnger*  •  Bei  dem  Wechsel 

1  gentigt  der  formelle  Zusammenhang  der  Kette.    Daraus  aber  darf  man 

r  nicht  schlieszeD)  dasz  es  bei  aUen  andern  Ordrq>apieren  ebenso  sei:   viel- 

mehr ist  die  ursprüngliche  und  eigentliche  Meinung,  dasz  der  Zusammen» 
I  hang  wie  in  der  Form  so  auch  im  Wesen  begründet  sei*    Indessen  ist  der 

kaufmännische  Verkehr  geneigt,  and^e  Ordrepapiere  dem  Wechsd  Ahnlich 
I  zu  behandehi.  (2.) 

Dm  dieses  persönlichen  Vortretens  willen  in  einem  neuen  Formalact 
oder  Formalcontract  laszt  sich  eher  als  bei  den  Inhaberpapieren  der  Ge- 
V  Sichtspunkt  der  Novation  anwenden.    Indessen  ist  auch  hier  die  Debo^abe 

)  des  Papiers  wesentlich  fOr  den  Uebergang  der  Forderung  und  stellt  sich 

dieser  jn  jener  dar.  Daher  paszt  auch  hier  die  Annahme  einer  Singular- 
succession.  Wenn  auch  die  Person  des  Gläubigers  genannt  ist«  so  hat 
doch  auch  hier  der  Aussteller  erklärt,  die  Individualität  der  folgenden  Gläu- 
biger sei  ihm  indifferent,  und  ohne  sein  Wissen  werden  diese  durch  die 
'  Ordre  bezeichnet. 

3.  In  jedem  neuen  Indossamente  liegt  zugleich  eine  Vermehrung  der 
Garantie  für  die  ErfQihmg  des  versprochenen  Inhalts.  Jeder  neue  Indoiiant 
tritt  —  abgesehen  von  ausdrOcklichen  Vorbehalten  —  als  Correalschuldner 
den  frühem  Indossanten  und  dem  Aussteller  hinzu,  und  der  Indossatar 
als  Gläubiger  hat  aüen  Vormännem  gegenüber  ein  Recht  erworben.  Das 
Inhaberpapier  ist  von  dem  Gedanken  einer  Steigerung  der  Versatilität,  das 
Ordrepapier  dagegen  von  dem  Credanken  einer  Paarung  der  Versatilitlt  mit 
gesteigerter  Gewährschaft  (Garantie)  beherrscht  (Kunize.) 

4.  Das  sogenannte  BlancoindoMament,  in  welchem  der  Raum  f&r  den 
Namen  des  Indossatars  leer  gelassen  wird,  ist  im  Grunde  nur  ein  unaui- 
geßUtes  Indossament,  das  wohl  factisch  und  vorübergehend  den  Umlauf 
des  Ordrepapiers  einem  Inhaberpapiere  ähnlich  erleichtert,  aber  zur  Ausfül- 
lung stets  bereit  ist,  und  erst  dnrdi  diese  volftommen  wird.  Ob  die  Ausfbllung 
dami  ausdrücklich  geschehe,  oder  wie  bei  mehrem  folgenden  Blancöindos- 

.  samenten  durch  stillschweigende  Ergänzung  des  ungenannten  Namens  des 
Blancoindossatars  durch  den  genannten  Namen  des  nächstfolgenden  Indos- 
santen, heim  letzten  Blancoindossatar  selbstverständlich  durch  den  in  Ge- 
danken ergänzten  Namen  des  Besitzers,  ist  nicht  erheblich-    Sobald  aber 

■  ■■«I     I      I  I  ■  ■■  '        ■ ^  I  ■  ■ I     ■        ■       ■ •     •    .m 

9.  Pnimh*  Entw.  d.  deuigeAen  Handelsges.  g*  3^*  Für  Papiere,  welche  durch 
Ibdossamenl  übertragen  werden  können,  gelten  in  Betreff  der  Form  des  Indossaments, 
der  Legitimation  des  Inhabers  und  der  Prafung  dieser  Legitimation  dicoelbeD  Be- 
stimmongen,  welche  die  Art.  11  bia  13  und  36  der  allgei|ieinen  dentachen  WechaeW 
Ordnung  in  Betreff  des  Wechsels  enthalten.  ,    . 
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di6  EigSittuiig  ftof  dMn  PapScA^  yoltiogcil  ist,  wn  dein  BrwMbef  dMMMn 
immer  zusteht,  ist  das  Rancoindossam^nt  in  ein  fifelMlstiges  vnd  voH* 
sütidlges  Ikidössameht  umgewandelt. 

5.  I^m  Sdiuldner  stehen  M  Onlrepapferen  «ndh  diejenigen  Bkiredn 
»I ,  welche  g^en  die  bestimmte  indiyidaaMtAl  des  hdossatan  als  genami- 
Imi  GUmbigefs  erhaben  werden  kannen.  (3.) 

6.  Dto  d&iiglklu  Terpi^gung  abhanden  gekommener  Ordrepapiere  ist 
tefcbter  als  Ae  d(sr  Inhaberpapiere.  Seltener  werden  Ordrepapiere  iDassen^ 
haft  aiisg%et»en,  wohl  aber  dem  Einen  Glsmbiger  Dnplicate  dw  Bhien 
t^Sfd^tutng  mg^UStt;  und  es  ist  daher  sdion  Mcht^  die  Identtüt  d^Pa^ 
piers  zu  erweisen.  Sodann  ist  diese  Klage  auch  gegen  den  redlichen  Bt»- 
slttser  gestafttl ,  indem  dct  reAiche  BMibserweili  fttr  sidi  aMn  ofid  ohn« 
Mossiruttg  hliif  nf^  zum  Gllubiger  und  BigenthOiner  macht 

*    X%uUxe  a.  a.  0.  {.  104  ff. 
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SinseliieAiteader  Vartrige.    Kauftertfi«. 

1»   Im  AllgemeioeD. 
1.    Bauen  dk  ittmaobeR  luristen  die  Lehre*  tob  Kaufvertrage  adtoa 


te  Sim»  des  ju$  g$9Umm  yanlandea  und  ausssbildet,  so  konnte  dieaaib^ 
um  so  unbedenklifihta  in  dem  rnneren  Rechte  ADarkeiiMBg-  finden:  wi 
fortwUirend  ist.  sie  die  Grundlage  desselben  geblieben.  Nur  in  einigen 
wesentlichen.  Beziehungen,  haben  deutschrechtliche  Grundsätze-  modifidcend 
eingewirkt^  und  in  andern  hat  der  moderne  Handelsverkehr  die  Theorie 
forlgebildet 

Der  K^ftertcag]  henhfc.anf  dem  Conaanaides  Verhäufors  und  des  Kio* 
kn  iber  Wt^nutA  PmH  «nd  bedarf  nmr  ausnahmsweise!  ünet  bastimBi^ 
te»,  c«  IL  der  ishiilHtehtn' Form  ^  wte  nach  nanehan  Hechtssi  beüti  Vai^ 
hMif  I  Ton  GaabdslOoknn. 

Witd  der  Sauf  ifcrch  Brüfi  abgeschlossen,  so  wh^d  in  diet  Regel  der 
'VMrttg  erst  dann  perÜBct,  w^nn*  die-  Annahme  delr  AttgAötbt  odär  d<!f  Bi^ 
Stellung  dem  andern  Gontrahenten  gegenQber  erkUbi,  d.  h.  wenn  die  Zu- 
IWII,  ajd  «die  Adresse  gdangk  ist.    Bcief  und.  Bote  veitretea«  qnr .  die  mftnd- 

9.  Bifida  f:  fW.  0er  TsrpfliCbteW  kttiil  Hdinnt  wäHther  EidfMM  baSlte^. 
weftbe  nim  aa<A  Miszgabe  der  Crkands*  fembt  ödit  tfnmittMbSf  g«geiV  «UM  ]sAM^ 
mangen  Kläger  lastehea. 
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Mie  ErfcUraog,  nflsfln  dUer  wie  dieie  TerBMittWD  «id  empfangen 
werden»  (1.) 

Wohl  aber  etehi  es  im  HaaddsgebraiK^e  fest,  dass  die  Og^fte  einer 
Wtare  iwn  Seile  des  VerkttnfBre,  oder  die  BBtiMmg  dersettien  durch  den 
Kinier  in  /müt  Wme  geschehen  kann,  d.  h.  so  dass  deren  AnerMeter  oder 
BerteiDr  sieh  anlat  der  Bedingoog  l)indel,  da«  dieaelbe  angenommen  wird. 
Die  Offerte  wird  nur  aosnahmsweise  fest  gemaeht  die  Bestelkmg  dagegen 
gewOfanMch«  Zogort  der,  dem  ein  terhmdüeh^r  Amrmg  gemacht  wird,  mit 
der  Annahme,  so  wird  der  Antragende  wieder  frei.  (3.  3.) 

9.  BezOgüch  d»  Eamfobjßcti  im  Handel  der  Waare  ist  m  erinnern, 
da»  schon  nach  uraltem  Verhol  die  FrOchte  auf  dem  Hahn  und  die  trau- 
bcn  an  der  Rebe  w^gen  der  Gefahr  wucherlicher  Vertlienerung  der  Ldiens- 
mittet  nm  gegen  dn  aar  Zeit  des  Vertrags  oder  vierceim  Tage  nach  der 
Santa  oder  Weinlese  gdtendoi  Marlilpreis,  aber  nicht  tfaenrer  i^riunR 
werden  dOrfts.  (4») 

3.  Der  PrtU  i/ßmn  b$itmm$,  die  BesUmmtnig  desselbeii  kann  aber 
auch,  ohne  dasz  sie  auadrttaUlch  erklärt  wordoi,  ve^itattäm  sein.  So  wiHi, 
imm  bei  einem  FabfioaBlen  eine  feste  Besteihmg  gemacht  wird,  anpnom- 
es  sei  der  gew<>bnliobe  FabrUfrm  gemeint  (&.)«  dem  Kanfinann 


1.  Erk.  des  0.  A.  G.  za  Cas^el  {SeufferU  AKh.  III.  19).  So^rie  bei  mänd- 
ndieaVertrlgen  die  ErklHraageD  der  Parteien  ton  beiden  Seiten  vernommen  werden 
mttssen,  um  die  Perfection  des  Geschäfts  lu  begründen,  eben  so  ist  aaeli  M  Ge- 
feWflan  uuMr  Abwesendta  dar  Yertng  nicht  ebsa  för  perÜBat  in  hdlsa^  bis  die  Ae- 
cepUtion  zur  Kennlniss  des  Olferirenden  gefcommaa  ist*  Bin. Brief;  ain  BotKi  oder 
dgl.  Mittel,  wodarcb  die  Accepution  zur  Kenntnisz  des  Andern  i^elan^en  soll»  ke- 
rnet! nicht  als  etwas  selbstHndiges,  sondern  nar  als  Surrogat  der  mündlichen  Erklä- 
rung rechtlich  in  Betracht.    (Tgl.  Ebenda  I.  194.  Iff.  100.  IIT.  S10.) 

%  ZMnker  Ges^  9^  9öa  Auch  wo  ein  T«fhin4MclMS  AnerMelen  geaucht  wer- 
den ist»  erlüis^bt  die  «in^itiae  BcbafMkag,  wiedH*  weiM.  die  AaiahaM-Briilliruag*  Mi 
es  weil  der  Annehn^ende  dfimit  z5g/vt,  sei  es  aus  zj^flilligen  Ursachen,  nicht  sofort 
dem  Anerbieter  mitgetheilt  wird.  Dieser  kann  auch  obne  vorherigen  Widerruf  die 
feräpnaete  Aanabine-Crklirunf  zurückweisen. 

a.  7\ÜM^.  Bat«,  des  deuitehmi  ffmndßkgwB,  (.  291^  Bei  etawm  unter.  Abwci- 
s^Bidcp  gi»(telHen  Antrag^  bleibt  der  Antragende  bis  lu  demZMifMuikts  getwindei^«  ia 
welchepi  er  bei  ord^migsmassiger,  rechtzejltig^er  A|>s^ndpng  der(AqtwoK  den  StugAUg 
der  (etztern  erwarten  darf.  Bei  der  Berechnung  dieses  Zeitpunktes  darf  der  Antra- 
gende von  derYoraussetzung  ausgehen,  dasz  sein  Antrag  rechtzeitig  angekommen  sel- 
IMffl  die  reehlaaitig  ak^asindle  Anaahnie  evsi  nach  diese»  Seiapuakte  ein,  so  heateht 
dter  Vartsaa  Bläht,  wtea«  der  Aatragende  in  der  Zwlscbenzeii  und  ahne  Vsnug  nach 
dem  Eintreffen  der  Annahme  von  seineaa  BüekUrttt  Maehrieht  gegeben  bal« 

4^  tbmUfmL  Orim,  v.  1877  19.  g«  3.  Dist  glelehwal  urilmrigHab  dem  armen 
Haan  in .  dat.  Nach,  ti-  auf  Weia»  Fruchi  waä  anatrs  Nrsnieyhew  oder  zo^er  aaa- 
snacban  ^  «ikiiriM*.s#n.  aolle«  Jedoch  daaa  dasselbig  ^  anders  and  ttehreiH  aiabi, 
^^anf  >dia  AoUit.aDd  gaiüehisa  Kauf;  was-  ataMci^der  Wein  oder  tk«M  lur  Zeit 
^toiGoMtaals  aUer  aber  vkisehn  Tag  dia^mafastaia.aaoli  dsi»  HMsl<  oder  -tttidm 

"giitaiatWitdir  liaaihriie. 

ii    Bia.  öfft  04  A.  &  a«.  lSi»dL  (SmfiNiit  Arobiv  lU  14%.    Bai  Pabfliwa 
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Ober  hiofig  der  gdtende  Markipreii  Torausgesetzt  (6.)  Der  Marktfireii 
wird  mit  Bezug  aof  die  gangbarsten  Harktartikel  durch  die  MiUer  oder 
auf  andere  gkubwUrdige  Weise  durch  Sachkundige  ermitlelt,  notirt  und 
durch  den  Curszettel  öffentlich  b^annt  gemacht :  und  die  Bestimmung  des- 
selben dient  namentlich  auch  zur  Berechnung  der  sogenannten  Cundigeren», 
d.  h.  der  Differenz  zwischen  dem  abstracten  Maszstabe  des  HariitpraseB 
und  dem  verabredeten  concreten  Preise. 

Bei  der  Berechnung  des  Preises,  wekher  hau£^  nach  dem  GtwiehU 
bestimmt  worden,  ist  zunächst  ntir  das  Nettogewicht  der  Waare,  nicht  das 
Bruttogemeht ,  in  welchem  die  Jora,  d.  h.  das  Gewicht  der  Verpackung 
(Emballage)  inbegriflen  ist,  maszgebend.  Indessen  hat  die  kaiAnännische 
Debung  hier  je  nach  der  Art  der  Handdsartikel  oft  anstatt  genauer  Wägnng 
und  Ausscheidung  der  Tara  einfiu^here  Berechnungsweisen  dngefUui,  die 
dann  stillschweigend  vorausgesetzt  werden,  sei  es  dasz  für  die  Tara  b^ 
stimmte  Procente  des  Bruttogewichts  abgezogen  werden  oder  die  Tara  dnrdi 
einen  herkömmlichen  Ueberschnsz  des  Gewichts  (GwtgeuMuJ,  oder  durch 
einen  RabaU  (Abzug)  am  Kaufpreise  ausgeglichen  wird. 

Die  Yerxinmmg  des  ausstehenden  Kaufpreises  versteht  sich  im  Grosz- 
handel  auch  ohne  vorausgegangene  Mahnung  von  selbst,  sd)ald  der  Pros 
fUlig  und  die  Waare  tradirt  ist,  nicht  aber  ebenso  im  Kleinhandel  g^en- 
Ober  den  Kunden. 

4.  Nach  der  verab^eten  Zeit  der  Zahlung  des  Kaufpreises  werdeip 
unterschieden: 

a)  Der  Baarkauf,  per  contant ,  wenn  der  Preis  sofort  gegen  den  EmpfBODg 
der  Waare  bezahlt  werden  soll; 

b)  der  Credükauf,  Kauf  auf  Borg,  wenn  der  Kaufpreis  erst  einige  Zeit 
nach  Empfang  der  Waare  fällig  wird; 

c)  der  Pränumerationskauf  j  Kauf  gegen  Vorautbezahlung ,  wenn  die  Be- 
zahlung des  Preises  der  Lieferung  der  Waare  vorher  gehen  soD. 

5.  Daraus,  dasz  der  Verkäufer  die  Waare  abgibt,  bevor  er  den  Preis 
empfangen  hat,  darf  nicht  immer  auf  den  Creditkauf  geschlossen  werden. 
Er  kann  das  auch  in  der  Erwartung  thun,  dasz  der  Käufer  ohne  Verzug 
zahlen  werde.  Weim  er  aber  auf  d^  Käufer,  dem  er  die  Waare  tradirt 
hat,  einen  Wechsel  trassirt  mit  einem  späteren  Verfalltag,  so  darf  dann 

bestakt  für  die  gew<^liDlieke  und  coarante  Waare  regelninla  ein  fester  Preis,  und 
daher  versteh!  sich  Ton  seihst,  dasz  derjenige  weicher  dergleichen  Fiahrikate  bestelll, 
den  gewöhnlichen  Fabrikf»reis  heialilen  muss. 

a.  ßlümh.  Entw.  des  dtuttch^n  Handelsg.  $.  330.  Ist  fm  Yertrage  der  Markl- 
preis  oder  Börsen(»rels  als  Kanfpreis  hestimmi,  so  ist  im  Zweifel  hierimter  der  lau- 
fende Preis,  welcher  aar  Zeit  und  an  dem  Orte  der  Erfüll ung  oder  an  dem  ffir  leU* 
teren  massgebenden  flaadelsplatie  nach  den  Idefür  besiehenden  örtiiefaen  JEinrlchina* 
gen>  fetigestelU  iai,  in  Ermanglung  einet  sdchen  Fertstellvng  oder  bei  nachgewiesen 
ner  Unrichtigkeit  derselben,  der  mittlere  Preis  in  ferstehen,  weither  sich  aus  der 
Yengleicbang  der  rar  Zei^  und  ann  Ort  derErfcMlung  geschlosseaen.Kanfverlfite  elgibt. 
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wohl  geschlossen  werden,  er  traoe  dem  KSnfer  persönlich«  und  nicht  blosz 
der  Waare,  d.  h.  er  habe  creditirt.  Ebenso,  wenn,  wie  das  zuweilen  der 
Fall  ist,  durch  Handelsübuiig  eine  bestimmte  Zahlungsfrist  für  gewisse 
KSnfe  eingeführt  ist,  und  der  Verkäufer  die  Waare  nun  tradirt.  In  solchen 
<—  meist  dem  Groszhandel  angehörlgen  —  Fällen  versteht  sich  denn  auch 
der  Credükauf  von  selbst,  wenn  nichts  anderes  verabredet  worden.  (7.) 
Beim  Kleinhandel  dagegen  ist  der  Baarkauf  wohl  gewöhnlicher. 

Die  Wirkungen  sind  verschieden.  Denn  ist  gegen  haar  oder  gegen 
Vorausbezahlung  verkauft,  so  geht  das  Eigenthum  auf  den  Käufer  nicht 
eher  durch  die  Uebergabe  der  Waare  über,  als  bis  der  Preis  bezahlt  wor- 
den. Ist  aber  auf  Credit  verkauft,  so  wird  der  Eigenthumsflbergang  nicht 
durch  die  Rücksicht  auf  die  Bezahlung  des  Kaufpreises  gehemmt 

6.  Häufig  wird  m  Lieferungetermin  verabredet.  Wird  die  verkaufte 
Sache,  dann  nicht  rechtzeitig  geliefert,  so  ist  nach  der  Regd  des  Kaufver- 
trages der  Käufer  berechtigt,  Schadeneersatz  für  die  Verepätung  und  die 
Lieferung  eelbst  zu  fordern,  nicht  aber  ohne  weilers  von  dem  Kaufe  jku- 
rüekzutreten.  Für  den  Handelsverkehr  paszt  aber  diese  R^el  nicht,  weil 
der  Kaufmann  nicht  kauft,  um  zu  haben^  sondern  aus  Speculation^  um 
durch  Wiederverkauf  zu  gewinnen.  Es  liegt  ihm  daher  daran,  die  Waare 
auf  den  bestimmten  Tennin  zu  erhalten.  Kann  er  das  nicht,  so  will  er 
sie  lid>er  nicht  mehr  als  zu  spat  erhalten.  Daher  wurde  im  Handeisver-* 
^r  häufig  die  Resoluiivdaueel  beigefügt,  dasz,  wenn  die  Waare  nicht  auf 
»fixen«  Termin  geliefert  werde,  der  Käufer  nicht  mehr  gebunden  sei,  den 
Kauf  zu  halten,  wohl  aber  das  Recht  auf  die  Preied^erenz  als  Schadens- 
ersatz habe,  auch  wenn  er  zurücktrete.  Dann  war  auch  die  sogenannte 
furgatio  morce  ausgeschlossen.  Wurde  die  Waare  nicht  auf  den  Tag  ge- 
liefert, gleichviel  aus  welchen  Behinderungsgrttnden,  so  konnte  der  Käufer 
zurücktreten  und  die  Preisdifferenz  fordern.  Diese  Clansei  ^tsprach  so 
sehr  den  Interessen  des  Handelsverkehrs,  dasz  sich  in  diesem  sodann  die 
Debung  ausbildete,  sobald  ein  fixer  Termin  auabedungen  worden  sei,  diese 
Verabredung  auch  dann  im  Sinne  jener  Resolutivdausel  zu  verstehen,  wenn 
dieselbe  nicht  ausdrücklich  vorbehalten  worden.  Aber  keineswegs  darf 
dieser  Grundsatz  auf  alle  Kaufverträge  überhaupt,  namentlich  nicht  auf  die- 
jenigen ausgedehnt  werden,  wo.  der  Käufer  keinen  Handel  treibt  \,8,) 

^    TreiUcKke,  Der  Verkaufscontract    Leipzig  183&    Thol,  flandelsr.  I. 
(.  68  ff.    Bmckmonn»  Handelsrecht  $.  67  ff. 

7.  Erk.  des  0.  A.  G.  za  Lübeck  {SeufferU  Arch.  VIII.  41.)  BeimWaarenhao- 
del  ist  das  CreditfreD  kein  Beweis  eines  besonderen  Vertrauens,  sondern  (namentlich 
in  Bremen)  der  gewöhnliche  Gang  des  GeschSfls. 

a.  Zürcher  Ges.  %.  140t.  Ist  im  kaofmünniscben  Verkehr  ein  bestimmter  Lle- 
femngstermin  verabredet  worden  and  wird  derselbe  von  dem  Verkäufer  nicht  einge- 
halten, so  hat  der  KSafer  die  Wahl,  ob  er  die  nachtrigllche  Lieferung  fordern,  he- 
ziehongsweisc  verspitete  Lieferang  noch  annehmen  odef  von  dem  Kaafgeschift  zq- 
rucktreten  und  die  Waare  dem  Verkäufer  zur  Pisposition  stellen  wolle.    In  beiden 
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1.    üebcrgtog  dei  EigelithiMM  tiod  der  ^eMr. 

1.  Das  Eigenthum  an  der  gekauften  liegenden  Sache  geht  durch  die 
Fertigung  im  Grundbuch  über,  und  diese  yorzunehmen  ist  der  Verkaufer 
nun  verpflichtet. 

An  beweglichen  Sachen  wird  Eigenthum  durch  die  üebergabe  erwor* 
ben,  insofern  die  Bezahlung  oder  die  Creditirung  des  Preises  hinzugekom- 
men: und  auch  dazu,  Eigenthum,  nicht  blosz  Besitz  zu  verschaffen, 
wird  der  Verkäufer  nach  neuerem  Rechte  obligirt  Die  blosze  Bezeichnung 
der  Waare  mit  dem  kaufmännüchen  Zeichen,  der  Marke  des  Käufers  ist 
nicht  mit  der  Vollziehung  der  Üebergabe  zu  verwechseln.  Vielmehr  kommt 
es  auf  die  Absicht,  in  welcher  sie  geschehen,  und  die  übrigen  umstände 
an.  Sie  kann  auch  die  Üebergabe  Torbereften,  und  selbst  wenn  der  Käu- 
fer dieselbe  vorgenommen,  kann  sie  nur  deszhalb  geschehen  sein,  um  die 
Waare  zu  unterscheiden  und  die  spätere  Prüfung  dieser  —  bei  dem  Kauf 
auf  Probe  —  zu  sichern.  Nicht  efnmal  die  Abfenävng  der  Waaie  fsl  A 
Vollzug  der  Üebergabe  zu  erklären.  Zu  diesem  gehört  nothwchSIg  lAer 
ßifnpfang,  und  ein  solcher  ist  nur  dann  geschehen,  wenn  der  Spediteur 
oder  Fuhrmann  als  SteHvertfettr  des  Empß$^ger$^  nicht  blosz  als  Stdher^ 
treter  des  Verkdufen  den  Transport  fkbernommen  hat.  Es  ist  soi&it  beides 
nrOglfch,  däsz  die  Waare  unterwegs  noch  im  Eigenthum  des  Verktoferü, 
iM  dasK  sie  schon  im  Elgenttium  des  Käufers  sei ;  welches  von  beiden  ^ 
Wahrhdt  sei;  tnusz  sich  aus  den  Umständen  ergeben.  Sogar  wenn  der 
Fuhrmann  von  dem  Käufer  bezeichnet  worden  ist,  so  ist  daraus  nicht  nolfb* 
wendig  zu  srtiliesaen,  dasz  er  zur  Knpfangnahme  des  Eigenämms  erroäeb- 
tigt  sei*  Es  ist  auch  dann  möglieh,  dasz  er  nur  zum  Transport  beaoflragt 
ist.  Damit  die  Üebergabe  des  Besitzes  zugleich  EigeDthumsQbergabe  sei, 
ist  der  Wiüe  Biggntlmm  dannt  «u  geben  und  zu  nehmen  erfcfrderlich. 
(Vgl.  S^w/frtti  Arch.  IX.  128.)  Einzehie  Particularrechte  nehmen  an,  dasz 
die  ÄwMJm^  der  Fäet^ir  den  EigenthumsQbergang  bestimme.  (1.)  Das 
läszt  sich  aber  nur  insofern  rechtfertigen,  ab  daraus  auf  den  Willen  ge<* 
schlössen  werden  kann,  den  Anpfang  der  Waare  durch  den  In  der  Factor 
genannten  Fuhrmann  als  SteHterlreter  des  Käufers  zu  volhieben.  Ob 
dieser  Schlusz  im  einleben  Fall  gestattet  sei,  ergibt  sieh  aus  den  Umständen 
und  ans  der  Haadelasitte.  An  sich  ist  die  Anaahme  der  Factor  von  der 
Empfangnahme  der  Waare  zu  Efgenthun  vöOlg  iwrscliieden. 

—        ■'  ■  ■■'  —-IUI  ■  ■      .-1.  I  I  .,^— ^^1.»^ 

Fällen  kano  er  VergöUiDg  der  Preisdlffereni  als  Enlacfaädigaqg  fördern,  nnd  zwar  im 
erstcren  Falle  die  Differenz  zwischen  dem  böhern.  Marktpreise  des  IJefervagalamiDa 
an  dem  Lieferungsorte  und  dem  niedrigeren  Marktpreise  zur  Zeit  der  ToUxogcaen 
Lieferang»  im  letztem  dagegen  die  Differenz  zwischen  dem  fesicflsetilen  Kaof|preis 
nnd  dem  htthern  Marktpreis  des  Lieferung» termlns. 

1.  Coda  de  eomm,  578.  Blies  (les  marchandises)  ne  ponrront  £tre  revendiqates 
sl  a?ant  lear  ariivde,  dies  ont  M  vendoes  aans  traude,  aar  faetorea  et  oooaaJsae- 
mens  au  letirea  de  Toitore. 
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&  Dis  Cmm0$$mnma,  4.  b.  die  Urkvidfl^  wddM  der  Sduffer  ten 
BiimiMer  anagestaOt  hat,  imd  in  welche  er  yerspricht»  die  Waar«  aa  dea 
Ihitintiiatr  Aaäet&m^  dieat  dem  Käufer  zur  Legitimmian,  um  die  Waare 
von  dem  Sdufier  zu  bezidieo.  Diese  Goonessemente.  sind  durch  den 
Handekbiaaoh  zu  nt^toiisohea  Werthpapieren  geworden,  und  werden  ge- 
vibniich.  m^f  Orjdrt^  zuweikn  sogar  an  den  /nÄober  ausgeflfbeltt.  Die  For- 
ifamwy  amf  Aushändigung  der  Waare  geht  sodann  nach  der  Art  der  Ordre* 
oder  der  Inhaberpapiere  auf  doi  Erwerber  des  Connoesemeota  über.  Pfe 
Tulg&re  Sprache  der  Kaufleute  nennt  das  Uebergang  des  £igenthaiK9  an 
der  Waare,  und  eimdue  Particnlarrechle  wie  manche  Juristen  legen  die 
Soeoessiw  in  das  Papier  so  aus.  Es  wäre  das  eine  eymbolUehe  Tntdäion 
in  Gegensätze  und  anstatt  der  wirklichen«  Den  natdrlicben  Rechtsbegriflen 
wideratreitet  aber  diese  Auffassung»  d^n  der  Besitz  läszt  sich  als  eine  tbat* 
«äoUidie  Herrschaft  nur  thatsächlich  Übertragen,  und  wenn  auch  aus- 
oakmaweiie  das  deutsche  Recht  eine  Folge  in  dem  Besitze  kenntt  ohne 
reale  Besitzergreifung,  so  läszt  sich  dieser  Gedanke  doch  nur  —  asumd  bei 
heweglicbei^  Sachen  —  insofern  durchführen,  als  kein  störendes  Ereig- 
lUI^,  nicht  der  wirkliche  Besitz  eines  Dritten  in  den  W^  tritt  Auch 
läszt  sich  wohl  erklären,  das?  der  nicht  juristische  Sprachgebrauch  den 
Uebergang  der  Legüimation  zur  Besitznahme  und  der  Forderung  auf  Aue- 
hündigung  mit  dem  Uebergang  des  Besitzes  und  Eigenthums  selbst  ver- 
wechseln konnte,  «umal  dem  Erwerber  des  Connossements  keine  persönli- 
chen Einreden  ev$  dem  Rechte  eines  Vormannes  en^egen  gesetzt  werden 
dürfen. 

3.  Nach  der  Ai\sicht  der  römischen  Juristen  (2.)  geht  die  Gefahr  des 
zuftlligen  Untergangs  der  verkauften  Sache,  ohne  Rücksicht  auf  den  Be- 
sitzes- oder  E^^enthumsübergang,  mit  der  Perfection  des  Kaufvertrags 
auf  den  Käufer  über.  Als  perfect  in  diesem  Sinne  gilt  aber  der  Vertrag 
nur,  wenn  Preis  und  Waare  abscUieszend  bestimmt  sind,  also  im  Handel 
mil  der  Absonderung  der  Waare  (Verpackung  für  den  Käufer  u.  s.  f.)  — 
und  bei  Waaren,  die  nach  Masz,  Zahl  und  Gewicht  verkauft  sind,  mit  der 
Mumesmmg,  luzähkmg^  Zuwägung  derselben.  Das  französische  Recht  (3.) 
datirt  den  Ddwrgang  des  Eigenthums  und  der  Gefahr  zugleich  von  der 
Peribotion  des  Kaufvertrags. 

Dem  deutschen  Rechtsgefühl  widerstreitet  es,  dasz  der  Käufer  den  Preis 
an  idibn  hdie,  wenn  gleich  die  Waare  noch  in  dem  Magazin  des  Ver- 


2.  L.  8.  pr.  D.  de  peric  et  com.  (Faulu*)  Necessario  seiend  am  est,  qosndo 
perfecta  sit  empti<>:  tone  enim  sciemus,  c^jas  periculum  sit:  oam  perfecta  emptione 
pericQlam  ad  emptorem  respiciet.  Et  si  id  quod  venierit,  appareat,  qaid,  qaale, 
qoai^tam  sit,  sit  et  pretium  et  pars  veniit,  perfecta  est  emptio. 

3.  Code  civü!  g.  1139.  L'obligttlon  de  tivrer  la  ebose  est  parfaile  par  le  seol 
epDsentameDt  des  parties  coniractaiites.  Elle  read  le  qr^ncier  prepri^taltce  et  met 
la  diose  k  ses  risques  dka  ria«tant  oü  eile  a  du  Atre  \in^,  encore  qoe  la  tradiiioa 
n*.q|  Sit  Miia^  it4  (%i)f . 
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kSttfere  zuftHig  «itergegnigen  ist,  and  es  leigt  sich  in  den  dtem  deutschen 
Rechtsquellen  (4.)  und  in  den  nenem  Gesetzgebungen  (5.  6.)  die  Neigong» 
den  üebergang  der  Gefahr  nicht  nach  der  Weise  der  Römer  obligatorisch, 
sondern  iächlieh  im  Zusammenhang  mit  dem  Besitz  zu  fassen,  und  den 
Kauf  als  aufgelött  zu  betrachten,  wenn  dessen  Erfüllung,  bevor  es  zum 
Anfang  des  Vollzugs  gelLommen,  durch  ZuMl  unnidglich  geworden  ist  Es 
ist  aber  nur  Besitz,  nicht  Eigenthum  gemeint,  und  es  g^t  daher  die  Ge- 
fahr auch  dann  über,  wenn  die  BesttzesObergibe  nicht,  oder  nodi  nicht 
Eigenthum  übertrftgt. 

Es  sind  in  neuerer  Zeit  verschiedene  Versuche  gemacht  -wenden,  die 
entg^engesetzten  Ansichten  einander  zu  nähern,  insbesondere  der  ThSU^ 
welcher  bei  Waaren,  die  erst  zu  speciahsiren  sind,  auszer  der  Absonderung 
auch  die  Mütheihng  dieser  an  den  Kflufer  fordert,  und  der  de»  Züricher 
Gesetzes  (§•  1438.),  welches  zur  Perfection  des  Kaufvertrags  noch  fordert» 
»dasz  die  Waare  so  zur  Verfügung  des  Käufers  stdie,  dasz  er  sie  beliebig 
zur  Hand  nehmen  könne.« 

Unser  HandeUterkehr  neigt  sich  der  Ansicht  zu,  dasz  der  Vollzug  des 
Kaufes  durch  Abiendung  der  Waare  begonnen  haben  mOsse,  und  hat  die 
Regel,  dasz  von  der  üebergabe  an  'den  Spediteur  oder  Frachtführer  an  die 
Gefahr  den  Käufer,  bis  dahin  den  Verkäufer  treffe.  (6.)  Andere  Verab- 
redungen sind  natürlich  zulässig,  und  so  häufig  ist  mit  der  FrancoKeferung 
einer  Waare  die  Meinung  verbunden,  dasz  dieselbe  auf  Kosten  und  Gefahr 
des  Verkäufers  laufe,  dasz  einzetoe  Particularrechte  im  Zweifel  ftkr  diese  Ver- 
bindung interpretiren. 

*    2^7,  Handelsrecht,  $.  73  ff.    Brineknuum,  Handelsrecht.  (.  73.  77.  78» 

3.    NacbwShrschaft  wegen  Mängel  der  Stehe. 

Das  ältere  deutsche  Recht  war  nicht  geneigt,  den  vollendeten  Kauf 
hinterher  anfechten  zu  lassen,  auch  nicht  wegen  sächlicher  Mängel,  die 
nachher  zum  Vorschein  gekommen.  Nur  innerhalb  der  ersten  drei  Tage 
nach  der  Debergabe  der  Sache  kann  der  Käufer  eine  Sache,  an  der  er- 
hebliche Mängel    bemerkt  werden  —  für   Thiere  werden  diese  Hanpt- 


4.  fTiemr  Sudir.  S*  i77  (bei  ^U66€  8.  379)  —  kampt  in  dea  selben  cseitea 
ain  fear  aus,  also  das  der  Kaafschacz  verprunnet,  e^  das  der  Kanfschacz  vergolten 
oder  vergwist  wiert,  den  schaden  mues  der  hingeber  haben  und  glltet  (se,  der  Käa- 
fer)  nichtes  nit  —  und  was  auch  dann  In  sein  gewalt  nye  chomen. 

6.  fren9t,  Ldr.  I  SS.  g.  95.  So  lange  der  VerlLlufer  dem  KSnfer  die  Sache 
noch  nicht  übergeben  hat,  bleibt  bei  allen  freiwilligen  Terkfiufen,  wenn  sie  nicht  Id 
Paasch  and  Bogen  geschlossen  oder  sonst  ein  anderes  ansdrficklich  Terabredet  wor- 
den, Gefahr  and  Schade  dem  Yerkiafer  xaf  Last. 

6.  IVärnb.  Entw.  d.  denitehem  Handelsges.  §.  8S^.  Nach  Üebergabe  der  Waare 
an  den  Spedltenr  oder  Frachtführer  oder  die  sonst  sam  Transport  der  Waare  be- 
stimmte Person  trägt  der  Käufer  die  Gefahr,  Ton  welcher  die  Waare  betiwflDni  wird. 
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miBgel  genau  bestimmt  —  dem  VerkAnfer  zurückstellen,  und  selbst  dann 
ist  dieser  nicht  verpflichtet,  den  Verkauf  zurück  zu  nehmen,  wenn  er  mit 
Eideshttlfe  beschwören  kann,  dasz  er  zur  Zeit  des  Kaufabschlusses  von 
solchen  Mängeln  nicht  gewuszt  habe.  (1.) 

3.  Während  des  Mittelalters  wurde  auf  dieser  Grundansicht  fort-- 
gebaut  (2.  3.),  und  dieselbe  auch  dann  noch  festgehalten ,  als  im  übrigen 
die  Justinianische  6esetzgd[>ung  von  den  Juristen  mit  Vorliebe  beachtet 
ward.  Erst  spät  drang  das  römische  Recht  und  nur  in  einzelnen  Gegen- 
den durch  mit  sein^  dem  Edicte  der  Aedilai  entnommenen  Grundsätzen. 
Der  Handelsstand  sträubte  sich  fortwährend  gegen  die  einfache  Befolgung 
dieser  Vorschriften  des  Edicts,  welche  die  Festigkeit  und  Sicherheit  des 
Verkehrs  auf  längere  Zeit  gefährdeten  und  der  Proceszsucht  zu  viel  Anhalts« 
punkte  boten.  Die  Particulargesetze  bestätigten  insbesondere  im  Viehhandel 
die  deutschrechtüche  Auffassung  und  bildeten  sie  im  weitem  näher  aus. 
Die  neueste  Zeit  hat  wieder  das  Streben,  die  deutscbrechtliche  Aufbissung 
zu  Grunde  zu  legen  und  nur  durch  Beachtung  einzehier  römischer  Momente 
XQ  TerbesBem. 

3.  Mit  Bezug  auf  die  Mängel  der  fahrenden  Habe  Überhaupt  sind 
Yomehmlich  folgende  Sätze  zu  beachten: 
a)  Der  Verkäufer  hat  dann  für  sächliche  Mängel  Nachwährschaft  zu  leisten, 
wenn  dieselben  im  Widerspruch  sind  mit  seinem  Versprechen  odtf 
wenn  sie  im  Widerspruch  sind  mit  der  stillschweigenden  Voraus- 
setzung eines  Veri^aufs  von  „Eaufmtmn$gui/*  (4.  5.)  Für  andere  Män- 
gel haftet  er  nicht 


1.  Lex  Bajuo.  XY.  c.  9.  Nemo  —  firmitatem  YenditioDis  iorumpat,  oisi  forte 
Titittm  inTenerit,  qaod  ille  veoditor  celavit»  boc  est  in  mancipio  aut  in  caballo  aut 
iB  qualicunqae  peculio,  id  est  aat  eceeam  aut  herniosum  aat  cadaeum  aut  iepro- 
•um.  8i  antem  Tenditor  diierit  vitiam,  stet  emtio.  8i  autem  non  dixerit,  mulare 
potest.  ~  8i  plus  de  tribu»  nociibue  hahuerity  non  potest  matare.  Nisi  forte  eum 
ioTeoire  non  potaerit  infra  tres  dies,  tone  qnando  invenerit,  recipiat  qai  ?itlatain 
Tendldit.  Aut  si  non  vnlt  reeipere,  Juret  cum  sacramentaii  uno,  qaia  TiUum  ibi 
nnllam  seiebam  in  illa  die  qaando  negotium  fecimos:  et  stet  factum. 

2.  Aupreeht»  Ton  Preuingen  Recbtsb.  H.  78.  Wer  ain  tadthaftigs  gut  hin  geit 
an  tadi  Tnd  für  gewisz,  vind  ener  ain  tadl  binnach  daran,  er  mues  im  seinen  scha- 
den abtuen,  red  er  aber  bey  seinem  aid,  das  er  des  nicht  gewesst  hab  zu  der  zeit,  da 
er  im  das  guet  gab,  des  soll  er  genieszen,  es  mög  denn  ener  pringen  mit  tzwain,  das 
er  es  wol  gewiszt  hab  daz  es  tadlhäfflig  gewesn  sey. 

3.  Hamhwrger  8t.  ▼.  1292.  8o  wellierhande  goet  ein  mann  koft  und  besuth 
und  an  sine  were  bringhet,  dat  scal  he  ghelden.  Ware  aber  lioren  ofte  holt  an  eneme 
scliepe,  and  boven  beter  were  denne  neden  und  niclit  geseget  wurde,  so  wat  ein  man 
des  goedes  en  sine  were  bringet,  dat  scal  be  gelden  und  dat  andere  nicht  und  de  id 
yalschelike  in  deme  schepe  he?et  scal  it  beteren  mit  3  mark  zfilrers.  Coft  ein  man 
quie  und  besuth  he  id,  he  scal  id  gelden. 

4.  Croppy  Abb.  1.  8.  210.  Beim  gewöhnlichen  Handel  musz  eineWaare  d'une 
qualit^  loyale  et  marchande,  sog.  Kaufmannsgut  geliefert  werden,  braucht  aber  auch 
nur  geliefert  zu  werden. 

5.  Zürcher  Gesetzb.  S*  1^^*     ^^  nichts  besonderes  yerabredet»  so  musz  der 
Blvntscbll,  dmtfcbes  Prifatreeht.  2.  Aufl.  22 
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b)  Im  Stnne  des  altern  deutschen  Reehtes  kann  sff  sich  im  letztem  Falle 
durch  den  Nachweis  befreien ,  dasz  ihm  selber  diese  Mängel  unbüumtu 
geblieben  seien  (2.),  wahrend  da,  wo  das  Edict  der  Aedien  dordige- 
drungen,  nnd  nach  der  reiner  entwickelten  Kaoflehre  daranf  nichts 
ankommt.  (6.) 

c)  Dem  Käufer  steht  hier  das  Recht  zu,  nach  seiner  Wahl  auf  Wwikr 
dilung^  d.  h.  Rttckgängigmachung  des  Kaufvertrags,  oder  auf  Minde- 
rung des  Kaufpreises  zu  klagen.  (7.)  Aber  wahrend  das  römisdie 
Recht  die  erstere  Klage  ein  volles  Jahr  lang  und  die  letztere  wahrend 
sechs  Monaten  verstattet  hat,  weisz  das  deutsche  Recht  nichts  von 
solchen  Fristen.  Dag^en  schiieszt  es  die  Nachwahrschaft  regelmaszig 
ganz  aus,  wenn  die  F^ler  offenbar  und  von  dem  Käafer  bei  seiner 
Sicht  zur  Zeit  des  Handels  leicht  zu  erkennen  waren,  und  Uiszt  sie 
aufhören  w^n  der  Kaufer  die  Waare  beeehen  und  in  Empfang  ge- 
nommen (8 — 10.)  und  wenn  auch  nur  kurze  Zeit  —  die  Frist  von  3 

M^^M^iM^— — ^i— »— ^»^»»^p^— ^^»— »—  .in.i  Ulli        I  ipiii  1.        «■■■«  —^tm^mmm^—m^-^m^mmm^m^^^m-m—m^m^^m-^^^t^m^m^^^ 

Verkäufer  gute   od  verdorbene  Waare  von  mittlerer  Qualität,    sofeaaaBtea  Kanf- 
mannsgut  liefern. 

6.  Code  eioil  1643.  II  (le  vendeur;  est  tenu  des  vices  cachös,  quaod  m^me  11 
ne  les  aorait  pas  connus  li  moins  que  dans  ce  cas  II  n*ait  stipulö  qu'll  ne  sera  Ob- 
ligo k  aucune  garantle. 

7.  Code  eivii  1644.  —  L'aebeteur  a  le  choix  de  rendre  la  chose  et  de  se  faire 
restitner  le  prii,  ou  de  garder  la  chose  et  de  se  faire  rendre  ane  partle  da  prix  teile 
qu'elle  sera  arbitrte  par  eipert«. 

8.  Erk.  des  Ob.  App.  G.  Dresden,  [Senferte  Arch.  II.  S.  334.)  Wenn  auch  in 
der  Regel  ein  Käufer,  welcher  die  Waare  weiter  verkauft,  die  Präsumtion  gegen  sieb 
bat,  dasz  er  vorher  die  BeschaffeDbeit  der  Waare  untersucht  und  dieselbe  fehlerfrei 
befunden  habe,  folglich  durch  den  Weiterverkauf  der  Einrede,  dasz  die  ihm  von  sei- 
nem Verkäufer  abgelieferte  Waare  nicht  fehlerfirei  gewesen,  dadurch  verlustig  wird, 
so  läszt  sich  doch  diese  Regel  nicht  auf  den  Fall  anwenden  wenn  der  Käufer  die  von 
seinem  Verkäufer  abgesendeten,  in  Fässern,  Kisten,  Ballen  oder  Paketen  verwahrten 
Quantitäten  Waaren,  ohne  die  Emballage  zu  öffhen  und  die  Waare  angesehen  zu  haben, 
unmittelbar  weiter  an  seine  Verkäufer  versendet  hat. 

9.  Erk.  des  Ob.  App.  G.  v.  Lübeck.  [Seujferte  Arch  11.  23.)  Der  Empfänger 
bestellter  Waaren  darf  deren  Unlersachung  nicht  willkürlich  verzögern,  sondern  musz, 
wenn  er  sie  nicht  annehmen  will,  den  Absender  hievon  baldmöglichst  sowie  von  den 
Gründen  seiner  Weigerung  in  Kenntnisz  setzen.  Dieser  Grundsatz  ist  eine  Folge  der 
bona  Gdes  und  der  gegenseitig  im  Handelsverkehr  von  den  Parteien  sich  zu  prästi- 
renden  Diligenr.  Deszbalb  Mäszt  sich  auch  eine  genau  begränzte  Frist  binnen  wel- 
cher die  Reclamation  bei  Verlust  derselben  erfolgen  müsse,  nicht  angeben.  (Vgl. 
Seujferte  Arch.  VII.  303.  IX.  16.) 

10.  Nürnh,  Entw.  d.  deuiechen  Handelsg.  §.  324.  Ist  die  Waare  von  einem 
anderen  Orte  übersendet,  so  bat  der  Käufer  ohne  Verzug  nach  der  AbliefieruDg»  so 
weit  diesz  nach  dem  ordnungsgemässen  Geschäftsgange  tbuntich  ist,  die  Waare  zu 
untersuchen  und  wenn  sich  dieselbe  nicht  als  vertragsmäszig  oder  gesetamaaaig  er- 
gibt, dem  Verkäufer  zafort  davon  Anzeige  zu  machen.  Versäumt  •  r  diesz,  so  gilt 
die  Waare  als  genehmigt,  so  weit  es  sich  nicht  um  Mängel  handelt,  welche  bei 
der  sofortigen  Untersuchung  nach  ordnungsmäszigem  Geschäftsgange  nicht  erkenn- 
bar waren. 


k. 
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Tagen  ist  noch  üebang  —  $tiUtehweigmd  und  ohne  Anzeige  von  Be- 
schwerden bewahrt  hat.  fn  dieser  practisch  wichtigen  Beziehung  ver- 
dient das  deutsche  Recht  den  Vorzug  vor  dem  römischen  und  ent^ 
spricht  besser  dem  modernen  Handelsbedflrfnisz. 
d)  Hat  der  Verkäufer  in  argiittiger  Weise  den  KAufer  zu  tauschen  gesucht 
und  so  kOnstlich  die  Entdeckung  der  Mangel  erschwert,  so  verschweigt 
sich  dieser  nicht  durch  ruhigen  Empfang  der  Waare,  sondern  kann 
auch  später  noch  klagen. 

4.  Besondere  Grundsätze  hat  das  deutsche  Recht  aber  mit  Bezug  auf 
die  Nachwährscfaaft  in  Bamdel  mü  Vieh  —  vorzü^ch  mit  Pferden^  Rind- 
vieh und  Schweineny  zuweilen  auch  Schafen  —  aufgebracht  Im  Einzehien 
enthalten  die  mancherlei  Particularrechte  vielßiltige  Hodificationen,  aber  in 
der  Regel  gelten  hier  folgende  besondere  Grundsätze: 

a)  Der  Verkäufer  solcher  Hausthiere  haftet  während  einer  längeren,  durch 
Gesetz  oder  Uebung  näher  bestimmten  ffährschaftszeit  —  die  einzelnen 
Rechte  variiren  von  24  Stunden  bis  auf  die  alte  Gerichtsfrist  von  6 
Monaten  und  3  Tagen,  und  die  neuere  Ausbildung  der  Thierarznei- 
kunde  verlangt  mit  Recht  verschiedene  Fristen  je  nach  der  Natur  der 
Krankheiten  —  für  gewisse  in  der  Zwischenzeit  offenbar  werdende 
Krankheiten.  Diese  Krankheiten  sind  von  der  Art,  dasz  sie  bei  dem 
Kauf  leicht  übersehen  werden.  Für  andere  leicht  erkennbare  Mängel 
gelten  die  gewohnten  allgemeinen  R^eln. 

b)  Es  wird  vermuthet,  dasz  die  Krankheit  schon  zur  Zeit  des  Verkaufe 
in  dem  Körper  des  Thiers*  gewesen,  aber  der  Gegenbeweis  vorbe- 
halten. (11.)  Auch  wenn  dem  Verkäufer  der  Mangel  unbekannt  ge- 
blieben war,  haftet  er  nunmehr  ftkr  die  gesetzlichen  Währscbafts- 
mängel  doch. 

c)  Es  wird  in  solchen  Währschaftsftillen  nur  die  Wanddungs nicht 

auch  die  Minderungsklage  gestattet.  (12.) 

d)  Die  Wandelungsklage  musz  innerhalb  der  Währ$chaft$zeii  mindestens 
durch  Anzeige  an  den  Verkäufer  oder  an  das  Gericht  eingeleitet  sein, 
widrigenfalls  sie  erlischt. 

t)  Für  die  Behandlung  solcher  Währschaftsfiüle  ist  gewöhnlich  ein  sum- 
marisches Verfahren  anerkannt. 

lt.  Oetierr.  Gesetzb.  $•  936.  Von  dieser  reehlUchen  Vennathuog  ktno  der 
UebvrDeboier  eines  solclieo  Stücks  Vieh  nur  dann  Gebrauch  machen,  wenn  er  dem 
Debergeber  oder  Gewährsmanne  sogleich  von  dem  bemerkten  Fehler  Nachricht  gibt 
oder  in  dessen  Abwesenheit  dem  Ortsgerichte  oder  Sachverständigen  die  Anzeige 
OMChl  und  d^n  Aageoschein  vornehmen  läszt. 

13.  MeüUngifchMM  Geseti  v.  1844  (bei  Heimbach  Lehrb.  des  partical.  Privat- 
reehts  in  den  groszh.  sächsischen  Ländern  S.  455).  Art.  16.  Nur  die  redbibito- 
rlsche  Klage,  nicht  die  Minderungsklage  ist  statthaft.  12.  Der  entdeckte  Fehler  ist 
noch  binnen  der  Gewährschaflsfrist  dem  Verkäafer  oder  dem  Gericht  bei  Yerlost  des 
€«wäbrschaftsanspruchs  anzuzeigen. 

22» 


/' 
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f )  Arglist  dehnt  auch  diese  Wahrschaftspflicht  Ober  die  gesetzliche  Wshr- 
'  Schaftszeit  aus. 

5.    Bei  gerichtlichm  Verauszerangen  findet  keine  Nachwflhrschaft  statt 

*  Cropp,  in  den  Jurist.  Abhandl.  I.  Nr.  1 1.  fiterC,  die  Nachwahrschalt  nach 
bayr.  Recht.  Manchen  1853.  Saektenkauier,  Die  Lehre  y.  d.  Machwihr- 
schaft  für  Terkaufle  Hausthiere.   München  1857. 

4.    Kauf  nach  Probe,  auf  Probe,  wie  iii  besehen. 

1.  Häufig  wird  im  Handel  einem  MAkler  eine  Probe  Qbergeben,  da- 
mit er  dieselbe  den  Kflufern  vorweise  und  dann  nach  Probe  gduiuft. 
Ebenso  kommt  der  Kauf  nach  Probe  auch  ohne  Vermittlung  eines  Mäklers 
vor.  Die  Probe  dient  dann  als  Basis  des  Kaufvertrags  und  wird  dem 
Kaufer  eingehändigt  Der  Kauf  nach  Probe  ist  kein  bedingter,  sondern 
ein  fester,  (1.)  Der  Verkäufer  wird  verpflichtet,  eine  der  Probe  gUtch" 
artige  (probemäszigej  Waare  zu  liefern,  der  Käufer,  dieselbe  in  Empfang 
zu  nehmen  und  zu  bezahlen. 

Da  die  Probe  als  Maszstab  dient  zur  Beurtheüung  der  ErfQlluog  des 
Kaufvertrags  und  dem  Käufer  anvertraut  wird,  so  ist  dieser  auch  sdioidigf 
dieselbe  aaf%%»bewahren.  Er  darf  sie  wohl  nach  Umständen  anbrechen 
und  theilweise  sogar  verbrauchen,  wenn  nur  so  viel  übrig  und  unversehrt 
bleibt,  als  zu  jener  Vergleichung  und  Prüfung  erforderlich  ist  Würde 
dieselbe  unmöglich  sein,  weil  die  Probe  zerstört  oder  verdorben  ist  — 
wenn  auch  ohne  Schuld  des  Käufers  — ,  so  könnte  doch  dem  Verkäufer 
der  Beweis  der  Probemäszigkeit  der  Waare  nicht  mehr  zugemuthet  wer- 
den, sondern  es  müszte  nun  der  Käufer  die  Nichtprobemäszigkeit  erweisen, 
wenn  er  diese  behauptet  Aber  auch  umgekehrt  darf  der  Verkäufer  von 
dem  Käufer  nicht  den  Beweis  fordern,  dasz  die  von  diesem  vorgelegte 
Probe  die  wirkliche  Probe  sei.  Hat  er  demselben  die  Probe  anvertraut, 
so  ist  es  eine  Wirkung  dieses  Vertrauens,  dasz  nun  der  Versicherung  des 
Käufers,  das  sei  die  Probe,  Glauben  geschenkt  wird,  so  lange  nicht  der 
Verkäufer  den  Beweis  geführt  hat,  dasz  er  eine  andere  Probe  gegeben 
habe.  (Seufferte  Arch.  IX.  304.) 

Wird  die  Waare  probemäszig  erfunden,  so  ist  der  Kanfvartrag  er- 
füllt Im  entgegengesetzten  Fall  vrird  dem  Käufer  die  dreifache  Wahl 
eröfihet: 

a)  ob  er  die  Waare  behalten  und  für  den  Minderwerth  mm  angemesse- 
nen Abzug  an  dem  Kaufpreis  machen, 


1.  JVürnA,  Entw.  d.  deuitchen  Handelsg.  g.  317.  Ein  Kauf  nach  Probe  oder 
Master  ist  unbedingt.  Jedoch  unter  der  Verpflichtung  des  Verkäufers  geschlossen, 
dasz  die  Waaie  der  Probe  oder  dem  Master  gemäss  sei. 


S-  iSS.  mbarreeht  34^ 

b)  ob  er  die  Waare  zur  Disposition  des  YerkAufers  stellen,    nnd  probe- 
mAszige  Waare  sammt  Schadensersatz  yerlangen, 

c)  ob  er  yon  dem  Kaof  zurücktreten  und  das  Interesse  fordern  wolle. 

2*  Der  Kauf  auf  Probe,  auf  Bericht  (ad  gustum) ,  ist  ein  bedingter. 
Im  Zweifel  ist  eine  Suspermcbedingung  gemeint,  »wenn  Säufer  die  Waare 
naher  prüfen  und  billige  wird,«  deren  Eintritt  in  der  Macht  des  Käufers 
li^  Dieser  kann  sich  frei  entscheiden,  und  ist  nicht  genöthigt  Gründe  an- 
zugeben, wenn  ihm  die  Waare  miszMt  (2.)  Aber  der  Verkäufer  kann 
begehren,  dasz  der  Käufer  mit  Beförderung  die  Prüfung  vornehme  und  die 
entscheidende  Erklärung  abgebe,  damit  er  wisse,  woran  er  sei,  und  wenn 
der  Käufer  sich  binnen  angemessener  Frist  nicht  zur  Annahme  erkläre, 
auch  er  von  dem  Verkaufe  frei  werde.  Aus  dem  Benehmen  des  Käufers 
der  die  Waare  magazdnirt  und  darüber  disponirt,  kann  auch  oft  auf 
Billigung  geschlossen  werden,  obwohl  diese  nicht  mit  Worten  ausge- 
sprochen worden. 

3.  Die  Clausel:  „urie  zu  besehen/'  vorzüglich  bei  Auctionen  gebräuch- 
lich, macht  den  Kaufvertrag  nicht  zu  einem  bedingten,  sondern  hat  ge- 
wöhnlich den  Sinn,  dasz  der  Verkäufer  für  kdne  Mängel  der  Sache  ein- 
stehen wolle,  weszhalb  der  Käufer  selber  genauer  zusehen  möge. 

*    Cropp  in  Heiee  und  Croppt  Abhandl.  I.  Nr.  12  und  13. 


S-  ISS. 
5.   Nlhtfrachl. 

1.  Das  Näherreeht  hat  sich  in  Deutschland  etwa  seit  dem  XIII.  Jahr- 
hundert anfangs  als  eine  Ermäszigung  des  alten  noch  strengeren  Systems 
der  Gebundenheit  und  ünveräuszerlichkeit  liegender  Güter  durch  die  Ge- 
wohnheit entwickelt.  Nach  dem  Rechte  des  Sachsenspiegels  noch  konnten 
die  nächsten  Erben,  wenn  ihr  Verwandter  ohne  ihre  Zustimmung  sein  Gut 
pflichtwidrig  veräuszert  hatte,  sich  desselben  unterwinden,  vnewenn  jener 
gestorben  und  so  das  Gut  ihnm  angefallen  wäre.  (1.)  In  der  Folge  nahm 
nnan  an,  die  Erben  können  die  Veräuszerung  nicht  als  pflichtwidrig  anfechten, 
wean  ihnen  das  Gut  von  dem  Eigenthümer  zum  Kaufe  anerboten  worden 
sei  um  denselben  oder  doch  um  einen  wenig  geringeren  Preis,  als  der 
fremde  Käufer  dafür  zahlen  wolle  und  sie  den  Erwerb  ausgeschlagen  haben. 
Daraus  entstand  dann  das  Näkerreeht  der  nächiUn  Erben,  die  sogenannte 
Erbloiung,  d.  h.  ihr  Recht,  binnen  Jahr  und  Tag  das  veräuszerte  Gut  ge- 

%  Erk.  des  0.  A.  G.  xu  Lübeck  (in  Seuferii  Arcb.  X.  40).  Bei  dem  Kauf  auf 
Besicht  st^bt  es  in  der  Willkür  der  KSafer,  die  Erkllrung  über  den  Befand  beliebig 
abzogeben,  also  aucb  aus  andern  Gründen,  als  weil  ihnen  die  Qualität  der  Waare 
nicht  convenirte^  Ton  dem  Geschäfte  lurückzutreten. 

1.  S*p,  I.  SS.  g.  1.  Gift  he*t  weder  rechte  sunder  erren  gelof,  die  erve  under- 
windas  sik  mit  ordelen,  als  of  he  dot  si  jene  de*t  dar  gaf,  so  he*8  nicht  ge?en  ne 
mochte. 
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gen  üebernahme  des  Preises  von  dem  Erwerber  zarflck  zu  begehren.  (2.) 
Von  dem  Vorkaufsrecht  'jus  nQoit^/,<r(tag)  des  griechisch-römischen  Rechtes, 
mit  dem  es  schon  der  Bedactor  des  alten  Gesetzes  Kaiser  Friedrichs  I. 
(V.  Feud.  13.)  verwechselt  hat,  war  es  schon  dadurch  verschieden,  dasz 
die  Klage  aus  NAherrecht  gegen  den  Erwerber,  die  aus  Vorkaufsrecht  ge- 
gen den  Verauszerer  gerichtet  war.  Beschränkt  wurde  die  Erblosung  frQh-* 
zeitig  auf  Erbgüter,  im  Gegensatze  zu  erworbenen  GOtem.  Der  namUcbe 
Gedanke  eines  Näherrechti,  Retraeteij  Zugreckis  fand  aber  noch  man- 
cherlei weitere  Anwendungen  im  Hittelalter,  in  andere  Kreisen,  die 
sich  hinwieder  nach  aussen  hin  möglichst  abschlössen,  so  a)  die  Theä- 
loiung,  das  Gespüderecht  zu  Gunsten  der  Getheilen,  d.  h.  derer,  weldie 
Grundstocke  besitzen,  die  frQher  mit  dem  verfluszerten  zu  einem  Ganzen 
verbunden  waren;  b)  die  Markloiung  zu  Gunsten  der  Harkgenossen  gegen- 
ober den  Ungenossen  und  Fremden,  womit  denn  c)  der  Gefnmndereirad 
zu  Gunsten  der  Gemeindeborger  und  d)  der  Bofhmigen  im  Gegensatz 
zu  dem  Hof  und  der  Grundherrschaft  Fremden  nahe  verwandt  ist;  e)  der 
Betract  des  Gutsherrn  und  f )  des  Lehnsherrn  u.  s.  f. 

Die  neuere  Zeit  ist  diesen  Beschränkungen  der  VerSuszerung  der  Grund- 
stücke entschieden  abgeneigt.  Es  sind  daher  in  manchen  Lftndern  aBe,  in 
andern  die  meisten  herkömmlichen  NAherrechte  zu  Gunsten  der  Freiheit 
des  Verkehrs  aufgehoben  worden. 

2.  Im  Groszen  sind  die  Nflherrechte  durch  Gewohnheütrechi  und 
Gesetz  entstanden ,  und  spflter  wieder  aufgelöst  worden.  In  einzelnen  Fällen 
aber  steht  kein  innerer  Grund  im  Wege,  auch  durch  freien  Wiüen  ein 
NAherrecht  zu  Gunsten  eines  Berechtigten  zu  begründen.  Dasselbe  hat 
dann  aber  nur  insofern  eine  dingliche  Wirkung,  als  die  Beschränkung  des 
Grundeigenthums  durch  die  Fertigung  im  Grundbuch  gekräftigt  worden 
».  (3.) 

3.  Das  Wesen  des  Näherrechts  besteht  in  dem  Rechte,  das  veräossertt 
Grundstück  wieder  an  sich  zu  ziehen  (Zugreeht).  Der  innere  Grund  des- 
selben ist  das  nahe  Verhältnis»  des  Näherberechtigtem  zu  dem  Guie,  daher 
auch  das  Becht  nicht,  wie  viele  neuere  Juristen  behaupten,  persönlich,  aon* 
dem  dinglich,  wie  Renaud  richtig  gezeigt  hat.  Worauf  sollte  denn  audi 
die  obligatio  des  Käufers  beruhen,  dasselbe  herauszugeben?  Wenn  Geri^er 


2.  Freüurgtr  Stat  v.  1520.  Welcher  liegende  gfiter  In  oaser  scat  geiirck  und 
gepietten  gelegen  verkoaffl,  so  habent  sin  nechsten  SrppfrOnd.  die  alhie  ander  unser 
obrtkeit  wohnhaffl  sind»  oder  sin  wollen,  gewalt  solchen  kooff  in  Jareftisl  dem  necli- 
5ten  nach  dem  es  innen  zn  wissen  wird,  an  sich  ze  bringen,  so  sy  den  pfant  Schil- 
ling mit  sampl  gehabtem  nottorftlgen  kosten  darlogen  und  bezalen  und  wo  die  nech- 
sten sippfrund  nit  wölten,  sollen  ander  sipprrund  die  nach  inen  die  nechsten  sind, 
solUchs  ze  ihan  gewalt  haben. 

3.  Oetterr,  Ges.  %,  1073.  Das  Yorkaufsrecht  ist  in  der  Regel  ein  persönliches 
Recht.  In  Rücksicht  auf  unbewegliche  Güter  kann  es  durch  Eintragung  In  die 
öffentlichen  Bücher  in  ein  dingliches  verwandelt  werden. 
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antwortet,  auf  einem  »Znstand,«  so  ist  dieser  Znstand  niehts  anders  ab 
ein  Verhftitnisz  des  Berechtigten  znm  Gnte,  d.  h.  eben  dn  dingliches  Recht 
Die  Klage  ist  daher  nicht  eine  aetio  in  pertonam  quae  in  rem  icripta  e$t, 
sondern  eine  dingliche.  *) 

4.  Bedingung«!  der  AuHßung  des  NSherrecfats  sind: 

a)  die  voramgegnifene  kauftwei$e  Veräuixerung  des  gebundenen  Gntes, 

b)  dn  das  Niherrecht  begrOndender,  der  Person  des  KlAgers  zustehen* 
der  Tüel, 

c)  die  ErpUmg  gewisser  VefbindHchkeüm  von  Sdte  des  Retrahenten. 

Er  darf  das  Gut  nicht,  wie  nach  dem  Altem  noch  strengeren  System 
4er  Stammgüter,  ohne  wdters,  sondern  nur  mit  biUiger  BerOcksichtigung 
der  VerhAltnisse  an  sich  ziehen,  d.  h.  er  musz  dem  beklagten  Besitzer  den 
Preis  und  die  Kosten  ersetzen,  welche  dieser  auf  den  Erwerb  verwendet 
bat,  beziehungsweise  auch  dem  Verkäufer  anstatt  des  Kflufers  den  von 
diesem  versprochenen  Preis  bezahlen. 

5.  Das  Nftherrecht  erHeeht 

a)  wenn  der  Berechtigte  nicht  hinnen  Jahr  und  Tag  sein  Recht  auS' 
geübt  hat, 

b)  durch  die  Verziehileietung  der  retractberechtigten  Personen.  Als  solche 
wird  auch  jede  Zustimmung  zu  der  VerAuszerung  interpretirt; 

e)  durch  weitere  Verflnszerung  des  Kttufers  an  den  früheren  Eigenthümer 
oder  einen  dem  Retrahenten  mindestens  gldch  berediligten  vor  ange- 
stdMer  Klage  desseiben. 

*     WakK  das  Niberrecht    Jena  1795.    Benaud^  in  derZeitMh.  CD.R. 
Vlll.  S.  240.    GengUr,  Privatr.  $.  88. 
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Vertrige  Ober  entgeldliche  Benützung  einer  Sache. 

S-   12». 
U  Sachenmieibe,  und  S.  Pacht. 

1.  Die  romische  Rechtssprache  faszt  unter  dem  gemdnsamen  Aus- 
druck locaüo  eonduetio  mancherlei  Institute  zusammen,  welche  die  deutsche 
^rache  richtiger  durch  verschiedene  Bezeichnungen  unterscheidet  und 
welche  auch  juristisch,  obwohl  sie  unter  sich  verwandt  sind,  doch  besser 
gesondert  werdeoi 


*  Dtmit  ton  nicht  gettogBet  werden,  da«  die  Theorie  einer  penönliehen  aetlo  In  rem 
■eripca  In  manchen  Gegenden  atieh  in  die  Geriehuptatit  and  sogar  in  die  Butnten  ttberge» 
gangen  ael. 
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ie  Saehmmiethe  (GebratickmmetkeJ  iosbeioiidere  yenchaft  dem  meOier 
den  eotgeldHchen  G^aueh ,  die  Pacht  dagegen  aocfa  den  Fruehigmmx  der 
Sache.  Der  Inhalt  der  bdden  VertragsYerbftltnisse  ist  daher  in  derselben 
Weise  verschieden,  wie  in  dem  römischen  Sadienrechte  der  tun«  vom  utna- 
fruetug  onterschieden  wird.  (1.) 

Aüch  darin  weicht  die  deotschrechtliche  AatEaasong  der  beiden  Ge- 
schSfte  von  der  römischen  ab,  dasz  sie  nidit  bloss  das  obUgatari$che  Ver- 
hAltnisz  der  Codtrahenten,  sondern  dand^en  die  dm^iehe  Bezidiang  des 
Miethers  nnd  des  Pachters  za  der  Sache  jmistisdi  zu  bestinmien  md  xu 
schätzen  sucht.    (Vgl  oben  $.  104.) 

2.  Bezüglich  der  Miethe  von  Wohmingm  und  MagoMmm  kommen 
mancherlei  bald  durch  Gewohnheitsredit,  zumal  in  den  Sttdlen,  bald  durch 
Gesetz  eingeführte  EigenthOmlichkeiten  vor.    Von  dnr  Art  sind: 

a)  die  Nothw^digkeit  ichriftUcher  Vertragsform ,  insofern  die  Parteien 
Yon  den  hergebrachten  Grundsätzen  Abweichendes  festsetzen  woDen  (2.); 

b)  nähere  Bestimmungen  über  die  dem  Mietkur  obliegenden  kkmm  Ae- 
paraturen  und  die  dem  Yermkther  zur  Last  fallenden  groixem  Rtparuh 
twren; 

c)  die  Anerkennung  eines  Mietkebeiüzei,  der  in  der  Person  des  Hiethers 
gesdifltzt  wird; 

d)  die  Einrichtung  bestimmter  Jahre»xM$^  als  regelmiszige  Anfangs-  und 
Endtermine  für  den  Hiethebesitz; 

e)  feste  Ordnungen  Ober  die  stittschweigende  Emeuenmg  der  Miethe  und 
Ckber  die  Küfidiguing$fri$t&n; 

f )  Beichränhmg  des  dritten  Erwerben  des  Hauses  in  der  Besitznahme 
der  vermietheten  Wohnung,  und  Berikkeichtigung  des  Rechtes  des 
Miethers,  nicht  zu  unpassender  Zeit  verdrängt  zu  werden  (3. 4.),  im 
Gegensatz  zu  dem  unjuristisdi  ausgedrückten  Grundsatz:  „Kauf  bricht 
Miether  {Seufferti  Arch.  YIÜ.  42.) 


1.  Preun,  Landr.  I.  21.  £.  2K8.  Wenn  für  den  Gebraoch  der  gQÜebeneo  Sache 
ein  bestimmter  Preis  bedimgen  wird,  so  heiszt  das  Geschäft  eiu  filiethaDgSTertrag. 
g.  259.  Eine  Sache  heiszt  Ter|»aehtet,  wenn  dieselbe  Jemanden  gegen  bestimmten 
Zins,  nicht  nar  snm  Gebrauche,  sondern  aach  zar  Nnttnng  überlassen  worden. 

2.  Cod.  eio,  $.  1736.  81  le  bau  a  ^t/k  fait  sans  6crit,  Tone  des  parties  ne  pourra 
donner  cong6  k  l*aatre  qu'en  obserTant  les  d^lais  fixte  par  l'iisage  des  Ueaz« 

3. ,  f^tfm.  S,  9p,  II.  4.  5.  Had  eyn  man  sin  hus  addcr  sin  eygen  Yormid  and 
vorkoaft  das  sint  der  Zeit:  der  daz  gemit  had,  der  hat  sin  ingedinge.  Wnlde  on  der 
abetribe,  der  is  gelioaft  bette,  des  en  sal  nicht  sin. 

4.    Zürcher  Ges.  %.  1495.    Ist  eine  Wohnung  oder  ein  Magazin vermiethet 

worden  and  wird  das  flaos  »  verlnszert,  so  ist  der  neue  Eigenthämer,  insofern 
nicht  die  Terabredete  Miethzeit  aasgelaafen  ist»  nicht  berechtigt  den  Bfielher  sofort 
aas  dem  Besitze  zu  weisen,  sondern  darf  nur  mit  Beachtung  der  regelmiszigen  Kon- 
digungsfirist  auf  das  nächste  Ziel  aus  dem  Grunde  des  Eigenthiuns  i^lamung  der 
Wohnung  fordern. 
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g)  Erhühiisz  zur  Kündigung  auch  innerhalb  der  Mietfazeit  ans  erheblichen 

Ursachen. 

3.  Ebenso  finden  wir  oft  bei  der  Pachte  vorzüglich  von  landunrth^ 
Mchaftlichen  Gütern,  eigenthümliche  Grundsätze  durch  Gewohnheitsrecht 
oder  Gesetz  anerkannt,  vorzüglich  in  folgenden  Beziehungen: 

a)  eine  ausgedehntere  Verpflichtung  des  Pächters,  für  die  Unterhaltung 
des  Pachtgutes  zu  sorgoi,  in  Dach  und  Fach,  Weg  und  Steg,  Wasser- 
leitungen, Dämmen,  Zäunen,  Graben  u.  s.  f.,  und  auch  bd  den  Repa- 
raturen, die  dem  Verpächter  obliegen,  mit  seinem  Gesinde  und  den 
Erzeugnissen  de$  Gutes  mitzuhelfen; 

b)  nähere  Bestimmungen  über  die  fVirthschaftspflicht  und  selbst  die 
rechiUche  Sarge  des  Pächters  für  den  ungeschmälerten  Bestand  des 
Guts; 

c)  über  das  G%Usinventar ,  das  dem  Pächter  überlassen  wird; 

d)  über  die  Dauer  der  Pachtzeit ,  wobei  der  wirthschaftliche  Zusammen- 
hang einer  Gulturperiode  wesentlich  in  Betracht  kommt  und  den 

e)  Schutz  des  Pachtbesitzes  selbst  dem  neuen  Eigenthiimer  gegenüber; 

f )  über  den  Nachlasz  an  dem  Pachtzins  in  Feb^ahren  und  wegen  ge- 
störten Fruchtgenusses; 

g)  gßgen  umtere  VerpadUung  des  Pachtgutes. 

S-  125. 

3.    ▼lehTerstellnng. 

1.  Unter  dem  Ausdruck  ViehoersteOung  (bau  ä  cheptd)  werden  ver- 
schiedene Verträge  zusammengefaszt,  durch  welche  Hausvieh,  das  Nutzen 
abwirft  oder  zum  Gebrauche  dient,  einem  Andern  zur  EinsteDung,  War- 
tung, Fütterung  gegen  Vortheil  auf  die  Dauer  übergeben  wird.  Der  Ud)er- 
gebende  heiset  d^  Verstelier^  der,  welcher  die  Einstellung  übernimmt,  der 
Einsteüer,  Gewöhnlich  werden  Bauern  od^  Pächter  Einsteller  sein,  zu- 
weilen auch  Herren ;  Händler  und  Hetzger  aber  Versteller.  Um  der  Gefahr 
wucherlichen  Hiszbrauchs  solcher  Verträge  zu  begegnen,  wird  in  einzelnen 
Landesrechten  die  gerichtliche  Form  vorgeschridien,  aber  es  ist  dieses  Er- 
fordemisz  keineswegs  allgemein. 

2.  Die  Vidiverstellung  konsmt  vor:  I)  als  einfacher  Bestandvertrag ^ 
einfache  Pachte  z.  B.  ein  Alpenhirte  übernimmt  Kühe  zur  Weidung  über 
Sommer,  b^ält  die  Milch  und  das  inzwischen  geworfene  Kalb,  bezahlt 
aber  an  den  Versteller  einen  Pachtzins,  oder  an  dessen  Statt 'ein  bestimmtes 
Gewicht  Butter,  oder  eine  Anzahl  Käse.  Oder  es  wird  Melkvieh  einge- 
stellt, ohne  dasz  das  Kalb  dem  Einsteller  zukommt  Häufiger  aber  konunt 
das  Geschäft  in  complicirter  Gestalt  vor.  (1.) 

i.  Entw.  d.  Zürcher  G.  $•  1^97.  Wird  Melkvi»!  elngMleilt,  so  ist  als  Mei- 
Bimg  der  GoniraheoteD  la  YerniaUien,  der  Elnsteller  sei  Terpfllehtel  fär  Wartsag, 
Futter  und  Streue  zu  sorgen,  und  berechtigt,  die  Milch  und  den  DöDger  su  gewin* 
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3.  Oft  ist  die  Viehverstellnng  ü)  ans  Beitand  nnd  Ge$ellichaft  ge- 
mischt Dahin  gehört  das  Theüvieh  oder  Balbtieh,  der  „cheptel  simpU 
Ott  ordinaire"  des  französischen  Gesetzbuchs  (2.',  auch  etwa  in  der  Mtem 
Rechfssprache  eontractut  hocidae  genannt  Versteller  and  Einsteller  theileo 
sich  in  den  Fruchtertrag,  ohne  dasz  unter  ihnen  eine  Gemeinschaft  an  dem 
Stammvieh  eintritt  und  so  dasz  immerhin  die  Deberlassung  dessdben  an 
den  Einsteller  zur  Besorgung  und  zum  Genusz  Hauptsache  bleibt,  folglidi 
die  Pacht  den  Grundcharakter  des  Geschäftes  bildet 

Der  Versteller  musz  dem  Einsteller  das  Vieh  für  die  Vertrags*  oder 
QBungsmAszige  Pachtzeit  überlassen.  Der  Einsteller  ist  verpflichtet,  das 
Vieh  zu  verwahren,  zu  warten,  zu  futtern.  Dagegen  erhält  er  den  Obungs- 
mAszIgen  Gebrauch  des  Viehs  zur  Arbeit  den  Dünger  und  die  Milch* 
Diese  Vortheile  auf  der  einen,  und  die  Verwendung  für  Futter,  Stallang 
und  Streue  auf  der  andern  Seite,  gehören  regelmäszig  zusammen.  Jene 
kommen  dem  Einsteller  zu,  diese  fallen  ihm  zur  Last 

Das  Stammvieh  gehört  dem  Versteller.  Der  Einsteller  darf  es  daher 
nicht  veräuszem,  aber  auch  die  Nachzucht  nicht  einseitig,  die  ihm  doch  zur 
Hftifle  gehört  Wer  von  beiden  Schaden  verschuldet  hat,  musz  denselben 
ersetzen.  Zuftilliger  Schaden,  auch  wenn  derselbe  des  Stammvieh  triiS, 
das  bei  dem  Einsteller  ist  ist  von  beiden  gemeinsam  zu  tragen.  Es  wir- 
ken hier  die  Grundsätze  der  Gesellschaft  ein. 

4.  Eine  mit  der  vorigen  verwandte,  aber  eigenthümlich  normiite  Art 
der  Vieh  Verstellung  ist  der  sog.  Eisemviehvertrag  (cheptel  de  fer)^  welcher 
gewöhnlich  in  Verbindung  mit  der  Verpachtung  eines  landwirthschaftlichen 
Grundstücks  vorkommt,  und  darin  besteht  dasz  dem  Pächter  ein  Inventar 
an  Vieh  nach  vorgängiger  Taxation  in  dem  Sinne  überlassen  wird,  dasz 
nach  Ablauf  der  Pachtzeit  der  Verpächter  ein  der  Zahl,  Art  nnd  dem 
Werthe  der  überlassenen  Stücke  nach  gleiches  Inventar  mit  dem  verpach- 
teten Gute  zurück  erhalte.  In  der  Regel  bleibt  hier  der  Verpächter  Elgen- 
(hümer  des  Stammviehs  (3.)  —  die  Schätzung  ist  eine  aestimatio  taxatuh 
nis  non  ^enditionit  causa  facta,  —  Der  Einsteller  übernimmt  aber  bier 
alle  Gefahr  auf  sich  allein,  auch  die  des  zufälligen  Untergangs  des  Stamm- 
vIehs,  hat  aber  auf  der  andern  Seite  auch  allen  Nutzen  der  Zwischenzeit 

Den;  aber  auch  die  ersten  vier  Wochen  lang  das  nengeborne,  dem  Versteller  mge- 
bttHge  Ralb  aof  eigene  Kosten  zu  nibren,  naeb  diesem  Zeitraum  aber  an  den  Ter» 
steiler  abtuliefefn.  Ist  es  an  einem  Orte  Uebung,  die  Kilber  längere  Zeil  mit  Milch 
in  nähren,  x.  B.  fünf  oder  sechs  Wochen,  so  gilt  die  längere  Frist  auch  bei  der 
▼erstellong. 

2.  Code  ew,  §.  1804.  Le  bail  ä  cheptel  simple  est  un  contrat  par  leqnel  od 
donne  ä  nn  autre  des  bestianx  ä  garder,  nourrir  et  soigner,  ä  condition  qne  le  pre- 
nenr  profltera  de  la  moiti^  du  croit  et  qu'il  supportera  aussl  la  OBOitM  de  la  perle. 

3.  Cod.  cw,  g.  1822.  LVstimatton  du  cheptel  donn^  au  fermier  De  lul  ea 
tfansf^  paa  la  propri6t6,  mais  n^anmoins  fe  met  k  sea  risques.    {Stvferit  Areh. 
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f&r  sich  allein,  auch  den  Nachwuchs.  Man  kann  daher  hier  eher  noch  von 
einer  Beimischnng  der  Vergicherung  als  der  Societftt  zn  dem  Pachtvertrag 
reden.  Gerftth  der  Verpächter  in  Concurs,  so  geh()rt  das  Vieh  zu  dem 
Hassegnt,  jedoch  mit  der  Beschränkung,  dasz  dem  Pächter  fikr  den  Hehr- 
werth  desselben  fiber  die  Schätzung  hinaus  ein  Retentionsrecht  zusteht, 
umgekehrt  kann  im  Concurse  des  Pächters  der  Verpächter  yindiciren. 

Gewöhnlich  ist  mit  dem  Eisernviehvertrag  das  Recht  und  sogar  die 
Pflicht  des  Pächters  verbunden,  an  die  Stelle  der  unbrauchbar  gewordenen 
Stocke  andere  zu  substitniren  und  Oberhaupt  als  guter  Wirthsehafter  zu 
verfahren.  So  w^it  diese  Rücksicht  reicht,  ist  er  selbst  zum  Verkauf  (auch 
zum  Schlachten)  einzelner  Stacke  als  ermächtigt  anzusehen.  Er  ist  in 
dieser  Beziehung  Wirthschafter  an  der  Stelle  des  Verpächters:  und  wir 
sind  nicht  genöthigt^  diese-  dem  deutschen  Wirthschaftsleben  entwachsenen 
Grundsätze  der  römischen  Mandatsform  aufzupfropfen,  um  dieselben  zu  er- 
halten. 

5.  Die  Viehverstellung  kommt  vor  in  Form  einer  GeulUchaftsterbm- 
düng.  Dahin  gehört  der  Fall,  wo  Versteller  und  EinsteUer  jeder  eikien 
TheU  des  Stammviehs  zubringt  —  z.  B.  die  Hälfte,  cheptel  ä  moiiid  im 
französischen  Recht  genannt  —  und  beide  sich  in  den  Gewinn  und  Ver- 
lost  theilen.  Auch  hier  leistet  der  Einsteller  Wartung,  Ffltterang  und 
Streue  gewöhnlich  allein  und  erhält  dafür  die  Milch,  die  Arbeit  und  dto 
DOnger  der  Thiere  auch  zum  vordRis.  Die  Theilung  des  Gewinns  und 
Verlustes  sind  nach  den  Grundsätzen  der  Societät  zu  regeln.  Dasz  aber 
deszhalb  die  einseitige  freie  Kündigung  unvermeidlich  sei,  ist  keineswegs 
anzunehmen.  Eine  relative  iauerhaftigkeit  gehört  zu  den  natorlichen 
Eigenschaften  aller  Viehverstellung:  und  die  römische  Societätstheorie  hat 
im  modernen  Rechte  gerade  mit  Bezug  auf  die  Auflösung  der  Gesellschaft 
noch  eingreifendere  Veränderungen  erfahren,  so  dasz  sie  in  diesem  Punkte 
durchaus  nicht  gedanken-  und  rücksichtslos  anzuwenden  ist. 

*  Hwik,  die  Viebverstellung,  in  der  Zeitsch.  f.  D.  R.  V.  S.  226  ff., 
eine  vortreffliche  Abhandlung  über  diesen  Stoff,  nur  im  Einzelnen  noch 
•twas  zu  ängstlich  sich  an  die  römischen  Schulbegriffe  anlehnend. 


Sechstes  Capitel. 

Verträge  über  entgeldliche  Arbeit  und  lyeschilttbetorgODf . 

S.  12«. 

1.    Lohndienstvertrag. 

1.  In  dem  Verhältnisse  der  Dienstherrschaft  zum  Gesinde  tritt,  wo  es 
in  seiner  Reinheit  noch  geübt  wird,  der  fauülieDreehtUehe  Cbapakteii  lo 
sehr  hervor,   dasi  der  Ge$indetertrag  wohl  besser   im  FamiUm^  ab  im 
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(Mriigatioiienredit  behanddt  wird.  Dagegeo  gehören  bieber  yontl^idi  die 
Verträge  Ober  Lohndieiirt  zwischen  Meister  und  GeB^ien»  Fabrikherm  und 
Fabrikarbeiiem,  Dieoitherm  und  Taglöhnem,  Ab  eine  aDgemeine  Be- 
schrtakang  im  Gegensatz  zu  der  strengeren  Dienstpflicht  der  hörigen  Leute 
im  MitteUlter  gilt  der  neuere  Grundsatz,  dasz  Nienumd  sich  einem  andern 
unauflötUeh  zu  Diensten  verbinden  kann,  sondern  die  Eundigumg  aus  er- 
heblichen GrOnden  inmier  oflen  Meibt  (1.)«  und  dasz  auch  in  der  Art  der 
geforderten  Dienste  stets  die  persoiUiche  Freiheit  und  die  Pietäteverhäümm 
des  dienenden  Theils  geachtet  bleiben  müssen. 

2.  Auf  den  Geseilenvertrag  sind  um  der  besonderen  Eigenschalten  der 
Gesdlen  willen  und  mit  Rflckdcht  auf  die  Handwerksbedürfiusse  mancher- 
lei eigoithümliche  Vorschriften  der  Handwerksordnungen  angewendet  wor- 
den.   Allgemein  gdten  folgende  Grundsatze: 

a)  Die  Anstellung  und  der  Eintritt  der  GeseDen  geschidit  regelmftszig  erst 
auf  die  flbnngsgemdsze  Probezeit,  so  dass  bis  zu  dem  Ablauf  völlig 
freier  Rücktritt  beiden  theilen  offen  steht 

b)  Aus  wichtigen  und  dringenden ,  durch  das  Gesetz  oder  Ud>ung  aner- 
kannten (ehehaftenj  Ursachen  darf  der  Geselle  auch  wahrend  der  Ver- 
tragszrit  sofort  entlassen  werden  oder  austreten,  sonst  nur  nach  der 
QbUcben  Rtlndigung.  (2.) 

c)  Der  Geselle  ist  der  Hausordmmg  des  Heisters  unterworfen,  insofern 
er  bei  ihm  wohnt  oder  arbeitet«(3.) 

.  Ob  der  Gesdle  im  Tag-,  im  Wochm-  oder  MonatslohiM  stdie  oder 
nach  dem  SiOeke  bezahlt  werde,  hangt  von  dem  besondem  Vertrage,  der 
den  Parteien  freisteht,  und  soweit  dieser  schweigt  oder  ungültig  ist,  von 
dem  Herkommen  ab.  üeber  die  erlaubten  oder  unerlaubten  Verbindyngei^ 
der  Gesellen  untereinander  —  zu  jenen  gehören  gewöhnlich  die  Gesellen- 
vereine zur  Unterstützung  von  Kranken  und  Nothleidenden,  zu  Unter- 
richts- und  zu  geselligen  Zwecken,  zu  diesen  die  Vereine,  um  von  den 
Heistern  Zugestandnisse  zu  erzwingen,  und  zu  verbotenen  (z.  B.  comma- 
nistischen)  Zwecken  —  bestinmien  oft  die  Landesgesetze  und  Polizeiord- 
nungen Näheres. 

3.  Wahrrad  das  GeseOenverhallnisz  schon  von  Alters  her  beachtet 
worden,   so  ist  dagegen  das  neuere  Verhaltnisz  der  Fabrikarbeiter  noch 

1.  Cod.  ew.  g.  1780.  Od  De  peut  eDgager  ses  Services  qa'i  temps  oo  poar  one 
ioterprise  d^termio^. 

2.  Freut.  Landr.  II.  8.  %,  378.  Wcdd  der  Meister  eiDCD  GeselIeD  ahscbaOeo 
will,  mass  er  ihm  solches  vienehn  Tage  sovor  aokÜDdigeD.  g*  385.  Auch  der  Ge- 
selle kaoD  deo  Meister  verlasseo ;  er  mass  aber  demselbeD  vieriebo  Tage  vorher  anf- 
sageo.  S.  388.  Hat  der  Meister  sieh  ao  dem  Geselleo,  olme  gegebeoe  driDgende 
YeraDlassuDg»  thitlich  vergriffen,  so  ist  der  Geselle  sofort  aas  der  Arbeit  sa  gehen 
berechtigt. 

3.  Zürcher  GeseUb.  %.  1563.  Der  Arbeiter  Ist  verpflichtet,  die  versproehene 
oder  tthaDgsgemisse  Arbeit  in  leisteo  aod  die  HaosordoaDg  des  Meisters  oder  Herrn 
sn  beaehtett. 
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nicht  hitireichend  geordnet,  ungeachtet  hier  die  Gefahr  des  Miszbranchs 
sehr  viel  gröszer  ist  als  dort.  Vorzüglich  wichtig  sind  hier  Bestimnrangen 
Eom  Schatz  der  persönlichen  Rechte  der  durchweg  sehr  ahhftngigen  Glasse 
der  Fabrikarbeiter,  wie  insbesondere: 

a)  gegen  aUzufrühe  Verwendung  unreifer  Kinder  zum  Fabrikdienste; 

b)  zur  Sorge  fQr  die  reUgiöie  Erziehung  und  die  fortgesetzte  SchidbUdung 
auch  der  in  der  Fabrik  verwoideten  Kinder; 

c)  zur  Be$chränhmg  der  Arbeitszeit  für  Kinder  und  für  Erwachsene; 

d)  Besehränhtng  der  Verwendung  von  Ehefrauen  und  Mütter  in  der 
Fabrik; 

e)  gegen  ungehörige  Awreehfiung  schlechter  Miinzen  oder  von  Natural" 
leiitungen  statt  des  Geldlohns; 

f )  für  Bewahrung  der  Geeundheit  der  Arbeiter  und 

g)  für  Aüfrechthaltung  der  Ordnung  und  guter  Sitten, 

Dem  Fabrikherrn  steht  es  zu  allgemeine  Vorschriften  für  die  innere 
Ordnung  in  der  Fabrik  zu  erlassen,  und  dieselben  zu  handhaben,  obwohl 
er  keine  Gerichtsbarkeit  im  eigentlichen  Sinne  besitzt.  Auch  in  dieser  Be- 
ziehung aber  ist  eine  öffentliche  Controle  zur  Sicherung  der  Privatrechte 
des  Fabrikarbeiters  nothwendig,  die  freilich  nicht  in  eine  belästigende  Ein- 
mischung in  die  innere  Wirthschaft  der  Fabrik  ausarten  darf. 

§.  126  a. 

2.    Freldienstvertrag. 

1.  Der  Lohndienstvertrag  bringt  den  dienenden  Theil,  wenn  auch 
nur  vorübergehend,  in  ein  Äbhängigkeitsverhältnisz  zum  Dienstherm.  Jener 
wird  diesem  auch  zu  Gehorsam  verpflichtet  Anders  der  Freidienstvertrag, 
durch  welchen  zwar  auch  gegen  Belohnung,  welche  aber  hier  gewöhnlich 
Honorar  genannt  wird«  Arbeiten  versprochen  Itrerden,  aber  von  Uberakr 
Art  Dahin  gehören  die  Dienstleistungen  von  Atrzten,  Advocaten^  Lehrern, 
Teeknihem  u.  s.  f.  In  ihrer  Dauer  sind  derlei  Verträge  weniger  beschränkt 
als  die  Lohndienstverträge,  obwohl  auch  da  es  keine  unauflösliche  Verbin- 
dung gibt 

2.  Die  Grösze  des  Honorars  hängt  von  der  Uebereinkunft  der  Par- 
teien ab,  insofern  nicht  gesetzliche  Taxen  eine  Beschränkung  auferlegen. 
Im  leztern  Falle  ist  über  die  Taxe  hinaus  keine  Forderung  zulässig,  aber 
es  findet  auch  keine  Rückforderung  statt,  wenn  freiwillig  mehr  bezahlt 
worden,  und  nicht  ausnahmsweise  bindende  Vorschriften  im  Wege  stehen. 

3.  Sehr  oft  wird  der  Dienst  versprochen  und  geleistet,  ohne  verjü- 
nge Verabredung  über  das  Honorar.  Dessenungeachtet  kann  solches  ge- 
fordert werden,  wenn  im  übrigen  derlei  Dienste  gegen  Honorar  gefordert 
zu  werden  pflegen.  Das  Masz  des  Honorars  ist  dann  durch  billige  Be- 
rücksichtigung der  Umstände  nach  der  Sitte  zu  bestimmen. 
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$.   127. 
8«    TeriafSfertrag. 

1.  Der  Verlagsvertrag  besteht  in  der  Uebereinkwift  eines  itufon 
(Schriftstellers  oder  KOnstlers)  oder  eines  andern  Inhabers  eines  schrift- 
stellerischen oder  kOnstlerischen  Werkes  mit  einem  Verleger^  nach  welcher 
jener  ein  Werk  der  Art  zur  Heramgabe  liefert,  dieser  die  Herannahe  über- 
nimmt, sei  es  mit  oder  ohne  HonorarvergOtong.  Der  Vertrag  setzt  kei- 
neswegs eine  vorherige  Leistung  des  einen  Theüs  voraus,  noch  bedarf  er 
einer  bestimmten  Form.  Es  ist  ein  agenthtlmlicber  Gonsensualcontract 
des  neueren  Rechtes. 

2.  Der  Autor  wird  dadurch  verpflichtet,  das  versprochene  Werk  in 
einer  zur  Vervielfidtigung  auf  mechanischem  Wege  (Druck,  Lithographie) 
geeigneten  Form  zu  liefern.  Thut  er  es  nicht,  ohne  durch  rechtmflszig^ 
Ursachen  an  der  Erfüllung  verhindert  zu  werden,  so  kann  er  zum  Scha- 
densersatz angehalten  werden,  dessen  umfang  freilich  in  den  meisten  Fäl- 
len nur  durch  vernünftiges  Ermessen  zu  ermitteln  sein  wird. 

Für  die  innere  Güte  des  Werks  haftet  der  Autor  nicht,  wohl  aber 
für  die  versprochene  oder  vorausgesetzte  äueure  VolUtändigkeü  des  Buchs 
und  für  rechtzeitige  Lieferung  des  Manuscripts  und  der  Fortsetzungen. 
Kommt  er  dieser  Pflicht  nicht  nach,  so  ist  der  Verleger  berechtigt  Scha- 
densersatz zu  fordern. 

Gewöhnlich  liegt  in  dem  Verlagsvertrage  auch  eine  üebertragung  des 
Äutorrechtei  eingeschlossen,  und  es  wird  daher  auch  der  Autor  durch  jenen 
verpflichtet,  nichts  zu  thun  wodurch  das  Recht  des  Verlegers  beeinträch- 
tigt würde.  Er  darf  daher  das  nämliche  Werk  nicht  anderswo  nochmals 
drucken  lassen,  auch  nicht  in  einer  spätem  Gesammtausgabe  seiner  Werke, 
wenn  nicht  die  Auflage,  für  welche  er  dem  ersten  Verleger  das  Werk 
abgetreten  hat,  vergriflen  oder  sonst  der  Verleger  dafür  abgefunden 
worden  ist. 

3.  Der  Verleger  wird  voraus  zur  Herausgabe  verpflichtet.  Darin 
liegt  die  Debemahme  des  Drucks  in  angemessener  Ausstattung  und  die 
Sorge  fOr  die  Veröfientlichung,  den  Umsatz.  Der  Verleger  darf  gegen  den 
Wfllen  des  Autors,  der  allein  den  geistigen  Gehalt  und  die  literarische 
Form  bestimmt,  keine  Aenderungen  vornehmen  und  musz  die  rechtzeit% 
angebrachten  Aenderungen  des  Manuscripts  berücksichtigen.  Für  die  Cor- 
rectur  hat  der  Verleger  zu  sorgen,  aber  der  Autor  ist  berechtigt,  diese  oder 
doch  die  Revision  zu  übernehmen.  Ist  die  Zahl  der  Exemplare  nicht  be- 
dungen, so  hat  der  Verleger  in  der  Bestimmung  der  Auflage  freie  Hand; 
wenn  aber  einmal  eine  bestimmte  Anzahl  von  Exemplaren  gedruckt  sind, 
so  darf  er  nicht  hinterdrein  einseitig  die  Auflage  erneuem.  (1.)    Die  Preis- 

i.    SächMchet  O,  V.  1844.  £.  4.     Kann  über  die  Zahl  der  Exemplare,  in  wel- 
chen die  VervielflUligaDg  hat  erfolgen  sollen,  eine  ausdrückliche  vertragsmteige  Be- 
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bcstimmnng  steht  dem  Verleger  frei,  aber  innerhalb  der  Grftnzen  welche 
in  beachten  sind,  damit  das  Werk  in  den  Umsatz  komme,  worauf  hinwie- 
der der  Autor  ein  Recht  hat. 

4.  Die  Honorarverpflichtung  des  Verlegers  ist  nicht  wesentlich  für 
den  Begriff  des  Verlagsvertrages,  obwdil  sie  häufig  mit  demselben  verbun- 
den wird.  Zuweilen  kann  sie  aus  den  Umstanden  geschlossen  werden  auch 
ohne  ausdrückliche  Verabredung.  Der  Maszstab  der  Berechnung  und  die 
Grösze  des  Ansatzes  hängt  von  der  Uebereinkunft  der  Parteien  ab:  wo 
diese  schweigt,  von  dem  billigen  Ermessen  nach  den  Verhältnissen  des  be- 
sondern Falls.  Fällig  wird  die  Uonorarforderung,  wenn  der  Druck  voll- 
endet und  das  Werk  für  den  Umsatz  reif  ist,  bei  Werken,  die  auf  Vor- 
ausbezahlung gedruckt  worden,  schon  bei  der  Ablieferung  des  Manu>cript8 
zum  Druck.  Ob  dann  das  Werk  Absatz  finde  oder  nicht,  ist  abgesehen 
von  besondern  Vertragsbestimmungen  unerheblich  für  die  Wirksamkeit  der 
Vertragsforderung.  Diese  Chance  des  Gewinnes  oder  Verlustes  hat  der 
Verleger  alldn  zu  tragen,  und  kann  den  Vertrag  nicht  etwa  aus  dem  Stand- 
punkte der  Ubm  enomUs  anfechten.  Möglich  ist  aber  auch«  dasz  das  Ho- 
norar ganz  oder  theilweise  auf  den  Gewinn  angewiesen  wird.  In  dies^ 
Falle  erhält  der  Verlagsvertrag  einen  Zusatz,  der  nach  den  Grundsätzen 
der  Gelegenheitsgesellschaft  zu  bemessen  ist.  Für  neue  Auflagen  gilt  im 
Zweifel  dieselbe  Honorarbestimmung,  welche  für  die  erste  Auflage  verab- 
redet war. 

5.  Der  Autor  kann  wohl  seine  Forderungen  an  den  Verlier  über- 
tragen, aber  nicht  einseitig  seine  Verpflichtungen  durch  einen  Andern  er- 
füllen lassen.  Insofern  er  zu  einer  Arbeit  verpflichtet  ist,  hört  diese  Pflicht 
mit  seinem  Tode  oder  mit  seiner  eingetretenen  Unfähigkeit  auf;  insofern 
aber  ein  fertiges  Werk  im  Manuscript  vorhanden  ist  und  die  Erben  zur 
Ablieferung  desselben  befähigt  sind,  geht  diese  Pflicht  auf  die  Erben  über. 

Der  Verleger  darf  hinwieder  wohl  die  fertige  Gesammtauflage  ver- 
äuszem,  aber  nicht  ohne  Zustimmung  des  Autors  einen  andern  Verleger 
an  seine  Stelle  setzen,  der  die  Verpflichtung  zur  Herausgabe  an  seiner  Statt 
übernehme.  Nur  kann  der  Autor  die  Veräuszerung  der  gesummten  Ver- 
lagshandlung nicht  hindern  und  musz  es  sich  gefallen  lassen,  dasz  dann 
der  Uebernehmer  in  die  Verlagsverbindlichkeit  eintrete.  Für  Erfüllung 
derselben  kann  er  sich  aber  auch  in  diesem  Falle  daneben  an  seinen  ur- 
sprünglichen Verleger  halten.  Stirbt  der  Verleger,  so  gehen  seine  Ver- 
pflichtungen desselben  auf  seine  Erben  oder  auf  die  andern  Nachfolger  in 
dem  Etablissement  über. 

Die  Gefahr  des  Untergangs  des  Werks  trifll  vor  der  Abiiefemng  des 
Manuscripts  den  Autor,  nach  derselben  den  Verleger.  (2.) 

stimmaog  nicht  Dachgewiesen  werden,  so  gilt  dafür  ab  rechtliebe  Yermuthung  die 
Zahl  von  Eintausend. 

1.    Zürcher  GeseUb.  £•  1612.    Geht  das  Manascript  unter,  betör  es  abgeliefert 


86S       Baeh  IL  Cap.  TL  Yertrige  über  eotgeldl.  Arbeit  v.  Gctchlfttbeforg. 

*  0.  fVäehUr,  Du  Verlagsrecht  Stattgart  1857.  ({  21  ff.  VollstSn- 
pige  und  gediegene  Bearbeitaag  dieies  Vertrags. 

$.  1S8. 
4.    Von  dar  Commisali». 

1.  Der  dmmüiumtvertrag  nnterscheidet  sich  Ton  dem  Mandate  durch 
den  Anspruch  des  CommüHonän,  der  den  Auftrag  des  Cammiite§U0n  em- 
pbngen  nnd  erfüllt  hat,  auf  Promnon.  Derselbe  gehört  meistens  iq 
den  Handelsgeschftften  und  kommt  da  sowohl  so  vor,  dasz  ein  gtmur 
Getchäftizweig  der  Besorgung  eines  Commissionftrs  anvertraut  wird,  als 
so,  dasz  demselben  nur  einxekut  Gnehäft  —  Einkauf  oder  Verkauf  — 
au^^agen  wird. 

Der  Vertrag  bedarf  keiner  besondem  Form  zu  seiner  Entstehung; 
wenn  der  eine  den  Auftrag  gibt,  z.  B.  durch  Briefe  oder  Boten,  der  an- 
dere ihn  annimmt,  so  ist  der  Vertrag  zu  Stande  gekommen.  Treibt  einer 
den  Beruf  eines  CommiaUmärij  so  wird  sogar  termulAel,  er  habe  den  Auf- 
trag angenommen,  sobald  er  nicht  sofort  die  Nichiannahme  dem  Gommit- 
tenken  meldet  (1.) 

3«  Der  Comnmiionär  ist  verpflichtet^  den  Auftrag  mit  Treue  und 
SorgCrit  zu  erfüllen,  und  er  haftet  für  jede  Fahrlässigkeit  Dabei  ist  jedoch 
zuerwikgen,  dasz  eine  buchstäbliche  Auslegung  des  Auftrags  in  manchen  Fäl- 
len der  wirklichen  Absicht  des  Committenten  und  den  BedQrfhissen  des 
Verkehrs  widerspräche,  und  anzuerkennen,  dasz  der  Commissionftr,  wenn 
er  als  vernOnftiger  Mann  in  dem  wahren  Interesse  des  Committenten  han- 
dehi  will,  zuweilen  zu  einer  Abweichung  von  dem  Wortlaute  des  Auftrags 
genöthigt  ist.  Demgemäsz  ist  denn  auch  bei  der  Beurtheilung  der  Frage, 
ob  er  den  Auftrag  redlich  und  gehörig  erfüllt  habe,  zu  verfahren.  Der 
Commissionär  ist  indessen  in  derartigen  Fällen  verpflichtet,  dem  Commit- 
tenten jederzeit  beförderliche  Anzeige  zu  machen. 

3.  In  der  R^el  handelt  der  Commissionär,  indem  er  die  Commission 
erfüllt,  in  eigenem  Namen  und  nicht  als  Stellvertreter  des  Committenten; 
darin  dem  ächt-römischen  Mandatar  ähnlich.  Gerade  darin  liegt  ein  Haupt- 
vortheil  der  Commission  für  den  Handelsverkehr;   denn  der  Committent 

worden,  so  trifll  der  Schaden  den  Aator  in  dem  Sinoe,  dasi  er  ein  aoderes  IbDtt- 
Script  auf  seine  Kosten  in  liefern  hat,  oder  wenn  diesi  onmöglich  ist,  seine  Rechte 
auf  Honorar  ▼erliert.  Geht  dasselbe  nach  der  Ablieferung  unter,  so  trifll  der  Scha- 
den den  Yerleger,  in  dem  Sinne  Jedoch,  dast  der  Autor,  wenn  er  eine  Copie  besittt 
oder  mit  geringer  Anstrengung  den  Verlust  su  ersetzen  im  Stande  ist,  das  gegen  Enl- 
schidigung  thun  mnsi.  Ist  die  Wiederherstellung  aber  niebt  möglich,  ohne  eis 
wesentlich  neues  Werk,  so  ist  der  Verleger  zwar  zur  Honorirung  des  Autors  rer- 
pflichtet,  im  Uebrigen  aber  der  Verlagscontract  als  erloeeben  zu  betrachten. 

1.  JVärnS.  Entw.  des  äenttthen  Handelsrechts.  $.  337.  Commisslonir  ist  der- 
jenige, welcher  gewerbemiszig  in  eigenem  Namen  für  Rechnung  eines  Auftraggeben 
(CommitUnten)  Geschifte  sehliesst. 


g.  128.  Tod  der  Commission.  363 

hat  da,  wo  der  Commissionär  wohnt,  keinen  besondern  Credit  und  kann 
daher  nnr  insofern  dort  Geschäfte  machen,  als  der  Commissionär  seinen 
Credit  einsetzt.  Ausnahmsweise  aber  ist  es  auch  möglich,  dasz  der  Com- 
missionftr  ausdrdcklich  als  Stellvertreter  des  Committenten  handelt,  so  dasz 
dann  dieser,  nicht  jener  obligirt  wird.  (2.) 

4.  I>er  Commüsionär  ist  berechtigt^  yon  dem  Committenten  Ersatz 
fOt  aBe  Auslagen  und  Verwendungen  zu  fordern,  die  er  im  Interesse  des- 
selben gemacht  hat,  und  flberdem  nach  geschehenem  Vollzug  des  Geschäf- 
tes eine  Provision  als  Gegenleistung  seiner  Mühe  und  Gefahr  zu  verlangen. 
Die  Provision  versteht  sich  auch  ohne  Verabredung  von  selbst  und  ihr 
Masz  wird  gewöhnlich  durch  den  Handelsgebrauch  bestimmt  (3.) 

Zur  Sicherung  dieser  Forderungen  hat  der  Commissionär  ein  Reten- 
tionsrecht an  den  Sachen  des  Committenten,  die  mit  Rücksicht  auf  das 
Commissionsverhältnisz  in  seinen  Besitz  gelangt  sind.  Aber  er  darf  dieses 
Retentiousrecht  weder  zu  Gunsten  anderer  Forderungen  ansprechen,  die 
ihm  aus  andern  Gründen  auszerhalb  der  Commission  zustehen,  noch  auf 
and^e  Sachen  ausdehnen,  als  die  ihm  mit  Rücksicht  auf  die  Commission 
anvertraut  worden  sind.  Insofern  der  Commissiondr  von  seinem  Reten- 
tionsrecht Gebrauch  macht,  ist  er  als  Faustpfandgiäubiger  zu  behandeln 
und  kann  als  solcher,  wenn  der  Comrnittent  sich  im  Verzag  befindet,  das 
Commissionsgut  mit  gerichtlicher  Erlaubnisz  verkaufen  und  sich  aus  dem 
Erlös  bezahlt  machen.  (4.) 

5.  Der  Commissionär  ist  verpflichtet,  bei  dem  Geschflftsabschiusz  das 
Interesse  des  Committenten  zu  wahren,  also  unter  möglichst  vortheühaften 
Bestimmungen  für  denselben  einzukaufen  oder  zu  verkaufen,  je  nachdem  die 
Commission  Einkaufs-  oder  Verkaufseommission  fConsignationJ  ist  Die 
Consequenz  des  Princips  erfordert  es  daher,  dasz  er  im  erstem  FaOe  als 
Kaufer,  im  zweiten  als  Verkäufer  mit  ein^n  Dritten  contrahire,  und  nicht 
ohne  weiters  die  eigene  Waare  als  Verkäufer  dem  Committenten  ttberseode 
oder  die  Commissioaswaare  selber  ab  Käufer  behalte.  Es  ist  das  nicht 
Vollzug  der  Commission,  sondern  ein  neuer  Kauf-  und  Verkaufvertrag 
zwischen  ihm  und  dem  Committenten  und  daher  auch  keine  Provision  be- 
gründet   Indessen  hat  die  Handelssitte  und  das  Handelsinteresse  an  raschem 

2.  EbeDda  S«  337.  Scbluaz:  bt  von  dem  Auftraggeber  aosdrücklicb  beatimmt, 
dasz  das  Gescbärt  auf  seinen  fiiamen  abgescbloasen  werden  soll,  ao  iai  dieaa  keine 
kaufnoinniache  ConuDisaion,  aondern  ein  gewöbnlicher  Aufirag  zu  eioem  Uaodela- 
geacbäfl. 

3.  Prenn.  Landr.  t  13.  S*  '77.  Bei  Geacbäften,  wo  keia  geaeiilicher  Masistab 
der  Belohnung  vorbanden  ist,  bangt  die  Beslioimung  deraelben  lediglich  von  den 
Uebereinkommen  der  Parteien  ab.     %,  78.  und  79.  von  dem  richterlichen  Ermessen. 

4.  Närn6,  Entw.  d-  deutsch,  Üandehg,  %.  352.  Ist  der  Comrnittent  in  Erfül- 
lung der  bezeichneten  Verpflichtungen  gegen  den  CommissionMr  im  Verzuge,  so  ist 
der  letztere  berechtigt,  sich  unter  Ueobachtung  der  Vorschriften  des  Art.  290  aus 
dem  Commissionsgute  bezahlt  zu  machen;  er  hat  dieses  Recht  auch  gegenüber  den 
übrigen  Gläubigern  und  der  Concursmasse  des  Committenten. 

BlnnlschU,  deutachea  Piivatrecht   8.  Aufl.  23 
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Umsatz  fbr  Waaien,  die  einen  Börsen-  oder  Mark^yreis  babeot  zu  der  Aa- 
nahme  gefQhrt,  den  Commissionar  zn  dieser  Umwandlung  des  Geschäfts 
für  ermächtigt  zu  halten,  und  ihm  auch  in  solchen  FdUen,  wenn  er  den 
Börsen-  oder  Marktpreis  einhAlt,  die  Provision  zuzugestehen.  (,5.) 

Kann  der  Commissionar  wohHaler  einkaufen  oder  theuier  \erkaiifen, 
ab  der  Gommittent  voraoageseCzt  hat,  oder  demseibca  Kosten  ersparen«  die 
gewöhnlieh  das  Gesdiift  vertbeoreo,  so  geschieht  das  zum  Yorihefl  des 
GommittenteD  und  es  darf  nicht  der  ConunissioDBr  sich  den  VortheO  an- 
rechnen. 

6.  Hat  der  Commissionar  zu  höherem  Preise  eingekauft  oder  zn  ge- 
ringerem Preise  verkauft,  als  der  Gommittent  ihn  dazu  ermächtigt  hat,  so 
ist  dieser  jenem  gegenüber  nicht  TerpOichtet,  das  Geschäft  anzu«'kennen, 
wenn  nicht  der  Commissionar  die  Differenz  auf  sich  nimmt,  beziehungs- 
weise an  der  Provision  sich  abziehen  läszt  Indessen  kann  der  Gommittent 
doch  auch  nicht  die  verkaufte  Waare  von  dem  dritten  K;fufer  zuröck  ver- 
langen und  ist  verpflichtet,  wain  er  den  AbscMusz  nicht  gelten  lassen  will, 
dem  Commissionar  ohne  Verzug  diesz  anzuzeigen,  vndrigenfiills  die  Deber- 
schreitung  des  Auftrags  als  genehmigt  gilt.  (Nürnb.  Entw.  des  D.  R.  §.  341.) 

7.  Das  Eigenthum  an  der  eingekauften  Waare  geht  auf  den  Commit- 
tenten  insofern  über,  als  der  Commissionar  jene  als  Stellvertreter  desselben 
in  Besitz  genommen  hat. 

Der  CommittefU  ist  $chuUUg,  die  aus  seinem  Auftrag  erkaufte  Waare 
anzunehmen,  den  Commissionar  für  den  Kaufpreis  und  die  Zinsen,  die 
dieser  schuldet,  zn  decken,  und  ihm  auch  allfällige  CapitalvorschOsse  (nicht 
aber  andere  Auslage]  inzvnschen  zu  verzinsoi. 

8.  Die  zum  Verkauf  bestimmte  Commissionswaare  bleibt,  so  lange 
sie  im  Besitz  des  Commissionärs  ist,  Eigentkum  des  CammUtenien:  aber  sie 
ist  als  a$wertrauie$  Chu  zu  behandeln,  und  der  Commissionar  kann  £igen- 
thum  daran  auf  den  Käufer  Qbertragen.  In  der  Zwischenzeit  hat  er  für 
die  Aufbewahrung  der  Waare  zu  sorgen,  und  den  Schaden,  den  sie  wegen 
Mangel  an  Sorgfalt  erleidet,  rausz  er  ersetzen.  (6.)  Ist  die  Waare  nicht 
verkäuflich,  so  soll  er  aneh  davon  den  Committenten  benachrichtigen  und 


0.  Bhenda  %,  $53.  Id  diesem  Falle  ist  die  Pflicht  des  Commissionirs.  Redien- 
sebaft  aber  die  Abscbliestang  des  Kaufs  oder  Verkaafs  tu  geben,  auf  den  NachA«j9 
betcbrlAltt,  dasK  bei  dem  bereebneteo  Preise  der  BGrseopreis  oder  Marktpreis  tnr 
Zeit  der  AnsfÜbraDg  des  Auftrags  elngebaltrn  ist.  Er  ist  zu  der  gewöbnlicben  Pro- 
vision berechtigt  and  kann  die  bei  Commissionsgeschlften  sonst  regelmässig  vor- 
ksommende»  Unkosten  berecbnen. 

6.  Ebenda  §.  343.  Treten  Veränderungen  an  dem  Gute  ein,  welche  dessen 
Entwerthung  befürchten  lassen,  und  ist  keine  Zeit  vorhanden  die  Verrügung  des 
Committenten  einzuholen,  oder  der  Gommittent  in  der  Ertheilung  der  Verfüg  ung  sXu- 
mig,  so  kann  der  Commissionür  unter  Beobachtungen  der  Bestimmungen  des  Art.  320 
den  Verkauf  des  Gutes  reranlassen. 


k 
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weitere  Ordre  gewärtigen*    Nidit  aber  darf  er  dieselbe  sofort  2arflckschicken, 
YiebDehr  hat  er  die  Disposition  des  Committenten  zn  erwarten. 

9.  Die  Frage,  ob  der  GommissionAr  nur  gegen  baar  oder  auch  auf 
Credit  yerkaufen  dürfe,  hängt,  abgesehen  von  den  besonderen  Aufträgen, 
von  dem  Handelsgebrauch  und  den  umständen  ab.  Wo  Verkäufe  auf  Zeit 
Cebung  sind,  versteht  sich  das  Creditiren  von  selbst.  Im  letzteren  Falle 
musz  er  für  vorsichtige  Geschäftsführung  einstehen,  nicht  aber  für  ander- 
weitigen Verlust.  Durch  die  Nebenverabredung  des  delcredere,  ddcroire 
übernimmt  aber  zuweilen  der  Commissionär  dem  Conunittenten  gegenüber 
die  Gewährleistung  für  den  Käufer,  so  dasz  er,  sobald  der  Käufer  mit  der 
Zahlung  zögert,  von  dem  Committenten  auf  Zahlung  belangt  werden  kann. 
Dieser  verschärften  Verpflichtung  des  Commissionärs  steht  denn  gewöhn- 
lich eine  höhere  Provision  als  Gegenleistung  zur  Seite. 

*  TreiUfMe,  Recbtsgrundsätze  vom  Gommissionshandel.  1839.  EfUwurf 
eines  aUgtm,  UandeUgesetzbwhes  für  DeuUchland.  £rste  Abtheilung  1849. 
Piümherger  Entwurf  des  deutschen  HandeUget.  IV.  4.  3.  Brinckmann,  Han- 
delsr. §.  107  fr. 

§.  128a. 

MSkler.  Seasalen. 

1.  Die  Mäkler  (Handelmäkier,  Sensalen,  Courtün)  sind  öiTentlich 
autorisirte  Zwischenpersonen,  welche  Handelsgeschäfte,  zuweilen  auch 
andere  Rechtsgeschäfte  zwischen  den  anwesenden  Contrc^ienten  vermitteln. 
Das  Institut  ist  ursprünglich  für  den  Handel  geschaffen  worden,  hat  aber 
später  eine  allgemeinere  Bedeutung  erlangt  Die  Erfordernisse  und  die 
Form  der  Autorisation  sind  verschieden  nach  den  Landes-  und  Stadtrechten. 
Die  Vereidung  des  Mäklers  aber,  mit  Rücksicht  auf  die  besondere  Glaub- 
würdigkeit desselben  ist  allgemein  eingeführt 

2.  Die  Mäkler  haben  eine  vermittelnde  und  daher  unparteiische  Stel- 
lung auch  dann,  wenn  sie  zunächst  nur  von  einer  Partei  beauftragt  wor- 
den sind,  den  Geschäftsabschlusz  zu  vermitteln.  Sie  sind  dabei  zur  fVahr- 
haftigkeit  und  überdem  zur  Verschu>iegenheit  g^enüber  dritten  Personen 
verpflichtet  Sie  haben  anszer  ihrem  Handbuche  ein  ordentliches  Tagebuch 
zu  führen,  worin  die  abgeschlossenen  Geschäfte  täglich  eingetragen  werden. 
Den  Parteien  sollen  sie  sofort  die  Schlusznote  (den  Abschluszzeddä)  zu- 
stellen, in  welcher  die  sämmtlichen  Bestimmungen  des  Vertrags  bezeich- 
net sind. 

3.  Sowohl  die  Schlusznote  als  das  Tagebuch  dient  beiden  Parteien 
zum  Beweise  für  den  Abschlusz  des  Geschäfts  und  für  dessen  Inhalt.  In 
der  Regel  verdienen  diese  Beweismittel  volle  Glaubwürdigkeit.  (1.)    Dt^e- 


1.    Nürnb.  Eotwarf  des  dsuUchM  Uandelsges,   $.  77.     Das  Tagebueh  eines 
BaDdlangsiDäklers,  bei  dessen  Fübruog  ÜDregelinisiigkeileD  Yorgefallen  sipd,  kano 
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gen  steht  dem  blosz  Diündlichen  Zeognisz  des  Mkklers,  wekhes  nicht  dnrdi 
jene  Acten  untersttttzt  wird,  keine  besondere  GlanbwOrdigkeit  zu. 

4.  Der  Mäkler  ist  berechtigt,  far  die  «bgescMossenen  Geschäfte,  nicht 
aber  für  die  erfolglose  Unterhandlung  eine  JUäkkrgMikr  (Sensarie)  m 
fordern,  deren  Grösze  durch  Verordnungen  oder  Ortsgebraudi  bestiainit 
wird.    loi  Zweifd  ist  dieselbe  Yon  beiden  Parteien  zu  entrichten. 

S.  139. 

5.  Spedition. 

i.  Der  Spedition8t>ertrag  wird  zwischen  einem  Auftraggeber  und  dem 
Spediteur  abgeschlossen.  Dieser  übernimmt  die  Versendung  von  Waaren 
aus  Auftrag  des  erstem  an  die  bezeichnete  Adresse  uod  hat  in  Folge  dessen 
eine  Forderung  auf  Promsion,  hier  auch  Speditionsgebühr,  Spesen  genannt 
Der  letztere  Ausdruck  bezeichnet  im  engem  Sinne  aber  nur  die  Baairaus- 
lagen,  welche  dem  Spediteur  vergfltet  werden  müssen. 

%  Der  Spediteur  von  Beraf  ist  wie  der  gewerbsmäszige  Commissionär 
gehalten  den  Auftrag  zur  Spedition  ausdrücklich  und  sofort  durch  Anzeige 
an  den  Conmiittenten  abzulehnen,  widrigenfalls  er  für  Erfüllung  haftet. 
Nimmt  er  den  Auftrag  an,  so  hat  er  vorerst  den  äuszera  Zustand  der  ihm 
Obergebenen  Waare  zu  prüfen,  und  wenn  aus  der  verletzten  Verpackung 
oder  sonst  aus  den  Umständen  ein  Verdacht  von  Beschädigung  sich  ergibt, 
eine  nähere  Untersuchung  und  amtliche  Constatirung  des  Schadens  zu  ver- 
anlassen, diejenigen  vorläufigen  Maszr^eln  zu  ergreifen,  welche  dazu  dienen, 
die  Ersatzforderung  zu  sichern,  und  dem  Auftraggeber  unverzüglich  davon 
Kenntnisz  zu  geben,  damit  dieser  das  Weitere  verfQge. 

3.  Dem  Spediteur  liegt  es  ob,  für  die  Aufbewahrung  der  Waare  in 
der  Zwischenzeit,  für  gehörige  Verpackung  derselben  und  rechtzeitige  Ver- 
sendung durch  Anstellung  von  Zwischenspediteuren  und  Frachtführern  zu 
sorgen. 

Ueber  die  Ausdehnung  seiner  Verantwortlichkeit  bekämpfen  sich  gegen- 
wärtig noch  zwei  Ansichten.  Nach  der  einen  altern,  welche  indessen  eine 
neue  Bestätigung  in  dem  Nürnberger  Entwurf  des  Handelsgesetzes  gefunden 
hat,  haftet  der  Spediteur  in  der  Regel  nur  für  die  eigene  Verschul- 
dung. (1.)  Nach  der  andern  neuern,  welche  in  das  französische  Gesetz 
aufgenommen  worden  ist,  haftet  er  auch  für  den  Schaden,   welchen  die 

als  Beweismittel  nur  iDSofern  beröcksichiigt  werdeo,   als  dieses  Dach  der  Art  and 
Bedeutung  der  ÜDregelmfiszigkeiten,  sowie  nach  Lage  der  Sache  als  geeignet  erschpint 

1.  Nürnb,  Entw.  d.  D.  H.  §.  357.  Der  Spediteur  haftet  für  Jeden  Schaden, 
welcher  aas  der  VernachUfsiigang  der  Sorgfalt  eines  ondentliehen  Kaafhnanns  bei  der 
Empfangnahme  und  Aofbewabrung  des  Guts,  bei  der  Wahl  der  Frachtführer,  Schiffer 
oder  Zwischenspediteure  und  überhaupt  hei  der  Ausführung  der  von  ibm  übernom- 
menen Versendung  der  Guter  entsteht.  Der  Spediteur  hat  die  Anwendung  dieser 
Sorgflilt  SU  beweisen. 
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YOD  ihm  bestellten  Zwischenspediteure  and  Frachtführer  versehuldet  haben 
und  in  beideo  Richtungen  bis  an  die  Grflnze  der  vis  major  (§.  116. 3.)  (2.  3.). 
Wenn  jedoch  der  Spediteur  die  Versendung  um  eine  bestimmte  Summe 
übernimmt,  dann  betrachtet'  ihn  auch  der  NOmberger  Entwurf  ab  Unter- 
nehmer und  Mszt  ihn  für  die  Zwischenpersonen  haften.  (4.) 

4.  Er  hat  von  dem  Auftraggeber  zu  fordern: 

a)  Ersaiz  filr  seine  Auslagen  und  Verwendungen,  als  für  Frachtlohn, 
Zölle,  Lagergelder  u.  s.  f. 

b)  eine  Proviiion,  deren  Betrag  gewöhnlich  durch  Handelsgebrauch  be- 
stimmt wird. 

Zu  Gunsten  dieser  Forderung  hat  er  ein  ZurüMehaUungireeht  an  der 
Waare,  die  ihm  zur  Spedition  übergeben  worden,  nicht  aber  —  wo  nicht 
ein  anderer  Handelsgebrauch  dazu  legitimirt  —  auch  für  früher  entstan- 
dene Speditionsforderungen.  Er  kann  daher  auch  seine  Forderung  sich 
Ton  dem  Frachtfilhrer  bezahlen  lassen,  dem  er  die  Waare  zum  Transport 
übergibt;  und  es  wird  dadurch  sein  Anspruch  sowohl  gegen  den  Versen- 
der als  gegen  den  EmpAnger  getilgt.  (5.) 

5.  Nicht  selten  hat  der  Spediteur  sowohl  von  dem  Yerfender  als  von 
dem  Empfänger  des  Gutes  den  Auftrag  zur  Besorgung  der  Spedition  erhal- 
ten. Dann  darf  er  aber  den  Auftragendes  letztem  erst  dann  ausrichten,  z.  B. 
für  denselben  den  Eigenthumsübergang  vermitteln,  wenn  er  den  des  erstem 
vorher  vollzogen  hat,  z.  B.  wenn  er  bei  dem  Auftrage  die  Waare  nur 
gegen  Bezahlung  auszuliefern ,  diese  erhalten  hat  (Seufferts  Archiv  V.  56.) 

§.  130. 

6.    Frachtvertrag. 

1.  Die  Frachtführer  übernehmen  die  Besorgung  des  WaaretUranS" 
partes  zu  Land  oder  zu  Wasser  an  den  Bestimmungsort  gegen  Lohn, 
(Frachtpreis,  Fracht;.  Aber  auch  der  Transport  selbst  wird  Fracht  genannt 
Der  Frachtvertrag  wird  vollendet  durch  die  Uebergabe  der  Waare  und  des 

%  Prankjnrter  Entw.  d.  deuUchen  Handelsg.  £•  29.  Der  Spediteur  haftet  für 
deo  Frachtführer  und  den  Zwischenspedlteor,  welche  ihm  nicht  vorgeschrieben  waren. 

3.  Erk.  des  Obertrib.  v.  Stuttgart  in  Seuff.  Arch.  X.  78.  Das  Obertribanal 
hat  schon  in  frühern  Entscheidungen  den  Grundsatz  angewendet,  dasz  der  Spediteur 
als  solcher  ffir  die  von  ihm  bestellten  Mittelspersonen,  wenn  ihm  deren  Person  nicht 
vorgeschrieben  war,  schlechthin  verantwortlich  sei. 

4.  Nürnb,  Entw.  g.  361.  Wenn  ein  Spediteur  mit  dem  Absender  oder  Em- 
pfinger über  bestimmte  Transportkosten  sich  geeinigt  hat,  so  haftet  er,  in  Ermang- 
lung einer  entgegenstehenden  Yereinbarung,  lUr  die  von  ihm  angenommenen  Zwischen- 
spedileure  und  Frachtführer. 

tf.  Ebenda.  %,  359.  Soweit  der  Tormann  wegen  seiner  Forderung  durch  Nach- 
nahme von  dem  Nachmann  befk'iedigt  ist,  geht  die  Forderung  und  das  Pfandrecht 
des  Vormanns  von  Rechtswegen  auf  den  Nachmann  über.  Dasselbe  gilt  in  Bezug  auf 
Hie  Forderung  und  das  Pfandrecht  des  Frachtführers,  wenn  und  insoweit  der  letxtera 
von  dem  Zwischenspediteur  befriedigt  ist. 
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Ftaehtbrufßi  an  den  FracbtMhrer.  Dieser  enttiätt  die  Namen  dea  Absen- 
ders (Spediteurs),  des  FracbtfQhrers  und  der  Adressaten,  sowie  die  Bereich- 
nnng  der  Waare  in  Gewicht ,  Art ,  Verpacl^ang ,  nebst  ibr»i  Nummern 
und  Zdcben,  die  Angabe  des  Frachtlohns,  des  Bestimmungsortes,  anter 
ümstflnden  nähere  Bestimmungen  Ober  die  einzuhaltende  Zeit  der  Ablie- 
ferung. Gewöhnlich  wird  der  Frachtbrief  nur  von  dem  V^^rsender,  nicht 
auch  von  dem  Frachtführer  unterzeichnet,  zuweilen  sogar  mit  gedruckter 
Unterschrift  Dessen  ungeachtet  bildet  der  Frachtbrirf  einen  vollen  Beweis 
auch  gegen  den  Frachtführer,  und  dieser  ist  schuldig,  denselben  zu  bewah« 
ren  und  dem  Empfonger  vorzuweisen. 

2.  Die  YerantwortUekkeü  des  FrachtfOhrers  ist  eine  ausgedehnte.  Er 
haftet  auch  für  allen  Schaden,  den  seine  Knechte  und  andere  Bedienstete, 
deren  Hülfe  und  Sorge  er  angesprochen,  veranlaszt  oder  nicht  vermieden 
haben,  und  hier  besonders  wird  die  objective  Unterscheidung  zwischen 
höherer  Gewalt  und  anderem  Zufall  (§.  116.  3.)  praktisdb  wichtig,  und  ist 
für  den  Handel  der  zwar  wohl  logisch  begründeten,  aber  schwer  dnrcli- 
zuführenden  Annahme  vorzuziehen,  dasz  er  sich  jederzeit  durdi  den  Beweis 
befreien  könne,  der  Schade  habe  auch  durch  Anwendung  aller  Sorgfolt 
nicht  abgewendet  werden  können.  (1.)  Diese  strenge  Verantwortlichkeit 
der  Frachtführer  findet  auch  auf  Eisenbahnen  und  andere  öffentliche  Trans^ 
portanstalten  ihre  Anwendung.  Da  diese  Anstalten  überdem  gewöhnlich 
jede  Concurrenz  unmöglich  machen,  so  darf  ihnen  auch  nicht  gestattet 
werden,  in  Form  eines  Dienstreglements  oder  durch  den  Sdiein  anes  Ver- 
trags mit  dem  Versender  oder  Empfanger  jene  Verantwortlichkeit  im  Wider- 
spruch zu  den  Bedürfnisse  des  Verkehrs  von  sich  abzulehnen.  (2.)  Sie 
gilt  aber  nur  für  den  berufemäszigen  Frachtführer. 

3.  Auch  der  Frachtführer  hat  zur  Sicherheit  seiner  Forderung  ftr 
Frachtlohn  und  Spesen  ein  ZurückbehaUungsrecht  beziehungsweise  (Fauet- 
ffandj  an  der  Waare,  welches  auch  noch  in  den  ersten  drei  Tagen  nach 
der  Ablieferung  des  Gutes  gegen  den  Empfänger  geltend  gemacht  werden 
kann.  Zugleich  wird  der  Frachtbrief  gewöhnlich  als  ein  Auftrag  des  Ver- 
senders an  den  Adressaten  angesehen,  dasz  er  den  Frachtfährer  bei  der 

1.  Närnb,  Entw.  des  D,  ff.  %.  371.  Der  Frachtrührer  haaet  für  deo  SchadeD, 
welcher  darch  Verlust  oder  BeschädiguDg  des  Frachtguts  seit  der  EmpfangDahine  bis 
zur  AblieferuDg  eutstandeD  ist,  sofern  er  nicht  beweist,  dasz  der  Verlust  oder  die  Be- 
scbidigung  durch  höhere  Gewalt  (vis  m^ior)  oder  durch  inneren  Verderb  oder  durch 
Xuszerlich  nicht  erkennbare  MSngel  der  Verpackung  entstanden  ist  g.  374.  Der 
Frachtführer  haftet  für  seine  Leute,  für  die  Zwiscbenfrachtführer  und  für  andere  Per- 
sonen, deren  er  sich  bei  Ausführung  des  von  ihm  übernommenen  Transports  bedient. 

2.  Ebenda.  £.  376.  Vertrüge,  durch  welche  die  geseUlichen  VerpflichtaDgen 
des  Frachtführers  zum  Schadensersatze  bescjiränkt  oder  aufgehoben  werden  sollen, 
haben  keine  rechtliche  Wirkung.  Diese  BesümmuBg  findet  Jedoch  aof  gewöhnliche 
Fuhrleute,  auf  gewöhnliche  SchiflTer  und  auf  die  Postanstaltan  keine  Anweodmig. 
$.  394.  Die  Bestimmungen  dieses  Titels  finden  auch  Anwendung  auf  EisenbaiuieB 
und  andere  öffentliche  Transportanstalten. 
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Enofifeiignahfbe  der  Waare  befriedige.  Nimmt  der  Adressat  die  Waare 
nicht  an,  so  kann  freilich  der  Frachtführer  ihn  auch  nicht  znr  Zahhmg 
der  Fracht  nölhigen,  sondern  musz  sich  an  seinen  Auftraggeber  halten. 
Wenn  aber  der  Adressat  die  Waare  annimmt,  so  ist  er  auch  verpflichtet, 
dem  Inhalte  des  Frachtbriefes  gemftsz  den  Fuhrmann  zu  bezahlen;  und 
dieser  hat  ein  bestimmtes  Interesse,  die  Waare  nur  gegen  diese  Bezahlung 
des  Fraehtlohns  abzuKefem.  Thnt  er  es  ohne  dieselbe,  so  gibt  er  nicht 
blosz  seine  Sicherheit  aus  der  Hand,  sondern  er  kann  sich  nun  auch  eben 
deszwegen  nicht  mehr  an  den  Versender  halten,  der  ihm  den  Auftrag  ge- 
geben und  die  Waare  zur  Sicherung  anvertraut  hat  Er  creditirt  dann 
dem  Empfänger.  (3.) 

4.  Der  Empfang  der  Waare  und  die  Bezahlung  des  Fraehibriefe$ 
von  Seite  des  Adressaten  wird  als  BÜHgung  des  Ben^mens  des  Fracht- 
führers interpretirt,  und  es  kann  jener  diesen  später  nicht  mehr  auf 
Schadensersatz  belangen.  (4.)  Nur  wenn  der  Schaden  Auszerlich  nicht  er- 
kennbar war,  so  kann  noch  in  den  nichsten  Tagen  nach  dem  Empfang 
—  die  Uebung'ist  auch  hier  geneigt  eine  kurze  Frist  von  3  Tagen  zu 
verstatten  —  oder  wenn  der  Frachtführer  doloser  Weise  den  Schaden  ver- 
borgen hat,  kann  auch  spater  noch  der  Empf^ger  von  dem  Fuhrmann 
Ersatz  fordern. 

Wenn  der  Adressat  geneigt  ist  die  Waare  in  Empfang  zu  nehmen 
und  die  Fracht  zu  zahlen,  aber  zugleich  behauptet,  die  Waare  habe 
Schaden  gelitten  und  es  sei  deszhalb  ein  Abzug  an  dem  Frachtlohn  gerecht- 
fertigt, so  kann  der  Fuhrmann  nicht  absolut  die  Herausgabe,  gestützt  auf  sein 
Retentionsrecht,  verweigern,  und  so  mittelbar  den  Adressaten  zum  Verzicht 
auf  den  Schadensersatz  nöthigen.  Vielmehr  musz  er  dieselbe  abliefern, 
sobald  seinerseits  der  Empfänger  den  nichtstreitigen  Theil  der  Fracht- 
summe bezahlt  und  den  streitigen  Theil  nach  vorheriger  amtlicher  Unter- 
suchung und  Feststellung  des  Zustandes  der  Waare  gerichtlich  deponirt 
und  jenem  so  hinwieder  Sicherheit  gewährt  hat.  Oder  es  kann  auch  das 
Gericht  unter  Umständen  die  Deposition  der  Waare  selbst  verfQgen,  bis 
zur  Erledigung  des  Streits.  (5.) 

3.  Erk.  d.  Ob.  A.  G.  la  Stuttgart  {Senfert*  Archiv  IT.  140).  Wenn  der 
Fraehtbesorger  von  dem  ihm  xustehendeo  Retentionsrecht  nicht  denjenigen  Gebraaeh 
macht,  den  er  unter  den  gegebenen  DmsUlnden  davon  machen  konnte,  so  creditlrl  er 
dem  Adressaten,  und  diest  thai  er  auf  seine  Gefahr« 

4.  Code  de  commerce,  J.  105.  La  r^ception  des  objets  transport^s  et  le  paie- 
ment  do  prix  de  la  voiture  6teignent  tonte  action  contre  le  voilurier. 

tt.  Zürcher  G.  S*  1<^-  Wenn  xwischen  dem  FrachtfQhrer  und  dem  EmpQInger 
des  Gutes  Streit  entsteht  über  Schaden,  den  dasselbe  erlitten,  und  die  Ersatxpflicht 
der  erstem,  so  sind  beide  Theile  berechtigt,  amtliche  Untersuchang  und  Beurkundung 
des  Zustandes  der  Waare  xu  verlangen,  und  der  Frachirflhrer  ist  verpflichtet,  gegen 
gerichtliche  Depoettlon  seiner  mit  einem  Zurückbehaltungsrecht  versehenen  Forde- 
rang  oder  wenn  der  behauptete  Schaden  nur  einen  Theil  dieser  Forderung  ansmaehl, 
dieses  Theiles  und  Bexahlnng  des  Restes  das  Gut  abxugeben.    S*  ^^^W.    Wenn  b^ 
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.5.  Diese  Grundsätze  gelten  analog  auch  gegenflber  von  Unto^ndimein 
von  Beförderungsmitteln  durch  Boten,  Schiffe,  EÄsenbahnzüge ,  welche  dem 
öfifentlich^  Verkehre  dienen  und  sich  dafQr  bezahlen  lassen,  obwohl  keine 
Frachtbriefe  dafür  ausgestellt  zu  werden  pflegen,  oder  gegenüber  von  Per- 
sonen, welche  in  einem  dnzehien  Falle  gegen  Lohn  den  Transport  voa 
Waaren  übernehmen. 

*  Ueber  den  Postvertrag  insbesondere  siebe  luompe  in  der  Zeitsch.  L 
D.  R.  XVIU.  S.  301  ff. 


Siebentes     CapiteL 

Entgeldliche  VersorgungSfertrige. 

1.  Verpfrändungsvertrag.  Leibzacht. 

1.  Im  weitern  Sinne  verstehen  wir  unter  Leü)zuchtvertrag  jeden  Ver- 
trag, durch  welchen  der  eine  (der  Pfründner,  Leibzüchter)  gegen  die  Hin- 
gabe dnes  Capitak  das  Recht  auf  persönlichen  Lebensunterhalt  und  Pflege 
bis  zu  seinem  Tode  erwirbt;  im  engem  Sinne  aber  nur  das  mit  der  Ab- 
tretung eines  liegenden  Gutes  (gewöhnlich  eines  Bauerngutes)  verbundene 
Gedinge  über  den  AUentheü  des  Leibzüchters,  den  sog.  Auszug,  Grosz- 
vaterrecht.  In  jenen  weitern  Begriff  gehört  auch  der  eigentliche  Ver- 
ffründung$foertrag,  der  von  dem  Pfründer  mit  einer  PfründanetaU  abge- 
schlossen und  mit  dem  nicht  selten  ein  Erbvertrag  zu  Gunsten  der  letz- 
teren combinirt  wird.  An  und  für  sich  sind  aber  beide  Arten  der  Ver- 
träge  durchaus  Geschäfte  unter  Lebenden.  Auch  der  eigentliche  Auszug 
ist  es ,  ungeachtet  allerdings  dieses  Geschäft  mittelbar  dazu  dient,  das  ganze 
bäuerliche  Gut  auf  die  Dauer  beisammen  zu  halten  und  den  schädlichen 
Wirkungen  der  glichen  Erbtheilung  unter  mehrere  Rinder  entgegenzu- 
wirken. Es  ist  dieses  Geschäft  unter  den  Bauern  mancher  Gegenden  zur 
Sitte  geworden,  und  es  suchen  dieselben  oft  so  die  Einheit  des  Gutes  vor 
dem  gesetzlichen  Erbrecht  zu  retten  und  eine  singulare  Folge  zu  sichern: 
aber  eben  um  diesen  Zweck  auf  sichere  Weise  zu  erreichen,  wählen  sie 
nicht  blosz  die  äuszere  Form  eines  Geschäftes  unter  Lebenden,  sondern 
unterziehen  sich  auch  in  Wahrheit  den  schweren  Folgen  einer  Gutsüber- 
gabe bei  Lebzeiten.    Man   kann   daher   auch   den   Austrag  nur  in   facti- 

sondere  Gründe  dafür  sprechen,  so  kann  indessen  auch  in  derartigen  StreffcfKllen  und 
aaszerdem  wenn  der  beieichnete  EmpRinger  nicht  gefunden  oder  die  Annahme  ver- 
weigert wird,  Niederiegung  der  Waare  in  einem  öffentlichen  Lagerhaus  and  bei  drin- 
gender Gefahr  für  die  Waare  Versteigerung  derselben  zum  Behuf  der  Bezahlung  des 
Frachtführers  gerichtlich  Terfügt  werden. 
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scfaem,  nidit  im  juristischen  Verstände  eine  anticipirte  Erbfolge  nenneD, 
nnd  auch  iactisch  bat  derselbe  nicbt  immer  diesen  Sinn.  Der  alte  Bauer, 
der  den  Altentheil  bezieht,  wird  nicht  beerbt  warn  er  das  Gut  übergibt, 
sondern  erst  wenn  er  stirbt,  und  der  Nachfolger  im  Gute  wird  nicht  noth- 
wendig  sein  Erbe,  noch  sein  alleiniger  Erbe.  Er  tritt  daher  auch  nidit 
in  seine  persönlichen  Schulden  ein  als  Gutsübernehmer. 

2.  Zur  Form  aller  dieser  Verträge  wird  regelmäszig  die  Schrift  er- 
fordert>  für  die  eigentliche  Leibzueht  «auch  hier  Leibgedinge,  Leibding  ge- 
nannt) gewöhnlich  Oberdem  gerichtliche  Genehmigung  nach  vorheriger  PrO- 
fimg,  welche  die  Handlungsfthigkeit  und  Willensfreiheit  der  Contrahenten, 
die  Klartieit  der  Vertragsbestnnmungen,  die  erforderliche  Sicherung  des 
Leibzüchters,  auch  wohl  die  noth wendige  Berücksichtigung  der  Erbyer- 
hältnisse,  bei  den  Erbpacht-  oder  Meyergfltern  ttberdem  die  Rechte  der  , 
Gutsherrschaft  in  Betracht  zieht.  Die  dinglichen  Folgen  des  Vertrags,  wirk- 
licher Uebergang  des  Gutes  und  Erzeugung  dinglicher  Nutzungs-  und 
Wohnrechte  an  dem  Gute  zu  Gunsten  des  Leibzüehters  bedürfen  auszerdem 
der  Fertigung  im  Grumüntch,  nach  dem  ausgebildeten  System  des 
Güterrerkehrs.  Die  Leibzucht  kann  sowohl  bei  freien  Gütern  vorkommen 
als  bei  Erbpacht-  und  Meyergütem.  Bei  letztem  werden  die  Verhältnisse 
complicirter,  theils  weil  es  da  auch  der  Zustimmung  des  Gutsherrn  bedarf, 
die  freilich  nur  aus  zureichenden  Gründen  verweigert  werden  kann,  theils 
weil  hier  auch  meistens  die  Rechte  des  Anerben  (§.  69.  4.)  beachtet  werden 
müssen. 

3.  Bis  zur  Gutsübergabe  war  der  alte  Bauer  das  Eawpt  der  Familie, 
und  als  Grundbesitzer  das  vollberechtigte  Glied  der  auf  dem  Grundbesitz 
ruhenden  Gemeinde.  Von  da  an  tritt  er  zurück  in  die  Stellung  eines 
untergeordneten  Familiengliedes  und  verliert  auch  die  mit  dem  Grundbesitz 
verbundenen  Rechte  in  der  Gemeinde  und  in  den  bäuerlichen  Genossen- 
schaften. Aber  er  verliert  weder  seine  Handlungsfähigkeit,  noch  diejenigen 
Gemeinde  -  und  anderen  öiTentlicben  Rechte,  welche  den  Personen  gewährt 
sind.  Sind  die  Bauerhöfe  so  grosz,  dasz  dem  Leibzüchter  ein  eigenes 
Wohngebättde  und  ein  besonderer  Gutstheil,  die  sog.  Leibzuehtskathe  ein- 
geräumt wird,  so  kann  er  sogar  als  Häusler  oder  Käthner  auch  unter  den 
Grundbesitzern  noch  eine  selbständige  Stellung  einnehmen. 

4.  Der  Leibzüchter  hat  du  dingliches  Recht  der  Wohnung  *)  und  des 
Aufenthalts  an  dem  Gute,  dessen  Ausdehnung  und  Art  theils  durch  die 
Sitte  und  die  Grösze  des  Hofes,  theils  durch  die  persönlichen  Bedürfnisse 
des  Leibzüchters,  zuweilen  auch  durch  den  Vertrag  näher  bestimmt  wird. 
Ganz  verkdirt  ist  es,  die  Interpretationen  der  römischen  Juristen  über  den 
Sinn  der  habitaiio  oder  des  ueus,  hier  wie  Gesetze  auch  für  dieses  Wohn- 


*)i  Zaweil0D  wird  auch  ein  Iholiehes  tUmUt^tki  für  einzelne  Kinder  des  lelbiaeiilen  Im- 
dangeo,  du  nacii  deip  Tode  de»  leUtern  fortdauert   (Vgl.  Seuferu  Arob.  IX.  196.) 
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und  Gebrauchsrecht  aufzufassen.  (1.  2.)  Miethsleute  darf  der  Ijeibztiditer 
auf  BauergQtem  nicht  zu  sich  nehmen,  aber  wohl,  wenn  der  ihm  zug«4)örige 
Raum  es  yerstattet,  eine  Person  zu  seiner  Pflege,  je  nach  BedOrfhisz.  Pflidit 
des  GutsObemehroers  aber  ist  es,  jenem  die  Wohnung  in  brauchbarem  Zu» 
Stande  zu  verschaflen  und  zu  unterhalten.  Möglich  ist,  dasz  sich  der  Leib- 
zflchter  auszerdem  einzelne  Studie  Land  und  einen  Theil  des  Gutsin^entars 
zu  fortdauernder  Bmiuxumg  und  zum  Fruckigenusx  Torbehalten  hat  Auch 
da  sind  wieder  die  WirthscbaflsinteresseQ  des  Hofes  und  das  BedQrbiisi 
maszgebeod.  Diesen  gemftsz  musz  der  Gutsübernehmer  jenen  gewahren 
lassen  und  selbst  die  durch  Zufall  unterg^angenen  Stocke  des  Inhabers 
wieder  ersetzen. 

S.  Der  Leibzflcbter  hat  ferner  ein  seinem  innersten  Kerne  nach  per- 
MÖnUehes,  aber  dmg^ek  genekertei  Recht  auf  gewisse  Leistungen  des  Guts- 
flbemehmers,  insbesondere  auf  UnierkaU  und  Pflege,  zuweilen  auch  auf 
bestimmte  Naturalleistungen  (Holz,  Fleisch,  GutsfrQchte) ,  oder  gar  auf 
periodische  Verabreichung  von  Geld.  Die  Natur  dieser  Forderungen  ist 
köchit  penSnlich^  sowohl  in  subjectiver  als  in  objectiver  Eüinsicht  Sie 
stehen  nur  dem  Leibzüchter  selbst  zu  und  nur  auf  so  lange  er  lebt  Sie 
können  auch  mclu  von  demselben  veräuizeri  und  übertragen  werden,  selbst 
nicht  mittelbar,  wie  doch  der  römische  Utusfr%»ctu»  einem  Andern  zur 
Ausübung  überlassen  werden  kann.  Noch  kann  der  Leibzüchter  von  dem 
Uebernehmer  den  Lebensunterhalt  auch  auszerhalb  des  Guts  fordern.  (3.) 
Ebenso  objectiv,  denn  die  Verpflichtung  des  Uebemehmers  für  den  Unter- 
halt und  die  Pflege  des  Leibzüchters  zu  sorgen,  ist  selten  eine  genau  fiiirte; 
vielmehr  dehnt  sie  sich  aus  und  wird  enger  und  verändert  sich  je  nach 
den  wechselnden  Redürfnissen  des  persönlichen  Lebens.  Die  Sicherheit 
der  Forderung  ist  insofern  eine  dingliche,  als  die  Schuld  mit  dem  GuU 
verbunden  ist  und  auf  demsdben  haftet;  so  dasz  auch  jeder  nachfolgende 
Gutsbesitzer  dafür  einstehen  musz.  (4.)    Die  Dinglichkeit  ist  aber  nur  dann 

1.  Erk.  d.  Ob.  A.  G.  Druiden.  {Seufarts  Arch.  I.  326.)  Das  Yerhältnisz  (der 
WohBQDg)  ist  aDslog  einem  MieihTertrag.  (?) 

2.  Erk.  d.  Ob.  A.  G.  Druden  {Seufert*  Arcb.  I.  250.)  (Es)  ktan  einem  Aus- 
zogler,  welcher  eine  eigene  Aoszagswohnung  hal,  in  der  Regel  nicht  verwehrt  wer- 
den, sotMid  körperliche  UmsUinde  ihm  die  Pflege  and  Hulfeleistung  einer  andern 
Person  nothwendig  machen,  eine  solche  zu  sich  in  seine  Auszugswohnung  aufzuneh- 
men —  nicht  aber  ohne  ein  Bedarltaisz  der  Art  gegen  den  Willen  des  Beschwerten 
eine  andere  wnd  fremde  Person.  —  Es  wird  zwar  einem  Tater  oder  einer  Mutter, 
welchen  eine  abgesonderte  Auszugswohnung  vorbehalten  worden  ^  in  der  Regel  nicht 
versagt  werden  können,  ihre  unerzogenen  —  Rinder,  welchen  sie  Unterhalt,  Er- 
ziehung und  Pflege  schuldig  sind,  mit  aufrunehmen;  allein  auf  bereits  erwachsene, 
zum  Erwerb  ihres  Uateriialts  geeignete  kann  ein  solches  Befugniss  —  keineswegs  er- 
streckt  werden. 

3.  Erk.  d.  Ob.  A.  G.  Lübeck,  {Seuffirte  Arch.  Y.  47.)  Es  darf  nicht  geduldet 
werden,  dass  der  Leibiilchter  ohne  weiters  das  Haus  verlftszt  und  hinterher  naeh 
Mhren  dne  Miadensreehniuig  fiir  Alimente  machen  will. 

4.  Erk.  des  Ob.  A.  G.  HmwI.  (Seufferit  Arch.  I.  8f7.)    Das  Reeht  der  Ans- 
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nach  dem  neueren  Rechte  Tollstftndig  gewährleistet,  wenn  die  Fertigung 
im  Grundbuch  geschehen  ist  Gerath  dann  der  GutsUbemekmer  in  Con- 
eur»,  80  hat  der  Leibzttchter  die  Wahl, 

a)  ob  er  auch  femer  auf  dem  Gute  bleiben  und  von  dem  GantkSufer 
Unterhalt  und  Pflege  fordern  wolle,  oder 

b)  ob  er,  in  Anbetracht,  dasz  doch  in  dem  Debergang  des  Gutes  auf  eine 
fremde  Person  eine  wesentliche  Aenderung  auch  der  persönlichen  Be- 
ziehungen liege,  den  Schfttzungswarth  seiner  Rechte  frardem  und  da- 
gegen aus  dem  Leibzuchts?erhältnisz  austreten  wolle. 

6.  Durch  den  Tod  des  LeibzOchters  wird  das  Verhaltnisz  aufgelöst. 
Die  Verlassenscbaft  desselben  ist  dann  als  Erbschaft  zu  behandeln,  welche 
dem  gewohnten  Erbrechte  zufUIt.  Der  Gutsttbemehmer  succedirt  nicht  von 
Rechts  wegen  in  dieselbe,  hat  daher  auch  -^  wenn  er  nicht  zum  Erben 
des  Leibzüchters  geworden  ist  —  fQr  denselben  keine  Schulden  zu  be- 
zahlen. Hatte  er  schon  zur  Zeit  der  Gutsübergabe  die  Schulden  mit  über- 
nommen, so  war  das  eine  Schuldenübernahme  unter  Lebenden,  und  kann 
daher  nicht  auf  später  entstandene  Schulden  ausgedehnt  werden. 

7.  In  der  Regel  ist  die  Leibzucht  *—  abgesehen  vom  Tode  des  Leib- 
züchters —  unauflöslich.  Indessen  kann  durch  die  Fehler  des  einen  oder 
andern  Theils  das  Zusammenleben  möglicher  Weise  unertra^ch  und  so 
aus  erheblichen  Gründen,  wenn  vergebens  Versuche  gemacht  worden  den 
Frieden  herzustellen,  auch  eine  Auischeidung  gerechtfertigt  werden.  (5.) 

*  Ch.  L.  Runde,  die  Rechtsiehre  von  der  Leibzucht  oder  dem  Alten- 
theile.  Oldenburg  1805.  Pfetlfer,  Das  deutsche  Meyerrecht,  Kassel  1848. 
S.  349  ff. 

§.  132. 
2.    Der  LeibrenteiiTertrag. 

1.  Der  LeibretUenvertrag  ist  ein  reines  Geldgeschäft,  und  hat  daher 
im  G^ensatze  zu  der  Leibzucht  weder  eine  dingliche  Beziehung  zu  ein  m 
Gute  noch  einen  so  specifisch  persönlichen  familienartigen  Charakter.  Der 
eine  (der  Leibrentengeher)  wird  gegen  eine  Capitaleinlage  oder  eine  Anzahl 
von  Beiträgen  des  Andern  (des  LeibrentenbezügersJ  verpflichtet,  diesem  eine 

zugsbereehligteo,  den  Naturatauszug  auch  ferner  von  dem  Gantkäofer  des  Gutes  zu 
geniesieD,  wird  anerkannt. 

a.  Zürcher  G.  g.  1696.  Wenn  der  Leibdinggeber  seine  diessfflligeB  Pflichten 
«nerffillt  liazt  und  die  PietXtsrucksichten  für  den  Leibdingnehmer  gröblieh  verletst, 
00  dasz  die  Fortsetzung  des  Leibdingverhaitnfsses  für  den  Leibdingnehmer  unertrilg* 
Ueh  wird,  so  ist  das  Geriebt  aof  Klage  desselben  ermächtigt,  Auflösung  des  Yer- 
MÜtoisaeB  anssusprechen  und  den  Leibdioggeber  lu  einer  bestimmten  Entschädigung 
in  Geld,  beziehungsweise  einer  jährlichen  Leibrente  zu  verartheilen,  und  wenn  auf 
aelcbe  Weise  nicht  für  den  Leibdingnehmer  gesorgt  werden  kann,  den  Laibdlng* 
gaber  unter  blUiger  Berücksichtigung  der  gemachten  und  zu  machendeB  Leistungen 
snr  ZnrüekgalM  des  Leihgedingcapitals  anzuhalten. 


SM  ^^^^  in«  ^*  ^n.  BDtgeldlM«  Twforgiiogsvertrlgo. 

periodiiöh$  (jährliche)  Leibrente  zu  bezahlen,  eine  Leibrente,  d.  b.  eine 
Rente,  deren  Dauer  nach  dem  Leben  eines  Individuuins  bestiunnt  wird.  (1.) 
Dieser  Vertrag  bedarf  keiner  gerichtlichen  Form,  wohl  aber  ist  die  ickrift- 
Ikhe  Form  fQr  denselben  znr  R^el  geworden. 

2.  Die  Gröixe  der  LeihrefUe  wird  nach  der  WahrscheinHchkeit  der 
Lebensdauer  bestimmt,  von  welcher  sie  selbst  abhängig  gemacht  worden 
ist  Es  versteht  sich,  dasz  die  Vorschriften  Ober  den  höchsten  erlaubten 
Zinsfosz  nicht  darauf  passen,  da  die  Leibrente  nur  bis  zum  Tode  bezahlt 
wird,  und  das  Capital  im  flbrigen  dem  Ldhrentengeber  yerbleibt  Meistens 
wird  sie  nach  der  Lebensdauer  des  LeibrentenbezQgers  gemessen,  ro^^'ch 
ist  aber  auch,  dasz  sie  von  dem  Leben  eines  Dritten  abhängig  gemacht 
wird.  Dann  kann  die  Forderung  auf  die  Erben  des  Rentenbezügers  über- 
gehen. Kann  die  Leibrente  auch  zum  VortheU  eines  Dritten  bestellt  wer- 
den? Allerdings  unbedenklich,  sobald  der  Resteiler  als  Stellvertreter  des 
Erwerbers  der  Rentenforderung  angesehen  werden  kann,  was  im  Sinne 
des  deutschen  Rechts  dier  als  nach  römischem  Recht  anzunehmen  ist 

Da  der  Leibrentenvertrag  in  Form  und  Wesen  ein  Geschäft  unter 
Lebenden  ist «—  der  LeibrentenbezQger  will  für  sich  sorgen  —  so  kann 
dasselbe  in  der  Regel  auch  nicht  von  den  nächsten  Erben  als  eine  pflicht- 
widrige Disposition  angefochten  werden.  (2.) 

3.  Die  Forderung  auf  die  Leibrente  ist  objectiv,  sei  es  zum  voraas 
fixirt,  sei  es  durch  die  Jahresrechnung  bestimmt,  und  besteht  in  Geld. 
Daher  ist  sie  auch  nicht  an  die  Person  des  Rezttgers  so  gebunden, 
dasz  sie  nicht  von  diesem  einem  andern  überlassen  werden  könnte.  Sie 
ist  daher  in  der  R^el  übertragbar.  Geräth  der  Leibrentenbezüger  in  Con- 
curs,  so  gehört  sie  zur  Masse  und  ftllt  seinen  Gläubigern  zu. 

Fällt  der  Leibrentenschuldner  in  Concurs,  so  darf  der  Leibrenten- 
bezüger nicht  etwa  das  hingegebene  Capital  zurückfordern,  und  bat  zu- 
nächst nur  eine  Rentenforderung  geltend  zu  machen,  deren  Rezahlung  in- 
dessen, wenn  nicht  etwa  durch  Hypothesirung  derselben  auch  fiir  die 
Dauer  gesorgt  worden,  für  die  Zukunft  höchst  unsicher  geworden  ist  Ist 
die  Masse  bereit  fQr  die  Entrichtung  der  Leibrente  fortwährend  zu  sorgen, 
so  kann  jener  nicht  mehr  und  nicht  anderes  verlangen.  Im  entgegengesetz- 
ten Falle  aber  ist  der  Werth  der  Rentenforderung  wieder  nach  der  Wahr- 
scheinlichkeitsberechnung zu  Capital    anzuschlagen  —  welches    indessen 

1.  Co^  JVtip.  g.  1971.  La  rente  viag^re  peot  6tre  consütn^,  soit  sor  la  t^te 
de  eelui  qui  en  fournit  le  prix,  soil  sar  la  Uce  d'un  tiere,  qui  n'a  aacan  droit  d'eo 
Jouir.  g.  1973.  EUe  peut  6ira  conslita^  aa  proflt  d'un  tlers,  qaolqae  le  prix  eo 
•i^  foarni  par  una  autre  penoDoe. 

3.  099tm-r,  Gea.  g.  1886.  Weder  die  Gläubiger  noch  die  Kinder  de$ieDlg«a, 
welcher  sieh  eine  Leibrente  bedingt,  sind  berechtiget  den  Vertrag  arnzostoszeD.  Doch 
steht  den  Erstem  frei,  ihre  Befriedigung  ans  den  Leibrenten  za  suchen,  den  Letztem 
aber  die  UiBterlegoog  eines  enlbehrlieheD  Theiies  der  Rente  la  fordern,  um  sich  den 
ihnen  nach  dem  Gesetse  geböhrenden  ÜBlerhalt  darauf  Tersichem  sn  lassen. 
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kdoenfalls  so  grosz  sein  kann  wie  das  entsprechende  Zinscapital  —  und 
kann  der  RentenbezQger  diese  Capitalforderung  nun  neben  den  Obrigen 
laufenden  Gläubigern  geltend  machen.  (3.) 

4.  Nur  selten  wird  der  Leibrentenvertrag  lediglich  zwischen  zwei 
Individuen  für  sich  abgeschlossen.  Hiufiger  sind  gröszere  Unternehmungen, 
welche  einer  Menge  von  Personen  Leibrenten  versprechen,  und  zwar  ge- 
wöhnlich so,  dasz  diese  Personen,  insofern  sie  zu  derselben  Altersperiode 
gehören  und  in  demselben  Jahre  beigetreten  sind,  zusammen  je  eine  Klasse 
bilden  und  die  Rente  der  Deberlebenden  durch  Absterben  anderer  Mitglie- 
der der  Klasse  vergröazert  wird.  Solche  Tontinen  geben  Indessen  insofern 
sittlichen  Anstosz,  als  die  Mitglieder  der  nämlichen  Klasse  gewissermaszen 
auf  den  Tod  ihrer  Genossen  speculiren :  ein  Debelstand,  der  dadurch  ver- 
mieden werden  kann,  dasz  die  steigende  Grösze  der  Rente  durch  eine  ob- 
jeetive  Wahrseheitdichkgitiberechnfmg  fiocirt  und  so  von  den  Zufilllen  des 
vrirklichen  Todes  möglichst  unabhängig  gemacht  wird. 

Die  Unternehmung  kann  wohl  eine  gelbttändige  SpeciUation  eines  ein- 
zelnen IndieiduwM  wie  einer  ActiengeseUschaft  sein,  welche  dann  als  Leib- 
rentengeber mit  den  Leibrentenbeztkgern  contrahiren,  als  auf  dem  Grund- ' 
satz  der  Gegenmtigkeit  ruhen,  so  dasz  die  LeibrentenbezUger  hinwieder  in 
ihrer  Verbindung  zum  Leibrentengeber  werden.  Im  letzteren  Falle  bilden 
sie  wieder  eine  Genossenschaft.  Diese  ist  als  Gesammtheit  organisirt  in 
Vorsteherschaft,  Generalversammlung,  Agenten.  Sie  hat  Statuten,  ein  Do- 
nücil,  meist  auch  ein  gemeinsames  Siegel.  Ihr  gehört  das  Vermögen  der 
Unternehmung.  Sie  empfängt  die  Einnahmen  und  bezahlt  an  die  einzel- 
noi  Betheiligten  die  I^ibrenten.  Aber  diese  Gesammtheit  ist  hinwieder 
aus  einzeben  Individuen,  den  Leibrentenbezügem  zusammengesetzt,  und 
diese  haben  auch  Theilrechte,  sowohl  Dividenden  an  dem  Gewinn  und 
Verlust,  als  Antheil  an  dem  Capitalvermögen,  welches  bei  der  Auflösung 
der  Unternehmung  pro  rata  unter  sie  vertheilt  werden  musz. 

Die  neuere  Zeit  ist  sehr  erfinderisch  in  mancherlei  weiteren  Combina- 
tionen,  durch  welche  der  Gebrauch  solcher  Leibrenten  eigenthümlich  mo- 
dificirt  wird,  ohne  dasz  deszhalb  die  juristischen  Grundprlncipien  des  Ver- 
tragsverhältnisses sich  ändern. 

3.  Zürcher  Gesetib.  g.  1702.  Gerfith  der  Leibrenteogeber  in  Coocurs,  so  ist 
der  Leibrentengläabiger,  wenn  die  Leibrente  nicht  versiehert  ist,  berechtigt  seine  An- 
Sprüche  in  Form  einer  Capiialforderang  geltend  za  machen,  deren  Maas  darch  dss 
Einsatzcapiul  'bestimmt  wird,  um  welches  derselbe  die  nämliche  Leibrente  xur  2eit 
der  ConcarserölTnuDg  bei  einer  soliden  Leibrentenanstalt  versichert  erhalten  könnte. 
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Achtes  CapieL 

GMellfchaft 

S-   133. 
I.    Gegensatz  des  neueren  Rechtes  sam  römischen  Recht 

1.  Das  römische  Recht  faszte  die  GesdUchaft  fSoeietoi)  nur  auf  ab 
ein  obligatorisches  Verhaltoisz  der  GtBelUchafter  ssu  einander.  Im  Ver- 
haltoisz  zu  dritten  Personen  gab  es  -*-  abgesehen  von  der  Societae  vecti- 
galiwn,  die  eine  univer$ita$  war  — »  keine  GeeeUsehaft.  Daher  bemhte 
denn  auch  das  ganze  Gesellschaftsverhältnisz  auf  dem  gMchyid  in  welcher 
Form  erklärten  Consens  der  Gesellschafter.  Deberdem  war  dasselbe  wie 
leichthin  entstanden,  so  auch  in  seinem  Bestände  von  der  Wiükür  der 
einzelnen  Gesellschafter  abhängig.  Die  Verbindung  war  eine  vorüber- 
gehende und  leicht  zerbrechliche  oder  lösliche.  In  der  Regel  konnte  jeder 
Gesellschafter  beliebig  kündigen.  That  er  es,  so  löste  sich  das  Band  aof^ 
auch  für  die  übrigen  Gesellschafter.  Ebenso  wirkte  der  Tod  eines  Gesell- 
schafters auflösend  für  die  ganze  Verbindung.  In  dem  Verkehre  mit  dritten 
Personen  handelte  nicht  die  Gesellschaft  und  wurde  anch  nicht  obfigirt, 
weder  als  Glaubiger  noch  als  Schuldner.  £s  handelte  immer  nur  das  ein- 
zelne Individuum.  Auf  die  Eigenschaft  desselben  als  Gesellschafter  kam 
dabei  nichts  an;  denn  diese  Eigenschaft  hatte  nur  eine  Bedeutung  in  seinem 
Verhältnisz  zu  den  übrigen  Gesellschaftern,  für  dritte  Personen  keine. 
Daher  haftete  das  handelnde  Individuum  auch  nur  individuell,  nicht  mit, 
noch  hinter  ihm  die  Gesellschafter,  die  nicht  gehandelt  hatten.  Selbst 
wenn  mehrere  Gesellschafter  einen  gemeinsamen  Institor  ernannt  hatten, 
und  dieser  innerhalb  seines  Auftrags  eine  Schuld  contrahirte,  so  ging  zwar 
wohl  die  actio  institoria  gegen  die  sAmmtlichen  Principalen  desselben,  aber 
nicht  anders,  als  wenn  ein  institor  von  mehreren  Domini  zugleich  bestellt 
worden  wäre,  die  unter  sich  keine  Gesellschafter  waren.  Auch  hier  ist 
die  Eigenschaft  eines  Gesellschafters  im  Verhältnisz  zu  dem  dritten  Gläu- 
biger ganz  bedeutungslos.  Oder  wenn  mehrere  Gesellschafter  gemeinsam 
handeln,  z.  B.  stipuliren  oder  spondiren,  so  werden  sie  zwar  correi  credendi 
oder  debendij  aber  nicht  anders  als  wenn  mehrere  Personen,  die  nicht 
Gesellschafter  sind,  dasselbe  thun.  Es  gibt  auch  kein  Geseltschaftsgut  im 
eigentlichen  Sinne  nach  römischem  Rechte,  sondern  nur  Vermögen,  woran 
die  Gesellschafter  Miteigenthum  zu  ideellen  Theilen  haben.  Abgesehen  von 
der  societas  omnium  bonorum  wird  nicht  einmal  angenommen,  dasz  das 
Eigenthum,  das  ein  Gesellschafter  innerhalb  des  Gesellscbaftszwecks  er- 
wirbt, s<rfort  ins  Miteigenthum  übergehe,  sondern  es  gehört  zunächst  ihm 
allein  un9  musz  erst  durch  Mittheilung  übertragen  werden.  Aus  demselben 
Grunde  kann  jeder  auch  nur  seinen  Theil  an  den  Sachen  veräuszern,  das 
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Game  nar,  insofdni  er  dazu  ermächtigt  ist,  nnd  ab  SteOvertreter  han- 
deln darf. 

Es  ist  hier  der  Ort  nicht  diese  Darstellung  im  Einzebien  nfther  zu 
begründen.  Wer  es  versteht,  in  römischem  Geiste  aus  den  römischen 
Quellen  zu  schöpfen,  wird  sich  von  der  Wahrheit  derselben  Idcht  Ober- 
zeugen. 

In  diesem  Sinne  kommen  auch  heute  noch  mancherlei  gesellschaftliche 
Vejrbipdungen  vor,  insbesondere  die  sogenannten  Gelegenheü$ge$elUchaftm> 
Fflr  diese  kann  denn  auch  in  der  Hauptsache  unbedenklich  noch  die  römi* 
sehe  Theorie  zur  Anwendung  kommen. 

2.  Die  wiehtig$ren  Gesellschaften  aber  des  n«uem  Lebens,  nament* 
lieh  die  BandelsgeseüschafUn,  sind  von  einem  durchaus  andern  Geiste  be- 
seelt, und  dürfen  eben  deszhalb  nicht  aus  einem  ihnen  fremden  Princip 
henrthieitt  werden.  Wir  sehen  vielmehr  hier  Gesellschaften  sich  biUlen, 
welche 

a)  einen  viel  festeren,  dauernden  Bestand  haben>  daher  weder  so  form*« 
los  erzeugt  noch  so  leicht  gelöst  werden  können,  wie  die  römischen 
Gesellschaften,  und 

b)  auch  ^ach  Aussen,  im  Verkehr  mit  dritten  Personen  als  zusammen^ 
gehörige  GeseUschafien  erscheinen,  handeln,  und  o6/^trt  werden. 

Dm  dieses  wesentlich  verschiedenen  juristischen  Charakters  willen  be- 
dürfen diese  Gesellschaften  daher  auch  einer  aus  ihrem  eigenen  Lebens^ 
prindp  abgeleiteten  Doctrin,  und  es  kann  für  sie  die  Theorie  der  römischen 
Juristen  nicht  mehr  maszgebend  sein. 

§.   134. 

II.    Eigentliche  Handelsgesellscliart  (CoUectiTgesellsehaft). 
1.    Begriir  and  Erricbtung  deraelben. 

1.  Die  eigentliche  Handelsgesellschaft  (soci^ti  en  nam  eoüectif)  ist 
nicht  blosz  ein  Verhfiltnisz  der  Gesellschafter  zu  einander,  sondern  die  Ver- 
bindung derselben  zu  gemeinsamste  Handelsbetriebe  stellt  sich  auch  im 
Verkehr  mit  andern  Personen  durch  die  Firma  als  ein  zusammengehöriges 
und  fortdauerndes  Ganzes  dar.  (1.  2.) 

2.  Die  Firma  (raison  sociale,  Ragion)  ist  der  Name  der  Gesellschaft, 
die  ein  eigenthümliches  Dasein   und   Leben  für  den  Handelsverkehr  hat, 

1.  Prenst,  Landr.  II.  8.  g.  617.  Soll  eine  fortwährende  SocieUtshandlang  unter 
einer  gemeinschafit leben  Firma  erriclitet  werden,  so  sind  blosze  Vermerke  in  den 
Handlongsbüchern  dazu  nicbl  hinreicbend,  sondern  die  Terbandenen  müssen  einen 
sthriftlichen  Conlract  darüber  abfassen. 

2.  IVarnh.  Entw.  d.  deutschen  H.  G.  S-  S4.  Eine  offene  Handelsgesellschaft  ift 
▼orbanden,  wenn  zwei  oder  mehrere  Personen  ein  flandelsgewerbe  ant«^^  gemeii^ 
scbaftlicher  Firma  betreiben  und  bei  keinem  der  Gesellschafter  die  Belhciligung  aaf 
Yermögensein lagen  beschränkt  ist. 
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welche  beide  anterschiedeii  werden  müssen  von  der  indiTidneHen  Persön- 
lichkeit und  den  individuellen  Verkehrsl)eziehungen  ihrer  Mitglieder.  INe 
genossenschaftliche  Bedeutung  der  Collectivgesellschaft  (oben  §.  39.  9.) 
erhillt  in  jjler  Firma  einen  sichtbaren  persönlichen  Ausdruck. 

Die  Firma  der  eigentlichen  Handelsgesellschaft  ist  aus  per$önUchm 
Namen  zusammengesetzt.  Das  franzötüche  Recht  schreibt  vor,  dass  die- 
selbe nur  von  Namen  wirklicher  Gesellschafter  gebildet  werden  dürfe.  (3.) 
Nach  deuischem  Rechte  gilt  diese  Beschränkung  nur  bei  der  Bildung  neuer 
Firmen,  nicht  aber  bei  der  Cebernahme  füter  Firmen,  welche  auf  dem 
Wege  der  Erbfolge  oder  selbst  der  Veräuszerung  an  andere  Personen  ge- 
kommen sind  (4.),  als  deren  Namen  sich  in  der  Firma  genannt  findet, 
ohne  dasz  diesz  als  ein  Cebelstand  empfunden  wird.  Ueberdem  darf  keine 
Firma  neu  gebildet  werden,  welche  mit  einer  bereits  bestehenden  gleich 
lautet  und  daher  leicht  verwechselt  wird;  und  es  ist  natörlich,  dasz  die  neuen 
Firmen  auch  von  den  Namen  der  zusammentretenden  Gesellschafter  und 
nicht  von  denen  dritter  Personen  hergenommen  werden. 

3.  Während  das  französische  Recht  die  formlose  Errichtung  dieser 
Gesellschaft  verwirft  und  die  schriftliche  Form  des  Vertrags  zu  voller 
Wirksamkeit  den  Gesellscha.ltern  gegenüber  verlangt,  so  hat  dagegen  die 
neueste  Bearbeitung  der  deutschen  Handelsgesetzgebung  (5.)  sich  wieder 
für  die  Formlosigkeit  auch  dieses  Vertrags  Verhältnisses  erklärt.  Aber  sie 
macht  es  den  Gesellschaftern  zur  Pflicht,  die  Errichtung  der  Handelsgesell- 
schaft bei  dem  Handelsgerichte  zur  Eintragung  in  die  Handelsmatrikei  an- 
zumelden (Nürnb.  Entw.  §.  85,  ff.),  und  sorgt  so  mittelbar  doch  für  eine 
öffentliche  Form  im  Interesse  des  Fublicums.  Freilich  bedroht  sie  die 
Unterlassung  derselben  nicht  mit  Ungültigkeit,  weder  mit  absoluter  noch 
mit  relativer,  sondern  lediglich  mit  polizeilichen  Ordnungsstrafen. 

*  FardessWj  Cours^de  droit  commercial  IV.  S.  1  ff.  Bnsil,  des  Socie- 
t^s  commerciates.  Paris  1833.  Thöl,  HandeUr.  I.  S.  111  ff.  120  ff.  Brinck- 
mann,  Handelsr.  $.  36  ff. 

$.  135. 

S.    Verbältnisz  der  GeseHschafter  zu  einander. 

1.  Jeder  Gesellschafter  ist  auch  der  Gesellschaft  als  einem  Ganzen 
gegenüber  verbunden,  die  versprochenen  Beiträge  zu  leisten,  welche  nicht 
blosz  in  Geldeinlagen,  sondern  ebenso  in  anderem  Vermögen  oder  in  Arbeits- 


3.  Code  de  commerce,  g.  21.  Les  Doms  des  associ^s  peuveot  seals  faire  partie 
de  1a  raison  sociale. 

4.  Nurnb,  Entw.  des  deutschen  H.  G.  S*  ^0.  Wer  ein  bestebendes  Bandels- 
gescbift  durch  Vertrag  oder  Erbgang  erwirbt,  kann  dasselbe  unter  der  bisherigen 
Firma  fortrahren,  wenn  der  bisherige  Geschartsinbaber  oder  dessen  Erben  oder  die 
etwaigen  Hiterben  in  die  Fortführung  der  Firma  ausdrücklich  willigen. 

5.  Nürnb,  Entw.  des  deutschen  H.  G.  g.  84.  Zur  Gültigkeit  des  Gesellscbafls- 
vertrages  bedarf  es  der  schririiichen  Abfasaong  oder  anderer  Förmlichkeiten  nicht. 


8-  135«    TeriaiitDin  der  GeseUtcluifler  m  einander.  399 

leistong  und  selbst  in  anderen  Dingen  bestehen  kann,  die  flQr  den  Verkehr 
einen  Werth  haben,  z.  B.  Kenntnisz  von  Erfindungen  und  Geheimmitteln, 
Credit  u.  8.  f.  Ist  die  ErfUUung  des  Beitrags  unmöglich  geworden»  und  in 
Folge  dessen  die  Aufgabe  der  GeseUschafl  unerreichbar,  so  kommt  die  Ge- 
sellschaft a[itweder  gar  nicht  zur  Verwirklichung  oder  wird  aufgelöst:  und 
es  hat,  wer  den  Untergang  des  versprochenen  Beitrags  verschuldet  hat,  den 
Qbrigen  Gesellschaftern  den  Schaden  zu  ersetzen,  den  sie  deszhalb  erlitten 
haben.  Der  zufällige  Untergang  aber  begründet  keine  EntschadigungspOicht 
Ist  aber  der  Gesellschaftizweck  ungeachtet  der  unmöglich  gewordenen  Leistung 
des  Beitrags  doch  erreichbar,  so  wird  die  Fortsetzung  der  Gesellschaft  nicht 
gehinderL  Dann  musz  der  Beitragspflichtige,  wenn  er  den  Untergang  ver- 
schuldet hat,  wieder  Schadensersatz  leisten.  Ist  der  Beitrag  zufällig  unter- 
gegangen, so  kann  er  zwar  nicht  direct  zum  Ersatz  angehalten  werden, 
aber  indirect  insofern,  als  ihm  in  der  Gesellschaft  diejenigen  Bechte  welche 
den  vollen  Beitrag  als  Grundlage  voraussetzen,  nur  zugestanden  werden, 
wenn  er  denselben  wirklich  geleistet,  d.  h.  hier  den  Mangel  ersetzt  hat 

2.  Die  Leistung  von  Nachschü$sen  zu  den  ursprünglich  festgesetzten 
Einlagen  hAngt  von  dem  freien  tViUen  der  Gesellschafter  ab.  (1  2.)  Wenn 
dieselben  für  den  Gesellschaftszweck  nützlich  sind  und  ihre  Verwendung 
innerhalb  des  verabredeten  Gesellschaftsbereiches  li^  —-  z.  B.  für  Herstel- 
lung einer  zweiten  Maschine  —  so  erfordert  es  die  Rücksicht  auf  die  Ge- 
sellschaftsinteressen, dasz  ein  Gesellschafter,  welcher  sich  nicht  selbst  zu 
einem  Nachschusse  verstehen  will,  doch  die  andern  daran  nicht  hindere, 
und  es  sich  gefallen  lasse,  dasz  diese  nun  in  entsprechendem  Masze  einen 
gröszem  Antheil  an  Gewinn  und  Verlust  erhalten.  (3.) 

3.  Die  Beitrage  gehen  regelmäszig  in  das  Eigenthtm  der  Ge$elUchaft 
über  und  ebenso  vermehrt  der  Erwerb  durch  den  Geschäftsbetrieb  das 
Ge$elUchafl$vermögeny  welches  von  dem  Vermögen  der  einzelnen  Gesell- 
schafter wohl  unterschieden  wird.  Doch  ist  es  auch  möglich,  dasz  ein 
Gesellschafter  eine  Sache,  z.  B.  sein  Haus  der  Gesellschaft  nur  zur  Be- 
nutzung  überläszt  und  ausschliesziicher  Eigenthümer  derselben  bleibt    Geht 


1.  Frewut,  Landr.  I.  17.  S*  ^^*  '^^  mehreren  Beitrigen  aber,  «Is  wosa  Jeder 
Hitgenosse  sich  aosdräcklicb  verbunden  bat,  kann  derselbe  aach  unter  veränderten 
Umständen  von  den  übrigen  nicht  angehalten  werden,  g.  191.  Findet  jedoch  ohne 
dergleichen  mehrern  Beitrag  die  Erreichung  des  gemeinsamen  Endxwecits  gar  nicht 
statt,  so  kann  das  weigernde  Mitglied  zum  -Anstritte  aus  der  Gesellschaft  angehalten 
werden. 

2.  JVOmS.  Entw.  des  deuUehen  H.  G.  S*  ^'  ^'d  Gesellschafter  ist  nicht  ver- 
pflichtet, die  Einlage  über  den  vertragsroäszigen  Betrag  xu  erhöhen  oder  die  durch 
Verlust  verminderte  Einlage  zu  ergänzen. 

3.  Zürcher  Ges.  g.  1271.  Wenn  jedoch  innerhalb  des  bestehenden  Gesell- 
schaflszweckes  wesentliche  Interessen  der  Gesellschaft  das  Bedtirfnisz  von  Nachschüs- 
sen begründen,  so  kann  auch  kein  Gesellscharter  die  andern  Gesellschafter  hMdern, 
ihrerseits  solche  nützliche  Nachschüsse  zu  leisten,  aber  es  steht  ihm  zu,  seinen  Aus- 
tritt zu  erklären. 

Blunttchli,  deniaebes  Privatrecht.   2.  Aufl.  24 
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dieselbe  darm  durch  Zufall  unter,  so  verliert  die  Gesdkchaft  wohl  die  Be- 
nutzung, wird  aber  zu  keinem  Ersätze  Terpffichtet 

4.  Da  diese  Art  der  Gesellschaft  auf  die  Dauer  begründet  ist,  so 
finden  periodische  Abrechnungen,  im  Zweifel  ailjährliche  fJahretrechnungfn) 
statt  und  jeder  Gesellschafter  hat  ein  Recht,  solche  zu  verlangen.  Darch 
die  auf  Grund  des  Inventars  gezogene  Bilanz  stellt  sich  sodann  der  Fort- 
gang des  Geschäftsbetriebes  in  Gewinn  und  Verlust  heraus. 

Der  ausgemittelte  Gewinn  oder  Verlust  wird  in  der  Regel  durch  Zu-  oder 
Äbschreilmng  auf  den  Conti  der  Gesellschafter  vertheilt.  Da  eine  Aushingabe 
des  Gewinns  leicht  die  Interessen  des  Etablissements  gefährdet,  so  darf 
der  einzelne  Gesellschafter  die  Auszahlung  seines  letztjflhrigen  Gewinnantheib 
nur  msoweit  fordern ,  als  jene  Interessen  es  zulassen.  Die  Verzinsung 
seines  Capitals  aber  kann  er  jedenfalls  verlangen.  (4.) 

5.  Die  Bestimmung  der  Änlh^  am  Gewinn  und  Verlust  hängt  zo- 
nächst  von  der  Uebereiukunft  der  Gesellschafter  ab.  Dasz  aber  ein  Gesell- 
schafter gar  keinen  Antheil  am  Gewinn  habe,  widerspricht  der  onerosen 
Natur  der  Gesellschaft.  Dagegen  ist  es  zulässig,  dasz  einer  der  Gesell- 
schafter von  der  Gefahr  des  Verlustes  vertragsmäszig  befreit  werde,  und 
es  kommt  das  vorzüglich  da  vor,  wo  ein  Gesellschafter  sich  nicht  mit  einer 
Capitaleinlage,  sondern  nur  mit  seiner  persönlichen  Arbeit  betheiifgt 

Für  den  Fall  dasz  keine  besondere  Verabredung  über  diese  Antheile 
getroffen  ist,  haben  mehrere  neuere  Gesetzgebungen  im  Gegensatze  zu  dem 
römisch-rechtlichen  Grundsatz:  So  viel  Personen,  so  viel  gleiche  TheiU, 
den  Versuch  gemacht,  die  Frage  nach  dem  gegenständlichen  Princip  za 
beantworten:  Die  Antheile  sind  nach  Verhällnisz  der  Beiträge  zu  bestim- 
men. (5.)  Diese  Entscheidung  stöszt  aber  auf  die  Schwierigkeit,  die  Arbeit 
2U  einem  Capitalwerthe  zu  schätzen,  und  ^ird  dann  genöthigt,  zu  will- 
kürlichen Fictionen  zu  greifen.  Auch  ist  der  Unterschied  der  Capitaleinla- 
gen  durch  die  Verzinsung  ohnehin  schon  berücksichtigt.  Es  ist  daher  zu 
rechtfertigen,  dasz  der  Nürnberger  Entwurf  des  deutschen  Handelsgesetzes 


4.  Aüm6.  Entw.  des  deuiseken  H.  G.  g.  107.  Ein  GeseUsehafter  darf  ohD« 
Binwilljgang  der  übrigen  GeBellscbafter  seine  Einlage  oder  seinen  Antheil  am  Gt- 
8ell8chaflsverm(^eo  nicht  vermindern.  Er  darf  Jedoch,  auch  ohne  diese  EinwilliguDg. 
auf  seinen  Antheil  am  Gesellsehartsvermögen  die  Zinsen  desselben  für  das  leCiiver- 
flossene  Jahr,  und  soweit  es  nicht  snm  offenbaren  Nachtheil  der  GestI Ischart  ge- 
reicht. Gelder  bis  zu  einem  Betrage  entnehmen,  welcher  seinen  Antheil  am  Gewinoe 
des  letgtverflossenen  Jahres  nicht  übersteigt. 

5.  Oesterr.  G.  S-  ^1^3.  Der  Gewinn  wird  nach  Yerhfiltnisz  der  Capitalsbei- 
trXge  vertheilt,  and  die  von  allen  Mitgliedern  geleisteten  Arbeiten  heben  sich  gegfD 
einander  auf.  Wenn  ein  oder  einige  Mitglieder  blosz  arbeiten,  oder  nebst  dem  Ca- 
pitalsbeitrage  zugleich  Arbeiten  leisten,  so  wird  fäf  die  Bcmfihnngen,  wenn  k«ine 
Veraoredung  besieht,  und  die  Gesellschafter  sich  nicht  vereinigen  können,  der  Betrag 
mit  Rücksicht  auf  die  Wichtigkeit  des  Geschüftes,  die  angewendete  Muhe  und  den 
verschafften  Nutzen  vom  Gerichte  bestimmt. 
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(§•  106.)  sich  wieder  dem  einfacheren  römischen  Theäangsgmndsatz  zuge- 
wendet hat 

6.  Die  Handelsgesellschaft  hat  zwar  einen  genossenschaftlichen  Charak- 
ter und  erscheint  nach  Innen  und  Auszen  als  eine  zusanunengesetzte  Person« 
Aher  sie  ist  doch  nicht  wie  eine  Corporation  noch  wie  eine  corporations- 
ahnliche  Genossenschaft  organisirf.  Sie  hat  keine  Vorsteherschaft,  noch 
Ceiszt  die  Versammlung  der  Mitglieder  mit  Mehrheit  Beschlüsse,  welchen 
die  Minderheit  folgen  musz.  Ein  einheitlicher  GeselUchaftswUle  ist  in  der 
Regel  nur  dann  anzunehmen,  wenn  derselbe  sich  auf  die  Uebereinkunft  der 
sflmmtlichen  Mitglieder  grOndet,  oder  im  Geschäftsverkehr,  insofern  die 
Einheit  der  Gesellschaft  durch  jeden  der  becoUtnächtigten  Geschäftsführer 
als  Vertreter  der  Firma  zum  Ausdruck  kommt.  Das  preuszische  Land- 
recht geht  in  der  Annäherung  zu  der  corporativen  Auffassung  zu  weit,  in- 
dem es  (I.  17.  §.  209.)  dem  Grundsatz  der  Abstimmung  nach  Stimmen- 
mehrheit (hier  nach  Personen,  nicht  nach  Antheilen)  auch  für  die  Handels- 
gesellschaft Anwendung  gestattet. 

Die  neueste  Formulirong  des  Nürnberger  Entwurfs  (§.  101.  102.)  hat 
das  ursprünglich  vorgeschlagene  Princip  von  Mehrheitsbeschlüssen  meines 
Eracbtens  mit  Recht,  verworfen,  aber  den  entgegengesetzten  Grundsatz  der 
Einstimmigkeit  in  bedenklicher  Ausdehnung  angenommen,  in  dem  Sinne 
nämlich  dasz  sogar  für  einzelne  Rechtsgeschäfte,  welche  in  den  Geschäfts- 
betrieb der  Firmaführer  gehören,  jedem  Gesellschafter  ein  Recht  des  vor* 
herigen  IVidersf^ruches  (Veto)  eingeräumt,  für  andere  auszerhalb  dieses  Ge- 
schäftsbetriebs liegende  Beschlüsse  jederzeit  StimmeneinheUigkeit  aller  Gesell* 
schafter  gefordert  wird.  Dieser  Entscheid  paszt  indessen  besser  für  eine  vor- 
übergehende  als  für  eine  dauernde  Gemeinschaft,  welche  der  freien  Bew^ung 
im  Verkehrsleben  bedarf.  Es  ist  sehr  gefährlich,  und  der  Natur  dieser 
Gesellschaft  zuwider,  wenn  jedes  Mitglied  die  Macht  hat,  auch  den  regel- 
mäszigen  Geschäftsbetrieb  —  vielleicht  aus  bloszer  Chicane,  um  einen 
Bruch  herbeizuführen,  durch  seinen  unbegründeten  Widerspruch  zu  hem- 
men. So  wenig  einem  geschäftsführenden  Gesellschafter  willkürlich  seine 
allgemeine  Vollmacht  entzogen  werden  darf,  so  wenig  darf  ih^e  Ausübung 
im  einzelnen  einer  absoluten  Hemmung  ausgesetzt  werden.  Weder  die 
Einheit  der  Gesellschaft  noch  das  Recht  der  handelnden  Gesellschafter 
werden  dabei  hinreichend  berücksichtigt. 

§.  136. 

3.   TerhiltniBZ  zu  DriUeo.   GescbXflsfÜbrer.  (Gesellschafter  oder  Procurislen.) 

1.  Im  Verkehr  und  im  Verhältnisz  zu  dritten  Personen  erscheint  die 
Handelsgesellschaft  nun  selbst  als  eine  Persönlichkeit.  Dieselbe  wird  ver- 
mittelt durch  die  Geschäftsführer,  Firmaführer,  die  im  Namen  des  Ganzen 
handeln,  die  Firma  führen. 

Die  Geschäftsführer,  Firmaführer  sind  entweder  Mitglieder  der  Gesell- 
Schaft  (associes  girans)  oder  blosz  angestellte  Factoren,  Procuristen.    Unter 
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beiden  Voraassetzangen  obligiren  sie  die  Gesellschaft  in  erster  Linie,  nicht 
sich.    Im  Debrigen  aber  ist  ihre  Stellung  und  Vollmacht  verschieden. 

2.  Wir  unterscheiden  zwischen  geschäftsführenden  und  nicht-gesehäfti' 
führenden  GeseUschaftem,  Die  erstem  sind  berechtigt,  für  die  Gesellscbaft 
zu  handeln,  die  letztern  nicht  Die  Gesellschaftsverbindung  als  solche  nmfaszt 
beiderlei  Gesellschafter,  und  es  musz  daher  noch  eine  ErmSchtigung  an  die 
Einzelnen  hinzukommen,  damit  sie  die  Firma  fOhren  dürfen.  Indessen 
hat  die  kaufmännische  Sitte  es  dahin  gebracht,  dasz  diese  Ermdchtigang 
für  alle  Gesellschafter  vermuthet  wird.  Sollen  einzelne  Gesellschafter  nicht 
fkhig  sein,  die  Gesellschaft  zu  vertreten,  so  musz  entweder  ihre  sonstige 
Handlungsunftihigkeit  offenbar,  oder  es  musz  bei  der  Anmeldung  der  Firma 
ausdrücklich  erklart  und  öffentlich  bekannt  gemacht  worden  sein,  dasz  sie 
nicht  Geschäftsführer  seien.  (1.) 

Dieselben  sind  indessen  keinesw^s  als  blosze  Mandatare  zu  betrachten, 
deren  Vollmacht  beliebig  zuröckgenommen  werden  darf.  Vielmehr  ist  in 
der  R^l  ihre  Stellung  und  Vollmacht  ein  Bestandtheä  des  Geseäschaftsver- 
trags,  sei  es  dasz  sie  nur  in  der  Absicht,  als  Geschäftsführer  persönlich 
den  Handel  zu  leiten,  sich  zu  der  Gesellschaft  verstanden,  oder  sei  es,  dasx 
sie  nur  unter  dieser  Bedingung  in  die  Fortsetzung  der  Gesellschaft  gewUligt 
habaf).  Es  kann  daher  dem  geschäftsfQhrenden  Gesellschafter  nur  ans  zu- 
reichenden, in  den  Interessen  der  Gesellschaft  selbst  liegenden  Ursachen  (z.  B. 
wegen  Dolus  oder  offenbarer  Unfiihigkeit)  die  Firma  auf  Regehren  der 
übrigen  Gesellschafter  entzogen  werden. 

Der  Kreis  seiner  Vollmacht  erstreckt  sich  so  weit  als  der  Geschäfts- 
kreis  des  Etablissements  reicht,  welches  von  der  Gesellschaft  gegründet 
worden  ist:  also  in  der  Regel  auf  Waarenkauf  und  Verkauf,  Bestellnog 
von  Haschinen  bei  der  Fabrikgesellschaf<,  Miethen  von  Magazinen,  An- 
stellung von  Lohnarbeitern,  Annahme  von  Zahlungen,  selbst  zur  Auf- 
nahme von  Darlehen,  soweit  dieselben  für  den  Dmfang  der  betreffenden 
Handlung  geeignet  erscheinen.  Auszerhalb  dieses  Geschäftskreises  aber  ist 
er  nicht  als  bevollmächtigtes  Organ  der  Gesellschaft  anzusehen.  Er  darf 
weder  die  Firma  selbst  noch  das  ganze  Handelsetablissement  veräuszern 
noch  Liegenschaften  veräuszern  oder  verpfänden.  Zu  so  auszerordentlicben 
Handlungen,  welche  nicht  zur  Verwaltung  des  Geschäftes  gehureu,  bedarf 
es  besonderer  Ermächtigung  im  einzelnen  Fall.  Auch  Liberalitäten  darf 
er  nur  insofern  üben,  als  dieselben  durch  die  Handelssitte  (z.  B.  Trink- 
gelder) oder  das  Interesse  der  Gesellschaft  gerechtfertigt  werden. 

Die  nicht  geschäftsführenden  Gesellschafter  dürfen  nicht  im  Namen 
der  Gesellschaft  handeln;  sie  sind  auch  im  Innern  nicht  zur  Verwaltung 
des  Gesellschaftsvermögens  befugt.  Aber  sie  sind  darum  nicht  von  jeder 
Thätigkeit   ausgeschlossen   und   berechtigt,   Einsicht  zu  nehmen  von  dem 

1.    Zürcher  Gesetzb.    §.  1275.     Wenn  in  dem  Vertrage  nichts  näher  bestimmt 
ist,  so  wird  angenommen,  Jeder  Gesellschafter  sei  berechtigt  die  Firma  za  fübreo. 
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Gang  der  GeschUfte,  den  Bflchern,  Correspondensen,  Controle  zu  üben,  Rech- 
nungsablegnng  zu  fordern. 

3.  In  wichtigen  Beziehungen  rerschieden  von  der  Stellung  der  ge- 
schftftsführenden  Gesellschafler  ist  die  der  Factorm  (ProcuristenJ.  Die  Voll- 
macht dieser,  die  Firma  zu  führen,  beruht  ausschlieszlich  auf  dem  Auftrag 
des  PrincipaU,  hier  der  Gesellschaft«  wie  anderwärts  eines  einzelnen  Eigen- 
thümers  der  Handlung.  Daher  hat  denn  der  Principal  (Dominum)  das 
Recht  des  freien  Widerruf 9  der  Vollmacht;  und  macht  er  davon  Gebrauch, 
so  verliert  der  Factor  die  Procura,  d.  h,  im  Verkehr  die  Fähigkeit,  jenen 
zu  repräsentiren.  Es  wirkt  der  Widerruf  Dritten  gegenüber,  denen  die 
Rücknahme  der  Procura  bekannt  gemacht  worden,  auch  dann,  wenn  in 
demselben  eine  Verletzung  der  obligatorischen  Beziehungen  des  Principals 
zum  Factor  liegt  und  somit  dieser  gegen  jenen  eine  Entschädigungsforde- 
rung hat  Der  Factor  ist  nur  ein  Stellvertreter  des  Principals,  nicht  wie 
der  geschäftsführende  Gesellschafter  zugleich  Principal.  Er  hat  daher  auch 
die  besonderen  Aufträge  des  Herrn  genau  zu  vollziehen^  nicht  in  eigenem 
Interesse  das  Etablissement  selbständig  zu  leiten. 

4.  Schlieszt  nun  aber  der  Geschäftsführer  (der  Gesellschafter  oder 
der  Factor)  im  Natnen  der  Gesellschaft  (Firma)  — >  die  kaufmännische 
Debung  stellt  diesem  Falle  in  gewohnten  Verträgen  den  gleich,  wo  auch 
nur  sonst,  ohne  Gebrauch  der  Firma,  sich  ergibt,  dasz  jener  nicht  für  sich 
sondern  als  Organ  oder  Repräsentamt  des  Ganzen  gehandelt  habe  —  Ver- 
träge mit  Dritten  ab,  so  wird  immer  die  Gesellschaft  in  erster  Linie  obli- 
girt,  und  keineswegs  der  hand^nde  Geschäftsführer  um  seiner  Handlung 
wilkD.  (2.  3.) 

Manche  neuere  Juristen  knüpfen  hier  an  die  römische  Theorie  an  von 
der  actio  institaria,  aber  mit  Unrecht.  Abgesehen  davon,  dasz  nur  der 
Factor,  nicht  auch  der  Gesellschafter  als  Institor  dem  Donmus  gegenüber 
zu  stellen  ist,  so  ist  der  römische  Grundgedanke  der  actio  institoria  der 
gänzlich  verschiedene,  dasz  In  erster  Linie  der  Institor  die  wahre  obligirte 
Person  sei  —  ddher  dessen  Benennung  in  der  itUentio  — >  und  dasz  erst 
in  zweiter  Linie  der  Dominus  statt  seiner  einstehen  müsse  —  daher  die 
Erwähnung  desselben  in  der  condemnatio.  Nach  neuerem  Rechte  dagegen 
ist  der  Factor  gar  nicht  zum  Schuldner  geworden,  sondern  nur  der  Prin- 

2.  Prahkf.  Ref.  II.  23.  9.  "Was  dann  in  Namen  deren  Gesellschaft  durch  einen 
derselben  —  oder  durch  deren  angenommenen  bekannilichen  Factom,  mit  kaufen, 
verkaufen  and  anderra  rerbandelt  wird.  Das  obligirt  —  die  gantze  Gesellschaft  xu 
leisien  und  zu  halten,  Und  mag  ein  Jeder  ausz  derselben  in  solidum  und  unverschie- 
denlich  derowegen  umb  Bezahlung  mit  Recht  fSrgenommen  werden. 

3.  IVürnS.  Entw.  d.  deui»ehen  B.  G.  g.  113.  Die  Gesellschaft  wird  durch  die 
Rechtsgeschlfle,  welche  ein  Gesellschafter  in  ihrem  Namen  schlieszt,  berechtigt  und 
verpflichtet;  es  ist  gleichgültig,  ob  das  Geschäft  ausdrücklich  im  Namen  der  Gesell- 
schaft geschlossen  worden,  oder  ob  die  Umstände  ergeben,  dass  es  nach  dem  Willen 
der  Conlrahenten  für  die  Gesellschaft  geschlossen  werden  sollte. 
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dpal.  In  erster  Dnie  also  ballet  hier  die  Gesellschaft,  und  selbst  der  ge- 
schäftsfohrende  Gesellschafter  haftet  in  zweiter  Linie  andi  nnr,  weil  er 
zugleich  Principal  ist,  nicht  weil  er  gehandelt  hat,  daher  auch  ganz  so, 
wie  seine  flbrigen  Gesellschafter  haften  die  nicht  gehandelt  haben.  *) 

5.  Die  Forderungen,  welche  von  einem  GeschSftslührer  erworben 
werden,  sind  nun  Forderungen  der  Ge»eU$chaft,  keineswegs  der  einzelnen 
Gesellschafter.  Der  Schuldner  der  Gesellschaft  kann  daher  nur  an  die 
Gesellschaft,  nicht  an  die  Gesellschafter  gültig  zahlen,  und  nur  sokhe 
Gegenforderungen  zur  Compensation  benutzen,  die  ihm  gegen  die  Gesell- 
schaft, nicht  auch  solche,  die  ihm  gegen  einen  einzelnen  GeseUschafter 
zustehen.  (4.) 

6.  Die  von  dem  FirmafQhrer  contrahirten  Schulden  sind  in  erster 
Linie  Schulden  der  Gesellschaft,  in  zweiter  aber  haften  dafilr  alle  CoUectw- 
geselUchafter  in  iolidum.  Der  Gesellschaftsglaubiger  musz  sich  erst  an  die 
Gesellschaft  wenden  und  von  dieser  Zahlung  fordern;  wenn  aber  diese 
nicht  zahlt,  dann  kann  er  sich  an  die  Individuen  halten,  welche  hinter  der 
Firma  stehen  als  deren  persönliche  Garanten.  Die  solidarische  Verpflich- 
tung der  GeseUschafter,  welche  die  VerpOichtungen  der  Gesellschaft  deckt, 
erklärt  sich  durchaus  nicht  aus  einer  wechselseitigen  fraepotiiio  insiiioria 
wie  Thal  aoszuftihren^gesucht  hat,  sondern  aus  dem  Grundgedanken  der 
modernen  Handelsgesdlschaft,  welche  nur  darum  Credit  findet,  und  nur 
deszhalb  im  Verkehre  als  eine  (genossenschaftliche)  Person  behandelt  wird, 
weil  die  Individuen  die  sieh  zu  ihr  verbunden  hatten,  als  bekannte  und 
foMibare  physische  Personen  hinter  ihr  stehen,  und  daher  auch  sobald  her- 
vortreten müssen,  als  die  Firma  sich  unveriftssig  gezeigt  hat.  Indem  sie 
ihre  Schulden  nicht  zahlt  Dabei  ist  keineswegs  der  Ausbruch  des  Con- 
curses  nöthig;  sobald  nur  die  Firma  nicht  in  befriedigender  Weise  Stand 
httit,  können  schon  die  Individuen  belangt  werden.  (5.)  £s  kann  daher 
auch  ein  später  eingetretener  GeseUschafter  unbedenklich  für  äliere  GeseU- 
sehaftsschtUden  belangt  werden,  sobald  die  Firma,  hinler  der  auch  er  nun 
steht,  ihre  Schulden  nicht  tilgt  Die  Gesellschafter  sind  nicht  Bürgen  für 
eine  fremde  Schuld,  sondern  sie  sind  solidare  Hauptschnldner,  aber  hinter 


4.  Zürcher  GeseUb.  £.  1295.  Die  HandeUforderang  der  Gcsellscban  wini,  so 
lange  diese  besteht,  gültig  nur  voo  dem  Geschfiftsführer  ti'crselben  eingeklagt.  Dicht 
aber  Ton  Jedeni  einzelnen  Mitglied  der  Gesellscbart  für  sieb,  auch  nicht  zum  Tbeile. 

5.  Ebenda,  g.  1301.  Die  einzelnen  Gesellschafter  können  erst  belangt  werden, 
wenn  der  Recbtstrieb  gegen  die  Gesellscbafl  bis  zur  POinduDg  fortgeschritten  aber 
ein  ungenügender  Pfandschein  erhoben  worden  ist,  oder  wenn  gegen  die  Geaellscbaft 
Goncnrs  eröflloet  wird. 


*)  Das  fr«Mft.  Landr.  IL  8.  $.  Sil,  542,  welches  dem  Gläubiger  die  Wahl  gilM,  ob  er  den 
Principal  oder  den  Factor  belangen  wolle,  aber  diesen  doch  nur  so  lange  er  die  Procuia 
und  insoweit  er  HandlungsvermOgen  In  der  Hand  hat,  fQr  haftbar  erklärt,  befindet  sich 
noch  In  efoem  unklaren  Uebergangsstadfam  aus  der  Theorie  der  RSmer  so  der  modernen 
RechtsbUdung. 
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der  Geselkchaik^  za  welcher  sie  gehören,  die  ans  ihnen  zusammengesetzt 

St.  (6.) 

7.  Die  Wirkungen  des  neuen  Princips  zeigen  sich  auch  im  Concurse. 
Das  römische  Recht  weisz  nur  von  einer  Insolvenz  der  Individuen.  Das 
neuere  kennt  auch  eine  Insolvenz  der  Gesellschaft,  und  einen  Concurs  über 
das  Gesellschaftsvermögen.  Da  die  Insolvenz  der  GeseUschaft  auch  die  der 
Gesellschafter  gewöhnlich  —  wenn  auch  nicht  nothwendig  —  nach  sich 
zieht,  so  sind  dann  verschiedene  Concursmassen  zu  unterscheiden : 

a)  das  Gesellschaf tt:vermogen , 

b)  die  Privatmassen  der  Individuen. 

Auf  das  erstere  haben  die  Geseüschafts^ubiger  mit  AusschHesztmg  der 
PrivatglAubiger  Anspruch.  Die  letztem  müssen  deszhalb  hier  zurückstehen, 
weil  sie  nur  insofern  auf  den  Antheil  ihres  Schuldners  am  Gesellschaftsgute 
einen  Anspruch  haben  können«  als  auch  er  selbst,  wäre  er  nicht  insolvent, 
seinen  Theil  herausfordern  dürfte.  (7.)  Da  aber  auch  im  solventen  Zu- 
stande die  Vertheilung  des  Gesellschaftsgutes  unter  die  Gesellschaf- 
ter die  vorausgegangene  Liquidation,  d.  h.  die  vorherige  Bezahlung 
der  GesellschaftsglAubiger  voraussetzt  und  sich  nur  auf  den  activen 
Rest  erstreckt,  so  können  auch  jetzt  die  Privatgläubiger  eines  Gesellschaf- 
ters keine  bessern  Rechte  geltend  machen  zum  Nachtheil  der  Gesellschafts- 
glftubiger. 

Zu  den  Privatmassen  der  Gesellschafter  haben  ttberdem  die  GeseU" 
schaftsgUhibiger  neben  den  Privatgläubigem  Zutritt,  aber  nur  für  den  Rest 
ihrer  Forderungen,  soweit  dieselben  nicht  durch  das  Handelsvermögen  be- 
friedigt worden  oder  doch  gedeckt  werden. 

8.  Ein  einzelner  Gesellschafter  kann  nicht  seinen  Antheil  an  dem 
Eigenthum  der  Gesellschaftssachen  veräuszern ;  wohl  aber  sind  die  Geschäfts- 
führer immer  berechtigt,  das  ungetheilte  Eigenthum  derselben  zu  über- 
tragen. Erst  bei  der  Auflösung  der  Gesellschaft,  wenn  es  zur  Auseinander- 
setzung der  Gesellschafter  unter  einander  kommt,  treten  die  ideellen  Theil- 
rechte,  welche  ihnen  an  den  Gesellschaftssachen  gebühren,  wieder  hervor. 
So  lange  die  Gesellschaft  besteht,  ist  die  Einheit  in  der  Vermögensverwal- 
tung und  Disposition  voraus  zu  beachten. 


6.  Erk.  des  Ob.  A.  G.  Lä6eek  [Seufftrh  Arcb.  II.  187.)  Es  ist  Jedermann  be- 
rechtigt anzunehmen,  dasz  der  neue  Compagnon,  sowie  er  an  allen  Activis  der  Hand* 
lung  Theil  hat,  auch  an  den  Passivis  derselben  Theil  nehmen  wolle. 

7.  Prankf.  Entw.  des  dauUchen  Handelsg.  g.  43.  Das  Vermögen  der  Gesell- 
•ehaft  haftat  den  Gliublgern  derselben  vonugs weise.  Die  besonderen  Gläubiger  eines 
Gesellschafters  können  nur  auf  den  Gewinnantheil  ihres  Schuldners,  insoweit  dieser 
salbst  ihn  würde  fonlem  können»  und  «af  dasjenige  Anspruch  machen»  was  demsel- 
ben bei  der  AoseiiiaoderseUang  sqOUU. 
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S.  137. 

4.    AQfl68ung  der  Handelsf^esellscbafl. 

1.  Die  Auflösung  der  Handelsgesellschaft  kann  vorerst  auf  tteeksd- 
seitiger  Uebereinkunft  beruhen,  "sei  es  dasz  das  Ende  derselben  schon  zu 
Anfang  bestimmt  worden,  sei  es  dasz  nun  ein  auflösender  Vertrag  zu  Stande 
kommt.  Damit  aber  die  Auflösung  Dritten  gegenüber  wirke,  ist  wieder 
öffentliche  Bekanntmachung  nöthig.  In  Ermanglung  derselben  wäre  der 
Dritte,  der  in  gutem  Glauben  mit  einem  angeblichen  Geschäftsführer  einen 
Vertrag  abschlieszt,  noch  berechtigt,  sich  an  die  früheren  Gesellschafter  zu 
halten,  wie  wenn  er  eine  Forderung  gegen  die  Gesellschaft  erworben  hätte. 

2.  Die  ßindigung  eines  einzelnen  Gesellschafters  hat  zwar,  wenn  sie 
in  gutem  Glauben  und  rechtzeitig  geschieht  noch  eine  auflösende  Wirkung 
und  steht  in  dieser  Beschränkung  noch  jedem  Gesellschafter  frei  (1.);  aber 
sie  wirkt  nicht  mehr,  wie  im  römischen  Rechte,  nothwendig  auflösend  ffir 
die  ganze  Gesellschaft,  sondern  nur  soweit  die  Betheiligung  des  Kflndigers 
reicht.  Wollen  die  übrigen  Gesellschafter  die  Gesellschaft  fortsetzenj  so 
sind  sie  daran  nicht  gehindert,  und  es  musz  sich  der  Austretende  gefallen 
lassen,  dasz  er  für  seim  Ansprüche  an  das  Gesellssehafts  vermögen  abge- 
funden werde.  Er  kann  auch  keine  Veränderung  der  Firma  fordern,  wenn 
nicht  sein  Name  in  dieser  genannt  ist,  in  welchem  Falle  er  die  Streichung 
desselben  begehren  kann. 

3.  Dem  Austritt  eines  Gesellschaft^s  aus  der  Gesdiscbaft  steht  die 
AussdUkszung  eines  einzelnen  Mitgliedes  aus  erheblichen  Gründen  zur  Seite, 
welche  dem  römischen  Rechte  nicht  bekannt,  für  dasselbe  aber  auch  nicht 
nöthig  war.  (1 — 3.)  Als  zureichende  Ursachen  gelten  z.  B.  beharrliche 
Nichterfüllung  der  Gesellschaftspflicht,  eingetretene  Unfilhigkeit,  den  über* 
nommenen  Geschäften  obzuliegen,  Ehrlosigkeit  u.  s.  f.  Auch  die  Insolvenz 
eines  Mitgliedes  löst  nicht  nothwendig  die  ganze  Gesellschaft  auf,  sondern 
begründet  nur  für  die  Gesellschaft  die  Ausschlieszung  desselben,  für  seine 
Gläubiger  aber  ein  Recht,  Ausscheidung  seines  Antheiis  an  dem  Gesell- 
schaftsvermögen zu  fordern. 

4.  Auch  der  Tod  eines  Mitgliedes  wirkt  nicht  mehr  so  absolut  auflösend 


1.  Freu*z.  Landr.  1.  17.  g.  209.  lo  der  Regel  stebl  einem  jeden  Milgliede  frei, 
die  Gesellschaft  nach  Gulflnden  zu  verlassen,  g.  373.  Ein  Mitglied,  welches  sich 
der  Erfüllung  seiner  Pflichten  beharrlich  entzieht,  kann  —  von  der  Gesellschaft  aus- 
geschlossen werden. 

2.  Zürcher  Ges.  %.  1313.  Es  kann  aber  auch  die  Gesellschaft  aus  dringenden 
und  wichtigen  das  GesellschaftsverhäUnisz  störenden  Ursachen  —  —  einen  einzelnen 
Gesellschafter  ausschiieszen,  ohne  zugleich  sich  selber  aufzulösen. 

3.  Oesterr,  G.  %.  1210.  Wenn  ein  Mitglied  die  wesentlichen  Bedingungen  des 
Vertrages  nicht  erfüllt,  wenn  es  in  Codeurs  verfSlU,  al»  Verschwender  gerichtlich  er- 
kllrt  oder  überhaupt  unter  Curatel  gesetzt  wird,  wenn  es  durch  ein  Verbrechen  das 
Vertrauen  verliert,  so  kann  es  vor  Verlauf  der  Zeit  von  der  Gesellschaft  ausgeschlos- 
sen werden. 
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ftr  die  ganze  Gesellschaft,  wie  in  der  römischai  Societftt.  Vorerst  steht 
nichts  einer  Bestimmung  des  Gesellschaftsvertrages  im  Wege,  dasz  nach 
dem  Tode  eines  Mitgliedes  seine  Erhen  an  seiner  Statt  in  die  Gesellschaft 
eintreten  sollen,  oder  dasz  die  überlebenden  Gesellschafter  für  sich  allein 
die  Gesellschaft  fortsetzen  dürfen. 

üeberdem  ist  dem  Geiste  der  neueren  Rechtsbildung  die  Annahme  na- 
türlich, dasz  auch  ohne  besondere  Verabredung  das  Recht  eines  Gesell- 
schafters, der*  sich  nur  mit  seinem  Vermögen,  nicht  zugleich  mit  seiner 
Arbeit  betheiligt  hat,  auf  seine  Erben  übergehe,  weil  es  hier  nicht  auf  die 
Person,  sondern  auf  das  Object  ankomme.  (4.) 

5.  Die  Auflösung  der  Handelsgesellschaft  hat  die  Liquidatian  des  Ge- 
9eÜ$chaft9vermogen»,  dann  erst  die  Auseinandersetzung  der  Ansprüche  der  Ge- 
sellschafter zur  Folge.  Kann  die  Liquidation  durch  eine  Verauszerung  des  Ganzen 
rasch  voUzogen  werden  und  ist  der  Preis  angemessen,  so  erfordert  es  das  allge- 
meine Interesse  und  die  Treue,  die  sich  die  Gesellschafter  schuldig  sind, 
dasz  nicht  der  Einzelne  durch  seinen  Widerspruch  jene  verhindern  dürfe. 
Abgesehen  davon  ab^r  hat  jeder  Gesellschafter  ein  Recht,  die  unverzüg- 
liche Liquidation  zu  fordern,  sobald  die  Auflösung  der  Gesellschaft  ent- 
schiedai  istr 

Zu  diesem  Behuf  werden  ein  oder  mehrere  Liquidatoren  ernannt,  in 
welchen,  soweit  das  im  Interesse  der  Liquidation  nöthig  ist,  die  Gesellschaft 
als  Ganzes  noch  gewissermaszen  fortlebt,  welche  daher  auch  die  Firma 
fahren.  Die  Vollmacht  der  Liquidatoren  ist  aber  beschränkter  als  die  der 
G^chaftsfÜhrer  wahrend  des  wirklichen  Bestandes  der  Gesellschaft.  Sie 
dürfen  die  ausstehenden  Forderungen  einziehen,  die  GeseUschaftsschulden 
bezahlen  —  in  diesem  Interesse  können  sie  die  [einzelnen  Gesellschafter 
anhalten,  das  erforderliche  Geld  vorzuschieszen ,  auch  Wechsel  auf  diesel- 
ben ausstellen  —  die  Waaren  verkaufen,  angefangene  Geschäfte  beendigen. 
Aber  sie  dürfen  nicht  neue  Geschäfte  unternehmen,  aaszer  insofern  diesel- 
ben etwa  nöthig  sind,  um  die  Verauszerung  der  vorhandenen  Waaren 
möglich  zu  machen.  (5.)  Die  Liquidatoren  haften  dann  den  einzelnen  Ge- 
sellschaftern für  sorgfältige  Ausführung  ihres  Auftrags,  nicht  mehr  der  Ge- 
sellschaft, welche  aufgelöst  ist. 

6.  Ist  die  Liquidation  wenigstens  so  weit  vollendet,  dasz  nur  noch 
Activen  da  sind,  so  kommt  es  nun  zur  Auseinandersetzung  der  Gesellschaft, 
und  da  vertritt  jedes  Mitglied  seine  eigenen  Interessen  selbst,  wie  bei  jeder 
andern  Theilung  eines  gemeinsamen  Vermögens. 

4.  Fretui.  Landr.  I.  17.  g*  2^-  ^in  Gleiches  ündet  statt  (d.  ta.  Fortsetzung 
der  GeseUschafl  nach  dem  Tode  eines  Gesellschafters  mit  dessen  Erben)  wenn  —  das 
Yorstorbene  Mitglied  —  an  dem  Betriebe  (des  Geschäftes)  nicht  tbätigen  AntheU  ge- 
nommen hat. 

5.  Nürnh,  Entw.  d.  deutschen  H.  G.  g.  130.  Die  Liquidatoren  sind  auch  be- 
rechtigt, neue  Geschäfte  einzugehen,  venn  sie  ohne  solche  die  schwebenden  Ge- 
BChAfte  nicht  erledigen  können. 
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7.  Die  GeielUehaftsgiäMger  sind  berechtigt,  yod  den  Liquidatoren  die 
BezahliiDg  ihrer  Furderungen  m  verlangen.  Aber  selbst  nach  der  Tbei* 
lang  bleibt  ihnen  noch  das  Recht,  die  früheren  Mitglieder  der  Gesellschaft 
oder  deren  Erben  und  zwar  in  solidum  für  die  Bezahlung  anzuhalten.  Da 
indessen  die  genauere  Kenntnisz  von  den  GeschAftsverhältnissen  den  ein- 
aelnen  Gesellschaftern  selbst  nicht  zugemuthet  werden  kann,  und  in  der 
dffentlichen  Bekanntmachung  von  der  Auflösung  der  Gesellschaft  eine  Mah- 
nung an  die  Gläubiger  liegt,  ihre  Forderungen  nunmehr  anzumelden,  so 
rechtfertigt  es  sich,  dasz  neuere  Gesetzgebungen  die  Gesellschafter  durch 
eine  kurze  Verjährung  vor  der  Gefahr  sicher  stellen,  lange  Zeit  noch 
nach  Auflösung  der  Gesellschaft  aus  den  Geschäften  derselben  belangt  zu 
werden.  (6.) 

§.  138. 

UI.    Stille  Gesellschaft  und  CommanditeDgesellschaft. 

1.  Das  Institut  der  CommanditmgeseiUchaft  ist  von  Italien  und  Frank- 
reich her  auch  nach  Deutschland  gekommen  und  hat  da  als  stille  Ge$ett- 
schaft  manchen  Orts  eine  eigenthümliche  Ausbildung  erfahren.  Sie  ver> 
dankt  ihren  Ursprung  dem  Interesse  eines  Capitalisten,  welcher  sein  Capital 
in  einem  Handlungsetablissement  anlegen  und  an  dem  Gewinn  Antheil  haben 
will,  ohne  die  Gefahr  eines  CoUectivgesellschafters  zu  ttbernebmen,  und  dem 
Interesse  eines  Geschäftsmannes,  das  erforderliche  Handelscapital  aufzu- 
bringen. Der  erstere  wagt  dabei  sein  Commanditeneapital,  aber  nicht  sein 
übriges  Vermögen.  Der  letztere  trägt  die  volle  Verantwortlichkeit  im  Ver- 
kehr mit  Dritten. 

Dieser  Grundgedanke  läszt  sich  in  verschiedener  Weise  realisiren,  und 
daher  haben  auch  die  verschiedenen  Rechte  das  Verhältnisz  in  manchen 
Punkten  verschieden  formulirt.  Man  nannte  dasselbe  bald  Commanditen-, 
bald  stille  Gesellschaft,  und  die  betheiligten  Contrahenten,  den  erstem  Com- 
mandUisten  oder  stillen  Gestllschafter  (accommendator,  associ^  en  common- 
dite,  commanditaire),  den  letztern  Commanditirten,  Complemenlar,  oder  offe^ 
nen  Gesellschafter  (aecommendcUarius,  commandiU  auch  Commanditar). 
Zum  erstenmale  aber  hat  der  Nürnberger  Entwurf  des  deutschen  Handels- 
gesetzes —  und  erst  bei  der  letzten  Lesung  —  zwei  verschiedene  Nonni- 
rungen  als  zwei  Institute  gleichsam  zur  Auswahl  neben  einander  gestellt, 
das  eine  unter  dem  Namen  der  stillen  Gesellschaft,  das  andere  unter  dem 
der  Commanditengesellschaft.  Jene  wird  als  das  ältere  deutsche  Verhältnisz 
bezeichnet,  diese  ist  der  französischen  Ausbildung  (1.)  näher,  aber  unterschd- 


6.  Freust:  Landr.  II.  8.  g.  672.  Allen  SocietStsgUubigern»  welchen  der  Aus- 
tritt gehörig  bekannt  gemacht  worden,  bleibt  der  ausgetretene  Gesellschafter  nur  auf 
ein  Jahr  seit  dem  Ablaufe  des  Societttlsjabres  verhaftet.  (Vgl.  I.  17.  S*  ^^^O 

1.    Codw  da  commerce  g.  23.    La  80ci6t6  en  commandite  ae  contraete  entre  on 
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det  sich  doch  nicht  so  scharf  von  der  offenen  Gesellschaft  als  im  franzö- 
sischen Recht.  Der  Hauptunterschied  zwischen  diesen  beiden  Formen  liegt 
darin,  dasz 

a)  bei  der  alten  stillen  Gesellschaft  das  Handelsyermögen  lediglich  ab 
Vermögen  des  Complementars  erscheint,  dem  gegenüber  der  stille 
Gesellschafter  nur  Ansprüche  und  Pflichten  hat^  bei  der  neuen  Com- 
manditengesellschaft  dagegen  unter  beiden  Gemeinschaft  an  dem  Hand« 
lungsfond  und  dem  Handelsgewerbe  besteht;  und  dasz 

b)  bei  jener  das  Verhfiltnisz  wesentlich  nur  zwischen  den  Gesellschaftern 
besteht,  bei  dieser  dagegen  die  Absicht  waltet,  auch  in  Beziehung  zu  den 
dritten  Geschäftsfreunden  das  VerhAltnisz  organtsirt  hervortreten  zu 
lassen. 

Daher  gibt  es  bei  jener  nur  eine  Fh*ma  des  Complementars,  bei  dieser 
auch  eine  Firma  der  Commanditengesellschaft  selbst.  Daher  ist  bei  jener 
die  Anmeldung  in  die  Handelsmatrikel  nicht  nöthig,  wohl  aber  bei  dieser, 
und  daher  haben  die  Gläubiger  bei  jener  geringere,  bei  dieser  gröszere 
Sicherheit;  in  beiden  Fallen  jedoch  nur  bis  auf  die  Grösze  des  Beitrags 
capitals.  Eine  derinrtige  zwiefache  Portsetzung  desselben  Grundgedankens 
hat  übrigens  Bedenken  und  veranlaszt  leicht  Verwirrung  und  Zweifel.  Es 
wird  dem  creditirenden  Publicum  oft  schwer  den  Commanditisten  und  den 
oflenen  Gesellschafter  zu  unterscheiden,  und  noch  schwerer  wird  es  sein 
den  Commanditisten  und  den  stillen  Gesellschafter  zu  unterscheiden. 

2.  Nach  manchen  Rechten  ist  die  schriftliche  Form  des  Gesellschafts- 
vertrags für  die  Commanditengesellschaft  erforderlich,  nach  dem  Nürnber- 
ger Entwurf  (§.  142.  236.)  aber  ist  dieselbe  weder  für  sie  noch  für  die  stille 
Gesellschaft  nothwendig.  Ueber  das  Erfordernisz  der  Eintragung  in  die 
BandeUmatrikel  und  die  Veröffentlichung  finden  wir  in  der  bisherigen  Ge- 
setzgebung verschiedene  Bestimmungen.  Die  einen  Gesetze  wie  das  Preu- 
sziiche  Landrecht  H.  8.  §.  652  verlangen  dieselbe  überhaupt  nicht;  die 
andern  schreiben  die  Anmeldung  und  die  Bekanntmachung  vor,  aber  letz- 
tere wieder  in  verschiedener  Ausdehnung,  indem  bald  die  Angabe  der 
Summe,  in  welcher  sich  ein  Commandiiist  betheiligt,  und  der  Name  des 
Commanditisten  öfTentlich  bekannt  gemacht  wird  (Code  de  Comm.  43.), 
bald  nur  die  Eiistenz  der  Commanditengesellschaft,  nicht  aber  Name  und 
Betrag  der  Commandite  (2.),  bald  der  Name  des  Commanditisten,  nicht  aber 
die  Grösze  des  Commanditencapitals  veröflentlicht  wird.  (3.)     Der  Mangel 

on  plasiears  associ^s  responsables  et  solidaires,  et  ud  ou  plusiears  associ^s  simples 
batllears  de  fonds,  qae  Ton  nomme  commaDditaires  ou  associes  en  commandite. 

2.  Nürnb.  Entw.  des  deaiscAenB,G,  8.143,    Die  Anmeldaog  masi  enthalten: 

1)  den  Namen Jedes  persönlich  haftenden  Gesellscharters,  2J  den  Namen Jedes 

Commanditisten»  3)  die  Firma  — ,  4}  den  Betrag  der  Verroögenseinlage  Jedes  Comman- 
ditisten. —  Bei  der  Bekanntmachung  —  in  den  öffentlichen  Blättern  unterbleibt  die 
Angabe  der  Namen  —  der  Commanditisten  sowie  die  Angabe  ihrer  Vermögenseinlagen. 

3.  Zürcher  G,  g.  1332.     Ueberdem  ist  von  dem  Abschlusx  der  Commandilen- 


»,. 
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der  AnmddoDg  oder  Bekanntmachang  entlastet  indessen  den  Commandi- 
tisten  nicht  im  VerhAltnisz  zu  den  Handelsgiftubigern. 

Dm  aber  das  Publicum  vor  der  Tttuschung  über  die  wahre  Eigen- 
schaft eines  Gesellschafters,  ob  er  Collecti¥gesellschafl;er  oder  Commanditist 
sei,  zu  bewahren,  hat  sich  der  Rechtsgrundsatz  ausgebildet:  Wenn  der 
Commanditist  sich  thatsftchlich  wie  ein  Collectivgesellschafier  benimmt,  sä 
es,  dasz  er  seinen  Namen  in  die  Handelsfirma  aufnehmen  lAszt,  sei  es 
dasz  er  an  der  Besorgung  der  HandelsgeschAfte  wie  ein  geschlftsfQh- 
render  Gesellschafter  Antheil  nimmt,  so  haben  im  erstem  Fall  die  contra- 
hireuden  HandelsglAubiger,  in^  letztern  Fall  der  getauschte  Contrahent  ein 
Recht,  ihn  als  CoUectivgesellschafter  zu  behandeln,  d.  h.  er  wird  diesen 
gegenüber  solidarisch  für  die  einzelnen  Handelsschulden  und  sofort  ver- 
pflichtet  (4.)  Strenger  noch  ist  die  Vorschrift  des  französischen  Rechts, 
welches  dem  Commanditisten  jede  Theilnahme  an  dem  eigentlichen  GescbAfts- 
betrieb  untersagt,  unter  der  Androhung  dasz  er  überhaupt  allen  Geschäfls- 
glAubigem  gegenüber«  wie  ein  CoUectivgesellschafter  hafte;  eine  Bestim- 
mung, welche  über  ihren  Grund  —  die  mögliche  Tauschung  der  Contra- 
henten  —  hinaus  wirkt.  Auf  der  andern  Seite  geht  wieder  der  Nürnber- 
ger Entwurf  so  weit,  dem  Commanditisten  zu  gestatten,  dasz  er  als  Pro- 
curist  handle.  (4.) 

3.  Der  Cominumdüirte  ist  der  eigentliche  Handlungschef  und  v^tritt 
dieselbe  im  Verkehr.  Ob  er  ein  einzelnes  Individuum  sei,  oder  eine  ans 
CoUectivgesellschaftern  (GeschAftsführenden  und  nicht  Geschäftsführenden) 
zusammengesetzte  Handelsgesellschaft,  Ändert  nichts  weder  an  dem  unmit- 
telbaren Verhaltnisz  des  Commanditisten  zu  ihm  noch  an  dem  mittelbaren 
zu  den  HandelsglAubigern. 

4.  Der  Cotnmandüirte  ist  nicht  ein  bloszer  DarlehnsglAubiger.  Er 
will  einen  Antheil  an  dem  Handelsgewinn  und  erhält  diesen  seinem  Bd- 
trage  (dem  Commanditencapital)  gemäsz.  Seine  Rechte  innerhalb  der  Ge- 
sellschaft sind  Ahnlich  denen  der  nicht  geschäftsführenden  CoUectivgesell- 
schafter. Auch  an  der  Gefahr  des  Verlustes  nimmt  er  Theil,  aber  mit 
der  Beschränkung  auf  sein  Capital. 

Sein  Verhaltnisz  zu  dritten  Personen,  insbesondere  den  Handelsglau- 
bigem,  ist  aber  ein  ganz  anderes  als  das  der  CoUectivgesellschafter.  Er 
tritt  zunächst  in  gar  keine  Beziehung  zu  diesen  und  haftet  keinesw^  in 
subsidiwn  für  Bezahlung  der  Handelsschulden.  Er  wird  nicht  zum  Schuldner 


gesellschaft,  von  den  beiheiligten  Personen  und  der  Grösze  des  Commanditencapiuls 
in  dem  Ragionenbnch  Vormerkung  zu  machen  und  d^rch  öfTentliche  Kundmachung 
mindestens  von  dem  Dasein  der  GeseUschaft  und  dem  Namen  des  Commanditisten 
dem  verkehrtreibenden  PubUcum  Kenntnisz  zu  geben. 

4.  Nümb.  Entw.  des  deutwehen  H.  G.  g-  ^^T-  Ein  Commanditist,  welcher  für 
die  Gesellschaft  Geschfifte  schlieszt,  ohne  ausdrücklich  zu  erkifiren»  dasz  er  nur  als 
Procurist  oder  als  Bevollmüchtlgter  handle,  ist  aus  diesen  Geschäften  gleich  einem 
persönlich  haftenden  Gesellschafter  verpflichtet. 
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derselben.  Wenn  aber  der  Gommanditirte  in  Conow$  gerflth,  dann  tritt  die  Ge- 
samnUheit  der  HandehgWiubiger  aach  in  desten  Rechte  gegen  den  CommandUiBten 
ein  und  kann  verlangen,  dasz  dieser  das  Commanditencapiial,  insofern  es  noch 
nicht  bezahlt  ist,  zu  ihrer  Befriedigung  in  die  Masse  einwerfe,  wenn  es 
bezahlt  ist.  in  der  Masse  lasse  und  auf  seine  Rückforderung  dieses  Capitals 
so  lange  verzichte,  bis  sie  vollständig  befriedigt  seien.  Nur  mittelbar  also, 
insoweit  in  dem  Commanditencapital  auch  eine  Crediteröffnung  liegt  zu 
Gunsten  der  Handlung,  und  erst  im  Concurse  desCommanditirten  hat  derCom- 
manditist  auch  den  Handelsgläubigern  einzustehen.  Der  Nürnberger  Ent- 
wurf läszt  diese  Auffassung  für  den  stillen  Gesellschafter  gelten,  dagegen 
den  Commanditisten  im  engern  Sinne  für  die  Schulden  der  Commanditen- 
gesellschaft  in  beschränkter  Weise  einstehen. 

5.  Gibt  der  Commanditist  über  das  zugesagte  Commanditencapital 
hinaus  weitere  Capitalien  in  den  Geschäftsfond,  so  kann  diesz  je  nach  der 
Absicht  der  Contrahenten  zur  Vermehrung  des  Commanditencapitals  ge- 
schehen, oder  ein  bloszes  Darlehen  sein.  Im  Zweifel  ist  eher  die  letztere 
Meinung  anzunehmen,  weil  "weniger  complicirle  und  geringere  Verpflich- 
tungen sich  daraus  ergeben. 

6.  Geräth  der  Commanditist  in  Concurs,  so  können  seine  Gläubiger 
nur  insofern  und  nur  so  weit  auf  das  Commanditencapital  greifen,  als  es 
jener  selbst  aus  dem  Handelsgut  des  Commanditisten  herausziehen  könnte. 

Wird  der  Commanditist  insolvent,  so  haben  die  Handelsgläubiger  nun 
ein  Recht,  das  Commanditencapital  für  sich  in  Anspruch  zu  nehmen.    Hat 
der  Commanditist   vorher   einen  Theil   seines  Capitals  —  ohne  dasz  die 
Commandite  selbst  vermindert  worden  —  zurück  empfangen,   so  musz  er 
denselben   zur  Ergänzung  des  vollen  Commanditencapitals  wieder  in  die 
Masse  werfen,  nicht  aber  den  während  des  solventen  Bestandes  der  Gesell- 
schaft bezogenen  Gewinn.  ^,5.)    Eben  um  des  Gewinnes  willen  tritt  der 
Commanditist  in  ein  Gesellschaftsverhältnisz  ein,   und  wenn  er  diesen  den 
tiblichen  Jakrrecknungen  gemäsz,  durch  welche  die  periodische  Abrechnung 
voDzogen  wird,  empfkngt,  so  empfängt  er,  was  ihm  gebührt,  und  worauf 
weder  der  Gommanditirte  hinterher  noch  die  Handelsgläubiger  irgend  ein 
Recht  der  Rückforderung  haben,  die  beide,  nur  der  erstere  unmittelbar,  die 
letztem  mittelbar  auf  das  Commanditencapital  angewiesen  sind.   Wäre  aber 
aus  einem  nicht  entschuldbaren  Irrthum  ein  Gewinn  ausbezahlt  worden, 
der   nicht  vorhanden  war,   oder  aus  Dolus  des  Commanditirten,  um  den 
Commanditisten  über  den  Gang  der  Geschäfte  zu  täuschen,    dann  könnte 
dieser  nicht  aus  dem  Societätsverhältnisz,    wohl  aber  wegen  unrechtmäszi- 
ger  Bereicherung  im  ersten  Falle  vom  Commanditirten  und  den  Handels- 
gläubigern, im  zweiten  von  diesen  zur  Wiedererstattung  angehalten  wer- 
den,   üeberdem  bestimmt  der  Nürnberger  Entwurf,  dasz  ein  während  des 

5.  JVärnh.  EdIw.  des  deutschen  U.  G.  g.  155.  Er  ist  nicht  verpflichtet,  den 
Gewinn  zurüclizazahlen,  welchen  er  aaf  Grund  einer  mit  gutem  Glauben  errichteten 
Bilanz  in  gutem  Glauben  bezogen  bau 
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Bestandes  der  Gesellschaft  durch  Verlnsle  yermindortes  CommtnditeDcaiiital 
vorerst  darch  spätere  Gewinnste  zu  ergAnzeo  sei,  bevor  der  Commaiiditist 
Zinse  oder  Gewinnquote  beziehen  dürfe.  (§.  155.^ 

7.  Der  Commanditist  kann  die  Commandite  theüweise  zurückziehen 
oder  ganz  kündigen,  wenn  er  es  nicht  zu  vertragswidriger  Zeit  thut.  Es 
musz  aber,  damit  sein  Rücktritt  gegenüber  den  Handelsgläubigem  wirke, 
derselbe  öffentlich  bekannt  gemacht  werden.  Wird  dann  spAter  dem  Commandi- 
tirten  creditirt,  so  haben  diese  Handelsschulden  zu  der  zurückgezogenen  Com- 
mandite keine  Beziehung  mehr.  Aber  verlieren  die  Altern  Handelsgläubi- 
ger ihren  mittelbaren  Anspruch  auf  das  Commanditencapital  ebenso?  Es 
wAre  das  gegen  den  guten  Glauben.  Wohl  aber  liegt  in  der  Bekannt- 
machung des  Rücktritts  auch  eine  Art  Mahnung  an  die  Handelsgläubiger, 
nun  ihre  Forderungen  einzuziehen.  Thun  sie  das  in  der  nächsten  Zeit, 
und  ^  stellt  sich  in  Folge  dessen  die  Insolvenz  des  Commanditisten  heraus, 
so  musz  nun  zu  ihren  Gunsten  der  Commanditist  noch  mit  dem  Comman- 
ditencapital einstehen.  Warten  sie  aber  so  lange  mit  der  Einforderung 
ihrer  Posten,  dasz  daraus  vernünftiger  Weise  geschlossen  werden  kann, 
sie  haben,  abgesehen  von  der  Commandite,  dem  Commanditirten  auch  flDr 
die  Zukunft  ihr  Vertrauen  geschenkt,  dann  können  sie,  wenn  nun  später 
der  Concurs  über  denselben  ausbricht,  nicht  mehr  auf  den  Commanditisten 
zurückgreifen.  Wünschbar  ist  eine  kurze  Verjährungsfrist  für  solche  Fälle, 
indem  ohne  solche  leicht  über  die  Auslegung  der  Zögerung  und  über  das 
Zeitmasz  Streit  und  Zweifel  entstehen. 

8.  Eine  Modification  der  Commanditengesellschaft  ist  die  sogenannte 
Commanditengesellschaft  auf  Aclien.  Das  Commanditencapital  kann  nämlich 
in  eine  Anzahl  gleicher  Quoten  zerlegt  werden,  welche  daher  Aclien  ge- 
nannt werden.  Eine  eigentliche  Actiengesellschaft  ist  das  nicht,  denn  weder 
ist  die  Verbindung  der  Actienantheilhaber  als  Commanditist  genossenschaft- 
lich organisirt,  noch  tritt  dieselbe  im  Verkehr  nach  auszen  als  eine  selb- 
ständige Persönlichkeit  auf.  Man  sucht  auf  diese  Weise  zwei  Vortbeile  za 
verbinden:  1)  Vergröszerung  der  Capitalkraft,  durch  Betheiligung  einer 
Menge  von  Actionären,  im  Gegensatze  zu  der  Betheiligung  eines  einzelnen 
Commanditisten.  2)  Persönliche  Verantwortlichkeit  und  daher  bessere  Ge- 
schäftsleitung des  Commanditisten  im  Gegensatz  zu  der  persönlich  nicht 
haftenden  Directlon  einer  Actiengesellschaft;  d.  h«  man  sucht  die  Vorzüge 
der  Actiengesellschaft  mit  denen  der  Collectiv-  und  der  Commanditen- 
gesellschaft zu  verbinden.  Die  Erfahrung,  besonders  in  Frankreich,  hat  abet 
gezeigt,  dasz  diese  Listitution  auch  leicht  zu  schwindelhaften  Unterneh- 
mungen miszbraucht  werde.  Die  neuere  Gesetzgebung  hat  daher  versucht, 
Garantien  gegen  solchen  Miszbrauch  zu  schaffen.    Als  solche  kommen  vor: 

a)  das  Erfordernisz  staatlicher  Genehmigung, 
bj  die  gerichtliche  und  notarielle  Beurkundung, 
c)  Eintragung  in  die  Handelsmatrikel, 
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d)  die  Beftellmig  eines  ÄDlbichtsrathes  und  ei'höhte   Veraatwortlichkeit 
seiner  Mitglieder, 

e)  das  Verbot  von  Inhaberactien, 

f)  Vorschriften  über  Rechnungsstellnng  und  Controle, 

g)  Behinderung  der  Theilung  des  Vermögens  vor  Bezahlung  der  Schulden. 
Die  bureaukratische  Bevormundung  erzeugt  aber  hinwieder  neue  Uebel- 

stftnde,  und  am  vorzfiglichsten  ist  sicher  das  System  freier  Bildung  auch 
solcher  Gesellschaften,  verbunden  mit  strenger  privatrechtlicher  Verant- 
wortlichkeit der  Betheiligten. 

*    TKöl,  Handelsrecht.  I.  $.  40  ff.     C.  Siemer,  Diss.  de  societate,  quam 
dicunk  »en  commandite.«  Monachii  1852.    Biinckmann,  Handeisrecht  $.  54  ff. 

§.  139. 

IV.    Die  Actiengesellscbaft. 

1.  Die  AaiengeieUsekaft  ist  die  wichtigste  aber  nicht  die  einzige  An«- 
Wendung  der  unbenanwten  GestlUchaft  (sociät^  anonyme)  «lO«  welche  anob 
aus  ungUkhm  Antheilen,  die  daher  nicht  Actien  beiszen,  gebildet  sein  kann, 
wie  z.  B.  bei  den  wechselseitigen  Leibrenten  und  Versicherungsgesell" 
Schäften.  Sie  gehört  dem  modernen  europttischen  Rechte  an«  In  ihr  stellt 
sich  der  geno$ien$ehafiliehe  Charakter  (§.  38.  §.  39.  9.)  mit  ausgezeich- 
neter Schftrfe  dar.  Sie  ist  eine  aus  den  Actionären  zusammengesetzte  Per«- 
sönlichkeit.  Sie  erscheint  als  ein  selbständiges,  einheitlich  organisirtes 
Reobtssttliject,  *)  welchem  ein  Vermögen,  das  Actienvermögen,  zugeschrieben 
wird,  waches  durch  seine  Organe  und  Stellvertreter  Verträge  abschliesstir 
Forderungen  erwirbt,  Schulden  übernimmt;  und  zugleich  ist  man  sich  doch 
bewuszt,  dasz  dieses  Rechtssubject  nicht  abgesehen  von  den  Actionären, 
sondern  eben  aus  diesen  besteht,  und  dasz  sein  Vermög4?n  hinwieder  objectiv 
nach  Actien  getheilt  ist,  mithin  auch  den  Actionären  angehört.  Die  Actionäre 
sind  unter  einander  allerdings  in  einem  Geselischaftsverhältnisz,  und  ver- 
pflichtet, die  versprochenen  Beiträge  zu  leisten,  sie  haben  Antheil  an  dem 
Gewinn,  und  an  dem  gemeinsamen  Vermögen  überhaupt.  Aber  nach 
Aussen  erscheinen  und  haften  sie  nicht  als  Gesellschafter,  und  der  Gesell- 
schaft selbst,  beziehungsweise  ihren  Gläubigern  gegenüber  im  Concurse 
jener,  immer  nur  bis  auf  den  Betrag  des  Actienbetrags,  nie  darüber  hinaus. 

1.  Code  de  commerce  g.  29.  La  soci6t6  «DODyme  o'existe  point  sous  od  nom 
social;  eile  D*est  d^igD^e  par  le  nom  d'aaeun  des  associ^s.  $.30.  Eile  est  qualifi6e 
ptr  la  d^signatioD  de  Totijet  de  son  enlreprise.  g.  36.  Le  capilal  de  la  soci6l6  ano- 
Dyme  se  divise  en  acüons  et  mtoe  en  coupons  d*action  d'une  valear  ^gale. 

*  Man  Vann  der  Annahme  einer  Genossenschafl  nicht  dadarch  entgehen,  daai  man,  wie  s.  B. 
eerbtr,  die  nMhige  Einheil  in  der  Bepttsentation  durch  „huta^ten**  sucht.  Uenn  einoial 
gibt  es  sehr  vi«le  Actiengesellschaften,  welche  A«m«  Inauurm^  oder  richtiger  Fmct^rem 
haben,  sondern  nur  F«rii«*cr»ffA«/>«ii;.und  wo  jene  sich  finden,  da  sind  sie  eben  nur  5/WI- 
9«Hrei€r  *im«r  Pentm,  die  ßr  $ieh  in  Ihrem  eigenen  Bewuszisein  wie  nach  der  Vorstellung 
der  Factoren  und  des  Pnblicuma  al»  Eimkeü  eiisürt. 
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Die  ActJengeselbchaft  bat  daher  auch  ab  PenoD  einen  Nmnm  —  hier 
fldtener  Firma  genannt  -—  welcher  ihrer  objectiven  Nator  gemftsz  nie  ans 
Personennamen  gebildet,  sondern  immer  von  dem  ObjM  oder  dem  Ztoedk 
der  Actienunternehmong  hergenommen  jst 

unter  Actien  versteht  man  zunächst  die  Capitalbeiträge,  zn  weichen 
die  ActionAre  sich  verpflichtet  haben,  und  bis  auf  welche  sie  haften,  die 
unter  sich  gleich  grosz  und  daher  in  einem  gUichariigen  VerhäUnisz  za 
dem  Gesammtvermögen  stehen.  Dann  heiszen  genauer  die  den  Actien  in 
jenem  ersten  Sinne  entsprechenden  Theilrechte  an  dem  Gesellschaftsvermö- 
gen und  an  der  organischen  Gesellschaftsverbindung  ebenfalls  Actien;  ebenso 
die  Gegenstände  dieses  Theilrechtes  die  Vermögen$quoUn.  Zuweilen  wer- 
den auch  die  dafür  ausgestellten  Urkunden  Actien  genannt. 

2.  Die  Einleitung  zur  Bildung  der  Actiengesellschaft  geschieht  ge- 
wöhnlich durch  die  Ankündigung  eines  Prqjectes  von  Seite  einzehier  Unter- 
nehmer, in  welchem  der  Zweck  derselben  bezeichnet  und  die  Grösze  des 
Actiencapitals  und  der  einzelnen  Actien  bestimmt,  zuweilen  auch  die  Grund- 
lage der  künftigen  Statuten  festgesetzt  wird.  Die  Einzeichnung  von  Actieo 
verbindet  die  Unterzeichner  für  den  Fall>  dasz  die  Actiengesellschaft  zu  Stande 
kommen  werde,  zur  Einzahlung  der  Actien  und  zur  Mitwirkung  bei  der 
Gründung  der  Actiengesellschaft.  Dabei  wird  stillschweigend  vorausgesetzt, 
dasz  eine  hinreichende  —  wenn  auch  nicht  die  vollständige  —  Anzahl 
Actien  genommen  werde.  (%) 

Die  Projectanten  können  zugleich  Actienzeichner  sein,  aber  sie  müssen 
es  nicht  sein.  In  ihrer  ersten  Eigenschaft  stehen  sie  zu  der  neuen  Actien- 
gesellschaft in  dem  Verhältnisz  von  negotiorum  gestores,  und  sind  berech- 
tigt, die  Auslagen  zu  verrechnen,  welche  sie  im  Interesse  der  Gesellschaft 
gemacht  haben.  Oft  bedingen  sie  sich  überdem  t)e$ondere  Vortheile  aus, 
gegen  deren  Uebermasz  indessen  die  allen  Geschttftsvertrftgen  inwohnende 
Rücksicht  auf  aequitas  angerufen  werden  kann. 

3.  Auch  die  zureichende  Einzeichnung  der  Actien  für  sich  begründet 
noch  nicht  die  wirkliche  Actiengesellschaft.  Zu  ihrer  Existenz  ist  die  Con- 
stituirung  derselben  nothwendig.  Diese  erfordert  wenigstens  die  Annahme 
von  Statuten,  welche  die  Ordnung  der  Gesellschaft  im  Innern  und  im  Ver- 
hältnisz zu  dritten  Personen  bestimmen,  und  der  neu  entstandenen  Ver- 
bindung ihre  Form  des  Daseins  und  einen  Namen  geben,  zu  ihrer  Vollen- 
dung fiberdem  die  wirkliche  Gestaltung  der  nöthigen  Organe  der  Verbindung, 
insbesondere  der  Direction,    Positive  Landesrechte  verlangen  nicht  selten 

3.  Erk.  des  O.  A.  G.  Lü6eck  {SeufferU  Archiv  11.  290J.  Es  liegt  in  der  Nator 
der  Sache,  da»  es  bei  jeder  Zeich oung  lu  eJDem  proJecUrten  ActieDunleniehinea 
immer  eine  stilschweigende  sich  von  selbst  verstebende  Bediogofig  ist,  dasz  das  als 
für  die  Ausführung  des  Unternehmens  erforderlich  veranschlagte  Capital  wirklich 
durch  Aufzeichnungen  aufgebracht  werde,  insofern  nicht  speciell  etwas  anderes  aus- 
gemacht worden. 
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Omikmigmig  der  Staaiabeherde:  und  es  tasst  sich  diesi  ans  der  Sorge  fOr 
die  Sicherheit  der  Greditverhiltoisse  wohl  begreifeii,  versteht  sich  aber  nidit 
Ton  selbst. 

4.  Die  Aetien,  die  möglicher  Weise  selbst  wieder  in  TheiU  zerlegt 
werden,  können  auf  bestimmle  PersonetHy  als  Actionftre  oder  auf  den  jeweir 
Ugm  Inhaber  der  Äcttemirkumde  (au  parteurj  ausgestellt  werden.  Sowohl 
jene,  die  Namenactim,  als  diese,  die  Inhaberactien  werden  als  Vermögens- 
rechte vererbt  und  verttuszert;  aber  die  erstorn  in  der  ^fgel  nur  in  der 
periöMehm  Form  der  C^non  der  Forderungen ,  diese  in  der  »äehUchm 
der  üebergabe  der  Urkunde,  wie  andere  Werthpapiere  auf  den  Inhaber. 
(S*  117.)  Ausnahmsweise  wird  es  auch  durch  die  Statuten  angeordnet, 
dasz  Namenactien  durch  Zuschreibung  der  Urkunde  auf  den  Namen  des 
Erwerbers  und  üebergabe  derselben  an  diesen  (Indossament)  übertragen 
werden.  Zuweilen  bedarf  es  nach  Vorschrift  der  Statuten  der  Eintragung 
in  das  Protokoll  der  Actiengesellschaft  (Actienmatrikelj, 

5«  Die  Actiontre  sind  schon  durch  die  Einzeicimung  zur  Einzahlung 
des  AeÜenbetragi^yerfi&chkL 

Bei  den  Namenactien  macht  diese  Verpflichtung  keine  Schwierigkeit. 
Es  kann  zwar  wohl  auch  eine  solche  Actie,  bevor  dieselbe  voUstfindig  ein- 
gezahlt ist,  verttuszert  werden;  aber  der  ursprüngliche  ActionAr  haftet  daa- 
noch  der  Actieogeselbchaft  persönlich,  bis  sie  den  neuen  Erwerber,  dar 
seine  Schuld  übernommen  hat,  auch  ihrerseits  als  Schuldner  anerkannt 
hat  Bei  den  Inhaberactien  dagegen  entsteht  die  Gefahr,  dasz  der  Actionftr 
durch  Üebergabe  der  Actienurkunde  und  selbst  durch  Zerstörung  der- 
selben wie  seine  Rechte  so  auch  seine  Verbindlichkeiten  von  sich  abwerfe, 
ohne  dasz  die  Gesellschaft  nun  weisz,  ob  und  an  wen  sie  sich  halten 
könne.  Diese  Unsicherheit  kann  leicht  zu  schwindelhaften  Geschftften 
ausgebeutet  und  so  der  öffentliche  Credit  empfindlich  zerrüttet  werden.  Um 
dieser  Gefahr  vorzubeugen,  dient  die  Vorschrift,  welche  sowohl  allgemein  durch 
die  Gesetzgebung  eingeführt  (3.)  als  auch  bei  Gelegenheit  der  erforderlichen 
Slaatsgenehmigung  im  einzelnen  Fall  (4.)  vorgeschrieben  werden  kann, 
dasz  keine  solche  Actienurkunde  ausgegeben  werden  dürfe,  bevor  die  Ein- 


3.  JVürml,  EDtw.  des  denUehen  H.  G.  g.  207.  WeDD  die  Aclien  oder  Actien«i 
inthdle  aaf  iDbaber  gestellt  m erden,  kommen  folgende  Grundsätze  zur  Anwendung 
1)'Dle  Ausgabe  der  Aetien  darf  vor  Einiahlung  des  ganzen  Nominalbetrags  derselbeq 
sieht  erfolgen;  ebensowenig  dürfen  über  die  geleisteten  Partialzahlungen  Promessen 
oder  iDterimsscbeinef  welche  auf  Inhaber  lauten,  ausgestellt  werden;  8)  der  Zeichner 
der  Aclie  ist  für  die  Einzahlung  von  40  Procent  des  Npminalbetrages  der  Actie  un- 
l>edingt  verhaftet. 

4.  Zürcher  G.  8*  ^346.  Wenn  die  Aetien  oder  Actientheile  auf  den  Inhaber 
ausgestellt  werden,  so  ist  bei  Ertheilung  der  Staatsgenehroigung  dafür  zu  sorgen, 
dasz  die  Zeichner  solcher  Aetien  für  die  Einzahlung  eines  erheblichen  für  den  ein- 
zelnen Fall  zu  bestimmenden  Tbeils  ihres  Nominalbetrags  persönlich  verpflichtet 
werden. 

Blaatichll,  deotaobes  Privalieeht.  i.  Ana  25 
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Zahlung  erfollt  ist,  and  daaz  die  Eiazeiebner  penOalieh  Mr.  mun  eriieb- 
lidieo  Beitrag  verhtftel  werden. 

6.  Die  Acttengeseüichaft  bedarf  einer  Organiiotion,  Wit*  andere 
oorporationsflhnliche  Genossenschaften  hat  me  gewöhnKoh  ra- Organen: 

a)  eine  Venammlunff  der  Actionäre, 

b)  einen  Vor$tüni,  VarsteherBchaft,  Anuehuiz,  Dtreetton, 
und  auszerdem  auch 

c)  einen  AufmhUrath  (Verwaltangsratfi) , 

d)  bevoUmäehtigte  Agenten. 

7.  Die  Versammlung  der  Actiondre  besteht  denn  aber  nicht  ans  den 
Personen  als  solchen,  sondern  ans  den  ActionAren  als  Actienberechligten, 
Daher  ist  die  Regel:  Jede  Actie  berechtigt  zu  einer  Stimme;  und:  Wer 
mehrere  Actien  vertritt,  hat  mehrere  Stimmen,  wer  nur  einen  Bruchtheil 
einer  Actie  hat,  nur  in  Verbindung  mit  den  andern  Inhabern  der  Broch- 
theile  eine  Stimme  geltend  zu  machen.  Diese  Regel  erleidet  freilich  man- 
dierlei  Beschränkungen  und  Hodificationen,  theib  durch  die  positive  Geseti- 
gebung,  theils  durch  die  Statuten >  hauptsachlich  ans  folg^iden  Motiven: 
einmal  um  die  Stimmenzahl  durch  AnsschliesEUng  der  nur  wenig  betbei- 
ligten  Actionäre  zu  vermindem,  sodann  um  zu  verhMen,  dasz  nicht  zu  viele 
Stimmrechte  in  Einer  Hand  vereinigt  und  so  einzehien  AcÜontren  ein  ge- 
filhrliches  üebergewicht  sum  Schaden  der  Qbngen  eingeriuml  werde. 

In  der  Regel  entscheidet  die  Mehrheit  der  vertretenen  Actienstimmen 
im  Namen  der  ganzen  Actiengesellschaft:  und  die  Competenz  der  Versamm- 
lung erstreckt  sich  gewöhnlich  auf  die  Genehmigung  der  Statuten  und  alle 
Existenzfragen  der  Actiengesellschaft,  die  Wahl  des  Ausschusses  und  die 
Rechnungsabnahme.  Die  Analogie  der  corporatlven  Verhältnisse  kommt 
hier,  soweit  nicht  die  besondere  Natur  der  Actien  eine  Abweichung  oöthig 
macht,  zur  Anwendung. 

8.  Der  Vorstand  oder  die  Vorsteherschaft  leitet  regdmAszig  die  Gescb&fte 
der  Actiengesellschaft,  verwaltet  das  Vermögen  derselben,  stellt  die  Anträge  an 
die  Versammlung  der  Actionäre,  schlieszt  im  Namen  der  Gesammtheit  Ver- 
träge ab.  Die  Vorsteherschaft  ist  meist  ein  aus  mehreren  Directoren  za- 
sammmengesetztes  CoUegium  und  handelt  dann  in  dieser  Eigenschaft,  indem 
sie  mii  Mehrheit  Beschlüsse  faszt.  Sie  unterzeichnet  die  Verträge  im  Namen 
der  Gesammtheit;  und  es  werden  daher  die  einzelnen  Directoren  den  Drit- 
ten gegenüber  nicht  obligirt  (5.)  Sie  führt  auch  das  Siegel  der  Gtöellschaft 
und  bedient  sich  desselben  zur  Beglaubigung  der  GeschäftsvertrAge.  Notfa- 
wendig  ist  aber  die  Besiegelung  nicht 

Die  einzänen  Directoren  sind  aber  der  Gesellschaft  wohl  ftlr  ihre  Ge- 


5.  Nürnb,  Entw.  des  deutsehen  H.  G.  $•  S^'^*  Di«  Mitglieder  des  VorsUodes 
sind  aas  den  von  ihnen  im  Namen  der  Gesellschaft  vorgenommenen  Rcebtshand' 
langen  Dritten  gegenüber  Tür  die  Verbindlichkeiten  der  Geselischaft  nicht  verpflichtet. 
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8cfcftA«iMniing  nenntworfHeh  und  haben  fllr  den  Schaden  einzustehen,  wel- 
flkn  lOB  durch  Fahrianfgkeit  verschnldet  haben. 

9.  Jkf  Äufncktsnäh  wird  von  der  Versamnriung  der  Actionftre  ge- 
wiUt  snr  Gontrole  der  GeachiilaftlhniDg  des  Vorstandes,  znr  PrOfting  der 
ReduNmg,  zaweilen  anch  zur  Mitwirknng  mit  jenem  bei  Fassong  wichtiger 
Beschlüsse.  Die  AgMien  sind  blosse  Beauftragte,  wdche  im  Dienste  der 
Geadifchaft  handehi,  mcht  Organe  des  GesdIschaftskOrpers.  Unbedenklich 
kann  a«ch  ein  Actionar  eine  Agentenstelle  annehmen. 

1<K  Das  Äctimcermögen  ist  in  dem  Ge$aimmUigefUkmn  der  Oeieüsckaft 
und  der  Aeiumäre^  wdche  dieselbe  bilden  (§.  58).  Dasselbe  wird  durchaus 
ton  anderem  indiiidualvermögen  der  einzelnen  Mitglieder  unterschieden. 
Bs  kann  daher  wohl  der  einzelne  Actionar  Glaid>iger  oder  SchuMner  der 
Gesammtheit  werden,  aber  er  kann  in  keiner  Weise  über  Stocke  des  ge- 
meinen Gutes,  auch  nicht  zu  ideellem  Theile  verfügen.  Contrahirt  die 
Actiengesellschaft  Schulden  gegenüber  Dritten,  so  sind  die  einzelnen  Actionare 
keineswegs  persönlich  mit  obligirt,  sondern  nur  mittelbar  insofern  bei  diesen 
Schulden  betheiligt,  als  die  GeseJschaftsglftubiger  auf  das  ganze  Activvermö- 
gen  der  Genossenschaft,  also  auch  auf  ihre  Actaenbeiirage  greifen  können. 
Darüber  hinaus  haften  |ene  nie.  Der  Goncurs  Ober  das  Actienvermögen 
zieht  daher  die  Insolvenz  der  Actionftre  nicht  nach  sich.  Ebenso  wenig 
können  Gegenforderungen,  welche  den  Gesellschaftsschuldnem  gegen  ein- 
zelne Mitglieder  der  Gesellschaft  zustehen,  von  jenen  zur  Compensation  be- 
nutzt werden. 

Daraus,  dasz  den  Gesellachaftsglaubigem  nur  die  Gesammiheü  haftet 
mit  ihrem  Vermögen,  nieiu  die  Actianäre  als  Personen,  entsteht  nun  aller- 
dings für  den  Verkehr  die  Gefahr,  dasz  dritte  Personen,  miszieitet  von  dem 
persönlichen  Credit  der  Actionftre,  auch  einer  Gesellschaft  Credit  schenken, 
die  ihn  nicht,  oder  nicht  mehr  verdient,  und  dann,  wenn  diese  insolvent 
ist,  doch  nicht  von  jenen  Deckung  erhalten  können.  Auch  dieser  Gefahr 
sucht  die  neuere  Gesetzgebung  durch  positive  Vorschriften  zu  begegnen 
indem  sie  die  Vorsteherschaft  anhält,  von  erheblicher  Verminderung  des 
Actiwermögens  das  Publicum  zu  unterrichten.  (6. 7.) 
f    '  ■■        I  ■  ■  .  ■   ■ ^ 

0.  ZäreAer  Geselib.  £.  1361.  DleJeDfgen  Aclieogcsellschanen,  welche  Papien» 
aaf  deo  Inhaber  ausgebeo  oder  welche  den  öffenllicben  Credit  des  Publicams  in  An- 
sprach nehmen  wie  z.  B.  tiesellschaften,  welche  Dank-  oder  Darlehnsgeschäfle  oder 
VeraJcherangen  betreihen  und  ebenso  diejenigen,  denen  solches  bei  der  Ertheilang 
der  Genebanigang  lur  Pflicht  gemacht  worden  ist,  sind  Terpflichtet,  sobald  der  durch 
die  AetienbeitrSge  gebildete  Grundstock  ihres  Vermögens  durch  Yerlaste  bis  auf  die 
Hüirte  aufgezehrt  worden  ist,  daron  dem  Regierungsrathe  Anzeige  za  machen,  welcher 
die  im  Interesse  des  allgemeinen  Credites  nölhig  erscheinenden  Maszregeln  z.  B. 
öffentliche  Bekanntmachung  trifft,  unter  Umstünden  die  Auflösung  verfügt. 

7.  Nümb.  Entw.  des  deutschen  H.  G.  g.  226.  Ergibt  sich  aus  der  letzten 
Bllans,  dasz  sieh  das  Grandcapital  om  die  HSIfte  Termindert  hat,  so  masz  der  Tor- 
stand  nnverztlglich  eine  General ▼ersammlang  berufen  und  dieser  sowie  Att  sastin- 
digen  Verwaltongsbehörde  davon  Anzeige  machen. 

25» 


868  B«eh  OL  Ca»»  VIII.  GeatHiehift 

11.  Nicht  aDe  ActiengeselbchaftBii  liiid  anf  Gewimt  gerioMeL  Ei 
kann  eine  Actiengeselkchaft  auch  gebildet  werden,  um  einen  Schaden  dnrck 
gemeinsame  Betbeiligung  zn  vergQten.  Aber  meiateni  wird  der  Gewinn 
beabsichtigt,  und  oft  auch  erreicht;  and  dann  hat  jede  Actte  ein  gidchei 
Recht  auf  die  Dmdendsj  d.  h.  auf  den  znr  Vertheüong  kommendeD  An- 
theil  am  Gewinn.  (8.)  Wählend  bei  der  eigentlichen  Handd^eseUschaft 
regelro&Bzig  vorher  die  Zinse  der  Einlagecapitalien  ab  Scfaolden  berechnet 
und  erst  der  reine  Vorsehnsz  als  Gewinn  angesehen  wird,  so  ist  hier  von 
keiner  Zinsvergfitong  die  Rede,  sondern  die  Dividende  ist  die  Fhicbt, 
welche  der  ActionAr  von  dwartiger  Verwendong  seiner  Capitalieii  erwartet 
nnd  genieszt  Die  Dividende  umbszt  indessen  gewöhnlich  nicht  deo 
ganzen  Jahresgewinn;  vielmehr  wird  ein  Theil  desselben  von  soliden  Gesdl- 
Schäften  zur  Bildung  eines  Rei€rv0f<mdi  verwendet  und  dadurch  das  Capital- 
vermögen  der  Gesellschaft  theils  gesichert,  theils  erweitert  Die  Bestim- 
mung darüber  hangt  von  dem  Willen  der  Gesellschaft  ab,  die  mit  Mehr- 
heit Beschlösse  faszt 

12.  Die  Actiengesellschaft  vnrd  aufgdott 

a)  durch  einen  den  Statuten  gemäsz  gefaszten  AitftSmmgsbttehbux^  wel- 
cher aber,  wie  der  GonstituirungsbMchlusz,  zu  voller  Wirksamkeit  ge- 
gegenOber  Dritten  der  öffentlichen  Bekanntmachung  bedarf; 

b)  durch  Zurviclmahme  der  erthdlten  Genehmigung  von  Seite  der  Staats- 
regierang, aus  gesetzlichen  Gründen  der  öffentMdien  Wohlbdirt; 

c)  durch  Eröffnung  des  Concunti  über  das  Actienvermögen. 

Die  Auflösung  einer  Actiengesellschaft  kann  auch  in  dem  Sinne  ge- 
schehen, dasz  sie  in  eine  neu  gehüdete  Acti^gesellschaft  übergeht.  Wie  io 
dem  Falle  der  Funon  zweier  Actiengesellschaften  in  Eine  neue.  Dann  be- 
darf es  derselben  Formen  wie  bei  der  Gründung  der  Actiengesellschaft. 

Der  Tod  oder  die  in$<dvet^x  eines  einzelnen  ActionArs  wirkt  keines- 
wegs störend  auf  die  Existenz  der  Gesellschaft:  denn  flir  diese  ist  es  gleich- 
gültig, welche  Personen  Actionflre  sind,  wenn  ihr  nur  das  Actiencapital 
bleibt  In  jenen  Fallen  geht  daher  die  Actie  auf  die  Erben  und  die  Con- 
cursmasse  über  und  kann  dann  weiter  verauszert  werden.  Ebenso  kann 
auch  jeder  Actionfir  sich  beliebig  lossagen  von  der  Actiengesellschaft,  wenn 
er  nur  seine  Einzahlungspflicht  erfüllt  hat  und  die    Einlage    zurOcklässt 

Gerath  die  Actimgeselhchaft  selbst  in  Concurs,  so  werden  die  Personen 
der  Actionäre  wieder  nicht  als  Schuldner  betheiligt  Sie  können  aber  ihre 
Capitaleinlagen  so  lange  nicht  geltend  machen,  als  nicht  alle  übrigen  Ge- 
sellschaftsglaubiger  befriedigt  worden  sind;  und  wenn  einer  die  Einzahlcmg 
zu  der  er  verpflichtet  war,  noch  nicht  erfüllt  hat,  so  kann  er  jetzt  dazu 
als  ein  Gesellschaftsschuldner  angehalten  werden.    Wird  die  solvente  Ge- 

8.  Zürcher  GeseUb.  8*  ^^3.  Jede  Actie  gewihrt  einen  verhiUniszmisiig^ 
ADsproch  auf  die  Dividende,  d.  h.  den  Gewinn,  der  nach  den  Sutoten  nnd  Gesell- 
scharisbeschlussen  zar  Vertheilung  kooiDit. 
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MÜschaft  «afgdOsft,  so  haben  die  Vorsteher  in  der  Regel  die  Liquidation 
zn  besorgen,  nnd  das  genannte  Vermögen,  welches'nach  Befriedigung  dritter 
Cfesellschaftsglanbiger  fibrig  bleibt,  kommt  sodann  unter  die  Actionftre  nach 
Maszgabe  ihrer  Actien  znr  Vertheilung. 

*.  Joüy,   Das  |lecbt  der  Actiengesellschaften  in  der  Zeitsch.  f.  D.  R. 
XI.  $.  317  ff.    ^rificftimimi,  Handelsrecht  §.  59  ff. 


Neuntes  Capitel. 

'   '  Versichernngsvertrige. 

S-   140. 
1.   Im  AllgcmeineD. 

1.  Die  AsHcuranZ'  oder  Yenieherungtverträge  sind  in  neuerer  Zeit  sehi^ 
aasgebildet  and  in  mannichfaltigen  Formen  und  Anwendungen  allgemein 
verbreitet  worden.  Das  Geschäft  ist  ein  wesentlich  gegenseitiges.  Der 
Versicherer  übernimmt  die  Gefahr  eines  dem  Versicherten  drohenden  Scha- 
dens, und  verspricht  seinerseits  ftkr  diesen  Fall  eine  Entschädigung  zu  be- 
zahlen; der  Versicherte  hinwieder  bezahlt  als  Gegenleistung  dafür  jenem 
zum  voraus  eine  Prämie. 

Die  Versicherungsverträge  sind  zwar  gewagte  Geschäfte,  indem  sie  in 
Gewinn  und  Verlust  von  einem  ungewissen  Ereignisz  abhängig  gemacht  sind, 
aber  sie  haben  einen  durchaus  sittlichen  Zweck,  indem  sie  die  äuszere  Ge- 
fahr des  Unglücks,  welches  den  einzelnen  Retroflenen  niederzudrücken  droht, 
auf  eine  gröszere  Verbindung  verbreiten  und  mit  gemeinsamer  Kraft  diesem 
die  Last  tragen  helfen.  Sie  unterscheiden  sich  dadurch  von  den  Giüeks- 
vertragen. 

R^elmäszig  wird  die  schriftliche  Form  zur  Verbindlichkeit  dieses  Ver- 
trages vorausgesetzt  (1.)  Dem  Inhalte  nach  müssen  die  Contrahenten  sich 
über  die  Gefahr  geeinigt  haben,  um  deren  willen  die  Versicherung  verlangt 
und  zugesagt  wird,  über  den  Versicherungswerth  des  bedrohten  G^eib- 
Standes,  und  über  die  Versicherungsprämie.  Der  Versicherte  erhält  dann 
gegen  Rezahlung  der  Prtmie  oder  der  ersten  Prämie  den  Versieherungs- 
schein^  die  sog.  Police. 

2.  G^enstand  der  Versicherung  sind  zunächst  Sachen,  oder  andere 
Dinge  von  VermOgenswerth.  Da  die  Versicherung  nur  den  Zweck  hat,  die 
Gefahr  abzuwenden  und  den  Schaden  zu  vergüten,  so  versteht  sich,  daas 


ll..fl  IHIlll^. 


i:    Pr€un.  LaDdr.  n.  8.  g.  S0e4.   leder  VersicheroDgsYertrag  musi  bei  Strafe 
dar  üilgilltigkeU  scbrlftrieh  abgeftsst  werden. 
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«Ue  Sache  nkhi  über  ihrm  Wmh  Mnam  verachtrt  wenien  wB»  ud  to 
Varajcherte  nicht  auf  semen  Scfaadea  specoKren  darf.  (3.  S.)  Bei  maadieD 
Arten  der  Versicherung,  namentlich  gegen  Feuergefahr,  ist  diese  BeaehiiB- 
iinng  für  die  allgemeine  Sicherheit  so  wichtig,  daa«  die  UeherttelaBg  der- 
selben theils  mit  Strafe  bedroht  wird,  theils  zn  Ungunsten  des  Venidieren 
die  Nichtigkeit  des  ganzen  Versicherungsvertrages,  nicht  blosz  flir  die  Deber- 
versicherung  angenonunen  wird.  Aber  auch  wo  diese  Gemeingefilhriidikeit 
nicht  vorliegt,  mnsz  doch  dem  Versicherer  das  Recht  zugestanden  werden, 
f>evor  der  Schaden  eintritt,  Herabsetzung  der  Versicherungssumme  auf  das 
richtige  Masz  zu  verlangen,  und  im  Fall  der  ddosen  Debenrersichemng 
tielbst  nach  dem  Eintritt  des  Schadens  die  Bezahhmg  der  Versicherungs- 
summe zu  verweigern« 

3.  In  neuerer  Zeit  sind  aber  auch  Versicherungen  von  Penamen  und 
penönüehen  Eigenichafien  üblich  geworden.  Man  versichert  ihr  Leben 
liegen  die  Todesgefahr,  ihre  Arbeitsfilhigkeit  gegen  KrankheitggeCahr  u.  6^, 
und  das  Recht  nimmt  daran  keinen  Anstosz,  ungeachtet  die  Ansicht  der 
rüten  Germanen,  dasz  auch  der  Mensch  und  seine  Glieder  oadi  einem 
:Schatzungswerth  in  Geld  taiirt  werden  können«  langst  als  barbarisch  auf- 
g^eben  ist,  und  wir  wohl  wissen,  dasz  der  Mensch  nicht  ab  Qfaject  des 
Vermögensrechtes  behandelt  werdjen  darf*  Durch  solche  Versicherung  wird 
ilie  Persönlichkeit  des  Menschen  auch  in  keiner  Weise  verkannt  noch  herab- 
gewürdigt, sondern  nur  die  vermögensrechtliche  Kraft  in  ihm  —  meistens 
zu  Gunsten  seiner  Familie  —  in  einem  durch  freien  Vertrag  bestinunten 
Masze  vermögensrechtlich  gewährleistet,  d.  h.  wenn  sie  uniergeht,  durch 
die  Assecuranzsumme  möglichst  ersetzt  Daher  tritt  auch  hier  jene  Be- 
schränkung für  die  Versicherung  von  Sachen  nicht  ein.  £s  steht  den 
Betheiligten  frei,  das  an  sich  unschätzbare  Leben  so  hoch  zu  versicheiD 
als  es  ihoen  beliebt,  und  nichts  hindert  den  Versicherten,  dasselbe  mehr- 
mals zu  versichern.  (4.) 

4«  Die  Gefahr,  welcher  durch  die  Versicherung  vorgebeugt  werden 
soll,  kann  eine  durch  den  Vertrag  näher  bestimmte  sein,  z.  fi.  Feuersgdishr, 

2.  Ebenda  g.  1963.  Durch  Versicherungeo  musi  der  Versicherte  sich  nur  geges 
Schaden  decken,  nicht  aber  Bereicherung  dadurch  suchen,  g.  1984.  Niemand  darf 
nine  Sache  höher  versichern  lassen  als  bis  zum  gemeinen  Wertbe  derselben  zur  Zeit 
des  geschlossene  Yertrages. 

3.  Zürcher  G.  g.  1721.  In  gleicher  Weise  Ist  eine  Dochmalige  Tersicberttog 
aeiaelben Wer thes  «Bz^iassig  und  kann  auBh  mtduräglicli  lon beidenTbeUeo Berich* 
tigUDg  gefordert  werden.  Der  zweite  Versicherer,  welcher  ypp  dar  er^^reu  Versicfae- 
ruQg  nichts  gewoszt  hat,  ist  aber  auch  dann  berechtigt,  die  Bezahlung  der  Ceber- 
vcrsicheruDgssurame  zu  verweigern,  wenn  dieser  Versicherungsvertrag  vor  Eintritt 
il«*s  Schadens  nicht  angefochten  worden  ist,  and  kann  nicht  zur  Erstattung  der  bereits 
«suhlten  Prämien  anfehaJlsn  werben. 

4.  ßhwdm.  g.  2021.  In  dem  Falle  persttnlleher  Verslcberang  wird  die  Mfi» 
«ler  Veraicberungssomme  durch  freiM  Beliebe^  dsr  Gontrahent^  festfo^^iet^^  nfd  es 
kann  das  nMroliche  Interesse  auf  voligälUgeWj^i^  «ach  wie^ffhojU  veisisheri  irerdeo. 
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Wdsa&ndn&im^  HagAchaden,  der  Tod  u.  s.  f.,  oder  es  kann  auch  f^r  jede  Art 
des  znflUligen  Sdiadens,  welcher  die  Sache  innerhalb  eines  Zeilabsehnlltes 
trafen  konnte»  Veraichennig  yerlangt  und  gegeben  werden*  Nur  darf  die  Ver- 
sfeheroog  nicht  mia^braucht  werden,  um  Terbotene  Handlungen  vor  der 
Gefahr  der  Strafe  zu  schätzen.  So  ist  z.  B.  die  Versicherung  zu  Gunsten 
des  Schmuggels  ungOttig. 

5.  Es  ist  einlenchtend,  dasz  bei  diesem  Vertrage  in  ganz  besonderem 
Maeza  Wahrheifti§keU  und  Treue  erfardmi  werden,  sowohl  beim  Abaehlusz 
desseihen'als  im  Verfolg.  (5.)  Do-  Versicherte  darf  weder  unwahre  An- 
gaben machen»  noch  ErbeUiohes  verschweigen,  damit  nicht  dadurch  der 
VcHTsicherer  su  einer  ihm  ungQpstigen  Versicherung  miszieitet  werde,  und 
dieser  darf  keine  Versicherung  ttbemehmen,  wenn  er  weisz,  dasz  die  Ge^ 
fahr,  um  deren  willen  dieselbe  bogdirt  wird,  schon  vorüber  ist.  Der 
'Hanget  an'  Wahrhaftigkeit  des  Versicherten  zerstört  den  Anspruch  des- 
inlben  auf  die  Versicherungssumme  >  und  die  Prämie  ist  dennoch  verfal- 
len. (6.)  £s  gilt  diesz  selbst  in  dem  ausgedehnten  Sinne,  dasz  der  Ver- 
sichertet welpher  durch  einen  Stellvertreter  die  Versicherung  hat  abschlieszen 
lassen»  diese  Folgen  zu  tragen  hat,  wenn  dem  Stellvertreter  die  Verschul- 
dung der  Unwahrheit  zur  Last  filllt  (7.)  In  dieser  Beziehung  musz  man 
sich  indessen  auch  bei  Auslegung  der  Statuten  und  Angaben  des  Versicherten 
vor  einer  kleinlichen  Genauigkeit  hüten.  Es  darf  nur  wirklich  Erhebliches 
in  Betracht  kommen. 

6.  Der  Versicherte  ist  verbunden,  die  versprochene  Prämie  zu  be- 
zahlen. Die  Police  kann  er  nur  gegen  die  Bezahlung  der  fälligen  Prämie 
erhalten,  und  für  rückständige  Prämien  hat  er  Verzugszinse  zu  entrichten. 
Gewöhnlich  wird  sogar  ausbedungen,  dasz  bei  langem  Versäumnisz  der 
Prämienzahlung  die  Ansprüche  des  Versicherten  auf  die  Versicherungs- 
summe erlöschen.  Es  versteht  sich  diese  Androhung  aber  nicht  von  selbst, 
und  ebensowenig  der  gänzliche  Verlust  der  bereits  bezahlten  Prämien  ia 
diesem  FaBe  auf  Seite  des  Versicherten. 

Femer  darf  der  Versicherte  nichts  vornehmen  noch  vornehmen  lassen, 
wodurch  den  Voraussetzungen  des  Vertragsabschlusses  zuwider  die  Gefahr 
tergröszm  oder  herbeigeßhri  wird,  um  deren  willen  die  Versicherung  ge- 


6.  I'reusz,  Landr.  g.  20S4.  Bei  SchlieszuDg  des  yersieherongsvertrages  sind 
beide  Tbeile  eq  besonderer  Treue»  Redlichkeit  und  Aufrichtigkeit  Terpflichtet. 

6.  Zürcher  Ges.  S*  ^'7^.  Der  Yeraieherte  darf  den  Versicherer  nicht  durch 
unwahre  Angaben  noch  durch  unredliche  Verschireigung  einfluszrelcher  Umstände  zu 
tauschen  und  lur  Verstcherung  zu  bewegen  suchen.  Flllt  Jenem  eine  erhebliche 
Verschuldung  zur  Last,  so  verliert  er  allen  Ansprudi  auf  die  Versicherungssumme 
und  darf  die  bezahlten  Prämien  nicht  zurückfordern,  die  Bezahlung  der  zur  Zeit  der 
flltdeckuiig  seiner  Schuld  bereila  vertUlenen  ond  der  laufenden  Prämie  nicht  fei^ 
weigern.  ( . 

7.  Frenn,  Landr.  g-  9029.  Wird  die  Versicherung  durch  einen  BeTollmäch- 
ligten  genoanmeD»  so  musz  der  Versicherte  dessen  Fehler  als  seine  eignen  vertreten. 


8M  ^^^  in-  ^«  n^*  y«riM<ra«gtiertilf6. 


sehehen  isl  (8.),  und  er  iil  Terpfliohtet  wenn  adi  «nvorheisttelMiie  For- 
fUe  der  Art  ohne  sein  Znlhoii  ereigiien,  deren  KenntnifE  fOr  den  Ver- 
flieherer  nützlich  ist,  diesem  mit  BeCMdemng  dsron  AoieigB  n  mtdieo. 
Ist  der  Sdiaden  eingetreten,  so  ist  auch  hisToii  dam  Versidierar  ohne  Ver- 
zog Kenntnisz  zo  geben.  Erhd>licbe  Vemaddlesigimg  dieser  Pllidit  von 
Seite  des  Versicherten  berechtigt  den  Versicherer,  der  dadordi  NaehUiefl 
erlitten,  die  Bezahlung  der  Versichemngssomme  zo  yerwejgenL 

7.  Der  Venicherer  ist  Terpflicfateft,  den  um  der  Obemommenen  Gebhr 
willen  wirklich  eingetretenen  Schaden  zu  vergüten,  unter  ümstSnden  die 
Yersieherungssumme  zo  bezalden.  Ist  die  Sache  nicht  om  dieser  Gebhr 
willen,  sondern  aus  innern  Hflngeln  oder  in  Folge  einer  andern  Gebhr, 
welche  bei  dem  Vertragsabsdilusz  nicht  mitbegriffen  war,  untergegangen,  so 
haftet  der  Versicherer  nicht  Er  haftet  auch  nur  innerhalb  der  Zdtfrist,  Ar 
welche  er  die  Gebhr  Übernommen  hat.  Die  Sch&tznng  des  Schadeos  wird 
gewöhnlich  durch  unparteiisdie  Sachkundige  ermittelt,  und  ist  innerhalb 
der  Versicherungssumme  ohne  Verzug  zu  vergüten*  Wflrde  sich  aas  spiter 
bekannt  gewordenen  Dmstftnden  ergeben,  dasz  der  Schaden  nicht  so  grosz 
war  als  vorausgesetzt  worden,  so  erfordert  es  die  Aequitas,  dasz  der  Ver- 
sicherte, insoweit  er  dadurch  ohne  Grund  zum  Nachtheil  des  Versidieren 
bereichert  wflrde,  diesem  den  Deberschusz  wieder  erstatte. 

8.  Die  Forderung  auf  die  Versicherungssumme  ist  in  der  R^gd 
übertragbar^  aber  wenn  Sachen  versichert  sind,  nur  in  Verbindung  mit 
der  Uebergabe  der  Sache  selbst  sammt  der  Police;  bei  persönlichen  Ver- 
sicherungen nur  mit  der  üebertragung  der  Police  und  immer  nur  so,  dasz 
der  Versicherer  dem  Nachfolger  des  Versicherten  alle  Einreden  aitgegen- 
setzen  kann,  welche  ihm,  bis  er  die  üebertragung  erfahren,  gegen  diesen 
zugestanden  waren.  In  Folge  dessen  ist  die  Police  zu  dnem  Werthpapier 
geworden.    (§.  116.) 

9.  Die  Streitigkdten  aus  Versicherongsvertrigen  eignen  sich  vorzflg» 
lieh  zu  dem  eehiedinchterliehen  Verfahren,  theils  weil  ohne  schnellen  Ent- 
scheid der  Zweck  der  ^  ersicherung  groszentheils  vereitelt  wQrde,  theils 
weil  eben  hier,  ein  billiges  und  freies  Ermessen  der  Umstünde  onentbehr* 
lieh  und  ein  formelles  Beweisverfahren  verderblich  ist.  Es  wird  daher  in 
denselben  auch  sehr  häufig  auf  Schiedsrichter  compromittirt  Kommen 
aber  derlei  Fälle  dennoch  zur  Beurtheilung  der  gewohnten  Gerichte,  so 
ist  auch  diesen  jenes  Ermessen  unbedenklich  zuzugestehen. 


■■■i.f>.  -.*^ 


8.  Ehenda  g.  2117.  WShrend  der  ▼ersicheroagstttt  darf  der  Versicherte,  bei 
TerlQst  seines  Hechts,  nichts  ?omebmen,  oder  dareb  Andere  trornehmen  lassen,  wo- 
dacch  die  Umsiinde»  uaier  welchen  die  TersicheniDg  gesAlotoen  worden,  tu  des 
Tersicherers  Nachtheil  geändert  werden  oder  seine  Gefahr  vergrössert  wird.  ' 


'S«  144;  iBcmideie  Arten*  jgg 

$.  ui. 

9«    ÜMODdere  Arten. 

1.  Die  Versicherung  kann  auch  in  der  Weise  eingerichtet  werden, 
daus  die  Versicherten  selbst  im  Vereine  sich  wechteUeüig  versichern.  Dann 
erscheint  der  Versicherer  ab  eine  Geno$8en$chaft  (1.)  und  die  Versicherten 
ab  did  Mitglieder  derselben.  (Vergl.  §.  39.  nnd  %.  139.  4.)  Anch  da 
können  fMe  Främien  Torgeschrieben  sein.  Reichen  dieselben  nicht  aus, 
80  mosten  dann  freilich  Naehtehüise  gefordert  werden.  Wird  ein  üebei^ 
schuss  gewonnen,  so  kommt  dieser  ab  Dividende  zur  Vertheilung  unter 
die  Mitglieder,  und  zwar  Je  nach  dem  VerfaMtniss  ihrer  Bethefliguilg. 
Statt  der  festien  Prämien  sind  aber  hier  auch  Beiträge  möglUb,  deren 
MasK  erst  durch  die  lahresrechnung  bestimmt  wird. 

Die  Grösze  der  PrAmien  oder  der  Beiträge  ist  abhängig  thefb  ton 
dem  Versicherungswerth,  theib  von  dem  Hasze  der  Gi^ahn  wdcbe  dem 
Versicherungsgegenstande  droht,  f'aher  werden  je  nadhr  der  Verschiedfeii- 
h«t  der  Verbältnisse  auch  Terschiedene  Klassen  und  Procente  bestimmt.' 

3.  Die  Versicherung  g^en  Feuersgefahr  erleidet  mebtens  um  ihrer 
engen  Beziehung  zu  der  öffentlichen  Sicherheit  und  Wohlfahrt  willen  be- 
sondere gesetzliche  Beschränkungen.  In  manchen  Ländern  hat  der  Staat 
selbst  die  Versicherung  der  Gebäude  gegen  Brandschaden  Qbemommen 
und  zuweilen  sogar  den  Beitritt  der  Hauseigenthümer  zur  Pflicht  gemacht 
Hier  ist  es  vorzüglich  wichtig,  dasz  die  Versicherungssumme  mäszig  be- 
rechnet sei)  damit  nicht  der  Versicherte  Vortheil  habe,  wenn  sein  Haus 
abbrennt,  und  dadurch  verleitet  werde,  die  Feuersgefahr>  wenn  auch  nicht 
absichtlich  herbeizuziehen,  doch  durch  lässiges  Benehmen  zu  vergröszem. 
Die  Versicherungssumme  dient  hier  auch  zur  Sicherheit  der  grundver- 
sicherten  Gläubiger.  Eher  wird  die  Versicherung  der  Fahmisx  den  Privat- 
untemehmungen  Oberlassen;  aber  auch  da  rechtfertigt  sich  die  öffentlidie 
Aufticht  darüber  aus  gleichem  Grunde. 

3.  Am  frühesten  war  wohl  die  Seeassecuranz  ausgebildet  worden; 
schon  im  XV.  Jahrhunderte  hat  sich  mit  diesem  Zweige  des  Seerechte  die 
Gesetzgebung  einzelner  Städte  beschäftigt.  Seither  ist  derselben  auch  von 
allgemeinen  Gesetzen  und  von  der  wissenschaftlichen  und  practischen 
Jurisprudenz  nähere  Beachtung  zugewendet  worden.  Im  Lichte  dieser  be- 
sonderen Anwendung  sind  dann  allmählich  die  Principien  der  Versicherung 
überhaupt  klarer  geworden.  Ihre  nähere  Darstellung  überlassen  wir  aber 
den  Schriften  über  das  Seerecht. 

Auch  der  JVaarentransport  im  Binnenland^  auf  Land-  und  Wasser- 
straszen  wird  häufig  versichert     In  der  R^el  ist  dann  nur  die  Gefahr 

wm,.,.     •*       ij        I»     I    II        i<     I  I  I       in  II  ■    >       I        I      ■>     «»n  MIHI       I  «     !■■  I  i|  ■   II    I«       I  ,      ii|   n   I 


1.  ZMfher  ^  g.  174S.  Die  Yerbtndaia  der  Veraichwten  bildet  bei  der  weehirt 
eeltl|eo  YeraieheniDg  eine  QenoseenscbafI,  wekbe  als  Yeraicherer  ersclietait«   •.    •. 


m  Buch  m.  Cip.  fX.  ▼•wJcKBr^mif ti ülgi. 

der  höheren  GewaK  gemeint,  soweit  eben  der  Spediteor  oder  Frachlfthnr 
nicht  haftet  Der  massenhafte  und  #chneHem  Wechsel  unterworfene  Waaren- 
transport  aber,  der  nnn  durch  die  Bisenbehnen  vermittelt  wird,  maefat 
es  ausnahmsweise  nothwendig«  die  Versichenmgspolicen  solcher  AnstaHa 
zu  vereinfachen  und  selbst  auf  den  Inhaber  austustellen. 

4.  Die  landwirthschafUiehen  Ver»icherun§MmtaUen  beEiehen  skh  ge- 
wöhnlich auf  die  Gefahren  des  HageUchhgi  fflr  die  FeldfrOchte  und  d» 
FMHertefM  f tr  die  Viehracht  In  den  ersteren  Fallen  macht  die  Schltnmg 
des  Schadens  besondere  Schwierigkeit,  theils  an  sich,  tbeils  weil  spftter 
darch  gOnatIge  Einwirkungen  der  Natur  die  von»  Hagel  getroffenen  FrtcUe 
aich  zuweilen  wieder  erholen  oder  durch  neue  Aussaat  der  Schadea 
wieder  nun  Theil  eingebracht  werden  kann.  Es  wird  dann  oft  eine  zweite 
spatere  Schätzung  nöthig,  durch  welche  an  der  ersten  ein  Absug  begrttn- 
4st  wird, 

I  ,  In  den  letzteren  Fallen  wird  es  wieder  nothwendig,  die  YergOtongi- 
summe  miler  dem  Aniehlag$u)erths  der  YiehstäckB  zu  halten,  damit  der 
Viehzucht^  immerhin  noch  einen  TheO  der  Gefahr  allein  zu  tragen  habe, 
und  dadurch  um  so  eher  zu  sorgftltiger  Pflege  des  Viehes  und  zur  Ab- 
wendung der  GeCahr  angeregt  werde. 

Beiderlei  Arten  beruhen  meistens  auf  Gegemeüigkeitt  und  wtlDSchbar 
fQr  beide  ist  eine  so  grosze  Ausdehnung  des  Versicherungsgebietes»  desz 
schweres  DnglQck,  das  momentan  eine  G^end  triflt,  um  so  eher  von  der 
weiteren  Gesammtheit  ertragen  werden  kann. 

5.  Die  Lebemversieheningen  für  Memehm  kommen  wieder  in  man- 
cherlei Anwendungen  vor.  Bald  erstrecken  sie  sich  auf  die  ganze  Lebens- 
dauer, bald  nur  auf  eine  bestimmte  Zeitfrist,  zuweilen  auch  als  UAmMmtr 
venichertingm  auf  zwei  verbundene  Leben.  Man  kann  auf  sein  eigenem 
oder  auf  ein  fremdes  Ldl>en  die  Versicherung  abschlieszen.  Im  letztereo 
Falle  aber  ist  die  Nachweisui^  eines  verwandtschaftlichen  oder  sonsfigea 
moralischen  oder  ökonomischen  Interesses  des  Versicherten  an  dem  Lebeo 
des  Andern  erforderlich;  sonst  würde  der  Vertrag  aufhören  als  Versicherung 
zu  gelten  und  die  hier  gefährliche  Natur  des  Spielvertrags  annehmen.  (2.) 

Die  Lebensversicherungen  dienen  auch  dazu»  um  die  Harten  der  be- 
sondem  Erbfolge  in  Stamm-  und  SüftungsgQter  und  in  bauerliche  firlh 
guter  fOr  die  übrigen  zurückgesetzten  Kinder  zu  mildem  und  auszugleicbeo. 
Es  kann  so  das  Familienhaupt  einen  Theil  seiner  jährlichen  Einkünfte  zu 
Lebensversicherungen  verwenden,  mit  denen  er  diese  Kinder  bedenkt,  und 
dann  um  so  beruhigter  das  liegende  Gut  einem  der  Söhne  unbelastet  zu- 

2.  Zürcher  GeseUb.  fi.  1756.  Der  Versicherte  kann  die  Versicherang  aof  sein 
eigenes  oder  auf  ein  (iremdes  Leben  abscMiesien,  lelxteres  aber  nur,  wenn  der  Ver- 
sicherte ein  Interesse  an  dem  Fortleben  der  Person  hat,  auf  welche  die  YersicheniDg 
^^•aaiBlIt.  «iid.  fe*  entgefsaaeBstilm  Falle  wird  dsa  Gescbail  als  «in  fl^laltirtr^ 
behandelii:    • 


k. 


TteUanen.  Die  LebensYenicheniiig  ist  aber  durchaas  ein  Geschäft  mstbr 
Lebenden,  uid  kann  daher  nnr  ausnahmsweise  von  den  Ei4>en  wegen 
Pflicbtwidrigkelt  angefochten  werden,  wenn  sich  ans  den  ümsttnden  ergibt, 
dasz  der  Versicherte  im  Vorgefühl  seines  nahen  Todes  die  als  Primie  be^ 
zahlte  Snmme  in  der  Absiebt  bezahlt  habe,  dieselbe  auf  rechtswidrige 
Weise  seinen  Erben  zu  oitziehen,  ein  höchst  seltener  Fall.  Hat  er  da* 
g^gen  hei  Lebzeiten  sich  selber  die  Prämien  entzogen,  nm  sein  Leben  ta 
Terticbem,  so  darf  er  auch-  über  die  Versicherungssomme  frei  verfügeii 
und  die  Police  übertragen,  auf  wen  er  will. 


Zehntes  CapiteL 

Glttcksverträge. 

S.  142. 

1.   SpJelTertrag. 

1.  Die  Glucksverträge  unterscheiden  sich  von  andern  geaoagten  Ge- 
schäften wesentlich  dadurch,  dasz  sie  nicht  durch  ein  Bedürfnisz  des  öko- 
nomischen Verkehrs  erzeugt,  sondern  ihrer  Natur  nach  unfruchtbar  und 
luacurios  sind.  Man  kann  zwar  nicht  sagen,  dasz  das  Spiel  oder  die  Wette; 
die  gewöhnlichsten  Glücksverträge,  unsittlich  seien,  sie  gehören  vielmehr  an 
sich  2sa  den  erlaubten  Handlungen.  Aber  wenn  der  Geist  der  Gewinnsucht 
dieselben  erfaszt,  dann  werden  sie  unsittlich,  und  diese  Gefahr  tritt  beson* 
ders  bd  dem  Spiele  leicht  ein.  üeberdem  macht  schon  die  luxuriöse  Natur 
dieser  Geschäfte  eine  vorsichtige  Beachtung  in  der  Rechtsordnung  nOthig. 

%  Der  Spiehertrag  verbindet  die  Spielenden,  je  nach  dem  Ausgang^ 
des  Spieles  einen  Verlust  zu  übernehmen,  und  gibt  ihnen  häufig  das 
Recht,  je  nach  dem  Ausgange  Gewinn  zu  ziehen.  Nur  die  üebemahme 
des  Verlustes  aber  ist  nothwendig  zu  dem  Vertrage.  Ob  jener  Ausgang 
wesendich  abhängig  sei  von  der  Thätigkeit  der  Spielenden  —  z.  B.  ihrer 
Geschicklichkeit,  wie  beim  Schachspiele  ^~  oder  von  dem  Zufall  —  wie 
bei  manchen  Kartenspielen  oder  der  Roulette  ^  ist  für  den  B^riff  zwar 
unerheblich,  aber  es  ist  einleuchtend,  dasz  jene  Gefahr  des  Miszbraucbs  und 
der  Entartung  leichter  bei  den  ZufaUsspielen  als  bei  den  GesehiddUhkeüi^ 
spisim  eintritt,  und  es  kommt  daher  jener  unterschied  in  dieser  Beziehung 
wioU  in  Betracht  Denn  eben  in  jenen  zeigt  sich  der  dlem  Spiel  inwoli^ 
nende  Charakter  am  deutlichsten,  dasz,  wie  WUda  (D.  Z.  II.  140.)  gut 
sagt,  «der  Spieler  das  Geschick  herausfordere,  um  ohne  Arbeit  zu  erwerben.« 

[\    3.  ,  Bekannt  ist  der  Bericht  des  Tcu^tus  Übeif  die  Spielsucht  4^  tlejff 
manen  und  ihren  hartnäckigen  Eifer,  die  Spielschuld  wie  eine  EJ^reoschiuIil 
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aluatrigen:  «elM  in  FIHca  wo  von  eiiier  goricfadidMBn  Fordermg  keine 
Rede  seiii  konnte  —  weil  nm  die  penönMehe  Freibeit  gewflrfett  worden 
war.  (1.)  Wir  dOrfen  daher  wohl  fflr  die  aHe  Zeit  annehinen,  diu  der 
Spidvertrag  ebenso  rechtsverbindlich  war  wie  jeder  andere  Vertrag.  In- 
deatai  finden  wir  schon  froh  Beschrinknngen,  wie  die  im  Sachsenspiegd 
erwAhnte,  dasz  die  Spielschuld  nicht  auf  die  Erben  Qbergehe.  (3.)  In  an- 
dern Rechtsquellen  des  Mittelalters  kommen  hAufig  noch  andere  Besdirin- 
kungen  vor,  vonOglich  die»  dasz  man  nur  so  viel  gültig  verspideo  dttife 
als  man  an  Geld  oder  Fabrnisz  bei  sich  trage.  (3.  4.) 

1.  Für  das  neuere  Recht  ist  der  Gegensatz  zwischen  den  eHaubtm 
und  den  verbotenm  Spielen  ausgebildet  worden«  Erlaubt  sind  die  Spiele, 
wdche  wesentlich  zur  Debung  der  Kräfte  oder  auch  zur  Erholung  und 
gesdliger  Rdustigung  vorgenommen  werden,  bei  denen  somit  Gewinn  und 
Verlust  nur  eine  untergeordnete  Bedeutung  hat-  Verboten  dagegm  sind  die 
Spiele,  bei  welchen  die  Gewinnsucht  als  das  leitende  Motiv  hervortritt 
Auf  diese  läszt  sich  schlieszen,  wenn  die  Emeätse  um>erhäUm$zmä$3Big 
sind  (S.)«  und  um  so  eher,  wenn  zugleich  die  Art  des  Spids  dem  ZuM 
die  Hauptwirkung  auf  den  Ausgang  verstattet,  wie  bei  den  Hasardspiden.  (6.) 
Es  kann  auch  das  Kumttpiel.  durch  Debermasz  der  EinsAtze  zum  ver- 
botenen Spiele  werden  und  ebenso  das  Glücksspiel,  wenn  es  zu  geselligem 
Vergnügen  und  mit  geringen  Einsätzen  geübt  wird,  hinwieder  als  erlaubtes 
Spiel  gelten.  In  der  R^el  aber  werden  jene  zu  den  erlaubten,  diese  zu 
den  verbotenen  Spielen  gehören. 

5.  Auch  aus  erlaubtem  Spül  wird  in  der  Regd  keine  Sla^  gestattet 
auf  Spiebclndd.  Spiel  auf  Borg  ist  nicht  klagbar,  wohl  aber  gilt  Dir  diese 
Spiele  der  Grundsatz:  Was  einer  in  baarem  GeMe  oder  in  fahrender  Habe 


1.  Tmeiü  Genn.  34.  Aleam,  qaöd  mirere,  sobrii  inter  seria  exereeat,  lanU 
^craDdi  perdeadlTe  temeritale,  at,  cam  omnia  defecerunt»  eiU<eino  et  n^Tiaimo  Jaetu 
de  libeitate  ac  de  corpore  eontendant.    Victus  voianiariam  serfitutem  adiU 

a.    S.  sp.  I.  6.  §,  ao.  Dobelspel  n'is  he  (der  Erbe)  nicht  pflichtig  to  geldeae. 

3.  AagsS,  8t.  T.  1370.  Art.  386.  Welch  Oaat  in  dise  sUdi  reit»  geht  er  io 
ein  Leathaos  und  spilet  darin  tages  oder  nachts,  den  sol  nieman  waren  oder  nöteo, 
wan  als  teur  er  an  hat  oder  bei  ihm  hat  oder  herbringt  das  sein  eigendlich  gut  ist 
das  er  lu  Zeiten  hie  hat. 

4.  Zürcher  Eichtebr.  v.  1304.  [BlnnUchU  Zürcher  R.  I.  294.)  8 wer  ze  Zürich 
uf  spiel  Übet,  der  sol  pfant  haC  das  er  tiehen  ald  tragen  muge,  lihet  er  ane  das,  da 
stit  enhein  gericht  aber. 

t.  Edict  des  Kurf.  Joachim  II.  fUr  Brandenbarg  y.  1365.  Als  sich  —  seltbefo 
gHaaae  oDgewOhDlick  Spiele  sugetragen  ^  und  die  Spiele  nicht  la  solchem  unbilli- 
gen Gewinnate  sondern  zu  ehrlicher  Ergetzlichkeit  erfunden,  —  so  ordnen  wir,  dau 
hinfjaro  —  keiner  ober  300  Gulden  an  barem  Gelde  oder  auf  Kreide  Yersplelen  sol. 

«  ' 

0.  J*retißz.  Landr.  IL  20.  $.  1296.  Hasardspiele  sind  unerlaubt,  sobald  tos  der 
ffeschalTenheit  der  spielendelk  Personen,  des  Einsatzes  and  der  äbrigen  Umstände  er- 
ftenet,  daai  selbige  ans  Gewinnsacht  gespielt  werden. 
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bei  lieh  hat  und  ebnetet,  das  kann  er  gOäig  venpulen.  (7.)  Daher  wird 
aaßh  wegen  diier  sofort  od»  spiter  besahlten  Spiebchidd  keine  Buch- 
fardenmgiklage  gestattet,  es  wftre  denn  auf  Seite  des  GewinnendsD  ein  Dohs 
vorhanden.  (8.)  ^ 

Ansnahmsweise  gelten  In  einigen  Landesrechten  einige  Spiele  sogar 
fOr  IdagbrnTf  wie  nach  französischem  Rechte  die  Spiele  zur  LeibesObong, 
wenn  die  Spieisumme  eine  miBzige  ist  (9.) 

6.  Ist  das  Spiel  verboten,  so  ist  das  Spielgeld  znr  Strafe  yerfallen, 
nicht  blosz  das  auf  der  Tafel  gefondene,  auch  das  im  Spiel  gewonnene 
Gdd,  und  die  Spieler  haben  Qberdem  eine  Brüche  zu  bezahloi,  deren 
Grösze  durch  richterliches  Ermessen  bestimmt  wird,  wenn  die  Gesetze 
nichts  Genaueres  anordnen.  Ein  Rückforderungsrecht  des  bezahlten  Spiel- 
geldes Yon  Seite  des  Verspielers  wird  daher  nach  deutschem  Rechte  nicht 
anerkannt 

7.  Der  deutsche  Grundsatz,  dasz  nicht  auf  Borg  gespielt  werd^  soll, 
wirkt  sogar  so  stark  ein,  dasz  selbst  ein  Darlehn,  welches  ausdrücklich 
zum  Spielen  oder  Wetten  gemacht  worden  war,  gerichtlich  nicht  einge» 
klagt  werden  darf.  (10.) 

•    Wüda,  Die  Lehre  Tom  Spiel,  in  der  Zeitscb.  f.  D.  R.  IL  133. 

§.  143. 
2.    Die  Wette. 

1.  Den  Unterschied  der  Wette  von  dem  Spide  hatte  Thöl  darin  zu 
finden  yermeint,  dasz  die  Spielenden  dorch  ihre  Thfttigkeit  einen  Eiuflusz 
aof  die  Entscheidung  Oben,  die  Wettenden  aber  sich  jeder  Thatigkeit  d^ 
Art  ^thalten.  Aber  es  gibt  auch  Wettkämpfe,  in  denen  der  Ausgang  dben 
Ton  der  Kraft  und  Gewandtheit  der  Streitenden  abhängt,  und  es  gibt  Spiele, 
wie  die  Hasardspiele,  in  denen  die  Thatigkeit  der  Spielenden  ganz  zurück- 
tritt und  beinahe  verschwindet  Richtiger  hat  nun  Wüda  das  charakte- 
ristische Kennzeichen  der  Wette  darin  nachgewiesen,  dasz  die  Wettenden 
wideretreitende  Behemptungen  aufstellen,  und  ihre  entgegengesetzte  Ueber- 

7.  Preun.  Landr.  I.  ss.  %  HTl.  Wegen  SpielschuldeD  findet  keine  gerichtliche 
Klage  statt,  g.  578.  Was  aber  jemand  in  erlaubten  Spielen  verloren  und  wirklich 
bezahlt  hat,  kann  er  nicht  lurQck fordern. 

8.  Code  Nap,  g.  1967.  Dans  aacun  cas  le  perdant  ne  pent  r^p^ter  ce  qa'il  t 
Tolontairement  payö,  k  moins  qa'il  n*7  alt  en»  de  la  part  du  gagnant»  dol,  supercherie 
ou  escToqaerie, 

9.  Code  Nap,  g.  1966.  Les  Jenx  propres  k  exercer  an  fait  des  armes,  les  conrses 
k  pfed  oa  k  cheTal,  les  coorses  de  chariot,  le  Jeax  de  paume  et  antres  Jeux  de  mSme 
nature  qai  tfennent  k  Tadresse  et  k  Texercice  da  corps,  sont  except^s  de  la  disposi- 
tion  prteMente. 

10.  yv«BM.  Landr.  I.  11.  g.  Ml.  Gelder,  die  ansdraeklieh  sam  Spielen  oder 
Wetten  oder  tvr  Beiahlang  des  dabei  gemachten  Verlustes  verlangt  und  geliehai 
veiteif  können  nicht  gerichtlieh  eingeklagt  werden. 
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zengvng  didurch  bmMren,  dtn  jeder  von  ihnen  einen  VerraOgensnacli» 
theil  la  erleitei  rieh  yerpfliehtet,  wenn  seine  Behanpiong  akh  ab  norictalig 
enreiien  soHte. 

2.  Bei  den  Römern  war  die  Wette  (ipamio)  gewöhnlich  in  der  Fonn 
der  itifmkuia  eingegangen  worden.  Ihre  Klagbarkeil  bernhie  daher  schon 
^nf  dor  Form  dieses  Verbalcontracte ,  ond  es  bedwfte  gesetalieher  Be* 
schrflnlLungen,  um  die  Wetten  Aber  Spiele  zo  untersagen  (mit  Ausnahoae 
der  von  den  Römern  allein  erlaubten  Kampbpiele}.  Das  deutsche  Recht 
hat  Yon  Alters  her  die  entschiedene  Tendenz,  die  W^te  dem  Spieie  gleick 
zu  behandeln,  freilich  nicht  ohne  Modificationen  zuzulassen.  (1 — 3.]  Es 
zeigt  sich  diesz  in  folgenden  Grundsätzen: 

a)  Die  ff^ette  »atM  Gewinnsuchiti  hört  auf  Wette  zu  sein  und  wird  als 
verbotenes  Spiel  bestraft,  (4.) 

b)  Andere  Wetten^  die  nicht  des  Gewinnes  wegen  sondern  zur  Bekräf- 
tigung der  Ueberzeugung  und  Behauptung  gemacht  werden,  sind  erlaubt, 
und  es  kann  ißv  Einsatz  in  baarem  Gelde  oder  in  fahrender  Habe 
güUig  verwettet  werden.  (5.)  Eine  Klage  wird  freilich  selbst  in  diesen 
Fällen  nur  von  wenigen  neueren  Gesetzgebungen  —  wie  vom  preuMxi- 
sdien  Landrecht  —  verstattet,  noch  seltener  wie  bei  den  Römern  auch 
Ober  den  deponirten  Einsatz  hinausgegeben,  die  Unzulässigkeit  der 
Rückforderung,  wenn  die  Wettsumme  bezahlt  ist,  dagcsgen  allgemein 
anerkannt 

c)  Geschieht  die  Wette,  wenn  auch  nicht  aus  Gewinnsucht,  aber  doch 
bei  Gelegenheit  eines  Spieles  eher  zum  VergnOgen  als  zur  Bewähmii^ 
der  Ueberzeugung,  oder  hat  «e  sonst  nur  die  äuszere  Form  der  Wette» 
aber  den  Charakter  eines  erlaubten  Spides,  so  ist  sie  jedenfiJls  iiesem 
gMeh  zu  bdiandeln. 

d)  Die  Wettsumme  musz  eine  nUUtigt  sein.  Im  Uebermasz,  wobei 
natOrlieh  die  Vermögensverhältnisse  der  Wettenden  in  Berticksichtigong 
fallen,  liegt  ein  Hinausschreiten  über  die  Schranken  der  Besonnenheit 

1.  SUdtr.  T.  Rtgemhurg  v.  1320.  Man  richtet  aoeh  amb  8pila«lt,  anb  Cho- 
gelgelt,  mnb  Wetten  und  Ueberwetteo  nicht. 

2.  Stadtr.  y.  Freibnrg  Bl.  39.  Wir  haben  auch  geaetit,  welche  mit  einandem 
bedachtlich  wetten,  dieselb  wett  sol  irn  bestand  haben  und  mag  der  überwinder  sin 
recht  suchen  und  erlangen,  es  wer  denn  die  sach  des  wettens  unerlich,  schandbar 
oder  lesterlich. 

3.  Freut,  Landr.  I.  ss.  g.  579.  Wegen  Wetten  ist  eine  gerichtliche  Klage  nor 
alsdann  zuUssig,  wenn  die  Wette  baar  gesetzt  und  entweder  gerichtlich  oder  in  die 
Verwahrung  eines  Dritten  niedergelegt  worden. 

4.  Zürcher  Gesetzb.  £.  1774.  Wird  eine  Wette  in  gewinnsüchtiger  Absicht 
eingegangen  oder  erscheint  die  Wettsumme  nach  den  Personen  und  Umstanden  als 
unmSszig.  so  steht  eine  derartige  Wette  dem  unerlaubten  Spiele  gleich. 

tf.  OeeUrr,  G.  %,  1271.  Redliehe  und  sonst  erlaubte  Wetten  sind  insoweit  ver- 
bindlich, als  der  bedungene  Preis  nicht  blosz  versprochen,  sondern  wirklieb  entrlclH 
tet  oder  hinterlegt  worden  ist.    Gerichtlich  kann  der  Preis  nicht  gefordert 
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and  des  Alistandes,  innerhalb  wdcher  aUein  die  Wette  als  ein  erhob- 
tes  Geschäft  erschdnt  War  die  Wettsamme  ttbermSszig,  so  ist  daher 
jedenfalls  die  Klage  abzuweisen,  nicht  blosz  die  Summe  durch  richter- 
liches Ermessen  herabzusetzen. 

3.  Es  ist  nicht  nöthig,  dasz  der  G^enstand  der  Wette  ein  an  iich 
imgewiMer  (zukünftiger)  sein  müsse.  (6.)  Man  kann  auch  über  ein  gewisses 
Ereignisz,  z.  B.  das  Datum  eines  historischen  Vorfalls,  gültig  wetten:  und 
es  kann  auch  einer  wetten,  der  es  wirklich  weisz.  Man  darf  somit  auch 
nicht  die  subjective  NichtWissenschaft  oder  Zweifelhaftigkeit  der  Wettenden 
yerlangen.  Nur  darf  dabei  allerdings  keine  Arglist  yorkommen.  Es  dürfen 
daher  keine  Zweifel  von  Seite  des  Wissenden  fingirt  werden,  um  den  andern 
Nichtwissenden  sicher  zu  machen  und  aur  Wette  zu  verlocken,  sondern 
es  musz  mit  ehrlicher  Offenheit  verfahren  werden. 

*     PFOdo,  Die  Wetten  in  der  ZeiUch.  f.  D.  R.  VIII.  S.  200  ff. 

6.  Prtwz,  Landr.  I.  11.  %.  580.  Wetten  sind  UDgfiltig,  wenn  ein  Tbeil  von  der 
Gewisiheit  des  Gegenstandes  der  Weite  unterrichtet  war»  and  dieses  dem  andern 
nicht  angeieigt  hat. 


VIERTES   BUCH. 

FAMILIENREGHT. 


Erstes  Gi^itel. 

Charakter  des  deuUchen  Familienrechtt. 

« 

1.    Die  Familie. 

1.  AOe  germanischen  Rechte  zeichnen  sich  schon  in  der  vordirisi- 
lichen  Zeit  durch  eine  sehr  wQrdige  Aoflassung  der  FamilienverfailtDisK 
tos.  ürsprOnglich  schon  wurde  die  Ehe  heilig  gehalten.  (1.)  Sie  galt  au^ 
als  die  Quelle  alles  übrigen  Familienrecht<!.  Nur  die  eheliche  Geburt  ge- 
währte Antheil  an  dem  Familienverband.  Und  wie  die  einzelne  Familie 
(die  Haushaltung)  im  engeren  Sinne  aus  Vater,  Mutter  und  Kindern  bestand, 
so  dachte  man  sich  auch  die  Familie  im  weiteren  Sinne  (die  S^fpeckaft, 
FreundichafiJ  wie  einen  groszen  aus  iünzäfamiUen  zuteanmengesetsaen  Ge- 
eammtkörper  (2.),  dessen  HAupter  die  bereits  verstorbenen  allen  gemein- 
samen StammeieUern  seien,  und  dessen  noch  lebende  Glieder,  die  iVocA- 
kommen  jener,  immer  noch  unter  einander  je  nach  dem  organischen  Verhält- 
nisse verbunden  werden,  in  welchem  sie  diirch  Vermittlung  ihrer  Binzel- 
familienhflupter  mit  den  ursprünglichen  Stammeshftuptem  stehen.  Auf 
dieser  Auffassung  beruht  das  System  der  ParenteUn,  eine  Grundlage  alles 
deutschen  Erbrechtes.    Der  Begriff  der  deutschen  Sippschaft  hat  einen  ft^ 

1.  TaeiiuM  Germ.  18.  Quamquam  severa  illlc  matrimonia;  nee  ullam  morom 
partem  magis  laudaveris.  Nam  prope  soli  barbarorum  singalis  axoribus  ooDtenti 
sunt,  exceptia  admodam  paocis,  qui  non  libidine,  sed  ob  Dobilitatem  plarimis  nap- 
tiis  ambiuiitur. 

2.  S,  *p.  I.  3.  S*  3.  Nu  merke  wie  ok  war  de  sibbe  beginne,  vnde  war  se  lende. 
In  deme  hovede  is  beseeiden  man  vnde  wif  lo  stände,  die  elike  vnde  ecbUike  to 
samene  komen  sin.  In  des  halses  lede  die  kindere.  »  Yngetvelder  bröder  kindere 
de  stat  an  deme  lede,  der  acu Ideren  vnde  arm  to  samene  git ;  also  dvt  de  sfister 
kindere.  Dit  is  de  irste  sibbe  tale,  die  man  to  magen  rekenet,  brader  kindere  vnd 
suster  kindere.  In  dem  eilenbogen  stat  die  andere.  In  dem  lede  der  hant  de  dritte. 
In  dem  ersten  lede  des  middelsten  vingeres  de  vierde.  In  dem  anderen  lede  die  vefle 
In  dem  dridden  lede  des  vingeres  de  seste.  In  dem  seveden  stat  ein  nagel  vnd  nicht 
ein  lei,  dar  urnme  lent  man  da  sibbe  unde  betet  nagel  mage. 
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lichertH  Gduttt  ab  der  dar  rGmischen  eogtuoio,  ittdem  0t  nieht  den  blosvi^ 
physisdien  filaUzusamdaenhang,  sondern  den  ehelichen  Bluiefserband  Toraus-. 
setzt,  und  ist  um  der.  organüchen,  Glkdtnmg  der  Parentalen  vfUeo  auch 
der  rdmischen  AnschaniKig  vorzuzieheD,  welche  Üü  Qbrigen  rOckdclitslot^ 
Dur  die  Zahl  der  Zengimgen  abzählt»  die  swischen  zvei  Gognaten  liegeik 
($.  186.) 

Die  Sippachaft  omfaazt  ancb  die  Eltem  und  <fie  Kinder.  Der  engere 
Begriff  der  Magschaft  dagegen  omschliesKt  nur  die  SeUem>erui0^e9k,  nftcta 
dem  Sprachgebrauch  des  Sachsenspiegels  (3.)  ^st  TOn  den  Geeehwieurkinikrm 
an,  die  dann  das  erste  Glied  der  Magschaft  büden,  nach  dem  des  Schwat)eD«r 
spiegeis  (3.)  schon  yon  den  Geechmsiem  ,an/  aia  den  ersten  Magen. 

S.  Gehen  schon  hier  die  verschiedenen  Volksrechte  auseinaDder,  so 
zeigt  «ich  noch  gröszere  Mannichfaltig^eit  in  der  weitem  AoriiUdoilg  der 
Rödbichten  auf  das  Geschlecht  und  die  Abstammung.  Das  Weib  hat  durdi- 
weg  geringere  Rechte  in  der  Familie  ak  der  JfcMu».  Wie  es  im  OffenÜi- 
chen  Rechte  surflckg^eMzt  ist»  so  hat  es  auch  keine  Bergung,  dett  jenem 
verwandtäi  Famifiensi^iutz  auszufiben.  Weiber  können  in  der  Regd  nicht 
Vormünder  sein.  Vidniehr  bedOrfen  sie  selber  zu  manchen  Rechts|^ 
schiften  des  Schutzes  eines  Vormundes.  Im  Erbrechte,  das  in  der  Altem 
Zeit  einen  rein  familfenrechtlichen  Charakter  hat,  und  in  dem  Anspruch 
auf  das  Wergeid  treten  sie  hinter  den  HAniiem  zurück.  Aber  im  Bhizel- 
nen  treflen  wir  in  den  verschiedenen  Stammes-  und  Landesrechten  auf  sehr 
verscliiedene  Darstellungen  und  Stufen  dieses  Unterschiedes. 

Auszer  dieser  Rücksicht  auf  das  Geechlecht  (eexuej  kommt  au4)h  die 
ROcksidit  auf  die  Ab9tam/Mmg  vor,  das  Geeehleeht  im  Sinne  der  gm»,  und 
es  treten  dann  neue  Unterscheidungen  hervor,  die  In  den  einen  Rechten  so, 
in  den  andern  anders  verstanden  und  berücksichtigt  werden.  Dahin  ge- 
hören die  Unterscheidungen  zwischen  Schwertmagen  und  SpiUmagen,  und 
zwischen  Yatermagen  und  Muttermag$n. 

3.  Schteerimagen  f  Speermagen,  Germagen)  heiszen  die  üfännar,  die 
durch  UMer  männUehe  Zeugungen  unter  einander  verbunden  ^nd.  (4^--6.) 
Es  sind  das  die  Geschkehievettem  im  eigentlichen  Sinne,  auf  denen  auch 
die  Fortpflanzung  des  Gescblechtsnamens  und  Wappens  beruht*  In  der 
neueren  Rechtssprache  werden  sie  auch  die  Agnaten  gebannt  ($.  89  B.  5), 


3»  Sckw»  9p.  6.  Uode  dio  kiiit  —  siad'  beicieheDl  an  daz  nikesta  gelk  bi  daai 
koobeU  Das  iil  heixek  diu  absei,  ande  gesiviaterida  kint,  diu  hefent  die  andereu 
Sippe  die  man  se  deo  magen  cecbeot,  diu  sint  ouch  Iwieicbent  ae  du  ander  114:  daz 
heizet  eljenbege. 

4.  ^.  i|p.  IIL  15.  S-  4»  &vt  so  herwede  vorderet»  die  aal  al  at  von  sverd  haUeta 
das  to  geboien  sin. 

ft.  Lex  9a»,  7.  S*  ^*  Qol  defancins  non  fiUos,  scd  alias  reliquerit --  tutela  — 
earam  firatri  Tel  proximo  paterni  generla  depatetar. 

6.  Kerwk^  3,  ep,  I.  33.  pr.  Wirt  ein  awn/em  tode  gesUgen;  die  vorderooge 
erbit  her  af  sine  nehsten  swertmogen»  das  ist  landiecbt  «nd  wieU^lde. 

Blnattehll,  dealaehes  PriTatrecbt   !•  Aufl.  26 
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«b^  in  'aBderm  Sinne  all  die  Römer  den  Ansd^di  yerstanden  haben; 
denn  die  rmiische  agiMio  beitihte  wt  der  palria  poleHa$,  aod  nmCastte 
andi  Weiber,  während  die  SehwertmagsohafI  sich  nn  die  ^väterliche  Vor- 
Biandschaft  nicht  kammert,  sondern  nur  eheliobe  Zeugung  dorch  Faier 
fordert  nnd  die  Weiber  gani  anssohliesst  Den  Gegensatz  dazn  bilden  die 
SpiUmagen  ( Spindebnagenj  Kunkelmagm),  d.  h.  afle  übrigen  Magen,  deren 
Verwandtodhaft  entweder  in  auf«  oder  in  absteigender  Linie  durch  die  Ge- 
buft  von  einer  Frau  vermittelt  wbd  (T.),  oder  wriche,  obwohl  durch  lairter 
männliche  Zeugungen  verbunden,  doch  um  ihres  weiHichen  Geschlecfales 
willen  nicht  t«  Schwelt  und  Lanze  sondern  aur  Spindel  geboren  sind.  (8.) 
4.  Umfassender  als  der  Begriff  der  Sehwertnagen  ist  der  der  VaUr- 
mßg€m  (9.  Uk\  d.  h.  der  lla^sa  vom  Vater  odpr  vom  vlterlicfaen 
Stamme  und  Geschlecht  her  (p^l^ma  generaUo  im  vollen  Sinn),  indem 
derselbe  auszer  Jenen  mindestens  noch 

a)  die  unmitt^bar  von  den.  Vätern  erwpgten  Wmbir  einscidiwt»  z.  B. 
dia^  Schwester  fßomtmguineaj  (11)«  oder  die  Tante  von  dem  vAterlicben 
GroBZvater  her, 

b)  oder  überdem  auch  die  in  der  ab$Ui§^nd0t^  lioiß  dmirth  Wmber  eer- 
mHiritm,  Magen,  ^  aber  immerhia  dcesbalb  noch  zu  den  Vatermagen 
gerechnet  werden*  weil  in  der  aoCsteügoiiden  j^isie  nur  Vüter  an  der 
Spitze  der  Parenlelen  stehen,  (lä) 


7.  Sachs.  Dui.  (Pölman  I.  14.  3.]  Ton  Weibes  halben  sol  keip  Man  YorttiuDde 
seiD,  obwol  die  Sippe  unterweilen  neher  ist,  sondern  es  folget  alles  des  Taters 
sebwertmagen. 

8.  L.  AnigLei  PFer^  fL  %^  Heredilalem  dtrunctl  fltf  us  «on  Mi«  siisciplat.  Si 
flUos  noo  hat^iut  qui  defuncti^  est»  ad.  filiaai  fMcania  «i  tnsDsipaa,  levra  wra  ad 
proximum  patern«  generaiionis  tonsanguineam  pcrtineat.  2-  Si  auteai  nee  filiam 
habuit,  soror  ejus  pecuniam  el  mancipia:  terram  proximus  paternc  generaiionis  acci- 
ptat.  8.  U8(}ue  ad  quintam  generaiionem  pateroa  generatio  succedat.  Post  quintain 
antem  filia  ex  toto,  sive  de  patris  sive  nMtris  parte,  in  heredltatem  succedat,  et  tanc 
dafnoQi  beredius  ad  fuamn  a  laiKMn  traaseit. 

9.  ßehw,  0p.  t,  239  von  xleni.  uansündigaD  £rb6Chil^9eii :  sq  sol  er  sipss  vater  imc 
ap  sjne  stat  sezen  vndc  hAt  er  des  niht,  so  neme  er  siner  muoier  m&c. 

10.  Augsh.  Stadtr.  {Freiberg  S.  109.)  Ob  chint  sint,  diu  weder  vater  noh  maier 
babent  —  der  pflSger  sol  sin  —  ihr  nShster  vater  male.  Uant  sl  keinen  vater  mak, 
swSr  dame  ir  nSaler  maler  mak  ist/ der  sol  ir  phliaar  aln. 

il.  Zürchtr  Erbr.  v.  1419.  Damach  soll  ein  geschwüstargit  das  ander,  das 
sygend  knaben  oder  löchlern,  die  vatler  halb  eelicbe  geschwustergile  sind,  oaeh  ein 
saferen  erhen,  vad  aoll  ein  Maoter  tr  kM  nHt  erben.«—  Item  vnd  wSmi  die  8ipp- 
■ehalt'da  lirhia  koaipt.  wer  daan  des  todten  meetJsehen  vatter  alter  noehst  sipp  Ist, 
der  soll  denaelbcai  4odt«n  mcnücheo  erben,  vssgenomme«  ein  Ana  die  soH  oii  ert>en 
(auch  die  filterliche  Groszmatter  nicht).  Item  aber  darnach,  das  ein  vatter  mag  le 
dar  ranftcn  vnd  ein  naoter  rnat  sae'  der  vierdten  lyaien  lao  glydbem  erb  gan  sSIlen. 

)2.  Landb.  ▼.  FTerdenberg  v.  14(39.  So  Sollend  Vatter  und  Bfntler  ihre  Kindl 
Brhen,  —  der  Vatter  die  sween  amt  die  Matter  Mm  drfUen  Thail,-  ob  aber  der  Vatter 
abgangen  were,  soll  sein  (des  Kindes)  VerlaeseasehaHi  die  sweeaTheil  an  seine  oeeb' 
steh  Brhen  Vattermag  nnd  der  dritte  TbeM  an  die  Mutter  oder  ab  sy  aech  abgangeo 
were  an  ihre  neehaten  Erben  feilen^   * 


8-  ^44.   Hie  Taurifc.  40^ 

c)  oder  noch  weiter  so,  da^z  oBe  Biutiverwandien  äet  Voten,  also  auch 

die  väterliche  Grosznratter  and  die  aosschlieszlich  durch  die  yermittel- 

ten  Sippen,  mithin'  die  ganze  Vaterseite    der  Verwandtschaft  ohne 

Rflcksicht  atif  das  Geschlecht  inbegriffeo  werden.  (12.) 

Ans  dem  Gegensatze  zu  den  Vatennagen  erklart  sich  der  Begriff  der 

Muttermagm;  d.  h.  der  Magen,  die  durdi   die  Mutter  oder  nach  fJm- 

stinden  auch  durch   ems  thtUr  vermittdt  werden.     Ber  gewdfanHdüä 

9|mdigebranieb  iai  fibrigeiia  der  in  Ktt  b«  beaeicfanele,  wekher  die  Nach* 

komifln  aller  viterHchen  Parentelen  umluBt 

Das  Familienband  der  Vatermagen  erscheHit  dann  In  manchen  Rechten) 
yorzflglich  den  scbwiUbiseh-alanuuuu^chen  —  als  das  engere  und  bedeute 
samere,  und  es  gehen  im  Vormundschafts-  und  Erbrecht  die  Vatermageo 

—  zmnal  der  (vier)  ikAchsteo  Parentelen  —  den  Muttermagen  vor. 

5.  Je  höher  wir  in  die  deutsche  Vorzeit  hinaufsteigen,  desto  energischer 
zeigt  sich  die  Macht  des  FamiUenzusammenhan^  auch  in  der  Ordnung 
der  Rechtsverhilltnisse.  ZonAohst  wohl  schon  in  dem  Wohmorte  -;-  es  ist 
beachteAswerth,  dasz  die  ältesten  Ortsnamen  hHufig  patronymi^h  (»ing«) 
gebildet  sind.^-,  woran  sich  dann  die  Verbindung  der  Familiengenoasen 
in  der  £ne^« -.und  in  dä'PfuifanM^/biyMin^  anschüeszt  (13.);  ohne  Zweifel 
auch  in  4er  Gemeinachaft' des  religiösen  OpfenHm$U$  »^  der  itamtiherd 
w#  aHea  heilig  •:-;  dann  in  dem  Sckutssc^rband  aar  Vertfaridigiuig  gegen 
Gewalt,  in  der  J^terai^,  den  WergddmrhäUnmen  und  in  der  F$Me  (18.); 
ferner  in  den  Schutz  der  uomOndigen  Glieder  und  anderer  schutabedfirt" 
tiger  FamiliengeQosseD  durch  die  femilienrechtliche  FarimmifacAoft,  und  iil 
der  Bide$mfe  vor  Gerfdbt  ti4.);  in  der  Gebnndenbeil  der  A^-uod  Stmmmy 
guter  (15.);  in  dem  ganzen  Ertreehte;  in  der  OniertlütsnmfipfiidU im  Ver* 
«rmongsfeJI;  endlieh  in  d^  Gemeinschaft  des  ßHeUeektmmmM  ttid  6a* 
BthUehtMmappem. 

Sptter  aber  wurde  das  Famifienhaiid  gelockert,  die  Staats-  UQd  Kriegs* 
vorfessoBg  ohne  ROcksicht  darauf  geordnet,  die  BIntracbe  und  das  Fehde* 
recht  verdrängt,  die  ObervorDMmdschaft  aus^Bbildett  durch  die  Befreiung 
des  Individduraa  und  des  individuellen  Veritehrs  und  durah  die  maDoidl« 
hlligen  EidflOsse  der  verschiedenen  Berubweisen  die  Gemeinadiaft  der 
FamiMsnglieder  vielfiiltig  gelöst  und  zerrissen.  Es  traten  die  Gegensfttie 
zwischen  den  beiden  Geschlechtem  mehr  zurttok  und  die  Abgeschlossenheit 
dea  Gesohlechtsvettem  oder  der  Vatermagen  verlor  ihre  Bedeutung. 

^— — «^        ■■■«  II  ,    m.         .       ii.ii».«  ■  I  I        ■  III.  I      ■  I     I    M ■■  ♦ 

13.  Taeitu»  Germ.  7.  Qaodque  prscipaum  rortitadtnis  inciUmeoUim  est,  noo 
casus,  nee  fortaita  conglobatio  turmam  aul  cuneain  faclt»  sed  fetnili«  et  propinqHi- 
aites.  9f .  Suaetpere  tarn  hilniieiUas  seo  patris  seo  proptaqu^  Qasn  amfoitfas  ae«- 
cesa«  esl.  ' 

i4.    I^  OrimoaUU  7.    Prebeat  sacraroentiim  com  parentibns  sois  legUimis. 

15.    L.  Sal.  63.    8i  qais  de  parentilla  tollere  se  Toloerit,  in  mallam  —  amhalet 

—  et  IM  dicere:  "at  et  de  iartmentü,  et  de  her§ditai9  et  de  i^iä  lllorom  se  raüamg 
tditat:  et  sl  pöstea  iliqiits  de  parencfbds  sufs  moi^ftnr  aat'oeddittfr,  nlMf  ad  eom  de 
ejus  hmtreäHüi*  jt\  de  eompofiiiont  pertineat. 

26* 


40^  Bachiy.  C$9. h    FmiUcntcebt 

,  Deafienqogeaehtet  sind  aach  lo  dem  gegen wArtigien  FamilienrecUe  nodi 
iinioef  die  Grund/Qge  der  orsprüngUcben  Auffassung  zo  erkennea,  und 
es  ist  im  Ganzen  hier  wieder,  Im  Gegensatze  zu  der  Theorie  der  Ro- 
manisten, das  deutsche  Recht  bis  auf  unsere  Tage  in  dem  Familienkben 
des  Volkes  treu  bewahrt  worden.  Am  vollständigsten  hat  sich  der  genossen* 
scbafUiche  Verband  der  Familie  beim  Adel  (§.  39. 3.J  und  die  alte  Familien- 
Sitte  unter  dem  Bauermtande  erhalten. 

*  Maurer,  in  der  Krit.  Uebetschaa  von  Amdu,  BhmUMi  and  P6ü  I. 
8.  52  ff.  .Sprüii^t,  Die  Bedeutang  der  Aaadrtleke  Vater^  und  Muiieiiiiagen. 
lOritb  186a    €.  Maunter^  MH.  Familie  im  deutKbcn  SUaiswörterbuclL 

Soweit  durch  die  sorgfältige  neue  Prüfung  SprOngli*s  meine  frühere 
Ansicht  eine  Berichtigung  erfahren  hat,  habe  ich  es  im  Text  angedeutet 
Im  Ganzen  dber  faszt  Sprtingli  den  Ausdruck  Muttermagen  jedenblls  zu 
eng.  Seitdem  hat  Fr.  ▼.  Wyiz  (Zeitschr.  f.  Schweiz.  Recht  IV.  S.  111  fil) 
die  Frage  genauer  aus  den  Quellen  beleuchtet 

$.  145. 

s 

,  ..  2.    Die  deuiscbe  Vormapdseliall. 

t.  Der  wichtigste  Begriff  des  dentacbea  Jß'nnilienreelitea  ist  der  der 
Vormmdickmft  fmimdimn^  Mmnt^  MuKtpmiJ.  Auf.  ähnliche  Weise  wie  hä 
den*  Römern  die  pötnia$  alle  FarnüienverhaltnisBe  beherrscht  hat,  wird  die 
dieutscHe  Familie  und  noch  gieiehmilsziger  in  allen  RichtungeD  durch  das 
Institut  der  Vormundschaft  geordnet,  geschützt  und  geleitet  Aber  die 
dMsche  Vormundsohaik  bt  in  ihrem  Grundgedanken  weseotlieh  versehie^ 
den'vott  der  römischen  jnoieitau  ist  die  lebte^e  bis  zur  absoluten  Herr* 
Schaft  «des  Bheroanne»  über  die  Ehefrau,  und  des  Vaters  über  die  Kinder 
gesteigert  worden,  ganz  ähnlich  der  Herrschaft  des  Herrn  über  die  Schuld- 
knechte  uimI  über  die>  Sklaven,  so  dasz  die  Berechtigung  der  unterworfe- 
nen Person  adgeaehrt  ward  von  den  Rechte  des  Gewalthabers  und  diesem 
gegenüber  die  abhängige  Pierson  als  recfaHos  galt,  so  s^t  iq^  Gegentheil 
die  deutsche  Vormundschaft  voraus,  dasz  die  $ehut»bedarftige  Penom  wie 
persönKcbe  Freiheit  so  auch  eine  iigtM  Reokiispkäre  habe  (1.),  und  nur 
auszer  Stande  sei  sich  und  ihr  Recht  iefbmändi§  zu  veriretm  und  zu 
iehüissm.  Ihre  Persönlichkeit  wird  i  voVstindig  anerkannt  und  nur  die 
Mftngel  derselben  ^-^  Cfnmündigkeit,  Dnwehrhaftigkeit  *«-  werden  durch  den 
Tormund  (mundibwdus,  Vogt,  P/tegerJ  gehoben.  War  die  pote$ia$  vor- 
zugsweise eine  Merrschaft  des  Gewalthabers,  so  ist  der  Charakter  der  Vor- 
mundschaft mehr  S«rgß»i.SpMUfi  und  Yertntwug  di^s .flülfsbedarftigen,  und 
daher  wesentlich  Pflicht  der  Familie  und  des  Vormundes.  {%) 


.  I 


1.    4S.  tp*  l,  16.  S»  %  necliUQse  Lüde  ae  .soUa  nenen  vonnüDdcsn  bebb^. 
SU    Sphwäk-  Iffhf^*  (I^sib.  48.J  die  friujide  muosen  dem  kiQde  einen  rormoA 
««toeo- 


g.  145.  'Dfe  dentscKe  VormmidsclMfU  idH 

2.  Das  arganiiche  Yerhäitnisz  in  der  FamiUe  bestimmt  zunächst,  u>er 
Im  einzelnen  FaDe  die  Voritundscbaft  zu  Oben  habe:  der  Ehemann  Ober 
die  Fraa,  der  Fo/er  über  die  Kinder ,  der  nächste  mündige  Schwertmag  über 
die  unmündigen  Waiseii  und  die  ledigen  Weiber  (^  144.  B.  5.  7. 10.) ;  aber 
die  ganze  Familie  gewahrleistet  gewjssermaszen  als  ein  weiterer  genossai- 
schafUicher  Kreis  die  Uebong  derselben.  (3.) 

Wenn  es  aber  an  dem  Familienschutz  gebrach,  dann  trat  in  der  alten 
Zeit  ergänzend  der  Schutz  des  KHnigs  (4.  5.)  (öder  in  den  'nftehtköniglichen 
Gemeinwesen  der  HauptNnge)  ein;  dessen  Bedeutung  und  Ausdehnung  sich 
bald  erw«tterten.  Es  galt  für  eine  heilige  Pflicht  der  Könige,  die  WIttwen 
und  Waisen,  'Kirchen  und  Geistliche,  die  äffe  sich  nicht  mit  deii  Waiff^ 
selber  schützen  konnten,  wider  Gewalt  und  unrecht  zu  schirmen:  'S* 
blMete  sich  im  Verfolge  der  Zeit  aus  diesen  Anfängen  die  Obervormtmd^ 
echaft  au^,  welche  dann  auch  neben  dem  FaÄiüienschutz«  und  über  diesem 
auggeübt  ward  (6.),  und  vor  welcher  sich  der  Vormund  der  Fiamflie  ver- 
antworten muszte.  '  Zuletzt  wurde  durch  die  Imtner  weiter  um  sich  grei- 
fende Obervorinundschaft  die  Fan^üte  grösztentbeils  aus  ihren '  Vormund* 
schaftsrechten  über  die  Waisen  verdrangt,  und  die  Gestaltung  dieser  Vor- 
mundschaft ganz  zu  einer  obrigkeitlichen.  Dagegen  erhielt  sich  der 
aelbstkndige  FamiRencharakter  d^r  Vormundschaft  in  den  engern '  V^bftlt- 
nissen  des  Ehemannes  und  Vaters  zu  der  Frau  uätf  den  Kindern.' 

*    Hauptwerk:    Krauty    Die  Vormundschaft  nach  den  Grundsätzen  des 
deutschen  Rechts.    II  Bände.    Göttingen  1847. 

3.  S.  9p,  I.  43.  gat  de  klage  to  kampe  wart  —  so  mut  ~  (der  ▼roaweD]  vor- 
nrande  'sin  en  Jewelk  ir  eYenbardige  svertmach,  of  se  irs  rechten  Yonnonden  nicht 
ne  bebbet  to  hant. 

.  4u   Jkfmrtuif  form.  I.  24.    Eectim  est,  al  regaUs  potestai  iUiiiB  tiiilionam  im- 
pertiat,  qnorum  necesait^  fomprobatan 

5.  HL  Haiterr,  2.  32.  der  Kejser  (hat)  gebodin  — ,  daz  di  nestln  von  der  kinde 
tater  —  sullen  der  kinde  forrounde  sin  an  ern  nuci  —  und  sollin  ouch  vissin,  the- 
den  86  des  nicht,  daz  se  er  lip  und  er  gut  betten  gegebin  in  des  Keysers  geweit,  ob 
At  ki«d  w^rdea  tersimiel  net  keyoerley  sa<te. 

6.  Schw,  9p,  54*  Ttaot  ein  pbleger  den  ktedea  dM'orin  se  rehtasill  alht  tnai^ 
daz  mac  ir  muoUr  oder  ander  ir  m^e  an  in  vordem  oder  iti  UaUrichter  ob  e«  ftf 
dem  lande  ist;  oder  ist  ez  in  einer  stat,  s^  mac  ez  vordem  der  stete  berre  oder  ir 
voget  and  dem  muoz  er  d^r  umbe  antwürten.  ... 


1.       '  .      .    •• 
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Zweites  CapiteL 

6  i  e     E  h  e. 

$.   146. 
I.    G^hicbtlicbe  Eiideitiiiig. 

1«  ScbDft  bevcir  die  G^rmaneo  das  Christeptlmn  empflogOB,  zetehiiekeD 
«e  sich  vor  den  übrigen  Vdikenit  «och  den  cHilisirleQ  ane  dorch  die 
itttiiche  Reinheit  md  Energie,  mit  welcher  sie  die  Ehe  ab  die  innigste 
Lebensgenieinichaft  von  Mann  nnd  Frau  aofluzten,  die  in  ihr  f  ar  ihr  gani« 
Leben  zn  Emem  LeUn  nnd  Em$m  JUi^  geeinigt  werden.  (1;  ä.)  Ebeo 
datt  der  Aoadnick  £^  (^wa,  te),  ursprüngHoh  jede  Rechlsordnang  mi 
jedes  Rechtsband  Qberliaupt  bedentend,  spftter  anf  den  Ehebivid  beschrinU 
ward,  zeigt,  wie  sehr  diteer  ab  ein  festes  RechtsverhAlträz  geachtet  ward» 

Die  Germanen  fanden  daher  in  der  christiichen  Lehre  von  der  Ehe 
nqr  die  oeligitise  BestAtignog  nnd  Heiligung  ihres  nationaIeD  GefQhb,  ood 
wurden  leicht  flberzengt»  dasz  die  Ehe  in  der  gottUchm  Ordmmg  ihre  Be* 
frOndong  habe. 

Es  kam  freilich  neben  da*  Ehe  bb  spAt  ins  Mittebltop  hinab  noch  eine 
laxere  (^escfalechtsverbindung  v:or,  in  dem  Schwahenspi^gd  passend  die 
Unehe  genannt,  in  wdcher  das  Weib  keine  Genossin  des  Mannes  ward 
und  deren  Kinder  nicht  die  Rechte  ehelicher  Kinder  besaszen»  aber  aocfa 
nicht  so  tief  wie  die  „Hwrkinder^  gestellt  waren,  freilich  fast  nur  zwischeo 
Mftnnern  der  höchsten  Stande  und  Weibern  der  untersten;  und  die  Kirche 
erlangte  doch  am  Ende  den  Sieg  Ober  dieses  immerhiB  unreine  Verbltt* 
nisz,  das  aus  der  Rechtsordnung  völlig  verdrflngt  ward. 

2.  Der  Ehe  ging  regehnfts^  ein  W€irlS6m$x  vorher,  welches  in  Ge- 
genwart der  Familie  abgeschlossen  wurde,  und  in  Verbindung  stand  mit  der 
EntAuszerung  der  vormundschaftlichen  Rechte,  die  bisher  detn  Vater  der 
Braut  zugehört  hatten,  in  Zukunft  aber  dem  Ehemanne  gebOhren<  solUea  (3.) 
Um  dieser  Uebergabe  der  VormuiidschUk  wiUen  wnrde  ^^  wenigstens  M 
4en  Franken  *-*  die  Debereiriiuirft  sogar  vor  deoli  Gerichte  fmaUwn)  ab- 
geschlossen, woher  die  Ausdrücke  GemM  und  vermäkUn.    DafQr  bezahlte 

I '  _ 

1.  Tueitus  Genn.  c.  18.    Ipsis  iocipienlis  malrimonü  auspidis  admonetar  (nra- 
lier):  feaire  se  lahorum  perUulorumqu«  toeüum^  idem  inpaee  Hern  mproeHo  patturaM 
aasuram^ue.    c.  19.  QDain  aecipisot  marUam,  qao  modo  tuuam  corput  mmmqtie 
viiaAy  De  alla  cogitatlo  ultra,  ne  loaglor  eupiditas,  d«  tamqaam  mariiooi  sed  Hid-  , 
quam  matrimonium  amant. 

2.  Schw»  9p,  3.  (id  eins.  Handsehr.)  div  rtlit  ?Bde  radelichaD  zer  6  eboBMO  siot, 
da  Ist  Dil  zweiunge  an  si  sint  wan  ein  lip.  die  chrafi  hant  si  von  der  heiligen  i  wan 
dfY  bellige  6  Ist  der  siben  beilicheit  einiv  der  bobsten  die  got  bat. 

3.  L.  IViMig.^  in.  4.  i.  Si  iater  sponsam  ei  spons«  pareotea  —  dato  predo  et 
sicat  coQsiiet«do  est»  ante  lestes  fkcto  i^laelto  de  CtaUiro  coningio  *  beu  f^erit 
definitio. 


d^r  BtAi]t%aoi  'eiMii  Pireir  (die  MeU^  Mmt$chait)t  der  danii  •  spUer  alfer 
ämt  Fr««  tteUiil  -*-  wenigsteia  zum  grdszten  Theil  —  ftberhtaen  ward. 

SehoA  öm  VeiißbDisz  erzeogle  eia  fer$(kUiehe$  Famäknbamd  unter  den 
Vierloblen.  6er  Bräutigam  durfte  die  Braut,  nicht  willkfirUcb  verstoszen, 
ohne  in  Busze  eu.yerfaUea^  (4)  Im  Debrigaa  gi|b  es  ^uch  keuen  Zwang 
dto  Ehe  zu  voUzlebeD. 

Wurde  von  gehörig  verlobten  Penoneo  ein  Kind  erzeugt,  sa  wurde 
dasselbe  naob  denk  atten  Rechte  geradezu  als  ein  in  der  Ehe  ^rzjsugtes 
Kind,  nicht  als  Brautkind  angesehen;  denn  zur  Eingehung  der  Ehe  war 
noch  nicht  eia^  bestimmte  Form  erforderlich^  und  es  waren  die  Verlobten 
in  dem  Augenblicke  zu  Ehegatten  geworden,  wo,  wie  das  alte  Sprüchwort 
sich  ausdrückt,  die  Decke  Mann  und  Weib  beschlagen  hatte.  (5.  6.) . 

Das  gilt  aber  nur  von  dea  ordentlichen  Verlöbnissen,  die  öfientlich  vor 
der  Familie  abgeschlossen  worden,  nicht  von  heimlichen  Eheversprechen. 
Insbesondefe  bedurfte  die  Tochter  der  Zustimmung  ihrer  Eltern  oder,  wenn 
sie  keine  mehr  hatte,  ihrer  Sippen,  vorzüglich  des  Vormundes.  Heirathete 
sie  oboe  öiesß  Zustimmijing,  so.  wurde  das  als  ein  Bruch  ihrer  Familien- 
und  Pietätsverhältnjsse  betrachtet,  und  sie  büszte  deszhalb  ihr  ganzes  Fa- 
milienerbrecht ein.  (7.)  •  \ 

3.    Auf  die  Ausbildung  des  Eherechtes  übten  sodann  die  Grundsätze 
der  Kirche  einen  so  starken   Einflusz   aus,   dasz   bald  das  ganze  Rechts- 
verhältnisz   der  Ehe  als  ein  Theil  des  kirchlichen  Rechtet  angesehen  und 
alle  Streitigkeiten   darüber   vor   der  kirchlichen  Gerichtsbarkeit  verhandelt 
und  von  ihr  allein  verurtheilt  wurden.    Für  die  Umgestaltung  des  Ehe- 
rechtes selbst  kommen  hauptsächlich  folgende  Momente  in  Betracht: 
a)  Mehr  als  der  rechtliche  wurde  nun  der  religiöse  (8.)  und  insbesondere 
der  sacramentale  Charakter  der  Ehe  hervorgehoben,  wie  der  Schwaben- 
spiegel es  bezeichnet,  als  mnet  göttlichen  Arznei  für  die  Seele  und 
den  Leib.« 


*  ' I    * II  TIf     n  *Mifci 


4.  Lex  j^lam,  53.  Si  quis  filiam  alienam  despoDsataoi  dimiserii,  et  aliam  duxe- 
rit,  componat  eam  qaam  desponsavit  et  dimistt  cum  quadraginta  solidis  et  cum 
duodecfm  sacramentalfbud  Jurel,  —  ut  pro  oullo  vftio  nec-tentatani  eam  habuiftsei« 
nee  Titfum  in  illa  invenlsset,  s^d  amor  de  alia  eumf  adduiU  at  flfam  dldilsisset. 

9.  Aeiteas  Sxf»io*  iV^  bist.  Friderici  III.  pu  36.  {Kr^i^  S*  199.  SS.)  Jusslt  (Fii«^ 
tfnrfcas  TA.)  teotoofco  mere  Stratum  appararf  Jacentfifae  sibi  Leonoram  in  uloas  eom«> 
plexusque  dari,  ac  presente  rege  cunctisque  proceribus  astantibus  soperduci  calcitran« 
!fe<|oe  alind  actum  est,  nifii  datum  osculuib.  Erant  autem  ambo  vestltt,  maxque 
lade  «arrttefunt.  Sicque  corisdetado  teutoulcorum  se  habet,  com  pribfeipcto  priino 
juDguntur.' 

6.  BeBhta«tNröehwor4  bei  £üwhmrt  8. 184:  WeuD  die  Deolte  Ober  dei  Kopf  ist, 
so  stad  die  Eheteate  gleich  reich.  Yergl.  das  frtniasitehe  bei  L^tel  L  %  6;  L'qb 
diseil  jaAtoi  Boimnaiiger  conoher  easemble,  est 'mariage  ae  ae  semble,  nais  il  fa«t 
qne  TEgliae  j  passe. 

7.  Lm  Jtmgi»  ei  W^^in.  iO«  %  Si  lifoera  foemiiii  siM  valunUte  ipttrit  aal  into- 
ffia  eiülibel  «npiavM^  perdat  iNiNiem  snbstanitiam  q«am  babei  vel  hibere  debuit. 

•      6b    Cafiäi  Yil.  ei  170.    Stneitam*  est,  ot  |Mkblle»  n«pti«  ab  bis,  qui  nahen 
capimt»  flam.    Priito  «onfenieMhis  eM  tettefdos*  ia  p^lß»  pirochl*  jiupti«  üeri  det- 


4M  BMb  rr.  Ct|^  n.    Die  Sbe. 

'  b)  Den  TerkMen  Cfariston  wurde  m  rar  Pflfeht  gemtdit,  dh  He  in 
kirMicher  Form  einnigeben,  d.  h.  in  der  Kirche  öffeatidi  die  ebe- 

'  Kche  Gesimrang  eq  erklftren  und  den  Segen  des  Priesters  m  eaxphst- 
gen.  Heimliche  Ehen  wurden  mißbilligt  und  untersagt,  aber  nidik 
'  ohne  weiters  als  nichtig  angesehen.  (9.)  Noch  knge  aber  erlüelt  sich  ik 
Altere  Ansicht,  dasz  der  entscheidende  Anfang  der  Ehe  in  der  fldsdi- 
Hchen  Beiwofanung  der  Ehegatten  nnd  nicht  in  dem  Moment  der 
kirchJichoi  Trauung  li^e,  wdche  im  Mittelalter  eher  auf  jene  fdgke, 
jiicht  wie  heutzutage  ihr  vorausging.  Das  Tridentiniscbe  ConcOlum 
machte  die  Gflitigkeit  der  Ehe  wenigstens  von  der  ErUSrong  in  6^ 
gmuHirt  des  Uffüimirtm  Pfarren  und  von  mindestens  xioe»  Zeugen 
abhängig.  (10.) 

c)  Sehr  ausgebildet  wurde  und  während  des  Mittdalters  immer  strenger 
und  enger  die  Lehre  von  den  l^hindemissen,  wegen  Blutverwandt- 
schaft, Schwägerschaft,  gef^tlicher  Verwandtschaft  und  aus  noch  andern 
Ursachen. 

d)  Endlich  wurde  die  Idee  der  Unauflöeiiehkeü  der  ehelichen  Verbindimg 
auch  mit  Bezug  auf  das  innere  ehiiche  Band  zum  absoluten  Rechts- 
grundsatz erhoben,  die  eigentliche  Ehescheidung  völUg  untersagt,  und 
nur  eine  Trennung  der  Ehegatten  mit  Bezug  auf  die  äuszere  Lebens- 
gemeinschaft und  deren  Folgen  (quoad  torum  et  meneamj  zugelassen. 

4.  Seit  dem  XVL  Jahrhundert  wurde  in  den  protestantischen  Län- 
dern die  bischöfliche  Eh^erichtsbarkeit  beseitigt)  und  wenn  auch  noch 
den  Geistlichen  eine  Betheiligung  bei  der  Rechtspflege  Aber  Ehesachen  zn- 
gesMiuden  blieb,  so  stieg  doch  fortwährend  der  Einflusz  weltlicher  Richter 
auch  auf  diesem  Felde,  bis  zuletzt  die  Ehesachen  ganz  in  die  u>Mkhe 
Gerichtsbarkeit  kamen. 

Das  protestantische  Eherecht  betrachtete  die  E3)e  mehr  als  ein  ^ur^- 
U^hes  Rechtt^>erhäUnisz  (11. ,  obwohl  dasselbe  anerkannte ,  da^^z  die  Ehe 

I 

tieiU,  in  ecelesia  cotam  popolo.  Et  ibi  inquirere  oo«  cum  populo  ipso  ncerdos 
debew  si  qujs  pr^pioqua  sii  ao  noo»  a,al  alierias  uxor,  vel  spmisa,  Tel  tdultera.  Vi 
si  licita  et  honesta  onwla  pariter  iafeaerit,  tnnc  per  coDsiliam  at  tMaedictioDem 
sacaidoUa  et.  coosuUu  alioran  boDoraoi  bomimun  eam  sppnsare  et  legitime  dotaie 

9« ,  S€hw,$fK  Ziis.345.  Uod  fimpt  ein  mao  ein  fronwen  zer  rechten  6;  daa.lM>ert 
noch  siobt  niepion  wao  si  swei;  wU  .er  des  Iqagnen  her  nach,  so  es  4n  geriuwet  so 
behebt  si  im  selb  dritt  mit  recht  ef  dem  kör  des  bistömes,  da  si  in  sind« 

•iO.  Cohü.  Ji-itU  Sess.  34^  e.  f.  Qai  aUter  quam  präsente  parocho  vei  aiio  sicer- 
idola,  de  ipsios  parocbi  se«  ordioarii.Uoentja;»  et  dadbos  V«!  triba»  Cestibus matrimo- 
«iam  oontvaher«  attcnlabant»  --  b^Jasmodi  eoatraeias  {6.  Sfaodos)  irritos  et  aalloi 
esse  deceniit. 

lt.  H;  laiiher  Jkscht^  {ZeMaeh*.  f.  D.  R^  lY.  20V.)  Ber  Bhestand,  ^rarln  tfami 
nnd  WM  ardedilich  and  «öttlieb  maamüeiigelOat  werden»  *^  toelorMarcio  Lothar 
wafd  gefragt!  lür  wen  die  Ehesaoben  gehörten  vad  nach  welchen  aechlea  sie  seilten 
enuchleden  wefdea?  Da  jspiach  er:   Ich  halu»  daas  sie  fi3r  die  luriitett  sehkea; 


auf  Goites  Ordiumg  berobe  and  daher  die  fömlose  lind  hcf  mliebe  Ehe 
nnznlassig  weil  dieser  OrdnuDg  zuwider  sei,  und  obwohl  jenes  strenger  ab 
das  kathdische  Eherecht  die  Hrchü^  Trauung  (Knsegmtng)  als  eine  noth- 
wendige  fSngehnngsform  derselben  ford^rte^  Im  UebfSgen  aber  wurde 
durch  das  protestantische  Eherecht  die  frohere  Strenge  gemildert  Eine 
Reihe  von  Ehehindeniissen  des  canonischen  Rechtes  wurde  fbr  anerheb*- 
lich  erklart  und  die  voUe  Ehe$eheidung  wieder  mindestens .  um  des  Ehe- 
bruches wlHen,  meistens  aber  aus  andern  widitigen  Ursachen  erlaubt 

6.  Verschieden  Ton  der  protestantischen,  ist  noch  die  pkäoBapkkokt 
Ansicht  Ton  der  Ehe,  welche  im  yorigen  Jahrhundert  auch  auf  die  Ge- 
setzgebung und  nicht  blosz  in  protestantischen  sondern  theilweise  auch  m 
katholischen  Landern  groszen  Einflusz  gewann. 

Noch  mehr  betonte  sie  die  bürgerliche  Redeutung  der  Ehe  und  er- 
klärte dieselbe  geradezu  als  ein  blqszes  auf  dem  freien  Willoi  von  Hano 
und  Frau  beruhendes  VertretgeverhäUnüz,  einem  Gesellschaftsyertrage  ahn- 
lich, und  nicht  Yiel  minder  lösbar. 

6.  Der  modernen  Entwicklung  entspricht  die  Sondemng  der  Religio« 
und  des  Rechts  und  daher  die  Ausbildung  eines  gemeineamen  hürgerUeheu 
^Eherechts  im  Gegensatze  zu  ein^ro  confessionellen  und  daher  halb  oder  ganz 
kirchlichen  Eberecht 

*  Wüda,  in  der  Zeitschrift  f.  D.  R.  IV.  S.  165.  ff.  GeAgUr,  Dentschfi 
Privatr.  IV.  2,  7.    BlmUehli,  Art  Ehe  im  deutschen  Staatswörterbach. 

§.    147. 
IL    Neueres  Recht 
1.    Eingehung  der  Ehe.  i 

_       ■  ■      _ 

1.  Die  neuere  Rechtsbildnng  hat  überall  die  Tendenz,  das  gesammtö 
Privatrecht  als  bürgerliches  Recht  der  Geeetzgebttng  und  der  Gerichtsbarkeit 
des  Staates  unterzuordnen,  und  der  Kirche  nur  moraüeche  Einwirkungen, 
keinen  äuszern  Rechtszwang  zu  überlassen.  Diese  Strömung  der  Zeit  hat 
denn  auch  auf  das  Eherecbt  einen  unverkennbaren  Einflusz. 

kl  Fo^e  dessen  wird  zwar  das  Princip  der  ktrehUchen  Zucht  nicht  be* 
stritten,  aber  die  kirchliche  Mhegerichtibarkeit  entweder  YiSXlig  beseitigt  oder 
doch  mehr  und  allgemeiner  als  früher  beschränkt,  und  es  beginnt  wieder 
eine  selbständige  weltliche  Bearbeitung  des  Eherechtes, 

Die  Ehe  ist  zunächst  kein  kirchliches  Institut  im  engem  Sinne,  denn 
auch  die  Heiden'  und  die  luden  können  in  der  Ehe  leben,  und  der  Staat 
hat  diese  Ehe  zu  schützen  wie  die  christliche.  Aber  ebenso  acher  hat  die 
christliche  Ehe  einen  religiösen  Charakter,  und  es  hat  die  Kirche  die  Pflicht 
und  das  Recht,  innerhalb  ihres  Rereiches  die  Reinheit  und  Heiligkeit,  der 
Ehe  mit  ^kn  ihr  anvertrauten  Mitteki  allen  Ernstes  zu  vertheidigen  und 


■•*« 


den»  arthetlen  sie  and  riciiieo  sie  von  Vater,  Matter»   Kindern,  KneeMeo  n»  s.  w»t 
warum  soUten  sie  nicht  aaeh  vom  Leben  der  Eheleute  urtheUeoT 
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vor  jedem  Verderbnias  tm  tewnJireB.  Dtraus  ergiU  tUk  vott  MÜMt  te 
Gegensatz:  />f0  maraUäehem  Anforderungen  der  Kirchs  werden  dem  MmI 
der  Ehe  v^kommenir  etUgpreehen  aH$  die  VondaifUn  dee  bürgeriichen 
Beehiee,  töekhee  die  Gelrübtheit  der  refllen  Zutlände  berüdteicktigen  mmz. 
Jene  IM  den  Chrisiea  die  Hdl^keit  der  Ehe  vor  die  Seele,  dieses  aimnit 
auch  Rücksicht  anf  die  Mttngel  und  Schwächen  des  oalQriichen  Menschea 
imd  ermttszigt  fttr  dieseo  seine  AnfiordeniQgen. 

3.  Das  Veriolnnsz  ist  nm  *  abgelöst  von  dem  Debergang  der  vor- 
BlUDdschaftKchen  Rechte,  und  a}s  reines  fiheversprechen  aufenfassell.  (1.) 
Aber  iiooh  "haben  sich  -*-  im  Gegensatze  zu  den  römischen  Sponsalien  — 
4ie  germanischen  Gnmdsätae  wenigstens  theilweise  erhalten,  dasz  nur 
dem  geordneten  und  in  öffenlUcher  Form  —  *vor  der  Familie  oder  dem 
Ortspfarrer  oder  vor  Gericht  oder  vor  einem  Notar  —  erklärten  Verlöb- 
Aisz  volle  Wirksamkeit  zugestanden  wird  und  da^z  das  Vertöbnisz  ein  enget 
Ketats-  und  FamilienverbSttnisz  unter  den  Verlobten  b^;rQQdet  Eine 
rechtliche  Nöthigung  zur  Erfüllung  der  Ehe  ist  alk^rdings  nicht  gestattet, 
•der  nur  ausnahmsweise,  wenn  die  Braut  gesdiwftngert  worden:  und  der 
Racktfitt  kann  von  dem .  einen  oder  andern  Theüe  in  beliebiger  Form  er- 
klärt werden ;  aber  der  durch  den  Bruch  der  Treue  verletzte  theil  bat  dneo 
Anspruch  auf  Entschädigung.  (1.)  BrauHhinder,  d.  h.  Kinder,  welche  nach  vor- 
«aagegangenem  Bheversprechen  erzeugt  worden  sind;  stehen  noch  in  den 
wesentteben  Benebungen  den  ehelichen  Kindern  gleich.  (2.  3.)  (§.  191.  3,) 

3.  Die  freie  WUleniüb^einstimrtiung ,  welche  sich  in  der  Eingehung 
der  Ehe  äoszert,  ist  allerdings  eine  Grundbediqgung  jener  ^  und  es  darf 
hier,  da  die  ganze  Persönlichkeit  des  Mannes  und  der  Frau  an  dem  Acte 
mit  fortdauernder  Nachwirkullg  betheiligt  ist^  keinerlei  Zwaifg,  auch  nicht 

xler  Eltern,  noch  der  Obrigkeit  geübt  werden.  (4.  5. ;    Der  römische  Rechts- 

••»•^ — -  >       «     — ■ — - —        ■ — ■  ~  • 

1»    Prwun,  LaDdr.  U.  1.  g.  Oi.    EhegclÖbnisse,  bei  weleheo  die  gesetili^he  Farm 

siebt  beotiacfatet  worden,  sind  für  Wosze  ColerhandlungeD  zu  ächten.    §•  112.  Wer 

ohne  recbtlicbea  Grund  die  Erfüllung  eiaes  Ebegelöbnisses  bebarrlich  verweigert  — 

der  verliert  die  dem  andern  Tbeil  gemachten  Geschenke,    musz  die  von  demselben 

erhaltenen  zurückgeben  und  aire  wegen  des  Ehegelöbnisses  aufgewendeten  Kosten  er- 

i«tzen  J.  114.  (tiberdeoi}  den  Uoschaldigen  mit  dem  vierfen  Theil  4es^igen,  was  in 

dem  Ehe^elftbikissi) 'oder  in  einen  besonderen  Ehevertrage»  als  Mitgabe  oder  alsGeges- 

Fermüchtnisz  ansgeseUt  worden»  abfindien.    (Vergl.  Seuffertt  Arch.  ▼.  136.) 

2.  Zürcher  Gesetzb.  g.  64.  Brautkinder  gelangen  nicht  ohne  weiters  in  die 
▼iterliche  Vormundschaft  ihres  Taters,  haben  aber  in  allen  Übrigen  Beziehungen  die 
Vt^chtr  ehelicher  Kinder,  insbesondere  stellen  sie  diesen  im  Erbreelite  gleich. 

3.  Srk.  4€s  O.  A  G.  zu  DarmMiadt  {Svügr.  Areh.  VIII.  65.)  BrautUnd^  -* 
iii«bt  aber  solche»  welche  bereits  eraeuf t  gewesen,  beior  das  fiheverspiechen  statt* 
gefttaden  hat. 

4*  Can.  36.  C.  27.  Qu.  2.  In  omni  matrimonio  conjunctio  intelligitur  spiritoa- 
iis,  quam  confirmat  et  perficit  conjunctorum  commistfo  corporalis. 

''5:  Ctfit.  un  G.  36.  Qti.  %  Ubi  oön  esc  eonsensos  atrhRMiae  neu  est  cooligieBi' 
Ergo  qui  pueris  dam  pueilas  in  eunabali»  ei  e  eooverso,  nihil  faeiiiDi,  nisi  uterqae 
^«eionitti^  ^eelqiriini-fCMrtt  ad  amiee  dtoeretlseis  eonsebtiat,  etitoHl  pater  st  mew 
hoo  foluerint  et  feeertilt.  - 
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aote:  »eenßmmu  faeit  mipfioM  ist  insofern  richtig«  ab  er  die  cottovete  Ehe 
als  eine  freie  WiUetaseinigQOg  der  Ehegatten  begreift,  aber  insofern  nnge- 
nOgend,  als  er  den  sittlichen  Grundcharakter  der  ehdiehen  Institution, 
wdche  auf  der  seelischen  und  leiblichen  Anlage  und  ElginzungsbedOrftig- 
keit  der  menschlichen  Natur  beruht,  nicht  einmal  andeutet 

4  Eine  Behinderung  der  Ehe  rechtfertigt  sich  nur  aus  hOhern  GrQn- 
den.  Als  sdche  kommen  irorerst  in  Betracht  die  welche  aus  dem  We$en 
4er  Bhe  ietbit  hervorgehen,  wie: 

a)  mit  Rcicksicht  darauf,  dasz  beide  Theile  ledig  seien,  jndem  nur  die 
Honogamie  anerkannt  wird; 

b)  das  Erfordemisz  eines  gewissen  AUers,  mindestens  der  Mündigkeit  (i.\ 
die  nach  manchen  neueren  Gesetzen  hier  indessen  nicht  genügt  (6.); 

c)  die  Hindemisse  wegen  zu  naher  Blütsveneandteehafu  Allgemein  wird 
anerkannt,  dasz  die  EHe  zwischen  Personen,  deren  eine  ihr  Blut  von 
der  andern  b^t,  die  also  in  auf-,  und  absteigender  Linie  verwandt 
sind,  und  ebenso  die,  Ehe  zwischen  Geschwistern f  welche  ihr  Blat 
schon  von  demselben  nächsten  Stamme  ableiten,  absolut  verwerflich 
sei.  (7.)  Gewöhnlich  ist  auch  noch  in  der  dem  erstem  Verbdltnisz 
analogen  Verwandtschaft  zwischen  Onkel  und  Nichte,  Tante  und  Neffe 

—  wie  schon  Im  römischen  Rechte  (8.  9.)  —  die.  Ehe  verboten.  In- 
dessen lAszt  hier  schon  das  preuszische  Landrecht  die  Ehe  des  Onkels 
mit. der  Nichte  unbedenklich  zu,  und  beschränkt  blosz  die  Ehe  zwi- 
schen dem  Neffen  und  einer  altern  Tante.  (9.)  Mehrere  neuere  Gesetze 
gestatten  die  Ehen  zwischen  Geschwisterkindern,  auch  ohne  Dispensation, 
wahrend  andere  hier  noch  die  Analogie  mit  dem  Verhältnisz  der  Ge- 
schwister als  ein  Hindeniisz  beachten.  (10.)  Das  österreichische  Gesetz 
(§•  65)  setzt  die  Grenzen  der  Ehehindernisse  aus  Bhitsverwandtscfaaft 
nach  den  Geschwisterkindem.  Die  kathölieeke  Kirche  hatte  zwar  seit 
Innocenz  lU.  die. Ehe  in  viel  weiteren  Kreisen  der'  Verwandtschaft 

—  bis  zum  vierten  GHede   —   gehemmt,    aber  jenseits   der    Ge- 


e.  /WoM.  Landr.  II.  1.  $.37.  Mannspersonen  sollen  vor  zarückgelegtem  aebt^ 
nlmten  md  Personen  weiblichen  Gesctalecbts  vor  zarückgelegtem  yierzebnten  Jabre 
Dkbt  heirathen. 

r 

1.  L.  83.  D.  de  Rita  Nopt,  {Oajat.)  Nupti»  consistere  non  possant  inter  eas 
personas,  que  in  numero  parentum  liberoramqae  sunt,  sive  proiin»!  sfve  alterioris 
gradoa  sinL 

8.  L.  39.  D.  eod.  (^«a/ni.)  Sororis  proneptefli  non  possunn  dacere  aiLorein^ 
qoeniatn  parentfs  loco  ei  sum. 

9*  /Vtfott.  t^andr.  11.  1.  $•  S«  ^'^^  ^Httitk  Jemand  die  gcbwester  seines  Vaters 
ader  »seiner  Mutter  oder  eines  weltern  Verwandte»  in  avfeteigender  Linie,  df^  an 
Jahren  llter  iai,  heirathen  wiU,  muBs  er  dazu  die  Brlaobniss  des  Btaals  nachsoeben. 

M.  Oedt  fio.  162.  En  ligne  eoUat^rale  Te  marlage  est  prohfb6  entre  1e  fi-ireet 
li  aoenr  MgittdMs  ou  nMoreM  et  les  aill6a  an  rn^nne  degr«.  ^  163.  le  marlage  est 
encore  prohib^  entre  l'oncle  et  la  nlice,  la  tante  et  le  nevea. 
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doch  spaf'er  so  leicht  von  dieser  Besdirankiing  dn- 
penslrt,  so  dasz  selbst  die  noch  kirchlich-scheue  Gesetzgebung  des  Staates 
auch  ftor  die  KathoKken  ohne  Bedenken  die  Ehe  der  ferneren  Ver- 
wandten anerkennen  and  schätzen  durfte. 
d)  Die  Schu>äger$ckaft  begründet  eine  Ähnliche,  obwohl  schwächere  Piettts- 
yerbindong,  wie  die  BlolSTerwandtschaft«  Sie  hindert  daher  analog^ 
aber  in  geringerem  Masse  die  Ehe,  inmier  —  wie  das  a«di  im  mosai- 
schen und  im  römischen  Rechte  schon  anerkannt  worden  -»  der  ia 
gerader  Linie  verschwägerten,  schon  weniger  in  der  Sdtenlinie.  I>ie 
Ausdehnung  der  Analogie  der  Eheverbote  wegen  Blutsverwandtschaft 
auf  die  Schwagerschaft  hatte  im  Mittelalter  den  weitesten  Umfang 
erlangt;  ist  aber  heutzutage  sehr  erheblich  beschränkt  worden. 

Es  gibt  aber  auch  andere  BehinderungsgrQnde,  welche,  wenn  auch 
nicht  aus  dem  Begriff  der  Ehe  selbst,  doch  aus  der  »ittlichen  Ordnung  der 
Familie  oder  aus  der  kirchlichen  Gemeinschaft  oder  aus  der  Gemeinde- 
und  Staatsordnung  hergeleitet  werden.    Dahin  gehören: 

* 

a)  die  Nothwendigkeit  der  Zustimmung  der  EUem  (11.)  oder  wenigstens 
des  Taters  (12.),  und  wenn  dieser  nicht  mehr  am  Leben  ist,  des  Vor- 
mundes, jedoch  wieder  mit  mancherlei  Modificationen  der  Landesrechte 
(13.),  und  mit  Vorbehalt  freier  Entschlieszung  für  reif  gewordene  Kinder; 

b)  das  Verbot  einer  Ehe  zwischen  Personen  die  eines  frOhem  Ehebruchs, 
den  sie  mit  einander  b^angen,  Oberwiesen  sind; 

c)  die  Behinderung  einer  Ehe  w^en  disparater  Religioo,  insbesondere 
der  Ehe  zwischen  Christen  und  Juden  oder  Christeti  und  Heiden^ 
welche  indessen  in  neuester  Zeit  in  einzelnen  Litfidesgesetagebuagffl 
wieder  beseitigt  forden  ist.  (14.) 

i)  Die  katholiflcbe  Kirche  betrachtet  auch-  das  feierliche  Gduhde  der 
Keuschheit  der  Kleriker  und  Religiösen  als  ein  trennendes  Ehebind«- 
nisz ;  das  weltliche  Ebereebt  aber  bat  guten  Grund,  die  Wirksamkeit 

Hfm  I    I    '  ■■  '      '  ■■<■  ■    II  I  I        I     I  II»  ..II        I         , 

11.  Code  civ,  §.  148.  Le  fils  qui  D'a  atteint  Tlge  de  vingt-cinq  ans  accomplifi 
U  Alle  qui  D'a  pas  atteint  l'Age  de  Tingtr-ua  ans  accomplis  De  peavent  cootncter 
mariage  saDs  le  coDseotemeDt  de  leors  p^e  et  mftre:  en  caa  de  disseoiimeot  le  coa- 
sentement  du  p^re  eufflt.  S*  t51.  Les  enfaDS  de  famille  ayaot  atleiDt  la  nmioriti 
ix6e  par  Part.  148  soot  tenusj  avaDt  de  coniracter  mariage,  de  demander,  par  dd  acte 
respectneax  et  forme),  le  conseil  de  leur  p^re  et  de  lear  m^e,  ou  celui  de  leurs 
affenis  et  aYeoles,  torsqae  leur  p^re  et  leur  möre  soot  d^c^te. 

12.  Prewuz,  LaDdr.  II.  1.  g.  45,  Kinder  aus  eioer  Ehe  zur  rechten  HaDd  kfla- 
Den  sich,  ohne  EId willigung  ihres  leiblichen  Vaters,  nicht  gültig  verheiratfaeD- 

Iß.  Quttrr.  G,  g.  ^%.  Wird  «iiiem  lÜDdeijahrigan  oder  PflegebeMleDea  dfe 
JElDwüliguog  mt  Ehe  veisagi»  «ad  halten  sich  die  Bbehewerber  dadurch  beachwcrti 
sp  hANP  sie  44»  Recht»  die-  Hülfe  des  ordeDtlieheB  Richters  aDsuauchan; 

14*  Oee^rr,  G,  %-  <KI.  Eher^ririge  xwtocheA  Chrislen  uad  Personen,  iielcbe 
sich  nicht  ttf  chrlstUchQo  Religion  hekeuoen,  könneo  nicht  galii^  eiagcfaDgea 
werden.  •     .  •    • 
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dieser  Sescbrflnkmig  dem  Gewissen  .de|  Individuen  und  den  Urcb« 
liehen  ZucfaUnittela   anheimzosteHen,   ohüe  derselben,  eine  absolate 
.    Rechtskraft  anch  f<lr  den  Fall  beizulegen «  dasz  sich  die  Individuen- 
iron  der  Gemeinschaft  mit  ihrer  Kirchs  lossagen. 

e)  Da  die  Ehe-  äne  neue  Familie  begründet  und  diese  fainwi^er  anch 
einen  TheH  hat  an  dem  Gesammtleben  der  Gemeinde  und  des  Staates^ 
^0  begreift  man,  wenn  manche  deutsche  Landesrechte  audi  d«i  Nach- 
weis  der  Wahrscheinlichkeit  fttr  nötbig  erklAren,  dasz  die  Bhi^atten 
im  Stande,  seien,  ohne  Belästigung  der  Gemeinde'  die  Existenz  der 
Familie  zu  erhalten.  (15.)  Aber  man  l^ann.  in  solcher  Beschrankung 
der  individuellen  Freiheit,  die  hier  immerhin  als  Grundprincip  zu 
achten  ist,  leicht  zu  weit  gehen. 

5*  Deber  die  Form  der  Efngehung  der  Ehe  war  man  im  vorigen 
Jahrhunderte  noch  ziemlich  einig  gewesen,  während  wir  heute  in  verschie- 
deoeti  Lttndern  auf  verschiedene  Systeme  und  auf  einen  lebhaften  Wider^ 
streit  der  Meinengen  treffen,  Die^rc^imflszige  kirchliehe  Form  der  Trauung 
fBinsegnung)  durch  den  ordentlichen  Pfarrer  oder  dessen  Stellvertreter  vor 
Zeugen  -^  nach  vorhergegangenem  Aufgebote  in  der  Kirche  —  hat  zu- 
nMist  freilich  einen  religidsen  Ursprung  (16.)  und  eine  religiöse  Bedeutung  f 
aber  sie  eignet  sich  zugleich  vortrefflich,  um  auch  die  Interessen  des  welt- 
lichen Rechtes  zu  wahren.  Sie  gewahrleistet  die  Oeffenüichkeit  und  die 
Sicherheit  des  Actes  und  sorgt  für  dessen  Würde.  Es  ist  daher  sicherlich 
nicht  zu  beklagen,  dasz  diese  Form  auch  g^enwärtig  noch  in  Deutschland 
die  Regel  bildet.  Nur  eine  untergeordnete  Verschiedenheit  ist  die  zwisctien 
der  katholischen  Lehre,  die  denn  auch'  in  die  bürgerlichen  .Gesetze  aufge- 
nommen wurde.  (17, 18.),  dasz  schon  die  ^Anwesenheit  des  Pfarrers  und  der 


Itf.  Zürcher  GeseUb.  g*  ^*  ^'^^  Eltern  und  VormuDder,  ebenso  diejenigen 
Verwandten  der  Verlobten,  welche  im  Verarmungsfall  derselben  lur  Unter&tülzoog 
angehalten  werden  ItOnnlen,  und  die  Ueimathgeroeinde  des  Bräutigams  sind  berech- 
Mgi,  gegen  eine  Ehe  gerichtliche  Einsprache  zu  erheben,  und  dieselbe  zu  hemmen, 
Ime^bru  sie  es  dem  Gerichte  wahrscheinlich  machen,  dasz  die  Ehegatten  oder  deren 
aUfÜllige  Einder  der  Familie  .oder  Gemeinde  turJLasl  faMen  werden.  Bei  derPrtirang 
solcher  Einsprachen  ist  yörzugsweis»  auf  die  moralische  Befiihigung  und  die  Arbeits- 
und Berufstüchtigkeil  der  Yerlobten  zu  achten.  Das  Gericht  isl  in  diesem  Falle  be- 
rechtigt, die  Ehe  von  HinderJShrigen,  auch  wenn  die  Zustimmung  des  Vaters  oder 
VonmiDdes  vorlige,  bis  tor  erlangten  Volljüh'rigkeit  derselben  und  bis  auf  2  Jahre 
dafüber  hiaaus»  von  VolljihrigeD  bis  auf  %  Jahre  in  hemmen  und  insofern  nach  k\^ 
lauf  der  angesetzten  Frist  die  Gründe  zur  Uemibung  noch  fortdauern»  diese  Je  für 
neue  2  Jahre  zu  verrögen. 

16!    Preutz,  Landr.  II.  1.  g.  136.    Eine  ▼ollgültige  Ehe  wird  durch  die  priester- 
liche Trauung  vollzogen. 
II-  ■  '  *       • 

IT    Conc.  Trid,  Sess.  Xl^IV.  c.  1.    Si  quis  diierit,  matrimonium  non  es^e  vere 

et  proprie  unum  ex  Septem  legis  Evangelien  Sacramentis,  a  Christo  Domino  Institn* 
tum,  sed  ab  hominibus  in  Ecciesia  inventum,  neque  graliam  conferre,  anathema  sit. 

,'  18.    Oetierr.  G.  %,  7<(.    Die  feierliche  Erklärung  der  EinwilligoDg  mnss  for  dem 
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Zeugen,  anch'  wenn  jener  ^ich  der  Einsegnung  enthalten  sollte,  M  der 
Erklärung  der  Ehegatten  genüge;  und  der  protestantischen,  die  in  andere 
Gesetzgehungen  überging,  dasz  die  Ein»egnung  selbst  nothwendig  sd,  zmnal 
jene  Erleichterung  der  Form  d(>ch  auch  unter  den  Kaäioliken  nur  in 
seltenen  Ansnahnisflinen  geübt  und  meistens  die  yoUkonunene  TrmuaBg 
gewfthrt  wird» 

Im  Gegensatze  dazu  hat  die  neue  franzäsüche  Gesetzgebung  von  der 
kirchlichen  Form  der  Eingehung  der  Ehe  völlig  Umgang  genommen,  und 
die  l^Ie  Geltung  der  Ehe  ausschlieszlich  von  dem  civüen  Act  ^ijxt  Er- 
klärung der  Ehegatten  vor  der  Ort^obrigkeü  abhängig  gemacht,  (id.)  Die 
Bevölkerung  pflegt  dann,  wo  dieses  System  eingeführt  Jst,  die  beiden  For- 
men, die  weltliche  um  der  bürgerlichen  "Wirkung  willen,  und  die  kirch- 
liche>  um  dei*  religiösen  und  sittlichen  Weibe  willen  zu  verbinden.  Die 
erstere  gibt  allerdings  auch  alle  erforderlichen  Garantien  fQr  die  Oeffent- 
lichkeit  und  Sicherheit  des  Actes»  und  well  sie  von  geistlichem  Einflüsse 
vöHig  opajt^hfiogig  ist,  dient  sie  überdem  dazu,  die  Ehe  9uch  in  soldien 
FäDen,  möglich  zu  machen  und  zu  schützen,  wo  kirchliche  Bedenken  im 
W^e  stehen,  oder  fQr  Individuen,  welche  auszerhalb  der  kirchlichen  Ge- 
memschaft  sind.  l)agegen  ist  sie  weniger  geeignet,  die  sittliche  Würde  der 
Ehe  zu  veranschaulichen,  und  kann  eher  zur  Unterstützung  frivoler  An- 
sichten über  die  Natur  der  Ehe  miszbraucht  werden. 

bt  aber  i\e  kirchliehe  Form,  wenigstens  für  unsere  heutigen  Bedürfnisse  in 
Deutschland  noch  als  Begel  auch  des  welOichen  Rechtes  ftfr  genügend  anzuer- 
kennen, so  sind  allerdings  daneben  in  unserer  Zeit  ändert  weUliehe  Formen 
nöthig.  Vorerst  fQr  Ehegatten,  die  einer  aridem  als  der  christlichen  Rdi- 
gion  zugehören  (20.);  sodann  für  die  Dissentere,  die,  obwohl  zu  den  Christen 
gerechnet,  doch  nicht  an  einer  der  anerkannten  Kirchen  Th^eil  haben:  denn 
es  wäre  eine  Verkennung  der  allgemeinen,  auch  für  die  Heiden  wirksamen 
Natur  der  Ehe,  wenn  diese  Personen  deszhalb  für  der  Ehe  unfähig  erklärt 
würden,  weil  die  Kirche  nicht  auf  sie  ihre  Heilmittel  auszudehnen  vermag; 
endlich  in  «llen  den  Fällen,  wo  die  weltliche  Gesetzgebung  die  Eingehung 
einer  Ehe  gestattet,  während  die  Kirche  ihrerseits  Bedenken  dagegen  er- 
hebt, und  ihren  Segen  od^r  ihre  Mitwirkung  verweigert,  denn  der  Staat 
ist  verpflichtet,  das  von  ihm  erkannte  Recht  auch  dann  zu  schützen,  wenn 
seine  Anwendung  nicht  den  idealen  moralischen  Anforderungen  der  Kirehe 
entsprechen  sollte.  -  Diesem  Bedürfnisse  kann  entweder,  wie  das  in  den 


ordenllicben  Seelsorger  eines  der  Brautleute  -^  oder  vor  dessen  Stellvertreter  io  Ge- 
genwart zweier  Zeugen  gescbehen. 

19.  Code  cioH,  g.  165.  Le  mariage  sera  e^löbr^  publiquemeot  devant  roffider 
civil  du  domicile  de  Tune  des  deoi  parties. 

^.  Preust,  Landr.  IJ.  I.  g.  137.  Zwischen  Personen  fremder  im  Staate  gedul- 
deter Religionen  wird  die  Vollziehung  einer  vollgültigen  Ehe  lediglich  na^  den  Ge- 
brüQcben  ibret  Religion  benrtbeilt. 
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Villen,  der  cMeii  GattOBg  vod  jeher,  in  deoen  der  zweiten  in  neuerer  Zeit 
naDchen  Ortes  (auch  in  England  durch  ein  Gesetz  von  1837)  geschehen 
i^t  (^1.),  dnrdi  Zulassung  einer  Aumah^farm,  oder  irie  es  gegenwartig 
in  PriuiXßn  versncht  wird,  dnrch  EinfQhning  einer  faeuUativen  Cwüform 
entsprochen  werdoh  v  ' 

§.  14a 

% 

2.V    Persmiliehe  WirkUDgeD  der  Ehe.    Miszheiratli.    Ehe  lar  linken  Hand. 

).  Die  Ehegatte  werdm  von  dem  Momente  der  Eingehung  der  Ehe 
t^der  Tranang)  an  eu  voller  ehäkher  Lebensgemeinsehrnft  und  jratie  in  (ilüek 
und  Unglück  für  ihr  ganzes  Leben  verbunden.  (1.  2.)  Das  Wesen  dieser 
Verbindung  ist  die  Einigung  in  der  eheiiehen  Gesinnung;  welche  wohl  im 
Leben  auch  fiuszetHch  bewährt,  aber  lucht  in  Form  einer  erzwingbaren 
SechtspQicht  ansge^ldet  werden  kann.  Eine  Aeuszerung  derselben  ist  die 
Seidcbliehe  Gesc^äee/Usg^memichaft  Da  aher  die  elieliche  Liebe  zwar  ge* 
weckt,  aber  nicht  befohlen  werden  kann,  so  ni^erden  auch  nähere  Rechts* 
vorsdirifteo  über  die  eheüche  Beiwohnung  unnütz  sein.  Dajs  Privatrecbt 
kann  nur  erhebliche  MSingel  —  z.  B.  die  beharrliche  Weigerung  der  BeiWoh- 
nung  — r  angemessen  berücksichtigen,  musz  sich  abör  vor  jeden^  plumpen 
Eingriff  in  da^  Gebiet  der  individuellen  Frdheit  hüten. 

2.  Eine  fernere  Wirkung  der  ehelichen  Lebensgemeinschaft,  welche 
im  deutschen  Rechte  schon  früh  erkannt  worden,  ist  die  ReehUgenoHtn- 
$ch»ft  der  Ehegatten.  (3.  4.)  Die  Frau  tritt  in  das  Recht  des  JlfcmMM 
e^Af  in  seinKo2^-  uüd  Landesrechl,  in  sein  G^mi^inderßcht^  in  aeinStoHdei' 
recht  (5.  6.)  ,  Sie  nimmt  sein^  GefchUchl^namen  an  und  hat  Theil  an 
seinem  Don^«  und  an  der  £il^«  .seiner  Jit^r  und  fFtir^^ 

^      I   I         •       ■      ■         I  ■       ^   ■  ■  ..  —  .—  .—  - .  ■...IUI  I  ■  ■  . 

Sl.  Zürcher  G.  $.  110.  Weon  die  beiden  Verlobten  —  zu  Prptakoll  eri^ffDen. 
^asz  sie  twar  eine  ächte  Bbe  einzugehen  wünschen  aber  ans  ernsten  reUsiö^en  Grün- 
den sich  der  kirchlicbcn  Forpi  nicht  unterziehen  können,  so  ordnet  d^rGericblspräsi-* 
dent  die  —  Bekanntmachung  an,  welche  die  Stelle  des  Aufgebotes  vertritt.  Sind  im 
Debrigen  keine  Bebinderangsgründe  vorbanden,  so  wird  dieselbe  durch  eine  reler-* 
Hebe  Brkiftrpiiff'der  ebelichen  Cresinnnng  vor  dem  Beiirksgericbt  vollzogen. 

i.  JPremu  Lan^r.  II-  1.  S*  1^^-  ^Q*'  ehelichen  Trene  find  beide  Ehegatten 
wechselseitig  verpflichteL  g.  182.  Die  Verletzung  derselben  von  Seite  des  einen  Ehe- 
gatten berechtigt  den  andern  nicht  zu  gleichen  Vergehungen. 

%    Code  cwä,  g.  212.     Les  ^poux  se  dofvent  mutuelleraent  fid^lltö,  secours 
assistanee. 

8.  ^.  eft,  I.  45.  g.  1.  AI  ne  si  en  nn^n  -sime  wiva  Dicht  evenburdich,  he  i» 
Aadi  Irt  ▼oamflnde,,  und  se  is  sin  -genotfune  and  trit  in* »In  Mcht,  svenne  ae  in  sin 
bsdiB  gat. 

4.  Preibwrger  Stadtrodel  g.  21.  Omnis  nmlier  est  geoM  Yiri  sui  in  bac  civi«* 
lata  et  vir  nulieris  similiier. 

5.  Oeiterr,  G.  g.  92.  Die  Gattin  erhält  den  Namen  das  Ifanneff  und  geniesat 
die  atobte  seinaa  Bundes. 

6.  ^lireker  Ges.  g.  126.  Die  f  raii  wird  durch  die.Trau«ng  die  Genassio  ihpsa 
Mannes  und  erwirbt  seinen  Geschlechtsnamen  and  sein  DöigerreeiU. 
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Das  neuere  Recht  hat  das  Sfirdien,  dieses  wicUife  Piinop  ToHstlDdig 
ins  Leben  zu  rofen^  und  ist  deszbalb  weder  dem  aberlieferten  Prindp  der 
MitzHeirath  nach  dem  Institute  der  Fhe  zur  Unkm  Band  günstig,  welche 
die  eheliche  Genossenschaft  verhindern.  Die  Kirche  hatte  schon  froher 
von  christlichem  Boden  aus  gegen  ein  derartiges  Miszverhaltnisz  unter  den 
Ehegatten  gekämpft:  die  moderne  Rechtswissenschaft  thnt  es  ebenso  im  Be- 
wnsztsein  des  inneren  Widerspruchs,  in  wdchem  eine  solche  hinkende  Ehe 
mit  dem  menschlichen  Wesen  der  Ehe  steht 

3.  Der  Begriff  der  Mi$zheirathy  welcher  als  eine  schwache  Nach- 
wirkung des  ursprünglichen  kastenartigen  Verbotes  der  Ehe  zwischen  An- 
gehörigen verschiedener  Stände  zurückgeblieben  ist,  hat  in  unserem  benti- 
gien  Rechte  nur  noch  eine  auf  den  hohen  Adel  beschränkte  Anwendung. 
Zwischen  aHen  übrigen  Ständen,  dem  niedem  AdeU  dem  h&kem  und  nü- 
dem  Bürgeretand  und  dem  Bememstand  besteht  vofttomnwiM  Ekegenoaetir 
Schaft,  und  es  tritt  die  Frau  von  Redlites  wegen  in  Folge  der  Verhetrathung 
auch  in  den  Stand  ihres  Mannes  dn,  sei  dieser  nun  hdher  oder  niedriger 
als  ihr  angeborener  Stand.  Der  hohe  deutsche  Add  dagegen  hat  bis  auf 
unsere  Zeit  hinab,  ungeachtet  er  dadurch  zu  seinem'  Schaden  in  einen 
schroflen  Zwiespalt  mit  dem  Nationalgefühle  geratfa^n  ist  und  sich  selber 
die  Quellen  der  nothwendigen  Erfrischung  seines  Blutes  abgesperrt  bat,  mit 
ängstlichem  Sinne  an  dem  Grundsatze  festgehalten,  dasz  nur  in  der  ebenr 
hurtigen  Ehe  auch  voükofnmene  Standesgenosseneehaft  sich'  finde.  (7.)  Wäh- 
rend des  Mittelalters  war  dieser  Grundsatz  bei  weitem  weniger  bedenklich 
als  jetzt,  theils  weil  der  Kreis  der  ebenbürtigen  dynastischen  FamiKra  eine 
viel  reichere  Erfüllung  hatte,  thfBils  Weil  der  Kaiser  den  Mangel  der  äusse- 
ren Abkunft  heben  und  insbesondere  Frauen,  die  ihm  um  ihrer  natüriicbeo 
Vorzüge  wiUen  so  hoher  Lebensstellung  würdig  erschienen,  zu  gleichem 
Stande  mit  ihrem  Gemahl  erheben  konnte.  (8.)  Seitdem  aber  jepe  Fami- 
lien immer  mehr  ausstarben  und  das  Recht  des  Kaisers  zu  helfen  zuerst 
auf  die  Fälle  nicht  notorischer  Miszheirath  (9.)  —  als  notorische  Miszhei- 
ratb  galt  denn  die  Ehe  nut  einer  Bauern-  oder  eiper  niedern  Bürgers- 
tochter^  nicht  aber  die  mit  einer  Tocliter  eines  Ritters  oder  eines  hObem 
Beamten  -^  beschränkt  worden   und   mit   der  Auflösung   des   deutschen 


7.  Seh».  9p,  57*  Oben  g.  21.  1. 

8.  Urk.  &ÖD.  Rudolphs  tod  1279.  (Kraui  g.  59.  4ä.)  Noverini  —  nniTani  - 
<|iiod  nos  •—  (Beinrici  marcfaioBjlB  MisoeDsis)  sappMcatfonibas  iDelinati  Elisabeth  (de 
Maltitz)  legiiimam  Ihori  siii  consortem,  Frid«rieum  nitom  lef  itimum  «iriasqne  «t 
aniversos  liberos,  si  quos  ab  eisdem  parentibus  procreari  contigerit,  iu  fataram  ^ 
omni  labe  werwUt  #ea  nankUrialU  cmuHiäomig  respectu  de  pleottadine  regie  Mijestatis 
eiimimus  et  infenuitatis  ac  liberi  partos  (lonore  et  titolo  insignimas,  voleates  eos 
Sic  «empef  m  imgenuormm  -ae  nebiüam  Sorte  et  anmero  recenseri,  ae  si  de  vaatre 
libero  oati  essent»  ita  qaod  ad  successionem  bonorum  feadailum  et  aiionini  ^uorain- 
Übet  pari  forma  atcot  «ngeoul  et  nobilei  admituntiir.. 

9.  ^«AlM/Mfo/^aw»  V.  l'M2.  Oben  S>  S<*  2' 
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Reiches  erloschen  ist,  so  zeigt  sich  die  Grfahr,  welche  für  die  geistige  und 
leibliche  Gesundheit  dieses  Standes  eben  aus  jenem  Grundsatz  aubteigt, 
immer  deutlicher. 

FOr  das  heutige  Recht  lassen  sich  folgende  Grundsätze  aufteilen: 

a)  Auch  fQr  die  Mitglieder  des  hohen  Adels  ist  die  Ehe  mit  Personen, 
welche  dem  niedem  Adel  oder  einer  diesem  gleichen  Classe  (z.  R. 
Töchter  von  höhern  Reamten)  angehören,  nur  insofern  noch  als  Hisz- 
heirath  anzusehen,  als  diesz  durch  staatsrechtUche  Reschränkungen 
oder  durch  Hausgesetze  und  festes  Herkommen  jener  Familien  so  be- 
stimmt ist. 

b)  Die  Familien  des  hohen  Adels  sind  berechtigt,  auf  dem  Wege  der 
Autonomie  das  aligemeine  Recht  auch  bei  sich  einzuführen,  und  das 
Ausnahmeinstitut  der  Hiszhdrath  für  sich  abzuschaffen,  ohne  damit 
irgend  auf  ihre  Adelsrechte  zu  verzichten,  wie  denn  auch  die  eng- 
lische hohe  Aristokratie  das  natürliche  Recht  der  Ehe  vollständig  an- 
erkennt. 

c)  Hat  eine  Familie  des  hohen  Adels  den  Grundsatz  freier  Ehegenossen- 
schaft angenommen,  so  treten  auch  die  niedriger  geborene  Frau  und 
ihre  Kinder  vollständig  in  den  Stand  des  hochgeborenen  Mannes  und 
Vaters  ein.  Wenn  daher  solche  Kinder  sich  mit  Gliedern  einer  Fa- 
milie verheirathen,  welche  noch  an  dem  Institut  der  Miszheirath  fest- 
hält, so  ist  eine  solche  Ehe  dennoch  eine  Genossen-  nicht  etwa  eine 
üngenossenehe.  Diese  Folgerung  wird  auch  in  den  souveränen  Häu- 
sern anerkannt. 

d)  Auszerhalb  des  hohen  Adels  darf  das  Institut  der  Miszheirath  überall 
nicht  mehr  anerkannt  werden,  wenn  nicht  und  soweit  nicht  ausnahms- 
weise bestimmte  particularrechtliche  Vorschriften  dazu  nöthigen.  Es 
darf  insbesondere  den  übrigen  Familien  nicht  zugestanden  werden, 
dasselbe  durch  die  Autonomie  bei  sich  einzuführen,  wohl  aber  können 
sie,  auch  wo  dergleichen  früher  mit  Erfolg  geschehen  ist,  jederzeit  zu 
dem  allgemeinen  Recht  zurückkehren  oder  fortschreiten. 

4.  Die  Miszheirath  hat  ihren  Grund  in  einem  von  dem  Willen  der 
Ehegatten  unabhängigen  Miszverhältnisz  ihres  Standes.  Gewöhnlich  wollen 
beide  eine  vollkommene  Ehe  eingehen,  aber  sie  sind  daran  gehindert  durch 
das  jus  singulare  der  Cngenossenschaft  gewisser  Stände.  Die  Ehe  zur  Hn^ 
ken  Hand  dagegen  setzt  voraus,  dasz  die  Eh^atten  selbst  eine  Üngenossen- 
ehe mit  mangelhaften  Wirkungen  wollen,  denn  sie  beruht  auf  einem  Ehe- 
vertrage,  welcher  die  ungleichen  Verhältnisse  des  Mannes  und  der  Frau 
näher  bestimmt.  (10.)  Sie  ist  daher  eine  durch  den  subjectiven  Willen, 
eine  mangelhafte  eheliche  Gesinnung,  potenxirte  Miszheirath. 

10.    IL  Feud.  29.  Quidam  habens  filiam  ex  nobili  conjuge,   post  mortem  ejus 
Don  foleof  coDCloere,  aliam  ralnas  nobilero  duxit:   qui  noiens  existere  in  peceato, 
eam  desponsavit,  ea  lege,  ut  nee  ipsa  nee  filii  ejus  amplius  habeant  de  boDis  patris» 
B 1  n  n  t f  c  h  1  f ,  deaiachei  Pri?atreoht.   S.  Aufl.  27 
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Die  einzige  AnweDdang,  fbr  welche  «ach  in  ansern  Tagen  nach  ernsle 
Gründe  angeführt  werden  können,  ist  die  auf  für$Uiche  Personen  ans  sou reräM» 
Haasern.  Da  dieselben  staatsrechtlich  in  der  Cingehang  einer  voUkoauDe- 
nen  Ehe,  welche  der  Gemahlin  den  öflentlichen  Raqg  des  Mannes  sichert 
ond  auf  die  Kinder  Thronfolgerechte  überträgt,  beschränkt  sind,  so  läszt 
sich  begreifen,  dasz  ihnen,  insofern  sie  für  Fran  und  Kinder  aaf  die  staats- 
rechtlichen Vorzüge  ihrer  SteUong  verzichten,  die  Privatfreiheit  verstattel 
wird,  in  Form  der  Ehe  zur  linken  Hand,  doch  im  übrigen  ein  wahres 
eheliches  Verhältnisz  mit  einer  Frau  einzugehen,  die  nicht  zu  voller  Standes- 
gleichheit befähigt  wäre. 

Auf  die  Form,  dasz  die  Frau  dem  Manne  nur  zur  linken,  nicht  mr 
rechten  Hand  angetraut  werde,  kommt  es  nicht  gerade  an  (11. ,  obwohl 
dieselbe  das  Schiefe  dieses  Verhältnisses  gut  darstellt  In  älterer  Zeit  be- 
tonte man  eher  die  Hinweisung  auf  die  Morgtngabe,  Diese  empfing  die 
Frau  als  Zeichen,  dasz  ihre  wäbliche.Ehre  geachtet  werde,  und  sie  doch 
als  Frau,  nicht  als  blosze  Concubine  gelten  solle.  Aber  über  das  bei  der 
Verlobung  Bestimmte  hinaus  erhielt  sie  keine  anderen  Vermögensrechte 
und  nicht  die  volle  Gleichstellung  der  echten  Frau.  Man.  nannte  daher 
diese  Abart  der  Ehe  auch  die  morganatische. 

Die  Hauptwirkuttgen  derselben  sind: 

a)  die  Frau  wird  nicht  zur  Standes-  und  Rangesgenossin  des  Mannes  (12.) ; 

b]  die  Kinder  folgen  nicht  dem  Stande  des  Vaters,  und  sind  von  der 
Thronfolge  —  sowie  von  dem  Erbrechte  in  Stammgflter  und  Leben- 
güter —  ausgeschlossen. 

Im  übrigen  wird  die  Frau  doch  zur  Ehegenossin  und  ihre  Kinder 
sind  eheliche  Kinder  des  Mannes. 

5.  Die  Stellung  der  Ehegeaossen  ist  indessen  auch  in  der  vollkom- 
menen Ehe  nicht  eine  absolut  gleiche,  sondern  so  organisch  geordnet,  dasz 
der  Mann  als  das  Baupt  der  Ehe  und  des  Hauses  vortritt  (13 — 15.)    Es 

qaam  diierit  tempore  aponsaliorum:  verbi  gratia  decem  libras  Tel  quantam  voluerit 
dare  quando  eam  desponsavit:  quod  IfediolaneDses  dicupt  accipere  uxorern  ad  mor^ 
ganmtieum^  alibl  lege  Salicet. 

11.  Cod.  Mux,  Baoar.  I.  6.  %,  45.  Die  iwiselieD  unfleicben  StaadespenoacB 
forgebendeo  Verehelicbuogen  werden  obiie  Uoterschied»  ob  die  Aotraaung  cur  liak- 
oder  rechter  Hand  gescbeben,  sowohl  Dach  geistlich-  ab  weltlichen  Rechten  für  eine 
wahre  Ehe  geachtet,  und  seynd  mithin  auch  qaoad  Effectus  Civiles  von  der  nemli- 
cben  Wnrkung,  anszer  soweit  durch  besondere  Geding,  Herkommen  oder  Statuta  ein 
anderes  versehen  iat. 

12.  Preun,  JLandr.  II.  1.  {.  M5.  Die  Hausfrau  (in  der  Ehe  tur  linken  Hand) 
tritt  nicbt  in  die  Familie  des  Mannes  und  darf  sich  seines  Titels  und  Wappens  nickt 
bedienen. 

13.  Preatt,  Landr.  U.  1.  g.  184.  Der  Mann  ist  das  Haupt  der  ehelichen  Ge- 
sellsehafl,  und  sein  fiotschlosz  gibt  in  gemeinschaftlichen  Angelegenheiten  den 
Ansscblag. 

14.  Code  e.  g.  213.  Le  mari  doit  proieetton  k  sa  femaM,  la  Jemme  ob^iasaooe 
k  son  mari. 
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wird  das  auch  da  noch  anerkannt,  wo  die  Form  der  ehelichen  Vormund- 
schaft aufgehört  hat  oder  nicht  ausreicht  Es  ist  eine  Folge  dieses  Prin- 
cips,  dasz  die  Frau  als  Genossin  des  Manns  in  dessen  Stand  und  Famih'e 
eintritt  und  nicht  umgekehrt  Eine  fernere  Folge  ist,  dasz  das  Domicü  des 
Mannes  auch  di**  Wohnung  der  E/ie  ist  und  die  Frau  dem  Manne  dahin 
folgen  musz.  (16.)  Nur  sehr  erhebliche  Gründe,  insbesondere  Gefahr  für  die 
Moralitflt  oder  die  Gesundheit  oder  die  standesmAszige  Existenz  der  Frau 
können  es  rechtfertigen,  wenn  auf  deren  Anrufen  das  Gericht  sie  der  Pflidit 
entbindet,  dem  Manne,  der  z.  B.  einem  vagirenden  Leben  sich  hingeben 
oder  in  ferne  Weltgegenden  hinziehen  wiü,  zu  folgen.  Aus  demselt)en 
Princip  folgt  auch  der  Satz,  dasz  in  gemeinsamen  Angelegenheiten  der  Ehe- 
gatten, wenn  sie  sich  nicht  sonst  verständigen  können  und  doch  ein  Ent- 
scheid nöthig  wird,  das  enlfcheidende  Wort  dem  Manne  gebührt 

6.  Dagegen  li^  dem  Manne  auch  die  Pflicht  ob,  der  Frau  seinen 
Schutz  zu  gewähren,  sie  zu  vertheidigen. .  (14.)  Er  ist  ihr  rechtmäsziger 
Beistand,  beziehungsweise  Vertreter  vor  Gericht  und  im  Verkehr.  (15.)  Er 
hat  auch  lür  den  Unterhalt  der  Frau,  je  nach  Verhältnisz  des  Vermögens 
und  Standes  üu  sorgen,  und  überhatipt  die  KoHen  der  Haushaltung  zu  tragen. 
(17.)  Der  letztere  Gnmdsatz  ist  zwar  ebenfalls  im  römischen  Rechte  an- 
erkannt; das  deutsche  Recht  ergänrt  aber  denselben  richtig  dadurch,  dasz 
es  hinwieder  die  Frau  verpflichtet,  je  nach  ihrem  Stande  und  ihren  Kräften 
mitzuhelfen  und  mitzuarbeiten.  (18.)  Diese  Pflicht  der  Frau  tritt  in 
den  höchsten  Kreisen  der  Gesellschaft  mit  der  Soi^e  für  die  häusliche 
Oekonomie  zurück,  aber  sie  äuszert  sich  doch  auch  da  als  Sorge  für  die 
standesmäszige  Erscheinung  des  Hauswesens.  In  dem  niedem  Adel  und 
dem  höhern  Bürgerstande  dehnt  sie  sich  gewöhnlich  bis  zur  Besorgung  der 
eigenüiehen  Haushaltungsbedürfhüs^  -—  in  Kleidungf  Speise,  Geräthschaf- 
ten  —  aus,  in  dem  vierten  Stande  steigert  sie  sich  regelmttszig.za  persön- 
licher Handarbeit  und  Beihülfe  in  dem  Berufe  des  Mannes. 

*  Fütter^  über  die  Miszheirathen  deutscher  Fürsten  und  Grossen.  Göt- 
tingen 1796.    Oöhrum,  Lehre  von  der  Ebenbürtigkeit  Tübingen  1846.  2  Bde. 

15.  /Vea#t.  Landr.  II.  1.  g*  ^^-  ^^^  Mann  ist  schuldig  unl  befagt,  die  Per- 
80D»  die  Ehre  und  das  Vermögen  seiner  Fraa  in  oDd  auszer  Gerichten  zu  ver- 
tbeidigen. 

16.  Zürcher  Ges.  £.  130.  Die  Fraa  hat  dem  Manne  in  seine  Wabnang  zu 
folgen.  Ausnabmsweise,  insoweit  dringende,  die  Wohlfdhrt  der  Frau  ernstlieh  ge- 
fährdende Grunde  es  rechtfertigen,  Icann  das  Gericbi  der  Etiefrau  die  Verpflichtung 
dem  Manne  aachzufolgen,  erlassen. 

17.  Oeeierr.  G.  £•  91.  Der  Mann  ist  das  Haupt  der  Familie.  In  dieser  Eigen- 
schaft siebt  ihm  yoriügUch  das  Recht  zu,  das  Hauswesen  zu  leiten;  es  liegt  ihm 
aber  auch  die  Verbindlichkeit  ob,  der  Ebegauin  nach  seinem  Vermögen  den  ansiaii- 
digen  Unterhalt  z»  verschaffen,  und  sie  in  allen  Vorflilten  zu  vertreten. 

18.  Pmrnt.  Land r*  II.  1.  S'  IM.  Sie  (die  Frau)  ist  sdiufdig,  dem  Hauswesen 
des  Mannes  nach  dessen  Stande  und  Range  vorzustehen. 

27* 
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ZöpfU  über  Misiheiralhen.  Stuttgart  1853.  Letiterer  erklirt  es  f&r  anrichtig, 
dasz  der  HerreDstand  scboa  im  XI 11.  Jahrh.  ¥on  dem  niedern  Adel  und 
dem  Bürgerstand  in  der  Ehegenossenscbafl  getrennt  gewesen,  und  bitt  den 
Begriff  der  morganatischen  Ehe  für  SIter  als  den  der  Miszbeinith,  die 
Lehre  von  dieser  nur  Tür  ein  Product  des  XVIII.  Jahrhunderts  Noch  im 
XVI.  und  XVII.  Jahrhundert  sei  das  Princip  der  Ehegenossenschaft  gemeuia 
Aecht  in  Deutschland  gewesen,  römisch  und  deutsch  zugleich.  Der  Schwaben- 
Spiegel  habe  nur  altmumnisehe  Besonderheit  behauptet  ^  In  allen  diesen 
Beiiehungen  halte  ich  den  Beweis  für  nicht  geleistet,  wohl  aber  in  drr 
praktisch  wichtigen  Besiehung  seine  Beweisführung  für  fiberxeugend,  dasi 
die  Ehe  eines  hohen  Adelichen  mit  einer  niedern  Adelichen  oder  einer 
Frau  aus  den  höhern  Rangclassen  der  Gesellschaft  nicht  als  „notorische 
liisxheirath,''  sondern  in  der  Regel  als  Genossenehe  gelte,  und  nur  die  Ehe 
mit  einer  Frau  der  untern  Classen  unter  jene  Bezeichnung  falle.  Gengier, 
D.  Privatr.  IV.  2.  1. 

S.14»- 

III.    Auflösung  der  Ehe.    Scheidung. 

1.  Da  die  eheliche  VerbiDdong  die  volle  Einigung  und  Lebensgemein- 
schaft der  Ehegatten  berrorbringt,  so  versteht  sich  die  UnauflöäichkeU  der 
Ehe  als  eine  idecUe  Eigenschaft  derselben.  Wo  irgend  eine  auch  innerlidi 
wahre  Ehe  entstanden  und  ungebrochen  da  ist,  da  kann  sie  nur  dnrdi  den 
Tod  des  einen  oder  des  andern  Ehegatten  gelöst  werden.  Der  Gedanke 
der  Scheidung  ist  in  einem  logischen  Widerspruch  mit  dem  Begriff  der 
"Ehe,  und  setzt  nothwendig  einen  Abfall  von  der  Idee  der  Ehe  und  mei- 
stens überdem  eine  moralische  Verschuldung  oder  wenigstens  einen  Mangel 
an  sittlicher  Energie  voraus. 

Wir  begreifen  es  daher,  wenn  die  katholische  Kirche,  die  im  Mittd- 
alter  die  persönliche  Seite  des  Eherechtes  ganz  beherrsdit  bat,  die  Ehe- 
icheidung  überall  untersagte,  und  halten  es  für  einen  Vorzug  des  canoni- 
schen Rechtes,  dasz  es  mit  Ernst  die  leichtfertige  Trennung  der  Ehe  be- 
kämpfte. Sie  vertrat  hier  das  moralisch-ideali  Princip,  obwohl  sie  allerdings 
den  Fehler  beging,  sittlich  strenger  sein  zu  wollen»  als  Christus  gewesen, 
der  den  Ehebruch  als  einen  moralisch  gerechten  Grund  der  ScheiduDg 
anerkannt  hatte,  wAhrend  sie  auch  in  diesem  Falle  die  volle  Scheidung 
zwar  nicht  zu  verdammen  wagte,  aber  so  viel  an  ihr  lag  behinderte.  (!•) 

Das  weltliche  Eherecht  hat  von  jeher  mehr  die  recUen  Zustände  he- 
rücksichtigt,  und  da  lAszt  sich  nicht  verkennen,  dasz  manche  wirkliche 
Ehe  den  idealen  Anforderungen  an  die  Ehe  geradezu  widerspricht,  und 


i.  Conc.  Trid.  g.  24.  can.  7.  8i  quis  dixerit,  ecelesiam  errare,  com  docait  et 
docet,  Juxta  evangelieam  et  apostolicam  doctrinam  propter  adullerium  alterios  coo- 
Jugum  matrimooii  TiDCulam  dod  posse  dissoUt  et  utromque  Tel  etiam  Innoceotein* 
qui  causam  adulterio  non  dedit»  non  posse,  allero  conjuge  vivenie,  aliud  mitrimo- 
nium  contrahere  etc. 
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die  Scheidung  einer  solchen  Ehe  ab  ein  geringeres  üebel  ab  die  Fort- 
setzung jener  zerrissenen  und  unglücklichen  Zustande  erscheint  Es  kann 
daher  auch  nicht  befremden,  wenn  der  Staat  nicht  das  Moralprincip  in 
seiner  vollen  Strenge  zum  Rechtsprincip  zu  erheben  wagt^  sondern  —  um 
der  „Herzenshflrtigkeit^  der  Individuen  willen  —  zugesteht,  dasz  wenn 
eine  bestimmte  Ehe  that$ächlich  gebrochen  ist  und  der  Bruch  unheühar  er- . 
scheint,  dann  diese  Thatsache  auch  vom  Recht  anerkannt  und  durch  ge- 
richtliches Urtheil  die  innerUch  zerstörte  Ehe  auch  äusxerUch  geschieden 
werden  könne. 

2.  Im  altrOmischen  Reiche  war  auch  nach  der  Einführung  des  Christen- 
thums  die  Ehescheidung  durch  die  staatliche  Gesetzgebung  geordnet  worden. 
Im  Mittelalter  ging  sodann  die  Ehegerichtsbarkeit  und  die  Ehegesetzgebung 
an  die  Kirche  über.  Die  neuere  Zeit  neigt  sich  wieder  der  Ansicht  zu, 
dasz  die  moralische  Einwirkung  auf  Reinheit  und  Festigkeit  der  Ehe  der 
Kirche  vornehmlich  zukomme,  die  Ordnung  des  Eherechles  und  die  Erlaub- 
nisz  zur  Scheidung  aber  Sache  des  Staates  sei.  In  den  protestantischen 
Ländern  trat  diese  Ansicht  am  frühesten  hervor:  und  es  artete  sogar,  von 
dem  Einflüsse  der  etwas  frivolen  Philosophie  des  XVIll.  Jahrhunderts 
bewegt,  die  auch  anderwärts  nachgeahmte  Gezetzgebung  des  preuszi- 
sehen  Landrechts  (*?.)  und  mehr  noch  die  Gerichtspraxis  zu  verderblicher 
ßeschotzung  leichtsinniger  Scheidungen  aus.  Aber  auch  in  den  katholischen 
Ländern  zeigt  sich,  und  nicht  erst  seit  der  französischen  Revolution,  die 
Neigung  der  staatlichen  Gesetzgebung,  selbständig  auch  über  die  Eheschei- 
dung Bestimmungen  zu  erfassen,  in  einzelnen  sogar,  ungeachtet  des  Wider- 
spruchs der  katholischen  Kirche,  die  Tendenz,  die  Ehescheidung  wegen 
Ehebruchs  und  atis  diesem  ähnlichen  Gründen  zu  gestatten.  (3.)  Eben 
weil  auf  diesem'  Gebiete  die  beiden  Autoritäten  des  Staates  und  der  Kirche 
sich  b^egnen,  und  leicht  auf  beiden  Seiten  Befangenheit  und  Leidenschaft 
den  Streit  entzünden  und  verbittern,  hat  eine  richtige  Lösung  und  Aus- 
scheidung grosze  Schwierigkeiten:  und  unsere  Zeit  ist  noch  so  wenig  dazu 
gelangt,  dasz  wir  ftr  einmal  noch  es  vorziehen,  die  einläszlichere  Darstel- 
lung des  Capiteb  von  der  Scheidung  der  Disciplin  des  canonischen  Rechts 
zu  überlassen,  obwohl  das  schwerlich  mehr  lange  geschehen  darf. 

2.  J'reust.  Landr.  IT.  1.  $•  M®*  Doch  sollen  BhescbeidongeD  nicht  anders  als 
aus  sehr  erhebllcben  Ursachen  stattfinden,  g.  695.  Ein  Ehegatte,  welcher  durch  sein 
Betragen,  bei  oder  nach  der  Befwobnang  die  Erreichung  des  gesetzroSsiigen  Zweckes 
derselben  vorsätilich  hindert,  gibt  dem  andern  zur  Scheidung  rechtmaaiigen  Anlasz. 

3.  Code  e.  $.  229.  Le  mari  pourra  demander  le  divorce  pour  cause  d'adult^re 
de  sa  femme.    (Ges.  v.  1816.  g.  1.  Le  divorce  est  aboli.} 
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Drittes  CapiteL 

IV.    Das  Sltere  Güterrecht  der  Ehegatten  und  »eine  Geschichte. 

$.  ISO. 
1.    DrepruDgllcbes  System. 

1.  Alle  deutschen  Rechte  waren  in  alter  Zeit  über  den  Grundgedanken 
einig,  dasz  der  Ehemann  der  neuürliche  Vormund  uiner  Frau  sei.  (1.  2.i 
Die  eheliche  Vormundschaft  kau)  ihm  zu«  weil  er  das  rechtmässige  Haupt 
der  Ehe  und  der  Familie  geworden  war.  Sie  war  daher  nicht  die  blosze 
Fortsetzung  der  früheren  vAterlichen  Vormundschaft»  die  der  Mann  hatte 
auskaufen  müssen,  sondern  wurde  qiit  anderem  Charakter  erfüllt  Der 
Ehemann  ward  auch  dann  Vormund  seiner  Frau,  wemi  sie  ihm  nicht 
ebenbürtig  war. 

Daraus  folgt,  dasz  im  Rechtsverkehr  der  Mann  eine  andere  und  höhere 
Stellung  hat  als  die  Frau.  Die  Frau  darf  ohne  ZustimnHing  ihres  Hannes 
nichts  von  ihren  Sachen  verduszern:  noch  braucht  er,  wenn  sie  ohne  sein 
V^issen  und  seinen  Willen  Schulden  macht,  dieselben  anzuerkennen.  (2. 3.) 
Der  Mann  dagegen  kann  auch  Sachen  der  Frau  gültig  veräuszern;  über 
ihre  beweglichen  Sachen  verfügt  er  so  frei,  wie  über  seine  eigenen,  und 
nur  zur  VerAuszerung  des  liegenden  Gutes  der  Frau  müssen  beide  zu- 
sammenwirken.    Der  Mann  ist  der  Vertreter  der  Frau  auch  vor  Gericht 

Die  ganze  Verwaltung  und  Leüwag  des  ehelichen  Haushalts  ist  über- 
liaupt  in  dem  Manne  Concentrin.  Alle  £inftaAtn«n«  woher  immer  dieselben 
kommen»  von  Früchten  der  Güter  oder  von  dem  Erwerb  der  Ehegatten, 
flieszen  in  seiner  Gasse  zusammen,  alle  Aiugaben  für  das  ganze  Hauswesen 
werden  von  ihm  bestritten.  Die  Frau  genieszt  mit  und  u>irthschaftet  mit, 
und  insofern  erscheinen  die  Ehegatten  neben  einander  und  unter  sich  ver- 
buoden,  aber  für  di<  Einheit  der  ehelichen  Wirthschaft  ist  hinwieder  dnrcb 
die  höhere  Stellung  des  Mannes  gesorgt 

2.  Die  meisten  deutschen  Kechte  unter$cheiden  innerlich  zwischen 
den  beiden  Vermögen  des  Mannes  und  der  Frau  auch  während  der  Ehe, 
obwohl  alle  die  äuszerliche  Verbindung  der  beiderseitigen  Güter  zu  Einer 
Vermögonsmasae  anerkennen.    Das  ist  der  Sinn  des  alten  Reims:  »Mann 


1.  S.  »p,  ni.  45.  S.  *3.  Dfe  mau  is  ok  formände  sin^s  wiues  to  hant  als  sie 
iine  getrüwct  wert. 

2.  Schw,  sp,  59.  Ein  wlp  mae  An  irs  mannes  orlop  ir  guotes  oiht  hin  gege- 
l>en,  weder  eigen  noch  Itpgedinge,  noh  zinsguot  noch  varende  guot  Daz  ist  dAvon 
daz  er  ir  voget  ist. 

3.  Stadlr.  von  IngoUiudt  {ffeumann  g.  149. 10)  EhaiD  ^  fraw  mag  an  irs  wirt- 
tes  willen  nichts  tan  damit  man  gelts  schnidig  wirt. 
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tmd  Weib  Aaben  kein  gezweUes  Gut  zu  ihrem  Leib.9  (4.)  Diese  Ver- 
bindung der  Yemiögen  zn  gemeinsamem  Genüsse  der  Ehegatten  und  zn 
'einheitlicher  Verwaltung  des  Hanns  entepricht  in  der  That  der  ehelichen 
Genossenschaft  der  Personen  und  der  Deberordnung  des  Manns  als  des 
AaBptes  der  Ehe  vollständig:  und  es  ist  nur  eine  Steigerung  dieses  Ge- 
dankens, wenn  dnzelne  deutsche  Rechte  auch  eine  innere  Verbindung  der 
ehelichen  Goter  zu  Toller  Güiergemeimchaft  angenommen  haben,  wie  ja 
Mann  und  Weib  hinwieder  Ein  Leib  sind.  In  unseren  filtern  RechtsqneK- 
len  Ist  das  erstere  System,  der  innerlich  unterschiedenen,  äuszerlich  geeinig, 
ten  Guter  das  allgemein  herrschende;  aber  im  skandinavischen  Norden 
findet  sich,  wie  mir  der  Kenner  des  nordischen  Rechts,  Maurer,  ver- 
sichert, schon  in  der  altern  Zeit  das  System  wirklicher  Gtttergemeinschaft 
verbreitet. 

3w  Die  beiden  Hauptformen  des  germanisohen  Güterrechts  der  Ehe- 
gatten, unter  sich  nahe  verwandt,  stimmen  mit  dem  Wesen  der  Ehe  vor- 
treflich  zusammen  und  erscheinen  als  «In  grosser  prindpieller  Fortschritt 
der  meriMbll^hen  RechtsbiMung,  wenn  wir  dieselbe  mit  dem  hierin  noch 
w«it  lurflckstebenden  römischen  Rechte  vergleichen,  welches  in  seiner 
filtern  Gestalt  des  ehdlcheD  Güterrechts  die  Einheit  der  Güter  so  sehr  Ober- 
trieben  hat«  daez  die  Frau  geradezu  aufhdrte  eine  vermögensrechtliche 
Person  zu  sdn,  und  weiches  in  dem  spätem  Dotalsystem  die  Zweiheit 
beider  Güter  so  scbrofT  auseinandergehalten  hat»  dasz  die  beiden  Ehegatten 
sich  juristisch  wie  zwei  einander  fremde  Personen  mit  zwei  auch  jiuszer- 
lich  getrennten  Vern^ögensmassen  gegenüber  stehen ,  die  nur  durch  die 
Dos  in  beschrankter  Weise  mit  einander  verbunden  werden. 

4.  Mannichfaltiger  aber  als  das  Güterrecht  der  Ehegatten  bei  ihren 
Lebzeiten  war  das  Güterrecht  nach  dem  Tode  des  einen  oder  andenr  aus- 
gebildet Für  das  System  der  wUerschiedenen,  aber  ungezweiten  Güter 
ist  hauptsächlich  folgendes  bervorzubet>en: 

A)  Wenn  der  Mann  zuerst  starb,  so  erhielt  die  Wittwe  ihr  Hegendem 
Gut,  welches  bisher  in  der  vormnndschaftlichen  Verwaltung  des  Mannes 
gestanden«  zu  selbstfindiger  Wirthschaft  und  Nutzung  r^elmfiszig  zurück'. 
Ihre  fahrende  Habe  konnte  sie  ebenso,  soweit  diese  noch  vorhanden  war, 
wegnehmen,  für  das  nicht  mehr  Vorhandene  aber  ursprünglich  keinen  Er- 
satz fordern.  (5.)  Indessen  wurde  dieselt)e  in  den  abg^angenen  Stücken 
durch  die  neu  wfihrend  der  Ehe  angeschaflten  wieder  ergänzt  Als  dann 
später  die  fahrende  Habe  wichtiger  wurde,  kam  es  in  den  Städten  vorzüg- 
lich auf,  das  Recht  der  Frau  auf  Wiedererstattung  derselben  dinglich  zu 


wti 


4.  S,  ip^  I.  31.  (.  1.    Man  unde  wif  n«  hehbet  oe<h  getreiet  gut  to  Irme  live. 

5.  L.  jikxm.  55.  t.  2.  81  quis  Über  mortaus  füerit  et  reliqatt  uiorem  siilfe 
ftlifs  aut  Mlabes,  H  d«  lUa  berediute  exfre  folaerit,  nnbere  sibi  alfo  eoa^aäli,  se- 
qaatur  eam  dotis  legitima,  et  quicquid  parentes  ejus  ei  legitime  placitaTerint,  el 
qufcquld  de  aede  paterna  secam  adtalit,  omtria  in  potestate  habeat  aaferendi,  qaod 
1100  nandueatlt  autinm  t^ndidlu 
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90  yenkhern,  indem  dieselbe  »in  Eigen  and  Erbe  gelegk  werd  (6^);  ud 
es  entstand  dsrsos  manchenorts  das  Gewohnheitsrecht,  dasz  die  Frau  da- 
für schon  Ton  Rechtswegen  ein  Vorrecht  habe  vor  andern  Glinbigeni  dei 
Hanns. 

Eine  eigenthflmliche  Form  erhielt  die  der  Fran  nigebOrige  Fahrhabe 
in  dem  sächMchm  Institnte  der  Gerade.  (7.)  Diese  wurde  ohne  ROcksicU 
anf  die  besondere  Zubringung  im  einzelnen  Falle  durch  otjectiTe  Bechts- 
regel  so  bestimmt,  dasz  der  Fran  das  Eigenthum  an  gewissen  Arten  von 
Sachoi,  die  sich  in  dem  ehelichen  Vermögen  vorfinden,  mochten  dlieselbeD 
von  ihr  oder  von  dem  Hanne  zugebracht,  oder  spftter  angeschafll  worden 
sein,  zugeschrieben,  und  so  durchaus  ein  besonderes  weibliches  VemnOgen, 
eine  tceibUche  Aumaitung  gebildet  wurde«  Die  Gerade  nahm  sie  dann  nach 
dem  Tode  des  Mannes  weg,  WUttoengerade.  (§.  161. 1.) 

Die  Schwimgkeit  einer  genetischen  Ausscheidung  der  männlichen 
und  der  weiblichen  Fahrhabe  wurde  in  andern  Landesrechten«  wo  die 
Gerade  nicht  OMich  war,  dann  auch  so  geldat,  dass  man  die  gesammte 
eheliche  Fahrhabe  als  Eine  Maeee  behandelte  (8.),  und  der  Wittwe  daran 
eine  bestimmte  Quote,  in  den  einen  Rechten  die  Hsifte  (9.),  anderwirts 
einen  Drittheil  (10.)  als  Antheil  zusprach:  auch  wohl  so,  dasz  sie  die 
Wahl  hatte,  entweder  ihre  zugebrachte  Fahrhabe  herauszulesen,  oder  mit 
einer  Quote  der  ge  amroten  Fahrhabe  sich  abfinden  zu  lassen. 

Dazu  kam  die  Morgengabe,  die  der  Mann  der  Frau  gegeben  oder  ver- 
sprochen, und  oft  auch  ein  Leibgedinge,  welches  er  ihr  durch  Auflassung 
an  seinem  liegenden  Gute  bestellt  hatte,  oder  eine  schon  dorch  Landes- 
Qbung  eingeführte  Nutznieszung  an  solchem. 

Rei  manchen  deutschen  StAmmen  wurde  der  Wittwe  auch  ein  Antheil 

6.  tJrk.  T.  1389.  (^«#.  Zürcher  Concarsproc.  S.  63.)  daz  selb  gut  alles  beide 
heimstor  und  morgengab  lige'n  sol  io  allem  dem  recht,  als  ob  es  lig  an  eigen  und 
erb;  und  setite  och  derselb  Helnr.  Ctzwtle  der  obg.  siner  elichen  wiriin  die  vorge- 
Seiten  ir  heimstfir  und  ir  roorgengab  off  alles  sin  gat  beide  ligeades  und  varendea 
das  er  Jctx  bat  oder  noch  gewinnet. 

7.  Lex  Saxon,  0.  De  eo  quod  vir  et  roulier  siroul  conquisierint  mulier  mediam 
\)Ortionem  aceiplat:  hoc  apud  Westfalaos  Apud  Ostfolaos  et  Angrar ios  nihil  accipiat 
sed  contenta  sit  dote  (Gerade). 

8.  ScJkuh  sp,  c.  137.  StirNi  einem  wibe  ir  man,  —  so  nimt  dia  vrowe  ir 
morgengabe  vor  erdan  Yode  hat  si  varende  guot  da  mit  ir  man  niht  geschafet  bat  an 
dem  lode,  so  aol  man  der  Seele  ir  teil  geben  vnde  daz  ander  geliche  teilen  rader 
irip  vnde  vnder  liint. 

9.  Öffnung  ▼.  AUorf.  {ßlunUehli^  Z.  R.  I.  888.)  Stirbt  aber  der  man  vordem 
wlb,  vril  denn  die  frttw.  so  mag  si  erben  die  vmremelem  hab  hmlk  ze  eifern,  vnd  gilt 
halben  teil  sioer  geltscbuld.  vnd  mag  halben  teil  des  Ugenden  guots  niessen  seeod 

ir  wil  mit  verbandnem  sali. vnd  «ölt  die   frow   den  nfit  stau  le  gult  und  le 

erb,  —  so  mag  si  dae  ir  nemen,  wo  si  das  erzöigt  nach  des  hoff  recht  rnd  mag  da- 
mit varn  wohin  si  wil. 

10.  Capit.  V.  c.  295.  Tolamus,  ut  uiores defnnctorumpost obkam maritoraiBi 
tertiam  partem  conlaborationis  quam  simul  in  beneflcio  conlaboraverant»  acdpiaot. 
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an  iler  hinterhssenen  ehelichen  Errangensehaft  zn  Eigenthnm  zugesprochen. 
Sie  eheliche  Errungenechaft  (7.)  oder  Eroberung  (coüaboratw)  urofaszt  allen 
YernwgeMxmoache 9  welcher  nicht  eingebrachlee  Gut,  sonAem  durch  die 
eheliche  Wirthschaft,  durch  Erwerb  und  Ersparnisz  an  Frachten  und  Lohn 
gewonnen  worden  ist.  Erbschaften  und  Schenkungen,  welche  einem  der 
Ehegatten  zi^ekomroen,  gehören  zum  eingebrachten  Gute,  dagegen  Zinse 
▼on  dem  beiderseitigen  Vermögen,  und  der  Verdienst  beider  Ehegatten  zu 
der  Errungenschaft. 

S.  B)  Starb  die  Frau  Tor  dem  Manne,  so  waren  die  Rechte  des  über- 
lebenden Mannes  früher  ausgedehnter  als  die  der  Wittwe  im  entgegen- 
gesetzten Fall.  (11.)  Das  Hegende  Guiy  welches  der  Frau  gehört  hatte, 
fiel  nun  an  deren  Blutsfreunde  und  Erben.  FrCIhe  schon  behielt  aber  in 
manchen  Stammes-  und  Landesrechten  auch  daran  der  Mann  die  Nutz- 
nieszung  bis  zu  seinem  Tode.  IHe  fahrende  Habe  der  Frau  blieb  gewöhn- 
lich in  älterer  Zeit  bei  dem  Manne  zurück,  jetzt  a's  dessen  Eigenthum.  (12.) 
Nur  die  Gerade  muszte  er  nach  sächsischem  Rechte  an  die  nächste  Niftel 
der  Frau  herausgeben.  Später  wurde  er  aber  auch  anderwärts  gehalten, 
ein  Erbrecht  der  Blntsfreunde  der  Frau  in  d^r  Fahrnisz  anzuerkennen. 
Die  eheliche  Errungenschaft  freilich  verblieb  auch  in  diesem  Falle  aus- 
schheszlich  dem  Manne. 

*    Hasse,  Skizze  des  Güterrechts  der  Ehegatten  nach  einigen  der  alte 
sten  deutschen   Rechtsquellen  in  der  Zeitschrift  f.  gesch.  Rechtswiss.  IV. 
S.  160  ff.    KroMt,  Vormundscfa.  II.  §.  77  ff. 

§.  151. 

2.    SpStere  VerSnderuDgen.    Aafkoininen'  der  Gülergemeinscbaft. 

1.  Wenn  auch  schon  in  der  Urzeit  Keime  der  Gütergemeinschaft  zu 
entdecken  sind,  so  fällt  die  Ausbildung  und  Ausbreitung  dieses  zweiten 
Hauptsystems  deutscher  Güterrechte  der  Eh^atten  doch  in  die  Zeit  des 
spätem  Mittelalters.  Am  frühesten  scheint  dieselbe  unter  der  fränkischen 
Bevölkerung  vor  sich  gegangen  zu  sein,  und  da  wieder  vorzugsweise  in 
den  Städten  und  unter  dem  Bürgerstande,  weniger  bei  dem  AdeL  Die 
Entstehung  und  das  Wachsthum  des  neuen  Institutes  wurde  durch  ver^ 
schiedene  Momente  gefordert.    Die  Idee  von  der  Ehe,  dasz  die  beiden  Ehe- 


11.  Beinrici  II.  coost.  a.  1019.  Quicomque  ex  qaacaroque  natiooe  legitlmam 
oxorem  accepU  vel  acceperii,  ai  eam  inort  conligerit  aioe  filiia  eorum  amborum  vir 
suae  uiori  auccedat  ei  ooiaia  bona  ejus  percipiaU 

12.  Offki.  T.  Dürnten  v.  1480.  ^  Wenn  die  frow  luo  ir  man  nider  an  das  beit 
Itompt  und  sieb  entgurt,  was  sy  dann  zemal  varentz  guot  bat,  so  bald  ay  sieb  ent*> 
gört,  das  ist  .des  nnaos  und  siirbt  sie  vor  dem  man  ab»  so  erbt  der  man  von  iro  alles 
Ir  varcnt  guot.  Wer  aber  daz  der  man  vor  der  frowen  abstürbe.  So  sol  die  frow 
das  ersten  nemen  iro  verschrotten  gewand  vnd  Iro  belmalur»  was  sy  suo  irem  man 
bracht  bat,  das  aye  ligend  oder  varent  guot 


gatlen  nMammen  Ein  Leib  seien  (§.  146  B.  1,  9.),  kannte  an  sieh  schon 
den  Gedaniten  erzeugen,  dasz  es  auch  in  ihrem  Vermögen  keine  Sondenmg 
gebe;  nnd  hatte  schon  froher  OberaH  eine  äuszere  (Jngezweitheit  im  Gennsz 
ond  in  der  Verwaltung  der  beiden  Goter  gegolten,  so  konnte  leicht 
unter  dem  Lichte  jener  Idee  auch  eine  innere  volle  Gemeinschaft  gefolgert 
werden,  so  dasz  dann  die  völlig  geeinte  Masse  in  der  That  beiden  Ehe^tten 
gemeinsam  (1.  2.),  nicht  jedem  Yon  beiden  zu  ausscMieszlichem  Rechte  zu- 
geschrieben wurde.  Eher  konnte  aber  diese  Vorstellung  auf  die  fahrend 
Habe  oder  auf  die  Errungenschaft  Obertragen  werden,  weniger  auf  das 
liegende  Gut  und  am  wenigsten  auf  das  Erbgut  im  engern  Sino.  Denn  e 
sträubte  sich  die  Festigkeit  des  Grundeigenthums  gegen  eine  AenderuDg  in 
der  Person  des  EigenthOmers,  die  nicht  durch  die  Auflassung  bekrdligt 
würde,  und  die  alte  Ansicht,  dasz  das  Erbgut  der  Familie  crhalteD  werde 
«od  auf  die  Blotsfreunde  des  letzten  EigenthOmers  erblich  Obergehen  solle, 
war  einer  solchen  ebenfalls  ungOnstig.  Dagegen  schien  eine  ünterschädong 
innerhalb  der  eheliehen  Fahrhabe  uro  so  weniger  n(ythig,  als  schon  vorher 
der  Ehemaiin  freie  Verfikgui^  Ober  beiderlei  Fahrhabe  besessen  hatte,  «od 
man  nach  der  Aufldsimg  der  Ehe  doch  manchenorts  gewohnt  war,  statt 
nach  der  Herkunft  der  verschiedenen  Stücke  zu  fragen  >  die  gesammte 
Fahrhabe  als  Eine  Masse  zu  behandeln.  Auch  die  Errungenschaft,  wie  sie 
durch  gemeinsames  Haushalten  (Erwerb  und  Sparsamkeit)  entstanden  war, 
schien  sich  bequem  dem  Gedanken  zu  fügen,  dasz  sie  schon  während  der 
Ehe  ein  gemeinsames  Gut  sei,  mochte  man  bich  daran  ideelle  Thdle  vor- 
stellen, oder  selbst  von  diesen  abstrahiren.  (3.)  Durch  Gedinge  [Ehe- 
Stiftungen)  bestimmten  dann  häufig,  die  Ehegatten  unter  einander  solche 
Gemeinschaft  der  Fahrnisz  oder  der  Errungenschaft;  und  wurden  dabei 
Verträge  zur  Ortssitte,  so  ging  die  Tendenz  derselben  ohne  Schwierigkeit 
in  das  Stadtrecht  Ober,  und  wurde  wohl  auch  in  dem  Statutenbuch  auf- 
gezeichnet. Ebenso  entlehnten  viele  Städte  von  angesehenen  Mutterstädten 
ihre  Stadtrechte,    und  mit  diesen   ging  auch   die  Gütergemeinschaft  von 

1.  Berner  Bandveste  v.  1218.  $.  40.  De  communione  bonorum.  Freterea  — 
statuimus,  ut  quicunque  bargensis  in  urbe  vel  extra  rontraxfrit  (makriinoniom}, 
cojttsconqae  hierin t  condilionis,  pare^  simi  im  mnni  /are,  et  umo  defnncU  alter 
0mnia  Sana  ip§ius^  fUe  reti^uU  jure  .herediteirio  Ukere  et  quiete  peegtdehit.  $.  41. 
8i  duo  contraxerint  et  fliios  Kenuerint.  liberi  eornm  post  mortem  atriusque  parentis 
omnia  bona  parentum  Jure  bereditario  —  possidebunt. 

%  Schw.  ep,  r.  33.  ein  vtp  mac  ir  guot  nit  bin  gegeben  an  ires  maimes  willen* 
möch  ein  meut  äne  ttnee  wibee  willen  e.  10.  Glt  dem  manne  sin  wtp  ander  gaotvo 
varend  gaot,  da  eninac  er  nifat  von  vergelten  wan  nach  Ir  willen. 

•  3.  £M,  R.  Cod.  Haeh.  IfT.  240.  Wor  en  man  and  en  wyf  in  echteacbop  f^ 
samende  kement  mit  gode,  wo  vele  des  sy,  en  wynnet  se  nene  ktndere  to  sameDde 
und  Torarmet  se ,  und  se  tan  blöter  Ikand  gut  weder  werven ,  sterret  d«t  wyff,  d* 
itian  sebal  gbeven  eren  erven  den' halben  brutsfhat,  den  se  to  em  brochte.  Stirvet 
«▼er  ^  man  erst  de  Vroowe  neftiet  ereA  gantzen  brntschat  to  roren  dar  na  dat  lo* 
der  gat  hallT. 
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cjueoa  Orte  sum  aDdern  über.  Ee  erklirt  sieh  darai»  todi  ihre  dnrcbaiis 
sporadische  Erscheinung  in  einzeben  Stödten  mItteD  in  weiten  Gebieten, 
wo  ein  anderes  Güterrecht  gilt 

In  den  Städten  wurde  tiberdem  das  VerhAltniss  des  fmkretukn  Gutes 
tum  liegenden  ein  ganz  anderes  als  es  auf  dem  Lande  und  früher  ganz 
allgemein  gewesen.  Das  Vermögen  der  Handwerker  bestand  wesentlich  aus 
dem  Werkzeug,  den  Vorräthen  an  Stoflen  und  verarbeiteten  Artikeln,  aus 
Geld  und  Forderungen:  und  die  Handelsleute  legten  auf  ihre  Waaren- 
magazine  und  ihre  Handelscapitalien  gröszeren  Werth  als  auf  ihre  Woh- 
nung. Was  die  Tpchter  als  Ausstattung  empfangen  oder  was  sie  von  ihren 
Eltern  ererbt  hatte,  darüber  verfügte  der  Ehemann  frei  in  dem  Interesse 
der  ehelichen  Wirthschaft  und  seines  Berufes,  auf  welchem  jene  ruhte:  und 
war  einmal  die  Gemeinschaft  des  Rechts  und  die  Einheit  der  Verwaltung 
mit  Bezug  auf  aHes  fahrende  Gut  anerkannt,  so  kam  man  leicht  dazu,  sie 
auch  auf  das  liegende  auszudehnen  und  so  allgemein  anzunehmen.  Die 
Creditverhähnisu  unterstützten  in  manchen  HandelsstAdten  diese  Vorstellun- 
gen; denn  waren  die  Güter  beider  Ehegatten  gemein,  so  wurde  der  Credit 
des  Ehenannes  gewissernMiszen  verdoppelt;  indem  die  Gläubiger  nun  ebenso 
auf  das  von  der  Fran  zugebrachte  Vermögen  greifen  konnten  als  aof  das 
Gut,  das  zuvor  ausschlieszHch  dem  Manne  zugehört  hatte. 

Die  Ausdehnung  solcher  Einigung  auch  auf  das  Uegmde'tErut  ward 
endlich  da  erleichtert,  wo  das  Einspruchsrecht  der  Erben  gegen  Verftusze- 
rungen  auf  die  Erben  im  engsten  Sinne,  d.  h.  die  Nachkommen  be- 
schränkt wurde,  und  für  den  Fall  der  beerbten  Ehe  dafür  gesorgt  wan|^ 
dasz  die  säramtlichen  ehelichen  Liegenschaften  dem  überlebenden  Ehegatten 
—  mindestens  zum  Genusz  —  verbleiben,  den  Rindern  aber  als  verfangenes 
Gut  zugesichert  werden.  Während  der  Ehe  war  dann  jeder  Ehegatte  ge- 
bindert, ohne  Zustimmung  des  andern  über  das  Uzende  Gut  zu  verfügen. 
Die  Veräuszerung  geschah  ,,mit  gesammter  Hand'%  ohne  Rücksicht  auf  den 
Ursprung  des  Gutes:  und  nach  dem  Tod  blieben  wieder  ohne  Unterschied 
ihres  Ursprungs  die  liegenden  Güter  in  Einer  Hand.  Da  lag  es  offenbar 
nicht  fern,  auch  die  liegendeti  Güter  als  „Sammtgut*^  zu  betrachten,  und 
demgemäsz  -eine  allgemeine  Gütergemeinschaft  anzunehmen. 

2.  Die  Einftihrung  des  römischen  Rechts  brachte  hinwieder  bedeutende 
Veränderungen  hervor,  theils  in  den  Principien  über  das  eheliche  Güter- 
recht, theils  in  der  Behandlung  desselben.  Freilich  liesz  sich  das  Leben 
nicht  so  leicht  umgestalten,  wie  die  Theorie,  und  es  ist  das  römische 
DolaUystem  viel  weniger  ein-  und  durchgedrungen,  als  man  gewöhnlich 
meint.  Der  Grundgedanke  desselben:  völlige  Getrenntheit  beider  Güter 
als  stillschweigende  Voraussetzung  und  Bestellung  einer  Dos  von  Seite  der 
Fraa  oder  ihrer  Verwandten  und  Uebergang  derselben  in  das  Elgenthüm 
des  Manns  zum  Zweck  der  ehelichen  Oekonomie«  ist  dem  deutschen 
•Faniiilienleben,  welches  von  der  entgegengesetzten  Voraussetzung  gemefn- 
samer  Wirthschaft  ausgeht,  völlig  fremd,  und  wir  haben  in  unserer  Sprache 
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Aasdrnck  für  die  Dos,  denn  bei  den  Worten  Anssteoer,  Aoffitattong, 
Heirathsgul  n.  s.  f.  denken  wir  immer  die  Fran  als  das  eigentliche  Sobject, 
wfthrend  der  Römer  bei  der  Dos  sofort  daran  dachte,  dasz  sie  dem  Ehe- 
mann zu  Eigenthum  gegeben  sei. 

Die  Vermuthung,  dasz  das  römische  Dotalrecht  in  Deutschland  sub- 
sidiäres Recht  sei,  ist  daher  einer  von  den  IrrthQmern,  zu  welchen  eine 
durchaus  falsche  Theorie  über  die  Reception  des  römischen  Rechts  verleitet 
bat,  und  endlich  aufzugeben.  Und  selbst  in  den  Lflndern,  wo  das  römiscfae 
Dotalrecht  wirklich  eingeführt  worden  ist,  bat  es  doch  sich  so  grosse  Ver- 
änderungen gefallen  lassen  müssen,  dasz  es,  bei  Licht  besehen,  dem  deut- 
schen System  der  äuszerlich  ungez weiten  Güter  ähnlicher  erscheint  *)  als 
dem  achten  System  der  Pandekten. 

Auch  die  Auflösung  der  ehelickm  Vormundickaft  wurde  durch  das 
Ansehen  des  römischen  Rechts,  welches  dieselbe  nicht  kannte,  sehr  ge- 
fördert Ihre  Folgen  sind  aber  wieder  geringer,  als  man  erwarten  soUte. 
Denn  es  blieb  der  Gedanke,  dasz  der  Ehemann»  wenn  auch  nicht  mehr 
Vormund  der  Frau,  doch  ßaupi  der  Familie  und  als  sokher  nach  wie 
▼or  berechtigt  sei,  das  beiderseitige  wie  das  gemeinsame  Vermögen  m 
▼erwalten  und  darüber  zu  verfügen. 

3.  Die  Mannichfaltigkeit  der  Güterrechte  in  Deutschland  ist  sehr 
grosz,  und  auszer  Verbflltnisz  sowohl  zu  den  wirklichen  Gegensätzen  in 
der  Aufhssung  der  ^  eutschen  von  der  Ehe  und  von  ihren  Wirkungen 
auf  das  Vermögen  als  zu  den  Redürfnissen  des  Credits.  Sie  ist  groszen- 
theils  die  Folge  der  particularistischen  Spaltung  und  Sonderbildung  des 
Rechts  im  spfltern  Mittelalter,  und  rein  zuÄlIige  Einflüsse  haben  hier  gar 
nicht  selten  ihr  Spiel  getrieben.  Eine  Vereinfachung  der  Güterrechte,  wie 
sie  Frankreich  erlangt  hat,  ist  daher  auch  für  Deutschland  ein  Redürfnisz, 
welches  in  dem  Masze  steigt,  als  sich  eine  gleichmflszige  Cultur  und  gleidi- 
artige  Ideen  über  alle  deutschen  Länder  und  Stämme  ausbreiten.  **) 

Für  jetzt  können  wir  noch  folgende  Grundformen  unterscheiden: 

I.    Das  System  zweier  innerlich  unienchiedener  aber  äuixerUeh  tin^a- 

xweiler,  durch  die  Yeruxiltung  und  NtUzmeszung  des  Mannee  geeinter  GiUer; 

System  der  Güterverbindung.  *^)    Ursprünglich  war  dasselbe  in  Deutsch- 


*)  Wenn  z.  B.  die  Praxis  oline  weifert  tehlietzl,  daiz  ailes  Yermligen,  wan  die  Ehefrau  in  die 

Ehe  hriogt,  Dolalgut  sei,  C^fufirii  Archiv  IK  304.),  so  ist  diese  ^  orausseaung  nur  detxhaU» 

richtig,  veil  die  deulschen  Ehegaiteo  nicht  von  den  römischen  Gedanken  geleilet  werden, 

und  im  Sinne  des  deutschen  Familienrechts  es  allerdings  sich  von  selbst  versteht»  dasz  das 

I  ganze  von  der  Frau  zugebrachte  Gut  der  ehelichen  Wirth<chafl  diene 

**)  Vielleicht  erfordern  die  socialen  Unterschiede  der  Sllnd«  eine  beeondeit  BcrüchaichUguBg, 
indem  auch  das  Verhältnisz  der  Frau  und  die  eheliche  Wirthscbaft  Je  nach  den  nftfiaifB 
Schichten  der  Bevöllierung  sich  modificiru 

***)  Der  Ausdruck  GOterverbindung  scheint  mir  das  leitende  GQtetrechtsprindp  richtiger  und 
verstlndllcher  zu  beaeichnen,  als  die  von  Andern  vorgeschlagenen :  «^osMie  GitergenMin- 
•cbaft"  oder  „Gatereinheit.*' 
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land  allgemeio«  und  gegenwirtig  noch  gilt  es  in  einem  sehr  groszen  Theil 
Yon  Deutschland,  in  Oesterreich  und  der  Schweiz  fort. 

IL  Das  System  des  innerlieh  zn  Einem  Gemeingut  geeinten  Vermögens, 
Gütergemeinschaft,  in  vielen  Stfidten  und  in  manchen  Landesgegenden  aus- 
gebildet, auch  in  Frankreich  anerkannt.    Dasselbe  kommt  wieder  vor 

1)  entweder  als  allgemeine  Gütergemeinichaft ,  wenn  in  der  Regel  alles 
eleliche  Vermögen  umfaszt  wird; 

2)  oder  ah  theilweiu  (particulärej  Gütergemeinschaft,  wenn  nur  gewisse 
Bestandtheile  des  Vermögens,  wie  insbesondere  die  fahrende  Habe 
oder  das  errungene  Vermögen  Gemeingut  sind« 

lU.  Das  römische  System  zweier  getrennten  Güter,  welches  durch  die 
Dos  far  den  Zweck  der  Ehe  brauchbar  gemacht  wird,  in  Deutschland 
durch  Gedanken  modificirt,  die  dem  ersten  System  der  GotervertHodung 
angehören. 

Wir  werden  uns  auf  die  Darstdiung  der  beiden  ersten  Systeme  be- 
schranken und  das  eben  um  der  Verwechslung  mit  dem  Dotalsystem 
willen  bisher  vernachlässigte  System  der  Güterverbindung  zu  Grunde  legen. 

*  Runde,  Deutsches  eheliches  Güterrecht.  Oldenburg  184t.  P.  Odier, 
Trait^  du  Central  de-  muriage.  Ili  tomes«  Paris  1847.  Gengiery  Deut.  Privat- 
recht.  (.  179  und  182.  A.  Sekwarz^  Die  Gütergemeioschafl  der  Ehegatten 
nach  fränkiflchem  Rechte.  (.  4. 


Viertes  CapiteL 

V.    System  der  Gttterverbindung. 

§.   152. 
1.    Aussteuer  und  Heirathsgut.    Zugebracbtes  Gut. 

1.  Die  Brautgabe  der  Altesten  Zeit  (auch  dos  genannt)  (1.),  welche 
der  Mann  der  Frau  bei  Eingehung  der  Ehe  zu  geben  pflegte,  kam,  wie 
der  Kauijprels  für  die  Mundschaft  (2.),  womit  dieselbe  wohl  zusammenhing, 
früh  auszer  Gebrauch.  Dagegen  hat  sich  aus  uralter  Zeit  in  der  deutschen 
Familie  die  Sitte  erhalten,  dasz   die  Tochter,  welche  ordentlicher   Weise 

1.  Lex  JBaj'uo,  yil.  14.  Mulieri  (dimissae)  autem  dotem  suain  secundum  ge- 
oealogiam  suam  solvai  legitime.  Et  quicquid  illa  de  rebus  fuireDtuni  Ibi  adduiU, 
omDia  reddantur  mulieri  illi. 

2.  Lex  Rotkar,  199.  vidu«  (regressi  in  domum  patris  post  mortem  mariti) 
babeat  sibi  morgengab  et  meibium;  de  faderfio  autem,  id  eitt  de  alio  dono  quantum 
pater  aut  frater  dederit  ei,  quanto  ad  maritum  ambutaTcrit,  mittat  in  confusum  cum 
alUs  sororibns. 
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in  die  Ehe  tritt,  von  ihren  Ekem  oder  Geschwistern,  je  nach  ihrem  Stande 
nnd  Vermögen,  au$ge$teuert  wird.  (1.  2.)  Muszte  sich  die  Tochter  des 
armen  Mannes  mit  dem  KJeiderbUndel  begnügen,  so  erhielt  die  Tochter 
des  kleinen  Bauern  schon  „Bett  und  Kasten  ;*'  und  es  setzte  der  VoUbaoer 
seinen  Stola  darauf,  in  einen  stattlichen  „Brautftider''  oder  „Brautwagen^ 
die  Aussteuer  seiner  Tochter  in  die  Ehe  zuzuführen«  Handwerker  und 
Kaufleute  in  den  Städten  gaben  zu  den  Kleidern  Geräthschaften  nnd 
Hobilien  mit;  in  den  höchsten  Ständen  umfaszte  die  Mitgifl  selbst  Liegen- 
schaften. In  allen  diesen  Dingen  ist  fortwährend  die  Landes-  nnd  Standes- 
sitte wohl  zu  beachten. 

Diese  ÄussUaer  (Mitgift)^  die  nicht  mft  der  römischen  Dos  ver- 
wechselt werden  darf,  obwohl  sie  in  den  lateinischen  Urkunden  auch  Dot 
genannt  wird,  gehörte  zu  Eigenthum  der  Bhefrau,  aber  sie  wurde  der  Ver- 
waiiung  und  Verfügung  des  Mannen  unterworfen  (3.  4.),  indem  sie  eben 
einen  Bestandtheil  der  ehelichen  Wirthschaft  bildete,  an  welcher  zwar  die 
Frau  mitbetheiligt,  deren  Oberleitung  aber  in  dem  Manne  concentrirt  war» 
Ganz  in  derselben  Weise  gehörte  auch  die  Gerade^  wo  diese  gebränchllch 
war,  während  der  Ehe,  der  Frau,  aber  es  erstreckte  sidi  darüber  die  vor- 
mundschaftliche  Gewere  des  Mannes. 

2.  Schon  in  der  alten  Mitgift  sind  indessen  zwei  Bestandtheile  zu 
unterscheiden,  und  je  reicher  die  Vermögeosverhältnisse  geworden  sind, 
desto  erheblicher  zeigt  sich  dieser  Unterschied,  nämlich : 

a)  die  dem  uwmitteUbaren  Gebrauck  der  Frau  und  der  Familie  zudienende 
eigentliche  FcLkrhabe^  wie  Kleider,  Schmuck,  Möbeln  u.  dgl.;  die  ^4«»- 
sUwr  im  engern  Sinn  oder  die  Gerade,  und 

b)  das  in  Liegenschaften ,  Forderungen,  Kaufmanniu^aaren^  Geld  beste- 
hende Capütüvermögen  der  Frau,  das  Beiratksgut  im  engern  Sinn.  (S.  6.) 


3.  K.  Ludwige  Recblsb.  II.  14.  {ffenmann  S.  82.)  Ein  yeglich  man,  der  £a 
elichen  heyrat  greift,  was  dem  haxm  attur  geben  wirt,  es  sey  aygen  oder  leben  oder 
▼amtu  bab,  der  bat  gewalt  damit  ze  scbaflTen  und  ze  tun»  was  er  wil,  es  sey  dann 
ob  im  die  baymsteur  mit  besonderm  gfdinge  geben  werde.  11.  17.  Starb  ein  man 
▼or  sein  bausfrauen  ^  derselben  frauen  sol  ir  und  iren  erben  ir  haimtteur  volgen» 
die  sie  zu  Irem  wirt  pracbt  bat. 

4.  Sekw,  9p.  c.  126.  Unde  wirt  ein  wtp  mit  rebte  von  ir  manne  gesebeiden, 
si  bebabet  ir  Itpgedinge  ^.  Swas  si  zuo  im  brabte,  dn  sol  si  wider  bin  beim  föeren, 
ob  es  d4  isL 

5.  Oetterr,  Gcsetzb.  g.  1228.  Beslebl  das  Heiralbsgnt  in  anbeweglichen  Gä- 
tern,  in  Hechten  oder  Fahrnissen ,  welche  mit  Schonung  der  Substanz  benutzt  werden 
können;  so  wird  die  Ehegattin  so  lange  als  Eigenthumerin  und  der  Mann  als  Fracht- 
nieszer  desselben  angesehen,  bis  bewiesen  wird,  dasi  der  Ehemann  das  Heiralbsgut 
fär  einen  bestimmien  Preis  äbernommen  «nd  sieb  nur  rar  Znrackgabe  dieses  Geld- 
betrages verbunden  bat. 

6.  Zürehmr  GeseCzbocb  g*  188*  Fir  den  Fall  dasi  die  eheliche  Vormnndschtft 
anfbört»  haftet  der  Mann  der  Fraa  för  die  ungeschmSlerte  Heraasgabe  des 
Weibergutes.  Liegenschaften  and  anderes  Capital vermdgea  (z.  B.  Schuldbriefe,  Guts- 
Inventar),  Welches  nicht  mehr  in  Natura  vorbanden  ist,  bat  er  insofern  vollständig  an 
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BesUndtheile  kömieR  aach  während  der  Ehe  vermdirt  werden» 
inabesondere  durch  Erbschaften,  die  der  Frau  anfoUen,  und  es  setzt  sich 
so  der  ursprüngliche  Gegensatz  fort.  A]l  dieses  Vermögen  zoBammen  ist 
das  zugebrachte  FrauengtU.  (1—4.) 

3.  Der  erstere  Theil  ist  mehr  als  der  letztere  der  Veränderung  unter- 
worfen; und  da  derselbe  zu  dem  ehelichen  Gebrauche  bestimmt  ist,  so 
versteht  sich,  dasz  der  Mann  in  den  Fallen,  wo  er  das  Weibergut  heraus^ 
geben  musz,  nicht  sdiuldig  ist,  den  Hinderwerth  noch  die  untergegangenen 
Stocke  zu  ersetzen.  Die  Frau  musz  sich  in  dieser  Beziehung  mit  der  noch 
vorhandenen  Fakrhabe  begnügen.  (6.)  Aber  hinwieder  erfordert  es  die 
Billigkeit,  dasz  was  von  derartigen  Sachen  während  der  Ehe  zur  Ergftn* 
zuiig  des  Abganges  oder  zur  Ausstattung  der  Frau  und  Befriedigung  ihrer 
Bedürfnisse  von  dem  Ehemann  neu  angeschafft  worden,  ebenfalls  derFcau 
zugehört  und  von  ihr,  soweit  es  noch  vorhanden  ist,  bei  der  Ausscheidung  i 
der  Güter  angesprochen  werden  kann.  Die  Uebung  des  Lebens  beachtet 
diese  Grundsätze  trotz  der  falschen  Theorie  von  einer  vermeintlichen  Dos, 
mit  welcher  sie  nicht  stimmen.  Nur  wenn  die  Aussteuer  in  einem  be- 
stimmten Geldwerth  geschätzt  worden  ist,  so  hat  diese  Schätzung 
gewöhiriich  den  Sinn,  dasz  der  Mann  für  die  Schätzungssumme  ebenso 
einstehe,  wie  für  das  Capitalgut  der  Frau. 

4.  Von  dem  eigentlichen  Heirathsgut  gilt  in  höherem  Masze  der 
sprüchwörtliclie  Satz :  ,,  ff^eibergut  soll  nicht  schwinden  noch  wachun**  (7. 8.) ; 
d.  h.  der  Mann  hat  für  den  Capiialbestand  zu  haften,  beziehungsweise  für 
den  Capitalverbrauch  Ersatz  zu  leisten,  wogegen  die  Früchte  und  Zinse 
dieses  Vermögens  während  der  Ehe  ihm  zukommen.  (5.  6. 7.  9.j  Ver- 
mehrt sich  aber  der  innere  Capitalwerth  selbst,  oder  vermindert  er  sich  in 
Folge  äuszerer  Ursachen,  oder  durch  gerechtfertigte  Verwendung  im  Fami- 
lieninteresse  (6.),  ohne  dasz  dem  Manne  eine  Verschuldung  zur  Last  fällt, 
z.  B.  das  Haus  der  Frau  steigt  oder  fällt  im  Preise,  weil  der  Häuserwerth 


ersetzen^  als  er  nicht  aacbzuweisen  vermag,  dasz  dasselbe  ohne  seine  Schuld  durch 
Zufall  untergegangen  oder  im  Interesse  der  Frau  und  ihrer  PieUHsbeziekiungen  und 
ohne  VernachlSssIgung  der  ihm  obliegenden  Pflichten  verwendet  worden  sei.  g.  Iii9 
Für  andere  Fthrnisz,  als  namenllieb  Hausger&lhe  und  Kleidungsstücke,  welehe  durch 
den  Gebrauch  in  der  Haushaltung  an  Werth  verloren  haben  oder  zerstört  worden 
sind,  hat  der  Mann  der  Frau,  abgesehen  von  besondern  Vertrigen,  in  der  Regel 
keinen  Lrsaiz  zu  leisten.  Dagegen  ist  die  Frau  berechtigt,  die  noch  vorhandenen 
von  ihr  eingebrachten  Sachen  der  Art  und  solche  während  der  Ehe  aiMeschaffle  Stücke 
anzusprechen,  vun  welchen  anzunehmen  ist,  dasz  dieselben  zum  Ersatz  der  inzwi- 
schen verbrauchten  Sachen  der  Ehefrau  angeschafft  worden  seien. 

7.  OtfriM,  Landr.  c.  16tt.    Dat  Wyve^Guet  kan  nich  vormindern  noeh  vor^ 
meren. 

8.  Öffnung  v.  Hütnuich  {Blumer  Schweiz.  Demokr.  I.  178j.    Und  sol  oech  einer 
frowen  guot  weder  schwinen  noch  wachsen  on  ira  wüssen  noch  willen. 

9.  Premn»  Landr.  II.  1.  §.  23t.    In  Ansehung  des  eingebrachten   Vermögens 
d«r  Frau  bai  der  Mann  alle  Rechte  und  Pflichten  eines  Nicsibraaclwi«. 
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in  einer  Stadt  anwSchst  oder  ibnimmt,  oder  der  Cnrs  ihrer  eingebracUen 
Staatspapiere  in  der  Zwischenzeit  ist  gestiegen  oder  gesunken,  oder  ein 
Theil  ihres  Vermdgens  wird  tobi  Feind  zerstört,  so  betreffen  diese  Schwan- 
kungen, abgesehen  von  besonderen  Verabredungen,  die  Frau  als  Eigen- 
thOmerin,  und  nur  mittelbar  der  Frtkchte  wegen  den  Mann.  Specnlirt  aber 
der  Mann  mit  den  Effecten  der  Frau,  und  setzt  dieselben  um,  so  ist  der 
Gewinn  oder  Vo^hist  ein  Resultat  seiner  Verwaltung  und  er  hat  nur  für 
das  ursprüngliche  Capital,  aber  für  dieses  auch  ToUständig  der  Frau  ein- 
zustehen. 

5.  Nach  dem  System  dieser  GOterverbindung  können  die  GläMger 
des  Ehemannes  nicht  auf  das  Vermögen  der  Frau  greifen,  und  es  ist  diese 
berechtigt,  in  dem  Concurse  des  Manns  ihr  ganzes  zugebrachtes  Gut,  soweit 
es  vorhanden,  zu  yindidren,  und  fOr  das  nicht  vorhandene  Heirathsgnt 
Ersatz  zu  fordern. 

$.  153. 

3.    Rechle  des  Ehemannes. 

Die  eheliche  Vormundschaft  des  Manna  über  die  Frau  und  ihr  Gut, 
in  welcher  wir  den  vollen  Ausdruck  der  männlichen  Ueberordnung  erkennen, 
hat  sich  in  manchen  deutschen  Landesrechten  erhalten,  und  es  darf  ans 
der  Aufhebung  der  Geschlechtsvormundschaft  nicht  auf  Beseitigung  der 
ehelichen  Vormundschaft  geschlossen  werden.  Sie  b^innt  mit  der  Ein- 
gehung der  Ehe,  und  hört  in  der  Regel  nur  mit  dieser,  ausnahmsweise 
aber  auch  auf,  wenn  der  Mann  in  Concurs  geräth  oder  wenn  dieselbe  znm 
Schutze  der  Frau  vor  dem  Miszbrauch  des  Mannes  durch  die  Obervor- 
mundschaft  oder  das  Gericht  diesem  entzogen  wird.  Der  neueren  Rechts- 
bildung gemäsz  ist  die  Einwirkung  der  Obervormundschaft  in  den  Fdllenf 
wo  aus  besondern  Gründen  die  Frau  gegen  den  Mann  des  Schutzes  bedarf. 

In  andern  deutschen  Ländern  ist  die  Form  der  ehelichen  Vormund- 
schaft untergegangen;  aber  die  hervorragenden  Rechte  des  Hannes  (Ver- 
tretung, Verwaltung,  Nutznieszung)  sind  doch  auch  da  geblieben  und  tbeil- 
weise  noch  ausgedehnt  worden.  Der  Mann,  der  aufgehört  hatte,  Vomwnd 
(mainbour,  bail)  zu  sein,  blieb  noch  das  Haupt  der  Ehe  und  der  Eerr 
(maltre)  der  ehelichen  Wirthschaft  (§.  148.  5).  Wenn  I^aut  eine  scharfe 
Gränzlinie  zieht  zwischen  den  einen  Rechten,  die  aus  der  ehelichen  Vor- 
mundschaft folgen,  und  den  andern,  welche  aus  der  Herrschaft  des  Mannes 
im  Hause  abzuleiten  sind,  so  scheint  mir  dieser  Gegensatz  nicht  natürlich, 
indem  jene  Vormundschaft  und  diese  Herrschaft  den  nämlichen  Grund- 
gedanken über  die  Gemeinschaft  der  ehelichen  Wirthschaft  und  die  her- 
vorragende Stellung  des  Mannes,  jene  nur  in  geschärfter  Fassung  ausdrücken. 
Auch  das  Vertretungsrecht  des  Manns  —  fast  die  einzige  Befugnisz,  welche 
KratU  als  Wirkung  ehelicher  Vormundschaft  anerkennt  —  hat  sich  hflufig 
erhalten,  obwohl  die  Vormundschaft  desselben  untergegangen  ist,  und  wenn 
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er  die  VemOgm  der  Frau  venrettet,  so  fhnt  er  das  wo  die  Vomrand- 
sdiaft  geUidieii  ist,  ab  ehelicher  Vomrand,  der  ja  zugleich  ab  Herr  im 
Haine  waltel  und  wo  sie  aufgehört  hat,  noch  in  der  gemilderten  Eigen- 
schaft eines  Haasherrn. 

S.  Der  Ehemann  bt  voraus  berechtigt  zur  YenDoUung  des  Frauenguts. 
Dieses  Verwaltungsrecht  ist  nicht  etwa  von  der  Frau  auf  den  Mann  Ober- 
tragen, und  beruht  nicht  auf  einem  Mandat,  sondern  es  folgt  aus  dem 
dielichen  Vertiftltnbz  (1.)  und  ist  zugleich  Recht  und  Pflicht  des  Ehe^ 
mannes.  Es  erstreckt  sich  dah^  in  der  Regel  auf  alles  Gut,  welches 
die  Frau  in  die  Ehe  gebracht  oder  wfthrend  der  Ehe,  z.  B.  durch  Erbfolge 
erwirbt. 

In  Folge  dessen  dehnt  der  Mann  seine  Wirthschaft  auf  das  ganze 
Vermögen  der  Frau  aus,  entscheidet  Ober  die  Cultur  ihrer  Gflter,  nimmt 
ihre  Gapitalbriefe  in  seinen  Gewahrsam  u.  s.  f.  Aber  mit  Bezug  auf  die 
Yeräuixerung  ihres  Eigenthums  treten  mancherlei  Unterscheidungen  hervor : 

a)  Die  VerAuszerung  (die  Verpflindung  inbegriffen)  von  tiefendem  Gute 
der  Frau  war  dem  Manne  in  alterer  Zeit  fast  überall  in  Deutschland 
nur  mit  Zugtmmung  der  Frau  gestattet.  (2 — 4.)  Nach  manchen 
Rechten  bedurfte  es  überdem  der  Zustimmung  ihrer  Blutsverwandten, 
wenigstens  fQr  Erbgüter.  (2.)  Obwohl  die  spatere  Entwicklung  im 
aligemeinen  die  Yerfügungsrechte  des  Mannes  eher  erweitert  hat  (2. 6.), 
so  findet  diese  Beschränkung  doch  noch  eine  weitverbreitete  Anwendung 
und  hat  in  dem  Syitem  der  grundbflchlichen  Fertigung  eine  neue 
Garantie  gewonnen.  Daneben  war  aber  schon  in  alter  Zeit  in  einzel- 
nen Stadtrechten  dem  Manne  ein  völlig  freies  VerAusaerungsrecht  auch 
an  den  Liegenschaften  der  Frau  zugestanden  worden  (5.),  und  es 
kommt  diese  Befugnisz  noch  hier  und  da  vor. 

b)  Schon  frohe  finden  wir  dem  Mann  mit  Beaug  auf  das  fakrende  Gut 


1.  Sehw.  tp,  33.  Eid  wtp  mae  Ir  goot  nit  bio  gegelieo  An  Ires  manDes  willen» 
■och  eio  man  aoe  sines  wlbes  willen. 

%  Lü6€ek.  R.  V.  1340.  Art  7.  (WestpbaIeD  III.  640.)  Neu  maD  macb  forsetten 
noch  vorkopen  torfacbt  egea,  dat  he  mit  sloem  wlve  beft  genomen  sander  sines  wives 
willen  and  erer  ktndere  —  It  ne  do  enie  ecbt  not 

3.  .  Ffmn.  Landr.  H,  1.  S«  S^*  Grandstöcke  und  Gereebtigkeiten,  welche  sum 
Elngebracbten  geboren,  kann  der  Mann,  obne  die  ausdrückliche  Einwilligang  der 
Fraa  weder  Terlosiem  nocb  verpflnden,  nocb  sonst  etwas  dabei  vornebmen,  wodurch 
dense'ben  eine  bleibende  dingliche  Last  aufgelegt  würde. 

4.  Zürcher  GeseUb.  g.  140.  Liegenschaften,  welche  der  Frau  sogdidren,  darf 
der  Ehemann  nur  mit  ihrer  Zustimmung  feriusiem  oder  verpflnden.  8*  ^^1*  Bin 
der  Frau  lustehendes  Erbrecht  oder  verfangenes  Gut  darf  der  Mann  nur  verlasicm 
Ode/ verpflnden  oder  eine  generelle  PfudverBchreibang  ober  Ihr  Vermögen  oder  einen 
Tbeil  ihres  Vermögens  nur  vornehmen,  insofern  sie  selber  ond  ein  tu  diesem  Bebaf 
bestellter  ausierordentlicber  Vormund  ihre  Zustimmung  dazu  geben. 

6.    Lüb.  R.  Cod.  Bach.  II.  17.    Nimpt  en  man  en  echte  husfruwen  mit  erve  dat 
ere  vrnnt  eme  ghevet  mit  ere  like  copschatte,  de  man  schal  ^  weldich  wesen  des 
erves  to  vorcopende  und  to  seitende  weme  he  wil  like  anders  siroe  copschatte. 
Blantaehli,deats6hef  Privatiedit   2.  Anfl.  28 
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der  Frau  freie  VerfQgang  YerstatteC  (6«  7.),  und  selbsl  wo  die  Z«- 
stiminung  der  Fraa  als  nöthig  galt,  gieng  d^noodi  das  EigeDthun  oder 
das  Faasipbodrecht  auf  den  dritten  Erwerber  Ober«  wenn  der  Maon 
auch  ohne  Wissen  und  Willen  der  Frau  deren  Sachen  ihm  gegebea 
oder  versetzt  hatte.  Es  haftete  dann  der  Mann  nur  ftlr  den  Ersatz 
des  Werthes.  Die  Beweglichkeit  des  Verkehrs  mil  Fahrhabe  und  die 
CreditverhAltnisse  tragen  bei,  die  Rechte  des  Mannes  hier  auszudehneo. 
Es  ist  eine  Steigerung  dieser  Befugnisz  des  Mannes,  wem  einz^e 
Rechte  die  von  der  Frau  eingebrachte  Fahrhabe  oder  gewisse  Bestand- 
theile  geradezu  in  das  Eigenthum  des  Mannes  Obergehen  lassen:  eine 
Behandlungsweise,  auf  die  hinwieder  die  römischen  Lehren  von  der 
Dos  und  dem  Qua$irU8usfructu$  eingewirkt  haben. 

3.  Ueberdem  hat  der  Mann  die  Nutzmeszung  an  dem  VermögeB  der 
Frau  fusuifructui  marilalis^  ehelicher  NieizlfrauchJ.  (8.)  Es  kann  uns  nicht 
sehr  befremden,  dasz  die  gelehrten  Juristen  auch  hier  einfach  den  römischen 
BegrifiT  des  tuusfructus  zur  Anwendung  brachten  und  den  usu9fmetu$  in 
dotem  datiu  wieder  zu  finden  meinten.  Dennoch  unterscheidet  sich  der 
eheliche  Nieszbrauch  des  deutschen  Rechts  von  dem  romischen  Mimfmciiü 
in  wesentlichen  Beziehungen.  Jener  entsteht  von  Rechtes  wegen  mit  der 
Entstehung  der  Ehe  und  hört  von  Rechtes  wegen  auf,  wenn  die  Ehe  auf- 
hört. Dieser  bedarf  der  Bestellung  von  Seite  des  EigcnthOmers,  und  gebt 
erst  an,  wenn  diese  geschehen  ist  und  dauert  -^  abgesehen  von  dem  Tode 
des  Usufnictaars  —  bis  zur  Rückgabe.  Jener  ist  somit  die  regelmäszige 
Folge  eines  familienrechtlichen  Institutes,  der  Ehe,  dieser  die  Wirkung 
eines  individuellen  sachenrechtlicheu  Willens.  Jener  hat  daher  auch  einen 
famäienrechllichen  Charakter,  dieser  zunSchst  nur  einen  sachemreehtHchen, 
In  jenem  einigen  sich  Mann  und  Frau,  in  diesem  stehen  der  Proprietär 
and  der  Fructuar  mit  entgegengesetzten  Interessen  sich  gegenüber.  Der 
Nieszbrauch  des  Ehemannes  ist  daher  insofern  aiisgedehnter  als  der  ttfitf' 
fruciui  eines  Dritten,  als  der  Eliemann,  der  überhaupt  an  der  Spitze  des 
ganzen  Hauswesens  steht,  freiere  Verfügung  hat,  z.  B.  auch  die  Gultur  der 
Güter  ändern  darf,  und  nicht  ebenso 'wie  dieser  zu  Cautionen  verpflichtet  ist 

Der  Ehemann  darf  sogar  nach  einer  in  manchen  Landesrechten  aas- 
gebildeten  Ansicht,  die  mir  consequent  scheint,  Capitalien,  welche  der  Fraa 
gehören,  aufkünden,  erheben  und  umgestalten,  und  so  in  der  That  die  Sab- 

6.  Sehw.  9p.  10.  Stirbet  einem  ni«noe  sin  wtp,  uDd  sol  er  gelten  und  htter 
niht  ze  gellen,  und  nioit  er  ein  ander  «tp  und  gtt  im  diu  vareodeguol:  ergiUeiroo 
dem  gaoie  wol.    Daz  ist  dlvon,  das  der  man  des  wtbes  voget  ist  und  ir  meister. 

7.  Prenn,  Landr.  II.  1.  g.  247.  Ueber  die  eingebracblen  MoMlieii  hat  der  tfaoo 
die  freie  Verfügung.    Vgl.  S-  ^33.  (Beschränkung  beiüglid»  der  Capiulien.) 

8.  Zürcher  G.  S*  l^^*  ^^^  Ehemann  bat  das  Recht,  das  Vermögen  seiner  Fran 
zu  gebrauchen  und  zu  genleszen.  Die  Zinse  und  übrigen  Früchte  desselben  und  was 
die  Frau  durch  ihre  Arbeit  erwirbt,  gehören  Ihm. 
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stans  des  VennflgeDS  sdbst  nmwandeln  (9.  10.) :  und  man  braucht  keines- 
wegs, um  diesz  zu  rechtfertigen,  /«u  der  unhaltbaren  Vorstellong  seine  Zur 
flucht  zu  nehmeo,  dasz  er  an  jenen  Capitalien  einen  quasi-utusfructus  hube. 
Die  Effecten  können  auf  den  Namen  der  Frau  gesteUt  sein  und  ihr  eigen- 
thümlich  gehören,  und  seihst  die  neuen  Capitalbriefe  wieder  auf  ihren 
Namen  ausgestellt  werden,  und  dennoch  das  Recht  des  Ehemannes  zur 
Veränderung  anerkannt  sein.  Hat  die  Frau  selbst  einen  Nieszbrauch  an 
einem  Vermögen,  z.  B.  an  der  Verlassenschaft  ihres  früheren  Ehemannes, 
so  tritt  der  jetzige  Ehemann  auch  in  dieses  Recht  derselbe  in  dem  Sinne 
ein,  dasz  der  Ueberschusz  jener  Früchte  nicht  etwa  das  Weibergut  im 
Capital  vermehrt,  sondern  ^u  der  ehelichen  Errungenschaft  der  zweiten 
Ehe  gehört 

Auf  der  andern  Seite  ist  der  eheliche  Nieszbrauch  aber  auch  nicht  ein 
so  einseitiges  Genuszrecht  wie  der  gewöhnliche  uiusfructus.  Vielmehr  ge- 
bührt auch  der  Frau  der  ihrer  ehelichen  Stellung  gemftsze  Mitgenusz,  und 
es  könnte  nicht  etwa  der  Mann  die  Ausübung  seines  Nieszbrauchs  zum 
Nachtheil  der  Frau  und  des  Familienlebens  an  einen  Dritten  übertragen. 

Gerftth  der  Ehemann  in  Concurs,  so  fragt  es  sich,  ob  der  eheliche 
Nieszbrauch  desselben  an  dem  Frauengute  noch  fortdaure,  und  ob  und  in 
wie  weit  die  Gläubiger  darauf  greifen  und  sich  denselben  zu  Nutze  machen 
können.  Die  Ansichten  der  Juriston  und  die  Bestimmungen  der  Gesetze 
gehen  in  der  Beantwortung  dieser  Fragen  auseinander.  (11. 12.)  Ich  halte 
es  für  eine  begründete  Forderung  des  Familienlebens,  dasz  nicht  fremde 
Gläubiger  sich  in  den  Genusz  eines  Gutes  eindrängen  dürfen,  welcher  dem 
Manne  nur  darum  gebührt,  weil  er  durch  die  Ehe  mit  der  Frau  verbunden 
ist  und  die  Leitung  und  Sorge  der  ganzen  häuslichen  Wirthschaft  auf  sich 


9.  ÜMierr,  Gesetzt.  S*  i^^»  Alles,  was  sieb  verXuszeni'und  DOtzeD  Uszt,  Ist 
zum  Heirathagate  geeignet.  So  lange  die  ebeliehe  Gesellschaft  fortgesetzt  wird,  gehOrt 
die  Frochtoieazang  des  Heirathagates  und  dessen  was  demselben  zuwiehst  dem 
Manne.    Besteht  das  Heiratbsgut  in  baarem  Gelde,  in  abgetretenen  Schuld forderuDgen 

oder  yerbraucbbaren  Sachen,  so  gebührt  ihm  das  vollständige  Eigenthuro. 

» 

10.  Erk.  des  O.  A.  G.  za  Jena  {Seuffertt  Arch.  II.  301).  Es  würde  gegen  die 
NatQF  der  ehelichen  Yormundschart  sein,  wenn  man  die  Rechte  des  Ehemannes  auf 
Crfaebang  der  Zinsen  beschränken  wollt»'.  AlsTerwalier  hat  der  Ehemann  das  Recht, 
die  Pflicht  sogar,  die  Forderungen  einzucassiren,  ohne  da»z  es  erst  eines  besondem 
Auftrags  bedürfte,  well  er  alles  thun  musz,  was  eine  gute,  zweckmäszi^e  Verwaltung 
erfordert. 

11.  Freust.  Landr.  IL  1.  S-  2^^*  ^'^^  Verwaltung  und  Nutzung  des  aus  dem 
Concurse  geretteten  Eingebrachten  fällt  an  die  Frau  zurück,  g.  262«  Doch  muss 
aus  den  Einkünften  desselben  der  nöthlge  Unterhalt  des  Mannes,  nebst  der  Ver- 
pflegung und  Erziehung  der  —  Kinder  —  besorgt  werden. 

12.  Entw.  d.  K.  Sachs.  Gesetzb.  %.  1438.  Von  dem  eheweiblichen  Vermögen» 
woran  der  Ehemann  den  Nieszbrauch  hat,  können  Gläubiger  des  Ehemannes  zur  Be- 
friedigung wegen  ihrer  Forderungen  lediglich  die  Nutzungen  und  zwar  nur  insofern 
in  Anspruch  nehmen,  als  nicht  davon  die  Kosten  zur  Erhaltung  der  Sache  zu  be- 
streiten und  dieselben  nicht  zum  anständigen  Unterhalle  der  Familie  nöthig  sind. 

28« 
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genommen  hat  Zugleich  aber  scheint  es  mir  gerechtfertigt^  dass  der  Coa- 
cars  des  Ehemannes  auch  den  Niestbranch  desselben  anf  so  lange  sospen- 
dire,  bis  er  sich  wieder  rehabflitirt  hat,  weil  eben  durch  den  Concors  uod 
die  nun  beständig  drohende  Verfolgung  von  Seite  der  Glaubiger  es  kkr 
geworden  ist,  dasz  er  auszer  Stande  sei,  der  Familienökonomie  mit  Siche^ 
heit  vorzustehen.  Es  hindert  das  gar  nicht,  dasz  auch  der  fallifce  Ifano 
noch  mit  seiner  Frau  lebe  und  die  FrQchte  ihres  Gutes  mitgeniesze,  aber 
seine  Stellung  ist  verändert.  Er  ist  in  ökonomischer  Bezidiung  nicht  mehr 
das  freischaltende  Haupt  der  Frau,  und  diese  nun  hinreichend  yeranlaszt, 
ihr  Vermögen  selbst  oder  mit  HQlfe  eines  anderen  Vormundes  zu  verwal- 
ten und  ihre  Einkünfte  zunAchst  für  sich  und  ihre  Kinder  zu  genieszen. 

4.  Hit  dem  ehelichen  Nieszbrauch  an  dem  Frauengute  verbunden  ist 
das  Recht  des  Ehemannes  auf  den  Arbeüterwerb  (Lohn)  der  Frau.  (13. 14.) 
Was  die  Frau  durch  ihre  rogelmäszige  Arbeit  verdient,  z.  B.  der  Fabrik- 
lohn,  der  Lohn  für  Stickerei  u.  dgl.,  gehört  zu  den  laufenden  EinkQnfiea 
der  ehelichen  Wirthschaft  und  diese  flieszen  in  der  Gasse  des  Mannes  zu- 
sammen, von  wo  aus  hinwieder  alle  Ausgaben  für  die  Familie  bestritten 
werden.  Das  gilt  freilich  nur  unter  der  Voraussetzung,  dasz  der  Haan 
wirklich  für  Frau  und  Kinder  sorge.  Versäumt  er  diese  Pflicht,  so  ist 
die  Frau  vollständig  berechtigt,  ihren  Lohn  zurückzubehalten  und  selbst 
zu  verwenden:  und  auch  sonst  kommen  Vorbehalte  und  Ausnahmen  vor. 
So  kann  eine  ungewöhnliche  Anstrengung  einer  Frau,  die  nicht  auf  den 
täglichen  Lohnerwerb  angewiesen  ist,  wofür  ihr  ein  Honorar  bezahlt  wird 
—  z.  B.  die  Frau  schreibt  einen  Roman,  der  von  einem  Verleger  ange- 
kauft wird  —  ihr  eigenes  Weibergut  vermehren. 

5.  Aus  der  bisherigen  Darstellung  scheint  sich  von  selbst  zu  ergeben« 
dasz  auch  die  ehelicht  Errungenschaft  zunächst  dem  Manne  gehöre  und 
sein  Vermögen  erweitere:  und  in  der  That  ist  diese  Auffassong  die  vor- 
herrschende in  den  Ländern,  wo  das  System  der  Güterverbtndung  (des 
ehelichen  Nieszbrauchs)  gilt  Sie  wird  auch  keineswegs  dadurch  beein- 
trächtigt, dasz  manche  Landes-  und  Stadtrechte  der  Frau,  für  den  Fall, 
dasz  sie  ihren  Mann  überlebt,  einen  Antheil  an  der  ehelichen  Errungen- 
schaft zusprechen.  Zwar  beruht  dieser  erbrechtUche  Vortheil  der  Frau 
ofiTenbar  auf  dem  Gedanken,   dasz  die  Ersparnisse  in  der  Ehe  nicht  das 

13.  Freun.  Landr.  II.  i.  S-  211.  Was  die  Frau  in  Steheoder  Elie  erwirbt,  er- 
wirbt sie  der  Regel  nach  dem  Manne,  g.  212.  Was  sie  aber  wahrend  der  Ehe  darch 
Erbschaft,  Geschenice  oder  Glücksfalle  überkommt,  wird  dem  Eingebrachten  beige- 
rechnet. 

14.  Entw.  d.  K.  Sachs.  GeseUb.  S-  ^^33.  Was  von  der  Frau  durch  Dienste, 
welche  sie  im  Haaswesen  oder  für  das  Gewerbe  des  Ehemannes  leistet,  erworben 
wird,  gehört  dem  Ehemanne.  Dasselbe  gilt  von  dem,  was  sie  durch  Aasfibong  einer 
Kunst  oder  eines  eigenen  Gewerbes  gewinnt,  sofern  sie  sich  die  Ertrige  derselben 
nicht  vorbehalten  hat,  oder  sofern  ihr  dieselben  vom  Ehemann  nicht  ausdrücklich 
sur  freien  Verfügung  überlassen  worden  sind. 
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ansschliesdiche  Werk  des  Hannes,  sondern  theilweise  anch  der  häuslichen 
Sorge  der  Fran  zuzuschreiben  seien;  aber  es  ist  nicht  nöthig,  dasz  um 
deszwiUen  schon  wahrend  des  Zusammenlebens  der  £hegatten  eine  Thei- 
lung  der  Errungenschaft  zwischen  Mann  und  Frau  vorgenommen  und  so 
die  Einheit  der  ehemflnnlichen  Wirthschaft  und  ihrer  Resultate  gestört 
werde.  Ueberdem  ergibt  sich  gewöhnlich  erst  am  Schlusz  der  Ehe,  was 
in  Wahrheit  als  VermögeMerspamisz  ^-  nach  Abrechnung  auch  der  lau- 
fenden Ausgaben^  die  aus  den  Einkünften  bestritten  werden  müssen  —  zu 
betrachten  sei.  Indessen  gibt  es  auch  einzelne  Rechte,  welche  schon  wäh- 
rend der  Ehe  die  Errungenschaft  in  ideelle  Theile  getheilt  denken. 

6.  Der  Ehemannn  hat  femer  das  Recht  der  Stellvertretung  der  Frau 
im  Verkehr  und  vor  Gericht.  (15.)  Wenn  daher  dritte  Gläubiger  der  Frau 
diese  belangen,  oder  hinwieder,  wenn  die  Frau  zu  klagen  hat,  so  ist  der 
Ehemann  als  ihr  natürlicher  Beschützer  und  Vertreter  anzuerkennen,  auch 
wenn  er  nicht,  was  doch  gewöhnlich  der  Fall  ist,  selbst  als  Verwalter  und 
NotzniesSzer  ihres  Vermögens  dabei  betheiligt  erscheint 

Aber  allerdings  ist  diese  Vertretung  nicht  in  einer  Weise  auszudehnen, 
durch  welche  die  relative  Selbständigkeit  und  das  eigene  Recht  der  Frau 
miszachtet  würde.  Diese  ist  doch  nicht  wie  ein  unmündiges  Kind,  noch 
wie  ein  minderjähriges  Familienglied  einer  Vormundschaft  bedürftig  und 
unterworfen,  viie  sie  dem  Vater  oder  dem  obrigkeitlichen  Vormund  zu- 
kommt. Sie  ist  an  sich  reif  und  erfahren  genug,  um  für  sich  selber  zu 
handeln^  und  steht  nur  deszhalb  unter  der  Leitung  und  dem  Schutze  des 
Mannes,  weil  dieser  das  Haupt  der  Familie  und  die  Oekonomie  der  Haus- 
haltung in  ihm  concentrirt  ist.  Sie  ist  zugleich  dem  Manne  untergeordnet 
und  seine  Genosiin,  Daher  darf  der  Mann  die  Frau  auch  nicht  gegea 
ihren  Willen  und  ohne  ihr  Wissen  zur  Schuldnerin  machen,  noch  ihr 
Vermögen  verpfänden^  noch  $ie  unUkürUch  zum  Erbantritt  nöthigen.  (16.) 
Einzelne  Fahrhabestücke  kann  er  wohl  gültig  ohne  ihre  Mitwirkung  zu 
Faustpfand  geben,  aber  nur  weil  und  insofern  er  auch  berechtigt  ist,  den 
Besitz  daran  wirksam  zu  übertragen  und  'das  Eigenthum  zu  veräuszem. 

*  Runde,  Eheliches  Güterrecht  S.  105  ff.  Kraut,  Vormundsch.  11. 
S.dn  ff.  S.  445  ff. 

S-154. 

8.   Rechte  der  Frau. 

1.  Die  Ehefrau  ist  in  einer  doppelten  SteUung,  einmal  indem  sie  dem 
Manne  untergeordnet  und  um  deszwillen  in  ihrer  Handlungsfähigkeit  zu- 

16.  PreuMt.  Landr.  II.  1.  §.  188.  Der  Mann  Ist  seholdig  ond  befugt  die  Person, 
die  Ehre  uod  das  Yermdgeo  seiner  Fraa,  in  ond  ansztr  Gerichten  su  Yertheidigen. 

16.  Brk.  des  O.  A.  G.  sn  LObeek  {Senfirtt  Arch.  IX.  301).  Es  widerspricht 
dem  Geist  des  deutschen  ehelichen  Güterrechts,  wenn  man  der  Fran  gestatten  wollte» 
sich  der  Antretung  einer  ihr  deferlrten  Erbschaft  gans  willkürlich  —  also  auch  ohne 
alle  haltbare  Gründe  und  ans  blossem  Eigensina  —  sa  weigern. 
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rflckgesetzt  ist,  sodann  indem  sie  des  Mannes  Genossin  ist  and  daher  hin- 
wieder in  gewissen  Beziehungen  ein  erweitertes  Recht  zu  handefai  hat 

In  ersterer  Beziehung  ist  die  Frau  nicht  berechtigt,  ohne  Zastimmang 
ihres  Ehemannes  Yon  ihrem  liegenden  Gute  oder  von  ihrer  fahrenden 
Habe  Etwas  zu  veräuszem.  <1.  2.  3.]  Thut  sie  es  dennodi,  so  kann  der 
Mann  die  veräuszerte  Sache  zurückbegehren,  wogegen  er  aach  zogeben 
musz,  dasz  der  von  der  Frau  empfangene  Gegenwerth  zurOckerstattel 
werde.  Läszt  sich  aber  der  Mann  die  VerSuszerung  gefallen,  so  wSre  es 
gegen  den  guten  Glauben,  wenn  etwa  die  Frau  nach  sdnem  Totle  ihre 
eigene  Veräuszerung  aus  dem  Grunde  anfechten  wollte,  dasz  dar  Mann 
seiner  Zeit  nicht  darein  gewilligt  habe. 

2.  Den  Veräu$zerungen  an  den  Mann  selbst  steht  natfirlich  der  Mangel 
seiner  Zustimmung  nicht  im  Wege,  wohl  aber  das  Bedenken,  daa  der 
Mann  bei  derartigen  Rechtsgeschäften  schicklicher  Weise  nicht  zugleich 
sein  eigenes  und  das*  Interesse  der  Frau  vertreten  und  so  die  Stdloog 
zweier  Contrahenten  einnehmen  kann.  Daher  bedarf  die  Frau  in  solchen 
Fallen,  wo  die  eheliche  Vormundschaft  im  fibrigen  noch  gilt,  eines  ausser- 
ordentlichen  Vormundes,  der  ihr  beisteht  und  seine  Zustimmung  gibt  (4i 
Nach  andern  Rechten  wird  dagegen  jenem  Bedenken  durch  die  Annahme 
begegnet,  dasz  hier  die  Ehefrau  selbständig  für  sich  handeln  könne.  (5.) 
Die  Vorschrift  des  römischen  Rechtes  aber,  dasz  die  Schenkungen  unter 
Ehegatten  ungültig  seien,  hat  in  Deutschland  nur  ganz  sporadische  Auf- 
nahme gefunden:  und  selbst  wo  für  die  Rechtsgeschäfte  unter  Ehegatten 
jene  formale  Beschrankung  besteht,  sind  doch  durch  die  Sitte  mancherlei 
wechselseitige  Geschenke  der  Ehegatten  —  z.  B.  an  Fest^  —  vollstan- 


1.  S.  9p.  I.  45.  %,  3.  En  wif  ne  mteh  ok  ane  irs  mannes  gelof  nicht  Ires  goiM 
vergeveii,  noch  egen  verkopen,  Docb  liflacbt  aplaten,  dareh  dai  be  mit  ir  in  den  ge- 
wereo  sU. 

2.  Schw,  sp.  c.  MI.  Ein  wtp  mae  An  Irs  mannes  «rlop  k  gaotes  niht  bin  ge- 
geben, weder  eigen  nocb  llpgedinge,  noch  linagnot  noch  varende  guot.  Das  ist  dl 
von,  daz  er  ir  voget  ist. 

3.  K.  LwäwigM  Rechtsb.  (Heamann  8.  86.)  Es  mag  chain  fraw  an  Irs  wirtes 
willen  ntchu  hingeben.  —  Wirt  der'  wirt  darumb  angesprochen,  es  sei  mit  seioea 
willen  geschehn,  mag  sich  der  wirt  davon  genemeu  mit  seinem  aide,  dai  es  mit  sei- 
nem willen  nicht  geschehen  sei,  des  soll  er  genieszen  nnd  ist  der  kauf  ab»  und  so) 
man  Jenem  sein  pfenning  widergeben. 

4.  Zürcher  Gesetzb.  g.  147.  Um  mit  ihrem  Ehemanne  ein  RechtsgescbSft  ab- 
zuschlieszen,  durch  welches  die  Frau  an  denselben  Rechte  abtritt  oder  Schuld ver- 
pAiehtungen  eingeht,  ebenso  zu  Processen  mit  ihrem  Maane  —  bedarf  die  Frau  des 
Beiratbes  nnd  der  Zustimmung  eine«  auszerordentlicben  Vormundes.  $.  148.  Vor- 
behalten sind  die  unter  Ehegatt<ib  Bbtichen  kleineren  Geschenke,  x.  B.  bei  Fanilien- 
anlassen  und  an  Festen. 

5.  Entw.  d.  K.  SSicht.  Gesetzb.  $•  t446.  Ehegatten  können  unter  eiooder 
gültig  Rechtsgeschifte  abschliessen. 
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di^  gebiDigt  xmä  bedOrfen  zu  ihrer  Gtlltigkeit  keiner  Zustiminnng  eines 
Dritten.  (6.) 

3.  Ebenso  ist  die  Ehefran  in  der  Befdgnisz  beschränkt,  Schaden  zu 
contrahiren.  Der  Mann  hat  nur  die  Schulden  der  Frau  anzuerkennen  nnd 
4MU  ihrem  Gute  zu  bezahlen>  welche  sie  demselben  zugebracht  oder  zn 
dcioto  €r  «eine  Zostiimniing  geg^)en  hat.  (7.)  Sind  aber  voreheliche  Schulden 
der  Ff  au  da«  oder  .  ehdiehe  Schulden,  zu  denen  der  Mann  die  Erlauboisc 
gOgebeDf  dann  haftet  daftr  nicht  etwa  nur,  wiel  &raut  annimmt^  das 
ursprünglich  eingebrachte  oder  damals  vorhandene,  sondern  auch  das  später 
der  Frau  angefallene  Gut;  denn  sie  in  Person  ist  Schuldnerin,  und 
haftet  fortwährend  mit  ihrem  Vermögen  für  diese  Schulden,  und  die  Rechte 
des  Mannes  an  dem  Frauengut  sind  nur  mittelbare.  Ceberdem  versteht 
sich,  dasz  der  Mann  herausgeben  musz,  was  etwa  als  Gegenwerth  der  von 
der  Frau  ohne  sein  Wissen  eingegangenen  Schuld  noch  in  seinem  oder 
ihrem  Besitze  ist.    (8.) 

Ob  die  von  der  Frau  ohne  Willen  des  Mannes  contrahirten  Schulden 
überhaupt  nichtig  oder  nur  relativ  in 'dem  Sinne  ungültig  seien  dasz  die- 
selben nicht  zum  Nachtheil  des  Mannes  eingeklagt  werden  dürfen,  insofern 
^ber  gültig,  dasz  sie  nach  dem  Tode  des  Mannes  gegen  die  überlebende 
Frau  selbst  geltend  gemacht  werden  können,  ist  die  Frage.  Einzelne  vor- 
züglich ältere  Quellen  sprechen  für  die  letztere  Meinung  (9.),  welche  von 
Kraut  damit  gerechtfertigt  worden  ist,  dasz  jene  Beschränkung  der  Frau  im 
Schuldenmachen  ihren  Grund  nicht  in  einer  persönlichen  Handlungs- 
unfähigkeit, sondern  lediglich  in  der  Sorge  für  die  Rechte  des  Mannes  an 
ihrem  Gute  habe.  Die  neuere  Rechtsbildung  ist  im  Gegentheil  für  die 
absolute   Ungültigkeit   solcher   ScMUen   (10 — 13.),   und  aus  dem  guten 

6.  frean.  Laiwlr.  II.  1.  g.  310.  Geschenke  unler  Ebeleuten  sind  wie  unter 
Fremden  gültig. 

7.  Uandf.  v.  Preibnrg  \m  DechtUnd  v.  1249.  g.  27.  (Gaupp  II.  87.)  Uior 
burgensis  non  polest  dare  nee  aliquid  alieoare,  nee  aliquem  contractam  facere,  nisi 
de  volantate  mariti  sai,  nisi  ad  quatuor  denarios.  >  g.  28.  Si  autem  illa  sit  mer- 
catrix,  ita  quod  manifeste  emat  et  vendat,  tune  ipsa  tenetur  solvere  quod  debet  et 
ejus  maritQs,  quicquid  faerit  ilTud. 

8.  yerm,  S.  sp.  II.  16.  11.  Ab  eine  fraawe  icht  geburget  ane  eres  mannes 
wissin  dt^  ein  ÜDgeroten  wip  ist,  adir  nicht  gotis  wizen  bot,  thar  der  man  bewern 
mit  seynem  eide,  das  is  im  unwissende  ist,  das  bargin  Itan  im  nicht  geschaden,  ane 
als  vil  fände  man  noch  icht  des,  das  se  gebargit  hot,  in  eren  geweren>  das  mus  der 
man  wider  gebln. 

9.  Bomb,  Sut.  y.  1003.  II.  8.  1.  Hatte  sie  —  ohne  consent  ihres  Vormundts 
etwas  aoffgeborget  oder  gekanffi,  sol  dem  Gläubiger  rerstattet  werden,  ihr  das  oberste 
kleidt  abzunehmen,  bfss  das  er  bezalet  ist 

10.  Fretut,  Landr.  II.  1.  g.  320.  In  Ansehung  des  eingebrachten  TermGgens 
Sind  alle  von  der  Fran,  während  der  Ehe,  ohne  BewilHgang  des  Mannes,  gemachten 
8ehalden  nlehilg. 

11.  ^Oi'MtfrdeseUb.  g.  146.  Bat  die  Frau  ohne  diese  Zustimmung  (des  Ehe- 
manfiea  oder  eines  auszerordentltchen  Yormundes)  Schulden  übernommen,  so  haftet 
dafSr  audi  ihr  Spargul  nicht. 
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Grunde,  weQ  jene  unterscheid  ung,  die  ent  nach  der  AaflMnig  der  Ehe 
nnd  auch  da  nnr,  wenn  die  Fran  die  Ehe  überlebt,  wirken  sdl«  aUza 
künstlich  ist  und  leicht  zn  miszbranchlichem  nnd  nnsitttichem  SdmMen- 
verkehr  Veranlassnng  gibt. 

4.  Hat  die  Fran  ein  Vergdien  begangen,  so  wird  sie  persänlich  yob 
der  Strafe  betroffen,  nnd  besteht  diese  in  dner  Gddbmxe,  so  haltet  dafbr 
znnichst  ihr  vorbehaltenes  Gut,  im  übrigen  nrasi  der  Mann  diesdbe  ans 
dem  Fraaengute  bezahlen.  Dasselbe  gilt  auch  von  den  DtHctnehmUm 
der  Fran. 

5.  Die  Ehefrau  hat  aber  als  Genossin  des  Ehemannes  wied^  nnta 
gewissen  Voraussetzungen  und  in  bestimmten  Beziehungen  eine  benror- 
ragende  Stellung  in  dem  Hauswesai,  um  deren  wiDen  ihre  sonst  be- 
schrankte Handlungsfiüiigkeit  in  eine  erweiterte  Befugnisz  umschlagt  So 
erscheint  sie  voraus,  wie  der  Mann  an  der  Spitze  der  ganzen  Oekonomie 
steht,  als  die  natürliche  Besorgerin  der  Ideinm  tä^jUchm  HauihaiUmjih 
bedürfnisse.  In  diesem  engem  Lebenskreise  waltet  die  Frau  selbständig  — 
als  Hauiwirthif^  und  ihre  Verfügungen  darüber  haben  dieselbe  Kraft»  wie 
wenn  der  Mann  seWtt  dieselben  getroffen  hatte:  d.  h.  die  Kosten  dafiir 
lasten  auf  dem  Manne.  (7.  14 — 16.)  Wenn  die  Frau  dafiir  Schuldeo 
contrahirt  hat,  so  hat  nicht  sie  mit  ihrem  Vermögen»  sondern  der  Haiui 
mit  dem  seinigen  dafür  einzustehen.  Die  alteren  Rechtsquellen  haben 
wohl  versucht,  die  Granze  dieser  Belugnisz  der  Hausfrau  objectiv  so  za 
bestimmen,  dasz  sie  sagten,  die  Frau  dürfe  dem  Manne  nur  so  und  so 


12.  EDtw.  des  K.  Sachs.  G.  g*  1^48.  Die  Ehefrau  kann  —  ohae  ErtnichüsoBg 
des  Ehemannes  —  weder  eine  Erhecbaft  annehmen,  noch  unter  Lebenden  gegen  driue 
Personen  Verbindlichkeiten  eingehen. 

13.  Erk.  des  Obertrib.  lu  Siuii^art  [SeuferU  Arch.  m.  179).  Der  Gerichts- 
hof erkannte  aaf  Abweisung  der  Klage,  der  Ansieht  beipflichtend»  dasi  die  Ehefraa 
durch  einen  Vertrag,  durch  welchen  sie  ohne  Zustimmung  ihres  Ehemanns  eine  Ver- 
bindlichkeit auf  das  der  Verwaltung  des  letstern  unterworfene  Vermögen  äbemebme, 
sich  selbst  so  wenig  als  ihren  Ehemann  rechtsgältig  rerpflichte. 

14.  Schwyz^r  Landr.  II.  23.  Jede  Frauw  in  unserem  Undt  soll  bsTOgtel  selo 
•»  und  ohne  den  (Vogt)  hat  sie  dan  keinen  Gewalt  nichts  su  thuon  noch  su  handloi 
daran  etwas  gelegen  ist,  noch  nichts  hin  lu  gäben  *  dan  5  pfd.  Schw. Währung  ond 
Iro  bestes  angeschnittes  Haupt  Loch. 

15.  Hamh,  Stadtr.  IL  8.  I.  Die  (Frau)  —  kann  ohne  ihres  Mannes  oder  ihrer 
Vormünder  Wissen  und  Vollbort,  ausierhalb  Leinwand  und  Flachs»  xn  des  Baases 
NothdurfU  gehörig,  nichts  beständiglich  contrahiren. 

16.  Uppitkt  Verordn.  S*  ^^'  P*  Jedoch  Yermulhel  wird,  daai  der  Hano  ikr 
die  Besorgung  des  Innern  Hauswesens  nberiassen  habe,  so  kann  sie  —  die  nöthiges 
Contracte  gültig  schHessen,  und  in  deren  Behuf  bewegliches  Vermögeo  Teränsieni, 
also  weibliches  Gesinde  miethen»  Hausgeräthe,  Kleidungsstfieke  und  was  tum  Eimb 
nnd  Trinken  erforderlich  ist,  anschaffen,  dagegen  das  in  der  Haushallong  Üehtf- 
flüssige  oder  Entbehrliche  verkaufen  und  aberhaupi  in  dergleicheD  hAoalichcD  ood 
wirtlischafUichen  Angelegenheiten  contrahiren,  die  sich  nicht  allgemdB,  sondin  aor 
nach  Beschaffenheit  Jeder  Familie  und  ihrer  Haushaltung  bestimmen 
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tiel  Pfennige,  Krenzer,  Schillinge  vu  s.  t  »Terachlagen.«  (7.  14»)  Aber  es 
ist  einleuchtend,  dasz  eine  solche  Schranke  für  arme  Leute  ganz  passend 
sein,  fOr  reiche  geradezu  lächerlich  werden  kann.  Wie  die  eine  Wirth- 
acbaft  in  kleinen,  die  andere  in  groszen  Verhaltnissen  sich  bewegt,  und 
die  Landes-  und  Standessitte  die  Art  des  ehelichen  Tisches,  der  Kleidung, 
die  Bedürfoisse  der  Faroilienglieder,  die  geseUschaftlichen  Genüsse  u.  dgl. 
groszentheils  und  verschieden  bestimmen,  so  musz  auch  das  Recht  diese 
Verschiedenheit  beachten.  (17.)  Das  Princip  ist,  dasz  die  Frau  je  nach 
der  Sitte  in  diesem  Kreise  als  Herrin  zu  schalten  und  zu  walten  befugt 
sei  und  der  Mann  ihre  Handlungen  auch  in  den  Rechtswirkungen  so  zu 
respectiren  habe,  als  hätte  er  selbst  gehandelt,  wenn  nur  die  Frau  sich 
innerhalb  der  Schranken  der  natürlichen  Verhältnisse  und  einer  ange- 
roessenen  Wirthschaft  gehalten  hat 

Da  indessen  der  Mann  das  abergeordnete  Haupt  der  Familie  ist,  so 
hat  er  auch  das  Recht,  der  Frau  ffir  die  Verwaltung  ihres  Kreises  nähere 
Vorschriften  zu  geben  und  sogar  aus  zureichenden  Gründen,  z.  B.  wenn 
sie  liederlich  wirthschaftet,  ihr  alle  Befugnisz  zu  freier  Verfügung  zu  ent- 
ziehen. Im  Verhältnisz  zu  dritten  Personen,  die  mit  der  Frau  contrahiren^ 
kann  aber  eine  solche  Beschränkung  oder  der  Entzug  ihrer  Wirthschafts- 
befugnisz  nur  insofern  wirken,  als  sie  davon  gehörig  unterrichtet  worden 
sind.    (18.) 

6.  Ebenso  ist  die  Frau  in  dem  Falle  von  Letbemoth  oder  einer 
andern  ernsten  Noth,  welche  sie  oder  ihre  Kinder  betroffen  hat,  wenn  der 
Mann  abwesend  oder  sonst  auszer  Stande  ist,  zu  sorgen  und  zu  helfen, 
berechtigt,  soweit  die  Abwendung  solcher  Noth  es  erfordert,  die  Verätuzerung 
von  Sachen,  die  zu  der  ehelichen  Wirthschaft  gehören,  nicht  gerade  nur 
von  solchen,  die  ihr  Elgenthum  sind,  sondern  auch  von  Sachen  des  Mannes 
vorzunehmen  und  Sehuiden  zu  contrahiren.     (19.  20.)     Der  Geist  des 


17.  Premn.  Landr.  II.  1.  S-  321.  Hat  die  Frau  za  gewöbnlichen  Hanslialtangs- 
geachiften  oder  Nothdorften  Waaren  oder  Sachen  auf  Borg  genommeD,  so  nmss  dar 
Mann  dergleichen  Schuld  als  die  seintge  anerkennen. 

18.  Zürcher  Geifitib.  g.  102.  Sind  besondere  Gründe  vorhanden,  eine  Frau 
ausnahmsweise  in  ihrer  Stellung  als  Bausfrau  tu  heschrlnken,  so  ist  eine  solche 
Beschrinkung  oder  der  Entzug  Ihrer  diessfXIligen  Verlngungsfreiheit  für  dritte  Per- 
sonen, die  mit  der  Frau  in  Yerkehr  treten,  nur  insofern  Terbindlich,  als  der  Mann 
für  eine  öffentliche  Kundmachung  und  Verwarnung  gesorgt  hat. 

19.  Verm,  S.ip^  I.  11.  S.  Entwert  ein  man  sime  wibe  so,  das  her  nicht  Ir  leet, 
doran  se  Ire  notdurlll  gebabin  mochte,  der  erheguth  hat,  das  se  eiu  im  brocht  bot, 
adir  das  se  mit  enandir  irworhen  han,  das  mag  se  wol  Yorkummen,  das  se  ir  oot^ 
dürft  doran  habe  nach  redelichln  dingen ;  das  sol  aber  die  f^auwe  dem  gerichte  und 
dingpflichtigen  csu  wissen  thun  und  su  den  heiligen  shweren,  das  se  das  von  leibes 
not  nicht  enperen  mochte,  und  domoch  so  ledige  es  der  man»  ab  her  welle,  und  der 
hübet  doch  ane  noth,  der  is  von  der  Arauwen  also  empCuigin  bot.  Bas  ist  gemeine 
lantrechi  und  KeiserrechU 

20.  /VtfsM.  Landr.  U.  1.  {•  320.  Hai  dar  Mann  sieh  eatferot»  ohne  wegen  des 
Unterhalts  seiner  Familie  oder  des  Betriebes  seines  Gewerbes»  hinreichende  Yerfügun- 
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deutschen  Familienlebens  ist  überall  geneigt  soweit  das  natOrliche  BedOrf- 
nisz  der  Familie  es  begehrt,  die  Fran  als  Hauswirthin  in  Behinderungs- 
fiülen  des  Mannes  in  seine  wirthschaftlichen  Rechte  eintreten  zo  lassen 
und  die  diesem  entzogene  oder  entfallene  Leitung  vorflbergehend  ihr  anzu- 
vertrauen, und  das  Pamilienrecht  musz  diesem  Zuge  folgen. 

7.  Schlieszlich  sind  noch  die  der  Frau  zustehenden  Sicherungsmittel 
für  die  Erhaltung  des  eingebrachten  Gutes  zu  erwähnen..  Die  wichtigsten 
sind : 

a)  die  Versicherung  des  Frauengutes  durch  den  Mann«  (21 — 23.) 

b)  die  Beschränkung  der  Verwaltung  des  Mannes, 

c)  die  Vorzugsrechte  der  Frau  vor  den  GlAubigern  des  Mannes  im  Con- 
cnrse.  (24.) 

Die  Versicherung  des  Frauengntes  auf  den  Gütern  des  Mannes  kann 
freiwillig  von  diesem  gewAhrt,  im  Sinne  des  Alteren  Rechtes  von  der  Frau 
aber  nur  unter  der  Voraussetzung  begehrt  werden,  dasz  die  Wahrscheia- 
lichkeit  einer  Gefährdung  vorliegt  Einzelne  neuere  Rechte  geben  der  Fran 
ganz  allgemein  die  Befiignisz,  Sicherheit  zu  verlangen  —  nicht  aber  ein 
ebenso  ausgedehntes  Recht  ihren  Anverwandten  — ;  und  es  lAszt  sich  dafür 
sagen»  dasz  eine  Fr^u  nicht  leicht  es-  wagen  wird,  dieses  Begehren  zu 
stellen,  wenn  nicht  in  den  Verhältnissen  eine  Nöthigung  oder  nundestens 
eine  erhebliche  Veranlassung  dazu  zu  finden  ist,  und  dasz  es  dann  wansch- 
bar  s^i,  weiterp  Beweisführung  tiber  die  Gefährdung  und  Processe  unter 
den  Ehegatten  abzuschneiden.  Auf  der  andern  Seite  aber  sprechen  gegen 
dieses  Recht  der  Frau  die  theilweise  Abhängigkeit  des  Mannes  von  dem 
guten  V^jUen  der  Frau  und  die  Unsicherheit  desselben  in  der  freien  Be- 
nutzung des  Weiberguts  für  seinen  Beruf,  sowie  die  Gefahr,  das^  gerade 
eine  boshafte  oder  miszleitete  Frau  am  ehesten  von  dieser  Befugnisz  Ge- 
brauch machen  würde.  In  der  Art  der  Sicherstellung  ist  auf  die  natür- 
lichen Interessen  auch  des  Ehemannes  Rücksicht  zu  nehmen  und  derselbe 

nur  insoweit  in  der  freien  Bewegung  zu  beschrjknken,  als  es  ohne.  Schaden 

-■■  ■■       ■  ^— — —   -  ..     ..   — 

gen  zu  treffen,  so  masz  er  dfel^nigen  Schulden,  welche  die  Frao  zo  solchem  Bebafe 
hat  aufnehmen  müssen,  als  die  seinigen  anerkennen. 

21.  Ebenda  TT.  1.  g.  285.  Aastet  diesem  Falle  (wenn  der  Mann  Grundstoclre 
besitzt)  kann  die  Frau  besondere  SicherhiJitSbestellang  -^  nur  alsdann  forderD,  wenn 
sich  Umstände  ereignen,  welche  die  wahrscheinliche  Besorgnisz  eines  bevorstehenden 
Terlustes  begründen. 

22.  Qetterr,  G.  S-  ^1248.  Wer  das  Heirathsgut  dbergibt,  ist  bei^htigt  bei  der 
Üebüfgabe  oder  wenn  in  der  Folge  Gefahr  eintritt,  von  demjenigen,  der  es  empfüngt, 
eine  angemessene  Slcherstellong  zu  fordern. 

23.  Hansrodel  von  ßuhikon  v.  1483.  {BltmtnhH  R.  G.  f.  42t.  Ygl.  f^r^  Gescb. 
des  Concursprocesses  v.  ZüHch  S.  66  ff.)  Welticher  eigen  des  böses  ein  elicb  wib 
nimpt,  an  alle  geding,  das  deren  gnot  —  «n  eigen  vnd  erb  liggen  vnd  geleit  werden 
▼od  das  weder  schwinnen  noch  wachsen  sol,  es  were  denn  des  IIb«  notturft. 

'24.    Prenti,  Landr.  TT.  1.  $•  ^^*    ^^  welcher  Ordnung  die  Fran  ans  der  Masse 
belHedigt  werdtin  müsse,  wird  in  der  Concnrsordnong  bestimmt. 
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der  ehelichen  Wirthschaft  zulässig  erscheint.  In  fiuszersten'  Fdlen'  kann 
allerdings,  -wenn  er  anszer  Stande  ist  Sicherheit  zu  leisten;  das  Capitalgut 
der  Frau  seiner  unmittelbaren  Verwaltung  entrückt,  und  wenn  Gründe 
Torhanden  sind,  ihm  die  Verwaltung  seines  eigenen  Vermögens  zu  ent- 
ziehen, z.  B.  wenn  er  als  Verschwender  gerichtlich  verrufen  worden,  ihm 
zugleich  die  ganze  Verwaltung  des  Frauengutes  untersagt  werden; 

8.  Schon  bevor  das  römische  Recht  in  Deutschland  bekannt  gewoi^- 
den,  ist  manchenorts  zur  Sicherung  der  Ehefrauen  ein  Vorzugsrecht  der- 
selben für  ihr  Frauengut  vor  andern  Gläubigern  des  Ehemannes  aufgekommen. 
In  einzelnen  StSdten  besonders,  wo  Handwerk  und  Handel  den  Vi^erth 
und  die  Bewegung  der  fahrenden  Habe  steigerten,  damit  aber  auch  die 
Gefahr  des  Verlustes  erhöhten,  war  es  Sitte  geworden,  däsz  der  Ehemann 
das  Weibergut  auf  sein  ganzes  Vermögen  versicherte,  »an  eigen  und  erbe 
setzte,«  (23.)  und  daraus  war  denn  das  statutarische  Recht  entstanden,  dasz 
die  Ehefrau  auch  ohne  ausdrückliches  Gedinge  ein  8tül8chu>eigendei  Pfand- 
recht an  dem  jetceiligen  Vermögen  des  Mannes  habe,  durch  welches  dieser 
freilich  nicht  in  seinen  einzelnen  Verfügungen  (Verauszerungen,  Verpfän- 
dungen) gehemmt  werde,  welches  aber  im  Concurse  der  Gläubiger  doch 
die  Frau  vor  den  unversicherten  Gläubigern  schütze. 

Um  so  weniger  Bedenken  hatte  dann  die  spätere  romanistische  Praxis, 
das  stQlschweigenJe  Pfandrecht  und  die  Privilegien,  welche  die  römische 
Gesetzgebung  zu  Gunsten  der  Dotalforderung  eingeführt  hatte,  auf  das 
ganze  eingebrachte  Frauengut  auszudehnen,  welches  zwai*  keine  Dos  war, 
aber  auch  sonst  mit  der  römischen  Dos  verwechselt  und  ihr  gleichgesteltt 
wurde.  Durch  dieses  System  wtirde  allerdings  der  Credit  der  Ehegatten 
im  Verkehr  wesentlich  auf  das  Vermögen  des  Ehemannes  beschränkt,  aber 
auf  der  andern  Seite  auch  der  grosze  Vortheil  erhalten,  dasz  das  Vermögen 
der  Frau  vor  den  Gefahren  des  industriellen  Lebens  besser  gesichert,  ftkr 
die  Familie  eines  verunglückten  Geschäftsmannes  eine  Vermögensreserve 
bewahrt  und  diesem  selbst  die  Aussicht  eröffnet  ward,  im  Verfolg  durch 
neue  Anstrengung  sich  wieder  emporzuarbeiten. 

§.  155. 

4.    Morgeogabe»   5.  HochieitsgesoheDke. 

1.  Die  Sitte  der  Morgengabe,  d.  h.  efuer  Gabe,  welche  der  Madti 
der  neuvermählten  Frau  am  Morgen  nach  der  Hochzeit  verehrte,  wurde 
ursprünglich  von  allen  germanischen  Völkern  und  unter  den  verschiedenen 
Standen  geübt.  Sie  galt  als  dn  Zeichen,  dasz  die  Frau  als  Jungfrau  in  die  Ehe 
getreten  sei  und  wurde  als  eine  ehrenvolle  Geg^gabe  für  das  Opfer  be- 
trachtet, welches  sie  dem  Manne  durch  Hingabe  ihrer  Jungfräulichkeit 
gebracht  hatte.   (1.  2.)      Die  Wittwe,  welche  sich  wieder  verheirathete, 

i.    L.  jflam.  86.  c.  2.    Si  —  femina  dixerft:  inaritiis  meas  d«dH  mihi  Mtfr§Blt' 
gaba,  eompntet  quantuin  vriet  Id  aoro,  aat  in  argento  aut  fn  niDd^  aui  In  aquo. 
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erhidt  daher  keine  Horgengabe  inAr  (höohsteoB  eine  »Abendgabe«)«  (3.) 
Die  Morgengabe  bestand  gewöhnlich  in  beweglichen  Sachen,  die  der  Fran 
entweder  sofort  gegeben  oder  versprochen  wurden,  und  die  Grösze  dersel- 
ben richtete  sich,  wie  das  Wergeid,  nach  dem  Stande  der  Ehegatten. 
Ueber  die  BeweisfOhrung  galten  dgenthflmliche  Gewohnheiten  oder  Vor- 
schriften. Kam  es  etwa  g^enflber  den  Erben  des  Mannes  in  Frage,  ob 
die  Frau  eine  Morgengabe  empfangen  habe,  und  in  welcher  Ausdehnung, 
so  yertraute  man  dem  Wort  der  Frau  selbst,  wenn  sie  »auf  Brust  nnd 
Zopf«  oder  »bei  ihrer  weiblichen  Ehre«  den  Empfang  beschwor. 

In  unserer  Zeit  kommt  das  Institut,  das  sich  am  längsten  im  Adel 
und  unter  den  Bauern  erhalten  hat,  nur  selten  mehr  vor:  und  wir  dürfen 
es  nicht  bedauern,  dasz  dasselbe  zur  Antiquität  geworden  ist,  da  der  wahre 
Grund  seines  Untergangs  nicht  in  zundbimender  Sittenlosigkeit,  sondern  in 
einem  erhöhten  Zartgefühl  zu  finden  ist,  wdches  sich  scheut,  die  Keusch- 
heit der  Frau  mit  Geld  oder  Geldeswerth  zu  bezahlai. 

2.  Verschieden  davon  sind  die  wechMUeütgen  Geschenke,  welche  die 
Verlobten  dnander  zu  machen  pflegen.  Dieselben  gehen  mit  der  Deber- 
gäbe  in  das  Eigenthum  des  Beschenkten  über;  aber  wenn  das  Verlöbnisz 
wieder  aufgelöst  wird,  bevor  es  zur  Ehe  kommt,  oder  wenn  die  Ehe  selbst 
durch  Nichtigerklärung  oder  Scheidung  aufgehoben  wird,  so  sind  diese 
Gaben  beidersdts  zurückzuerstatten,  (4.)  es  wäre  denn,  dasz  auf  dner  Sdte 
eine  besondere  Verschuldung  läge,  denn  der  Schuklige  darf  die  von  ihm 
gemachten  Geschenke  nicht  wieder  fordern  und  musz  die  empfangenen 
herausgeben. 

3.  Die  neuvermählten  Ehegatten  pflegen  von  ihren  Verwandten  und 
Freunden  bd  oder  nach  der  Hochzeit  beschenkt  zu  werden.  Diese  jETocA- 
zeitegeichenie  gehen  nach  natürlichen  Rechtsgrundsatzen  in  das  Eigenthum 
des  Ehegatten  über,  dem  sie  bestimmt  sind,  und  es  ist  im  Zweifd  anzu- 
nehmen, dasz  die  besonderen  Verwandten  oder  Freunde  des  einen  Theiles 
diesem  haben  schenken  wollen.  Wo  aber  diese  Rücksichten  nicht  entr- 
scheiden,  da  ist  anzunehmen,  es  sden  die  Hochzdtsgeschenke  beiden  Ehe- 
gatten geoodnsam  gemacht  worden.  (5.) 


—  Tone  liceat  Uli  mulleri,  larare  per  pectos  suum,  et  dieat:  qood  maritus  mens 
mihi  dedjt  in  poteslate  et  ego  pessidere  debeo. 

2.  Zürcher  Rathserk.  v.  1576.  sidtinalen  ain  morgengaab  anstatt  des  blnomens 
einer  tochter  fry  eigen  guot  desz  ersten  morgens  so  der  byscblaf  beschicht  beiszt 
and  ist. 

3.  Oni.  V.  AfMnehalUrf  v.  1439.  (BlmmithU  Zurcb.  R.  G.  I.  119.)  D«  gdich 
aol  einer  wittwen  ir  abeatgab  roigen. 

4.  Brny.  Gesetzb.  !.  6.  S-  l'^-  (D«r  Mablscbatz)  Rillt  —  wiederam  weg,  wenn 
die  Ebe  nicht  an  Stande  kommt  oder  annallirt  wird,  ausgenommen  wenn  solches  — 
aus  Yerscbalden  geschieht. 

6.  Zürehßr  Q,  %,  213«  Die  übrigen  Hocbieitsgaben  sind,  soweit  sie  nicht  tob 
den  Yerwandten  oder  besondem  Freunden  Je  des  einen  Theiles  diesem  gemacht  wor- 
den sind,  IQ  gleichen  Xheilen  unter  beiden  Ehegatten  lu  theUen. 
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S.  156. 

ft.   Spargnt.   7.  VorbekaKenaa  nraaengat 

1«  Das  Spargut  unterscheidet  sich  insofern  von  dem  vorbehaüenen 
Frauengut,  dasz  jenes  auf  dem  Herkommen  oder  der  Sitte,  dieses  anf 
einem  ausdrücklichen  Vorbehalt  der  Frau  beraht  Jenes  besteht  daher  nur 
ans  Geldt  Kleinodien,  Forderungen  oder  anderer  fahrender  Habe,  dieses 
kann  sich  auch  auf  Uegenschafiai  erstrecken.' 

Das  Spargut  wird  oft  schon  in  die  Ehe  mitgebracht  als  ein  individuellerer 
Vermögeoskreis,  als  das  übrige  Frauengut;  und  es  versteht  sich  dann,  dasz  das- 
selbe nicht  mit  diesem  unter  die  Verwaltung  und  den  Nieszbrauch  des  Mannes 
komme,  sondern  der  Frau  zu  ausschlieszlichem  Gebrauche  verbleibe.  Es 
kann  aber  auch  im  Verfolg  durch  Zuflüsse  vermehrt  werden«  so  wenn  der 
Mann  ihr  z.B.  ein  Spül-  oder  Nadd-  oder  rrü/fe^e2(<  aussetzt  oder  sonst 
zu  demselben  Beitrage  gibt  Die  Frau  hat  die  selbstttndige  Verwaltung 
über  ihr  Spargut,  und  kann  darüber  auch  ohne  Wissen  und  Willen  des 
Hannes  wirksam  verfügen.  UeberUszt  sie  dem  Manne  die  Verwaltung 
desselben,  z.  B.  der  Capitalforderungen  des  Spargutes,  so  ist  diese  Ver- 
waltung nicht  als  eine  vormundschaftliche  oder  hausherrliche  Befugnisz  (les 
Ehemannes,  sondern  aus  dem  Gesichtspunkte  des  Mandates  oder  der  nego" 
tiorwn  gutio  aufzufassen:  und  die  Frau  kann  das  Spargut  wieder  an  sich 
nehmen,  sobald  es  ihr  gefallt  Wenn  aber  die  Frau  nicht  im  Stande  sein 
sollte,  ihr  Spargut  gehörig  zu  verwalten,  dann  darf  der  Mann  seine  Sorge 
auch  darüber  erstrecken. 

2.  Vor  Eingehung  der  Ehe  kann  sich  die  Frau  auch  einen  Theil 
ihres  jetzigen  oder  zukünftigen  Vermögens  zu  eigener  Verwaltung  und  Ge- 
nuiz  vorbehalten*  Nach  dem  Vollzug  der  Ehe  bedarf  es  der  Zustimmung 
des  Ehemannes,  wenn  ein  Theil  z.  B.  einer  der  Frau  zugefallenen  Erb- 
schaft zu  vorbehaltenem  Gut  derselben  werden  soll.  Soweit  dieses  Gut, 
auch  Einhandigut,  Sondergut  der  Frau  genannt,  reicht,  so  weit  erscheint 
diese  als  selbständige  Wirthin:  und  es  ist  im  Zweifel  anzunehmen,  dasz 
sie  Stücke  davon  gültig  f>eräu$zem  und  mit  Bezug  darauf  Schulden  machen 
dürfe.  (1.)  Erzeigt  sich  die  Ehefrau  als  Verschwenderin,  so  ist  sie  mit 
Rücksicht  auf  das  Einhandsgut  gleich  einem  anderen  Verschwender  unter 
Vormundschaft  und  nicht  gerade  nothwendig  unter  die  des  Mannes  zu 
setzen.    (2.)  • 

1.  Preu9t,  Landr.  11.  1.  g.  221.  In  AnsebuDg  des  vorbeballeDen  Yennögens 
geböbrel  der  Frau  die  Yerwaltung,  der  Nieszbraocb  und  die  freie  DispoeitioD,  wenn 
sie  sich  nicht  des  einen  oder  des  andern  aasdräcklicb  begeben  hat. 

2.  Ebenda,  g.  224.  Macht  die  Frau  in  Ansehung  des  gesetilicb  vorbehaltenen 
Vermögens  sich  eines  unwirthschaf Hieben  Betragens  verdächtig,  so  ist  der  Mann 
befugt,  Maszregeln  lu  dessen  Verhütung  zu  treffen,  g.  22tf.  In  Ansehung  des  durch 
Vertrag  vorbebaltenen  Vermögens  aber  (—  g.  26.)  —  mnsz  Ihr  —  ein  Carator  gericht- 
lich bestellt  werden. 
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$.157. 
ft.    BaaMsfraim  (EiQffrtam). 

1.  Eine  eigenthümliche  Stellang  haben  die  sogenannten  Handel  oder 
Kauffrauen,  sowohl  im  Verhaitnisz  zu  dem  Ehemann  als  zo  dritten  Per- 
sonen. Ist  die  Frau  schon  vor  der  Heirath  einem  Handelsgeschäft  selb- 
stflndig  vorgestanden,  so  wird  diese  Selbständigkeit  nicht  schon  darch  die 
Eingehung  der  Ehe  aufgehoben.  Das  verkehrtreibende  Publicum  sieht  sie 
nach  wie  vor  als  Handelsfrau  an  und  contrahirt  gflidg  mit  ihr  innerhalb 
des  Geschäftsbereichs.  Will  die  Frau  erst  während  der  Ehe  ein  Handels- 
geschäft neu  begründen,  so  bedarf  sie  dazu  allerdings  der  Zustimaiang  des 
Ehemannes,  aber  es  kann  diese  auch  aus  dem  factischen  Gewährenlassen 
eines  durch  die  Frau  unter  ihrem  Namen  betriebenen  Handels  gefolgeri 
werden.  (1.)' 

Dieses  Verhältnisz  darf  nicht  mit  dem  gewöhnlich«!  Falle  verwechselt 
werden,  wo  die  Frau  blosz  als  Gehülfin  in  dem  Handelsgeschäft  des  Mannes 
arbeitet«   z.  B.   für  ihn   einen  Kramladen   besorgt    Obwohl    sie'  aach  in 
dieser  Eigenschaft  wirksam  kauft  und  verkauft,  Zahlungen  quittirt,  zuweilen 
sogar  Bestellungen  macht  u.  dgl.,  so  thut  sie  dieses  alles  doch  nur  wie  ein 
anderer  Handlungsdiener  oder  ein  Factor  als   Bevollmächtigte  des   Mannes 
für  diesen,   und  nicht  als  selbständige  Priticipalin  für  sich.    Wenn  der 
Mann  selbst  ein  Kaufmann  ist,  und  die  Frau  nicht  etwa  ein  von  dem  seini- 
gen getrenntes  Handlungsetablissement  hat  und  in  eigenem  Namen  betreibt, 
sondern  an  seiner  Handlung  theilnimmt,  so  ist  regelmäszig  anzunehmen, 
sie  thue  daä  nur  als  seine  Gehülfin,  nicht  als  seine  Gesellschafierln  (2.  3.); 
denn  da  der  Mann  das  Haupt  der  Ehe  und  der  ehelichen  Oekonomie  ist 
und  vorzugsweise  auch  der  Gewerbthätigkeit  vorsteht,  so  ist  die  Annahme 
natürlich,  dasz  die  Frau,  wenn  sie  an  seinem  Handel  mitarbeitet,  dieses  in 
derselben  untergeordneten  Stellung  thue,  welche  sie  überhaupt  im  Haus- 
wesen einnimmt    Es  bedarf  daher,  um  die  Frau  als  Gesellschafterin  dem 
Manne  gleich  zu  behanddn,  eines  vollständigen  Nachweises,  dasz  sie  unter 
sich  einen  derartigen   Vertrag  als   zwei   sich  gleichstehende  selbständige 
Principale  in  gehöriger  Form  abgeschlossen  und  sich  auch  dem  verkehr- 

— 

1.  N&rnb,  Entw.  des  deuUehen  H.  G.  S-  ^-  ^  gilt  als  Einwilligong  des 
IfiDDes,  wenn  die  Frau  mit  Wissen  and  ohne  Einspruch  desselben  Handel  treibt 

2.  FreuMi,  Landr.  II.  8.  £.  495.  Ist  eine  Frauensperson  mit  ihrem  EbemaDoe 
oder  einem  Dritten  in  Societi  shandlung  getreten,  so  hat  sie  die  Rechte  und  Ver- 
bindlichkeiten einT  Kaufmannschaft  tr  ibenden  Frau  nur  alsdann,  wenn  zugleich 
verabredet  und  bekannt  gemacht  worden,  dasz  sie  der  Handlung  mit  vorstehen  solle. 

3.  Code  de  eomm,  g.  4.  La  femme  ne  peut  ötre  marchaiide  publique  sans  le 
consenteroent  de  son  mari.  g.  tt.  La  femme,  si  eile  est  marchande  publique,  peotf 
sous  l'autorisation  de  son  mari,  s'obliger  pour  c  qui  concerne  sonn^oce;  etaadlt 
cas,  eile  oblige  aussi  son  mari,  s'il  |  a  communaut^  entre  enx.  Elle  n*est  riput^e 
marchande  publique,  si  eile  ne  fait  que  d^talller  les  marchandises  du  commerce  de 
son  mari;  eile  n'est  r^put^e  teile  que  lorsqu'elle  fait  un  commerce  s^par^. 
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der  MAa%aDl  ekwii  VttiS^  (die  Met^  M^MichtUt)^  der  dM«  gpftter  akier 
d^  FrijD  tfdtel  --  wdnigstent  zum  grüszten  Theil  —  ttberlasseof  ward. 

SehoD  das  Vertoboisz  erzeugte  ein  per$önliches  FanUUenbatui  unier  den 
VterloMen.  Ber  Brflatigam  dnrfte  die  Bniui  nicht  willkQrlich  yerstoszen, 
ohne  in  Bn^ze  su  verCallen,  (4.)  hn  Debrigea  gi|b  es  auch  keinen  i^wang 
di»  Ehe  zn  vollzieben. 

Wittde  von  gehörig  verlobton  Personen  ein  Kind  erzeugt,  sa  wurde 
das^lbe  naoh  dein  dtm  Rechte  geradezu  als  ein  in  der  Ehe  erzeugtes 
Kind,  nicht  als  Brautkind  angesehen;  denn  zur  Eingehung  der  Ehe  war 
noch  nicht  eind  besüDinite  Form  erforderlich«  und  es  waren  die  VerJobten 
in  dem  A&genblicke  £u  Ehegatten  geworden,  wo,  wie  das  alte  Sprüchwort 
sich  ausdrückt,  die  Decke  Mann  und  Weib  beschlagen  hatte.  (5.  6.) 

Das  gilt  aber  nur  von  den  ordentlichen  Verlöbnissen,  die  öflentlich  vor 
der  Familie  abgeschlossen  worden,  nicht  von  heicnlichen  Eheversprechen. 
Insbesondefe  bedurfte  die  Tochter  der  Zustimknting  ihrer  Eltern  oder,  wenn 
sie  keine  mehr  hatte,  ihrer  Sippen,  vorzüglich  des  Vormundes.  Heirathete 
sie  ohne  diese  Zustimmung,  so  wurde  das  als  ein  Bruch  ihrer  Familien- 
und  Pietätsverhältnisse  betrachtet,  und  sie  büszte  deszhalb  ihr  ganzes  Fa- 
milienerbrecht  ein.  (7.) 

3.    Auf  die  Ausbildung  des  Eher^chtes  übten  sodann  die  Grundsätze 
der  Kirche  einen  so  Sterken   Einflusz   aus,   dasz   bald  das  ganze  Rechts- 
verhältnisz   der  Ehe  als  ein  Theil  des  kirchlichen  Rechtes  angesehen  und 
alle  Streitigkeiten   darüber   vor   der   kirchlichen  Gerichtsbarkeit  verhandelt 
und  von  ihr  allein  verurtheilt  wurden.    Für  die  Umgestaltung  des  Ehe- 
rechtes selbst  kommen  hauptsächlich  folgende  Momente  in  Betracht: 
a)  Mehr  als  der  rechtliche  wurde  nun  der  religiöse  [8.)  und  insbesondere 
der  sacramentale  Charakter  der  Ehe  hervorgehoben,  wie  der  Schwaben- 
spiegel es  bezeichnet,  als  »einer  göttlichen  Arznei  für  die  Seele  und 
den  Leib.« 

4.  Lex  j^iam.  53.  Si  quis  filiam  alicnam  despoDsatam  dimiserii,  et  aliam  daie- 
rit,  componat  eam  qaam  desponsavit  et  dimisit  cum  quadraginta  solidis  et  cum 
dnodecfm  sacf amental fbiis  Joret,  ~  ut  pro  nullo  vftfo  n^c  tetttaiatn  eatti  babuiMet, 
nee  Tftium  fn  illa  Inventsset,  sed  amor  de  alia  eum  addaift  ut  flTam  diiliisisset. 

5.  Aeneas  ayUw  ih  hiflt.  Friderici  III.  p.  36.  {Ktaut  %.  199.  89.)  Jnatit  (Frl- 
«terfCQs  llf.)  teatonfco  more  stratom  appararf  ]acentl<^e  sibi  L^onoranl  \t  ulnas  codk 
plexusque  dari,  ac  presente  rege  cunetisque  proceribus  astantibas  saperduci  cnlcitratt. 
Ne^oe  aliad  tctdtn  est»  nisi  datum  oscnlaib.  Erant  aatem  ambo  festltl,  maxque 
hide  narret e^unt.    Sicque  coiisdetado  teotonlcörum  se  babet,  cutn  priiiHpeto  pritnö 

JODgDDtür.- 

e.  ReehtMpröehwoH  bei  Bumthart  8. 184.  Wenn  die  Depka  Aber  den  Kopf  ist, 
«o  sind  die  Ehefteute  gleich  reieb.  Tergl.  das  frtnatfsiaebe  bei  L^el  L  %  6.  L'oa 
diaoit  i&AiBi  Baire*  manger  eooeher  ensemble,  est  'inariage  se  aae  samble,  mats  il  fant 
qne  l'EgHse  y  passe. 

7.    Lex  Jlt^L  et  Wttm.  in»  %    8i  llber«  foemiii«  sine  vahintete  patria  auf  «ato- 
ria  ediHbet  «ofiseiii;  perdat  omnem  sobtUniliani  q«aiii  babM  vel  habere  debalt^ 
•       S.    Ctq^  yn,  ei  179.    ftaneüoi»  est,'  nt  pÄbHcs  noptl«  ab.  bis,  qui  nabese 
cnplnnt^  ftam.    Priils  «onveDitadas  eai  aa^tdos^  id  pulßß  parochia  Ji«pti0  fieri  da«- 
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VI.    Sorge  für  den  ttberlebendeii  Ehegatten  bei  ehelicher  Gaterrerbindong. 

$.1» 
i.   Altes  Leibgedinge.    S.  NeueiVs  Wittbum. 

1.  Das  deutsche  Recht  ist  reich  an  Instüuten,  wddie  ans  Sorge  fte 
den  aberlebenden  Ehegatten  entstanden  und  Oblich  geworden  sind.  Es 
wirkt  in  densdben  die  Innigkeit  des  ehelichen  Lebens  und  die  liebende 
Sorge  der  Ehegatten  für  einander  auch  nach  dem  Tode  des  einen  Ehegatten 
zu  Gunsten  des  aberlebenden  nach.  Die  einen  Institute  setsen  ein  beson- 
deres Rechtsgeschifk  unter  den  Ehegatten  voraus,  die  andern  beruhen  auf 
einer  allgemeinen  Sorge  der  Rechtsordnung  selbst 

9L  Zu  den  erstem  gehört  das  alte  L9ibgedm§$  (in  der  mittelalterlichen 
Rechtssprache  auch  do$  und  LtibxudU  oder  Widern  genannt),  das  schon 
in  den  Urkunden  aus  der  Periode  der  Karolingischen  Monarchie  oft  er- 
wllhnt  wird.  Der  Mann  bestellte,  sei  es  noch  als  Bräutigam  oder  Wthrend 
der  Ehe,  in  diesem  Gedinge  für  den  Leib  (das  Leben)  der  Frau  in  Form 
der  gerichtlichen  Auflassung  dieser  ein  dinglidies  Nutzungsrecht  (Niesz- 
brauch)  an  seinem  Grundstück,  zuweilen  auch  an  den  dazu  gehörigen 
Knechten,  Mägden  und  dem  Vieh,  damit  er  so  fQr  den  Fall  ihres  Wittweo- 
standes  ihr  eine  sichere  Existenz  bereite.  (1.)  In  derselb^i  Weise  konnte 
auch  die  Frau  zu  Gunsten  ihres  Mannes  ein  Leibgedinge  an  ihren  Gttterii 
bestdien. 

Es  erhielt  dann  der  bedachte  Ehegatte  schon  bei  Lebzeiten  des  Leib- 
dingbestellers  ein  dingliches  Recht  an  dem  Gute,  weldies  freilich  um  der 
gemeinsamen  ehdichen  Wirthschaft  und  der  Vormundschaft  des  Mannes 
willen  wahrend  der  Ehe  gewöhnlich  ruhte,  und  nur  ausnahmsweise  darin 
sich  Muszerte,  dasz  jener  eine  Veräuszerung  des  Leibgedinggutes,  die  nicht 

1.    jilammim,  Formel,  (ffyn,  8.  86.)  —    Dedi  eiden  sponsac  mese  ralareeqoe 
oxori  dotis  noiDine  curtem  sepe  ciocum  in  pego  —  et  in  eadem  marehi  de  arvet 
terra  Juchoe  C.  —  de  pratis  Jucbos  totidem  —  üe  siWa  proprii  mei  Juris  CL.,  eom- 
maaem  pascaam  communesqae  silvarum  usus,  introitum  et  eiituni,  aquas  aquanim- 
que  decursus,  molinum  Optimum  — ,  mancipia  LX.,  cavallum  cum  essedo  et  aliam 
pediBSequum  ejus,  in  armento  capita  XX.  cum  tauro,  in  equaritia  capita  XXX.  cum 
emissario,  in  ovili  capita  CXX.  io  grege  caprarum  capita  LXXXI.  cum  canibas  acer- 
rimis,  in  grege  porcoruro  capita  XC,  anseres  et  anatea  atque  pullos  snfficienter,  pa- 
▼onesYII,  columbas  et  omnia  utensilla  sufficienter.    Haec  omoia  eo  pacto  ipsi  spoosae 
meae  con trade,  ut  si  eam  in  conjugium  —  accepero,  baec  omnia  cum  ceteris  rebus 
meis  mecum  pariter  —  babeat  et  posaideat  et  augmentare  studeat :  si  autem  ego  quo- 
cnmque  casn  praereptus  fuero,  sive  fllü  ei  oobts  nascantur  aut  noo,  supradictas  res 
—  abeque  contradictione  ullius  proiimorum  aut  yicinonim  meorum  diebus  vitae  soae 
possideat  et  inde  pro  me  annuam  memoriam  In  anniversario  die  depositionis  neae 
fiaciat. 
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TJwoh  die  Noth  gerechtfertigt  war,  widersprechen  dnrfte.  Für  die  Wlttwe 
aber  oder  den  Wittwer  wurde  nach  dem  Tode  des  Bestellers  das  Leibding 
(die  Leibzucht)  recht  lebendig.  In  Folge  dessen  hatten  sie  die  freie  Be- 
nutzung und  Bewirthschaftung  des  Gutes  und  durften  sogar  in  NothfiUlen 
znr  Fristung  ihres  Lebens  Stücke  davon  verÄuszern.  Das  Eigenthnm 
daran  grfiörte  allerdings  nicht  ihnen,  aber  solange  sie  lebten,  war  das  Eigen- 
thnm der  Erben  doch  sehr  beschränkt  (2.),  mehr  noch  als  nach  römischem 
Rechte,  die  proprütas  wenn  etwa  der  fnusfrvetus  legirt  war;  denn  es 
wurden  die  Befugnisse  des  überlebenden  Ehegatten  eben  durch  die  Rück- 
sicht auf  die  Faniilienpietflt  ausgedehnt. 

3.  Aus  dem  alten  Leibgedinge  ist  das  neuere  Witthum  fmdualitiiim, 
douaire)  hervorgegangen.  Es  k  m  später  auszer  üebung,  der  Wittwe  schon 
bei  Lebzeiten  des  Hannes  ein  dingliches  Recht  an  dem  Gute  zu  verschafifen. 
Vielmehr  schien  die  eventuelle  Sorge  für  den  Fall,  dasz  die  Frau  die  Ehe 
wirklich  überleben  sollte,  d.  h.  eben  die  Zuekherung  eines  Witthums  zu 
genügen.  Es  bedurfte  daher  auch  dieses  nicht  nothwendig  der  gericht- 
lichen Auflassung  mehr,  sondern  konnte  durch  den  Ehevertrag  oder  wäh- 
rend der  Ehe  durch  einlachen  Vertrag  oder  durch  Vermächtnisz  bestellt 
werden.  Die  Fertigung  im  Grundbuch,  bat  dann  nur  die  stärkende  Kraft, 
dasz  die  Wittwe  sowohl  einer  späteren  Veräuszerung  durch  die  Erben  des 
Hannes  gegenüber  als  gegen  die  spätem  Pfandgläubiger  gesichert  virird. 
War  in  einer  Stadt  oder  in  einer  G^end  eine  derartige  Verstattung  eines 
Witthums  Uebung  geworden,  so  konnte  sie  geradezu  zu  einer  particulären 
RechtSTQgel  werden  (3,),  und  verstand  sich  dann  als  ein  gesetzlicher  Erb- 
anspruch  der  Wittwe  von  selbst 

Auch  die  Gegenstände  des  Witthums  wurden  roannichfaltiger.  Das- 
selbe kann  in  dem  Genusz  einer  Wohnung  ( WUtwensüzJ  (4.),  ,oder  in  dem 
Niesabraoch  eines  Grundstückes,  oder  in  dem  Zinsgenusz  von  Capitalien, 
oder  in  AUmenten,  oder  in  Leibrenten  bestehen.  Das  Recht  der  Wittwe 
(in  den  selteneren  Fällen  des  Wütwers)  wird  dann  aber  erst  nach  der 
Auflösung  der  Ehe  wirksam:  vor  derselben  kann  die  Ehefrau  eine  Ver- 
äuszerung des  Gutes,  woran  ihr  ein  Witthum  zugesichert  worden,  nicht 
anfechten,  wenn  nicht  ein  besonderer  Vertrag  und  die  grundbüchliche  Ver- 
sicherung desselben  sie.  ausnahmsweise  dazu  berechtigt. 

Ist  das  Witthum  zwar  nicht  bedungen  aber  gebräuchlich  und  deszbalb 

%  S.  9p.  1.  21«  g.  %  Liftacht  ne  kan  den  vroweo  neman  breken,  neweder 
naboroe  erve  noch  neman  uppe  den  dat  gut  irstirft,  se  ne  verwirket  selve. 

3.  Brtm.  BUUrr.  Tit.  7.  $.  1.  Der  Mann  ist  schuldig  seiner  ehelichen  Hans- 
Fraoen  —  eine  Leibiucbt  oder  Leibgeding  xu  verordnen  mit  einer  bequemlichen 
Wohnnng»  Hans  «nd  Hofe,  Acker,  Wische,  Weyde  und  Lande,  davon  sie  sich  —  in 
■brem  Stande  erhalten  kann. 

4.  Bayr.  JLdr.  1.  6.  £.  iö.  Wenn  (in  den  Ueirathspacten)  von  dem  Wiltibsilze 
nichts  enthalten  ist,  so  kann  solcher  auch  nicht  gefordert  werden.  Anderenfalls  ge- 
bührt solcher  nur  den  adelich  Gehörnen. 

Blnntschli,  deutsciies  Privatrecht,   i.  Aufl.  29 
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m  begehren»  so  richtet  sich  die  Art  imdGr^tee  dMaeftcnoMb  derUnto- 
ond  Standessitte.  (6.) 

4.  Streitig  ist,  ob  das  Witthum  Dor  mit  dem  Lebeo  der  Wittwe  oder 
aacb  dann  endige»  wenn  sie  in  eine  zweite  Ehe  trete«  Die  einen  Juristeo 
Yermnthen  für  die  erste,  die  andern  für  die  zwäte  Begd,  and  widersi»re- 
ehen  sich  ebenso  in  der  Annahme  von  Ausnahmen*  Schon  in  der  lltestes 
Zeit  finden  wir  beide  Anffiassnng^i  neben  einander  unter  den  dentscbeo 
Stammen  (6.) :  und  da  jede  innere  Gründe  für  sich  hat,  so  wiederholt  sidi 
der  Zwiespalt  der  Meinung  und  der  Rechtsübong.  Die  Frage  läszt  adi 
daher,  solange  nicht  ein  allgemeines  Gesetz  entscheidet,  nur  nach  deo  be- 
sonderen Gewohnheiten  eines  Landes  je  für  dieses  beantworten:  aber 
allerdings  neigt  sich  die  neuere  Gesetzgebung  eher  der  zweiten  Anskbt 
zu.    (7.  8.) 

*    F.  W.  E€kKarii,  Das  Witthum  in  d.  Zeitsch.  f.  D.  R.  X.  S-  437  £ 
ßlumer,  Rechtsg.  d.  schweif.  Demokr.  11.  2.  S.  181. 

3.  Dio  WMerlags.    4.  Neueres  Leibgoding. 

1.  HH  Bezugnahme  auf  das  Heirathsgut,  wdches  die  Frau  dem 
Manne  zubrachte,  und  wenn  diese  in  der  Ehe  starb,  ihm  yertragsmasz^ 
oder  nach  Gewohnheitsrecht  verblieb,  wurde  zuweilen  auch  umgekehrt^ 
für  den  Fall,  dasz  der  Mann  vor  der  Frau  sterbe,  oder  diese  die  Ehe 
fiberlebe,  ihr  von  jenem  eine  WideHage  (eoturadotj  aus  seinem  Vermögen 
zugesichert,  welche  mit  dem  Heirathsgute  (der  Heimsteuer)  an  die  Wittwe 
herausgegeben  werden  solle.  (1.  2.)  Der  Gedanke  war  offenbar  ähnlich 
dem  romischen  der  donatio  propter  nuptias^  aber  das  deutsche  Recht  be- 
wegte sich  freier  in  der  Yerwi^lichung  desselben,  als  die  Gesetzgebong 
der  römischen  Kaiser,  die  Obrigens  in  diesem  Stücke  in  Deutschland  nie- 


5.  Pretuz,  Ld '.  II.  1.  g.  4412.  Ist  dl«  Samme  des  Witthams  im  Vertrage  wibe- 
slimmt  geblialwn»  so  moss  der  Rjchcer  dieselbe  auf  deo  aach  VerliSlUii^s  des  Sud  i« 
der  Frau  notbdürftigeD  Unterhalt»  soweit  die  Notzangea  ihres  elgeoen  YermögeDS 
daiu  Dicht  hinreichen,  besllmmeo. 

6.  Lex  Burgund.  66.  Mam  si  ad  alias  nuptias  transierit, '  omnia  perdat,  dote 
tarnen  sua,  quam  a  marito  acceperat,  quamdiu  vlxerit,  utatur,  fillo  proprietale 
seryata. 

7.  Freun.  Ldr.  11.  1.  g*  4*71.  Auch  hören  Leibgedinge  und  Witthum  auf,  weaa 
die  Frau  sich  wieder  verheirathet. 

8.  OeUerr,  Ges.  %.  1244.  Wenn  die  Wittwe  sich  rerehelichet,  so  rerliert  sie 
das  Recht  auf  den  Wiitwengehalt. 

1.  K.  Ludwig»  R.  b.  11,  17.  (Heum  83.)  Starb  ein  mau  for  seht  haosfraoeD 
und  liezze  ir  nicht  kinde«  derselben  freuen  sol  ir  und  Iren  erben  Ir  halmstenr  folgen, 
die  sie  zu  irem  wirt  pracht  hat  — •  und  auch  ir  Widerlegung,  ob  als  vil  da  Ist. 

2.  Schw,  9p,  23.  Gibt  Jemant  sinem  wibe  ze  heimstiore  vareM  guot»  oder  ander 
guot,  daz  guot  mac  er  ir  nimmer  Ine  werden  die  wlle  er  ander  gnot  bit  Twinget 
in  aber  6haft  not,  er  wirt  ez  wol  Sne  mit  rehte,  GH  si  im  ouch  sdgetSn  guot,  er 
sol  dai  sine  4  ane  werden  4  das  Ire. 
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mals  recipirt  wordefn,  es  ycrstattcite.  Es  kam  weder  eine  Nöfhignng  auf 
tür  Bestellung  einer  Widerlage  (3.),  noch  muszte  diese^  wenn  sie  gewahrt 
ward,  gleich  grosz  sein  mit  dem  Heirathsgnt,  das  im  entgegengesetzten 
Balle  dem  Manne  zufiel.  Die  Beziehung  auf  ein  solches  war  fiber* 
haupt  weniger  enge,  so  dasz  eine  Widerlage  sogar  denkbar  war  ohne 
Heirathsgut. 

In  neuerer  Zeit  kommt  die  Widerlage  am  ehesten  noch  vor  in  ade- 
lichen Familien.  .  Sie  hat  aber  auch  da  mehr  den  Charakter  einer  fräen 
Erweiterung  der  Heimsteuer  zu  gehöriger  Ausstattung  und  Unterstützung 
der  Wiftwe. 

2.  Vorzüglich  in  säeksischen  Landern  hat  sich  unter  dem  Adel  das 
Institut  des  neuerenLeibgedinges  fDotalUium)  ausgebildet  Durch  die  Wider- 
lage wird  für  die  Wittwe  gesorgt,  indem  das  Capital  ihrer  Heimsteuer 
vergröszert  wird  durch  dieses  nieiucre  Leibgedinge  so,  dasz  statt  des  Capitals 
ihr  eine  Leihrente  verschain;  wird.  Die  Grösze  der  Rente  wird  nach  dem 
Capitalbetrage  der  Heimsteuer,  zuweilen  auch  der  Widerlage  bestimmt  und 
ist  gewöhnlich  dem  doppelten  Zinse  dieser  Capitalien  gleich.  %)  Es  kann 
daher  der  Wittwe  auch  die  Wahl  eröflhet  sein,  ob  sie  die  Heimsteuer  und 
die  Widerlage,  oder  ob  sie  statt  derselben  diese  Leibdingsrente  wolle.  (5.) 
Zieht  sie  diese  vor,  so  verliert  sie  ihren  Anspruch  auf  jenes  Capital,  daher 
das  Sprichwort:  »Leibding  schtcindet  HauptguUn  Ob  ihr  jenes  ob  dieses 
vortheilhafter  sei,  hängt  groszentheils  von  der  noch  ungewissen  Dauer  ihres 
Lebens  und  davon  ab,  ob  ihre  Familienbeziehungen  die  Erhaltung  deä 
Capitals  wünschbar  oder  entbdirlich  machen. 

Das  Recht  airf  die  Leibrente  wird  durch  Vertrag  mH  dem  Ehemann 
begründet,  kann  aber  auch  auf  Landesgebraudi  beruhen.  Insofern  dieselbe 
an  die  Stelle  der  Heimsteuer  getreten  ist,  welche  den  Erben  des  Mannea 
zu  eigen  anftllt,  kann  dann  das  Recht  der  Wittwe  auf  die  Rente  nicht 
schon  durch  die  Wiederverheirathung  derselben,  sondern  nur  durch  den 
Tod  erlüschen. 

''  Um  diese  Forderung,  die  an  die  Stelle  des  Heirathsgutes  tritt,  besser 
zu  sichern,  hat  die  Jurisprudenz  die  nftmliehen  Schutzmittel,  welche  für 
die  Dotalfordertmg  gewAhrt  sind^  auch  darauf  ausgedehnt.  Gegenwäi^tig 
scheint  übrigens  auch  dieses  Institut,  wie  das  der  Widerlage^  in  Abnahme 
gekommen  zu  sein,  und  es  wird  das  um  so  begreiflicher,   als  durch  Be- 

I 

3.  Oewierr.  G.  S<  123t.  Weder  der  BrluUgam  doc)i  seuie  Ellern  sind  verbun- 
den eine  Widerlage  zu  bestimmeD. 

4.  Const  tw  BiiUerponuMrn  von  1691.  TiL  ±1.  g.  .1*  {Hraut,  g.  206.  5.)  Ein 
Leibgeding  miiss  also  bescbaffen  sein»  dasz  eine  Wittwe  daraus  doppelte  Zinsen  oder 
oder  10  pro  Cent  wegen  ibrer  eingebracbten  Dotis  naeb  Abzog  der  Contribution  und 
aodarer  ooeruili-genieazeB  könne.  Es  miisz  aber  proMio  dalig  älaiae  vorber  gehen, 
ebe  ein  Leibgeding  eonatiUiirt  werden  Itann. 

5.  Sachs.  Const.  c.  44.  P.  II.  Es  sol  in  der  Frauen  Willktßir  sieben,  ihr  ein- 
gebracht Ebegeld  wieder  zu  fordern  oder  aber  das  Leibgeding^  anzün^liiHen. 

29* 
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OQtzung  sowohl  der  neueren  Lebemrersichenings-  ab  der  Leibrentenanskal- 
ten  der  Zweck  solcher  Wittwenversorgong  noch  besKr  erreicht  werden 
kann. 

«    Dmi,  D.  Privatr.  VI.  |.  569.  594  ff.    EekharÜ,  in  d.  Zeitich.  f.  D. 
R.  X.  S.  479  ff. 

$•  160. 

5.    Ehereebt  des  MaiiDS  (statuUrtache  Portion)  Dacb  dem  Tode  der  Frau. 

1.  Alleo  deutschen  Rechten  ist  der  Gedanke  gemeinsam,  dasz  dem 
fiberidbenden  Ehegatten  von  Rechtes  wegen  gewisse  Vortheile  in  den 
Nachlasse  des  Verstorbenen  gebühren,  aber  die  nllhere  Restimmang  dieser 
Vortheile  ist  in  den  verschiedenen  Landes-  und  Stadtrechten  in  sehr  Te^ 
schiedener  Weise  geschehen.  Die  WillkQr  hatte  hier  ein  Feld  zu  freier 
Rewegung  vor  sich  und  brachte  in  der  That  eine  Menge  eigenthümlicber 
Formen  hervor. 

Erbe  im  eigentlichen  Anne  des  Wortes  ist  zwar  der  überlebende 
Ehegatte  nichts  vielmehr  wird  er  den  n^Erhtm  des  Verstorbenen  von  der 
Sprache  entgegen  gesetzt  Die  Erben  sind  die  Rlutsverwandten,  die  zum 
Nachlasz  berufen  sind.  Aber  während  der  Rlutszusammenhang  das  eigent- 
liche Erbrecht  begründet,  so  begründet  die  eheliche  Familienverbindmig 
mancherlei  rechtmäszige  Ansprüche  auf  theilweisen  Erwerb  oder  auf  Ge- 
nusz  der  Verlassenschaft,  die  unter  dem  allgemeinen  Ausdruck  ferbUchaj 
Eherecht  zusammengefaszt  werden  können.  *) 

2.  Nach  dem  Recht  des  Mittelalters  war  das  Ehet^hi  des  IFtttirm 
meistens  sehr  ausgedehnt  Die  fahrmde  üabe^  welche  der  Frau  zngebdit 
hatte,  behielt  er  zu  eigen.  (1.  2«)  Nur  die  Gerade  muszte  er,  wo  sie  ge- 
brttuchlich  war,  an  die  nächste  weibliche  Rlutsverwandtin  der  Frau  heraus- 
geben. (Niftdgerode,)  Eben  um  auch  für  diesen  Fall  das  bewegliche  Ver- 
mögen der  Frau,  zumal  wo  es  in  Capitalien  bestand,  ihren  Anverwandten 
au  sichern,  wurde  dann  oft  durch  Gedinge  das  eigentliche  Heirath^t  »afl 
Eigen  und  Erbe  gelegt«,  und  so  dem  liegenden  Gute  der  Frau  gleichgeste% 
welches   nach  ihrem  Tode   ihren  Erbon   anfiel.    Hftufig  erhielt  aber  der 


1.  S.  tp,  I.  31.  §.1.  Man  node  wif  ne  bebbet  nein  getveiet  gut  to  irme  Ufe* 
SUrfl  ayer  dat  wir  bi  des  maDDes  live»  se  ne  erfl  nene  varende  have  wenne  rade  onde 
egen,  or  se  dat  beret,  tn  flen  neaten. 

2.  Ofhi.  V.  Dümien  t.  1480.  {BlamiicAli  Z.  R.  I.  :E87.)  stirbl  (die  flnowj  irordcD 
man  ab,  so  erbt  der  man  Ton  ire  alles  ir  varent  guot. 

*)  ner  Avadniek  „Eberecht^  koaiait  In  den  llten  RMbtflqMllen  nveileD  aocb  io  den  «tV'^ 
Sinne  for,  dati  damit  daa  Recbt  der  WiUve  oder  aocb  des  Wittwen  an  bcKlBi"^ 
Stocken  dei  hinterlasaenen  Hansrathes,  wie  namenüich  auch  aQ  dem  Bette  bcte^"*^ 
irini.  (Vgl,  BluDUchli  Z.  B.  6.  1.  433  ff.)  Er  Uut  skb  aber  wohl  in  der  obigeo  weilen" 
Bedeutung  gebraucbeo  und  ist  Jedenralls  dem  Ausdruck:  ,,SlatuUrpoition"  yvno^i^*^ 
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Wittwer  schon  von  Rechtes  wegen  an  dem  liegenden  Gate  doch  den 
Nieszbranch  anf  LebensKeii  Die  eheliche  Errntigenschaf i  blieb  onter  dieser 
Voraussetzung  meistens  dem  Manne.   (3.) 

3.  Die  spatere  Rechtsbildnng  in  den  Kreisen,  wo  die  Gttteryerbindung 
nicht  durch  die  Gütergemeinschaft  verdriingt  warde>  war  dem  Manne 
weniger  günstig.  Die  fiihr^de  Habe  hatte  an  innerem  Werthe  im  Ver- 
hAltnisK  SU  dem  liegenden  Gute  so  sehr  zogenommen,  dass  es  bedenklicher 
schien  ab  früher,  jene  ganz  den  natttrlidien  Erben  der  Frau  zu  entziehen 
wid  dem  Manne  zuzuwenden:  und  selbst  die  Nutznieszutig  der  Erbadiaft 
wurde  dem  Wittwer  nun  oft  nicht  mehr  vollständig  überlassen. '  Man  fing 
an,  auf  genauere  Unterscheidungen  einen  Werth  zu  legen,  ob  Kinder  da 
seien,  oder  nii^t,  ob  nahe  oder  entfernte  Verwandte  als  Erben  ersehenen,* 
ob  die  Frau  in  erster  oder  in  zweiter  Ehe  gdebt  habe,  n.  s.  f.  Auch 
unter  den  Gegenständen  der  Erbschaft  kamen  weitere  Unterschetdungen  in 
Betracht.  In  Erinnerung  an  das  altere  Recht  wurden  wohl  noch  hier  und 
da  die  eigentliche  Aussteuer  oder  doch  einzebie  Stücke  derselben,  wie  das 
Bett  der  Frau,  oder  ihre  Morgengabe,  oder  die  Hochzeitsgescheoke  dem 
Wittwer  zu  Eigenthum  überlassen.  (4.)  l>ie  übrige  Erbschaft  (Hdrathsgut) 
dagegen  wurde  ihm  dann  oft  nur  zu  emem  ideellen  Theile  (z.  B.  zur 
Hdfte,  oder  einem  Drittheil,  Kindstheil  u.  s.  f.)  zur  Nntznieszung  versteflet, 
zuweilen  daran  aber  allerdings  auch  zu  ideellem  Theile  Eigenthum  gege» 
ben.  Die  Mannichfaltigkeit  dwartiger  Bestimmungen  ist  überaus  grosz: 
und  es  ist  unmüglidi,  dieselbe  auf  allgemeine  Grundsätze  zurttckzufilhren 
oder  aus  inneren  Gründen  zu  erklären.  Sie  sind  grOsztentheils  willkür- 
licher Festsetzung  zuzuschreiben,  und  es  wäre  sicherlich  kein  Schaden, 
wenn  durch  eine  allgemeine  Gesetzgebung  —  vielleicht  mit  Berücksich- 
tigung der  verschiedenen  Standessitten  und  Standesbedürfnisse  —  gleich- 
massige  Rechtsnormen  eingeführt  würden. 

Das  Verhältnisz  des  Wittwers  zu  den  Gläubigem  und  den  Erben  der 
Frau  wird  besser  im  Zusammenhang  mit  dem  Eberechte  der  Wittwe 
erwogen. 

— »—  ■         ^»■^j— ^— ^^— ^^— ^»^^—        ■  ^^».^»1»^— ^»^— — »— »^i^— »^»»— «— — — ^» 

3.  Grifechaflsr.  v.  Kxhwtrg,  (Ebenda  8.  438.)  Wo  —  dann  die  firow  vor  Irem 
man  todes  abgät,  so  Ist  s^^lieh  obgenanter  frowen  verschrotten  gewand  vnd  ander  Ir 
varend  gaot  des  mtns  eigen  guoi,  ay  hablnd  kind  bi  einendem  oder  nit,  das  ander 
ir  gQOt  Tüd  hctaistür  es  sy  wenig  oder  vii,  das  ist  des  mens  llbding,  dwil  er  lebt, 
vnd  ist  den  kinden  nach  ander  der  frowen  fründ  nGti  darvon  schuldig,  er  wolle  dann 
gern>  vnd  mag  ein  mann  sOlieh  libdlng  sins  wybs  guot,  ob  er  sonst  ndt  hatte  vnd 
Im  libs  not  tat,  angriffen,  ob  Jnn  die  lins  darvon  nit  betragen  möchten,  allweg  nmb 
fünf  Schilling,  so  dick  sin  notlarft  das  erheischt,  als  das  och  von  altem  harkomen 
vnd  gebrecht  ist,  vnd  ob  dar  in  einich  gefürd  understanden  wurde,  so)  ein  herr  von 
fcybiirg  gwalt  haben  dieselben  geferd  und  miszbrnch  abiustellen. 

4.  Alt  Bayr,  L.  R.  (treib.)  107.  üabent  si  (Mann  und  Frau)  nicht  brief,  so  sol 
die  haimstewer  ewiklich  dem  manne  volgen  unJ  seinen  erben,  ob  ein  fraw  vor  dem 
manne  stirbt  und  nicht  chint  lat. 
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fl.   BiMKCii  (Aatataritehe  Portton}  der  Wlttve.    teUiti.    Wittwenffcmde. 

1.  Mannichfacher  noch  sind  die  BesÜmtnungen  Ober  das  Eherechi 
der  WiUwe  in  der  Verlassenschaft  des  ManiM».  Sdtnoa  in  uralter  Zdt  findeo 
wir  unter  demselben  Volksstamme  verschiedene  GrnndsAtze.  Bei  den 
WestphaUn  erhAlt  sie  die  HAlfte  der  ehelioben  Errangenschaft,  bei  doi 
Oitphaien  musz  sie  sieh  mit  ihrem  EUgebrachten  Gute  (nnd  dem  Witthnm) 
begnttgen.  (1.)  Das  bakti$ch$  Voiksraehl  yerstattet  der  Wittwe  einen 
Kindsthefl  zu  Niessbranch,  ndd  ebenso  die  HiMe  des  YermOgeDS^  wenn 
keine  Kinder  da  sind.  (2.)  Nach  dan  Saeh$mupiegd  bekommt  die  Wittwe 
ihr  Heirüihigut  wieder,  sodann  die  Mwrfengabe,  die  ihr  gesellte  Leibxucki, 
den  sogoiannten  Mustkeü,  d.  h.  einen  Thetl  an  den  Speisevorr&fhen  des 
Hofes  (gemästete  Schweine  gehören  anch  dazu)  nnd  aBe  Gerade  ( PPifltr«»- 
gerade),  die  sich  vorfindet.  (3 — 6.)  In  der  Gerade  Hegt  dort  ihre  Hai^ 
ansstattnng.  Sie  bildet  ein  ausgezeichnetes  Franengnt  Anfangs  bestand 
sie  vornehmlich  aus  der  weiblidien  Kleidung  und  dem  weibKdien  Schmuck. 
Dann  wurden  immer  mehr  andere  Sachen,  vorzügKdi  sokhe^  die  dem  Ge- 
brauche der  Frauen  dienten  oder  ihrer  Wirthsohaft  anheimfielen,  in  den 
Kreis  der  Gerade  herbeigezogen:  und  es  wurde  nicht  unterschieden,  ob 
derlei  Sachen  von  der  Frau  in  die  Ehe  gebracht  oder  von  dem  Ehemann 
angeschafft  worden  waren.  Was  sich' davon  in  der  ehelichen  Wirthsdiaft 
vorfand,  gehörte  nun  alles  als  Gerade  der  Frau.  Der  Schwabenspiegel,  in 
welchem  das  Institut  der  Gerade  nicht  einheimisch  erscheint  (4.),  gibt  der 
[    II 1 1       - '    •  ■ 

1.  Lex  Sa»,  9.  De  eo,  quod  vir  et  maller  simal  eonquisieriot,  maller  mediam 
portioDem  accipiat  -*  apad  Westfalaos.  Apud  Ostfalaos'ei  Angrarios  nihil  acdpiat 
sed  content«  alt  dote  su^ 

2.  Lex  Ba/uv.  XIV.  6.  Viduae»  si  poe%  aorMsm  mariti  in  vidiiitale  permaneant, 
aequalem  inter  filioa  aoos  — >  asufkractuariam  babeant  portionem.  —  9.  De  eo  qai 
8^  fiUis  et  QüAbuß  mortiitts  wi  -^  noUer  aoeipiat  —  medletatem  peoanlae. 

3.  S,  #/i4  I..  22.  g.  3.  (Dar  na  mut  die  vniire  Jagen  ^n  erren  maadeleD  alle 
hovede  spise,  die  na  dem  dritlegesten  overblift  in  jewelkeme  bove  irs  mannes  L.2A. 
S-  1*  Na  deme  herwede  (das  die  Wittwe  dem  nMcbsten  Scbwertmagen  des  Manoes 
abgeben  mosz)  sal  dat  wtf  nemen  ir  morgengabe.  —  S-  3-  Meste  suio  a?er  boret 
to.dt^r  mnadele,  ynde  alle  gebotet  spl^e.  «-  $.  3.  So  nimmt  ae  aUet  dat  to  der  rade 
bprt,  dat  sin  alle,  scap  iinde  genso  «o^e  kästen  mit  vpgehaveMn  ieden,  al  gara, 
bedde,  poie,  kiissene,  lilakeoe.discblakene,  drekn,  badelakieiie,  ||oek«ne,  läebtere,  lio 
uode  alle  wifliche,.kledcre,  viogeroer  armgoli,  Uapel.  aaltore  onde  «Ho  btte  d^  to 
godea  deneste  boret»  die  vroweq  pUgeA  to  le^eae«  sedeleo»  lade,  teppede,  nmaaebeoge« 
röcgelakeoe  ande  al  gebende.  Dit  i/i.dat  to  vroire»  rade  bort«  -^  AI  lakea  aoga- 
apeden  to  vrowen  kloidere  u^de  golt  unde  ailver  anganiefttbt^  At  ftahortdoBWOveo 
n^cht.  "...     « 

4.  Schuf.  $p,  8«  Ist  der  Tater  Ane  gescliirede  verfam*  das  aa  «nlt  geaohafn  Int 
von  dem  varenden  gu^ti^  mfA  sol.dar.aele  ir  teil  getien,  ondo  dar oaak  goliahe letten 
vnder  wip  vnde  vnder  kind  diu  ui^yzg^estiaret  sind«  e.  127  nnda  hat  sl  yartnde  gnot 
da  mit  ir  bao  nlliit  gescbafet  liat  an  dem  tode,  so  sol  nun  der  seie  ir  teil  geben 
unde  daz  ander  gelicbe  teilen  vnder  wip  unde  vnder  j^jntj. 
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Wittwe  —  welche  ihr  liegendes  Gut,  die  Heimsteaer  und  WiderJage,  und 
ihre  Morgengabe  wegnimmt  —  das  Recht  mit  den  unansgesteoerten  Kindern 
<fie  geBcttnmte  fahrende  Hohe,  die  welche  Sie  zugebracht  hat  inbegriffen, 
m  theiieri^  so  dasz  sie  die  eine  HAlfte  (S.)«  die  Kinder  die  andere  HAlfte 
erhalten.  Sind  die  Kinder  vorher  ausgesteuert  worden,  so  behalt  sie  die 
Miretide  Habe  allein.  Sind  keine  Rinder  da,  so  scheint  zwischen  ihr  und 
den  Erben  eine  TheUung  der  Fahmisz  je  nach  de^  Natur  derselben 
vorgcMommto  worden  zu  sein. 

2.  Sehr  oft  wurde  aber  eine  derartige  Ausscheidung  des  Vermögens 
und  der  Ansprüche  der  Wittwe  von  der  Erbschaft  nicht  sofort  nach  dem 
Tode  des  Maiüies  yörgenommen>  sondern  es  blieb  eine  Zeit  lang  noch  die 
Verlassensehaft  ungeöieilt  und  die  Wittwe  genosz  den  Beieitz  in  derselben.  (6.) 
Am  häufigsten  geschah  diesz,  wenn  Kinder  da  waren.  Die  ganze  Oeko- 
nomie  der  Haushaltung  wurde  dann  fortgesetzt,  und  die  Wittwe  stand  in 
ähnlicher  Weise  derselben  Tor,'  wie  schon  wahrend  der  Ehe  als  Hausfrau, 
ihre  selbstamiige  Th&tigkeft  wurde  noch  erhöht,  weil  an  der  Stelle  des 
Ehemann^  jetzt  nm*  ein  dritter  nicht  in  derselben  Haushaltung  lebender 
yoirtkun&  Ober  die  Kinder  und  deren  Vermügen  ^e  Vormundschaft  übte. 
Manche  Rechte  gaben  der  Wittwe  einen  gesetzlichen  Anspruch  auf  solchen 
Beistiz,  auf  sO'  lange  bis  sUe  Kinder  sälbslAndig  geworden  waren  und  sich 
absonderten;  oder  bis  sie  selber  in  eine  zweite  Ehe  trat  Die  Ausscheidung 
Mlbst,  die  so  re^choben  würde,  ging  danii  nach  Maszgabe  des  Zeitpunktes 
TOT  sich,  in  welchem  sie  vorgenommen  wurde,  so  dasz  der  Mustheil  (die 
Hoßpeise),  die  Gerade,  di^  itahrende  Habe,  wie  sie  dannzumal  sich  Torfanden, 
zur  Grundlage  dienten. 

3.  Spater  wird  die  Hannichfaltigkeit  d^r  statutarischen  Bestimmungen 
geradezu  unübersehbar.  Hatte  früher  die  Wittwe  die  Hälfte  der  gesammten 
fahrenden  Habe  erhalten,  so  wurde  nun  oft  scharfer  unterschieden  zwischen 
ihrer  eigenen  Fafarnisz  und  der  des  Mannes,  und  ihr  dann  an  letzterer 
häufig  ein  Drittheil  oder  ein  ViertheÜ  verstattet  (7.):  und  war  ihr  früher 
bald  Eigenthum  bald  nur  Nieszbrauch  gegeben  worden,  so  TervieUUtigten 
sidi  nun  die  mancherlei  möglichen  Formen  und  Bedingungen  ihrer 
Vortbeile. 


.0.    Sehwyter  Landr.  t.  1294.    S9  sin  wir  ooch  vber  ein  komen»  das  enkeiner 
ODser  lantman  einem  wibe  mache  me  daon  halbes  sin  gvot. 

0.  8.  tp,  III.  76.  S-  1-  surft  eneme  wWe  ir  man,  uode  blift  sie  io  deemannea 
gada  uDgetveiet  mit  den  hinderen  lange  wile  oder  körte,  srenne  sie  sik  treiet  dar 
na,  soneftiet  die  trowe  Ire  nTorgengave  unde  ire  masdele  unde  Ire  rade  analledeme 
gode  dat  d«r  denn«  is,  als  sie  neraen  solde  to  der  tlet  do  ire  man  atarf. 

7.  Preun.  Landr.  II.  1.  g.  623.  HinterUsst  der  Verstorbene  Verwandten  in  ab^ 
ste)g«rod«V  Linie,  so  Ist  der  überlebende  Ehegatfe  nur  Erbe  zum  vierten  Thalle.  g.626. 
HinteiliSszt  der  Verstorbene  nur  Verwandten  in  aufsteigender  Linie,  Gesehwister  od^f 
Geschwisterkinder  ersten  Grads,  so  ist  der  überlebende  Ehegatte  Erbe  sa  efhem 
Drittel,  g-  0^-  S>nd  nur  Verwandte  iu  entrerntern  Graden  vorhanden,  —  dte  flatftei 
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4.  Deber  das  juristische  VerhIÜtnisz  des  überkbeoden  Ehogstteo  n 
den  Erben  und  deo  ff<flEii6t^m  geltes  folgende  Grundsitce: 

a)  Der  überlebende  Ehegatte  und  dessen  Eherecht  ist  Ton  deo  Erben 
(regeimftszig  den  Biatsrerwandten)  und  der  eigentlichen  Erbfolge  zq 
unterscheiden.  In  den  meisten  Fallen  tritt  der  unterschied  sehr 
bestimmt  schon  deszhalb  hervor,  weil  die  Succession  des  erstem 
gewöhnlich  eine  blosze  Singularsaccession,  die  des  letztem  aber 
Dniversalsuccession  ist  Aber  selbst  da  ist  der  unterschied  za 
beachten,  wo  jenem  ein  ideeller  Theii  der  fahrenden  Habe  oder 
sogar  der  ganzen  Verlassensdiaft  eingeränmt  wird.  Der  Aothefl, 
nflmlich  den  der  Wittwer  oder  die  Wittwe  erhält,  ist  meisteos  ohne 
Rücksicht  auf  die  Zahl,  und  selbst  auf  die  Nähe  oder  Eotfemung 
der  Erben  fixirt  Dann  stehen  sich  jene  und  diese  so  gegenüber,  dasz 
wenn  schon  einer  der  Erben  seinen  Theil  ausschlägt,  der  vacante 
Theil  nur  den  übrigen  Erben,  nicht  auch  dem  ttberidienden  Ebegatteo 
anwächst  Nur  wo  jener  Antbeil  sich  nach  der  ^hl  der  Erben 
richtet,  z.  B.  einen  Kindstheil  beträgt,  -da  ist  denn  das  Wegfalles 
eines  Erben  allerdings  auch  von  Einflusz  auf  die  Grteze  jenes 
Eherechtes. 

b)  Wenn  dem  überlebenden  Ehegatten  eme  Quote  der  Verlassenscbaft 
eingeräumt  ist,  so  versteht  es  sich,  dasz  die  Schulden  vorher  abgezogen 
werden  müssen.  Es  folgt  aber  nicht  nothwendig  daraus,  dass  er  um 
deszwiUen  den  Erbschaftsgläubigern  auch  persönlich  wie  dn  Erbe 
hafte.  (8.)  Vidmehr  läszt  sich  wohl  denken,  dasz  sein  Recht  dem 
römischen  kgatum  partiiionis  ähnlich  betrachtet  werde.  Indessen 
scheiDt  eine  derartige  Unterscheidung  zu  spitz,  als  dasz  sie  zu  dem 
Geiste  des  deutschen  Rechtes  paszte,  und  die  AuCbssung  natürlicher, 
dasz  unter  jener  Voraussetzung  allerdings  der  Ehegatte  in  Gemeinschaft 
mit  den  übrigen  Erben  den  Erbschaftsgläuhigem  hafte.  Durch  Verzicbt- 
Idstung  auf  seinen  Erbanthetl  kann  er  sich  aber  dieser  Verbindlichkeit 
entziehen.  (9.) 

Verschieden  von  diesem  erbrechtUekm  Debergang  der  Schulden  auf 
den  überlebenden  Ehegatten  ist  die  Verpflichtung  desselben,  für  Schulden, 
die  der  Verstorbene  contrahirt  hat«  aus  dem  Gnmde  der  eh^hen  Wirth$efiaft 
einzustehen,  z.  R.  die  Verpflichtung  des  Mannes,  Schulden  fbr  Nahrung 
und  Kleider  zu  bezahlen«  welche  die  Frau  in  ihrer  Eigenschaft  als  Resorgerin 
des  täglichen  Haushaltes  gemacht  hat 

8.  Hofreolit  von  BrUiien  {BluntwehU  Z.  R.  G.  1.  8.  439.)  -  Stirpt  der  oiana  ab, 
vnd  wü  87  den  by  den  kinden  nit  s|b,  so  uimpt  sy  dei»  drittentheyi  in  Twender  bab, 
6n  alle  geltschald. 

9.  Offb.  T.  Stäfa  g.  14.  {Grimmy  W.  I.  8. 46.)  Wer  aber  das  ein  man  abgalt 
Yor  der  froweo,  so  Ist  der  frowen  gefallen  ein  dritteil  als  sins  farents  gut  mdir  ver- 
schrotten gewaod»  sj  sol  aber  daby  gelten  den  dritieil  aller  siner  schuld,  doch  bit 
sy  daiiu  die  wal,  sdüchen  dritteil  also  zuo  nemen  oder  nit 
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6,  DaiDil  das  Ehereoht  dem  fdtertebenden  Ehegatten  gerichert  bleibe, 
werdea  in  manchen  Statuten  letztwfliige  YerCOgangen,  dnrcb  welche  dasselbe 
zum  Nacblheil  des  Ehegatten  beeinträchtigt  wird,  ffir  ongOltig  erklärt,  und 
es  erhalt  dann  das  Eherecht  ganz  oder  znm  Theil  die  Natnr  eines  Pflieht' 
thmli.  (10.)  Jene  Ungültigkeit  ist  eine  relative,  so  weit  der  fiberlebende 
Ehegatte  sie  gdten  madien  wiU  nnd  bis  anr  vollen  Befiriedigong  des 
Pffidittheils.  Die  Gründe  der  UnwUrdi^seü  aber,  wdche  einem  Erben 
odar  Bedachten  jeden  Anspruch  auf  den  Pflichttheü  oder  das  Verroichtnisz 
entziehen,  kommen  auch  für  das  Eherecht  zu  analoger  Anwendung. 

6.  Das  Efaerecht  kommt  nur  dem  Oberiebenden  B^matUn  zu,  nicht 
aber  schon  dem  Verlobten  —  für  diesen  haben  indessen  einzelne  Rechte 
besondere  dem  Eherecht  ähnliche  Ansprüche  auf  die  Verlassenschaft  des. 
Midem  Verlobten  eröffnet  —  noch  einem  auf  die  Dauer  ^eeekUdmen 
früheren  Eh^atten.  Stirbt  aber  ein  Ehegatte  wahrend  der  zeitwahrenden 
Trennung  zu  Tisch  und  zu  fieti,  so  sind  dem  überlebenden  seine  Ansprüche 
auf  das  Ehereeht  noch  erhalten. 


Sechstes  CapiieL 

VI.    System  der  Gütergemeinschaft. 

$.  168. 
i.    Juristische  Natur  der 


1.  Von  Gütergemeinschaft  m  eigentlichen  Sinne  (innerer,  materieUer 
Gütergemeinschaft;  reden  wir  nur  da,  wo  schon  wahrend  der  Ehe,  sei  es 
alles  Vermögen,  das  die  Ehegatten  zusammengebracht,  seien  es  einzelne 
Bestandtheile  desselben  zu  Einem  Gute  verwachsen  sind.  So  lange  nur  die 
Verwaltung  und  Nutzung  als  eine  nngezweite  erscheint,  hat  das  Recht  noch 
den  Charakter  der  Güterverbindung.  Erst  wenn  die  Einigung  auch  innerlich 
in  dem  Eigenthum  selbst  vollzogen  ist,  so  ist  Gütergemeinschaft  da.  Es 
ist  wohl  zu  begreifen,  wie  man  zu  dem  Gedanken  der  innerlichen  Eini- 
gung kommen  konnte.  Der  Vl^eg  von  der  auszeren  Gemeinschaft  des  alten 
Rechts  zu  der  Innern  in  spätem  Stadt-  und  Landrechten  war  nicht  sehr 
weit  —  Sobald  man  erwog,  wie  schwer  es  oft  ward,  die  verschiedenen 
Bestandtheile  der  Güter  wieder  genetisch  auszuscheiden  und  der  Idee,  dasz 
die  Ehe  eine  volle  und  innige  Lebensgemeinschaft  sei,  mit  Eifer  nachging, 
so  gelangte  man  bald  und  leicht  an  jenes  Ziel.    Aber  nun  ist  allerdings 

10.  Magdeb.  Landr.  Cap.  44.  g.  39.  Und  stehet  dem  MaDne  so  wenig  als  dem 
Weibe  frei,  durch  ein  testamentom,  fldeicommissam,  donation  oder  in  andere  Wege 
des  Ehegatten«  abgesetite  portionem  statatariam  ohne  des  andern  Einwilligung'  zu 
benehmen. 
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die'  Schwierigkeit,  das  VerhAttnin  derFersoti  oder  der  PerMnen  m  diesem 
Einen  gegenstindlidieii  Vermögen  juristiseli  ni  besttmroen ,  nidil  gering. 
Dartiber  gingen  und  gehen  die  Meimingen  der  Juristen  sehr  auseinander, 
und  die  Statuten  und  Gesetze  sowie  die  Gerichlastube  wiederhallen  noch 
▼on  dem  Streit  der  IKxHrin,  obwohl  «Herdings  die  practisehen  WirkoDgeD 
desselben  weniger  erheblich  sind,  als  die  schroffen  OegensMEe  der  Theorie 
erwiarten  lassen.    Es  komnhen  folgende  Auffassungen  in  Betracht: 

a)  Den  beiden  the§«Uten  wird  Miteigenikum  zu  ideeUen  Theüm  an  deaa 
gemeinen  Gute  mg^sprodien. 

b)  Dem  Ehememn  wird  aüemigee  Eigentkum  an  dem  geeinten  Gute  zu- 
geschrieben. 

c)  Die  Ehe  wh'd  als  jurisHeeke  Pereon  im  engem  Sinne  (wmnermUM) 
an^efaszt  und  Ihr  —  im  GegenMf  zu  den  einzelnen  Eh^tten  — 
das  ABemeigenihmn  an  dem  geroeinen  Gute  beigelegt 

d)  Die  Eh/egeAien  werden  eAsBhegenoeeeneehafi  betrachtet,  «nd  an  ein 
GesamnUeigentkum  an  dem  gemeinen  Gute  gedacht 

2.  A.  Müeigenthwn.    Man  kann  sich  vorstellen,  dasz  die  beiden  Ehe- 
gatten jeder  z.  B.  zur  Hälfte  MIteigenthnm  haben  an  dem  gemeinen  Gute, 
ohne  dasz  man  um  deszwillen  genöthigt  wird,   einen  Gesellschafisvertrag 
unter  ihnen  anzunehmen.    Die  Ehe  selbst  kann  diese  Wirkung  mit  Rechts- 
nothwendigkeit  hervorbringen,  tfn   der  That  kommt  diese  Au&Bsung  in 
einzelnen  Statuten  vor.    (1-^3.)    Man  setzt  dabei  eine  wechsdseitige  Dni- 
versalsuccession  jedes  Ehegatten  je  in  die  Hfllfte  des  Vermögens  des  andern 
voraus,  welche  bei  Eingehung  der*  Ehe  -sich  von  sdbst  ei^ebe:    und  zieht 
auch  wohl   die  Analogie  eioear  Gesdlschaft  zu  Hfllfe,   um  das  Rechtsver- 
hflltnisz  wahrend  der  Ehe  zu  erklären,    ^ur  ist  man  geneigter,   als  bei 
dieser,   eine  dauernde  und   stärker  wirkende  Gemeinschaft  anzunehmen. 
Iqdessen  bedarf  es  einigen  Zwanges,  um  den  Gedanken  des  Miteigenttiums 
mit   der  IdeO'  und   den  Bedürfnissen  der  Ehe   in  Harmonie  zu  bringen. 
Das  |dlteigentbum  nämlich  setzt  dem  Begriffe  ^nach  eine  ideelle  Theilung 
des  Vermögens  und  de»  Gedanken  voraus,  dasz  jeder  Miteigentbümer  an 
jenem. Theile,  Zi  B.  der  Hälfte,  AUeineigenthümer  sei.    Die  Innigkeit  des 
ehelichen  Lebens  aber,   welche  in  der  Gütergemeinschaft  ihren  Ausdruck 
sncht,  .will  umgekehrt  Oberall   keine  Theilung  des  ehelichen  Vermögens 
und  kein  A)leineigentbuoi  der  einzelnen  Ehegatten  je  an  ihren  Theilen, 


1.  Assis,  de  Jem^aUm  B.  C.  177.  savez  que  par  la  saiDte  assise  de  J^rasalem 
ait  la  ferne  la  mile  de  tous  las  biens  qae  sod  baron  gaaigne  o  luy  despais  qoe  il  la 

prent. 

2.  f^Hg^,  Lalenst».  fol.  ^>  Aoss  geivoDhait  werden  an  mer  enden  alle  bab 
und  gflter  ao  Eeleai,  die  leib  an  leib  und  gut  an  gut  lusamroen  gebeyrat  baben,  — 
^.  fnr  ir  beider  MOiptliebe  bab  and  guter  verslanden»  daran  is  Jeden  in  der  Ee  der 
balb  4eil.  sugeb^rig  Ferdeo- 

,  3.,  .fflert^.,}jveAi.  Xk.  III«  Tit.  7.  Wann  Ebeleut  obne  sondere  Paction  — 
in  dieEbe  sasaromen  kommen,  soll  an  allen  in  wehrender  Ebe  errangen  und  gewon- 
nenen Göttern  —  Jedem  Ebegemäcbt  der  balb  Tbeil  sugebörig  seyn. 
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flondem  voDe  Gemefaiscbaft  b€lder.  WArend-  d&r  Bhm  ze%eii  lieh  auch 
solche  Theile  nicht,  weder  bei  VerAuBzeniiigen  von  Sachen  noch  bei  deni 
Erwerb  yod  Forderungen  nnd  der  üebemahme  von  Schulden:  erst  nach 
der  Auflösung  der  Ehe  und  ihrer  Gemeinschaft  tritt  die  Theüun^  ein,  und 
es  verändern  sich  dann  zuweilen  die  Theile  selbst  9  je  nachdem  der  Mann 
oder  die  Frau  die  Ehe  überlebt.  Am  wenigsten  Bedenken  haf  immerlin 
jene  Vorstellung,  wo  nur  mit  Bezug  auf  die  ehiHohe  Errungenschaft  eine 
Gemeinschaft  der  Güter  eintrat.  Wäre  man  aber  bei  dieser  stehen  ge- 
blieben, so  wäre  es  jQberflOssig,  von  einem  besondevn  System  der  Guter- 
gemeinschaft  zu  reden.  .  Dafür  würde  die  Analogie  der  HandelsgeseUsehaft, 
wekhe  auch  eine  vollere  Gemeinschaft  an  dem  fiandehvemögea  begründet^ 
vollständig  ausgereicht  haben. 

3.  B.  ÄHeineig»ntkum  des  Mannes.  Erst 'in  neuester  Zeit  hat  Dumdter 
(Gesammteigenth.  8.  218  ff.)  nach  dem  Vorgänge  von  Sarauu)  (in  FalM 
staatsb.  Magazin  VI.  8.  122)  die  Ansicht  der  detatschen  Jurisprudenz  tu 
empfehlen  versucht,  dasz  das  ganze  zosammengebrachte' und  wahrend  der 
Ehe  erworbene  Vermögen  als  Eigenthum  des  Mames  anzusehen  sei,  unA 
sieb  dabei  vorzüglich  auf  die  Autorität  der  französischen  Juristen  berufen. 
Allein  dieser  Vorstellung  steht  entgegen: 

a)  die  Grandidee  des  deutschen  Familienreohts ,  welches  die  Perstolieh- 
keit  der  untergeordneten  Familienfi^eder  nicht  aufhebt«  sondern  aner- 
kennt und  schützt,  womit  sich  wohl  verträgt t  dasz  die  Verwaftong 
und  die.  Verfügung  über  das  Frauengut  an  den-Bfonn  übergebe,  nicht 
aber  dasz  die  Frau  ihr  Vermögen  selbst'  verHem  und  mm  als  ver- 
m^ensloses  Wesen,  .ähnlich  der  römischen  uwr  in  nnmu  tnaräi.dem 
Manne  absolut  unterworfen  werde; 

b)  die  Geschichte  des  ehelichen  Güterrechts,  wekhe  einen  Uebergang  em 
der  Güterverbindung  zur  Gütergemeinscbaft  erklärt,  nicht  aber  den 
Sprung  von  jener  zu  dem  Alleineigentbum  des  Manns; 

c)  die  volksthümliche  Sprache  und  die  Quellenzeugnisse,  welche  auf  die 
Gemeinschaft  (communauU)  den  Nachdruck  legen,  i,»fnit  gesammter 
HaMk  nicht' mit  Eines  Hand**  wird  über  die  Liegenschaften  verfügt 
nach  den  alten  fränkischen  Rechten)  und  daroH  eine  einseitige  Ein- 
heit ausscMfeszen  (4.  S);  ' 

a)  maiiche  practische  Wirkungen,  die  sich  nur  aus  der  Gemeinschaft, 
nicht  aus  solcher  ^Einheit  erklären,  z.  B.  die  Beschränkung  der  Folge 
der  Confiscatioo  wegen  Verbredien  des  Mannes  auf  einen  Thdl  des 
gemeinen  Gutes /'das  Recht  der  Frau,  bei  Miszven^altung  auf  Güter- 
trennung zu  dringen,  ihre  Befugnisz  in  Nothfällen  demttanne  ähnlich 
Aber  gemeines  Gut  zu  disponiren,  das  Recht  beider  Ehegatten,  je  über 
:  ihren  Nachbsz  letztwillige  Verordnungen  zu  trefieii. 


■  4.    Bßätammrmr  B7.  2.  li  miris  de  droisconinMBS  est  siras  d«  ses'irfeiis  et  des 
bienai  saifenM. 

6.    Code  civil.  S-  1421.    Le.dMi-i  aisiatalre  saul  1«  ftatai»äo<li>eDaiaiaalulä. 


400  Boeh  nr.    Gap.  TL    8f  »tc«  der  Ctlergwe faMdba», 


Es  itl  tnch  nieht  Hehtig,  d«i  jene  Meiinnig  die  der  frainMHi» 
Jnrifprndeiii  sei  VMmebr  baben  framMfehe  Juristen  wie  oainenflidi 
Odi$r  {Traü4  d«  eofUroi  de  mariage  I.  p.a06ff.)  grflndlich  naclHSewiesen, 
daiE  dieselbe  ans  der  Verwechshuig  der  Begrifle  des  maUre  urnd  ieigmewr^ 
in  dem  das  Recht  der  Leitung  des  dieKehen  HanshaMes  enthalten  ad,  mit 
dem  Begriffs  des  propn^otr«  entstanden,  aber  nidit  zu  billigen  aeL 

4.  G.  Um  den  logischen  Widersprach  zo  vermeiden,  der  in  der  Dar- 
steUong  ilterer  Juristen  lag*  welche  jedem  der  beiden  Ehegatten  das  ToDe 
(anaschlieszfit;he)  Eigenihom  an  allem  gemeinen  Gate  zuschrieben  (6.)f  und 
zpgleicb  der  Annahme  ideeller  Theile  zu  entgehen«  gerieth  Haem  anf  den 
Answeg,  das  gemeine  Vermagen  nicht  als  Vermögen  der  emzdnen  Ehe- 
gatten, sondern  als  Vermögen  der  Ehe^  als  einer  juristischen  Person  im 
engem  Staine  anfznhssen.  So  weit  in  dieser  Vorstelinng  ein  Stock  Wahr- 
heit ist,  ist  dieselbe  in  die  vierte  Aoffasseng  aufgenommen.  Die  kQnstliche 
Darstellung  von  Baste  aber,  wekher  Deiiers  gefolgt  ist,  kann  vor  der 
Kritik  unmfigUch  bestehen.  Die  Fiction  einer  von  den  Ehegatten  verschie- 
denen Person  der  Ehe,  an  welche  jene  ihr  Vermögen  abgeben,  und  wekbe, 
man  weisz  nicht  in  welcher  Form  der  Sucoeasion  nach  dem  Tode  des 
einen  oder  andern  Ehegatten  wieder  einen  Theil  an  den  überlebenden  Ehe- 
gatten, einen  andern  Theil  an  die  Erben  des  Verstorbenen  zurückgibt,  ist 
so  onnatttrlicb  und  dem  Volksverstande  so  unbogreiffich,  dasz  das  Ver- 
stftndniaz  der  Gfltergemeinschaft,  wdche  überdem  dannzumal  gar  nicht 
vorhanden,  sondern  durch  eine  voilstindige  GüieremheU  ersetzt  wAre, 
darauf  nicht  basirt  werden  kann. 

5.  D.  Ehegenoieeneehaft  mü  GeeamnUeigeiUhum.  Die  juristischen 
Schwierigkeiten  lösen  sich  alle,  wenn  man  sich  nur  erinnert,  dasz 
die  Ehe  den  Mann  und  die  Frau  zu  innigster  Gemeinschaft  und  Einheit 
verbindet  (7 — ^9.),  und  so  allerdings  eine  Genossenschaft  hervorbringt,  deren 
Glieder  nicht  aufhören  auch  selbst  Personen  zu  bleiben.    Sie  ist  eine  wahre 

6.  Ju9ias  FIfrmdmt,  (?)  LIb.  consoet.  prine.  Bamb.  1081.  TU.  Comm.  boD.  <|a> 
1.  Alf  amenlani  hoe  commaDionls  bosoram  proprie  sie  dictam  Ein  ▼ersamlet  Haab 
und  Gaet  Doslra  in  patria  longo  alio  aoBStt  quam  in  Juit  Romano  aceipi  ae  tractari 
Bolet:  Rornanis  enim  —  commoDio  reram  aliad  nihil  est»  qnaro  si  piwrea  rem  unam  pro 
indlviso  possident,  ita  tarnen  ut  Jure  ipso  res  divisa  et  nemo  possessomm  iq  solidom, 
sed  pro  parte  tantum  ret  dominus  sii:  qoae  omnia  alia  sunt  in  nostra  communiose 
bonorum :  per  eam  enim  sie  utriusquo  ooajngis  bona  oonfuDdontur,  nt  qui? is  eoram 
totlus  patrimoaii  in  solidum  dominus  sit  et  quae  uxoris  fneruai  jara  et  ^usdeoi  et 
mariti  soot ;  vicissim  qu»  maritus  habuerat,  Jam  sua  et  uioris  suat  sint,  uno  rerbo 
et  maritus  et  uxor  Jure  dicere  potest,  totum  Patrimonium  meum  est. 

7.  Frelhurger  Sladtr.  v.  1120.  c.  25.  Omnis  mulier  est  genoz  viri  sui  in  hae 
ciWtate  et  vir  mulleris  similiter.    Tgl.  g.  89.  Bei.  1.  2. 

8.  Lauel  Inst.  Contum.  1.  2.  9.  Et  sont  les  Maries  commnns  en  tous  bieos, 
meubles  et  conquest  immeubles  du  Jour  de  ieur  Benedietion  nuptiale. 

9.  Veuiteke  BethtMprkkwöritr  {Bittnhmrd,  g«  18  ff.).  Wenn  die  Decke  fiber 
den  Kopf  ist,  so  sind  die  Eheleute  gleich  reich.  Leib  «H,  liolb,  Gut  an  Gut  Mann 
nnb  Wslb  sind  In  gleicher  Gewer.    (mUhrmmd  17t) 
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ttte:  »e&n$eniui  faeit  imptiaift  ist  insofern  ricMag,  ak  car  die  ccmerete  Ehe 
ab  eine  freie  WiUekiseinigang  der  Ehegatten  begreift,  aber  insofern  unge- 
BOgend,  als  er  den  sittlichen  Grundcharakter  der  ebdicbffli  Institution, 
wdcfae  auf  der  seelischen  und>  leiblichen  Anlag^  und  Ergftnzungsbedfirftig- 
keit  der  menschlichen  Natur  beruht,  nicht  einmal  andeutet 

4  Eine  Behinderung  der  Ehe  rechtfertigt  sich  nur  aus  hohern  GrOn- 
den.  Als  solche  kommen  Torerst  in  Betracht  die  welche  aus  dem  Wesen 
der  Ehe  iMit  hervorgehen,  wie: 

ä)  mit  Rücksicht  darauf,  dasz  beide  Theile  Udig  seien,  .indem  nur  die 
Monogamie  anerkannt  wird; 

b)  das  Erforderoisz  eines  gewissen  AUers,  mindestens  der  JftinJ^^Eeil  (5.), 
die  nach  manchen  neueren  Gesetzen  hier  indessen  nicht  genügt  (6.); 

c)  die  Hindemisse  wegen  zu  naher  ßlutevertcandtsehafu  Allgemein  wird 
anerkannt,  dasz  die  Ehe  zwischen  Personen,  deren  eine  ihr  Blut  ron 
der  andern  h^t,  die  also  in  auf-,  und  absteigender  Linie  veiwan4t 
sind,  und  ebenso  die,  Ehe  zwischen  Geschwistern  ^  welche  ihr  Blut 
schon  von  demselben  nächsten  Stamme  ableiten,  absolut  verwerflich 
sei.  (7.)  Gewöhnlich  ist  auch  noch  in  der  dem  erstem  Verbältnisz 
analogen  Verwandtschaft  zwischen  Onkel  und  Nichte,  Tante  und  Neffe 

"  —  wie  schon  Im  römischen  Rechte  (8.  9.)  —  die.  Ehe  verboten.  In- 
dessen läszt  hier  schon  das  preuszische  Landrecht  die  Ehe  des  Onkels 
niit  der  Nichte  unbedenklich  zu,  und  beschränkt  blosz  <iie  Ehe  zwi- 
schen dem  Neffen  und  einer  altern  Tante.  (9.)  Hehrere  neuere  tieseize 
gestatten  die  Ehen  zwischen  Geschwisterkindern,  auch  ohne  Dispensation, 
während,  andere  hier  noch  die  Analogie  mit  dem  Verhältnisz  der  Ge- 
schwister als  ein  Hindeniisz  beachten.  (10.)  Das  österrekhüche  Gesetz 
($.  65)  setzt  die  Gränzen  der  Ehebindernisse  Aus  Bhitdverwandfscfaait 
nach  den  Geschwisterkindera.  Die  ktUhöUsche  Kirche  hatte  zwar  seit 
Imioeeiiz  HI.  die  Ehe  in  vid  weiteren  Kreisai  der*  Verwandtschaft 
—   bis  zum  vierten  Gliede   —   gehemmt,    aber  jenseits   der    Ge- 


e.  Freust,  Landr.  II.  1.  g.  37.  MannsperaoBen  sollen  vor  zaruckgelegtem  acht- 
calniteD  «nd  Persooen  weiblichen  Gescblecbts  vor  zaruckgelegtem  Tierzehnten  Jahre 
Dkhi  beirathen. 

# 

7.  L.  53.  D.  de  Rita  Napt.  {Oajiu,)  Naptfn  consistere  non  possant  inter  eis 
pers6n<8,  qae  in  namero  parentam  liberorumque  sunt,  sive  proiinii  siTe  uUerioris 
gradoa  sint. 

8.  L.  39.  p.  eod.  {Paulus,}  Söroris  proneptem  non  possum  ducare  nxorem, 
qaeniatn  par^ntte  loco  ei  süm. 

9«  Freuet,  Landr.  II.  i.  g.  8.  Nur  wenb  Jewand  die  Schwester  sehies  Vaters 
ader  «sainer  Mtfttar  oder  eines  wettarn  Verwandteof  in  ansteigender  Linie,  die  an 
Jabren  alter  itt^bciratben  will,  mass  er  dazu  die  Briaabnisi  d<ts  BtaaCs  nachsoebM. 

16.  Omde  fA^.  «02.  En  ligne  (ioHaf^rale  U  marfage  est  prohfb^  6ntre  1e  ttitt-tt 
ia  aoeor  MgltliMa  ott  nitareia  et  les  alliia  an  m9mt  degr^.  ^.  163.  te  mariage  est 
eneore  problb^  entre  Toncle  et  la  ni^ce,  Ia  tante  et  ie  nevea. 


(  ♦ 
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Tode  eines  Bhegatlen  nach  den  efnen  Rechten  an  den  Oberlebenden  Ehe- 
g«Men>  nach  den  andern  wfrd  es  dannzumal  unter  diesen  und  die  Erboi 
des  Verstorbenen  getheiit 

Die  ailgemeine  Gotergemeinschaft  ist  yorztkglich  in  fräf^Bchen  und  in 
nkderiäefmHhm  fweMtphäliichen)  Gegenden  verbreitet  (ebenso  in  HoOani 
nnd  in  Belgien,) 

3.  Die  parlicii£9r'e  G^lii^rgtmdn^chaft ,  nach  welcher  nnr  gewis»e  Be^ 
9iiMullheii6  der  ehelichen  Gtttier  za  gemeinem  Gute  werdet,  andere  dagegen 
in  dem  ansschliesziichen  Eigenthnm  des  einen  oder  anderen  Ehegatten,  als 
deren  Sondergüter  verbleiben.  In  dieser  Beziehung  sind  vorzOglidi  die 
Gegensätze  zwischen  liegendem  und  fahrendem  Gnte,  und  zwischen  zuge- 
brachtem Gute  und  eheiieher  Errungenschaft  wichtig  geworden,  und  nüt 
Rücksicht  darauf  hat  sich  die  Mannichfaltigkeit  der  Rechtsbildung  wieder 
vermehrt.    Die  wiclitigsten  Unterarten  sind: 

a)  die  Gemeinschaft  der  fahrenden  Habe,  welche  gewöhnlich  auch  auf 
die  während  der  Ehe  errungenen  Liegenschaften  erstreckt  wird,  also 
die  ganze  eheliche  Errungenschaft  in  Liegendem  und  Fahrendem  mit 
umfoszt,  wahrend  die  ererbten  und  zugebrachten  Liegenscbafteo  Sonder- 
gflter  bleiben.  Sie  ist  in  das  französische  Gesetzbuch  au^enommeo, 
und  findet  sieh  auch  in  Deutschland  in  manchen,  besonders  in  /ran- 
kischen  Städten. 

b)  die  blosze  Errungenschaftsgemeinschaftj  welche  nur  die  ehelichen  Ein- 
künfte und  den  Vorschlag  der  ehelichen  Wirthschaft  gemein  macht, 
im  übrigen  aber  die  zugebrachten  Gflter,  Kegende  und  fahrende,  als 
Sondergüter  behandelt,  kommt  vorzüglich  in  Bayern  und  in  Oester- 
reich  vor. 

S.  164. 
3.    E&Utehang  und  Ende  der  GäUrgemeiDsckart 

1.  Die  Gütergemeinschaft  setzt  die  Ehe  voraus.  Erst  wenn  diese 
zum  Vollzug  gelangt  ist,  kann  jene  entstehen.  Sie  wird  aber  gewöhnücb 
zugleich  mit  der  Ehe  entstehen,  wo  die  Gütergemeinschaft  gemeine  Debung 
oder  Vorschrift  isL  (1.)  Wenn  manche  Statuten  und  das  Sprichwort  die 
eheliche  Beiwohnung  als  Anfangsmoment  hervorheben,  so  wird  damit  doch 
nur  der  wirkliche  Anfang  der  Ehe  in  alterthümlichem  Volksslyl  bezdchnet 

Es  gibt  aber  einzelne  Rechte,  welche  von  Anfang  der  Ehe  an  das 
System  der  Güterverbindung  für  ausreichend  halten,  und  erst  nach  Jahr 
und  Tag  (2.)^  oder  wenn  Kinder  in  der  Ehe  geboren  werden  (S.)?  die  engere 


1.  Lippe' tche  Verordn.  ?.  1786.  %,  f.  {Hrant,  %  210.  3.)  Diese  Gütergemein- 
schaft nimmt  gleich  nach  Vollziehung  der  Trauung  ihren  Anfang  and  Ist  dazu  die 
Beschreitung  des  Eheheltes  nicht  erforderlich. 

2.  Stadlr.  v.  Landshni  f.  1341  g.  1.  Wann  zway  Wirtbleilh  mit  heurath  zu 
ainander  kherent,  was  sye  dann  Heurat-Gueles  zu  einander  bringent,  vnd  förgefoent, 
da  soll  ain  Gueth  seyn,  Es  war  denn  dass  tins  Tor  diem 'andern  in  Jahrrfrtotabgfeng» 
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GOtergftineinschaft  eintreten  lassen;  eiof  Wedisel  ini  Recht,  der  sogtr  Aiit 
dem  Tode  der  Kinder  während  der  Ehe  sich  zuweilen  wieder  erneuert, 
aber  auch,  wo  das  Qicht  geschieht,  mancherlei  Verwioklung  nach. sich 
sieht  Ist  die  Meinung  üur  die,  dasz  für  den  Fall  der  beeftbtm  £H  d*  h. 
wenn  Kinder  hinterlassen  werden,  Gütergemeinschaft  gelten  solle,  üQr  den 
Fall  aber  der  unbeerbten  Ehe  das  System  der  imUrschiedenen  Güter,  ao>  ist 
im  Zweifel  anzunehmen,  es  habe  diese  Unterscheidung  nur.  einen  lerbrechU 
liehen  Einflusz  und  je  nach  ihr  werde  die  Folge  in  die  Verlassensohaft 
oder  die  Ausscheidung  der  Güter  bestimmt,  während  der  Ehe  selbst  aber 
gelte  dann  das  System  deir  Güterverbindung.  Indessen  finden  sich  auch 
darüber  abweichende  Vorschrillen  in  einzelnen  Statuten,  und  wieder  err 
fiihren  wir,  dasz  die  deutsche  Nation  in  der  That  alle  mißlichen  Gedanken 
Ober  eheliches.  Güterrecht,  gute  und  schlechte,,  die  einen  hier  die  andern 
dort  zu  Rechtsrageln  ausgeprägt  bat 

3.  Das  eheliche  Güterrecht  wird  natürlich  nach  dem  Rechte  des  Ortes 
bestimmt  wo  der  Mann  seinen  Wohneüx  hat,  denn  der  ist  zugleich  der 
Wohnort  der  Ehe.  Aber  da  erhebt  sich  die  sehr  schwierige. und  yiel  be* 
strittene  Frage*):,  Wie  wenn  dieser  Wohnort  verlmdert  wird  und  Ehe- 
gatten, die  von  Anfang  ihrer  Ehe  an  einem  Orte  gelebt  haben,  wo  dis 
Güterverbindung  Regel  war,  nun  an  einen  Ort  ziehen,  wo  die  Gflter- 
gemeinschaft  gilt,  oder  umgekehrt,  verändert  sich  dann  das  Guter- 
r^ht  auch?  Die  Beantwortung  dieser  Frage  ist  groszentheils  davon  ab- 
hängig, ob  da$  Güterrecht  der  Eh^atten  wesentlich  als  eine  nothu>endige 
RechtitDirkunff  der  Ehe  oder  als  das  Product  des  freien  Vertrags,  der  Ehe- 
ga'len  angesehen  werde.  Nach  der  ersteren  Vorstellung  stellen  sich  die 
vertragsmäszigen  Abweichungen  als  Ausnahmen  dar,  die  einer  besonderen 
Begründung  bedürfen  und  keinesw^  aus  dem  bloszen  willkürlichen  Be- 
Md>en  der  Ehegatten  hervorgehen;  nach  der  letztem  ist  die  geltende  Rechts- 
regel nur  eine  subsidiäre  Interpretation  des  gewöhnlichen  Willens  der  Ehe- 
gatten. Das  altere  Recht  huldigte  ofienbar  der  ersteren  Ansicht  Dann 
kam,  besonders  seitdem  in  der  gemeinrechtlichen  Theorie  verschiedene 
Gütersysteme  neben  einander  Aufnahme  fanden,  das  Princip  der  freien 
Wahl  im  einzelnen  Falle,  d.  h.  des  freien  Vertrages  auf.  G^eiiwärtig 
zeigt  sich  wieder  ein  Bedflrfnisz  und  Streben  nach  Vereinfachung  des 
Systems,   und   deszhalb  ein  Schwanken   zwischen  den  beiden  Meinungen. 

80  soU  desselben  beurathgaet  halbs  dem  lebendigen  bleiben  vnd  folgen  vnd  halbs 
soll  Es  bJDWieder  erben  auf  des  abgangen  nScbst  freund,  davon  es  her  kommen  ist; 
Vergieng  sich  aber  das  Jare  vnd  dass  sy  beide  lebten,  vnd  dann  ains  vor  dem  andern 
abgieiig.  so  ßoll  dem,  das  dannoch  lebendig  Ist,  desselb  !r  beyder  Heuratbguet  und 
Fertigung  greuelich  ganz  beleyben,  vnd  folgen,  hStlen  oder  gewünen  «ye  aber  leiblich 
Erben  mit  einander,  da  soll  es  auch  bei  beleyben  vnd  aln  guct  sein. 

3.    fTarsier  Landr.  I.  1.  g.  1.    Wann   in  einer  Ehe   lebendige  Rtndcr  —  tur 
Welt  geljoren,  so  wird  dadurch  eine  Gemeinschaft  aller  Güter  eingeführt 

*)  Die  neueste  Bearheilung  dieser  Frage  von  Brtmer ,  die  Wandelbarkeit    des  ebel.   Güter- 
lechu,  ia  d.  Zeitaeh  L  U.  IL  XVUl  S.  200,  ipricht  sich  für  die  Wandelbarkeit  aus. 
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WSren  mir  die  Ehegatten  selbst  dabei  behelligt,  so  hfttten  wir  nicht  Grand 
genug,  eine  Beschrinkong  der  freien  Bdiebnng  zu  wünschen,  obwohl  anch 
in  den  Grandzügen  des  Güterrechts  der  sittliche  Charakter  der  £he  sich 
offenbart,  aber  es  sind  dabei  die  Eri[>en  und  die  Giftubiger  mitbelbeOigt, 
und  die  Handhabung  der  Rechtspflege  wird  fast  uranOglich  in  jeder  gröszem 
Stadt,  wenn  man  annimmt,  dasz  die  Ehegatten,  welche  Ton  hundert  ver- 
schiedenen Orten  dahin  ziehen,  auch  hundert  verschiedene  Gaterrechte 
dahin  mitbringen  und  darnach  in  ihren  (Vkonomischen  Verhältnissen  beur- 
theilt  werden  sollen.  Wie  die  Dinge  gegenwartig  stehen,  wird  schwerfa'ch 
ohne  die  Autoritftt  der  Gesetzgebung  eine  der  beiden  Ansichten  m  allge- 
meiner Herrschaft  kommen;  Aber  wo  die  Regel  Eingai^  gefunden,  dasz 
das  9inmal  enUtamdene  Giiierreeht  der  Ehegatten  keine  Verandeniog  er- 
leide (4.),  wenn  die  Ehegatten  sich  spater  an  einem  Orte  niederlassen,  wo 
ein  anderes  Güterrecht  gilt,  ist  doch  nothwendig,  mindestens  die  Beschran- 
kung beizufügen,  dasz  dritte  Penonen  im  Veriiehr  mit  diesen  Ehegatten 
so  lange  berechtigt  sind  anzunehmen,  diesdben  leben  nadi  dem  Güterrecht 
ihres  jetzigen  Wohnortes,  bis  ihnen  von  jener  Abweichung  Kenntoisz  ge- 
geboi  worden.  (4.)  Ebenso  wo  die  Regel  zur  Anwendung  kommt,  dasz 
der  neue  Wohnort  auch  $ein  Güterrecht  über  die  bo'gezogenen  Ehegatten 
ausbreite  {&.),  ist  doch  darauf  Bedacht  zu  nehmen: 

a)  dasz  den  Ehegatten  die  Möglichkeit  offen  gelassen  werde,  durdi 
Vertrag  ihr  früheres  Güterrecht  beizubehalten;  nur  bedarf  dann  ein 
solcher  Vertrag,    um  gegenüber  Dritten  zu  wirken,   der  öffentlichen 

^  Kundmachung,  und  überdem  ist  hier  die  Nothwendigkeit  «ner  geridit- 
liehen  Prüfung  und  Genehmigung,  welche  auch  die  Greditverhaltnisse 
schützt,  ganz  am  Platz  (6.  7.); 

b)  dasz  der  Ehefran,  welche  um  der  Veränderung  des  Wohnorts  willen 
Schaden  für  ihre  Vermögensrechte  fürchtet,  unverwehrt  Ueihe,  sichernde 
Maszregeln*  zu  ergreifen; 

c)  dasz  den  Gläubigem,  welche  unter  Voraussetzung  des  früheren  Wohn- 
ortes und  seines  Güterrechtes  creditirt  hatten,  der  erforderliche  Schutz 

4.  Preun,  Landr.  II.  1.  £.  351.  Die  Verlnderung  dieses  ersten  Wohnsitzes 
verändert  in  der  Regel  nichts  an  den  Rechten  welchen  sich  die  Eheleute  vorher 
unterworfen  haben,  g.  352.  Haben  Jedoch  Eheleute  ihren  Wohnsitz  von  einem  Orte 
wo  keine  Gütergemeinschaft  obwaltet,  zu  einem  andern  Ort  wo  dieselbe  stattfindet, 
verlegt,  so  müssen  alle  von  ihnen  an  diesem  letztern  Orte  vorgenommenen  Handlungen 
In  Beziehung  auf  einen  Drittten  nach  den  Regeln  der  Gütergemeinschaft  beurtbellt 
werden. 

5.  Uppe'sehe  Verordn.  v.  1786  §.  1.  Alle  in  dieser  Grafschaft  —  domicilirte 
Eheleute  ^  (leben)  in  einer  gesetzlichen  allgemeinen  Gemeinschaft  der  Guter,  (weoD 
Sic  sich  auch)  erst  nach  Vollziehung  der  Ehe  in  diese  Grafschaft  begeben  haben. 
Für  SchUtvoig  und  HoUiein  vg.  S.  A,  VII.  137. 

6.  Cropp  (Abb.  II.  S.  490).  Es  ist  in  der  Hamburgischen  Praxis  ein  anerkann- 
tes Princip,  dasz  eine  Ehefrau  sich  nicht  g«  gen  die  GlUubiger  des  Mannes  auf  ge- 
schlossene Ehepacten  berufen  kann,  wenn  auch  solche  Ehepacten  zur  öffentlichen 
Kunde  gebracht  sein  soHten. 
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gewSkrt  w«lrde,  won  sioh  die  EhegatteD  ihren  eingegangeiien  Ver- 

bindlidikeiten  durch  üebersiedlang  an  einen  andern  Ort  «n  entxiehen 

soeben. 

3.  Anch  dnrch  Vertrag  der  Ehegatten  kann  die  Gütergemeinschaft 
an  einem  Orte  ansbedungea. werden,  wo  dieselbe  ab  Regel  nicht  gilt,  sei 
es  vor  der  Eingehung  der  Ehe  oder  erst  wfthrend  derselben,  aber  es  darf 
die  Ansicht,  dasz  hierin  volle  Vertragsfreiheit  herrsche,  nicht  als  eine 
natürliche  und  nicht  länger  als  gemeines  Recht  anerkannt  werden.  (6.) 
Die  Glflobiger  des  Manns  freilich  werden  sich  darüber  nur  dann  zu  be- 
schweren haben,  wenn  etwa  durch  den  Vertrag  die  sonst  geltende  Güter« 
gemeinschaft  auf  einen  engem  Kreis  des  gemeinen  Gutes  beschrankt  werden 
soll,  in  den  andern  Ffillen  gewinnen  6ie  an  Sicherheit.  Aber  die  Glaubiger 
der  Frau  könnten  leicht  unter  jener  Voraussetzung  gefährdet  werden, 
und  ebenso  die  natürlichen  Erben  beider.  Ueberdem  verdient  die  Meinung 
den  Vorzug,  dasz  das  Eherecht  in  seinen  Grundzügen  ein  nothwendiger 
Ausdruck  der  Denkweise  und  der  Sitte  einer  Bevölkerung  sei.  Daher  be- 
ddrfen  eokhe  abweichende  Verträge,  wenn  sie  tlberhaopt  gestattet  werden* 
einer  gerichtlichen  eaiu$ae  eogmtio  (7.),  und  jedenftlls,  wenn  sie  Dritten 
gegenüber  wirken  sollen,  der  Bekanntmachung. 

4«    Die  Gütergemeinschaft  hört  auf: 
a)  Wenn  die  Ehe  aufhört,  um  deten  willen  sie  besteht,  also  sowohl  mit 

dem  Tod$  eines  Ehegatten  als  mit  der  Scheidung;  nicht  aber  mit  der 

bloszen  temporären  Schddung  vcm  Tisch  und  Bett; 
b>  auch   während   der  Ehe,  in  Felge  einer  Aenderung  des   Wohnortet 
.  (oben  2.)  oder  durch  Vertrag  der  Ehegatten  (oben  3.),  überdem  auch 

in  Folge  eines  begründeten  Begehrens  der  Ehefrau  auf  geriektHehe 

Tretmung  der  Güter. 

Eine  einseitige  Aufkündigung  der  Gütergemeinschaft  ist  nicht  zu- 
lässig. (8b)  Binzehie  Statuten  gestatten  jedem  der  beiden  Ehegatten  in  den 
ersten  Zeiten  der  Ehe  auf  Trennung  zu  dringen,  wenn  es  ihm  zuerst  be- 
kannt geworden,  dasz  das  Vermögen  des  andern  bedeutend  verschuldet  sei. 
Die  meisten  Rechte  aber  lassen  mir  auf  Seite  der  Frau  einen  Antrag  auf 
Gütertrennung  zu,  wenn  der  Mann  durch  ungehörige  Wirthschäft  sein  und 
ihr  Gut  dermaszen  gefährdet,  dasz  sie  besorgen  musz,  um  das  ihrige  zu 
kommen.  Der  Concurt  des  Mannes  löst  die  Gütergemeinschaft  zwar  nicht 
schon  für  sich  auf,  aber  wenn  der  Mann  in  Concurs  geratben  ist,  so  wird 


7.  /VtfiB#s.  Landr.  n.  1.  fi*  366.  JederTertrag,  wodurch  eine  Gfitergemeinschafl 
«BiStehen  soll,  musz  gerichtüeh  vollzogen  werden.  S*  9^*7.  Dabei  Ist  in  der  Regel 
die  Zuriehnng  des  Täters  der  Ehefrau  erforderlich.  $.  358.  In  dessen  ErnMnglung 
masz  der  Fraa  ein  rechtskundiger  Beistand  zageordnet  werden. 

8.  Cods  ew.  g.  1443.  La  Separation  des  biens  ne  pent  etre  poursuivie  qn*en 
Justice  par  la  femme  dont  la  dot  est  mise  en  p^rtl,  et  lorsqoe  le  d^ordre  des  affaires 
da  marl  donne  Iteo  de  eraindre  qne  les  biens  de  celui-ci  ne  soient  point  snffisans 
ponr  rempllr  les  droits  et  reprises  de  1a  femme.    Tbate  Separation  Toloniaire  est  nulle. 

Blnntichll,  devtachat  Privatrecht   i«  Aafl.  30 
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der  FraQ  der  Nachweb  nicbl  ichwer  fUkD»  de»  rie  Gtoad  liabe,  Gtkr- 
IreimoDg  20  YerlangNk  (90 

S.i6S. 

A.    Algemeioe  Gotergemebisduift. 
1.  GemeiiMS  Gau 

1.  D«8  gemeioe  Goft  omfasxt  zanAchst  die  sftmmtlidien  Ädvom  der 
Ehegatten  (I.):  vorerst  auch  das  beiderseits  zugebrachte,  sowie  das  während 
der  Ehe  erworbene  Uegende  Gta»  Es  entsteht  daran,  wo  sich  ideelle  Thdle 
erkennen  lassen,  ein  um  der  ehelichen  Verbindung  modificirtes  Hiteigen- 
thum,  wo  nicht,  Gesammteigenthnm  beider  Ehegatten.  (SL)  Indessen  er- 
fordert das  System  der  Fertigung  der  Liegenschaften  im  Gnindbucb  m 
seiner  Consequenz,  dasz  die  Veränderung  in  dem  Eigoithuro  selbst  erst  in 
dem  Momente  der  yollzogenen  Fertigung  vor  sich  gehe,  bis  dahin  ttbear  ov 
ein  Recht  auf  diese  bestehet  (3.) 

Ferner  die  fteto^ücftm  Sacken^  ohne  daaZ'  es  emer  Dd)ergabe  der  cia- 
zebien  Stücke  bedarf  in  gleicher  Weise.  Ebenso  anden  SmohmrmAu, 
insoweit  sich  an  denselben  me  GeuMMSohaft  denken  UtaL 

Endlich  die  Forderungen.  Da  darf  aber  nicht  an  eine  üieihing  da 
Forderungen  gedacht  werden,  so  dasz  die  Zahl  derselben  verdoppelt  wfirde. 
Vielmehr  Ueibt  die  Einheii  einer  jeden  Forderung  erhalten;  und  selbst  in 
dem  persönlichen  VerhAltmsz  zu  dem  Schuldner  bleibt  man  sidi  bewuszt, 
dasz  zunftchst  der  Mann  oder  die  Frau  der  GlAubiger  der  von  jedem  der 
beiden  oontraliirten  Forderungen,  und  je  der  andere  Ehegatte  nor  an  dem 
gegengtändlichm  Gehalt  der  Forderung  roitiwtbeiligt  worden  sei.  Nur  die 
Werthpapiere  machen  eine  Gemeinschaft  des  Eigenthums  möglich. 

2.  Eine. Ausnahme  machen  diejenigen  Vermigensrechte,  weiche  ihrer 
(Natur  nach  einlnditidmtm  als  die  aosschlieszlich  berechtigte  Person  yoiaos- 
setzen,  wie: 

9.  EhendM  g.  431.  (Auf  den  einsettigen  Antrag  eines  Ehegatten  kaan  Hit  kaX- 
hebung  der  Gemeinscbaft  erfolgen)  wenn  der  eine  Ehegatte  in  Conears  rersualteD  ist, 
and  der  andere  yod  der  Gemeinschaft  für  die  Zukunft  wieder  abgehen  will. 

1.  Badeier  Landr.  Th.  HI.  Tit.  17.  Alsbald  Eheleute  in  dem  EhesUnd  beysiin- 
men  kommen,  werden  ihre  Güter  anter  ihnen  gemein,  ungeachtet  die  Güter,  so  sie 
lueimmen  bringen,  ungleich  sein. 

%  Uppeeche  Yerordn.  g.  8.  Beide  Eheleute  (erhallen)  dadurch  ein  gemefa»- 
schaftliches  ungetheütee  Eigenthum  über  die  ganze  Termögenssahslans.  Keines  tob 
beiden  kann  daher,  ohne  Ein  willignng  des  andern»  davon  willkürlich  rerJlasseni  ed«r 
~  Todes  halber  disponiren,  sondern  diess  kann  nur  durch  eia  inter  ihnen  wechie)- 
seitig  errichtetes  Testament  geschehen. 

3.  Freute,  Landr.  U.  1.  g.  365.  BesiUt  einer  der  Ehegftien  Grondstueke  aeter 
einer  andern  Gerichtsbarkeit,  wo  sonst  keine  Gutergemeioscliart  stattfindet,  so  aast 
das  nach  den  Gesetzen  des  Wohnorts  dem  andern  Ehegatten  aagefallene  MiteigeS' 
ihnm  im  Hypothekenbache  vermerkt  werden. 
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b)  der  NmsBbrmteh, 

e)  das  Recht  an  einer  Famüientiiftungy 

d)  anoh  Stammgüter  und  L$km^§üter. 

Indessen  tritt  die  Gemeinschaft  anch  hier  ein,  soweit  es  möglich  ist, 
ohne  die  EigenthOiplicUkeit  dieser  Rechte  zn  verletzen,  also  mit  Bezug  auf 
den  Verkehrswerth  des  Autorrechts,  den  Gebrauch  ond  die  Früchte  spicher 
Gtlter  u.  s.  f. 

3.  Ceberdem  können  einzelne  Vermögensrechte  als  EinhandsgüUr 
Ton  dem  einen  oder  andern  Ehegatten  dardi  Vertrag  vwbehaUm  worden 
sein,  und  es  können  solche  Güter  auch  durch  Liberalitäten  des  andern 
Ehegatten  vermehrt  werden,  nur  darf  dergleichen  nicht  in  fraudem  credi- 
forum  geschehen.    Vgl.  §.  156. 

4.  Auch  auf  die  Pasmen  der  Ehegatten  wird  die  Gemeinschaft  so 
weit  als  möglich  ausgedehnt  (4. 5.)  Obwohl  sieh  die  penSnüehe  Beziehung 
der  Schuld  dagegen  sträubt,  werden  die  sAmmtlichen  Schulden  doch  in 
ihren  objectiven  Wirkungen  als  gemeine  Schulden  behandelt  Es  bezieht 
sich  das: 

a)  auf  die  vorehelichen  Schulden  beider  Ehegatten.  Sie  werden  nun  ge^ 
meinsam  getragen  und  aus  dem  gemeinen  Gute  bezahlt  (6.)  Aus 
Schonung  gestatten  aber  manche  Rechte  dem  gefährdeten  Ehegatten 
innerhalb  der  ersten  oder  der  zwei  ersten  Jahre  der  Ehe  auf  Güter- 
trennung anzutragen,  wenn  sich  da  erst  zeigt,  dasz  das  zugebrachte 
Gut  des  andern  überschuldet  sei; 

b)  auf  die  während  der  Ehe  entstandenen,  die  sogenannten  ehdkhen 
Schulden.  Selbst  die  Delictiehulden  (Entschädigung  und  Busze)  des 
Mannes  oder  der  Frau  werden  nach  manchen  Rechten  zunächst  aus 
dem  gemeinen  Gute  bezahlt  (7.  8.}    Indessen   wirkt  in   diesen  die 

4.  Loy99l  coat  I.  2.  8.  Qai  6poase  ie  corps  ^pouselesdettesi  sinoo  qu'il  sott 
•DireaMDi  coavena  et  \  cette  fla  fait  Inveotaire. 

tt.  Deut9th99  Sprichwort  (liiikn&nmd  lü):  Die  dem  Manne  trauet,  die  trauet 
auch  den  Schulden. 

6.  FreuMu  Landr.  IL  1.  8-  39i.  Auch  solche  Sehulden  beider  Ehegatten,  welche 
sehen  vor  vollxogener  Beirath  gemacht  worden,  werden  der  Hegel  nach  dergestalt  ge- 
meinschaftUeh,  daBs  die  Glluhiger  sieh  desswegen  an  das  gemeinschaftNehe  Vermögen 
halten  können. 

7.  Bk€nim  g«  S84.  Geldstrafen,  in  welche  der  Ifann  venirtheflt  wird,  higlei- 
chen  die  ihm  tar  Last  fallenden  Kosten  einer  —  Untersnchong  können  ans  dem  ge- 
melnsehafUichen  Yermögen  beigetrieben  werden.  %  36(^.  Doch  müssen  (dieselben) 
—  bei  erfolgender  Aalbebong  der  Gemeinsehall  auf  den  Antheil  des  Mannes  ange- 
rechnet werden. 

8.  Lippeeeke  Yerordn.  fi-  ^3.  Beyde  fiheleate  (haben)  aar  BezahlanS  der  auf 
ihrem  beiderseitigen  Vermögen  haftenden  Sehulden  gleiehe  Yerblndliebkeit.  S*  ^^ 
Aach  die  von  einem  Ehegatten  wegen  eines  Yerbreehens  oder  Vergehens  verwflrkten 
Oeldstfafen  and  desshalh  ihm  aufgelegten  Gerieh tskosten  und  KUitschldigungsgelder 
müssen  ans  dem  gemelnsehaftlichen  VanMgen  besahAt  werden« 

30  * 
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peraöDliche  Beziehung  der  Verscbuldang  so  rttrk,  duz  bei  znkttidliger 
Tbeilang  des  gemdnen  Gutes  derartige  ScbuldeD  dem  dafttr  ^ennt- 
TFortllchen  Ebegatten  in  Abzug  gebraebt  werden  dflrfen.  (7.)  Die 
Confiseation  trifll  nicbt  das  gesammle  Gut,  sondern  nur  den  AnÜieO 
des  Schuldigen  daran.  (9.) 

5.  Ungeachtet  so  eine  gegenständliche  Gemeinschaft  auch  der  Scholdeo 
erreicht  wird,  so  bleibt  man  sich  doch  bewuszt,  dasz  persönlich  meisteos 
nur  einer  der  Ehegatten  als  der  eigentliche  Schuldner  verbunden,  nicht 
aber  beide  Ehegatten  als  carrei  iebendi  zu  betrachten  seien.  Joristiscbe 
Wirkungen  dieses  Gedankens  sind  die  Rechtssitze: 

a)  Der  Pereonalarreit  kann  nur  den  persönlich  schuldigen  Theil  treffen 

b)  Nur  dieser,  nicbt  auch  der  andere  Eh^tte  haftet  auch  mit  dem  yo^ 
behaltenen  EinhandeguU  fflr  seine  Schulden. 

c)  Das  AbdiceUümtreeht  der  Wittwe. 

Schon  frohe  nAmlich  und  selbst  in  einer  Zeit,  wo  die  Gtitergoneio- 
schaft  noch  nicht  ausgebildet  war,  galt  in  Gegenden,  wo  auch  sonst  die  Wittwe 
mit  ihrem  fahrenden  Gute  für  die  ehelichen  Schulden  in  der  Verlassen- 
Schaft  des  verstorbenen  Hannes  einstehen  muszte,  der  Grundsatz,  dasz  sie 
sich  vor  allen  weitem  Verfolgungen  der  Gläubiger  sicherte,  wenn  sie  an- 
mittelbar nach  dem  Begräbnisse  alle  vorhandene  Fabrnisz  den  Gläubigern 
Oberliesz.  (10.)  Als  in  der  Folge  die  Gemeinschaft  der  Schulden  noch  ge- 
steigert ward,  so  blieb  doch  diese  Beschränkung  bestehen  und  wurde  in 
einzelnen  Rechten,  wie  in  dem  lAibischen,  unter  dem  Ausdruck  ^,Bergm 
und  Dachdingsauftragen^  noch  auf  eine  längere  Bedenkfrist  von  6  Monaten 
zur  Sicherung  der  Wittwe  ausgedehnt  (11.)  Die  Form  der  Verzichtleistimg 
^»^■^^— — — — —  I  -  ■  ■  — ■  ■  ■  "• 

9.  Code  eio.  g.  1425.  Les  coodaouiaUons  proDODc6e8  eontre  l'im  des  deoi 
6poax  poar  crime  emportant  morl  cirile,  ne  frtppent  qae  sa  part  de  la  commooaaU 
et  aes  bieps  personnels. 

10.  Kaiterreehi  II.  50.  Der  Keyier  hat  gesacxl,  dax  eio  wip  dy  mec  eme  omdim 
liat  acbolt  gemacht  dyae  nicht  gelden  sei  med  aoUehem  midefaeheide,  ^\%o  ee  von 
dem  grabe  get  vdd  eren  man  begriveD  hat,  so  enaal  se  nicht  weder  gen  in  das  Ho* 
do  se  ercD  mao  hod  laaain  uatragcD  fna  sal  ane  argaliat  alles  dax  losaio  legia  tihI 
sten  daz  ia  dem  hose  ist.  Udd  findet  me  sc  an  diaser  beaeheydenlieit  ganea  so  easal 
se  Dicht  geldin  dy  scholt  Noch  dex  keyaers  rechte.  Oach  aal  se  era  «edeman  ledig 
behalden  ane  allerley  sache  hindemisse. 

li.  Lüh.  R.  C.  II.  bei  Brokes  AddiUm.  1.  Starret  einer  Frowen  ehr  Msd,  in 
Scbalden  vordapet,  unde  de  Froawe  mit  dem  Manne  beervet,  ere  Gneder  werden 
beschre?en  uth  Yorloere  des  Rechten  In  Jewardicheit  erer  Yormnoder,  des  Richi»' 
schriyers«  twe  beseten  Borger;  dama  let  de  Froawe  samt  eren  Yormnoderen  In  Ge- 
richte apenbaren,  dat  er  Man  in  Schulden  Tordopet,  onde  se  eme  beenrat,  d«t  ee 
moye  Luebisch  Recht  geneten,  unde  dragen  np  den  Schuldeneren  Borgen  unde  Dag- 
dingk;  des  gifft  er  den  Ordel  und  Recht,  da  ae  schall  aemen  den  Richteschriver  fode 
nemen  nicht  den  slimsten  ok  den  besten  Hoyken  nemen  eee  Kinder  by  der  Hiad« 
unde  Uten  sick  dar  so  athieiden,  so  is  se  des  Mannes  Schulden  nicht  mehr  tho  aad- 
werdende  pUchtich,  noch  se»  oCle  ere  Kinder,  edder  Enran. 


8.  Ul%,    Stellong  and  Reeble  der  beiden  Ehegatten,  469 

ist  nnii  gewöbidteh  eine  Erkläniiig  der  Wittwe  an  das  Geriebt  (12.),  dasz 
sie  alle  Ansprüche  auf  das  Gesammtgat  aufgebe.  Die  Wirkung  derselben 
ist,  dasz  die  Wittwe  nicbt  blosz  ibr  jetziges  Sondergnt,  sondern  ebenso 
ibren  zukfinftigen  Vermögenserwerb  vor  den  Gläubigem  sieber  stellt  und 
diesen  sieb  für  immer  entziebt  Dasselbe  Recbt  bat  aucb  die  gescbiedene 
Ebefrau  unmittelbar  nacb  der  Scheidung.  Dagegen  gestatten  nur  wemge- 
Rechte  der  Ebefrau  eine  ähnliche  Befugnisz  in  dem  Falle,  wenn  der  Ehe- 
mann wahrend  der  Ehe  in  Concurs  gerath. 

Der  Mann  hat  kein  derartiges  Recbt  Würde  auch  er  nach  dem 
Tode  der  Frau  auf  das  Sammtgut  verzichten,  so  könnte  er  damit  die  von 
ihm  geroachten  Schulden  nicht  abschütteln,  und  die  von  der  Frau  während 
der  Ehe  gemachten  braucht  er  auch  mit  demSammtgute  nicht  zu  bezählen. 

*  Ber(^,  Ueber  das  Bremische  Güterrecht  der  Ehegalten  mit  besond. 
Rucks,  auf  das  benef.  abdicationis  der  Wittwe.  Bremen  1832:  S^iwotm^ 
frinkiscbe  Gütergemeinschaft«  S.  34  ff. 

$.  166. 
S.    Stellung  und  Rechte  der  beiden  Ebegatten. 

1.  Wo  die  Gütergemeinschaft  gilt,  hat  sich  die  eheliche  Vormundschaft 
des  Mannes  (§.  153.)  gewöhnlich  in  Wirksamkeit  erhalten:  und  wo  das 
nicht  geschehen,  siDd  doch  dem  Manne  ausgedehnte  Rechte  der  Vertoaltung 
geblieben.  (1.2.)  Auf  der  andern  Seite  aber  ergeben  sich  auch  oft  in  den 
Statuten  Beschränkungen  seiner  Disposition  im  Interesse  der  Frau.  So 
wird  die  Befugnisz  des  Mannes,  Sachen  des  gemeinen  Gutes  zu  ver- 
äuszern,  bald  auf  den  Kreis  der  ehelichen  Wirthschaftsinteressen  einge« 
gränzt,  und  es  werden  blosze  Liberalitäten  davon  ausgeschlossen  (3.),  bald 
wird  dieselbe  nur  mit  Bezug  auf  die  fahrende  Habe,  nicht  auch  für  das 
liegende  Gut  anerkannt  (4.),  bald  der  Frau  überhaupt  das  Recht  der  Inhi- 
bition zugestanden,  wo  sich  eine  Gefährde  ihrer  Interessen  zeigt.  (5.) 


13.  Lox^el  Inst.  Goat.  II.  3.  30.  Femme  veave  renoncant  k  la  commanaut^, 
Jettoit  Jadis  sa  ceintare,  aa  Rourse  et  ses  Clefs  aar  la  foase  de  son  man.  Maintenant 
i\  faut  renoneer  en  Justice  et  faire  Inventaire. 

I.  Erk.  des  O.  A.  G.  München  {Seuffert$  Arcbi^  I.  340.)  Bei  der  allgemeinen 
Gfitergemeinschart  ist  es  gemeiorecbtUche  Regel,  dasz  während  der  Ehe  dem  Mann 
allein  volle  Terrfigungsgewalt  über  alle  Thelle  des  GemelnschaftsYermögens  zustehe. 

3.    Holland.  Ges.  v.  1833.    Der  Ehemann  Ist  Herr  der  Güter  der  Gemeinschaft. 

3.  Code  ein.  g.  1433.  II  ne  peat  disposer  entre-?ifs  k  titre  gratuit  des  im- 
meubles  de  la  communaut^  ni  de  runiTersalit^  oa  d'une  qaotit^  du  mobilier,  ci  ce 
n'est  poor  r^tablissement  des  enfans  commune. 

4.  Sentheü»,  Landr.  Tb.  4.  Tit.  3.  Kein  derer  Eheleute  mag  unbewegliche 
Güter  wie  auch  stehende  Renthen  ?erSu8zem,  verpfSnden,  weniger  für  einen  dritten 
bürgerlich  einlassen,  denn  mit  beiderseits  Belieben. 

5.  Stadtr.  r.  Mühlhaueen  B.  3.  Art.  tf.  Wobei  wir  denn  ferner  verordnen, 
dasz  zwar  der  Mann  als  Haupt  der  Familie  ans  rejdlichen  Ursachen  zu  beider  Ehe- 
leute und  ihrer  Rinder  wahren  Nutz  und  Notbdurft  von  den  gemeinschaftlichen  — 
GQtern  wohl  etwas  verkaufen  und  verXuszem  mag.  doch  so  die  Frau  besorget,  dasz 
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a.  Obwohl  die  Frau,  die  in  der  GtttergemeiiiMhaft  leM»  dem  Bigen- 
thume  nach  ab  gleichbereobtigt  mit  dem  Manne  angeedieD  wird,  so  ist 
sie  doch  in  der  Regel  auch  bei  diesem  Gtttersystem  in  der  VerflIgDqg  flbo' 
das  gemeine  Gut  beschrinkt,  nnd  diese  wie  die  Vertretnog  der  Wirtti- 
schaftointeressen  in  dem  Manne  ab  dem  Haupt  der  Ehe  conceniriit.  Sie 
darf  daher  ohne  Erbnbniss  des  Mannes  weder  Sachen  yerftoszem  nodi 
Schulden  eing^en.  (§«  154.)  Wenn  aber  die  Frau  fQr  Haoshaltongs- 
bedOrfnisse  eine  Schnld  contrahirt  hat,  so  wird  dieselbe  regdmftsag  ab 
eine  persönliche  Schnld  des  Hannes  behandelt,  ond  nicht  blosz  das  gemeine 
Gnt,  sondern  nöthigenfalb  auch  das  Einhandsgnt  des  Mannes  kann  rar 
Befriedigung  derselben  angegriffen  werden.  (154^  6.) 

Ueberdem  kommt  es  hier  wohl  tot,  dase  ausnahmsweise  in  Bebinde- 
mngsfilllen  des  Mannes  die  Ehefrau  gerichtlich  ermllditigt  wird,  einzelne 
durch  die  umstände  gereditferfcigte  Verfdgungen  über  das  gemeine  Gut 
mit  derselben  Wirkung  vorzunehmen,  wie  wenn  der  Mann  gdiandeft 
hatte.  (6.) 

3.  Ganz  vo^hieden  wird  die  Frage  in  den  Rechten  beantwortet,  in- 
wiefern die  in  der  GQtergemeinschaft  lebenden  Ehegatten  mit  Bezug  auf 
das  gemeine  Gut  tettiren  dürfen.  Wird  Mileigenthum  angenommen,  so 
steht  nichts  im  Wege,  dasz  jeder  Eh^atte  über  seinen  Antheil  letztwiliig 
▼erordne.  Aber  auch  wo  es  ein  Gesammteigenthom  gibt,  läszt  sich  wohl 
begreifen,  dasz  jedem  Eh^atten  gestattet  wird,  auf  den  Todesfall  hin  über 
einen  Theil  des  gemeinen  Gutes  zu  verordnen;  denn  im  Tode  hört  ja  ^ 
Gemeinschaft  auf,  und  nur  fQr  diesen  Fall  werden  dann  Theile  gedacbL 
Die  Ansicht,  dasz  dem  Ehegatten  die  Testirungsbefugnisz  zustehe,  ist 
daher  überwiegend.  (Für  Bremen,  Ansbach  und  München  vgl.  Seufferts 
Arch.  IX.  181.)  Nicht  aber  darf  er  über  das  ganze  Gesammtgut  testireo; 
denn  dadurch  würde  er  die  Interessen  und  Rechte  seines  Ehßgenosseo 
daran  verletzen.  Viele  Rechte  beschranken  indessen  hier  die  Testirfreibeit 
mehr,  vorzüglich  in  der  Absicht,  den  überlebenden  Ehegatten  und  oft  auch 
die  Kinder  besser  zu  sichern.    (7—9.) 


es  ihr  zu  Schaden  gereichet,  kann  sie  solches  an  uns  gelangen  lassen  und  Erkünoc- 
nisz  darüber  erbitten. 

6.  Code  ein,  g.  1427.  La  femme  ne  peut  s*obliger  ni  engager  les  biens  de  la  coin- 
munaut^,  mdme  pour  tirer  son  mari  de  prison,  oa  pour  T^tablissement  de  ses  enfaos 
^  en  cas  d*absence  du  mari«  qu'apr^s  y  avoir  6t^  aotoris^e  par  justice. 

7.  LippeMche  Yerordn.  g.  8.    Oben  g.  165.  2. 

8.  Dorniger  Willicuhr  Tb.  2.  K.  6.  Art.  6.  Weil  hiesige  Eheleate  venDöge 
Flämischer  Erbgerechtigkeit  und  Culmischer  Freiheit  in  ungetheilter  Gemeinscluft 
aller  ihrer  Güter  stehen  und  nach  des  einen  Ehegatten  Absterben  der  Ueberlebende 
aus  dem  hinterlassenen  gemeinschaftlichen  Vermögen  die  U&lfte  in  sich  nimoit,  so 
kann  diese  portio  statutaria  von  einem  Ehegatten  dem  andern  keineswegs  entnommeD 
oder  geschmAlert,  wohl  aber  durch  ein  oder  beider  Ehegatten  errichtetes  testamea- 
tum  reciprocnm  vermehrt  werden. 

9.  Code  eiü,  g.  1423.  La  donation  ttetamentaire  fait  par  le  mari  ne  peat  ex- 
ender sa  part  dans  la  communaat6. 
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3.  Re€htoverbältDt886  nach  der  AuflösaDg  der  Ehe.    Fortgeeetate  GütergemeinscbafL 

1.  Unbeerbte  Ehe.  Wird  die  Ehe  durch  dea  Tod  eines  Ehegatten 
aufgelöst,  luid  sind  keine  Kinder  desselben  am  Leben,  so  erhAlt  der  über- 
lebende Ehegatte 

a)  nach  den  einen  Statuten  die  Hälfte,  (1.)  oder  anch  etwa  einen  grosxem 
theil  des  gemeinen  Gutes,  mid  es  (UM  der  andere  Theil  den  Erben 
des  Verstorbenen  zu.  Dann  Ist  der  Gesichtspunkt  der  Auseinander- 
Setzung  der  beiderseitigen  AnsprOche  auf  die  gemeine  Masse  masz- 
gebend  und  wird  nur  durch  die  Rücksicht  auf  das  Eherecht  (§.  160.) 
des  Wittwers  oder  der  Wittwe  erweitert    Oder 

b)  der  Ueberlebende  behftlt  nach  andern  Gesetzen  das  ganze  gemeine  Gut 
und  wird  zum  Erben  des  Verstorbenen.  (2.  3.)  Es  wird  das  auch 
durch  .die  Sprichwörter  ausgedrückt :  „Längst  Leib,  WngstGui*\;  oder: 
„Der  letzte  macht  die  tküre  zu,''  In  diesem  Sinne  fassen  auch  die 
Rechtsquellen  die  Suocesdion  auf,  und  es  ist  das  gewisz  natürlicher, 
«t»  die  Vorstellttng  einer  sogenannten  Gonsolidirtion,  welche  auch  bei 
d^r  Annahmef  des  Gesammteigenthmns  nicht  nöthig  ist 

c)  Naek  einigen  Statuten  wird  nun  doch  wieder  aus  der  gemeinen  Masse 
ausgeschieden,  was  Von  dem  uberUhenden  Ehegalten  zugebratkt  worden, 
mid  dieses  zum  Torsms  dem  WfMIng  überlassen,  oder  auch,  was  der 
verttwbene  Ehegatte  zugebracht  hat  und  daran  seinen  Blutserben  ein 
Antheil  bestimmt  Diese  genettsche  Ausscheidung  paszt  indessen  nicht 
zu  dem  Princip  der  Gütergemeinschaft. 

d)  Oft  wild  das  Redil  des  Wittüngs  noch  dadurch  modifidri,  dasz  ihm 
gewisse  Sachen  als  Yoraue  (z.  B.  das  Ehebett,  der  Trauring,  Kleider 
u.  dgl.)  zugestanden  werden. 

2.  Beerbte  Ehe.  Sind  Kinder  vorhanden,  so  kann  das  natürliche 
Erbrecht  dieser  nicht  ebenso  durdi  die  Ansprüche  des  überlebenden  Ehe- 
galten verdrflngt  werden.  Wohl  aber  wird  es  in  sehr  Verschiedenen  Formen 
berücksichtigt : 

a)  so  dasz  die  eme  Hdtfie  des  gesanunten  Gutes  den  Kindern  als  Erben 
zuOIIt,  die  andm  Eälfie  dem  üherUbendm  Ehegatten,  zuweilen  mit 
der  Modification,  dasz  diesem  audi  der  Nieszbrauch  an  der  ersten 
HUfie  verbleibl  (4.); 

1.  CoDst  d.  Karr.  Jochim  I.  t.  15V7  f.  Brandenb,  I.  51.  Welches  von  den 
maiteA  des  aDdem  Todt  erlebt  behelt  nach  alter  gewonh^it  das  halbe  Gut  an  lie- 
geaden  CMIoden  ood  Üihiender  Habe. 

S.  Omabräek.  Stat.  {Hunde  ehel.  Güterr.  8.  37.)  Der  lestleTende  is  aller  des 
fitalerbenep  nageladeiie  Godere  mllen  komen  und  gewisse  Degeste  rechte  Erve. 

8.  iappeeehe  Terordfi.  $•  1<^-  (Bei  kioderloser  Ehe]  flllU  das  alleinige  Elgentham 
aller  bisher  gemeinsdüfülcher  Güter  mit  TOÜiger  Aosschlies^UDg  dier  Terwandten  des 
Yerstorbeneii  sewohl  in  aafsteigender  als  derCollaterallinle  —  auf  den  Ueberlebenden. 

4.  8tadtr.  ▼.  Ritien  Art  41.  Ts  dat  also,  dat  eyn  rrowe  efflhe  eyn  man  — 
kyndere  behhet,  stervet  der  eyn,  so  solen  dt  kpdere  den  halTen'deyl  des  gntes  be- 
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b)  so  daSE  der  Qberlebende  Ebegtite  zwar  aosier  seiner  Hilfte  andi  nodi 
YOD  der  andern  Hälfte  wieder  die  Hälfte  als  Ehe-  und  Brbredit,  oder 
dasz  er  ztoei  Drütheile  des  Ganzen  erhält,  die  Kinder  aber  doch  eineD 
Tiertheä  oder  einen  Drütheü  des  Ganzen  erben  (5.); 

c)  dasz  man  sich  fbr  jetzt  keine  Theilung,  auch  nicht  in  ideellen  Quoten 
denkt,  sondern  die  ganze  Masse  auch  femer  als  Ein  innerUch  gemek^ 
iamee  Gut  behandelt,  woran  sowohl  der  überlebende  Ehegatte  ab  die 
Kinder  Gesammteigenthum  haben  (6.); 

d)  dasz  dem  überlebenden  Ehegatten  zwar  das  Gesammtgut  allein  zu 
Eigenthum  zugesprochen,  ^r  den  Kindern  eine  feste  erbrechlück 
AniDortechaß  darauf  Torbehalten  und  daher  die  Verfügung  des  ersten 
Ober  die  Güter  wesentlich  beschränkt  wird  (7.  8.); 

e)  oder  gar  in  Dmkehrung  der  natürlichen  Verhältnisse,  dasz  den  Bn- 
dem  ab  Erben  das  Eigenthum  an  dem  gesammten  Gute  yerlidieD, 
dem  Oberlebenden  Ehegatten  aber  nur  der  Genusz  desselben  EOgesi- 
chert  wird.    (Vgl.  $.  192.) 

8.  Die  nach  dem  Tode  des  einen  Ehegatten  von  dem  andern  mtt 
den  Kindern  fortgesetzte  gemeinsame  Wirthscbaft  wird  fortgeeeizie  Güier- 
gememeekaft  fcammunio  bonorum  prorogata)  genannt  Aus  den  eben  auf- 
gezählten Formen  ist  es  klar,  wie  mancherlei  yersebiedene  RechlSYerfaäH- 
nisse  unter  dem  Einen  Namen  Eusammengefoszt  werden.    Die  fortgesetzte 


balden  tnde  den  anderen  hal?en  deyl  sal  de  Tader  efthe  de  moder  wylich  er  leben- 
dich  blybet  bebalden. 

tt.  Piürmhfrg.  Rer«  Til.  83.  G.  5.  Wann  in  onferdinglen  Herrathen  ata  tot 
deoi  andern  on  Gesebeffl  und  on  Erben  in  absteigender  Linien  mit  Tod  abgeet,  so 
soll  dem  pleibenden  Ehegenossen,  zusampt  seinem  gebärenden  halben  Teil  aller  rer- 
saromenlen  Haab  von  des  Verstorbnen  andern  Teil  noch  der  halb  TtW  im  Algen- 
thnmb  und  Gteiesz  tolgen.  —  Es  soll  aneh  der  pleibend  Ebegenosi  von  (dem  andern 
halb)  Teil  sein  Lebenlang  den  Befsüs  und  Geoieei  haben. 

IL  LipßeeehM  Yerordn.  (.  16.  17»  Sind  «-.ftindier  Torhaoden,  so  aeUi  der  sa- 
Tückgeblietene  Ehegenosse,  so  lange  er  nicht  zur  3ten  Ehe  schreitet,  die  Gemetn- 
Schaft  —  mit  diesen  Kindern  fort»  auf  die  alsdann  das  —  nngetheilte  Miteigenthuni 
(des  Verstoibenen)  fllft.  Dem  Lingsllebeuden  —  gebührt  —  die  alleinige  Disposition 
(zum  Besten  der  Familie)  —  und  ist  deszhalb  in  keiner  Inventarl«ms->Brrichtnng« 
RechnongsaMage  und  SicberheMsleistang  sehaldig» 

7.  Sehweinfurt,  Sut.  IM.  S-  ^-  ^  <lss  Überlebende  ^  blähet  in  alinn  Gntern 
sitzen,  hat  ieselbe  seinem  Gefallen  nach  zu  gebrauchen  und  zu  genieszen,  auch  damit 
zu  thun  und  zu  lassen,  als  mit  seinem  eigenen  Gut.  ohne  Terhinderung  manniglirb 
und  haben  die  Kinder  an  des  Yerstorbeoen  Vaters  oder  Mutter  Gut  keinen  benann- 
ten Theil,  so  lang  und  viel  bis  die  Theilung  ron  dem  überlebenden  Ehegenossen  vtr- 
wirkt  oder  angeboten  isL 

8.  Mühlhäuser  St.  IV.  90.  S-  i*  3.  Erzeugen  (zwei  Pecsonep)  in  der  Ehe  - 
Kinder  —  stirliet  alsdann  derselben  Eheleute  eins,  so  (bleibet)  das  überbleibende  «' 
ein  Herr  aller  Guter»—  welche  sie  befde  — mit  einander  zusammengebracht»  erwor- 
ben, ererbet  und  besessen  haben,—  und  haben  die  Kinder  keine  wfirkiiche  Anforderung 
an  solchen  GQtem,  so  lange  der  überbleibende  Vater  oder  Mutter  am  Leben  und  im 
Witiwenstande  bleibet. 
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GflteSMneiiisdiaft  wnraselt  schon  in  dem  alten  Ehevechte  des  Vaters  mid 
dem  Beisitoe  der  Matter  (§.  160  und  161.) ;  auf  ihr  Wachsthiim  aber  tbie 
auch  die  Ausbildung  der  ehelichen  Gütergemeinschaft  einen  Einflosz  ans. 
Man  sachte,  so  gut  es  ging,  die  gemeine  Wirthschaft  nach  wie  vor  fort- 
zusetzen. (9.  10.)  Der  überlebende  Ehegatte  stand  dann  als  Haupt  dar 
Familie  an  der  Spitze  des  Ganzen  und  flbte  die  Rechte  der  Verwaltung 
und  V^flgung.  Weniger  Schwierigkeit  hatte  das,  wenn  der  Mann  dte. 
Frau  überlebte  (11.)»  etwas  bedenklicher  war  es,  wenn  die  Wittwe  nun 
an  die  Stelle  des  verstorbenen  Ehemannes  treten  soDte.  Indessen  Tertrauten 
auch  ihr  manche  Rechte  diese  Befugnisse  an;  andere  aber  beschrankten 
sie  doch  mehr.  (10.)  So  lange  diese  Gemeinschaft  dauert,  sind  auch  die 
Interessen  daran  ganeinsam.  Das  gemeine  Gut  wächst  oder  echmndet  zu 
aDer  Gewinn  oder  Schaden.  Sie  sitzen  zusammen  »zu  Gedeih  und  Ver^ 
derb.9  (12.)  Aller  Erwerb  des  Wittlings  und  der  Erwerb  der  in  der 
Haushaltuag  zurückgebliebenen  Kinder  flieszt,  wie  wahrend  der  ehetichen 
Wirthschaft,  dem  gemeinen  Gute  zu.  Was  dagegen  die  Kinder  erwerben, 
welche  eine  gesond^ia  eigene  Oekonomie  gegründet  haben,  das  bleibt  auiph 
ihnen  allein. 

Schwieriger  ist  es  die  Frage  zu  beantworten,  ob  auch  ein  spater  dem 
Wittling  oder  den  Kindern  angefaüenes  Capitalvermögen,  vorzüglich  eine 
Erbschaft,  zu  gemeinem  Gute  oder  zu  Sondergut  des  bezflg^chen  Erben 
werde.  Betrachtet  man  die  fortgesetzte  Gütergemeinschaft  vornehnplich 
aus  dem  Gesichtspunkte  einer  Fortsetzung  der  gemeinsamen  Haushaltung 
in  Einnahmen  und  Ausgaben,  so  genügt  es,  wenn  die  Früchte  auch  solcher 
Güter  gemein,  diese  selber  aber  Sondergüter  werden.   Debertragt  man  aber 

9.  SUdtr.  V.  Freyburg  im  Uechtland  v.  1249.  g.  29.  [Oanpp  l\,  87.)  81  qais 
matfimooialiter  contraxerit  cum  aliqaa,  et  contigerit  virum  mori,  uxor  ejos  sapra 
omaia  booa  qae  vir  ejus  sibi  et  liberis  suis  reliquerit,  sioe  dissipatione  rerum  illo- 
rmn  liberoram»  dam  est  absque  marito,  domina  debet  esse;  si  aatem  roaritari  volue- 
rit,  poreionem  suam  in  mobilibos  quicquid  sunt  accipere  debet  et  in  allodiis  etiam 
et  habere  dum  viierit,  sed  post  ejus  mortem  ipsa  portio  alfodii  ad  legitimes  heredes  debet 
reverti>  uec  ipsa  illam  poreionem  allodii  rendere  potest  nee  dare  nee  aUenare.  —  Et  si 
contigit,  uxorem  mori,  ipse  vir  omnia  bona  tam  mobilia  quam  immobilia,  que  vivente 
uxore  habebat,  et  que  lucrabitnr,  libere  pacifice  et  sine  contradictione  aliqua  usque  ad 
mortem  suam  possIdebit  et  erit  dominus  omnium  bonorum  illorum,  et  si  uxorem  duxerit 
eciam  sicut  predlctum  est,  usque  ad  mortem  erit  dominus  omnium  bonorum  illorum. 

10.  A.  Lüb.  R.  Haeh,  II.  27.  So  war  en  man  und  en  wif  kindere  tosamene 
hebben  —  sterfet  de  man,  de  vruwe  besit  mit  sodaneme  ghude  so  se  bad- 
den.  Bat  gbut  ne  maeb  se  nocb  vorcopen  nocb  vorsetten  nocb  vorgheven  sunder 
erven  lof,  ft  ne  si  dat  se  des  bedorve  to  erer  liflucbt.    (Tgl.  8.  A.  VII.  59.) 

11.  Erii.  des  Obertrib.  zu  Stntigari  [SenfferU  Arcb.  IV.  235.  6).  Bei  fortge- 
setiter  Gutergemeinscbaft  mnsz  dem  Vater  Jedenfalls  dasselbe  Verfngungsrecbt  über 
das  Gesammtvermögen  zustehen,  welches  er  schon  vor  Trennung  der  Ehe  hatte. 

•12.  Lüneburg.  Ref.  VI.  19»  8itzt  ei&  Mann  nacb  seines  Weibes  Tode  mit  sei« 
Den  Klftdem  in  angeschiedenem  Gut  und  das  Gut  bessert  sich  in  der  gesaromten 
Hand,  so  setleD  die  Kinder  neben  dem  Vater  den  FrommeD  mit  haben;  ergert-sleh 
auch  das  Gut  in  der  gesammten  Hand,  so  sollen  sie  den  8cbaden  mUt  tragen. 
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die  VonMhiiig' einer  TolkUliidigen  inneni  Lebensgemefnschaft  der  FlimflieiH 
glieder  aach  auf  die  fortgesetete  Gütergemeinschaft,  so  wird  es  begreiflidi, 
wenn  einzelne  Rechte  vorzflglich  die  derartigen  Capitalerwerbangen  des 
WIttfings  nnd  die  der  Kinder  wenigstens  insofern,  als  dieselben  yon  der 
Seile  des  verstorbenen  parens  herkomnien,  dem  gemeinen  Gute  zurechnea 
(13.)  Die  erstere  Auffassung  ist  die  natOrlichere  nnd  entspricht  Besser  dem 
alteren  Recht.  Die  Einigung  im  letztem  Sinne  hat  etwas  Oofrirfes  ao 
sich»  da  sie  nicht  dem  Gdtenrerhallnisz  der  Eltern  zu  den  Kindern,  sod- 
d^i  dem  der  Ehegatten  nachgebildet  ist,  wahrend  doch  nun  anstatt  des 
Terstorbenen  Hbegatten  dessen  Kinder  da  sind. 

Wahrend  der  Gemeinschaft  versteht  es  sich,  dasz  der  Dnterhaii  und 
die  Erziefmng  der  Kinder  aus  dem  gemeinen  Gute  bestritten  werden  soB. 
Aber  auch  die  Auanttutung  der  Tochter,  die  aus  der  elterlichen  Hanshaltung 
heraus  in  die  Bhe  tritt,  oder  die  Amricßitung  des  Sohnes,  der  sich  absondert 
und  ein  eigenes  Hauswesen  gründet,  lastet  auf  dem  gemeinen  Gut  (14.) 
Ob  darin  zugleich  eine  Abfindung  liege  fbr  die  Ansprüche  des  abge- 
sonderten Kindes  auf  das  gememe  Gut,  hflngt  von  der  Art  der  AbsondertiDg 
(§.  irr.)  ab. 

Der  Cd)ei'lebende  Ehegatte  kann  gewöhnlich  am  der  Gmneineehaft 
treten,  sobald  er  will,  nidit  aber  fSbeoso  die  Kinder.  (15.)  Diesen  steht 
ein  Recht  auf  Theilung  und  Ausscheidung,  auf  Schichtung  zu  dringen,  nur 
aus  bestimmten  Grflknden  zu.    Sofche  Gründe  sind: 

a)  die  Wiederverheirathung  des  WittKngs,  indem  durch  die  zweRe  Ebe 
neue  engste  FamiKenbesiefaungen  entstehen,  welche  leicht  die  Interessen 
der  bidierigen  Genteinscfaaft  überwiegen  (15.), 

b)  die  Geßhrdung  des  gemeinen  Guts  durdi  unorden^iche  Wirthschafi 
des  Witdings, 

c)  nach   einigen   Statuten   auch   die    VoUjährigkeit  aäer  Kinder.   (15.) 


13.  Lippe9€he  Verordn.  %,  19.  Alles  was  der  LäDgsÜebeDde  erwirbt,  kommi 
obDe  Unterschied  in  die  Gremeioschaft  und  ebenso  alles,  was  die  Kinder  mit  dem  ge- 
meinschaftliehen Vermögen  acqairiren  oder  was  mittelst  ihres  Terstorbenen  Vaters 
oder  —  Matter  —  auf  sie  ron  Ascendenten  —  oder  Seiten?erwandten  durch  natür- 
liches Erbgangsrecht  vererbt  wird;  alles  Vermögen  (hingegen  facht,  was  sie)  aliuxidfl 
erwerben  —  (oder  von  ihren  Anverwandten)  geschenkt  oder  durch  leisten  Wüleo 
vermacht  erhalten. 

14.  Hamb.  8tat.  III.  3.  3.  —  bleibet  der  Mann  Wittwer  and  stehet  seliMD 
Dingen  recht  vor,  so  mag  er  nicht  genöthiget  werden,  bei  Leben  die  Gäter  mit  sei- 
nen Eindern  zu  theilen.  Jedoch  soll  er  schuldig  sein,  denselbigen  nothweBdige  Ali- 
menta,  so  wol  auch,  wenn  es  die  Zeit  und  ihre  Jahre  erfordern,  ein  billiges  HeyraUi- 
Gut  und  Aussteuer,  Gestalt  und  Gelegenheit  der  Guter  nach  zu  geben. 

la.  ffolatein.  Vorm.  Ord.  1743.  g.  4.  Die  V?ittwe  (soll)  mit  Ihren  Klndeni  io 
engetheilteD  Gütern  zu  bleiben  befugt  sein,  so  lange  sie  nicht  selbst  auf  die  TheilQDg 
dringet,  oder  zur  andern  Ehe  schreitet,  oder  auch  die  mündig  gewordenen  Kisdcr 
aus  der  Gemeinschaft  gehen  und  ihr  Täterliches  Erbe  fordern,  und  sie  Überhaupt  in 
der  Haushaitang  als  einer  getreuen  Mutter  geziemet,  ▼erfahreD  wird. 
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Mach  den  melireni  gibt  aber  diese  nur  einen  Grand,  die  AoMiattung 

tu  Terlangen.    (140 

Die  TMkmg  ist  auch  dann  voB$tändig,  wenn  sie  Mess  diem  Capital 
naob  gesdiieht,  der  Nieixbrauch  aber  dem  WittKng  an  dem  gansen  oder 
efaiem  Theo  dee  Vermagens  der  Kinder  verbleibt,  denn  dieser  Niescbrandi 
ist  dann  nicht  mehr  als  eine  Wirkung  der  Gemeinschaft,  sondern  aas 
andern  RechfigrQnden  zu  erklären.  Die  GrOsze  der  Theile  wird  Tersdiieden 
bestimmt,  je  nadi  dem  besonderen  Ehe-  und  Erbrecht  eines  Ortes. 
Steweilen  erhält  der  Vater  eine  grOszere  Quote  als  die  Mutter,  am 
häufigsten  aber  erhalten  der  Wittling  die  eine  und  die  Kinder  die  andere 
Hälfte. 

4.  Wird  die  Ehe  durch  ^enheidung  geUyst,  so  werden  gewöhnfieh 
aus  dem  gemeinen  Gut  wieder  die  ursprünj^hen  Beitandiheüe  genetisch 
aosgesohiedeii,  und  der  Mann  erhält  dann  sein  eingebradites  Gut  und  die 
ebdicbe  Errungenschaft  und  die  Frau  ebenso  ihr  sugebraehtes  Gut,  »*• 
weilen  auch  einen  Theil  der  Emmgenschaft.  (16.)  Die  MOgMchkeii  einer 
derartigen  Sonderuiig  der  Gäter  ist  ein  Zeiel^n,  dasi  die  innere  GMer- 
gemeinschaft  doch  nur  eine  rdative  Wahrheit  hat 

Andere  Rechte  lassen  aber  in  diesem  Fall  das  Gesammtgut  in  zwei 
Hüften  unter  die  geschiedenen  Ehegatten  theilen.  (17.) 

$.  168. 
B.    Particnläre  Gütergemeinschaft, 
i.    Geuieinschaft  der  rahreoden  Habe. 

1.    Es  bilden  sich  drei  verschiedene  Gfitennassen: 

a)  das  Kegende  Crut  des  Mannes,  das  er  eingebracht  oder  ererbt  oder 
während  der  Ehe  erworben  hat;  das  letztere  wird  ihdessen  Öfter  auch 
als  ein  Theil  der  Errungenschaft  in  die  Gemdnschaft  gezogen; 

b]  das  liegende  Gut  der  Frau,  worauf  sich  aber  die  Verwaltung  und  der 
Nieszbrauch  des  Ehemannes  gewöhnlich  erstreckt; 

c]  die  fahrende  Habe,  welche  als  gememee  fhu,  sd  es  beiden  Ehegatten 
2u  Mitdgenthum,  oder  wenn  man  sich  keine  Ideellen  Theile  denkt, 
zu  Gesammteigenthum  zugehört. 

16.  /VeoM.  Landr.  li.  1.  S*  '^ää.  Utl  unler  den  saeehfedeneD  EhelenteD  Ge- 
OMinaclian  der  Gdter  obgewallet:  so  Dimmt  Jeder  Theil  sein  In  die  Säe  gebrachtes 
oder  während  deraelben  durch  BriMchaflen,  Yermächttilaae,  Geschenke  oder  Mosze 
GlädtflXile  erlangtes  Yemiägen  loräek  und  das  äbrige  wM  unter  beide  Eheleute 
gleich  getheilu 

17.  O.  A.  G.  sn  (Mlh  {Set^erif  Arch.  TU.  IQä).  Tritt  bei  bestehender  aUge- 
meiner  G.  G.  eine  Ebescbeidnng  efn,  so  werden  dedorcb  die  VermögensTerhältnlsse 
dev  geschiedenen  Eheleute  nicht  wieder  in  den  Reehtsgnistand  xuräek  versetst,  weloiier 
lur  2eit  der  Eingehnng  der  Ehe  bestanden  hau  Es  kommen  rielniebr  in  etnen 
solchen  Falle  die  für  die  Theilungsklage  geltenden  geSetilichen  Besümmnngen  aur 
Anwewiang,  nach  welchen  Jeder  Ehegatte  die  Halbscbeid  des  Tdrhandtaen  gemiBin- 
schaftlichen  YerMigens  an  fordern  berechtigt  ist. 


Diese  Gtlterim«eii  können  unter  einander  in  AbrechniiDgsferliiltniflM 
sMien,  80  dasz  auf  dem  einen  zu  Gunsten  des  andern  eine  Schuld  lastet 
fbr  Verwendangen,  cKe  aus  dem  letzteren  an  das  erstere  gescheheo  sind.  (1.) 
Wir  sind  aus  den  kaufinannischen  Ansitzen  in  Terschiedenen  Conti  deiid 
An-  und  Abrechnungen  sogar  da  gewöhnt,  wo  das  nimlidie  IndiTidonni 
ab  das  eigentKche  Sobject  zweier  oder  mehrerer  Conti  erscheint,  dasz  wir 
ohne  Bedenken  solche  objedive  Forderungen  oder  Schulden  eines  Sonder- 
gutes an  das  gemeine  Gut  oder  umgekcJKrt  uns  zarecht  legen.  Bas  ein- 
fache Princip  ist:  Es  darf  nicht  das  eine  Gut  ohne  Ersatzpflicht  aus  dem 
andern  hereichert  werden«  und  wird  es  zn  Gunsten  des  andern  bdastet, 
so  hat  es  dafür  eine  Entschftdigungsforderung  an  dieses.  Die  franzOsiscbe 
Jurisprudenz  hat  die  zum  Theil  schwierige  Anwendung  dieses  Princips  mit 
Scharfsinn  erörtert 

2.  Die  Venötdimg  des  Mannes  erstreckt  sich  aber  alle  drei  Guter,  — 
darin  zeigt  sieh  wieder  die  Einheit  der  ehelichen  Wirthschaft;  aber  die 
Rechte  des  Mannes  sind  doch  rerschieden,  je  nach  den  Gütern.  (2.)  Sem 
nqmn  Sondergmt  rerwaltet  er  als  freier  J^gentkikner  und  ist  deszhalb 
Niemanden  yerantwortlidi.  Das  Sondergut  seiner  Fr&n  aber  rerwaltet  er 
•^  soweit  nidit  ein  Theil  desselben  als  vorbehaltenee  Gut  auch  dieser  ^- 
wirkung  entzogen  ist  —  als  Vormund  der  Frau  oder  dodb  als  Haupt  der 
Ehe.  Er  bedarf  dazu  kdner  besonderen  Vollmacht,  aber  er  handelt  hier 
wesentlich  als  Vertreter  der  Frau  und  ihrer  Rechte,  und  ist  derselben  für 
seine  Verwaltung  verantworUich  und  in  derselben*  beschrankt  Er  darf  in 
ihrem  Namen  Klagen  anstellen,  zum  Schutz  ihres  Sonderguts,  aber  er  darf 
ohne  ihre  Zustimmung  ihre  Güter  nicht  verfluszern,  und  wenn  er  ihre 
Interessen  vernachlässigt,  so  darf  sie  ihm  wohl  entgegentreten  und  Einhalt 
begehren.  Seine  Verwaltung  des  gemeinen  Gutes  endlich  ist  freier,  da  sie 
ihm  nicht  blosz  in  seiner  Eigenschaft  als  Haupt  der  Ehe  und  Vormand 
der  Frau  zukommt  sondern  auch  weil  er  an  dem  Eigenthum  dieses 
Gutes  mitbetheiligt  ist  (3.)  In  der  R^el  darf  er  auch  Stucke  desselben 
ver&uszem  und  Tötenden,  ohne  und  gegen  den  Willen  der  Frau:  and 
selbst  wo  Miteigentbum  angenommea  wird,  ist  es  doch  gegen  den  Gebrauch, 
bei  solcher  Veräuszerung  ideelle  Theile  daran  zu  unterscheiden.    Aoch 


1.  Coda  ewä.  g.  1483^  8'U  est  venda  an  imineable  apparlearat  k  Ton  des 
^poui  —  et  qoe  le  prii  «n  tit  M  vers^  dans  la  conmunaot^  le  toat  mos  renploi, 
Ufa  limi  aa  pr61^ement  de  oe  prii  sw  It  communaaU  au  proit  de  l'^ox  qni 
6Uit  proprMUire.  g.  1437.  -^  Toutcs  les  fois  que  Tiid  des  6poui  a  Ur6  un  profit 
peraonnel  des  biens  de  la  commanaat^,  il  eo  doit  la  r^compeDse. 

a.  Shemdä  g.  14S8.  Le  mari  a  radmiDistratiOD  de  tous  les  biens  persoQDels  de  U 
femme.  II  peot  exercer  seal  to v;tes  les  acUons  mobili^res  et  possessoires  qui  app«^ 
tieoDeol  k  la  femme.  U  ne  pent  alMner  les  immeables  persoRoels  de  sa  femme  saas 
son  eonsentement.  II  est  responsable  de  tont  d6p6rissement  des  biens  personnetoöe 
sa  femme,  caosA  par  dAfknt  d'aetes  eansenratoires. 

3.  BbemdA  g.  1431.  Le  mar!  administre  seul  les  biens  de  la  eonmunanC^.  H 
peul  les  vendre,  alitoer  et  hypoth^qner  sans  le  conooors  de  la  fenune. 
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Sadien  m  Tenehenken,  ist  er  wohl  befugt;  n«r  das  ganze  gemeine 
Gnt  oder  eine  Quote  desselben  darf  er  nicht  einseitig  yerschenken,  denn 
die  Verftgnng  Ober  einzdne  Sadien  ftilt  innerhalb  den  Bereich  freier 
Wirthsdiaft,  die  VerAoszemng  aber,  die  sich  auf  das  Ganze  bezieht,  greift 
die  Existenz  des  gemeinen  Gntes  selbst»  ab  einer  Hasse  an,  woran  auch 
die  Fran  bestimmtes  Recht  hat 

3.  Das  Verh&ltnisz  der  Schulden  wird  bei  diesem  Systeme  verwickelter, 
als  bei  der  aDgemeinen  Gfltergemeinschaft.  Gewöhnlich  wird  der  Gegensatz 
des  liegenden  Gutes  und  der  fahrend«!  Habe  auch  auf  die  Schäden  über- 
tragen. In  der  Regel  werden  diese  wie  die  Forderungen  zu  der  fakrmdm 
Habe  gerechnet:  aber  es  gibt  gewisse  Schulden,  welche  um  ihrer  engeren 
Beziehung  zu  dem  liegenden  Gute -willen,  im  Gegensatz  zu  den  Mobiliar^ 
schulden  ab  Immobüiarschulden  zu  qualificiren  sind.  Was  für  Schulden 
aber  diesen  Charakter  haben,  ist  nieder  in  verschiedenen  Landes- 
rechten und  Statuten  verschied«!  angesehen  worden.  Es  gehören  jeden&lb 


a)  die  Realla$ten,  die  auf  dem  Sondergute  haften,  freilich  nicht  insofern 
sie  zu  einzelnen  Leistungen  von  Geld  oder  Früchten  verpflichten  -— 
diese  Verpflichtungen  sind  viehnehr  Mobiliarschulden  —  sondern 
insofern  sie  den  Capitalwerth  des  Grundstocks  vermindern; 

b)  die  auf  demselben  (grundbüchlichj  hypothecirten  CapitaUchulden ; 

c>  die  durch  Rechtsverbindung  dem  Gutsbesitz  und  der  Gutsfolge  auf- 
erlegten Verpflichtungen  (z.  B.  zur  Ausstattung  der  Tochter,  zur  Abfindung 
anderer  Erben,  zur  Apanage); 

d)  so  weit  der  Gutsflbemehmer  für  Vencendungen  (in  rem  versio)  einzu- 
stehen hat 

Dagegen  zeigen  sich  abweichende  Meinungen  darüber  ob  auch 

e)  die  auf  Abtretung  eines  Grundstücks  gerichteten  Schulden, 

f)  die  Kau&chuld  für  ein  Grundstück,  auch  wenn  sie  nicht  hypo* 
thecirt  bt 

ab  ImmobiKarschulden  zu  betrachten  seien. 

Die  Mobiliarschulden,  und  zwar  die  vor  der  Ehe  entstandenen  wie  die 
wfthrend  der  Ehe  contrahirten,  belasten  das  gemeine  Gut,  die  Immobiliar- 
schulden  aber  beschränken  die  Immobilien  der  Sondergüter.  Einzelne 
Ausnahmen  steigern  die  Verwicklung,  und  zuweilen  wirkt  auch  ein  anderer 
wesentlich  dem  System  der  Errangenschaft^gemeinschaft  angehöriger  Ge- 
danke  ein,  wefcher  je  nach  der  Beziehung  der  Schulden  auf  die  gemein- 
same eheliche  Wirthschaft  oder  auf  die  besondern  Verhältnisse  eines 
einzelnen  Eh^atten  unterscheidet. 

4.  Wird  die  Ehe  aufgelöst^  so  werden  vorerst  die  drei  Gütermassen, 
die  beiderlei  Sondergüter  der  Ehegatten  und  das  gemeine  Gut  bereinigt 
Was  die  einzelnen  Eliegatten  an  dieses  schulden,  müssen  sie  nun  einwerfen 
oder  sich  an  ihrem  Antheile  abrechnen  lassen;  was  sie  an  dasselbe  zn 
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fordern  htben,  winl  ihneo  non  Eom  Torans  beraasgegeben.  Das  ScUdnl 
des  so  bereinigten  Sammtgate  iiit  denn  ebenso  mannicbfcltig  als  das 
Sehieksil  des  ganeinen  Gates  bei  der  tUgemeinen  Gotergemeinacball.  (4.) 
Die  SondergQter  aber  verbleibeQ  den  einzehien  IndiTidaen,  oder  ihren  Erbes. 
Indessen  kommen  auch  da  Nntaniessongsredite  des  oberlebenden  Mannes 
und  Beisitz  der  Wittwe  vor.  Ebenso  begegnen  wir  wieder  dem  Recbfe 
der  Wittwe,  auf  jeden  Anthdl  an  dem  gemeinen  Unte  zu  verziditen,  und 
dadurch  sich  von  alten  darauf  haftenden  Schulden  zu  befreien. 

Alte  Verhaltaisse  dieses  Gütersystems  sind  vorzOglich  von  der  franzö- 
sischen Jurisprudenz  sorgfiütig  erörtert  worden. 

$.  169. 
S.    BrriiDgeiischaftsgemeiDSchaft 

1.  Die  ErrtmgenMehafU§em$im$ehaft  scheint  dem  deutschen  Charakter 
besser  zuzusagen  als  die  Fahrhabegemeinschaft.  Der  Gedanke,  dasz  an 
die  eheliche  Emmgeneehaft  beide  Ehegatten  einen  gerechten  Anspruch 
haben,  da  dieselbe  das  Resultat  ihrer  gemeinsamen  Wirthschaft  ist,  findet 
3ich  schon  in  den  alten  Volksrechten  ausgesprochen  und  ist  mit  d^ 
Systeme  der  Güterverbindung  sehr  wohl  vereinbar.  (§.  153.  5«)  Zu  äner 
particulftren  Gütergemeinschaft  hat  derselbe  erst  in  der  spateren  Zeit 
geführt,  seitdem  man  anfing,  aus  der  Theilung  der  ununterschiedeoen 
Hasse  nach  aufgelöster  Ehe  und  aus  der  duszeren  Dngezweitheit  der  Güter 
bei  Lebzeiten  der  Ehegatten  auch  auf  eine  innere  Einheit  des  Gesammt- 
gutes  zu  schlieszen)  ohne  dasz  dadurch  das  RechtsverhAltnisz  eine  Ver- 
besserung erfahren  hat.  Wir  werden  dann  wieder  genöthigt,  wahrend  der 
Ehe  drei  Gütermassen  zu  unterscheiden: 

a)  das  Sondergui  des  Manns^  das  ganze  eingebrachte  Verm^en  desselben 
in  liegendem  und  fahrendem  und  ebenso  alles  umfassend,  was  & 
während  der  Ehe  ererbt  hat; 

b)  ebenso  das  Sondergui  der  Frau,  wieder  nach  den  Grundsätzen  der 
Güterverbindung,  der  Verwaltung  und  Nutznieszung  des  Hannes  unter- 
worfen; 

c)  die  Errungenschaft,  als  gemeinet  Gut,  (1.) 


4.  N4U9anuch9  Landesordiiong  IV.  6.  g*  1*  Wann  Eheleotb  ohne  ~  Kinder 
▼on  einander  absterlien,  dasz  alsdann  das  letztlefeende  gegen  EntriehUmg  aller  der  voi 
dem  Verstorbenen  hinterlaasenen  Scbalden  alle  Fahmnsi  and  dann  die  Hlilte  deier 
in  stehender  Ehe  mit  einander  errungenen  Güther  ziehen  und  behalten  soll. 

1.  Alte  fränküche  Landgerichtsofdo.  %,  44.  {Scherer,  II.  123.}  Wann  iweT 
Ehe  Leulh  schlechtlich  xasammen  kommen,  ohne  einige  sonderlich  zugebrachte  Hub 
▼nd  guetter,  ligende  oder  fahrende,  wass  sie  dann  dero  fOrther  Instebender  Ehe  ttj 
einander  erzeugten,  erkauften,  eroberten  vnd  vberkommen,  die  belesen  und  seiod  ihr 
Jedes  Hanndt  versamelte  and  gewonnen  gueter  zugleich  des  Mannes  ynd  der  Fraweo. 
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2.  Qer  Begriff  der  Errungen$chaft  wird  nicht  überall  gteidunlszig 
gefaszt  Am  weitesten  gehen  die  Redite,  welche  die  Vermathung  aus- 
sprechen, dasz  aUes  eheliche  Vermögen  als  Errungenschaft  ansusehen  sei, 
bis  nachgewiesen  worden,  was  davon  zugebracht  sei  (2.  :  eine  Vermuthnng, 
welche  zu  der  Erfahrung  des  Lebens  wenig  passt,  dasz  die  Grundlage  der 
meist^i  ehelichen  Güter  zugebracht  worden.  Ueberhaupt  ist  es  sehr 
bedenklich,  wenn  man  der  Schwierigkeit,  die  yerschiedenen  Gütermassen 
in  dem  ehelichen  Verm^en,  welche  oft  Jahrzehnte  in  der  yielfiiltigsten 
Verbindung  gewesen  und  gemeinsam  benutzt  worden  sind»  wieder  zu 
sondern,  durch  formelle  Rechtsvermuthungen  und  Beweisauflagen  zu  ent- 
gehen sucht  Sie  läszt  sich  nur  durch  ein  freies  richterliches  Ermessen 
überwinden,  welches  die  allseitig  beigebrachten  Thatsachen  oder  sonst 
bekannten  umstände  unbefimgen  würdigt,  mit  den  Behauptungen  der  Ehe- 
gatten, oder  (hrer  Erben  vergleicht,  und  so  eine  den  Verhältnissen  gemäsze 
Auseinandersetzung  trifit 

Nicht  zu  der  Errungenschaft  gehören: 
a  die  von  einem  der  Ehegatten  in  die  Ehe  gebrachten  (3—4«)  oder 
während  der  Ehe  durch  Erbfolge  oder  durch  eine  mit  Rücksicht  auf 
die  persönliche  Anwartschaft  vollzogene  Gutsabtretung  erworbenen 
U$gen$chaften,  während  ein  von  beiden  Ehegatten  oder  auch  nur  von 
dem  Ehemanne  angekauftes  Gut  gewöhnlich  errungenes  Gut  sein  wird. 
Die  innerliche  Erhöhung  oder  Verminderung  des  Capitalwerthes  jener 
Güter  ist  von  denselben  nicht  zu  trennen,  und  hat  daher  keinen 
andern  Einflusz  auf  die  Grösze  der  Errungenschaft,  als  dasz  dieselbe 
die  damit  verbundene  Vermehrung  oder  Verminderung  der  Früchte 
(Zinse)  empfindet 

a.  MammehM  Landr.  XI.  TU.  3.  g.  4.  Ueberhaupt  soll  alles  Yermdgen  deren 
Ehe  Leuten  für  errungen  geachtet  werden*  bis  dasz  erwiesen  werde,  was  zugebracht 
seye. 

3.  Reform  ▼.  ffetäar  IV.  g.  6.  Zu  dem  andern,  wo  eines  unter  Eheleuten 
sein  liegend  Gut  oder  das  so  ffir  liegend  Gut  geachtet  wird,  verkanfen  oder  fer- 
iuazern»  nnd  dasselbe  Geld  wiederum  an  liegend  Gut  oder  an  solches  So  für  liegend 
Gut  geachtet  wird,  anlegen  wurde,  so  soll  doch  solch  Gut  nicht  gemein  sein. 

4.  Frankfurter  Reform  ▼.  5.  %.  2.  Dasz  solche  Guter  so  zwey  Eheleut  in 
stehender  Ehe  bey  einander,  es  seye  durch  ihr  eins  (doch  dasz  dasselbig  EhegemSchi 
kein  eignen  sondern  Handel  führe)  oder  sie  beyde  mit  mühsamem  Fleisz,  gnter  tren- 
Nehet  Baussballung  vnd  färsichtiger  Geschicklichkeit  Ober  dasjenig,  so  sie  beyder- 
«eits  zusammen  gebracht  haben,  durch  den  Segen  Gottes  erobern,  vnd  an  sich  bringen 
für  erzeugte  Güter,  sollen  verstanden  vnd  gehalten  werden.  %.  3.  Daraus  dann  folgt, 
dasz  die  Güter,  so  einem  oder  dem  andern  Ehegemäcbt  in  wereodem  Ehestandt  von 
seinen  Eltern  oder  andern  Gesipten  Freunden  durch  Testament  oder  auch  ohn  Testa- 
ment auferstorben  oder  insonderheit  gesetzt  oder  sonst  geschenkt  worden,  nit-ht  für 
«neugte  Güter  geachtet  werden  sollen,  g.  4.  Deszgleichen  auch  die  Güter  nicht  so 
«nsisu  dersellieii  aufererbten  Guter  (wenn  sie  verkaufll  vnd  zn  Gelt  gemacbtj  seynd 
cneogi  worden,  g.  tt.  Also  auch  nicht  die  Güter,  wann  Mann  oder  Weib,  Je  eins 
alleifl  Bandtluerung  oder  Kaufhindel  treiben  vnd  auss  demselben  Handel  nambalte 
MIer  gewiniMi  md  erobera. 
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b)  Die  in  die  Ehe  gebrachte  oder  in  derselben  ererbte  fahrende  HaU 
eines  der  Ehegatten.  (4.)  Gerade  hier  wird  die  Ansscheidiii^  spiter 
oft  schwierig.  Sollen  alle  Verandeningen  der  fahrenden  Habe  dordi 
Umsatz  oder  neue  Anschaflbng  yon  Sachen  oder  Fordemngen  jeder 
Art  die  Errongenschaft  erweitem,  oder  soll  nicht  vielmehr,  was 
lediglich  zum  Ersatz  abgegangener  StfldLe  de«  zugebrachten  Gutes 
angdiauft  worden,  zu  dem  Sondergute  gerechnet  werden?  Soll  nor 
was  in  dar  eigentlichen  und  gemeinsamen  Haushaltung  Torgeschlagen 
worden,  als  Errungenschaft  behandelt  werden,  oder  richtiger  —  ebenso 
was  durch  den  Handelsgewinn  oder  durch  sonstigen  Arbeitsyerdienst 
eines  einzelnen  an  Vermögen  erworben  worden  ist?  Sollen  Geschenke 
und  Vermachtnisse,  die  einem  Ehegatten  gemacht  worden,  immer  zu 
dessen  Sondergut  oder  besser  nur  dann  gerechnet  werden,  wenn  sich 
aus  dem  Motir  und  der  Art  des  Geschenkes  auf  einseitige  persOnlidie 
Bereicherung  schiieszen  läszt?  Wohin  gehören  zuftdl^e  Gewinnste, 
z.  B.  Lotteriege winnste? 

Man  begreift  es,  wenn  Ober  derlei  Fragen  die  Ansichten  sidi  leicht 
trennen:  und  je  maonichfaltiger  der  Vermögensverkehr  und  Erwerb 
•geworden  ist,  desto  mehr  Zweifd  werden  Ober  die  Auseinandersetzung 
entstehen.  Ueberdem  kann  von  einer  Errungenschaft  nur  da  die  Rede 
sein,  wo  die  Oekonomie  der  Ehegatten  sich  verbessert,  wo  sie  aber  zurück 
geht,  nicht:  und  wenn  sie  —  ein  praktisch  häufiger  Fall  —  zwischen 
Fortschritt  und  RQckschritt  schwankt,  so  wird  consequent  damit  auch 
die  Errangenschaftsgemeinschaft  bald  erscheinen,  bald  wieder  versdiwinden 
mQssen. 

Es  ist  daher  wohl  einfacher,  diese  Art  der  GQtergemeinsdiaft  fQr  die 
Zeit  der  Ehe  aufzugeben,  und  sich  darauf  zu  beschränken,  dasz  die 
Errungenschaft  erst  nach  Vollendung  der  Ehe  ermittelt  und  in  Form  des 
Ehe-  und  Erbrechts  berücksichtigt  werde.  Das  ist  denn-  auch  der  wahre 
Sinn  mancher  Statuten,  auf  welche  nur  irrthümlich  der  neuere  Begriff 
der  Gütei^emeinschaft  angewendet  worden  ist  und  wdche  richtiger  aus 
dem  Systeme  der  Güterverbindung  erklärt  werden.  (Vgl.  Seugerfi  Arcfa 
VII.  330.) 

3.  Nicht  geringere  Schwierigkeit  macht  die  Behandlung  der  Schilden 
bei  diesem  Systeme.  Dasz  die  vorehelichen  Schulden  dann  zunächst  die 
Sondergfiter  belasten,  und  dasz  diejenigen  ehelichen  Schulden,  bei  deren 
Eingehung  beide  Ehegmtten  zusammengewirkt  haben,  zunächst  auf  dem 
errungenen  Gut,  subsidiär  aber  auf  beiden  Sondergütern  (je  zur  Hälfte] 
haften,   darüber  sind  die  Rechte  so  ziemlich  einig.    (5.)    Die  Gonsequeoz 

tt.  fTürtemherg,  Landr.  Th.  IV.  Tit.  4.  Wenn  die  SchaldcD  von  beeden  Ehe* 
leoten  gemacht,  soUen  dieselbige  vod  dem  gemeinen  in  solcher  Ehe  durch  beedeEh^ 
gemacht  errnngnem  und  gewunnenem  Gm:  and  da  sich  solches  so  weit  nicht  er- 
streckt, von  jedes  Bhegemächts  anderem  eigen ihumlichen  Gut  lum  halben  Theil  ^ 
stattet  werden.    Wo  aber  selbige  Schulden  nicht  yon   beeden '«mdeni  allein  dev 
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verlangt,  dass  auch  die  ans  dem  gemeinsamen  HauehaU  entstandenen 
Schulden,  die  Gewerbeeekulden  inbegriffen,  vorerst  ans  der  Errungenschaft 
bezahlt  werden,  wenn  auch  nur  der-  Mumi  als  Haupt  der  Ehe  oder  die 
Frau  soweit  sie  für  die  Haushaltung  zu  handeln  befugt  war,  dieselben 
contrahirt  hat  (6. 7.)  Aber  da  sdion  kann  es  sich  fragen,  ob  wenn  dieses 
nicht  ausreiche,  auch  die  Frau  mit  ihrem  Sondergute  oder  nur  der  Mann 
mit  dem  seinigen  einstehen  mOsse.  ^Qr  die  erstere  Auffassung  spricht  der 
Grundsatz,  dasz  der  Mann  voraus  die  Kosten  des  gemeinen  Haushalts  zu 
bestreiten  habe,  fttr  die  leb^re  die  Analogie  der  Handelsgesellschaft  mit 
der  ErrungenschaftsgemeinschafL  Die  letztere  ist  vorherrschend  geworden  (7.) 
und  gewöhnlich  nimmt  man  an,  dasz  die  Eh^atten  je  nach  Verhdtnisz 
ihres  Antheüs  an  dem  ehelichen  Gewinn  auch  mit  ihren  SondergQtern 
subsidiär  und  eventuell  wieder  solidarisch  anstehen  müssen.  Schulden,  die 
auszerhalb  der  ehelichen  Wirthschaft  und  sogar  im  Widersprach  mit 
derselben  von  einem  Ehegatten  gemacht  worden  wie  die  DeUctschuldeo, 
haften  zunächst  wieder  auf  dem  betreffenden  Sondergut.  (6») 

4.  Bei  Auftoiung  der  Ehe  wird  die  Errungenschaft  im  Zweifel  zii 
gleiche  Theilen  unter  den  überlebenden  Ehegatten  und  die  Erben  des 
verstorbenen  vertheilt,  zuweilen  auch  zu  ungleichen  Theilen.  Manchenorts 
bleibt  jenem  die  ganze  Errungenschaft  allein,  wenigstens  unter  bestimmten 
Voraussetzungen.  Auch  da  kommen  wieder  Nutznieszungsrecht,  Beisitz, 
das  Recht  der  Wittwe  zum  Verzicht  in  mannichfaltigen  Formen  und  An- 
wendungoi  vor. 


eUiep  Eheaemlclit,  mit  .seinem  terthonisebani  Mbrbeften,  praehtigen  «od  ohanöueo 
Wesea  oder  straflicheD  UandluDgen  uod  dergieicheo  Excesseo  ohne  des  anderen  Ehe- 
gemSchts  Zutbun  verursacht,  sollen  solche  Schulden  nicht  von  dem  gemeinen  er- 
rungenen, sondern  desjenigen  EhegemSchts,  welches  berührte  Schulden  verursacht  — 
AngelNihrnusx  des  firrangenen  ond  Gewonnenen:  und  wo  sieb  dasselb  soweit  nicht 
erstreckt,  yom  desselben  Shegemäcbts  übrigens  eignem  Gut  -~  besabb  werden. 

0.  Maynxer  Landr.  Tit.  4.  g.  1.  Alle  Schulden»  die  wlbrender  Ehe  gemaebt 
werdeA,  es  seye  von  Mann  oder  Weib,  die  sollen  ohne  UnterachieU  aus  der  Errangen- 
schart  Hexahlt  werden;  wann  sich  aber  Errungenscbärt  soweit  nicht  erstrecket,  sosoll 
Jedes  Ehegenosz  diejenige  Schuld,  die  es  währender  Ehe  absonderlich  gemacht  und 
nicht  in  gemeiner  Nahrung  verwendet  —  von  seinem  Zugebrachten  und  Ererbten 
allein  bezahlen. 

7.  Briu  des  a  A.  G.  Mümhem  [Seuftrii  Archiv  IV.  eO).  Jeder  Bhetheil  hat 
aas  seinem  eigenen  von  Partiealargtttergemeinscliart  nicht  bestrickten  yermOgen  Tfir' 
die  JQilfte  Jener  Schulden  tu  hallen,  welche  entweder  von  einem  Ehegatten  oder  von 
beiden  Ebegatleo  sam  Betriebe  des  gemeinsamen  Haaswesens  oder  der  Gewerbe  des 
Ehemannes  contrahirt,  oder  deren  Betrage  wtrkifcb  dabin  verwendet  worden  sind. 

BUntaehli,  deotsehea  Privatirecht.    3.  AaB.  31 
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Siebentes  Capitel. 

RechtsyerhAltnisz  der  Eltern  and  der 

§.  170. 
1.    Die  ▼fiterlicbe  ifimdachalt    GeKbicfatliches. 

1.  Die  Rechte  des  Vaters  Ober  seine  ehelichen  Rinder  waren  tot 
Zeiten  grOszer  als  gegenwftrtig,  aber  sie  hatten  doch  immer  den  Charakter 
der  deutschen  Mundschaft  oder  Vormündschaft  (1.  3.)  (§.  145.),  nicht  den 
der  römischen  potettat.  In  der  torchristlichen  Periode  durfte  der  Vater 
das  neagebome  Kind,  das  er  nicht  aufgenommen  und  dadurch  anerkannt 
hatte,  ungestraft  aussetzen,  erst  durch  das  Christenthum  wurde  diese  Bar- 
baanei  beseitigt.  (3.)  Noch  wAhrend  des  christlichen  Hittelalters  galt  es  för 
gerechtfertigt,  dasz  ein  Vater  aus  ehehafter  Noth  —  z.  B.  aus  Hungers* 
noth  —  sein  Kind  sogar  in  die  unfreie  Knechtschaft  verkaufeo  durfte.  (4.) 
Erst  die  humane  Fortbildung  des  neueren  Rechtes  hat  die  Unsultaigkeit 
eines  jeden  Kinderverkaufs  klar  gemacht.  Femer  übte  der  Vater  in  Ge- 
meinschaft mit  der  Mutter  und  in  wichtigeren  Fällen  auch  der  übrigen 
Familie  ursprflnglich  die  Strafgerichtsbarkeit  Ober  die  Kinder  aus,  die  nadi 
und  nach  durch  die  gewohnte  öffentliche  Rechtspflege  yerdrftngt  und  erseUt 
worden  ist  (5.) 

Das  Kind  konnte  aber  von  Anfang  der  deutschen  Geschichte  an  eigenes 
Vermögen  haben,  und  der  Vater  hatte  darüber  wesentlich  nur  die  Ver- 
waltungs-  und  Nutznieszungsrechte,  die  ihm  heute  noch  zustehen.  (6.) 
Die  Persönlichkeit  der  Kinder  war  somit  im  deutschen  Privatrechft  von 
jeher  geachtet 

2.  Rekanntlich  hatte  die  patria  poteitoi  der  Römer  in  der  Kaiserzät 
viel  von  ihrer  ursprünglichen  flftrte  und  fikiergie  eingebOszt  und  ist  in  der 
abgeschwächte  und  wesentilich  modificirten  GestaR ,  wie  sie  in  dem  Ge- 
setzeswerk Justinians  erscheint,   der  deutschen  Mundschaft  des  Vaters  so 

1.  O^lär  gut  8. 19.  Z.  31.  Heft  en  mau  sine  liliidefe  In  sinen  brode  and  in 
81  Der  vormunscap. 

2.  Cout.  de  Limbourg,  Art  101.  un  pere  dolt  etre  mambour  de  soo  eafanu 
S.     Lex  Puigoth.  IT.  4.  ut  pro  exposito  infantulo  ingenuo  scrviat  (parensj  qai 

projecit. 

4.  Schw,  tp,  291.  Ein  man  Terkoufet  stn  kint  wol  mit  rebte,  ob  in  ^aft  not 
dar  luo  iwinget,  (Glosse:)  er  sol  es  aber  nicbt  verkauffen  in  den  toi  noch  in  die 
beidenscbaft  noch  in  debein  barhaos,  er  mag  es  einem  berm  wol  su  eigen  gebea. 

5.  jiugtbarg,  St.  v.  127ft.  8.  84.  Swai  ein  cbint  geiot,  dat  la  sta«  tagen 
nibt  cbomen  ist,  das  sol  -*-  ribten  —  sin  vater  and  stn  muler. 

6.  5. 9p.  I.  11«  .Ualt  ok  de  vader  sine  kinder  In  vormiundacap  na  ir  mader  dade» 
svenne  ae  sik  von  ime  scedct*  be  sal  en  weder  Uten  and  wider  giren  al  Ir  müder 
gut,  it  ne  ai  ime  von  ongelilcke  und  ane  aiae  acult  gelaeeL 
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nahe  gekommen,  dasz  die  gelehrten  Juristen  seil  dem  XV.  und  XVI. 
Jahrhundert  wenig  Anstosz  erregten,  wenn  sie  auch  in  diesen  Verhältnissen 
sich  auf  römische  Begriffe  und  Gesetze  heriefen.  Indessen  gab  es  doch  der 
Verschiedenheiten  noch  manche  und  erhebliche,  und  das  Leben  des  Volks 
in  den  Familien  änderte  sich  doch  nicht  ebenso,  wie  die  •  neuen  Theorien 
in  den  Hörsälen  und  Büchern  aufkamen.  Die  häusliche  Sitte  blieb  deutsch, 
und  der  noch  immer  frische  und  gesunde  Grundgedanke  der  deutschen 
Mundschaft  wurde  keineswegs  in  den  der  allmähfa'ch  verkommenen  römischen 
potestoi  umgewandelt,  wenn  schon  die  Ausdrftcke  patria  pote$ta$  und 
väterfiche  Gewalt  seitdem  häufig  zur  Bezeichnung  des  väterlichen  Rechtes 
gebraucht  worden.  Die  deutsche  Jurisprudenz  hat  die  Pflicht,  in  der  Be- 
arbeitung dieses  Institutes  sich  neuerdings  des  lebendigen  seinem  wahren 
Charakter  nach  detaschm,  nur  in  untergeordneten  Btöiehungen  römisch- 
modificirten  Rechtes  anzunehmen  und  die  Wissenschaft  von  den  Schnör- 
keleien  einer  ganz  verkehrten  Gelehrsamkeit  wieder  zu  reinigen«  Es 
ist  diesz  um  so  leichter,  als  die  Principfen  dl^sselben  ganz  ein&ch  und 
natürlich  sind. 

3.  Der*  ttuUer  kam,  so  hage  der  Vater  lebte,  ateh  dem  ttem 
deutschen  Rechte  keine  vormundschaftHche  Autorität  und  Gewalt  zu.  Eä 
wäre  diadwch  die  Einheit  der  Famäienordnung  und  der  Haudialtung  ge- 
stört worden.  Wohl  aber  nahm,  sie  an  der  Sorg/d  fQr  die  Kinder  und  an 
der  Ersiehnng  Theil,  in  Gemeinschaft  mit  dem  Vat«-,  und  es  waren  auch 
ihr  die  noch  nicht  ausgeschiedenen  Kinder  Gehorsam  und  Ehrerbietung 
schuldig.  Bei  einigen  deutschen  Völkern  erhielt  die  Mutter  sogar  wirkliche 
Vormundschaftsrechte  über  die  Kinder,  wenn  der  Vater  starb.  (7 — 9.)  Die 
entgegengesetzte  Ansidit  aber,  dasz  die  vatethalb  verwaisten  Kinder  eines 
männlichen  Vormnndes  bedürfen,  war  nnd  blieb  die  vorherrsehende  in 
Seotsohland.  (IOl) 

4.  Die  Obervormundschaft  der  Obrigkeit  nimmt  sich  subsidiär  «udi 
der  Kinder  an,  welche  unter  der  Vormundschaft  des  Vaters  stehen:  aber 
ihr  Verhältmsz  zu  dieser  ist  doch  ein  gauB  anderes  ab  das  su  dem  obrig* 


7.    Lex  ffUigotK  IV.  2.  13.    Patre  mortuo  filii  in  matris  potestate  consistant. 
d.    Lex  Bur^und.  85.  1.    81  mater  totelam  soscipere  voloerit,  naila  el  parentela 
ptoponatür. 

9.  ßerner  Haodf.  ▼.  1218.  g.  44.  De  potesute  ac  tutela  materna.  —  8i  efris 
moritur,  el  axori  sue  multa  bona  reliqoerit,  potest  oninia  bona  sua  dare  ac  veodere 
cttkunque  Yohierjt,  praeter  allodla,  etiam  contra  volontatem  liberorutn.  Et  quamdiu 
sine  firo  füerit  et  pueroa  Tolaerit  nutrire,  si  nihil  habet  praeter  allodia  et  probare 
potuerit  hoc  testibos  et  Jorameotb,  etiam  allodia  (ame  urgente  partim  expendere 
potest  et  oMigare. 

10.  Sehw.  9p,  26.  SwS  die  siine  ce  Iren  Jaren  nit  komen  sint,  da  sol  der  elter 
bruoder  sines  Täters  swert  nemen  te  tAtleibe  ande  Ist  der  kinde  voget  bis  df  den  tac 
das  si  te  Iren  Jiren  komen,  so  sol  er  ex  in  arider  geben  nnde  allex  ir  guot»  er  en- 
kunne  ins  denn«  gereiten,  war  erx  hin  getln  habe,  oder  ob  es  Ton  ongeKike  ferioKn 
si  Ane  sine  scbalde.    Er  ist  onch  der  irftwen  vortnünde,  die  wlie  si  ibe  man  tot. 
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keitlichen  Vomrande.  Soweit  der  Schats  und  die  Sorge  des  Vaters  wahet, 
bat  jene  sich  Qberall  nicht  einzumisdieDt  noch  Aufncht  zu  flben  über  die 
Art,  wie  der  Vater  seine  Rechte  und  Pflichten  austtbt.  Die  Freiheit  des 
individuellen  und  Familienlebens  darf  nicht  durch  staatliche  Einmischong 
gestört  werden.  Nur  in  Nothfilllen,  wenn  ein  offenbarer  Rechtsconflict 
zwischen  den  persönlichen  Interessen  des  Vaters  und  des  Kindes  da  ist. 
fplglich  das  letztere  in  dieser  Beziehung  nicht  durch  den  Vater  vertreteo 
werden  kann,  hat  die  Oberyormundschaft  durch  Ernennung  eines  oMter- 
ordeniUchen  Yomwmdet  ftir  die  nöthige  Vertretung  des  Kindes  zu  sorgen. 
Ebenso  tritt  die  schützende  Sorge  der  Obervormundschaft  ein,  wenn  der 
Vater,  überall  auszer  Stande  ist  die  Vormundschaft  zu  üben  oder  seine 
Vormundschaftsrechte,  z.  B.  in  Folge  des  Conoursyerfahrens  eingd)Qsa^  hat 
*    Kraul,  Vormundscb.  IL  S.  586  ff. 

%  171. 

iL    Entstehung  der  yäterlichen  Vormundschaft. 

A.  Eheliche  Geburt.    B.   Legitimatioo. 

1.  Das  Altere  Recht  kannte  nur  Einen  Entotehungsgrund  der  yftter- 
Kchen  Mundschaft,  die  ehtUohe  Zeugm^  und  die  ehäieke  Geburt  (1.)  des 
Kindes  bei  Lebzeiten  des  Voten.  In  dem  heutigen  Rechte  ist  dieselbe  noch 
der  regelmiszige  Fall.  Dassdbe  ist  aber  Oberdem  geneigt,  auch  der  Gdmi 
während  der  Ehe  für  sidi  allein  (3.)  die  nftmüche  Wirkung  zuzascbreibeo, 
ungeachtet  die  Zeugung  vor  der  Eingehung  der  Ehe  und  auch  vor  dem 
Verlöbnisz  (Vgl.  $.  146.  3.)  geschehen  ist,  und  yerstattet  in  solchen  Fällen 
nur  etwa  dem  Manne,  wenn  er  die  Anerkennung  eines  zu  früh  geborenen 
Kindes  yerweigere,  einige  Erleichterung  in  der  Beweisfahrung  für  die  Dn- 
mögllcfakeit  seiner  Vaterschaft.  (3.)  Ebenso  kommt  das  nach  der  Ehe- 
scheidung geborne  aber  wAhrend  der  Ehe  gezeugte  Kind  in  die  Vormmid- 
schdl  des  Vaters.  (4.) 

Der  römisch  rechtliche  Satz,  dasz  das  eheliche  Kind  eines  noch  nicht 
emancipuien  Vaters  in  die  Gewalt  des  Crroexvaten  gelange,  widerstreitet 
dem  Charakter  des  deutschen  Familienrechts  und  der  Sitte  des  deutschen 


1.  S.  sp,  L  36.  S*  1.  Svenne  dal  wif  erst  man  Dimi,  wint  se  kist  er  ir  rechten 
tiet,  dat  dat  kint  leyen  möge,  man  mach  ir  bescelden  an  sime  rechte,  went  it  to  rro 
gebpro  is. 

2.  freusz,  Laodr.  II.  2.  £•  1*  I>>«  GeaeUe  gründeD  die  YermuUiaog,  da» 
^foder,  die  während  einer  Ehe  eneugt  oder  geboren  worden,  von  dcppi  Manne  er- 
zeogt  sind. 

3.  Code  dpa.  g.  314.  L'enfant  n6  avant  le  eenMaatre*?ingti^me  Jour  da 
mariage  ne  pourra  dlre  d^Toa^  par  le  mari,  dans  lea  cas  suivans:  io  a'il  a  cu 
connaissance  de  la  grossesse  ayant  le  mariage;  2o  s'il  a  asaisi^  a  l'acte  de  naisaanoe 
et  si  cet.acte  est  sign^  de  lai;  3o  si  l*enfant  n'est  pas  d6clar6  viable. 

4.  Zürcher  G.  $.  132.  Füllt  der  Zeitpunkt  der  Geburt  eines  Undes  innerlialb 
dreihundert  Tage  nach  der  Aumebung  der  Ehe,  so  besteht  die  Yermiithung.  das 
dasselbe  noch  wAhrend  der  Ehe  eraeugt  worden  sei. 


■  I 

g.  17i.    EnUtehoDg  der  ▼Xterltehen  Yornrandsehaft. '  485 

Familientebens,  und  darf  daher  nur  da  noch  als  geltendes  Recht  gehand- 
habt werden,  wo  die  Reception  des  römischen  Rechtes  in  diesem  Punkte 
ausnahmsweise  eine  Aenderang  der  Sitte  hervorgebracht  hat,  und  noch  in 
derselben  nachwirkt 

2.  Die  auszer  der  Ehe  geborenen  und  nicht  von  Verlobten  erzeugten 
Kinder,  uneheliche  Kinder  im  eigentlichen  Sinne,  konnten  ursprünglich  nach 
-der  strengen  Ansicht  des  deutschen  Familienrechts  nnr  mit  Zustinimmig 
der  Erben  „tn  dae  Geschlecht"  aufgenommen  und  zu  eheUehen  Kindern 
erhoben  werden,  ohne  diese  Zustimmung  nicht;  anch  nicht  durch  nach- 
folgende Ehe  der  Eltern.  Die  Kirche  aber  fing  an,  dem  Sacrament  der 
Ehe  eine  so  heiligende  Kraft  zuzuschreiben ,  dasz  auch  die  yor  der  Ehe 
erzeugten  Kinder  davon  ergriffen  und  vom  da  an  (als  MantelkinderJ  den 
ehelichen  gleich  gestellt  wurden  (5.  6.),  und  mit  Hülfe  der  geiistlichen  Ge- 
richtsbarkeit setzte  sie  diiese  Ansicht  allmfthlich  in  persönlicher  Beziehung 
durch,  weniger  mit  Bezug  auf  die  wichtigen  Folgen  des  Erbrechts.  (7 — 9.) 
Jahrhunderte  lang  widersetzten  sich  dieser  mildem  —  und  wenn  man  an 
die  Wünschbarkeit  der  Heilung  sittlichkranker  Zustände  und  an  die  Un- 
natttfUchkeit  denkt,  wetehe  in  völliger  Scheidung  der  Kinder  derselben 
Eltern  liegt,  je  nachdem  -sie  vor  oder  nach  der  Ehe  geboren  worden,  vor- 
asOglicheren  •—  Anrieht  die  spröde  Macht  des  sittKch-strengen  deutschen 
Familiencliarakters,  und  die  egoisüscben  Interessen  der  ehelich  geborenen 
Erben,  welche  sich  unter  jenem  in  moralischem  Schein  ergttnzenden 
Schilde  bargen,  j&idlich  ist  dieselbe  im  neuem  Rechte  als  Regel  mit  Hülfe 
der  römischen  Jurisprudenz  und  der  neueren  Gesetzgebung  in  Deutschland 


5.  Beeret  Alexandri  IIl.  v.  1172.  (Zeitseh.  f.  B.  R.  IT.  288).  Tuita  est  vis 
matrimonii,  ot  qai  ante«  saot  geniti,  post  eontractum  matrimoDidm  Habaantar 
legitimi; 

6.  Oloise  mm  8.  «p.  I.  37.  (WeDo)  ein  Man  ein  Fraw  bey  ihm  bat  —  ausier- 
halb  der  Ehe  und  xeaget  Kinder  mit  ihr,  wenn  er  sie  daniaeh  zu  der  Ehe  nlmbt, 
wieviel  sie  der  anehelichen  Einder  betten,  ehe  sie  in  die  Ehe  traten,  dieselben  wer- 
den darnaeh  alle  ehelich  und  erben  eigen  und  lehen  gleich  als  wol  als  die,  so  sie 
darnach  m  der  Ehe  gewonnen. 

7.  9ehw,  *p,  332.  Es  hat  ein  man  eine  nowen  le  ledicliehen  dingen  knn  oder 
lanc,  unde  hat  kidt  b1  fr,  und  nhnet  er  sl  dar  nach  ter  ^:  dax  sint  immer  m^ 
6kint,  awai  ai  vor  kinde-babeiit  gehabet  als  reht  als  disiu  diu  ai  dar  nAeh  gewinnent; 
QDde  erbent  eigen  imde  Mhen  nit  den  gipohwisteraiden  uHeaa  rehte.  —  das  wider- 
ritCe  man  etwA  Of  wertiicbem  gerihte:  Wan  die  nngelerten  Hute'  witsent  dar  nmbe 
viht.  swen  aber  ez  ah  g^  ^  das  der  sin  aiieh  reht  Terllese,  so  behebe  ei  af  des 
.btatooma  kdre  dA  er  inne  woobaft  it. 

8.  BechM,  n.  Düimci.  (Ortloff  1. 5.  d.  4  )  Nach  der  kinder  gebart  nemen  sieb 
dj  Uut  xca  der  ee,  dy  kinder  stet  tob  gates  wesen  und  tod  bebestlieben  gesecze 
geaet»  onde  nemea  erbetayl  an  ores  vater  unde  mutar  gute,  r-  .Hi^act&bien.  l^iiHl^ 
mögen  aber  od  ores  eldenrattar  odder  orer  eldermutter  gut  ke^ik. erbetellange, ge- 
hieben.  , 

,  9.  Weistb.  v.,  DUmar^ehtn  v,  1488.  Elite  ein  Mann  ein  Kind  tugete  mit  der 
Frowen  eh^  se  tb.o  sinen  echten  Bedde  gekamen,  dat  kint  mag  desYadersErue  nicht 
mächtig  syn,  wen  gelike  de  Moder  to  des  Mannes  echten  Bedde  gekamen. 


4Sß        Bach  IT«   Ctp.  YII.    RKhtwrerhiltoisi  der  ElUn  o^  det  Kind«. 

darchgedfimgen.  (10. 11.)  Der  sogen.  kgitknoHo  pmr  iubtequtms  malri- 
flMNiinm  ist  nan  die  Wtrkimg  EOgestanden  wordent  dasz  sie  die  froher 
miehelichea  Kinder  nnn  ab  eheliche  in  die  vftterliche  Vorroondschaft  bringe 
und  denselben  volles  Familienrecht  von  da  an  gewähre.  Indessen  sind 
jelit  noch  einige  Beschrftnknogen  dieser  R^l  beizufQgen,  die  sich  an  das 
Altere  dentsche  Recht  anschlieszen  : 

a)  Der  hohe  Ada  erkennt  fiOr  sein  Familienrecht  die  Ugümaiio  p.  i.  n. 
Oberhaupt  nicht  an,  nnd  am  wenigsten  wird  den  Mantelkindem  die 
Thrfmff^  oder  überhaupt  eine  Folge  in  ein  Stammgnt  eröfinet 

b)  Ebenso  werden  die  durch  nachfolgende  Ehe  Legitimirteo  nicht  rar 
L$hm$folg$  zugelassen  (12.),  wo  nicht  ausnahmsweise  auch  das  Lehen- 
recht  eines  Landes  nadi  der  r(tenisch-canonischen  Ansicht  modifidrt 
werden  ist 

c)  FOr  die  Folge  in  SumimguUitifhmfien  (FamilienfideiGoniiiiisse)  winl 
noch  eheliche  Geburt  als  regelmAsziges  Erfordemisz  vorausgesetzt 
Freilich  kann  der  Blangel  der  Geburt  durch  die  Observanz  der  Famibe 
oder  ihre  freiwillige  Anerkennung  im  einzdnen  Falle  gehoben  werden 

Immerhin  musi  aber  anefkannt  werden,  dasz  auch  diese  Besehrln- 
kungen,  wo  nicht  staatsrechtUcfae  GrOnde  dieselben  stützen,  den  neueni 
Ansicbten  Ober  die  Gebole  der  Humanität  aMmlUich  zu  weicheo  sdidoen. 

3.  Die  deutschen  Könige  üblen  das  Recht,  uneheliche  Kinder  anf 
Ansuchen  des  Vaters  fttr  ehelich  zu  erkllren,  in  NachbiMung  der  römiscben 
kgüinuUio  per  reecriptum  prmdpü.  In  der  Regel  hatte  diese  Legitimatio 
(mmme  pima),  zu  welcher  denn  auch  die  Pfalegraien  von  dem  Könige 
ermächtigt  worden,  nur  die  Wirkung,  den  Makel'  der  Geburt  zu  tilgen 
und  dem  Legitimirten  die  persönlichen  Ehren  -  und  Standesrechle  zu  ver- 
leihen^ nicht  abet  die,  ihnräi  volles  Familienrecht  und  zum  Nachthefl  der 
ehelich  geborenen  Rinder  und  Agnaten  Erbrecht  zu  gewahren.  (13.  Ü) 

10.  ff^tewnh,  Landr.  I?.  17.  pr.  Dasz  solche  yermittelst  nachfolgeiMler  Ver- 
mihloDg  legitimirte  Kinder  den  «ndem  »  in  allen  —  gleich  gehalten  werden  aolle»' 

11.  0e9terr.  G.  g.  161.  KiDder,  welche  ausser  der  Ehe  geboren  and  durch  dw 
naahher  erfolgte  VereheUehnng  ihrer  Aeltera  in  die  Familie  eingetreten  sind,  werd« 
so  wie  ihre  Nachkommeoschaft  unter  die  ehelich  eneogteo  gerechnet. 

i%.  Sri.  des  Hers.  ▼.  fWmrih.  ?.  17a6:  die  Yasailea  daran  su  erinnern  viees 
sehen  for  uralten  Zeiten  hei  dem  wüneq^b.  Lehnhof  legis  et  ohserfantiae  gewaMif 
dasB  die  von  den  Vasallen  ausser  der  Ehe  eneogteo  Kinder,  wenn  auch  gleich  solefce 
l>.  s*  m.*  oder  sonst  legitlmlrt  worden  wiren»  vor  unfthig  aller  Soeeeseion  in  dasei 
Ton  dem  Hochfürstlichen  Haas  und  dem  Henogthum  relevieenden  Lehen  sa  acbteo> 
fBogegen  S9ia§grt%  Arch.  K.  VS.) 

13.  GörlUt,  Landr.  33.  S*  ^-  Wddtr  der  baMst  no<Ai  der  Keisfr,  die  ne  moogiii 
▼on  tr  muotwfllln  Ton  ehne  nnechtin  Kinde  einen  echtto  suon  nicht  gemachte,  wände 
st  mit  in  die  echten  suone  nnd  die  erhin  ffrs  erbis  ronlritin. 

14.  Prenn*  Ldr.  Tl.  3.  $.  003.  Durch  diese  Legitimation  (des  Landesbem] 
erhalt  das  Kind  den  gtand  des  Vaters  and  in  Ansehung  seiner  alle  Rechte  md 
Pflichten  eines  ehelichen  Kindes,     g*  ^^*    ^  ^^tt  aber  nicht  in  die  Familie  def 
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Spttter  fMben  auch  die  Landesherren  in  derselben  beschränkten  Wdse 
legititnjrt.  (14.)  Sollte  die  landesherrliche  Legitimation  starker  wirken  und 
tolles  Familien-  und  Erbrecht  begründen,  so  war  die  Zustimmung  der 
Familie,  weoigstens  der  betheiligten  FamiliengKeder  nöthig.  (15.) 

Die  dngreHtoden  rOmiscb-rechlUichen  Wirkungen  der  legttmatio  p.  t.  p. 
sind  auch  im  neueren  Recht  nur  ausnahmsweise  in  einzelnen  Landern 
ffedpirt  worden,  durchaus  nicht  so-ttllgemeln,  wie  diesz  von  den  Romanisten 
als  sich  von  iselbst  versitehend  vorausgesetzt  wird. 

*    Wilda,  in  d.  Zeitsch.  f.  D.  R.  IV.  S.  282  ff.  und  XV.  S.  257  ff. 

§.  172. 

C.    Annahme  an  Kindesstatt.    Adoption. 

1.  Es  war  ein  glücklicher  und  edler  Gedanke  des  römischen  Rechtes, 
dasz  das  Verhaltnisz  des  Vaters  zum  Kind  auch  ohne  Zeugung  durch  einen 
individueilen  WUlensact  nachgebildet  werden  könne.  Das  ältere  deutsche 
Recht  hatte  zwar  ähnliche  Anwandlungen  (1.)  und  liesz  in  öflfentlichen 
Verhältnissen  auch  ausnahmsweise  eine  Annahme  an  Kindesstatt  zu,  aber 
zu  einer  Anerkennung  der  Adoption  gelangte  man  doch  erst  in  Folge  der 
Autorität  des  römischen  Rechts.  (2.)  Aber  unrichtig  ist  die  romanistische 
Lehre,  dasz  nun  die  römische  Adopiio  so  gelte,  wie  sie  in  der  Gesetzgebung 
Justinians  geordnet  worden.  Das  ist  gar  nicht  möglich,  weil  dem  deutschen 
Familienleben  der  Gedanke  der  römischen  patria  potestas  und  der  G^ensatz 
der  homines  sui  juris  und  cdieno  juri  subjecti  fremd  geblieben  sind»  und 
damit  ja  die  formelle  Gestaltung  der  römischen  Adaptio  verwachsen  ist 
Es  ist  nur  der  Grundgedanke  einer  Regrtlndung  der  Vater-  und  der 
Sindschaft  durch  W<M  aus  dem  römischen  Rechte  in  die  neuere  Rechts- 
bildung aufgenommen,  dann  aber  dem  deutschen  Familien-  und  Erbrecht 
gemäsz  umgebildet  worden. 

2.  Die  deutsehe  Anmakme  an  EindesüaU  weisz  vorerst  nichts  von 
dem  römischen  Gegensatz  der  arrogatio  und  adopUt>  im  engem  Sinn^ 
Eher  noch  unlersdieidet  sie  zwischen  Kindern,  die  noch  minderjährig 
und  solchen  die  vol^ährig  sind  (3.),  und  nimmt  wohl  Rücksicht  darauf,  ob 

Vaters.  ^  605.  Soll  es  auch  ita  diese  aufgenommen  werden,  so  muai  solches  durch 
einen  Familleovcrtrag  geschehen. 

15.  Oetterr,  G.  §•  ^52.  Nur  die  Aeltem  iLönnen  am  solehe  (Leg.  des  Landes^ 
filrsleii)  anauehon,  wenn  eie  das  Kind  gleich  einen  ehelichen  der  StandesYorzüge 
oder  des  Rechtes  an  dem  frei  vererblichen  Vermögen  theilhaft  machen  wollen.  In 
RioiisMi  auf  die  fthtigen  Familienglieder  hat  diese  Begunatigang  keiffe  Wirkung. 

1.  OuA^rt  Gest.  Dd  3. 18.  —  adoptiont»  aalem  talis  *pro  gentls  consnetudine 
dleilnr  ftiisse  modus,  intii  lineatt»  interalam,  q«am  nos  vocamaa  camlsiam,  nadam 
«■0»  Ihcieas  slhi  adsiriniit  ei  haec  omnia  oaeolo  ühato  flrmayit,  idem  et  mulier  tocH. 

%.  FrtiSmrg.  Sladtr.  v.  1520.  Rl.  78.  b.  (Die  adoptio)  in  Uttser  8taU  hisfhft 
Sit»  viel  gebmchl  ist. 

3.  Oesterr.  Ges.  g*  ^^^  ^^^  Annthole  an  Rindeaatatt  kann  wenii  das  Kind 
mindoiiihrig  Ist»  nur  mit  BinwiHlgaBg  des  ehelichen  Täters  oder  in  dessen  Ermang- 
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der  nalttriiche  Valer  der  Kinder  noch  lebe  oder  mcht;  ladeDi  im  ersfcera 
Falle  denen  ZasUminaog  gewöhnlich  erforderl  wird,  die  indesseo  dnidi 
die  Qbervonnundschaft  im  Notbfall  ergftnzt  werden  kann.  Ferner  kum 
nicht  blosz  der  Vater,  sondern  ebenso  die  Mutter  ein  Wahlkind  annehmen  (4), 
so  dasz  das  elterlicbe  Verbältnisi  nach  beiden  Seiten  bin  in  soklier  Weise 
begrOndet  wird. 

3.  Deber  die  Erfordernisse  im  Einzelnen  gehen  die  TenobaedeneB 
Landesrechte  und  die  Debang  ausanander.  Kinr^Jne  erhebliche  Gesidits- 
pnnkte  sind: 

a)  höheres  Alter  des  Wahbaters  oder  der  WaUmuner,  gewöhnlich 
SO  Jahre  (5.  6.); 

b)  ein  geringerei  AUer  des  WahOtindei  (um  18  Jahre  nach  römischem 
und  österreichischem,  um  15  nach  französischem,  ohne  nihere 
Bestimmung  nach  preuszischem  Recht]; 

c)  der  Mangel  ehelicher  ffachkommenschaft  auf  Seite  der  Wahlelleni  in 
dem  Zeitpunkt  der  Adoption; 

d)  in  *der  R^el  Zustimmung  des  andern  —  obwohl  nidit  mit  adoptirendeD 
Ehegatten; 

e)  persSniiehe  Pflege  wahrend  längerer  Zeit  vorher  oder  andere  ^ 
Entstehung  eines  so  engen  Familienverbandes  rechtfertigende  persön- 
liche Gründe  (7.  8.) :  ein  Erfordernisz,  welches  am  ehesten  gegen  Mki- 
brauch  des  Instituts  schützt,  aber  in  der  deutschen  Gesetzgebung 
noch  zu  wenig  beachtet  worden. 

4.  Zur  Form  der  Eindesannahme  gehört  nun  immer  die  oMgkeülkhs 
(sei  es  die  landesherrliche  oder  die  obervormundschaftliche  oder  gerichtliche) 
Genehmigung,  welcher  regelmäszig  die  Prüfung  des  Falls  vorausgeht  (6. 9.) 


long  mit  fiiDwilligang  der  Hatter,    des  Vormaiides  und^  des  Gerichtes  m  Sunde 

komneD* 

I      4.    /Vüsn.  Landr.  II.  9.  {.  674.    Auch  Personen  weibliehen  Geschlechts  I[6d- 

nco  an  Kindesstttli  annehmeD. 

5.  Co^e  eh,  g.  343.  L'adoption  n*est  permise  qu'aa&  personnes  de  l'un  oa  de 
Taatre  seie  4g6es  de  plus  de  cinquante  ans  qui  n'anront  k  l'^poque  de  TadeplioD  oi 
enfans.  ni  descendans  legitimes  et  qai  auront  au  moins  qainze  ans  de  plm  ([o^ 
les  individos  qa'elles  se  proposent  d'adopter. 

6.  BUdtr.  V.  Freyinrg,  v.  11190  Uli  7.  Welcher  tai  anser  SUU  Juiig  tfii  n 
kindsstatt  annemen  wil,  der  sol  sam  minsten  35  |ar  alt  sin.  Er  sol  aneh  solich 
aDoainang  vor  unserm  Rat  nnd  nut  .anser  verwüllgung  dum. 

7.  Code  ewsL  S*  340.  La  lacult^  d'adopter  ne  poarra  Stre  eicrete  qa'eorers 
l'indiTlda  k  qui  Ton  aaia  daas  sa  mlDorit^  et  pendant  six  ans  ^u  molns  foaroi  des 
seconrs  ei  doaii^  des  soins  non  interrompiis,  ou  envers  oehil  qai  aarait  umH  la  ^ 
k  radoptaot,  soll  dans  an  combai»  seit  ea  le  retirant'des  flammes'oo  des  flots. 

g.  ZUreher  Qi  g.  S38.  Isl  (das  Kind)  folDlIirtgi  fo'fit  «rfbrürlfeh^  dast  er- 
hehlicbe  Grunde  furiein  derartiges 'Faayiienvcrhlltoisk  sprechen  add  EOfleldi  die 
hetreflienden  Personen  wihrend  wenlgstana  drei  Jahren  eotveder  in  geneiBSChaltUcher 
Haushaltung  gelebt  oder  der  eine  Theil  dem  andern  wShrend  dieser  Mt  beaoBdei« 
Pflege  und  Aufknerluamheit  gewidmet  habe. 

%    OtUrr.  G.  g.  181.    nie  mit  der  erforderlichen  Einwilligong  vers^hoie  Ab- 
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genttgt  nidii  mehr,  wie  bei  der  römischen  adoptio,  eio  bloszer  Privatact 
der  Befheiligten. 

5.  Die  Wirkungen  derselben  sind  wieder  in  wesentlichen  Beziehtingen 
anders  zn  bestimmen,  als  nach  dem  römischen  Rechte.  Von  der  Begründung 
einer  patria  potestas  im  Sinn  der  Römer  kann  keine  Rede  mdir  sein,  Aen 
so  wenig  von  einer  Dniversalsuccession  des  Wahlvaters  m  das  Vermögen 
des  Adoptivkindes,  wie  bei  der  alten  arro^otio.  Die  Hanptwirkungen  sind 
Tielmehr  folgende:  ' 

a)  Das  Wahlkind  erhält  den  GnehkehUnamm  der  Wahleltern,  mit 
weldiem  jedoch  gewöhnlich  der  angeborene  GeichUehtenaime  verbanden 
wird»  ^ 

b)  Die  naIOrliehen  Frbbessiekungen  des  WahlUndes  mit  sänen  BbitB- 
veru)andten  und  ebeneo  die  wechselseitige  Unter$HUzung$pßicht  bleiben 
unverletzt  (10.) 

c)  Das  Wahlkind  tritt  in  die  väterliche  Vürmundeehaft  des  WahbMen 
wie  ein  eheliches  Kind  desselben  ein  und  wird  auch  der  WahbmOt^r 
gegenOber  einem  leiblichen  Kinde  gleich  geachtet  (11.)  Im  Verhdtuisz 
zu  dem  nicht  adoptirenden  Ehegatten  aber  findet  die  Analogie  des 
Stiefvaters  und  der  Stiefmutter  Anwendung. 

d)  Es  erwirbt  das  Erbreehi  eines  eheliehen  Kindes  in  die  Verlassenschaft 
der  Wahleltern,  aber  mit  den  tibrigen  Blutsverwandten  dieser  (anszer 
den  später  geborenen  ehelichen  Nachkommen  derselben)  entstellt 
weder  Erbnexns  noch  Familienverbindung.  (11.  12.) 

Durch  den  Adoptümeact  oder  besonderen  Famlien-  oder  Erheertrag 
können  indessen  abweichende  Bestimmungen  im  einzelnen  Falle  getroffen 
werden,  insofern  dadurch  nicht  das  Wesen  des  InstituteSi  noch  erworbene 
Rechte  verletzt  werden.  (13.) 

nähme  so  Ktndesstatt  ist  der  LanAessteile  inr  Bestltignng  umi  dorn  Gerichtsstande 
der  Wahleltern  und  des  WahlUndes  sur  Eintragung  in  die  Qerichts-Acten  vorSQleeen. 

10«  /Wii#s.  Jündr.  H.  %  g.  711.  Dagegen  verbleiht  das  angenoronene  Kind  «in 
BUtglied  der  Familie,  in  welcher  es  geboren  worden« 

11.  Oe^ierr.  G.  g-  ^^3.  Zwischen  den  WahUlKrn  uttd  dem  Wabikinde  and 
dessen  Nachkommeo  finden,  insoweit  das  Gesetz  keine  Ansnahme  macht,  gleiche 
Rechte  wie  zwischen  den  ehelichen  AeUern.ond  Kindern  sUtt.  .Def  WahlTater  tber- 
n|^mt  die  vfiterliche  Gewalt.  Auf  die  adrigen  Mitglieder  der  Familie  der  l¥ahlillem 
hat  das  Verhältnisz  zwischen  den  Wahliltemond  dem  Wahlkinde  keinen  Binflosi; 
dagegen  verliert  das  Wahlkjpd  aach  die  Rechte  seiner  eigenen  Familie  nicht. 

la.  C»d€  €w*  S.  350.  L*adopte  n*acqaera  aucon  droit  de  snccesslbillte  sur  les 
Mens  des  parens  de  Padoptant,  mais  11  aura  snr  la  sneeession  de  Tadoptant  les  mSmes 
droits  «lue  ceux  qn'y  anrait  Tenfant  ne  en  mariage,  roSme  qoand  i1  aarait  d*adtres 
enfans  de  cette  demi^re  qaalite  nes  depuis  Tadoption. 

'  tS.'  F^'ewut,  Landr.  II.  2.  g.  70tf.  Sollen  die  gesetolichen  Bestimmungen  in  An- 
tiehong'des  TermSgens  durcli  den  Vertrag  gelodert  werden,  ond  ist  das  an^uneh- 
kiettde  KindÜoeh  mlnderJShrif;,  so  masz  das  Tormundschaftlicbe  Gericht  dergleichen 
Aenderongen  —  —  besonders  prüfen. 
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6,    Aadi   die  Ai»ßthm§  de^  Adt^rveMIMmm  bedwf, 
Bingehuiig,  der  Prttfiing  nnd  Gtnehmiqymg  der  Obrigkeit,  tri  ei 
.WahlTiter  und  Am  Wahlkiod  sie  begebreot  oder  sri  es,  den  nur  der  eine 
TbeU  aus  erheblicbeo  Drsachen  ne  verhogt 

$.178. 
D.    Einkindsehafl. 

1.  Dm  loBtifBl  der  Eimkmdtehmß  kommt  nur  sporadiseh  in  finiaeinpii 
Orten,  ronOglich  in  Frankes,  Schwaben,  Uer  anch  onier  deai  Namen 
Mor^mgabAinder  (Freyburger  Stadtr.),  nnd  am  Rheine  und  am  bftuQgsteo 
in  dem  BOrgeretande  vor.  Ei  beruht  aber  auf  dem  natttrüehen  GMankeo, 
den  Ehegatten,  wdche  mit  Kindern  ans  erster  Ehe  in  eine  zweite  £be 
treten,  diese  auch  dem  Stiefvater  oder  der  Stielmutter  zu  voller  FannlieQ- 
gemeinschaft  zubringen,  ak  wären  sie  aueb  deren  natOrliche  Kioder.  £s 
«t  dann  nur  eine  censequente  DurchfOhrung  dieses  Gedankens,  wenn  die 
Vbrkinder  auch  den  in  zweiter  Ehe  erzengten  Kindern  gleich  gestefll 
werden.  Bs  wird  dadurch  zugleich  einer  Theilucig  des  hei^ebrachCen  Ver- 
mögens mit  den  Kindern  ans  erster  Ehe  Yorgebengt  und  die  Verbindui^ 
oder  Gemeinschaft  der  Gflter,  wie  sie  bis  dahin  bestenden,  auch  in  zweiter 
Ehe,  nur  in  erweitertem  Masze  fortgesetzt  Auf  die  AusinMung  des  Insü- 
totes  hat  denn  die  Bekanntschaft  mit  der  römischen  ilifopfio  später  einen 
unverkennbaren  Einflosz  gcttbt,  ungeachtet  die  Einkindschaft  einen  eigen- 
thOmfichen,  von  der  Adoption  versdiiedenen  Charakter  und  einen  enger 
begriiizten  Kreis  der  AnwendberiLcit  hat 

2.  Die  Einkindschaft  entsteht  aus  einem  Vertrag  der  in  die  zweite 
Ehe  eintretoiden  filta*n  unter  sich  und  mit  den  Kindern  aus  erster  Ehe, 
bezi^ungsweise  mit  ihren  Vormftndem,  einem  Vertrag,  welcher  eine 
famiUm^  und  0i^br§ekUkke  Natur  hat  indem  er  ein  neues  Famüieiiveriiltt* 
■isz,  das  der  Kindschaft  der  Vorldnder  gegentkber  den  Stiefeltem,  and  zo- 
gleicb  ak  Fdge  davon  ein  erbrechtKcbes  Verhiltnisz  begrQndet  (1.  %>) 
Um  seiner  tief  in  die  natOrlichen  Familien  Verhältnisse  eingreifenden  Wir- 
kung willen  bedarf  derselbe  aber  immer  der  ohrigkeUUchm  (gerichtfichen 


i.    Dipl.  a.  1996.  {Oitden  I.  806.)    Nos  Beinricos  de  B.  Bffles  et A.  relicU  qooo- 

daM  S.  mtlitls  de  H.  conjages  tenore  presentiom  recognoscimos quod  oomma- 

ofcata  maoQ,   ananimi  consensn  et  libera  roluntate  omnia  bona  nostra  mobilia  et 

immobiNa,  — liberis  nostris,  qoos  Ipso  tempore  contractus  matrlmonii  habnimos, 

videlicet  mei  H.  qaituor  liberis  et  mee  A«  tribus  puerls  tradimus,  donamaB  et 
assignamas,  ut  ipsa  bona  ooMiia  et  singnla  pest  DMrtem  aasllam  eqnaliter  dividant 
•t  poaeideaot  tamquam  Teri  firatres  et  sorores  et  tegüimi  oaheredes;  nisi  alles  paen» 
deo  foleate  procrearerimas. 

2.  Oatlar.  Recbtserk.  bei  Brunt  Beitr.  8.  193.  Mr.  29.  Wan  ejn  der  eMen 
starn,  und  de  ander  sek  voranderweidet,  so  scbal  he  deilen  mit  den  kinderen,  et  m 
vf,  da^  se  mU  willen  af  beident  siden  in  samden  gnde  sItten  willen  nnd  dat  maset 
ae  don,  de  wile  se  willet  af  beident  siden. 
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oder  dieryormandschaftlicben)  Gmehmigut^,  nach  vorheriger  PrflAiiig  der 

Umsttode  und  Berathung  mit  der  Famäie.    (3.  4.) 

3.  Die  nähere  Bestimiining  der  Wirkungen  der  Einkindschaft  ist 
sunächst  von  dem  Verirag9wiUm  der  Beiheiligten  abhAngig;  nur  Tersteht 
es  sich,  dasz  dieser  die  natflrliche  Bestimmung  und  die  gesetelichen 
Schranken  des  Institutes  beachten  miisz.  Verfügt  aber  der  Vertrag  nicht 
aftberes,  und  sind  den  besonderen  Gesetzen  oder  der  Landesttbnng  Ober 
den  vorausgesetzten  Sinn  der  Binkindschaft  eben&lb  keine  festen  Bestim- 
mungen zu  entnehmen,  so  kommen  folgende  auf  die  Natur  des  Institutes 
und  den  regehnftszigen  Gebrauch  gestützte  prineipiette  Wirkungen  in  Be- 
tracht: 

a)  die  Hauptwirkung  ist  die,  dasz  die  Vorlnnd9r  auch  gegenilber  dem 
Stüftattr  oder  der  Stiefmaiter  in  das  FamiKenverhMtnisz  leibUeher 
Kinder  eintreten.  (5.)  Die  erstem  gewinnen  elterliche  Rechte,  der 
Stiefvater  auch  die  väterliche  Vormundschaft  im  Sinne  des  deutechen 
Rechts  —  ausnahmsweise  hindern  einzelne  Statuten  den  Uebergang 
der  Vormundschaft  auf  ihn  — ;  zugleich  aber  werden  sie  auch  den 
elterlichen  Pffiehten  für  Erziehung,  Unterhalt,  Ausstattung  u.  s.  f. 
unterworfen« 

b)  Die  zueammeng^euihien  Kinder  erwerben  weder  unter  sich,  noch 
mit  den  übrigen  BhUivenoandlen  der  Stiefeltern  die  Rechte  der  Ver- 
fcandUchaft  noch  der  Erbverbindung,    (6.) 

c)  Das  Vermögen  der  Vorkif^er  wird  —  abgesehen  von  besonderen  Vor- 
b^alten  —  von  dem  Stiefvater  wlihrend  der  Fortsetzung  der  gemein- 
samen HaushaNung  in  derselben  Weise  verwaltet  und  benutzt  wie  das 
Vermögen  semer  natürlichen  Kinder  (7.)  und  das  System-  der  Güter- 
verbindung oder  der  Gütergemeinschaft  darauf  ausgedehnt,   wie  es 

S.  Freust.  Landr.  II.  2.  g*  "TSl-  Die  Rinkindseliaft  kam  aar  duMk  etaeo  ge- 
richtlieh vollsogeDea  and  bestätigten  Vertrag  errichtet  werden. 

4.  Lippescke  VerordnuDg  über  Gäterg.  t.  178^  g.  25.  (Zur)  Errichtung  einer 
Einkindschaft  —  ist  erforderlich,  dasz  alle  dielenigen,  die  dabei  interessirt  sind,  darita 
consentiren:  —  ein  getreues  Veraeichnisz  aller  Güter,  die  beiderseitige  Eheleute  in 
die  neue  Ehe  bringen,  aufgenommen  —  werde,  dasz  die  competente  Obrigkeit  darin 
consentire;  —  dasz  auch  die  nächsten  Blutsverwandten  der  zu  vereinigenden  Kinder 
lon  Seite  ihrer  abgestorbenen  Eltern zu  Rathe  gesogen  werden. 

5.  Landsg.  Ordn.  des  Hersogth-  Franken.  Tit.  118.  g«  2-  (Der)  gemachte  Vater 
oder  Mutter  (bekommt)  diese  Kinder  gleich  ihren  rechten  und  natürlichen  Kindern 
in  Gewalt,  Zucht  und  Gehorsam. 

6.  Mainzer  Landr.  Tit.  2.  g.  18.  Soll  auch  der  Vatter  und  Mutter  diese  unirte 
Kinder  nebst  ihren  rechten  vollbürtigeu  Geschwistern  erben;  die  stieft  oder  ferein- 
klndscbaften  Geschwister  aber  erben  einander  nicht. 

7.  Lippeeche  Verordn.  g.  28  (Die)  Verwaltung  stehet  ihm  selbst  über  das  PrS- 
cipunm  und  sonstige  privative  Vermögen  der  angenommenen  Kinder,  Jedoch  unter 
Aufsicht  der  —  Vormundschaft  zu,  und  verbleibet  ihm  und  der  Mutter  aueh  von 
beiden  die  NuUnieszung  bis  zu  Jener  Gros^Shrigkeit,  Verheirathung  oder  Austeilung 
eigener  Oekonomie. 
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sonst'  i)eMehi    (8.)    ffit  Bezug   auf  die  Verauszeruogsbefbgnisz  des 
Vaters  finden  sich  aber  hier  eher  Beschränkungen,  als  wenn  es  sich 
um  das  Vermögen  MMicher  Kinder  handelt  (6.  9.) 
d)  VornOglich  wichtig  aber  ist  das  ErbverhäUniiz,  in  wekhes  die  Voitinder 
m   den  SUefeltem  eintreten  gleich  deren  ekelieheti  Kvndem.    Es  ist 
dieae  Wirkwg  so  bedeutend ,   dasz  sie  oft  fast  aossdiiiessliGh  Beach- 
;    tonggeAinden  bat    Das  Stiefkind  wird  Erbe  des  StiefvoierM  oder  der 
StiefmMer  wie  wenn  es  deren  leibliches  Kind  wftre,  also  nait  eioeii 
ABspruch  auf  einen  PflichttbeO  und  auch  mit  Ben^  auf  das  nach 
Auflasung  der  Ehe  erworbene  Vermögen  derselben,  (la)    ]>m  Redik 
der  Eltern  zu  testiren  wird  aber  auch  nicht  mehr  beschrankt,  als  um 
der  leiblichen  Kinder  willen:  und  insofern  unterschädet  sich  das  Recht 
des  Stieikindes  von  dem  eines  gewöhnlichen  Vertragserben.     Modifi- 
drt  whrd  dieses  Erbrecht  zuweilen  durch  vertragsrnftszige  Varbehaltt^ 
theib  den  sogenannten  Voraue,  d.  h.  die  Zusicherung  eines  Tbeils  des 
von  dem  verstorbenen  Eltemtheil  aus  erster  Ehe  herkommenden  Ver- 
mögensi  der  dem  Stiefkind  zum  voraus  anfaUen  soll  (7.)«  theils  durcii 
den  sogenannten  Betervat  des  StMvaters  oder   der  Stiefmotter,   der 
Aeoso  dnen  TheO  seines  Vermögens  zum  Vortheil  seiner  oatQrlicheD 
Kinder  oder  Erben  ausnimmt    Im  übrigen  theilen  sie  mit  den  aus 
der    zweiten  Ehe   geborenen  Kindern    die  elterliche  Erbsebaft,   wie 
wenn  auch  sie  leibliche  Kinder  wAren«  und  scfalieszen  in  Ermanglung 
sokber  Kinder  die  Seitenverwaadten  aus.  (11.)    Einzelne  Landesrechte 
(z.  B.  das  Württembergiicke  III.  9.  $.  8.)  heben  indessen,    wenn  in 
zweüer  Ehe  keine  Kinder  geboren  werden,  die  Einkindschaft  auf. 
«e)  Das  entgegengesetzte  Erbrecht  der  SUefeUem  in  die  Verlassenschaft 
der  Stießinier  ist  zweifelhaft    Für  die  B^ahang  der  Frage»  besondeis 
da  wo  die  allgemeine  Gütergemeinschaft  gilt,   scheinen  mir   die  ge- 
>  wichtigeren  Gründe  zu  sprechen. 

8.  Erk.  des  O.  A.  G.  Lübeck  {Senfertt  Arch.  IV.  134).  Die  sllgemeiDeo  ^r» 
der  Mttur  oad  dem  Zwecke  des  iDstitotes  der  Einkiodschtfl  fliessenden  GrundsiUe 
bringen  es  mit  sich,  dasz  das  bisherige  Sammtgat  der  Eheleute  unabgetheilt  bei  dem 
Ehegatten  der  iweiten  Ehe  bleibe  and  die  Kinder  hinsichtlieh  des  ehelichen  Yer- 
mögens  in  dasselbe  Yerhältiiisz  gesetxt  werden»  als  wenn  sie  leibliche  Kinder  aas  der 
iweiten  Ehe  wären. 

^,  Sponheim.  tandr.  v.  1578.  {Kraui^  $.  220.  8.)  Von  Einkindsch.  lOtt.  S*  ^ 
.  das  die  Kinder  yoriger  Ehe  mit  denen,  so  in  nachvolgender  Ehe  gezielet  werden, 
in  erSÜcAer  gereehiigheit  gleiche  Kinder  sein  sollen,  als  weren  sie  alle  Ton  ir  beiden 
leiben  geboren. 

10.  Erk..  des  Ob.  Trib«  Berlin  [Seuffertt  Arch.  11.  82).  Nach  gemeinem  deat- 
schen  wie  nach  preusiischem  Recht  erstreckt  sich  das  durch  Einkindschafl  begräodeie 
Erl»recht  der  Stiefkinder  auch  aaf  dasjenige  Vermögen,  welches  der  Stfefrater  oder  die 
SUeftaiatter  erst  nach  dem  Tode  des  leiblichen  Parens  der  Stiefkinder  erworben  bat 

11.  Lipp.  Yerordn.  S«  ?8.  7.  Die  Einkindschafl  (wird)  nicht  aufgehoben,  wenn 
gleich  aas  der  neaen  Ehe  keine  Kinder  entstehen.  (Vgl.  Seuferie  Arch.  VU.  188.) 

*)  Für  die  entgegengesettte  Aiiilcbt  eioeiVertragaerbrechu  fgl.  Seafferu  Arch.  Ulli  188^  ^ 
emUr  Privatr.  f.  Ml. 
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4.  Die  Knkindichaft  hart  auf: 

a)  durch  den  Tod  der  SiUfeltem  oder  der  Stiefkinder,  nicht  aber  durch 
den  Tod  der  natürlicheo  Eltern  noch  durch  den  Tod  der  Kinder  aus 
zweiter  Ehe; 

b)  durch  einen  das  VerhAltnisz  auflötenden  FamUenverlragy  d^  wieder 
der  obrigkeitlichen  Genehmigung  bedarf; 

c)  durch  die  Scheidung  der  zweiten  Ehe; 

d)  in  Folge  eines  begründeten  Re$titutiantge$uehs  der  Kinder. 

5.  Das  ganze  Institut  ist  in  manchen  liandesrechten  ausdrQcUich 
verboten  (12. 13.],  und  scheint  auch  wo  es  hergebracht  ist,  in  Abnahme  zu 
gerathen.  Wenn  dasselbe  auch  durch  natürliche  Motive  unterstützt  wird« 
so  leidet  es  doch  auf  der  andern  Seite  thdls  an  der  künstlich^  Mischung 

'  und  Verwicklung  verschiedenartiger  natürlicher  Interessen  und  Stimmung^, 

die  leicht  im  Lebeu  trotz   der  vollzogenen  Einigung  in  schroffen  Gegen- 

^  Sätzen  aus  einander  treiben,   theils  auch  an  der  Unsicherheit  des  Rechtes 

>  selbst,  die  selbst  bd  einer  umfaszenden  Gesetzgebung  schwer  zu  vermeiden 

ist,  weil  dem  Vertragswillen  doch  ein  gewisser  Spielraum  gelassen  werden 
musz.    Soweit   das  Bedürfnisz  die  gemeinsame  Wirthschaft  fordert,   oder 

{  einen   engeren  PietAtsverband  der  Stiefeltern  und  der  Stiefkinder  wünsch- 

1  bar  macht,    läszt  sich  doch  auch  ohne  Einkindschaft  durch  Uebertragung 

der  Vormundschaftsrechte   oder  Erbvertrag   oder  Kindesannahme   sorgen. 

i  Ist  dieselbe  daher  in  einem  Lande  nicht  üblich,   so  kann  sie  auch   nicht 

f  durch  einen  bloszen  Privatwillen  eingeführt  werden. 

I  *    Rmgelmann^  über  die  bistor.  Natur  und  rechtliehe  Ausbildung  der 

;  Einkindschaft.    Wflrib.  1826.    Beie/er,  ErbvertrSge  II.  §.  16O.    MiUermaUr, 

f  Privatr.  §.  368  ff. 
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S-  IM. 

III.  Elterliche  Redite. 

A.     Rechte    beider   Eltero. 

1.  Wahrend  das  römische  Recht  alle  eltM'llchen  Rechte  in  der  ah- 
solaten  Familiengewalt  des  Vaters  zusammenfaszt,  beachtet  das  deutsche 
Recht  voraus  das  natürliche  Recht  und  die  Pflicht  beider  Eltern  zur  Sorge 
und  Erziehung  der  noch  unreifen  Kinder.  (1.)    Die  Mutter  nimmt  daran 

13.  Baxr.  Landr.  I.  5.  S>  ^^-  Gleichwie  (die  EinkiDdschaft}  in  hiesigea  LaodeD 
bisbero  ganz  onbekaont  —  gewesen,  also  auch  in  ZulKunft  om  Vermeidung  deren 
hieraus  besorglicher  Streitigkeiten  nicht  eingeführt  werden  soll. 

13.    O^ierr.  G.  S*  1^9-    Die  Einkindschaft  --  hat  keine  rechtliche  Wirkung. 

1.  Baxrüchet  Landr.  I.  4  £•  3*  Oi«  Eltern  sollen  ihre  Kinder  christlich  und 
ehrlich  lam  Dienst  Gottes  und  des  gemeinen  Wesens  enieben,  mögen  sie  auch  hier- 
unter nöthigen  Zwangs  und  allenfallsiger  Züclitigung  mit  Vernunft  und  Misiigkeit 
gegen  sie  gebrauchen.  —  Dahingegen  sind  die  Kinder  —  ihren  £lurn  nicht  nur  zu 
gebührenden  Gehorsam,  Ehrfurcht  und  Dankbarkeit,  sondern  auch  so  lang  sie  den 
Unterhalt  von  ihnen  genieSMn,  sur  gewühnlich  und  ansUndiger  Dienstleistung  ver^ 
bonden,  ohne  dass  sie  derwegen  eine  besondere  Belohnung  xu  fordern  h&tten.  — 
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in  Gemeioschaft  mit  dem  Vater  Theil,  und  in  den  ersten  Lebensjahren  des 
Kindes   mid    auch   später  noch    im  Verhältnisz  zu  den  Töchtern    ist  die 
mQtterlicbe  Pflege  und  Sorge  sogar  die  überwiegende.    Aber  die    hervor- 
ragende Stellung  des  Ehemannes  als    des  Hauptes   der  Familie    ofienbart 
sich  wieder  darin,  dasz  im  Widerstreit  der  Eltern  Ober  die  Erziehung  der 
Kinder,  z.  ß.  über  die  Berufsbildnng  derselben,  der   Wiüe  des  Vaters  ent- 
scheidet   Es  gilt  das  zunächst  auch  ron  der  religiösen  und  confessi€meBm 
Erziehung  der  Kinder.    Wo  aber  die  Ehe  selbst  eine   confession^l  ge- 
mischte ist,  erheben  sich  eigenthümliche  Bedenken,  theils  weil  in  r^giösen 
Dingen  das  GemOthsleben  bestimmend  waltet,  und  daher  dem  Herzen  der 
Mutter  ein  erhöhter  Einflusz  gebohrt,   theils  weil  in  dem  Basein  der  ge- 
mischten Ehe  selbst  die  zwei  Confessionen  neben  einander  zu  Anerkeonui^ 
gdlangt  sind,  und  daher  in  der  Erziehung  der  Kinder  nicht  schicklich  alles 
von  dem  Entscheide  des  einen  Theiles  abhängig  gemacht  wird.    Deherdero 
stehen  sich  hier  die  beiden  Kirchen^  die  beide  mit  gleichem  Grunde  wünschen 
mOssen,  dasz  alle  Kinder  je  in  ihrer  Confession  erzogen  werden,  theils  einander, 
theils  dem  Aaaf eentg^en,  welcher  die  Pflicht  hat,  zugleich  für  das  friedliche 
Nebeneinanderstehen  der  Kirchen  und  für  die  individuelle  Bekenntniszfirer- 
helt  zu  sorgen.    Dieser  letztem  widerstreitet  denn  der  Gedanke,  dasz  durch 
einen  bindenden  Vertrag  oder  durch  bindendes  Versprechen  der  VerlobteD 
oder  der  Ehegatten   die   confessionelle  Erziehung  der  Kinder  ffir  die  Zu- 
kunft festgesetzt  werde  (2 — 5.) :  denn  wenn  sich  später  die  religiöse  Deber- 

Der  Gebraucli,  nach  welelnm  dte  Kinder  ihre  ElCeni  ohne  rorgiogiger  BrlaabDisi 
nicht  für  C^icht  laden  dürfen,  ist  twar  wolil  den  Römiaehen»  nicht  aber  den  Tent- 
sehen  Rechten  gemäsi. 

2.  yVea#z.  Laodr.  II.  2.  g*  '76*  Si°<i  <ii®  Aeltern  verschiedenen  Glauben«- 
bekenntnissen  zu^etban,  so  müssen  bis  oiich  larückgelegiem  14ien  Jahre  die  Söbne 
in  der  Religion  des  Vaters,  die  T5chter  aber  in  dem  Glaubensbekenntnisse  der  Untier 
unterrichtet  werden,  g.  77.  Zu  Jkbweiehongrn  von  diesen  geseulichen  VorschrifteD 
keines  der  Aeltern  das  Andere  auch  nicht  durch  Vertraute  yerpflichten  8-  '^^  ^ 
lange  jedoch  die  Aeltern  ober  den  ihren  Kindern  zu  eribei  enden  Religionsonterricbt 
einig  sind,  hat  kein  Dritter  ein  Recht  ihnen  darin  tu  widersprechen.  (Vgl.  dagegen 
die  K.  Preusz.  Deelar.  t.  21.  Nov.  1803:  Eheliche  Kinder  sind  Jedesmal  in  der  Re- 
ligion des  Vaters  zu  unterrichten.) 

3.  Bayr,  Relig.  Ed.  v.  1818.  g- 1^*  Wenn  in  einem  gültigen  Ehevertrage  zwi- 
schen Aeltern,  die  verschiedenen  Glaubensbekenntnissen  zugethan  sind,  bestimmt 
worden  ist,  in  welcher  Religion  die  Kinder  erzogen  werden  sollen,  so  hat  es  hierbei 
sein  Rewenden.  $.  14.  Sind  keine  —  Verträge  hieräber  errichtet  ^ ;  so  folgen  die 
86bne  der  Religion  des  Vaters,  die  TOchter  werden  in  dem  Glaubensbekenntnisz  der 
M Otter  erzogen 

4.  tttamoo,  G.  v.  1826.  g.  1.  Dem  Ehemanne  —  soll  die  unelngeschrlnkte 
Refügnisz  verbleiben,  blosz  nach  eigener  Ceberzeugung  zu  bestimmen.  In  welchem 
Glaubensbekenntnisse  seine  ehelichen  JLinder  zu  erziehen  sind.  %.%  Jeder  Vertrag, 
wodurch  der  —  Vater  auf  sein  obiges  freies  Recht  —  verzichten  wfirde,  soll  nichtig» 
mithin  onverbtndlich  sein. 

5.  Zürcher  G.  %,  289.  Sind  Vater  und  Mutter  über  die  Erziehung  ihrer  Kinder 
oder  die  Restimmung  zu  einem  Berufe  verschiedener  Meinung,  so  gebührt  des 
Vater  das  entscheidende  Wort.    8*  MI.    Derselbe  CknndsaU  gilt  anch  Hr  die  reii- 
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aeogüDg  der  ESIeni  verftndern  oder  der  momentan  verlAngnete  Glaube 
-wieder  Macht  über  ihr  GemOth  gewinnen  sollte,  so  kann  die  frühere  Zu- 
sage doch  die  Bethatigung  des  jetzigen  Glaubens  nicht  hindern.  Der  reli- 
giöse Glaube  ist  kein  Object  des  bürgerlichen  Vertrags  und  Iftszt  sich  dmeh 
die  Formen  des  Civilrechts  weder  fassen  noch  bewahren.  Aber  auch  das 
hat  Bedenken,  dasz  der  Staat  anstatt  der  Eltern  durch  Gesetz  die  Frage 
entscheide  (2 — 4.),  die  doch  zunächst  dem  individuellen  und  Familienleben 
angehört»  Nur  wenn  die  Eltern  nicht  einig  sind  in  der  Bestimmung  dar* 
über,  dann  erfordert  es  die  Rücksicht  auf  die  obigen  Gründe,  dasz  hier 
nicht  der  Vater  allein  den  Entscheid  habe  (4.  5.)i  sondern  das  bürgerliche 
Recht  hier  für  eine  angemessene  Theilung  zwischen  den  Eltern  sorge»  das 
heiszt  die  Söhne  der  Gonfession  des  Vaters  y  die  Töchter  der  der  Mutter 
zuweise.  (2.  3.) 

2.  Der  Glaube  aber  ist  so  itidividuelL,  daaz  das  Kind  von  der  erreich- 
ten Mündigkeit  an,  wenn  es  auch  im  übrigen  noch  der  eiterliehen  Erziefaung 
unterworfen  bleibt,  doch  berechtigt  ist,  nach  eigener  Ueberxeugung  sich  für 
eine  Gonfession  zu  entscheiden. 

Ebenso  ist  auch  bei  der  Bestimmung  und  Erziehung  des  Kindes  für 
einen  Lebensberuf  dessen  individuelle  Fähigkeit  und  Neigung  zu  beachten. 
Gegen  eine  offenbar  verkehrte  Nöthigung  des  Vaters  darf  das  mündige 
Kind  wohl  auch  den  Schutz  der  Obervormundschaft  anrufen  (6.  7.)  uod 
diese  das  Nöthige  anordnen,  aber  immer  mit  sorgfidtiger  und  gewissenhafter 
Achtung  der  väterlichen  Erziehungsrecbte,  die  nur  wo  augenfUliger  Misz- 
brauch  vorliegt,  beschränkt,  keineswegs  aber  durch  obervormundschaftliche 
Regiererei  verdrängt  werden  dürfen. 

3.  Den  Eltern  steht  im  Interesse  der  Erziehang  ihr^r  Kinder  auch. 
das  Recht  zu,  die  erforderlichen  ZüehtigungS'  und Zwangemittet  anzuwenden: 
und  sie  können  nach  Umständen  zu  diesem  Behufe  die  Beihülfe  derPolifeei- 
gewalt  begehren.    Dasz  hiebei  Hasz  gehalten  werden  soll,   versteht  sich, 
und  g^en  Hiszbrauch  jener  Befugnisz  können  sowohl  die  Obervormund- 


giöse  Erziehong  der  Kinder  aus  coDfessioDell  geiaiscbteo  Ehen.  YertrSge  der  Ehe- 
gatten über  die  Eniehang  in  einer  bestimmten  Gonfession,  seien  sie  vor  oder  wShrend 
der  Ehe  abgeschlossen  norden,  haben  keine  bindende  Eechtekraft. 

6.  Preun.  Landr.  IL  %  g.  113.  Bei  —  fortdauernder  gänzlicher  Abneigung 
des  Sohnes  gegen  die  von  dem  Vater  gewählte  Lebensart  mosi  das  ▼ormundschaft- 
Gericht  mil  Zwfehiuig  einea  oder  zweier  —  näehatea  Verwandten»  und  der  Lehrer 
des  Sohns  die  beiderseitigen  Gründe  prüfen,  g.  113.  Das  Geriehl  roasz  Milche 
EiorichtnngeB  tu  treflien  bemöht  sein,  dasz  die  der  Neigung  und  Fihigkelt  des 
Sohnes,  sowie  dem  Stande  und  Vermögen  des  Vaters  gemSszcste  Lebensart  gewählt 
werde. 

7.  Zürcher  G.  $•  ^^^  Wenn  der  Vater  seine  viterliche  Pflicht  dauernd 
Dicht  erfüllt  und  die  Unterhaltung  und  Erziehung  der  Kinder  gröblich  fernachUssigt» 
80  kann  ihm  durch  die  Obervormundschaft  die  viterliche  Vormundschaft  enuogen 
und  die  Kinder  als  Minderjährige  unter  obrigkeitliche  Vormundschaft  genommen 
werden. 
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Schaft  ab  die  Geridite  eioschrateii.  Das  franaasiidie  Reeht  gestattet  dem 
Vater  sogar  monatliche  GefiUigniszstrafe  zn  verfflgeD.  Das  deotsdie  Redil 
aber  verlangt  immer  gerichtliche  Beortheiluog,  wenn  öflentiiciie  Strafen 
verhingft  werden  sollen, 

4.  Werden  die  Eltem  geschieden,  so  ist  gleichzeitig  die  Frage  la 
beantworten,  welchem  von  beiden  die  Kinder  zar  Erziehung  zu  überlassen 
seien.  Die  natüriiche  Regel  ist  wohl  die,  dasz  dieselben  in  den  ersUn 
Jakrm  (4  oder  6)  der  Mutter^  tpäter  dem  Vater  zukommen,  so  jedoch 
dasz  der  Vater  auch  im  erstem  Falle  an  den  Kosten  des  Unterhalts  bei- 
zutragen habe.  Diese  Regel  darf  aber  nicht  absolut  verstanden  werden. 
Vielmehr  sind  gerade  hier  die  persönlichen  Eigenschaften  der  Eltern  wohl 
zu  erwflgen  und  wo  es  das  Interesse  der  Kinder  erheischt,  auch  eine  Ab- 
wdehnng  davon  zu  verfügen.  Auch  Ist  das  Recht  je  des  andern  filtern- 
theils  amuerkennen,  die  Kinder  von  Zeit  zu  Zeit  zu  sehen  und  zo 
sprechen.  (&  9.) 


B.  Ecebte  des  Yateiv. 
1.  Nur  dem  Vaier,  nicht  auch  der  Mutter,  gebohrt  das  Recht  der 
Yormundiehaft  Ober  die  Kinder  und  ihr  Vermögen.  Da  ist  es  denn  end- 
lich an  der  Zeit,  den  nie  in  das  deutsche  Familienleben  aufgenommenen 
und  von  unserem  Volke  nie  verstandenen  römischen  Begriff  des  j»eciilNim*) 
aus  der  Darsteihmg  des  beutigen  Privatrechts  völlig  auszuscheiden,  und  in 
die  römische  Rechtsgeschichte,  in  welcher  ihm  als  emem  Entwicklongs- 
moment   in  der  VergMgenheit  noch  eine  SteDe  gebohrt,    zu  verweisen. 

8.  Freun,  Laiidr.  II.  2.  $.101.  Sind  beide  Aellern  oder  eins  derselbea  voo  der 
Eniebong  der  Kinder  ausgeschlossen :  so  soll  ihnen  doch  der  Zutritt  la  den  Kiodeni 
nicht  gSnzlich  Yerssgt  werden. 

9.  Erk.  des  0.  k.  G.  in  Dreiden  in  SeuferU  Arcb.  VII.  327.  Der  eheliche 
Vater  eines  Kindes  ist  nach  Trennung  der  Ehe  —  berechtigt,  die  Sorge  ffor  diese 
Kinder,  die  Erziehung  derselben  —  st-lbst  zu  übernehmen.  Die  Erziehung  der  Kinder 
kann  allerdings  dem  eh  liehen  Vater  von  der  competenten  Behörde  entweder  zeit- 
weilig oder  für  immer  gewonnen  und  der  ehelichen  Mutter  oder  auch  einer  dritleii 
Person  übertragen  werden. 


*)  Das  pecoUntt  prafeetitiiiBi  ist  in  Muerer  Zeit  bereica  ao^  •▼•n  den  RomanftNeB  als  an- 
praktiaeh.  aufgegeben.  (Vgl.  Sw^erf  Pandektenreebt  S*  48S.  md  IMImm  in  den  BL  Ar 
Bechta-ABweadung  XT.  S.  185  ff.)  Damit  nUU  aber  zugleich  das  ganie  Peculieniyflcai. 
In  dem  peculium  prof.  war  in  deBZaiteBjusÜoiana  der  UttteRest  des  allen  wahreB  pacn- 
lium,  der  scboa  zuiammeBgeschrumpfte  Eern  des  gaBzen  iBsUtutet  Boch  gerettet  wordea. 
Die  aadeni  Peculiea  alle  siad  AbweicliuBgeo  und  AusBabmen  tob  dem  alteB  Peculiea- 
princip,  uBd  indem  sie  allmShlicb  herangewachsen  sind  und  sich  ausgebreitet  hahea,  habea 
sie  zulem  die  Regel  aufgezehrt  und  erdrückt  Es  ist  bub  aber  fttr  das  neue  Recht  besser, 
voB  dem  entgegeBgescizten  PriBctp  eiaes  wirkHefaen  V€nm§fem»  der  Kindtr  als  moderoer 
B«db«tr»f  «r  ausz«geheB,  als  auf  dem  Umwege  der  erweiierteB<  Peculfeareelite  der  Kinder 
linger  zu  irren. 
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Das  Kind  ist  nach  der  deutschen  Rechtsansicht  ein  individueDes  Vermögens- 
snbject,  wie  der  Vater,  aber  es  ist  diesem  untergeordnet,  weil  es  noch  ein 
Glied  seiner  Haushaltung  und  persönlich  noch  unreif  ist  Der  Vater  hat 
daher  voraus  das  Recht  der  VerwaUuug  des  Vermögens  seiner  Kinder  (l.)^ 
ohne  deszhalb  einer  regelmäszigen  Controle  der  Obervormundschaft  unter- 
worfen zu  sein.  Auch  zur  Veräuizerung  der  fahrenden  Habe  —  die 
Capitalforderungen  inbegriffen  —  ist  er  befugt.  (2.).  Hftufig  aber  finden 
sich  in  den  Rechten  Beschrftnkungen  seiner  Verfägungsbefngnisz  aner- 
kannt, wenn  es  sich  um  liegende  Gflter  oder  ganze  Vermögenscomplexe 
der  Kinder  handelt    Auch  ist  es  ein  Grundsatz  der  neuem  Rechtsbildung, 

'  dasz  in  FftDen,  wo  die  Sicherheit  des  Vermögens  der  Kinder  ernstlich  ge- 
fährdet erscheint,  namentlich  wegen  Miszverwaltung  des  Vaters,  die  Ober- 
▼ormundschaft  berechtigt  sei,  einzuschreiten  und  denselben  zur  Sichernd- 
lung  anzuhalten. 

'  2.    Ueberdem   hat  der  Vater  das  Recht  des  Nieissbrauehs   an   dem 

Vermögen  der  Kinder,  ganz  Ähnlich  wie  an  dem  Vermögen  der  Ehefrau. 
(S — 5.)  Wohl  steht  diesem  Genüsse  auch  die  Pflicht  zur  Seite,  für  die 
Kinder  gehörig  zu  sorgen  und  die  daherigen  Kosten  zu  bestreiten;  aber 
es  ist  eine  positive  Abweichung  von  dem  einfachen  deutschen  Princip  •— 
mit  dem  Oberdem  in  der  Hauptsache  das  römische  Gesetz  Ober  den  Niesz- 
brauch  der  AdverUitien  zusammenstimmt  — ,  wenn  das  österreichische  Ge- 
setzbuch (§.  150)  bestimmt  dasz  der  üeberschusz  der  Einkünfte  des  Kindes- 
yermögens  Ober  die  Erziehungskosten  zur  Vermehrung  des  Kindesver- 
inögens  anzulegen  sei. 

8.    Auch  der  laufende  Arbeitslohn  der  Kinder  gehört,  wie  Oberhaupt 
die  laufenden  Einnahmen  der  Haushaltung,  in   die  Gasse  des  Vaters  als 

[  •  —  ■ 

1.  ÜMterr.  G.  $.  149.  Alles  iras  die  Kinder  auf  was  immer  für  eine  geseti- 
I  nisiige  Art  erwerben,  ist  ihr  Bigenthmn;  so  lange  sie  aber  unter  der  fiterlicben 
I           Gewalt  stehen»  kommt  dem  Vater  die  Yerwaltung  sa.    Nur  wenn  der  Vater  zur  Ter- 

waltang  anfthig  oder  Yon  deiO^nigen,  die  seinen  Kindern  das  Vermögen  lagewen- 
I  det  halMn,''  von  derselben  aasgeschlossen  worden  ist,  ernennt  das  Gericht  einen  andern 

Verwalter. 

2.  Zürcher  Ges.  S-  ^7.  (Der  Vater)  ist  betagt,  das  fahrende  Gat  der  Kinder 
gültig  lu  Terloszern  oder  za  YerpHnden.    Liegenschaften  oder  Erbschaften  oder  ver- 

,  fangenes  Gut  der  Kinder  darf  der  Vater  nar  Terlusiem  oder  Terpflindeo  oder  eine 

generelle  Pfand Yerschreibung  über  ihr  Vermögen  oder  einen  Theil  des  Vermögens 
nur  bestellen,  wenn  ein  sn  diesem  Befaaf  bestellter  aosxerordentlicher  Vormund  far 
die  Kinder  seioe  Zustimmung  gibt. 

3.  L.  WiMigoth,  IV.  2.  13.  [Kraut  Vorm.  11.  8.  612.J  Fructus  tarnen  omnes 
cum  filiis  suis  pro  suo  Jure  percipiat,  et  una  cum  ipsis  flliis  suis  communibus  con- 
sumat  expensis. 

4.  Preu»t,  Landr.  II.  2.  S-  ^^8.  Von  dem  nicht  freien  Vermögen  der  Kinder 
gebührt  dem  Vater  so  lange  die  väterliche  Gewalt  dauert,  die  Verwaltung  und  der 
Miesxbrauch. 

6.  Code  eio,  g.  384.  Le  p^re  durant  le  mariage,  et  apris  la  dissolutlon  du 
mariage  le  survivant  des  pire  et  m^re  auront  la  jouissance  des  biens  de  leurs  enfans 
iosqu'ä  rige  de  dix-huit  ans  accomplis. 
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des  Hauptes  der  gancea  Familie;  YoraiiflfesetKt  fnilidi,  dasz  du  Kisd  t« 
dem  Vater  gehörig  enUbrt  und  besorgt  werde,  Musz  es  fQr  seinen  Colet- 
haJt  selber  sargen,  so  kann  es  auch  zunächst  seinen  Verdienst  fQr  sich 
selber  behalten  und  verwenden  (6.);  so  z.  B.  minderjährige  Dienstboten 
Fabrikkinder,  die  auszer  dem  elterlichen  Hause  leben  und  derg^cbea. 
l^as  dagegen  das  Kind  für  aoszergewöhnliche  Arbeit  zur  Beiohming  em- 
pfängt, so  z.  B.  Preismedaillen,  das  gehört  ihm  und  Termehrt  säe 
Spargut. 

4.  Ausnahmsweise  kömien  auch  einzelne  Güter  des  Kindes  der  Fr- 
tDoUtmg  und  der  Nutzmeszung  oder  doch  der  letztem  des  Vaiers  etUiog» 
sein.  In  den  ersfern  Fallen  wird  dann  die.  Verwaltung  einem  obrigkeit- 
lichen auszerordentUchen  Vormunde  Obertragen,  z.  B.  wenn  dem  Kind  eie 
Vermüchtnisz  oder  eine  Erbschaft  hinterlassen  wird,  mit  der  YorsoigUcheo 
Bestimmung ,  dasz  dieselbe  dem  Vater  nicht  anvertraut  werde.  Nur  dk 
Nutznieszung,  nicht  aber  die  Verwaltung  des  Vaters  fUlt  bei  dem  sase^ 
nannten  Spargut  der  Kinder  weg.  Die  römischen  Begriffe  des  pecuit«« 
castrense  und  quasi  ca$irmi^  passen  um  so  weniger  in  unser  heutiges 
Bechtssystem,  als  sie  nur  unter  der  uns  völlig  fremden  Vorstellung,  das 
auch  die  erwachsenen  und  in  öffentliche  Staatsämter  eic^retenen  Sohne 
fortwährend  privatrecbnieh  vermögensfes  und  absolut  dem  Vater  unter- 
worfen seien,  wenn  nicht  durch  Privil^en  für  gewisse  Kreise  wenigsteos 
ihnen  eine  fiugirte  Selbständigkeit  gewahrt  werde«  entstanden  sind  uod 
Bedeutung  haben. 

5.  Der  Vater  hat  das  Recht  der  Stellvertretung  (7.)  des  Kindes;  sowohl 
im  Verkehr  als  vor  Gericht.  Der  Schutz,  den  der  Vater  dem  Kinde  ge- 
währt,  wird  gesteigert  zur  Befugnisz,  im  Namen  des  Kindes,  und  mit 
Wirkung  für  dasselbe  zu  handeln. 

Die  Boßidlungsßhigkcü  des  .Kindes  ist,  so  kinge  die  väterliche  Vor- 
mundschaft dauert,  ivesentUch  beschränkt.  Das  mündige  Kind  kann  iwar 
wohl  Rechte  erwerben,  nicht  aber  atif  seine  Rechte  verzichten,  noch  Schulden 
eingehen.  (8— H.)  Gibt  aber  der  Vater  seine  Erlaubnisz  zu  der  Abtretung 


6.  Zürcher  G.  g.  265.  Wenn  das  Kind  für  seinen  Unterhalt  selber  sorgt,  so 
gehört  was  dasselbe  durch  seine  Arbeit  verdient,  ihm  zu  eifiener  Verwendung. 

7.  Erk.  des  O.  A.  G.  zu  Oldenburg  in  Seuferts  Arcb.  VlI.  108.  Der  Haus- 
vater hat  während  der  Dauer  der  väterlichen  Gewalt  dieselbe  Veriictuiigsberugoisi 
weiche  ihm  Tür  sein  unmündiges  Hauskind  zusteht  auch  hinsichtlich  des  mundign 
Kindes  bis  za  dessen  Volljährigkeit.  —  Des  Vaters  Befugnisz  kann  weiter  aber  uo- 
roöglich  beschränkter  sein  als  die  des  Vormundes.  Soll  doch  der  Vormund  %enAt 
Vaters  Stelle  vertreten. 

8.  Serner  Handfeste  V.  1218.  §.  49.  Quamdiu  fiUus  est  sub  patris  potesute, 
et  sine  uxore  ncc  a  patre  rebus  vel  matrimonio  fuerit  juste  et  legitime  separatus. 
quiequid  promiserit  aut  expenderit  vel  ei  commissum  fuerit  sine  patris  cooscienu> 
et  voluntate,  nee  pater  nee  filius  tenentur  hoc  solvere,  vel  alicui  super  hoc  respondere. 

9.  Preuti.  Landr.  H.  2.  S*  t^*?*  Wenn  ein  Vater  sein  Kind  zu  einer  gewi^en 
Bestimmung  auszer  seinem  Hause  widmet:  so  genehmigt  er  eben  dadurch  alle  Hand- 
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TOP  Aecbten  von  Seite  de^  Kindes^  dann  wird  diese  eben  so  gültig,  wie 
wenn  er  als  Stellvertreter  für  dasselbe  allein  gebandelt  bätte.  Contrabirt 
das  Kind  mit  Zustimorang  des  Vaters  ein^  Scbuld,  so  stebt  der  einfacben 
Anwradnng  der  nämlicben  Grundsätze  das  Bedenken  im  Wege,  dasz  der 
Vater  auf  seine  Kosten  für  die  Bedürfnisse  des  Kindes  zu  sorgen  yerpflicbtet, 
and  in  der  Regel  keine  recbtmftszige  Veranlassung  da  sei,  das  Kind  mit 
Scbulden  zu  belasten.  Daher  ist  im  Zweifel  anzunehmen,  der  Vater  habe 
das  Kind  ermächtigt,  für  ihn  und  auf  seine  Rechnung  die  Schuld  zu 
contrabiren,  und  deszhalb  er  als  der  wahre  Schuldner  anzusehen,  nicht  das 
Kind.  (9. 11.)  Die  Analogie  der  actio  quod  jussu  darf  wohl  noch  beachtet 
werden:  aber  auch  da  musz  sich  die  Jurisprudenz  bewuszt  werden,  dasz 
die  Grundlagen  der  römischen  Klageform  schon  langst  untergegangen  sind 
und  durch  keine  theoretische  Kunst  wieder  hergestellt  werden  kennen. 
Wenn  indesi^n  aus  den  Verhältnissen  sich  ausnahmsweise  ergibt,  dasz  die 
Verbindlichkeit  aus  wirthschaftlichen  Gründen  mit  dem  Vermögen  des 
Kindes  verbunden  ist  —  £.  B.  bei  Verwendungen  für  die  Sachen  des 
Kindes  — ,  dann  haftet  für  derlei  Schulden  allerdings  das  Kind  mit  seinem 
Vermögen. 

Contrahirt  das  Kind  eine  Schuld  ohne  Zustimmung  des  Vaters,  so  wird 
der  Sohn  nicht  zum  Schuldner,  weil  er  nicht  handlungsfähig  ist,  und  der 
Vati&r  nicht,  weil  er  sich  nicht  hat  verpflichten  wollen.  Ist  aber  der  Vater 
oder  der  Sohn  in  Folge  jenes  Geschäftes  bereichert  worden,  so  wird  jener 
oder  dieser  aus  der  Bereicherung,  und  soweit  diese  reicht,  auf  Rückerstattung 
verbunden.  (11.) 

6.  Da  das  deutsche  Recht  die  Persönlichkeit  des  Kindes  keineswegs 
in  der  des  Vaters  aufgehen  läszt,  sondern  anerkennt,  so  steht  auch  einem 
Vertrage  zwischen  Toter  und  Kind  nichts  entgegen.  (12.)    Nur  bedarf  dann 


langen  und  Verträge  desselben,  ohne  welche  das  Kind  diese  Bestimmung  nicht  er^ 
rollen  kann.  {.  131.  In  allen  Fällen  wo  die  Bandlangen  und  Verträge  der  Kinder 
in  AnsehoDg  de»  Vaters  aoTerhindlii^  sind,  sind  sie  auch  in  ADsebung  ihrer  seibat 
der  Regel  nach  ungültig. 

.10.  Oetterr,  Ges.  %.  152.  Die  unter  der  väterlichen  Gewalt  siebenden  Kinder 
können  ohne  ausdrückliche  oder  doch  stillschweigende  Einwilligung  des  Vaters  keine 
gfiltige  Verpfllebtoflg  etngeben. 

11.  Zürcher  G.  S*  ^69.  TVenn  das  Rind  ohne  Erlaubnisz  des  Vaters  Bcbulden 
eingebt»  so  kann  in  der  Regel  weder  es  noch  der  Vater  angehalten  werden,  dieselben 
zu  befriedigen,  es  wäre  denn,  dasz  eine  Bereicherung  des  Kindes  oder  Vaters  vor- 
läge. Werden  dieselben  mit  Erlaubnisz  des  Vaters  eingegangen,  so  haftet  in  der 
Regel  der  Vater  alTein  und  nicht  das  Kind.  Ebenso  sind  dreji  nigen  Fälle  zu  behan- 
deln, wo  zwar  eine  ausdrückliche  Ermächtigung  des  Vaters  nicht  vorgelegen  hat,  aber 
die  Einwilligung  desselben  vernünftiger  Vl^eise  vorausgesetzt  werden  konnte,  nament- 
lich weil  die  Verwendung  eine  nothwendige  oder  nützliche  war 

12.  Bayr,  Undr  I.  5.  g.  2.  Obschon  nach  Römischen  Rc-hten  Valter  und 
Kinder  dergesult  für  eine  Person  geachtet  werden,  dasz  zwischen  ihnen  weder  eine 
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das  Kind,   insofern  es  dadurch  verpflicbtet  wird,  des  Schatzes  nnd  der 
Vertretung  durch  einen  auszerordentlichen  Vormund. 

7.  Die  Mutter  ist  nur  ausnahmsweise  in  einzehiea  Landesrediten 
nach  dem  Tode  des  Vaters  berechtigt,  die  Vormundschaft  aber  die  Kinder 
zu  flbemehmen  und  die  Nutznieszung  ihres  Vermögens  —  schon  io  der 
Eigenschaft  als  Mutter  und  abgesehen  von  ihren  WittwengoiOssen  — 
fortzusetzen. 

S.  «6. 

IV.    Ende  der  vlterlichen  Vormundschaft. 
A.    Gründe  der  Aulhebang. 

1.  Die  tHiterliehe  Vormimd$chaft  ist  nicht,  wie  die  paifia  jH>te$t(u 
gewesen,  ein  dem  Vater  auf  LAeoami  zugehöriges  Recht,  sondern  sie 
findet  ihr  natürliches  Ende,  wenn  das  Kind  ihrer  nicht  mehr  bedarf  {l;, 
d.  h.  wenn  das  Kind  zur  SelbstAudigkeit  gereift  ist  oder  in  eine  andere 
Vormundschaft  übergeht  fiei  solcher  Grundverschiedenbeit  der  deutseben 
und  der  römischen  Denkweise  musz  man  sich  für  das  eine  oder  das  andere 
Princip  entscheiden :  und  da  ist  es  offenbar,  sowohl  dasz  das  deutsche  fiindf 
in  unsem  Sitten  fortwährend  fortgelebt  hat,  trotz  der  Verkennong,  die  es 
zuweilen  bei  den  gelehrten  Juristen  erfahren  hat,  als  dasz  dasselbe  gegeoObef 
dem  römischen  einen  Fortschritt  in  der  humanen  Rechtsbildung  bezeichiieL 
indem  es  die  Freiheit  und  Würde  des  Individuums  schützt«  ohne  öss 
moralische  Band  des  Familienzusammenhangs  zu  verletzen,  welches  im 
römischen  Recht  zu  einer  despotischen  Gewalt  des  Vaters  auch  über  den 
vöOig  gereiften  Sohn  erstarrt  ist 

2.  Die  väterliche  Vormundschaft  hört  nach  älterem  deutschen  Recht, 
wie  Kraut  gezeigt  hat,  wohl  schon  von  Rechtes  wegen  mit  der  Voi^ähri^ 
der  Kinder  auf.  (2.)  Der  Einflusz  der  Jurisprudenz  hat  aber  die  AnwendoDg 
dieses  Grundsatzes  in  manchen  deutschen  Ländern  in  den  Fällen  gehindeii 
wo  das  Kind  nicht  zugleich  aus  der  väterlichen  Haushaltung  heraustritt. 
Indessen  sprechen  die  neuem  Gesetzgebungen  mit  gutem  Grunde  die 
Wiederanerkennung  des  deutschen  richtigen  — -  jetzt  auch  auf  die  Töchter 

Schenkung,  noch  Contraet,  Procesi,  oder  andere  Handloog  Platx  greiffei.  so  ist  doch 
solches  —  nicht  mehr  in  Gebrauch,  sondern  es  stehet  ihnen  mit  einander  xu  haodteB 
und  zu  wandten  ebenso  wie  anderen  frey,wennnar  die  Kinder— während  derVindcr- 
jShrigkeit  mit  einem  Curatore  ad  actum  specialem  versehen  seynd.  Tgl.  Seuftrtt 
Arcb.  TU.  195.  196. 

1.  Ssp.  I.  11.  Halt  ok  de  vader  sine  kindere  in  vormuntscap  na  ir  mader  dode. 
•renne  se  sik  von  ime  scedet,  he  sol  en  weder  Uten  unde  weder  geren  al  ir  maäer 
gut,  it  ne  si  von  anglücke  unde  ane  sine  scult  geloset. 

2.  MähiAatu.  Sudtr.  (Zöpß  R.  Q.  III.  8.  366.)  Ein  iclich  man  demi  sin  biis^ 
Trowi  stirbit,  unde  ume  kinder  lezit  —  sol  sine  kindere  mit  deme  gute  zie,  dai  uoi 

sin  husYrowe  gelazio  heit bis  daz  sr  zt  rrin  iarin  kümmln  vnde  sich  selblo  viisM 

können* 
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anwendbareo  —  Altem  Rechtssatzes  ans.  Die  Harmonie  unsers  gesammteii 
Bechtssystems,  und  die  Analogie  mit  der  obrigkeitlichen  Vormundschaft 
insbesondere  erfordern  das  (3.  4.):  und  der  öffentliche  Credit  wird  augen- 
scheinlich gefährdet,  wenn  in  den  freien  und  sicheren  Verkehr  mit 
-volljährigen  Personen  durch  die  Ausnahme  der  noch  in  der  Haushaltung 
des  Vaters  lebenden  nicht  abgesonderten  vol^ahrigen  Söhne  ein  Risz 
gemacht  wird. 

3.  Auch  wo  die  Volljährigkeit  des  Kindes  für  sich  allein  noch  nicht 
die  Tftterliche  Gewalt  beendigt,  hört  diese  nun  doch  auf,  wenn  die  Abson- 
iierung  des  Kindes  aus  dem  vaterlichen  Haushalt  beziehungsweise  die 
Begründung  eines  eigenen  Hauthalts  hinzukommt,  wozu  das  volljährige 
Einti  jederzeit  berechtigt  ist.  (1.  5.  6.)  Ob  der  Sohn  zu  diesem  Behuf  von 
dem  Vater  ausgestattet  und  ausgmchtet  werde,  oder  ob  er  lediglich  mit 
eigener  Kraft  seine  Selbständigkeit  behaupte,  ist  in  jener  Beziehung  gleich- 
gültig. Auch  ist  es  unerheblich^  ob  derselbe  durch  Heirath  eine  neue 
Familie  gründe,  oder  als  lediger  Mann  ein  eigenes  Geschäft  errichte,  ob  er 
völlig  selbständig  einem  Berufe  vorstehe  oder  in  einer  abhängigen  Lebens- 
stellung einem  Andern  diene,  z.  B.  als  Schreiber  oder  als  Handwerksgeselle, 
oder  als  Fabrikarbeiter.  Das  entscheidende  Moment  li^t  darin,  dasz  er 
für  seinen  Lebenmnterhalt  und  für  »ein  Fortkommen  selber  sorge  (5.  7.), 
und  so  immerhin  dem  Vater  gegenüber  eine  selbständige  Existenz  behaupte. 
Ein  Beitrag  des  Vaters  an  die  Kosten  des  Haushaltes  hebt  die  Selbständigkeit 
desselben  nicht  auf,  sondern  setzt  sie  voraus  und  fördert  sie. '  Das  gilt  auch 
von  voDjährigen  Töchtern,  die  z.  B.  als  Handelsfrauen  oder  als  Erzieherinnen 
oder  Schneiderinnen  oder  Dienstmägde  fQr  sich  selber  sorgen,  insofern  nicht 
an  einem  Orte  die  Geschlechtsvormundschaft  noch  fortbesteht. 

4.  Zweifelhaft  ist  es,  ob  eine  derartige  Absonderung  oder  Begründung 
einer  selbständigen  Existenz  auch  für  minderjährige  Kinder  der  Vormundschaft 
des  Vaters  ein  Ende  mache.  Die  Meinungen  der  Juristen,  die  Vorschriften 
der  Statuten,   und  das  Herkommen  an  verschiedenen  Orten  sind  darüber 

3.  Oesterr.  G.  $•  1*73*  ^^^  väterliche  Gewalt  hOrt  mit  der  Gros^ährigkeit  des 
Kiodes  sogleich  auf,  wofern  nicht  ans  gerechter  Ursache  die  Fortdauer  derselben  auf 
Ansuchen  des  Vaters  von  dem  Gerichte  verwilliget  und  öffentlich  bekannt  gemacht 
worden  ist. 

4.  Code  ei»,  g.  373.  (L'enfent)  reste  sous  leur  autorit^  '(de  ses  pkn  et  m^re) 
Josqa'k  sa  majorit^  on  son  ^mancipation. 

5.  Stadtr.  v.  Preyhurg  v.  1520.  UI.  3.  Die  Niesmng  so  by  dem  vatter  stat,  hört 
nit  er  off,  dann  bisz  die  kind  vssgestürt  werden  vnd  vto  des  vatters  banden  and 
gewalt  kommen  and  in  eigner  hoszhaltang  sind,  ir  eignen  gats  gehaben  müssen. 

6.  mu-iemh.  Landr.  v.  1610.*II.  18.  —  hOrt  die  vSterliche  Gewalt  auf,  wann  die 
Kinder  ihre  Mannbaren  Jar  erreicht  and  von  dem  Tatter  mit  Anstellang  eigner 
Haosihaltang  sich  absondern  oder  auch  vom  Yatter  nicht  mehr  unterhalten  werden. 

7.  Buyr.  Landr.  I.  5.  (.  7.  Die  Yattarilcbe  Gewalt  hört  auf,  —  wenn  dlo 
Kinder  sieh  von  Yiiterllcher  Haushaltong  so  weit  absondern,  dass  sie  dem  Yatter 
nicht  mehr  auf  dem  Brod  and  Unterhalt  stehen. 
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Im  Streit  Ich  stimnie  Sraui  bei,  der  zu  so  eingreifender  Wiihme 
mindestens  die  Zustimmung  des  Vaters  verlangt,  die  freilich  auch  ans  den 
BtiUichweigenden  Gewährefdassen  gefolgert  werden  kann,  halte  es  aber  ftr 
dem  jetzigen  RechtsbedQrfm'sz  gemAszer,  wenn  dieselbe  Oberhaupt  nidift 
mehr  als  eine  selbständige  Anfhebungsform  der  Vormondschaft  anerkamit 
sondern  nur  als  ein  BeUimmungtgrund  aofgefaszt  wird  zur  Toßßhri^erUanui^ 
des  Kindes.  (8.  9.)  Diese  aber,  für  welche  der  römische  Name  der  emm- 
cipatio  sehr  uneigmtlich  angewendet  wird,  ond  welche  in  analoger  Weisp 
auch  die  obrigkeitliche  Vormundschaft  beendigt,  musz  nun  allerdings  als 
ein  besonderer  neuer  Grund  der  Beendigung  der  YSterlichen  Vormundschaft 
anerkannt  werden.  ESne  Prtklung  und  Genehmigung  der  (M>ervormundschäfl 
scheint  mir  auch  bei  dieser  ganz  am  Platz,  und  da  die  SchutzbedOrfligkeil 
des  Kindes  der  Hauptgrund  der  väterlichen  Vormundschaft  ist,  so  verstebl 
es  sich,  dasz  der  Vater  nicht  durch  willkOrKchen  Verzicht  auf  seine  Rechte 
das  Kind  hoMIos  lassen  darf.  Eben  wo  der  Vater  seine  Yormundschaftlicbe 
Pflicht  auffaillend  miszachtet,  tritt  die  Obsorge  der  Obervormnndschaft 
rettend  ein. 

5.  Wenn  die  Tochter  heirathet,  so  tritt  sie  nun  immer  aus  der  väter- 
lichen Vormundschaft  heraus  (10.),  sei  es  dasz  sie  unter  die  Vormundschaft 
des  Ehemannes  komme  oder  nicht.  Und  wenn  auch  die  Tochter  noch  im 
Alter  der  Minderjährigkeit  wieder  zur  Wittwe  wird,  so  lebt  dennoch  die 
Vormundschaft  des  Vaters  nicht  wieder  aut  Nach  dem  neuem  Recht  ist 
diese  Form  der  Aufhebung  auch  auf  Söhne  anwendbar  (10.),  wdche  eine 
Ehe  eingehen  und  so  als  selbständige  Häupter  einer  neuen  Famifie 
erscheinen.  Mit  Recht  wird  eben  der  Ehe  eine  solche  Wirkung  beigekf^ 
theils  weil  in  ihr  der  Debergang  aus  der  elterlichen  FamUie  in  die  oeo- 
gestiftete  sich  deutlich  darstellt,  theils  weil  die  Ehe  auch  die  Erkennbiiss 
des  men^hlichen  Daseins  und  Lebens  vollständig  entfaltet 

"  Er4mi,  Vorarnndsch.  II.  S.  5»  ft  S.  643  ff*  .SfufanT«  Arch.  IfL  268.  MI.  V.  30. 

S-  177. 
B.    Wirkungen  dersi^lbMi.    Ansriebtang. 

1.    Schon  im  Mittelalter  stehen  sich  zwei  Hauptansichten^ge^DübeTi 
die  eiqei   da^z  es  von  dem./r^  Witleß  &»  Valers  abhänge,   ob  er  den 


8.  Gutem  Ges.  g.  174.  lUodtr  känneo  auch  vor  Zurncklegaog  des  345ie0 
Jahres  tss  der  väterlieben  GewaU  tretet,  «ans  der  Valer  mit  GenehnibaltBDS  ^s 
Geriebtee  sie  evsdriicklicb  enüäsit  oder  weiia  er^eioem  zwaqzigiäkrJigea  Sohoe  die 
Fühmog  einer  eigenen  HaMsbaliong  giQS^ttet. 

9.  Zürcher  Gi  £.  276.  Me  Volljgbrigerkläning  seilt  t»  der  Regel  die  ZostiiB' 
mong  des  Vaters  voraus  und  geacUebt  wie  die  YDlIJihrigktitsctklSraDg  der  obrig- 
keJlUch  bevorainndeten  tfindeijäbrigen  .durch,  die  ObervernMuidsebaflibebQrden. 

10.  Code  eiv,  g.  476.    Le  minear  est  ^niancip6  de  pfeln  droit  par  le  mariige. 
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Sokfi,  ^  steh  absondert,  m  diesem  Behuf  mit  Vermögen  ausstatte/  „mit 
ihm   theüe"    (1.   2.),    nnd  die  andere,   dasz   der  Vater   znr  ÄbtheUmg^ 

Absckiefäungy  Aumchtiing  verpflUhtet  sei.  (3.) 

■  • 

Eine  Verpflichtung  des  Vaters,  dem  absondernden  Sohne  (^apitalver- 
mögen  von  dem  seinigen  zu  geben,  wird  im  neueren  Rechte  m'c^t  mehr 
anerktmnif  wo  nicht  ausnahmsweise  besonderes  Local-  oder  Familienstatut 
dieselbe  noch  schätzt.  Gegen  dieselbe  sprechen  auszer  der  Autorität  des 
rdmiscben  Rechts  auch  der  natürliche  Rechtsgrund,  dasz  das  Vermögen 
el>en  dem  Vater  gehört,  und  die  Pflicht  desselben,  für  den  Sohn  ökonomisch 
zu  sorgen,  aufhört,  wenn  dieser  den  Haushalt  des  Vaters  verläszt  und  reif 
geworden  ist»  mit  eignen  Kräften  für  sich  zu  sorgen. 

2.  Anders  verhält  es  sich  mit  der  Verpflichtung  des  Vatert,  die 
Tochter,  welche  mit  Beachtung  djer.  Familienordnung  sich  verheirathet, 
angemessen  auszustatten.  Die  Sitte  wird  zwar  auch  hier  r^elmäszig  besser 
sorgen,  als  die  Rechtsvorschrift  es  vermag.  Jene'  ist  aber  so  fest  geworden, 
und  Abeidem  durch  das  Ansehen  des  römischen  Rechts,  welches  den 
Vater  .mt  'Dos  verpflichtet,  so  verstärkt  worden,  dasz  diese  Bechtsregel 
heutzutage  wohl  zlosilich  allgemein  gilt.  Abge^hen  von  besonderen  Landes- 
oder Familienstatuten  ist  indessen  auch  diese  Pflicht  auf  die  Aussteuer  im 
engern  Sinne  beschränkt,  die  freilich  nur  sehr  uneigentlich  als  Dos  bezeichnet 
vrird,  und  nicht  auf  das  Heirathsgut  auszudehnen.    (§.  152.) 

8.  Die  Ausstattung  des  Kindes  mit  Vermögen  des  Vaters  wurde  im 
älteren  Rechte  gewöhnlich  als  Abfindung  -desselben  f  Ausrichtung  im  engem 
Sinne)  aufgefaszt,  und  zerstörte  den  Erbliexus  mit  dem  Vater  wenigstens 
relativ,  zu  Gunstai  der  nicht  ausgerichteten  Kinden  ($.  192.  2.)  Der 
nenem  Rechlsvorstelhing  aber  ist  dieser  Gedanke  fremd  geworden.  Dieselbe 
ist  überhaupt  ein  EecktsgeschHft  unter  Lebenden;  denn  die  Absieht  des 
Vaters  ist,  bei  seioen  Lebzeiten  dem  Sohne  flir  dessen  Haashalt  oder  der 
Tochter  ter  ihre  Ehe  eine  ökonomische  Existenz  zu.  verschaifen,  oder 
wenigstens  zur  Begründung  ihres  Haushalts  einen  Beitrag  zu  geben»  und 
in  demselben  Sinne  empfängt  das  Kind  die  Ausrichtungssumme.  An  den 
Tod  denken  beide  zunächst  gar  nicht 


1.  Handf.  v.  Bnrgdorf  v.  1316.  g.  74.  NaUas  buirgeosis  portionem  suis  liberis 
dabit,  dum  vixerit,  ni  voluerit. 

2.  Sta^.  V.  Brmmnnhumg.  %  91,  Nenas  miDDaa  ktnt  ne  nach  slnen  vadar 
to  dellDgetwIageftf'de'wHeda  ««der  leoel. 

3;  Schw.  sp.  159.  Ein  vdter  sol  sfnen  stiii  vod  Im  scbeiden  als  er  fant  ande 
nrenzig  JAr  alt  wirf  mit  als  vil  gaotes  als  er  geleisten  mac,  also  dat  ibm  daz  mörer 
teil  belfbe;  nnde  tubt  ers  nifat  gerne  er  behabet'  et  Im  teil  rehte  an.  dnde  hSt  de^ 
fater  niwan  ein  kind,  dem  gtt  er  mit  rehte  wan  das  fünfteil  stnes  gaotes,  ande  hat 
ti  ridfr  klnde,  sA  teilet  ei*  W¥t  rehte,  daz  den  Ktbdefn'dtu  zwei  teil  werden  ande  dem 
Yater  dia  dria  teil.  .        < 
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4.  Das  Vermögm  dsB  Kindet^  welchei  aus  der  vflterlidmi  Vormod- 
schaft  heraustritt,  nrasz  der  Vater  an  dasselbe  herausgeben,  (4.)  Wem 
dem  Vater  nicht  daran  etwa  andere  vorzüglich  erbrechtUche  NutzongeD 
zustehen  ($.  167.)»  so  hört  auch  zugleich  mit  der  Vonnundsdiaft  der 
Nieixbrauch  des  Vaters  au£  Das  sogenannte  praemium  enumc^Nitloittf  da 
römischen  Rechts  hat  keinen  Grund  in  dem  deutschen  Familiensystem,  und 
hat  nur  einen  Sinn  unter  der  Voraussetzung  einer  lebenslänglichen  Gewal 
des  Vaters,  wie  sie  eben  von  unserm  Rechtsbewusztsein  verworfen  wird. 
Sogar  das  Bayrische  Landrecht,  dessen  Redactor  sicherKch  einer  der  geist- 
reichsten Köpfe  und  der  besten  Juristen  jener  Zeit  dennoch  sich  von  den 
juristischen  Zopfstyl  des  XVIII.  Jahrhunderts  nicht  frei  macbeo  konoie 
hat  doch  in  dieser  Beziehung  sich  der  Gesetzgd>ung  Justinians  msH 
angeschlossen.    (5.) 

$.  17a 

V.    Uneheliche  Kinder« 

1.  Werden  uneheliche  Kinder  geboren,  so  ist  wohl  die  Mutkr 
gewöhnlich  sicher.  Der  Vater  aber  wird  dann  weder  von  der  Natur  noch 
durch  ein  organisches  Familienverhältnisz  bezeichnet  und  ist  daher  zunächst 
ungewisz.    Diese  Ungewiszheit  kann  gehoben  werden, 

a)  durch  fretwüHgei  Behen/ntnüz  des  unehelichen  Vaters, 

b)  durch  die  Beweisführung  der  Vaterschaft 

Die  frekotUige  Anerkennmng  geschieht  gewöhnlich  bei  der  fimtragnng 
des  neugeborenen  Kindes  in  die  Standeeregiiter  oder  das  TaußueiL  Bekemrt 
sich  der  Vater  bei  dieser  Gdegenfaeit  ausdrücklich  zu  der  Vaterschaft,  und 
wird  die  Gültigkeit  dieser  Erklärung  nicht  durch  erheblidbe  Gründe  gebenuni. 
so  ist  jener  auch  als  Vaier  zu  behandeln.  Die  Anerkennung  kann  aber 
auch  später  erfolgen,  und  es  ist  kein  Grund,  wenn  diesettie  in  unzweifel- 
hafter Form  geschieht,  ihr  die  Wirksamkeit  zu  versagen.    (1.) 

2.  Ist  aber  auch,  wenn  der  Vater  nicht  freiwillig  sich  zu  dem  Kinde 
bekennt,  ein  Nackweie  der  Vaterschaft  zulässig?  Die  Gesetzgebung  unserer 


4.  Erk.  d.  O.A.G.  fFiesSaden  {S^mferi's  Archi?  IL  61).  Sehr  yerschiedoi  ▼« 
dieser  Pflicht,  eioe  sich  verheiratheDde  Frauensperson  aasiustatten,  welche  uek 
römischem  Recht  dem  Yater  -—  obliegt,  ist  aber  die  Verbindlichkeit,  welche  naek 
deutschen  Rechtsprincipien  dem  überlebenden  Parens,  sei  es  Vater  oder  Matter, 
obliegt,  einem  eine  eigene  Haushaltang  beginnenden  Kinde  einen  Theil  des  Vennögens 
heraussugeben,  welches  dieses  von  dem  verstorbenen  Parens  ererbt  hat  md  der  öl^' 
lebende  für  die  Hauer  seines  ganxen  Lebens  leibsüchiig  beeilet  und  benotat. 

5.  Bayr»  Ldr.  I.  5.  }.  5.  Auf  dem  Peculio  Regularl  —  stehet  ihnen  (<ieD 
Kindern)  zwar  das  Eigenthum.  dem  Vater  aber  sowohl  die  Administration  als  Nott- 
niessnng  zu,  welche  Jedoch  nach  Erlöschung  der  väterlichen  Gewalt  auch  wiederon 
auftört. 

1.  Codt  e/o.  £.  334.  La  reconnaissance  d'nn  enlani  uaturel  sen  leite  par  od 
acte  authentique,  lorsqu*elle  ne  l'anra  pas  ^t^  dans  son  acte  de  naissanoe^ 
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Zeit  bewhifiigt  sich  sehr  mit  dieser  practisch  ttuszent  vichtigeD  Frage, 
bat  aber  dieselbe  m  gsiiK  verschiedeoem  Sinne  beantwortet.  Es  stehen 
sich  folgende  Haaptansichten  gegenüber»  die  im  Einzelnen  wieder  mancherlei 
llodificationen  erfohren  haben: 

a)  Die  aU^rönUicbe  fingirte  g^adezn,  die  onehelichen  Kinder  haben 
Mnen  Vater  (2.);  und  nur  zu  Gunsten  der  Conenbinenkinder  (libtri 
mUurolesJ  wurden  in  den  spätem  Kaisergesetzen  beschränkte  Aus- 
nahmen zugestanden.  Auch  diese  Kinder  kamen  nicht  unter  die 
väterliche  Gewalt,  noch  erhielten  sie  den  Namen  des  Vaters,  aber 
sie  hatten  doch  auf  Unterstützung  desselben  Anspruch. 

b)  Verwimdt  damit  ist  die  modem-franzöitiche  Rechtsansicht,  dass  zwar 
die  Anerkennung  dem  Vater  frei  stehe,  aber  jede  lfachfor9ehut^ 
nach  der  Vaterschaft  (mit  Vorbehalt  der  Eatftkhrung)  untersagt 
8«. .  (3.) 

c)  Die  ktmcniiche  Ansicht  des  Mittelalters,  welche  die  Naekfartelmng 
nach  dem  unehelichen  Vat^  wenigstens  in  einzefaien  Fällen,  —  bei 

(  Verleitung  zur  Unzucht  von  Seite  des  Mannes  —  billigte,  und  geneigt 

t  war,  die  Bestimmungen  des  römischen,  Rechtes  über  die  ConcubineD- 

kinder  auf  die  unehelichen  Kinder  überhaupt  auszuddinen.  Sie  bildet 

den  Uebergang  zu  der 

d)  dnsUekredulkhen  AuAssung,  dasz  zwar  die  unehelichen  Kinder  v<Wig 
zurückgesetzt  seien  in  der  Rechtsordnung  (4.),  aber  die  Klage  auf 
Vaterschaft  regehnäszig  gestattet  werde  (5.); 

I  e)  das  neuemgUiche  (seit  1834),  welches  die  Klage  auf  Vaterschaft  dem 

^  KvrchipiiU,   weldies  für  die  Mutter  und  das  Kind  in  Anspruch 

I  genommen  worden,  meht  di$im  gestattet; 


2.  Oaji  Comm.  I.  64.  si  quis  neCvias  atqoa  incestas  nuptias  contrtierit^  aeVM 
Qxorem  habere  vldetor  neqae  liberos,  hl  enim,  qui  ei  eo  coitu  nascaoiur,  matrem 
qaidem  habere  videDtor,  patrem  vero  dod  nUqoe:«-  qnales  sunt  ü  qooa  mater  valgo 
coDcepit,  nam  et  hi  patrem  habere  noa  iDtelliguntur,  cam  pater  incertos  Sit:  oadt 
solent  sporii  fliil  appellari  ?el  a  Graca  voce  quasi  gno^dijy  coacepti,  vel  quasi  sine 
patre  fliii. 

3.  Code  cw,  g.  340.    La  recherche  de  la  patemiti  est  iaterdite. 

4.  Schw.  9p.  334.  Hat  ein  ledic  inaD  bt  einem  ledigen  wibe  ein  kiot  oder  mSre 
danne  eint,  ande  nimet  er  dar  n4ch  ein  6wip,  nnde  gewinnet  bt  der  61iint:  swai  er 
dem  un^lichen  gtt  mit  gesundem  übe,  daz  mugen  diu  ^liint  nimmer  widersprechen 
mit  rehte  n^h  mugen  imx  mit  rehte  nimmer  genemen.  an  einem  tödbette  gtt  er  im 
wol  Tarndez  guot,  Ine  erbeguot.  hat  aber  er  das  un4iKinl  bt  einem  4wil>e»  od^r  was 
er  salbe  eta  4man  -<-:  diu  kint  heiuent  huarlunt  unde  habent  heia  reht. 

5.  Bayr,  Ldr.  L  4.  $•  9.  Bey  unehelichen  Kindern  wird  deijenige,  welcher 
sich  in  den  mit  ihrer  Mutter  beygepflogenen  Berschlaf  einbekenni  oder  dessen  sonst 
genugsam  äberwiesen  ist,  so  lange  für  den  Vater  geachtet»  bis  er  das  Gegentheil 
darthan  oder  wenigst  so  viel  zeigen  kann  dass  die  Mutter  auch  andern  lo  Unehren 
fleischlich  beygehalteo  habe. 


506       Bneh  IT.  Cap.  Tu.-  lltoelitsYerlilttnIsf  der  Sltern  und  der  Kioder. 

f)  die  in  neuere  deutsche  Rechte  aufgenommene  Meinung,  dasz  woM 
eine  Klage  aiff  Alimente  gegen  den  anehelichen  Beischläfer^  ahm 
nicht  eine  Klage  anf  Vttterscbaft  znlttssig  sei.  (6.) 

Die  ersteren  Ansichten  (a  und  b)  werden  als  System  der  Matemitat, 
die  mittleren  (c,  d  nnd  e)  als  System  der  Paternität  bezeichnet  Die  letzte 
(f)  beruht  auf  dem  Gedanken  einer  obligatio. 

In  Deutschland,  wo  die  Zahl  der  unehelichen  Kinder  im  Verhältnisz 
zu  den  ehelichen  leider  auffallend  grosz  ist  —  groszentheOs  Qbrigetis  eine 
Folge  der  Schwierigkeit  sich  zu  verheirathen  —  ist  noch  das  Princip  der 
Paternität  vorherrschend,  obwohl  das  der  Matemität  in  neuester  Zdt  einige 
Fortschritte  gemacht  hat  Man  kann  nicht  übersehen,  dasz  mit  der 
Matemität  auch  mancherlei  V^orthole  und  mit  der  Paternität  die  Gefahr 
mannichfaltigen  Miszbraiichs  verbunden  ist.  Aber  Entscheidend  in  dieser 
Frage  scheint  mir,  dasz  der  Grundsatz  der  Maternitat  mit  dem  natllrlichen 
Gesetz,  dasB  alle  Kinder  sowohl  einen  Vater  als  eine  Matter  haben,  und 
mit  dem  Princip  der  sittliehen  Weltordnong,  welches  d\&  teirkUchem'  Eltem 
Oiit  den  von  ihn^  stammenden  Kindern  verUndet,  und  auch  dem  Vater 
Pfliehten  gegen  die  Kinder  auferlegt,  die  seiner  Zeugung  ihr  Dasein 
schulden  — *-  in  einen  schreienden  Widerspruch  gerö0K  Aus  denselben 
Grunde  halte  ich  auch  die  beiden  letzten  Systeme  (e  und  f )  fOr  verwerilicb, 
weil  in  ihaen  ftuszere  ökonomische  Rflcksichtea  in  den  Vordei^oad  treten 
und  Abs  sittliche  Verhältnisz  von  Vater  and  Kind  vemachlftssigt  wird. 

3.  Auch  wenn  der  uneheliche  Vater  durch  Anerkennung  oder  Beweis 
ermittelt  wordeb  ist,  und  so  der  Grundsatz  der  Vaterschaft  zur  Anwendung 
kooHnt,  so  folgt  daraas  keineswegs,  dasz  das  nnefaellche  Kind  nun  auch 
dem  Vater  im  Land-  und  Gemeindebürgerteeht,  Stmnd,  Gemkkeht  folge. 
Vielmehr  ist  die  entgegengesetzte  R^el  in  Uebereinstimmung  mit  der 
Geschichte  und  den  natürlichen  Rechtsgrundsätzen,  dasz  das  unehelicbe 
Kind  in  allen  diesen  Dingen  der  Mutter  folge.    (7 — lO.)     Wird  daran 


9,  Beschl.  d.  Obertrjb.  zu  Berlin  iSsaferfs  Afichiv  lU.  254).  Die  Quelle  des 
selbständigen  Rechts  des  Kindes  gegen  seinen  Erzeuger  liegt  nicht  in  einem  Qoasi- 
delict,  sondern  ist  eben  der  Act  der  Zeugung,  der  wie  bei  der  ebelicben  Geburt  so 
auch  hier  das  natürliche  VerhXItnisz  zu  dem  Vater  begründet. 

7.  S.  9p.  I.  51.  S-  ^*  ^>i^  %^%eX  dat  nen  kint  siner  mader  keves  kint  ne  sit 
des  n'is  doch  nicht.    Ein  wif  mach  winnen  echt  kint  —  unde  keves  kint. 

8.  Loy—l  Insk  Oout«  I.  1.  S*  ^-  NtUurellemeni  les  Enfoos  n6^|^r8  luriiga 
sniveoi  Ja  conditioi»  de  1«  mifei«. 

9.  O—terr.  6.  g.  105.  Unchelldie  Kindet*  sind  äberhaut>t  von  den  Ifeechtcn  der 
Familie  and  der  Yerwandtsehafl  aosgescbl^esent  sie  beben  weder  aaf  den  Familien- 
Namen,  des  Vaters  noch  aiul  den  Adel,  das  Wappen  und  andere  Vorzöge  der  Adlero 
Anapnicb;  sie  (übreii  de»  GeacbkcbisMmen- der  Mutter. 

^    '*«0.'  Zü^th^f'Q:  g:  904.  'hit  ünehelichhi  Kinder  tragen  den  G^chlechtsnanMO 
der  Matter  und  gehören  der  Heimathsgemeinde  dieser  als  Bürg^  an.  S*  ^^'  ^  ^^ 
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5.  Damit  das  Eheredit  dem  tklierld>enden  Ehegatten  geriöhert  bleibe, 
werdea  in  manchen  Statuten  letztwOlige  Yerfttgongen,  durch  wdche  dasselbe 
zum  Nacbtheil  des  Ehegatten  beeintrAchtigt  wird,  fOr  nngtkltig  erUftrt,  und 
es  erhalt  dannf  das  Eberecht  ganz  oder  znm  TbeU  die  Natur  eines  Pflicht- 
theib.  (10.)  Jene  Ungültigkeit  ist  eine  relative,  so  weit  der  fiberlebeade 
Eh^atte  sie  gelten  machen  will  und  bis  zur  YoDen  Befiriedigung  des 
Pflidittbeils.  Die  Gründe  der  Ununkrdigkeit  aber,  welche  eintfn  Erben 
od«  Bedachten  jeden  Anspruch  auf  den  Pflichttheil  oder  das  Vermlchtnisz 
entziehen,  kommen  auch  für  das  Eherecht  zu  analoger  Anwendung. 

6.  Das  Bherecht  kommt  nur  dem  überM^enden  B^ait$n  zu,  nioht 
aber  schon  dem  Verlabten  —  für  diesen  haben  indessen  eiitelQe  Rechte 
besondere  dem  Eberecht  tthnliche  Ansprüche  auf  die  Verlassenschaft  des. 
andern  V^lobten  er^net  —  nodi  einem  auf  die  Dauer  gesehUdenen 
früheren  Eh^atten.  Stirbt  aber  ein  Ehegatte  wfthrend  der  zeitwfthrenden 
Trennung  zu  Tisch  und  zu  Bett,  so  sind  dem  überlebenden  seine  Ansprüche 
auf  das  Eherecht  nodi  erhalten« 


SechstM  CapiteL 

Vf.    System  der  Gütergemeinschaft. 

^  163. 

1.   Juristische  Natur  der  Gütergemeinscbalt 

1.  Von  Gütergemeinschaft  im  eigentlichen  Sinne  (innerer,  materieller 
Gütergemeinschaft)  reden  wir  nur  da,  wo  schon  während  der  Ehe,  sei  es 
alles  Vermögen,  das  die  Ehegatten  zusammengebracht,  seien  es  einzelne 
Bestandtbeile  desselben  zu  Einem  Gute  verwachsen  sind.  So  lange  nur  die 
Verwaltung  und  Nutzung  als  eine  ungezweite  erscheint,  hat  das  Recht  noch 
den  Charakter  der  Güterverbindung.  Erst  wenn  die  Einigung  auch  innerlich 
in  dem  Eigenthum  selbst  voUzogen  ist,  so  ist  Gütei^emeinschaft  da.  Es 
ist  wob!  zu  begreifen,  wie  man  zu  dem  Gedanken  der  innerlichen  Eini- 
gung kommen  konnte.  Der  Weg  von  der  äuszeren  Gemeinschaft  des  alten 
Rechts  zu  der  innem  in  spätem  Stadt-  und  Landrechten  war  nicht  sehr 
weit.  —  Sobald  man  erwog,  wie  schwer  es  oft  ward,  die  verschiedenen 
Bestandtbeile  der  Güter  wieder  genetisch  auszuscheiden  und  der  Idee,  dasz 
die  Ehe  eine  volle  und  innige  Lebensgemeinschaft  sei,  mit  Eifer  nachging, 
so  gelangte  man  bald  und  leicht  an  jenes  Ziel.    Aber  nun  ist  allerdings 

10.  Magdeh.  Landr.  Cap.  44.  g.  39.  Und  stehet  dem  Manne  so  wenig  als  dem 
Weibe  frei,  darch  ein  testamentum,  fldeicommissuro,  donation  oder  in  andere  Wege 
des  Ehegattens  abgeseilte  portionem  statutariam  ohne  des  andern  Einwilligung  zn 
benehmen. 
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a)  durch  die  AiubiMuog  der  Oberv<mnmd$ch^t  (1.),  weiche  eine  Cm- 
gestaltnng  des  ganzen  Institutes  nach  sich  gezogen  hat,  und 

b)  durch  das  Zurücktreten  der  bloiz  formeUen  Rücksichten  auf  Rrg^nnmg 
des  Mflndels  ini^  Rechtsverkehr  und  vor  Gericht  und  Hervorheben  der 
materiellen  Sorge  für  denselben. 

2.  Das  altere  deutsche  Recht  übertrug  der  Familie  die  TonDiind- 
schaftliche  Sorge  in  den  Fallen  (2«),  wo  die  Vormundschaft  des  Vaters  odfr 
Ehemanns  dorch  den  Tod  des  Hauptes  der  Haushaltung  geendigt  worden. 
Der  nächste  mannliche  und  wehrfähige  Erbe  —  meistens  der  näeksU 
Sehwertmag  oder  Vaiermag  des  Vaters  —  war  der  „geborene"  odn*  ,^rechu" 
Vormund  seiner  Wittwe  und  Waisen,  und  die  Rlutsverwandten  Qbten  dk 
Gontrole  aus  über  dessen  Verwaltung  und  Thatigkeit  (3.)  Aber  schon 
früh  vnirde  auch  der  König  als  der  Schützer  aller  Waisen  und  'Wittwen 
verdirt,  die  keinen  Erbvormund  hatten.  Seine  Vorsorge,  durch  die  Richter^ 
in  den  Städten  die  Rathe,  geübt,  erweiterte  sich  dann  zu  fortgesetzter 
Obervormundschaft:  und  die  Rechte  der  Familie  wurden  in  eine  secundire 
Stdiung  zurückgedrängt  (3.  4.) 

3.  Es  darf  die  Erweiterung  der  Obervormundschaft  in  der  Haupt- 
sache wohl  als  ^in  Fortschritt  der  neueren  Rechtsbilduiig  betraditet  werden. 
Die  Pflicht  zu  guter  Sorge  und  Verwaltung  wurde  nun  kraftiger  betont, 
als  das  Recht  der  Verwandten  zur  Vertretung,  die  Controle  wurde  sorg- 
fältiger und  geregelter,  und  die  Garantie  für  eine  gewissenhafte  Verwaltung 
des  Vermögens  der  Uündel  ausgedehnter  und  vermehrt 

Aber  wie  in  den  öffentlichen  Dingen  überhaupt  sehen  wir  auch  hier 
jene  Vorzüge  zuweilen  durch  die  Uebd   bureaukratischer  VielscfareAerd 


I.  Cap.  II.  a.  SOB.  e.  84.  Ut  vidais  et  pupillis  orphanis  caecis  et  claadis  tui- 
tioDem  atqae  admiDiculum  impertiamas  Jaxta  poasU^Uitatem  nostram  vel  vires. 

%  jiug9b.  Stadtr.  V.  1376.  [Kraut,  Vorm.  I.  8.  63.)  sol  auch  der  phliger  ab 
wol  geraten  sin  and  als  gewis,  das  die  friande  des  sicher  sin,  dai  er  den  ehindea 
ir  gates  icht  ane  würde;  wäre  aber  des  niht,  so  mugent  die  friande  wol  einen  anders 
nimen,  der  in  und  den  ehinden  der  ^este  wire. 

3.  Sekw.  9p,  54.  Tnot  ein  phleger  den  kinden  dax  er  diese  rehte  sol  niht  tnon, 
das  mac  ir  mnoter  oder  ander  ir  mSge  an  In  vordem  oder  der  lantrihter  oh  ez  üf 
dem  lande  ist;  oder  is  ex  in  einer  stat,  sd  mac  ex  fordern  der  stete  herre  oder  ir 
vof  et,  ande  dem  muox  er  dar  ambe  antwfirten,  onde  mac  man  In  überkomen  dax  er 
in  Übel  hAt  getAn  an  irem  guote,  man  sol  in  palmonden,  dax  er  niht  m6r  voget  noch 
phleger  mag  gestn. 

4.  Vormandschaftsordnang  von  1376  ni  Mövier  [Oenf^ler  Stadtr.  8.  204)  %,  4: 
SIervei  eyn  man,  fnd  de  vrowe  ond  de  kindere  ieuendich  bliben  de  binnen  Iren 
iaren  sind,  der  kindere  yormanden,  he  sy  dar  to  geboren  oder  gekoren,  de  scal  des 
kinderen  und  den  rechten  eruen  dat  gut  forwissenen,  wo  deme  rate  donket,  dat  se 
des  bewaret  blinen;  ouk  so  scolen  de  Vormunden  von  der  jerllken  ghulde  des  gutes 
der  kinden,  eft  se  dat  hebben,  aemen  alse  vel  vor  kost  and  vor  dedere  io  des  Jaiei, 
alse  deme  rade  and  den  er?en  danket  moghelik  wesen,  ?nd  acolen  alle  iar  von  deoe 
gote  den  kinderen  rekenen,  deme  rade  vnd  den  rechten  erven,  wat  en  boven  koflt 
ond.kledere  oaerlopen  mach,  und  scolen  on  dat  gut  vort  na  creme  rade  belegen  und 
Torstan  alse  best  kunnen  und  moghen. 
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und  Vidregiererei  und  einer  blosz  formalen  GeschAftserledigung  verdeckt 
and  aufgezehrt  Die  neuere  Gesetzgebung  hat  angefangen,  den  Vor- 
mflndem  wieder  einige  gröszere  Freiheit  der  Bewegung  zu  gestatten  und 
den  individuellen  Besonderheiten  durch  einen  erneuerten  Einflusz  der 
Familie  auf  das  Vormundschaftswesen  Rechnung  zu  tragen. 

4.  Römisches  und  deutsches  Recht  waren,  als  sie  sich  noch  in  ge- 
schiedenen Bahnen  bewegten,  in  der  Auffassung  des  Zwecks,  in  der  Wahl 
der  Mittel  und  in  der  Geschichte  der  Vormundschaft  nahe  verwandt.  Die 
Entwicklung  und  allmähliche  Abschwächung  und  der  Untergang  der  Ge- 
schlechtsvormundschaft und  ebenso  das  später  erkannte  und  befriedigte 
'^  BedaHnisz   eines  Schutzes    auch  der  zwar  mündigen  aber  noch  minder- 

jährigen Kinder  nahmen  in  Deutschland  einen  auffallend   ähnlichen  Gang, 
*  wie   viele  Jahrhunderte  früher  in  Rom,    ohne  dasz   dabei  die   römische 

t  Rechtsgeschichte  gekannt  und  nachgeahmt  wurde.    Es  mischten  sich  daher 

f  gerade  in  dieser  Lehre  die  beiden  Rechte  früher  und  vollständiger  als  in 

;  andern  Gebieten:   und   diese  Mischung    ward   denn    zur  Grundlage    des 

neueren  Rechts. 


S.  180. 

II.    Vormundschaft  über  Hinderjährige. 

1.  Eotstehnng  und  Ende. 

1.  Eines  Vormundes  bedürfen  Unmündige  und  Minderjährigey  (§.  16. 
2.)  die  nun  gewöhnlich  zusammengefaszt  und  gemeinsam  unter  dieselbe 
Vormundschaft  gestellt  werden.  (1.  2.)  Wir  erkennen  darin  eine  Verbes« 
serung  des  Rechtszustandes,  dasz  es  nicht  mehr,  wie  nach  älterem  deutschen 
und  nach  älterem  römischen  Rechte,  in  das  Belieben  des  Minderjährigen 
gesetzt  wird,  ob  er  einen  Vormund  erbitten  wolle  oder  nicht,  und  halten 
es  für  wohl  begründet,  dasz  die  römischen  Unterscheidungen  zwischen 
tuUla  und  curo,  auctoritas  und  consensut^  welche  unsern  Sitten  und  unserer 
Denkweise  fremd  sind,  aus  dem  neueren  Vormundschaftsrechte  verschwunden 
sind.  (S.  A.  VII.  143.)  Aber  die  natürliche  Abstufung  der  Unmündigen 
und  der  Minderjährigen  sollte  doch  wieder  in  dem  Sinne  mehr  geachtet 
werden  (3.),  dasz  den  letztern  verstattet  virürde,  in  ihren  eigenen  Angelegen- 


1.    Sehw,  *p.  64!  Oben.  §.  16.  B.  2. 

S.  R.  Pol  O,  r.  1548.  Tit.  31.  $•  ^*  Basz  den  Pupillen  und  minderjährigen 
Kindern  Jederzeit,  bisz  sie  zu  fhren  vogtbaren  und  mannbaren  Jahren  kommen,  Yor- 
mänder  und  Vorsteher»  so  die  ihnen  von  ihren  Eltern  in  Testamenten  nicht  verordnet 
oder  ihre  angebohme  Freund  und  Verwandten  sich  der  Vormandschaft  ausz  rechte 
mUszigen  Ursachen  nicht  unterziehen  wollen  oder  dartu  tfiglich  und  geschickt  wlren, 
gegeben  werden. 

8.  Zürcher  G.  g.  343.  Ein  anwesender  mündiger  Vögtling  soll  sowohl  znr 
Aufnahme  und  Anerkennung  der  Inventur  als  zu  allen  wichtigen  Berathnngen  über 
seine  Angelegenheiten  zugezogen  und  seine  Ansicht  darüber  vernommen  werden« 
Der  Vormund  und  die  Vormundschaftsbehörden  sind  indessen  an  diese  Ansicht  nicht 
gebunden. 


heitcQ  ihre  lieiniiiig  za  atuiern»   nicht  als  WMSxgAeod  aber   doeh  rar 

Erwägung. 

2.  Durch  Reick$ge$et%  ist  schon  im  &VI.  Jahrhunderte  das  neiiae 
Princip  ausgesprochen  worden,  dasz  alle  varrauodschafUiche  Befugnisz  aa( 
der  Ermächtigung  der  Obervormundsehaft  beruhe«  Die  Terwandtscbaftliche 
Vormundschaft  hat  in  Folge  desselben  den  Charakter  der  obrigkeiüickak 
angenommen.  Die  Bezeichnung  eines  Vormundes  von  Seite  des  Vaters  in 
Testament  oder  in  einem  Familien-  oder  Erbvertrag,  oder  die  natOrliche 
Anwartschaft  der  nächsten  dazu  fikhigen  Verwandten,  oder  die  WQnsehe 
der  Familie  oder  des  Minderjährigen  sind  daher  nicht  mehr  fQr  sich  atteiD 
geeignet,  vormundschaftliche  Rechte  zu  übertragen,  sondern  nur  als  Be- 
stimmungsgründe zu  beachten  (4.),  welche  die  Ernennung  der  Obervor- 
mundscbaft  leiten,  wenn  im  übrigen  die  bezeichnete  Person  nach  den  Um- 
standen als  tauglich  erscheint  Dem  neuen  Princip  entspricht  die  freie 
Erwägung  der  Verhältnisse  und  Bedürfnisse  am  b^ten,  welche  den  Begehrea 
des  Vaters  und  der  Familie  wohl  ein  bedeutendes  moralisches  Gewicht  ein- 
räumt, aber  keine  formelle  Nöthigung  mehr  damit  verbindet  (5.) 

Die  römischen  Juristen  haben  die  Gründe,  welche  der  Ernennung 
einer  Person  zum  Vormund  im  Wege,  stehen,  oder  die  Ablehnang  der 
Vormundschaft,  die  im  übrigen  als  eine  öffentliche  Pflicht  aufgefaszt  wird, 
rechtfertigen,  ausführlich  besprochen,  und  ihre  aus  der  Beobachtung  des 
Lebens  geschöpfte  Theorie  verdient  noch  Beachtung,  darf  aber  wieder  nicht 
als  ein  unveränderliches  Gesetz  pedantisch  angewendet ,  sondern  mosz  der 
Natur  des  heutigen  Lebens  gemäsz  fortgebildet  werden. 

3.  Bevor  durch  (gerichtliches)  obervormundschafüiehes  Decret  ^t 
Vormundschaft  dem  Vormunde  aufgetragen  worden,  ist  derselbe  nicht  be- 
rechtigt, im  Namen  des  Mündels  zu  handeln.  Wohl  aber  ist  der  ernannte 
Vormund,  auch  wenn  er  Ablehnungsgründe  gelten  macht,  bis  zur  Erledi- 
gung derselben  verpflichtet,  provisorisch  dem  erhaltenen  Auftrage  gemäsz, 
die  dringlichen  und  nothwendigen  Geschäfte  des  Mündels  zu  besorgen. 

Die  Beeidigung  des  Vormundes  wird  durch  Reichsgesetz  vorgeschrieben 
(6.),  wird  aber  nach  den  Vorschriften  vieler  Landrechte  durch  ein  bloszes 
Uandgelübde  ersetzt,  welches  denn  auch  der  neueren  Sitte  besser  zusagt 

4.  ßeicht  Fol.  O.  v.  laT}.  Tit.  38.  §.  3.  Dasx  ein  Jeglicher  VormöDder.  er  sej 
gleich  in  Testamentsweis  verordnet,  oder  durcli  d«9  Recht  odei'RIchier  gegeben,  sich 
der  Vominndnchafl  nieht  anterxiebeu  soll,  die  Verwaltong  aal  iliin  dann  zuvor  darch 
die  Obrigkeit  decernirt  worden. 

5.  Hur9&fh0,  Yonn.  ▼.  1792.  C.  a.  g.  7.  Es  kann  aber  ein  Vater  einen  Tor- 
mond  nicbt  allein  durcb  ein  Tesiameat  oder  andern  letzten  Willen,  sondern  aacb. 
wenn  er  gleich  auszerdenn  gar  nicht  testjret,  doreh  eine  —  gescbriebt^ne  oder  — 
möndliche  Erklärung  —  verordnen,  c.  4.  g.  1.  Bei  Bestellung  der  VormUnder  Itf' 
der  Richter  Tornefamlich  darauf  zu  sehen,  ob  in  denen  von  den  Bitern  —  geschioS' 
MBen  Ehevertfigen  desbalber  etwaa  b4dungen  wordea. 

6w  R.  Fol.  O.  V.  1577.  Tit.  33.  g*  3.  dasz  (der  Yornand)  nach  befohlener Ver- 
walung  —  mit  Gelübden  und  Eyden  beladen  wiTde,  dasz  er  seinen  Pflegkindern  ao^ 
ibren  Gutern  getreulicb  und  erbarlicb  Torsein,   ibre  Personen  und  Güter  verMk« 
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Die  JErricbtqng  ein^  iMentars  .  ftber  das  Veroiögen  des  Mündeb, 
'welfjlies  die  Peichspolizeiordnung  dem  Vormuiyle  zar  Pflicht  maeht  [7«)^ 
geschieht  nun  cegelmlbszig  auf  Veranstaltung  und  unter  der,  Aufsicht  der 
Obervormuadschaft. 

Die  römisch-rechtliche  Verpflichtung  des  Vormunds  zur  Cauttomtlelr 
lung  ist  nun  gewöhnlich  aufgegeben  und  dagegen  die  Einrichtung  ^jnger 
fahrt  worden,  dasz  wertbyolle  Papiere  und  Kostbarketten  von  der  Ober* 
yormundschaft  in  amtliche  Verwahrimg  genommen  werden.  Wo  dieselbe 
noch  besteht,  wird  sie  dann  auf  die  Sicherung  des  Mündels  für  •  die  deii;i 
Vormund  anvertraute  Fahmisz  beschränkt  (8.) 

4.    Die  Vormundschaft  wird  beendigt: 

a)  durch  die  Volljährigkeit  des  Mflhdels, 

b)  durch  die  Vol^ährigerlUärung  odör 

c)  durch  Eeiratk  desselben. 

Durch  die  eingetretene  Mündigkeit  im  engem  Sinne  wird  die  Vof- 
mundflcbaft  weder  unterbrochen  noch  wesentlich  verändert.  Der  Vonnond 
bleibt  nach  wie  vor  in  saner  Stellung,  und  der  Mündel  wird  nicht  band* 
lungslahig«  Die  Volljährigkeit  aber  begründet  für  sich,  indem  der  Grund 
dieser  Vormundschaft  nun  w^föUt,  Befreiung  von  derselben,  auch  w^nn 
aich  die  formelle  Entlassung  des  Vormundes  und  die  Ablegung  der  Schlussr 
Nchnung  noch  eine  Weile  verziehen  sollte. 

Die  Voüjährigerklärung  (Jahrgebung^  Mündig^preehmigf  vmia  ßetatisj 
geschieht  durch  einen  landesherrlichen  Act,  nach  vorheriger  Prüfung  des 
falls.  (9.)  Die  Obervormundschaftsbehörden  sind  indessen  in  vielen  Ländern 
auch  dazu  ermächtigt     Dieselbe  wirkt  wie. die  wirkliche  Vol^ährigkeit. 

Ebenso  zerstört  die  Verheürathung  (lO.)  die  Vormundscbaft  nicht  nur 
bei  Frauen,  welche  nun  unter  die  Vormundschaft  oder  doch  die  Familien* 
sorge  ihres  Shemannes  kommen,  sondern  auch  bei  Männern,  da  sich  in 
ihr  die  Gründung  eines  neuen  selbständigen  Familienstandes,  und  zugleich 

und  verwabreOt  die  Güter  nicht  in  seinen  eigenen  Nutzen  kehren  —  oder  wenden, 
noch  dieselbigen  ohn  Vorwissen,  Erkenntnisz  und  Decret  der  Obrigkeit  ▼eräuszem, 
Ttrpanden  oder  beschweren,  und  Jähriich,  nU  allein  auf  Erforderuog  der  Obrigkeit, 
sonder  auch  selbst,  yermög  seines  anbefohlenen  Ampts  oach  geleister  Pflicht  und 
£;ds  giebührliche  Rechenschaft  anbieten  und  tbun  u,  s.  f. 

7.  fi.  PoU  O,  a.  Itt48.  Tit.  31.  §•  3.  dass  (der  VormoDd)  nach  befohlener  Ver- 
ifaltiing  von  allen  Gütern  liegend  und  fahr«Dd,  Schulden-Brietf  und.  Registern  ein 
Inventarium  aufrichte. 

84  Bayr^  Hypoth.  Ges.  v.  1822.  §.  20.  Der  Vormund  ist  bei  dem  Antritt  der 
Vormundschaft,  nur  für  diejenigen  Theile  des  l^eweglichen  Vermögens,  welche  ihm 
in  Hfinden  gelassen  werden,  mit  einer  —  bestimmten  Summe  Sicherheit  zu  leisten 
¥erbunden. 

9,  Oe^terr,  Ges.  g.  252.  Einem  Mindevjührigen,  welcher  -das  zwanzigste  Jahr 
zurück  gelegt  hat,  kann  das  vormundschaftliche  Geiicht  nach  eingeholtem  Gutachten 
desVonnuudes.und  allenlalls  auch  der  nächsten  Verwandten  die  Nachsicht  des  Alters 

verwilligen  und  ihn  volljährig  erkUren. Die  Erklärung  der  Volljährigkeit  hat 

ganz  gleiche  .rechtliche  Wirkung  mJt  def  wirklich  erreichten  Volljährigkeit. 

10.  ReckUtprichwort  [firaut  Vorm.  II.  S.  173.)    Ueirath  macht  mündig. 
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die  Zustimmung  dazti  von  Seite  der  Familie  und  des  Vormundes  ftuszert. 
(11.)  Wenn  einzelne  neuere  Gesetzgebungen  im  Gegentheil  die  Vormund- 
schafk  noch  fortdauern  lassen,  so  gerathen  sie  theils  in  Widerspmdi  mit 
sich  selber,  indem  sie  einen  Mann  fOr  filhig  erklären,  die  PfGditen  eines 
Ehemanns,  Vaters  und  Vorstandes  einer  Haushaltung  zu  Obernehmen  und 
für  unfilhig  sein  Vermögen  zu  verwalten;  theils  ist  eine  solche  Beschrän- 
kung der  Verkehrsfreiheit  för  den  Bevormundeten  weit  eher  ein  Hindemisz 
als  eine  Förderung  seiner  Wohlfiahrt  und  fQr  die  Vormundschaft  sdbst 
Oberaus  ISstig. 

*    EranUy  Vormundsch.  II.  S.  118  IT.  162  IT. 

$.  181. 
S«    Rächte  and  PfliebteB  des  Vormandes. 

1.  Die  Sorge  des  Vormundes  erstreckt  sich  auf  das  peraSnIkki 
(körperliche  und  sittliche)  Wohl  des  Vögtlfaigs  (1.  2.),  wie  auf  dessen  Ver- 
mögen. Die  Erziehung  leitet  er,  —  dem  Vater  Ähnlich,  obwohl  mit  minder 
eingreifenden  Befugnissen  — ,  in  Verbindung  mit  der  Mutter,  und  unter 
der  Oberaufiieht  der  Vormundschaftsbehörde.  Die  WiederverheiratiioDg 
der  Mutter  hebt  ihr  Becht  auf  Mitwirkung  bei  der  Erziehung  nicht  ao( 
wohl  aber  kann  in  diesen,  wie  in  andern  Fällen,  wo  besondere  Bedenken 
gegen  die  Erziehung  durch  die  Mutter  sprechen,  die  Obervormondsdiait 
auf  den  Antrag  des  Vormundes  ihr  dieselbe  entziehen.  (3.) 

2.  Die  deutsche  Vormundschaft  unterscheidet  sich  von  der  rOmiscbeo 
UUela  und  cura  hauptsächlich  dadurch,  dasz  die  Vertretung  des  MOndeb 
durch  den  Vormund  in  weiterm  umfange  und  regelmaszig  geQbt  wird.  (4J 
Der  Unmündige  und  der  Hinderjährige  k(tainen  bade  sich  ohne  Genehmi- 
gung des  Vormundes  nicht  gOitig  verpfKchten,  und  gewöhnlich  handeln 
und  reden  sie  bei  Abschhisz  der  Verträge  Oberall  nicht  mit,  sondern  es 
handelt  einfach  der  Vormund  in  ihrem  Namen,  als  ihr  Steilvertreter.    Er 

unterzeichnet  die  Verträge  meist  allein.    Er  fQhrt  auch  für  den  Mfindel 

— - 

11.    Cod0  eh,  p.  476.  Oben.  g.  176.  10. 

1.  Freyhmr^er  Stadtr.  T.  1520.  III.  1 .  Ob  die  vogtbar  persoD  nocb  Jang  vnd 
▼nder  im  Jani  wer»  das  dann  der  vogt  oder  pfleger  soHeh  Icind  tavorderst  lo  got»- 
foreht,  zncht,  kanst  oder  za  einem  hantwerck,  worzae  es  dann  geschickt  wer  vfikieben 
fdrdeni  vnd  lejten,  doch  so!  er  —  dieselben  Togtkind  ^  weder  zoo  gott  noch  der 
weit  beraten  noeh  färselien  anders  dann  mit  der  nehsten  rruntschallt,  so  aber  dheine 
vorhanden  wer,  mit  anserm  zulassen,  wissen  vnd  willen. 

2.  Preuat,  Landr.  11.  18.  %,  832.  Die  Sorge  (der  Yormilnder)  fVr  die  Person 
mnsz  sowohl  auf  das  körperliche  als  auf  das  moralisehe  Wohl  des  Pflegehefohleoea 
gerichtet  sein. 

3.  KartUcht.  Yorm.  O.  t.  1782.  C.  12.  £•  3*  Wenn  sich  die  Matter  anderweit 
Terheirathet.  so  beruhet  es  In  des  Richters  Ermessen,  ob  und  wie  lange  derselbe  iil9 
Erziehung  ferner  überlassen  werden  -^  solle. 

4.  Hamburg.  Vorm.  O.  v.  1831.  Art.  58.  Ein  Contract  oder  sonstiges  Recbts- 
geschift,  welches  mit  einem  Mioderjsbrigen  persönlich  abgeschlossen  worden,  bfoilet 
denselben  nur,  wenn  die  Vormfinder  [solches  Namens  seiner  schriftlieb  genebmigci 
haben. 
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desseo  Prooene.  Ganz  EveckmSszig  aber  ist  es,  wenn  der  Vormmid  -» 
wie  das  hAufig  in  Particularrechten  bestiinint  and  auch  Ton  der  Praxis 
beachtet  wird  —  zum  Behuf  der  ProceszfÜhroDg  einer  oberYorinuiid8chaft<- 
liehen  Ermächtigung  hedarf. 

3.  Dem  Vormunde  kommt  die  Verwahung  des  HQndelgntes  zu. 
Indessen  ist  er  darin  theils  durch  die  ConiroUffi.),  theils  durch  dißMUmr^ 
kung  der  Obervormundschaft  beschränkt  (6.)  Die  erstere  erstreckt  sich 
auf  die  ganze  Verwaltung,  Aber  welche  der  Vormund  periodisch  Bsehnimg 
abzttl^en  und  Rechenschaft  zu  geben  hat.  Die  jährliche  Rechnuogsstellui^ 
ist  die  regdmäszige  (5.) :  und  da  ist  es  dem  Geiste  des  deutschen  Rechtes 
und  den  natOrlichen  Interessen  g^näsz,  wenn  sowohl  die  nächsten  Anver- 
wandten als  die  bereits  mQndigen  aber  noch  minderjährigen  Vfigtlinge  zu- 
gezogen und  vernommen  werden.  Die  Mitwirkung  der  Obervormundschaft 
bezieht  sich  auf  einzelne  wichtigere  Rechtsgeschäfte,  weiche  der  Vormund 
nur  mit  Genehmigung  derselben  abschlieszen  darf.  D»s  neuere  Recht  be- 
schränkt den  Vormund  mehr  als  das  römische,  gibt  aber  der  Obervor- 
mundschaft  freiere  Hand  in  der  Rewiliigung  von  Verfügungen,  welche  fttr 
die  Oekonomie  des  Vögtlings  je  nach  der  Lage  der  Umstände  vortheilbaft 
erscheinen.  Auch  Veräuszerungen  von  Liegenschaften,  gewöhnlich  durch 
gerichtliche  Versteigerung  zu  vollziehen,  sind  unter  dieser  Voraussetzung 
zulässig. 

4.  Das  neuere  Recht  gestattet,  im  Gegensatz  zum  römischen  Rechte, 
I  regelmäszige  Hanorirung  des  Vormundes  für  seine  Vermögensverwaltung. 
1  Das  Hasz  derselben  wird  durch  die  Vormundscbaftsordnung  oder  durch  die 
1        Obervormundschaft  bestimmt. 

t  *    Ifraul,  Vormundscb.  IL  S.  125—162. 


§.  182. 

IIL    Geschlecbtsvormundschaft. 

I  1.    In  dem  altem  deutschen  Rechte  war  ähnlich  wie  in  dem  ursprüng- 

lichen römischen  Rechte  die  Ge$chlecht$vormund$chaft  Ober  mündige  und 
ledige  Weiber  (Wittwen)  verbreitet.  (1.)  Der  Grund  dieser  Vormundschaft 
^  aber  war  wie  der  ganze  Charakter  dersellien  ein  ganz  anderer  als  der  der 
f  Voimundschaft  Ober  unmündige.  Die  Frauen  bedurften  keineswegs  desz* 
t  halb  eines  Vormundes,  weil  sie  für  persönlich  unreif  und  unfilhig  gehalten 
^  worden  wären,  die  Redeutung  der  Rechtsgeschäfte  zu  begreifen  und  einen 
eignen  Willen  zu  haben  und  zu  äuszern,  sondern  nur  weil  sie  nicht  wehr- 
.         fthig  waren  und  keinen  Theil   an    dem  Volksgerichte   hatten.    Der  Ge- 


5.    /}.  I'oi'  O.  V.  1577.  Oben.  S-  180.  B.  6. 
'  6.    B,  Fol  O.  V.  1746.   Tit.  14.  g.  5.  —  die  Veralienirung  ihrer  Pupillen  — 

'  oobeweglichen  Güter   »    ohne   dringende   Noth  oder   Vorschein  enden  sonderbaren 

MoUen  nicht  zu  unternehmen. 

1.  Lei  Sah  TU.  c.  2.  Qni  mortuus  viduam  reliqnerit,  tatelam  ejus  filius, 
qaem  ex  alia  uxore  habuit  accipiat.  Si  is  forte  defuerit,  frater  idem  defunclj;  si 
freter  non  fuerit,  proximus  paterni  generis  ^us  consangulneus. 

B 1  a n t •  c h II ,  deutachet  Privairecbt.   a.  Aufl.  33 
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schlechtsyonniind  hatte  daher  weder  ein  aDgeineines  Recht  der  Vertretone 
noch  eines  der  Vermögensverwaltnng.  Wenn  aber  die  Frau  Verflaszenmgefi 
oder  Gedinge  vomehmen  wollte,  welche  vor  Gericht  voUiogen  werdea 
moazten  (2.),  oder  wenn  sie  zu  klagen  hatte  oder  beklagt  wurde,  dam 
bedurfte  sie  des  Vormmides,  der  sie  in  dem  Gerichte  vertrat  An  Ver- 
äuszemngen  sogar  Ton  Eigen  konnte  sie  nach  dem  Sachsen-  and  dem 
Schwabenspiegel  nur  der  geborene  Vormund,  weit  er  Erbe  war,  nicht  da 
gekorene  Vormund  behindern  (3.) :  und  es  gab  der  Richter  der  Frau  wob! 
auf  ihre  Bitte  für  das  einzelne  Rechtsgeschäft  den  von  ihr  gewflnschta 
Vormund  zur  Berathung  und  zu  formellem  Schutze.  Einzelne  Stadtrecblf 
aber,  wie  z.  B.'  das  Hamburgische  und  LQbische,  verschärften  die  Abhangif 
keit  der  Frau  von  der  Zustimmung  ihres  Vormundes.  (4.) 

2.  Der  alte  Grund  der  Geschlechtsvormundschaft  ging  bei  Terandeito 
Gerichts-  und  Rechtsyer&ssung  völlig  unter.  Er  wurde  auch  nur  thei)- 
weise  durch  die  neue  Vorstrilung  ersetzt,  dasz  die  Frauen  weniger  gescblib- 
erfahren  als  die  Männer  seien,  und  daher  zu  gewissen  Geschäften  der 
männlichen  BeihOlfe  bedürfen.  Wo  sich  daher  noch  eine  Geschlechtsror- 
mundschaft  erhielt,  nahm  sie  ganz  die  Natur  einer  Beistandschaft  ao  (5.1, 
die  fbr  gewisse  Rechtshandlungen  nOthig  blieb,  me  insbesondere 

a)  fQr  Pr<kee$$e,  abgesehen  von  den  rein  persönlichen,  wie  in  Ehe-  oDd 
Strafeachen, 

b)  für  gerichtliche  Rechtsgeschäfte, 

c)  fttr  Yeräuszertmg  oder  Verpßndung  von  liegendem  Gute,   oder  för 
Geschäfte  ttber  ein  ganzes  Vermögen  oder  eine  Quote  desselben, 

d)  zuweilen  auch  fOr  Bürgschaften  und  für  Schnldversprechen  Oberhaapt. 
ausgenommen  für  laufende  Haushaltungsschulden. 

Die  Frau  ist  dann  für  solche  Geschäfte  immer  genöthigt,  sich  mit 
ihrem  —  häufig  für  den  einzelnen  Fall  gegebenen  —  Vormund  zu  ^- 
rathen,  und  seine  Zustimmung  ist  erforderlich,  damit  das  Geschäft  zu 
voller  Wirksamkeit  gelange.    Wenn  dasselbe  indessen  nicht  offenbar  od- 

2.  Altes  Stadtr.  t.  Soegi,  g.  27.  Polest  clericus  aut  mulier  qoellbet  mobilii  ni 
bona  Tel  donationes  vel  caduea  quae  AaiAa  dleuntar,  in  Judicio  petere  sine  proca- 
ratore;  sed  sl  iniersont  mancipia  vel  predium  (andale  quod  vulgo  dlcUor  Totfl^ 
^en  sine  procuralore  agere  Don  potest 

3.  S»  9p.  1.  45.  g.  2.  Megede  —  und  uDgemaonede  wif  verkopen  ir  egeo  im 
in  vormuDders  gelof,  be  ne  si  dar  erve  to. 

4.  iDSt.  Luhic.  a.  123tf.  {Kraut  g.  228.  0.)  Naila  mulier  potest  bona  soi 
impignorare,  veudere  vel  dare  eoiqaam  siae  procuratore  (sunder  VormoDde)  nee  al'fii* 
mulier  potest  carias  fidcjabere  quam  pro  daobus  nummis  et  dimidlo  sine  maDdi- 
bardio  ejas.  Exceptis  illis,  qae  specialiler  babent  copscat  et  solent  eroere  et  veDdere. 
Ouidquid  etiam  cum  mundiburdio  promittit,  de  Jure  solvere  tenetar. 

5.  Cod€  JVlap,  für  Badsn  g.  515.  a.  Keine  Frauensperson,  die  groszjSbrig  oder 
Gewalts  entlassen,  annebst  nocb  ledig  oder  geschieden  ist,  —  kann  auszer  i'A^ 
Hausbaltangs-Beraf  Rechtsgescbärie  verbindlich  eingehen  oder  Urkandeo  dirQl)tf 
ausstellen,  welche  auf  das  Yermögen  eine  unmittelbare  Wirkung  Suszem  qd<1  d*^ 
tbeillg  ausfallen  können,  ohne  Zazug  eines  ihr  gerichtlieh  geordneten  Beysuodei 
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▼emQnftig  ist,  wird  sie  es  bei  beharrliehem  Witten  denhoch  gew()linlich 
dorctisetzen  >  da  sie  wieder  einen  nenen  Vormand  begeliren  und  bei  der 
Wallt  desselben  sich  seiner  Znstininrang  im  voraus  versichern  liann. 
Schlieszt  sie  ein  derartiges  Geschäft  ab,  ohne  die  Zustimmung  des  Ge- 
schtechtsvormundes ,  so  ist  dasselbe  zu  ihren  Gunsten  ungtlttig,  d.  h.  sie 
kann  sich  der  Verbindlichlieit,  soweit  nicht  etwa  eine  Bereicherung  vor* 
Hegt,  ^tziehen,  nicht  aber  der  Dritte  der  seinigen,  wenn  sie  ihn  dabei 
behaftet  Die  UngOltigiLeit  ist  auch  insoCem  nur  eine  relative,  als  auch 
&e  Frau  natOrlich  verbunden  wird,  wenn  schon  weder  in  Form  einer 
Klage  noch  einer  Einrede  die  Verpflichtung  gegen  sie  geltend  gemacht 
werden  Icann.  Sie  hat  doch,  wenn  sie  die  Schuld  bezahlt  hat,  keine  ROck-^ 
forderung  wegen  bezahlter  Nichtschuld,  und  wenn  ein  anderer  sich  fttr 
ihre  Schuld  verborgt,  so  haftet  er. 

3.  In  einem  groszen  Theil  von  Deutschland  ist  indessen  die  Geschlechts- 
vormundschaft auszer  Uebung  gekommen  oder  doch  durch  neuere  Gesetze 
abgeschafft  worden.  Die  neuere  Bechtsbildung  ist  dem  Institute  nicht 
gttnstig.  In  der  That  leidet  dasselbe  auch  an  einer  schädlichen  Halbheit, 
indem  die  Selbständigkeit  der  Frau  in  Verwaltung  ihres  Vermögens  aner- 
kannt' wird,  und  der  Zuzug  eines  Vormundes  für  gewisse  Geschäfte  häufig 
dann  wie  eine  lästige  und  hemmende  Formalitat,  nicht  wie  eine  schützende 
Sorge   empfunden  oder  gar  als  ein  Mittel  der  Chicane  miszbraucht  und 

« 

dadurch  der  Credit  gefährdet  wird. 

*    Kraut,  Vormundscti.  II.  S   266-328. 

§.  183. 
IV.    Andere  Arten  der  Vormundschaft 

1.  Die  Bevormwidung  der  Yenehfioender  rechtfertigt  sioh  aus  deif 
offenbar  gewordenen  Unfähigkeit  solcher  Individuen,  ihrem  Vermögen 
selbständig  vorzustehen,  verbunden  mit  der  augenscheinlichen  Gefahr,  dasz 
dieses  zu  Grunde  gerichtet  werde,  wenn  ihnen  freie  Hand  gelassen  würda 
Man  musz  sich  hier  vor  ungebührlichen  Eingriffen  in  die  persönliche 
Freiheit,  aber  zugleich  vor  schwächlichem  Gewährentassen,  bis  nichts  mehr 
zu  retten  ist,  hüten.  (1.)    Das  Individuum,   welches  als  Verschwender  er- 

-----  ■--_--  .-■■      ■■ 

1 .  Zürcher  G.  £•  ^^^-  ^i^  Bevormundung  wegen  Verschwendung  ist  entwed^ 
auf  Anieige  der  Verwandten  des  Verschwenders  oder  des  betreffenden  Eirchenstill- 
Standes  oder  von  Amts  wegen  dareh  die  erstinstanzliche  Vormundscbalt8t>ebÖrde  eior 
taletlen.  Dieselbe  soll  in  allen  F&llen,  wo  erbeblieher  Verdacht  vorliegt,  dasz  JeoMod 
durch  leichtfertige  und  verschwenderische  Lebensweise  oder  GeschXftsfiibrung  seio 
Vermögen  in  Zukunft  zu  Grunde  richten  werde,  eine  solche  Person  Torbescheiden 
und  Je  nach  Umständen  durch  blosze  Warnung  und  Ermahnung  dem  Uebel  zu  steuern 
suchen  oder  sofort  die  Einleitung  zur  Bevormundung  treffen.  S*  3^^*  ^^^  Beiirks- 
rath  ist  nach  vorläufiger  PrQfung  der  Sache  berechtigt,  sofort  eine  luven larlsirung 
des  Vermögens  anzuordnen  und  bis  zur  Erledigang  des  Antrags  sowohl  wertlivolle 
VermOgensstücke  und  Dokumente  in  Verwahrung  zu  nehmen  als  durch  Vermitllimg  des 

33* 
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klirt  werden  soll,  hat  ein  Redit  auf  genchtlkhen  Scholz  gegeo  die  crstan. 
aber  auch  die  Vormundschaft  rnosz  die  ndthigen  Beiagnisse  habeo  ood 
gebrauchen,  um  im  Interesse  des  Verschwenders  selbst  und  seiner  Familie 
sein  Vermögen  unter  Tormondschaftliche  Verwaltung  zu  ndimeo,  und  des 
Capitalbestand  desselben  soweit  die  BedOrfnisse  jener  es  zulassen^  zd 
erhalten. 

2.  BlÖdsümige  und  u)ahntinnige  Personen  (zu  denen  audi  die  Kre 
tinen  oder  Troddel  des  Gebirgs  gdiOren),  bedürfen  einer  Vormundschaft 
ihnlich  den  Kindern*  Ihnen  werden  aber  auch  körperlich  GebrecUickt 
beigezAhlt,  wie  insbesondere  Taub-  oder  Stummgeborene.  (3.)  Indessen 
nöthigen  die  Fortschritte  in  der  Erziehung  solcher  Personen  zur  Beachtoog 
der  natOrlichen  Unterschiede  zwischen  denen  die  wohl  im  Stande  sind 
sich  selber  zu  helfen,  und  denen  weiche  mit  den  Blödsinnigen  auf  eioer 
Stufe  stehen.  Wo  die  persönliche  Fähigkeit  ausgebildet  ist,  da  bedarf  es 
keiner  Vormundschaft:  und  wo  nur  ein  theilweiser  Mangel  diese  wQnschbar 
macht,  ist  dieselbe  auch  so  zu  üben,  dasz  sie  jenen  ergänzt,  aber  zugletcb 
die  Reife  des  Pfleglings  im  übrigen  achtet. 

3.  Die  freiwüUge  Vormundschaft  wegen  hohen  Alters,  welche  in  den 
Rechtsbfichern  des  Mittelalters  der  freiwilligen  Vormundschaft  wegen  miodern 
Alters  an  die  Seite  gesetzt  worden  (3.  4.],  hat  sich  in  solcher  Aufiiassang 
aus  unserm  Rechtsbewusztsein  und  aus  der  Praxis  verloren.  Aber  noch 
wird  es  geübt,  dasz  volljährige  Personen,  welche  w^en  hohen  Alters  oder 
aus  andern  Gründen,  z.  B.  auch  wegen  Blindheit  oder  Taubheit,  auszer 
Stande  sind  ihr  Vermögen  selbständig  zu  verwalten,  sich  freiwilUg  unter 
öffentliche  Vormundschaft  begeben.  (5.)  Sind  aber  einmal  Gründe  vorhandou 
welche  die  Bevormundung  rechtfertigen,  und  ist  diese  öflentlich  bekannt 
gemacht,  dann  können  auch  solche  Vögtlinge  ohne  Zustimmung  des 
Vormundes   keine  Schulden   contrahiren,   noch   Stücke   ihres  Vermögens 


Gerichtes  Sperrung  der  Notariats-  und  Pfandprotokolle  lu  ▼erfügen.  $.  3S1.  E^' 
kennt  der  Bezirksratb  —  auf  Bevormundung,  so  ernennt  er  vorläufig  einen  Togtood 
erlbeilt  diesem  die  nöthi^e  Procesxroll macht,  um  auf  gerichtlichem  Wege  jeneo  th 
Verseh Wender  erklären  und  verrufen  xu  lassen.  Ein  solcher  Beschlusx  des  Bezirks- 
ralhes  —  ist  öffentlich  hekannt  zu  machen  und  Jedermann  vor  allem  Yerkebr  mii 
dem  Bevogteten  zu  verwarnen,  g.  327.  Bei  Processen  der  Art  —  sollen  die  Gericbi« 
▼on  Amts  wegen  Erkundigung  einziehen,  die  erht^blicben  Thatsachen  la  ermiUelo 
trachten  und  nach  freiem  Ermessen  verfahren. 

2.  Oetterr,  G.  S*  3*75.  Taubstumme,  wenn  sie  zugleich  btödsinnig  sind,  bleiben 
testlndig  unter  Vormundschaft ;  sind  sie  aber  nach  Antritt  des  Sfisten  Jahres  ibf« 
•Geschäfte  zu  verwalten  flihig,  so  darf  ihnen  wider  ihren  Willen  kein  Curator  geseUt 
werden. 

3.  S.  tp.  I.  42.  I.  Oben  %,  16.  B.  1. 

4.  Schwaherup.  44.  Oben  %.  16.  B.  3. 

5.  Pränkitche  Landger.  O.  III.  7.  g.  4.  Weniger  nicht  sollen  den  alteo  qo- 
TermOglichen  Personen  -*  auf  ihr  anlangen  begehren  und  mit  gutem  Willeo  aix) 

.anders  nicht  TreostrSger  und  Curatores  verordnet  und  gegeben  werden. 
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verAaszeni.  Indessen  sind  dieselben  darin  ähnlich  den  Minderjährigen  zn 
behandeln,  dasz  ihre  Meinungen  gehört  und  ihre  Wünsche  soweit  es 
angeht  beachtet  werden,  und  es  steht  häufig  nichts  im  Wege,  ihnen  den 
Ertrag  ihres  Vermögens  zu  eigener  Verwendung  und  die  Besorgung  ihres 
täglichen  Haushaltes  zu  überlassen,  so  dasz  dann  die  vormundschaftliche 
Obsorge  sich  hauptsädilich  auf  möglichste  Sicherung  des  Capitalvermögens 
beschränkt 

4<  Einen  dgentbümlichen  Charakter  hat  die  Vormundschaft  ßr 
Abwesende»  Das  Bedürihisz  derselben  liegt  hier  nicht  in  einem  persönlichen 
Mangel,  welcher  der  Ergänzung  bedarf  —  der  Abwesende  ist*  wenn  er 
noch  lebt,  vollkommen  ha^dlungsftlhig  —  sondern  lediglich  in  dem  Mangel 
einer  Vertretung  seiner  Vermögensinteressen,  weil  er  abwesend  ist  und 
nicht  für  einen  Stellvertreter  gesorgt  hat.  Diese  Vormundschaft  besteht 
daher  nur  für^  nicht  über  den  Abwesenden.  Sobald  dieser  wieder  erscheint, 
kann  er  auch  selbständig  —  ohne  dem  Vormunde  oder  der  Obervormund- 
schaft irgend  untergeordnet  zu  sein —  über  sein  Vermögen  verfügen,  dasselbe 
heraus  begehren  und  Rechenschaft  verlangen  über  die  Verwaltung  der 
Zwischenzeit.  Bis  dahin  aber  oder  bis  zum  Tode,  beziehungsweise  der 
Todeserklärung  des  Verschollenen  (§.  17.),  übt  der  Vormund  des  Abwesenden^ 
unter  der  Aufsicht  der  Obervormundschaft,  die  Verwaltung  seines  Ver- 
mögens, und  das  Recht  der  Vertretung  desselben,  wo  die  Interessen  jener 
es  erfordern.  (6.) 

5.  In  manchen  Ländern  kommt  aber  noch  eine  andere  Art  der 
Vormundsehaft  über  das  Vermögen  des  Verschollenen  vor,  die  sich  näher 
an  das  ältere  deutsche  Recht  anschlieszt,  und  von  dem  Gedanken  der 
erbrechtlichen  Ansprüche  seiner  nächsten  Verwandten  bestimmt  wird.  Den 
nächsten  Erben  des  Verschollenen  nämHch  wird  dann  vor  der  Todes- 
erklärung das  zurückgelassene  Vermögen  des  Verschollenen  zur  VerwaUung 
und  zum  Genusz  überlassen.  (7.)  Im  altem  Recht  denkt  man  sich  diesen 
Eintrilt  des  Erben  in  den  Besitz  als  eine  anteeipirte  Beerbung^  im  neuern 
Rechte  aber  eher  als  eine  bedingte  Succession^  die  erst  in  Folge  der  Fiction 
des  Todes  durch  die  spätere  Todeserklärung  zu  Gunsten  der  in  diesem 
Zeitpunkte  nächsten  Erben  zu  wahrer  Erbfolge  wird.  Die  vormundschaftliche 
Sorge  für  den  Verschollenen  und  mit  ihr  die  Aufeicht  der  Obervormundschaft 
treten  dann  zurück,  und  das  eigene  Interesse  der  nächsten  Erben  in  den 
Vordergrund.    Diese  haben  dann  nur  Caution  dafür  zu  leisten,  dasz  sie 


6.  Bremische  Torm.  O.  g.  120.  Die  —  Curatoreo  (der  Abwesenden)  haben  im 
Wesen tlieben  dasselbe  zu  beobachten  und  za  leisten,  was  andern  Vormündern  ob- 
liegt» sind  locll  zur  Jährlichen  Recbnungsablaf^e  verpHichCet. 

7.  Mainz.  L.  B.  TU.  14.  g.  11.  (Nach  25  Jahren  wird  den  Erben  des  Ver- 
schollenen dessen  Yerlassenscbaft  gegen  Sicherheitsleistung  verabrolgt,  aber  00  Jahre 
lang  kann  dieselbe  noch  von  dem  Abwesenden  oder  dessen  Erben  vindicirt  werden) 
wovon  Jedoch  ausgenommen  ist  der  gehabte  Gennsf,  als  welcher  von  denen  besitzen- 
den Erben,  wann  sie  in  bona  fide  bis  dahin  verbleiben,  nicht  erstattet  —  werden  solle. 


518  Bacb  IT.    Cap.  YIII.    Obrigkeitliche  YormiindschafL 

den  Capjtalbestaod  des  Vermögens,  wenn  der  VerschoUene  wieder  zum 
Vorschein  kommen  oder  andere  nähere  Erben  sich  rechtzeitig  mddeo 
sollten,  zurückerstatten.  Inzwischen  aber  beziehen  und  verwenden  sie  dk 
Früchte  für  sich. 

Oft  werden  auch  beide  Systeme  in  der  Art  combinirt,  dasz  anßn^ 
eine  gewöhnliche  öffentliche  Vormondschaft  für  den  Abwesenden  eintritt 
und  »jKUer  wenn  die  Unwahrscheinlichkeit  seines  WiedererscheiDens  gros» 
geworden,  den  Erben  der  Gennsz  des  Vermögens  verstattet  wird.  (8.)  Ea 
werden  dadurch  die  Interessen  der  Familie,  dasz  dassribe  nicht  viele  Jahr- 
sehnte  ungenutzt  aufbewahrt  werde,  beftkcksichtiget. 

*    Krend,  Vormundsch.  II.  S.  191-266. 

%.    184. 

V.    Ober  Vormundschaft.    Veramwortlichkeit. 

1.  Die  Organisation  der  Behörden,  welchen  die  Obervormondschaft 
anvertraut  wird,  ist  eine  Frage  des  öffentlichen  Rechts,  und  wird  je  nadi 
den  verschiedenen  Landesverfassungen  verschieden  bestimmt  Das  ältere 
System  ist  das,  nach  welchem  die  Gerichte  die  Obervormundscfaaft  üben, 
das  neuere  die  Einrichtung  beeonderer  von  den  Gerichten  völlig  getrennter 
Vormundechafts-  {VeruHUtunge-J  Behörden,  (PupiüencoUegieH^  Wauenämt^> 
Oberpflegämter Jy  welche  auch  in  Instanzen  einander  über-  und  untergeordnet 
sind.  Da  die  Gerichte  ihrer  ganzen  Anlage  und  ihrer  Beruüsthätigkeit 
nach  mit  der  Erkenntnisz  und  dem  Schutze  des  bestehenden  Redites  zi 
thun  haben,  so  eignen  sie  sich  dazu  wenig,  die  wechselnden  Interessen  der 
Vögllinge  zu  würdigen  und  die  Maszrcigeln  einer  auf  die  Zukunft  beredt- 
neten  guten  Wirthschaft  zu  überwachen  und  zu  leiten«  Nicht  das  ist  die 
Hauptfrage:  was  ist  Rechtens?  sondern:  was  ist  nützlich  und  zweckmiszig? 
und  darauf  zu  antworten,  sind  offenbar  gute  Wirthschafter,  bezi^uogswetse 
Verwaltungsmänner  eher  befikhigt»  als  rechtsgelehrte  Richter,  wefche  kJeM 
ihre  Aufmerksamkeit  mehr  der  Rechtsform  als  dem  Inhalte  der  Rechts- 
geschäfte zuwenden.  Ueberdem  ist  die  Doppelstellung  der  Gerichte,  indem 
sie  einerseits  als  Obervormundschaft  für  die  Vögtlinge  sollen,  andrerseits 
als  Gerichte  Processe  zwischen  diesen  und  dritten  Personen  beurtbeiJeo 
sollen,  für  die  Unbefangenheit  und  den  Credit  der  Rechtspflege  bedenklich, 
und  die  Abtheilung  jener  in  besondere  Rammern  kann  die  fiedenkeu  nar 
mildern,  nicht  heben. 

%  Der  Einflusz  der  Obervormundschaft  auf  die  gesammte  vonnond- 
schaftiiche  Verwaltung  ist  nun  sehr  grosz.  Von  ihr  geht  die  Anordnoog 
der  Vormundschaft  in   vielen  Fallen,   die  Ernennung   und   ErmachtigooS 

8.  ZärcÄ«r  Ges.  V.  1841.  S*tt*  Nach  15Jähriger  unbekannter  Ab wesenbeil  $<B^ 
die  jeweiligen  nächsten  Erben  --  berechtigt»  die  NuUniesning  (des)  in  Tornittod- 
schaftl jeher  Verwahrung  liegenden  Vermögens  anzusprechen. 
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wie  hinwieder  die  EnUassung  der  VormOnder  regflnUlizig  ans«  >Sie  taait 
Inventarien  errichten,  und  prüft  and  nimmt  die  JahreBrechnungen  und  die 
Schluszrechnangen  ab.  Sie  übt  eine  for^^esetsste  Oberanfricbt  aus,  nod  in 
wichtigen  Geschäften  bedarf  es  ihrer  Zustimmung.. 

In  den  Verkehrsbesiebuogen  mit  dritten  Personen  fineilich  erscheint  der 
Vormund  ab  die  hu  Namm  du  Vorlings  Jumdehde  Penom,  laclit  die 
Obervormundschaft.  Wo  es  daher  dar  Geoehmigmig  dieser  bedarf,  damit 
ein  RechtsgescbAft  gültig  dm*ch  den  Vormund  abgeschiossen  werden  künnet» 
ist  dieselbe  als  ErtnächUfwig  (auctoritas)  aububsaen,  dnreh  welche  der 
Vormund  autorisirt  wird,  den  Vögtling  zu  verpflichten;  und  im  Proeasse 
halt  sich  der  Dritte  an  den  Vormund  als  den  Vertreter  des  Vögtlings. 

Ist  aber  die  Genehmigung  der  Obervormundschaft  nicht  nachgesucht 
worden,  wo  sie  für  ein  Geschäft  nOthig  war,  und  hat  dennoch  der  Vormund 
eigenmächtig  dasselbe  abgeschlossen,  so  wird  der  Vögtling  so  wenig  ver- 
pflichtet, als  wenn  er  selbst  ohne  den  Vormund  contrahirt  hätte.  (1.)  Der 
Dritte  aber  kann  den  Vertrag  nicht  um  jenes  Mangels  willen  anfechten, 
wenn  die  Anerkennung  desselben  im  Interesse  des  VOgtüngs  liegt 

3.  Durch  die  Ausbildung  der  Obervormundsdiaft  wurde  auch  die 
Verantwortlicßdieit  für  die  vormundschaftliche  Geschäftsführung  zu  Gunsten 
des  Vögtlings  verstärkt,  und  noch  weiter  ausgedehnt,  als  selbst  im  römischen 
Rechte.  Zunächst  freilich  hat  der  Vormund  selbst  dem  Vögtling  einzustehen 
fUr  den  Schaden,  den  dieser  aus  Absicht  oder  Fahrlässigkeit  der  Vor- 
mundschaft erlitten  hat:  und  es  kann  sich  der  Vormund  nicht  dadurch 
befreien,  dasz  er  nachweist^  seine  Geschäftsführung  sei  auch  in  dieser 
Beziehung  von  der  Obervormundschaft  gebilligt,  oder  er  sei  von  dieser  zu 
dem  schädlichen  Geschäft'  ermächtigt  worden.  Nur  wenn  er  den  Beweis 
leistet,  dasz  ihm  dabei  keinerlei  Schuld  zur  Last  falle,  z.  B.  weil  er  in 
seinem  Berichte  und  Antrage  an  die  Obervormundschaft  von  solcher 
schädlicher  Behandlung  abgerathen  habe,  aber  trotzdem  durch  die  Befehle 
der  Obervormundschaft  zum  Vollzug  genöthigt  worden  sei,  dann  wird  er 
frei,    und  es  haftet  die  obervormundschaftliche  Behörde  in  erster   Linie, 


1.  Znreker  G.  S«370.  W«dd  elD  Reehtagtscbift  voa  dem  Vagtling  selbst,  oboe 
ZosUmmaDg  des  Vogtes  abgescbloaMo  wird,  oder  Ton  dem  Togtc  in  sdnem  Naraem 
aber  ohne  Zastiromang  des  Waisenamtes,  wo  diese  —  nOtbig  ist,  oder  ohne  Zu- 
stimmung des  Bezirksratbes,  wo  diese  —  erfordert  wird,  so  ist  dasselbe  far  den 
Vögtling  anrerbindlich,  nicht  aber  für  den  dritten  Contrahenten,  Insofern  im  Namen 
des  Tögtliogs  nicht  darauf  verliebtet  wird.  Ausgenommen  sind  namantUeli  die  Fille, 
in  welchen  für  den  Vögtling  eine  nothwendige  oder  nützliche  Verwendong  gemacht 
wurde  oder  für  denselben  eine  Bereieberong  eingetreun  ist.  £.  382«  Der  jiuf  Be^ 
binderang  eines  RecbtsgescbSftes  an  Je  die  obere  Vormandschaftsbehörde  gerieltfate 
Recars  gegen  eine  Verfügang  -^  des  Vormandeiw  oder  der  uptem  Vormandsebafts- 
bebörde  ist  so  lange  gestattet,  bis  durch  end lieben  Abschloai  des  Recbtsgeasbilles 
durch  die  competente  Stelle  und  die  MIttbeilung  an  den  betbeüigten  Dritten,  dem 
letztern  ein  Privatrecht  erworben  ist. 
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2.  Obwohl  die  Frau,  die  in  der  GCto^Dieiiischafk  ld»k,  dem  SSboh 
thome  nach  als  gleichberechtigt  mit  dem  Hanne  angesehen  wird,  so  ist 
sie  doch  in  der  Regel  aoch  bei  diesem  Gütersystan  in  der  VerCdguqg  aber 
das  gemeine  Gut  beschrftnkt,  und  diese  wie  die  Vertretung  der  Wirtti- 
schaflsinteressen  in  dem  Manne  als  dem  Haupt  der  Ehe  conoentrirt  Sie 
darf  daher  ohne  Erlaubnisz  des  Mannes  weder  Sachen  veriusBem  noch 
Schulden  eingehen.  (§«  1S4.)  Wenn  aber  die  Frau  fbr  Haushaltongs- 
bedürfnisse  eine  Schuld  contrahirt  hat,  so  wird  dieselbe  regeimAszig  als 
eine  persönlidie  Schuld  des  Mannes  b^andelt,  und  nicht  blosz  das  gemeine 
Gut,  sondern  n^^thigenfalls  auch  das  Einhandsgut  des  Mannes  kami  lur 
Befriedigung  derselben  angegriffen  werden.  (154.  5.) 

Ueberdem  kommt  es  hier  wohl  yor,  dasz  ausnahmsweise  in  Behinde- 
rungsftllen  des  Mannes  die  Ehefrau  gerichtlich  ermftchtigt  wird,  räizehe 
durch  die  Umstände  gerechtfertigte  Verfügungen  über  das  gemeine  Gut 
mit  derselben  Wirkung  vorzunehmen,  wie  wenn  der  Mann  gelianddt 
hätte.  (6.) 

3.  Ganz  verschieden  wird  die  Frage  in  den  Rechten  beantwortet,  in- 
wiefern die  in  der  Gütergemeinschaft  lebenden  Ehegatten  mit  Bezqg  ad 
das  gemeine  Gut  testiren  dürfen.  Wird  Miteigenthum  angenoamaeD,  so 
steht  nichts  im  Wege,  dasz  jeder  Ehegatte  über  seinen  Antheil  letztwilljg 
verordne.  Aber  auch  wo  es  ein  Gesammteigenthum  gibt,  läszt  sich  wohl 
begreifen,  dasz  jedem  Ehegatten  gestattet  wird,  auf  den  Todesfall  hin  über 
einen  Theil  des  gemeinen  Gutes  zu  verordnen;  denn  im  Tode  hört  ja  die 
Gemeinschaft  auf,  und  nur  für  diesen  Fall  werden  dann  Theile  gedacht 
Die  Ansicht,  dasz  dem  Ehegatten  die  Testirungsbefugnisz  zustehe,  ist 
daher  überwiegend.  (Für  Bremen,  Ansbach  und  München  vgl.  SeufferU 
Arch.  IX.  181.)  Nicht  aber  darf  er  über  das  ganze  Gesammtgut  testireu; 
denn  dadurch  würde  er  die  Interessen  und  Rechte  seines  Ehegenosseo 
daran  verletzen.  Viele  Rechte  beschränken  indessen  hier  die  Testirfreiheit 
mehr,  vorzüglich  in  der  Absicht,  den  überlebenden  Ehegatten  und  oft  auch 
die  Kinder  besser  zu  sichern.    (7-— 9.) 


es  ihr  zu  Schaden  gereichet,  kann  sie  solches  an  uns  gelangen  lassen  und  Erklnot- 
nisz  darüber  erbitten. 

6.  Code  eiü,  g.  1427.  La  femme  ne  peut  s*obliger  ni  engager  les  biens  de  la  cooi- 
munaute,  mdme  pour  tirer  son  mari  de  prison,  ou  ponr  retablissenient  de  ses  enfaos 
'—  en  cas  d*absence  du  mari*  qu'apr^s  |  avoir  6t^  autoris^e  par  Justice. 

7.  Lippe9che  Verordn.  %,  8.    Oben  %.  165.  2. 

8.  Damiger  Willkühr  Tb.  2.  K.  6.  Art.  6.  Weil  hiesige  Eheleute  vermöge 
Flümiscber  Erbgerechtigkeit  und  Culmischer  Freiheit  in  ungetheilter  Gemeinsckaft 
aller  ihrer  Güter  stehen  und  nach  des  einen  Ehegatten  Absterben  der  Ueberlebende 
aus  dem  hinterlassenen  gemeinschaftlichen  Vermögen  die  Hilf te  in  sich  nimmti  so 
kann  diese  portio  slatntaria  von  einem  Ehegatten  dem  andern  keineswegs  entnomiMB 
oder  geschmälert,  wohl  aber  durch  ein  oder  beider  Ehegatten  errichtetes  testamen- 
tum  reciprocum  vermehrt  werden. 

9.  Code  eio,  g.  1423.  La  donation  testamentalre  fait  par  le  mari  ne  peat  et- 
ceder  sa  part  dans  la  communaut^. 
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]>fenendeä  natarwidrig  vergrOszert,  und  das  Verhdithisz  zn  einer  bloszen 
Dienstmiethe  erniedrigt  wird. 

2.  Die  Dienstherrschaft  kann  Yon  den  Dienstboten,  wo  diese  nicht 
aasnahmsweise  zn  bestimmten  Geschäften  gednngen  worden,  alU  den 
natürlichen  Verhältnissen  angemessenen  Dienste  verlangen,  und  in  Noth- 
milen  auch  soSche.  die  auszerhalb  des  bestimmten  GeschAftskreises  liegen, 
für  welche  derselbe  gedangen  worden.  Sie  hat  auch  ein  Recht  der  Aufsicht 
Ober  das  sittliche  Betragen  der  Dienstboten  in  und  auszer  dem  Hause, 
und  kann  dieselben  zur  Beachtung  der  Sitte  und  Ordnung  des  Hauses 
anhalten,  il.)  Eine  Zurechtweisung  derselben  und  Züchtigung  mit  Worten 
ist  dem  Herrn  wohl  erlaubt,  und  es  dürfen  harte  Worte,  die  bei  solcher 
Gelegenheit  ihm  entfallen,  nicht  als  Injurien  behandelt  werden.  Das  Altere 
Recht  gesteht  ihm  sogar  ein  beschränktes  Ziiehtigungsrecht  mit  Schlägen 
zu.  (2.)  Die  neuere  Bildung  scheut  die  Anerkennung  desselben;  aber  auch 
da  darf  z.  B.  eine  Ohrfeige  nicht  leicht  als  Realinjurie  geahndet  werden. 

3.  IHe  Dienstboten  haben  ein  Recht  auf  Wohnung,  Nahrung  und 
Lohn.  Die  Grösze  des  Lohnes  hangt  yon  der  Verabredung  ab,  kann  aber, 
wenn  nichts  näheres  bestimmt  und  doch  nicht  etwa  die  Kost  für  genügend 
erachtet  worden,  auch  durch  richterliches  Ermessen  nach  Maszgabe  der 
bestehenden  Uebung  ermittelt  werden.  Zur  Sicherung  des  Gesindelohns 
kennt  schon  das  ältere  Recht  ein  Vorzugsrecht  der  Dienstboten  Tor  den 
laufenden  Gläubigern  im  Concurs  des  Dienstherrn  (3. ,  das  sich  bis  auf 
unsere  Tage  erhalten  hat 

4.  Das  Dienstverhältnisz  hört  auf: 

a)  Wenn  die  vertragsmäszige  Dienstzeit  (die  Uebung  kennt  auch  hier 
bestimmte  »Ziele<n)  ausgelaufen  ist  und  keine  Erneuerung  stattfindet. 
In    den   Dienstbotenordnungen   werden  oft   bestimmte  Fristen   zur 

.  Aufkündigung  vor  dem  Ziele  vorgeschrieben,  so  dasz,  wenn  diese 
nicht  rechtzeitig  geschehen  ist,  eine  stillschweigende  Erneuerung  des 
Vertrages  bis  zum  nächsten  Ziel  angenommen  wird. 

b)  Durch  Entlassung  von  Seite  der  Herrschaft,  zu  welcher  diese  aber 
während  der  Dienstzeit  nur  aus  erheblichen  und  rechtmäszigen 
Ursachen  (z.  B.  wegen  dauernder  Unfähigkeit  des  Dienstboten  die 
übernommenen  Verrichtungen  zu  erfüllen,  oder  wegen  beharrlichen 

1.  Zürcher  Ges.  S*  ^^*  ^^^  Herrschaft  ist  gegenüber  dem  Dienstboten  lur 
Leislung  des  Lohnes  und  Unterhalles,  so  weit  solcher  versprochen  ist  oder  sich  aas 
den  Verhältnissen  ergibt«  und  zum  Schutz  und  Beistand  in  Noth (allen  veriiflichtet. 
Sie  ist  berechtigt,  die  Sitten  der  Dienstboten  zu  überwachen. 

2.  Im6,  R.  III.  8.  10.  Ein  ieglicher  Herr  mag  sein  gedinget  Gesinde  wegen 
ihrer  Terbrechung  mit  ScblSgen  wol  züchtigen  und  darlT  dar?or  keine  Straffe  leiden, 
soll  ihme  aber  keine  Wunden  wirken,  lahm  schlagen,  noch  Beinbräche  beibringen, 
dann  solches  ist  straflTbar. 

3.  Säeht.  fVtUhb,  330  Ton  dem  Erbe  sal  nymant  gelden  denn  dem  gesinde 
sein  Tordint  Ion  vor  aller  erst. 
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b)  80  dasz  der  überlebende  Eh^iaMe  zwar  ausser  seiner  Hllfte  auch  noch 
Yon  der  andern  Hälfte  wieder  die  Hälfte  als  Ehe-  und  Erbrecht»  oder 
dasz  er  zwei  Drittheik  des  Ganzen  erhält,  die  Kinder  aber  doch  einen 
Tiertheü  oder  einen  Driltheü  des  Ganzen  erben  (5.); 

c)  dasz  man  sich  für  jetzt  keine  Theilung,  auch  nicht  in  ideellen  Quoten 
denkt,  sondern  die  ganze  Hasse  auch  femer  als  Ein  innerlich  gemein- 
sames Gut  behandelt,  woran  sowohl  der  überlebende  Ehegatts  als  die 
Kinder  Gesammteigenthum  haben  (6.); 

d)  dasz  dem  überlebenden  Ehegatten  zwar  das  Gesammtgut  allein  zo 
Eigenthum  zugesprochen,  aber  den  ILindern  eine  feste  erbrechtUche 
Anwartschaft  darauf  vorbehalten  und  daher  die  Verfügung  des  erstem 
über  die  Güter  wesentlich  beschränkt  wird  (71  8.]; 

e)  oder  gar  in  ümkehrung  der  natürlichen  Verhältnisse,  dasz  den  JBn^ 
dem  als  Erben  das  Eigenthum  an  dem  gesammten  Gute  verlidieD, 
dem  überlebenden  Ehegatten  aber  nur  der  Genusz  desselben  zugesi- 
chert wird.    (Vgl.  §.  i92.) 

3.  Die  nach  dem  Tode  des  einen  Ehegatten  yon  dem  andern  nrft 
den  Kindern  fortgesetzte  gemeinsame  Wirthschaft  wird  f<nige$ei»ie  Güter- 
gemeinschaft fcommunio  bimorum  prarogataj  genannt  Aus  den  eben  auf- 
gezählten Formen  ist  es  klar,  wie  mancherlei  verschiedene  Rechtsverhält- 
nisse unter  dem  Einen  Namen  eusammengrfaszt  werden.    Die  fortgesetzte 


halden  ande  den  anderen  balven  deyl  sal  de  vader  eflhe  de  moder  wylich  er  leben- 
dich  blybet  behalden. 

5.  Nümkerg,  Bef«  Til.  33.  G.  ff.  Wann  in  unverdingten  Heyralhen  ahw  vor 
dem  andern  on  GesebeffI  nnd  on  Erben  in  absteigender  Linien  mit  Tod  «bgeat,  so 
aoll  dem  pleibenden  Ebegenossen»  zusampt  seinem  gebärenden  balbeo  Teil  aller  ver- 
sammenlen  Haab  von  des  Verstorbnen  andern  Teil  nocb  der  halb  Teit  im  Aigen- 
tbnmb  und  Gtaiesz-  volgen.  -^  Es  soll  auch  der  pleibend  Ehegenosz  ton  (dem  andern 
balb)  Teil  sein  Lebeblang  den  Beysliz  und  Geniest  haben. 

Qu.  lappeeehs,  Yerordn*  $•  1^*  ^'^^  '  ^i»^  —.Kinder  vorbanden,  so  aetst  der  s«* 
Tückgebliebane  Ebegenosse,  so  lange  er  nicht  zur  3ten  Ehe  schreitet,  die  Gemein- 
scbafl  —  mit  diesen  Kindern  fort»  auf  die  alsdann  das  -|-  ungetheilte  Miteigenthum 
(des  Verstorbenen)  füllt.  Dem  LSngstlebeiiden  —  gebührt  —  die  alleinige  Disposition 
(znm  Besten  der  Familie)  -^  nnd  ist  deszhaA  za  keiner  Inventarinms-Brriebtnng, 
Beoknnngsablage  nnd  SiebefMifsleislang  sehuldig. 

7.  Schweinfuri.  Sut.  54.  £•  2.  —  das  überlebende  -->  blfiibet  in  aU^n  Gutem 
sitzen,  hat  ieselbe  seinem  Gefallen  nach  zn  gebrauchen  und  zu  genieszen,  auch  damit 
zu  thnn  nnd  zu  lassen,  als  mit  seinem  eifenen  Gut,  ohne  Verhinderung  mannigiich 
und  haben  die  Kinder  an  des  Verstorbenen  Vaters  oder  Mutter  Gut  lielnen  benannt 
ten  Tbeil»  so  lang  und  viel  bis  die  Theilung  von  dem  überlebenden  Ebegenosaen  ver- 
wirkt oder  angeboten  isi. 

8.  MühlAätucr  St.  IV.  90.  8-  i-  3-  Erzeugen  (zwei  Pecaoocp)  in  der  Ehe  ^ 
Kinder  —  stirbet  alsdann  derselben  Eheleute  eins,  so  (bleibet)  das  überbleibende  — 
ein  Herr  aller  Güter»—  welche  sie  befde  — mit  einander  zusammengebracbt»  erwor- 
ben, ererbet  und  besessen  haben»—  und  haben  die  Kinder  keine  würkliche  Anforderung' 
an  solchen  Gütern,  so  lange  der  überbleibende  Vater  oder  Matter  am  Leben  und  im 
'Wittwenstande  bleibet. 


FÜNFTES    BUCH. 

DAS    ERBRECHT. 


Erstes  CapiteL 

Grandzüge  des  Altern  deutschen  Erbrechts. 

S.  186. 

(.    Erbrecht  der  Familie. 

1.    Die  Sippschaft  und  die  ParcDtelordnuDg. 

1.  Den  alten  Römern  galt  das  Recht  des  Indwidmms,  durch  seinen 
freien  letzten  WiUen  einen  ^ben  zu  ernennen,  ftlr  eines  der  yorzQglichsten 
Freiheitsrechte  eines  römischen  Bürgers.  D^'e  auf  Teetament  begründete 
Erbfolge  war  bei  ihnen  die  Regel :  und  nur  wenn  kein  Testament  da  war, 
dann  trat,  gewissermaszen  als  Nothbehelf,  die  Intestaterbfolge  ein.  Die 
ursprünglichen  Rechtsansichten  aller  deutschen  Völker  treten  dieser  Vor- 
steUong  schroff  entgegen.  Der  Wille  des  Erblassers  kam  bei  ihnen  gar 
nicht  in  Betracht.  (1.)  Mit  dem  Tode  des  Individuums  hörte  seine  Macht 
und  sein  Recht  auf.  Das  Erbrecht  beruhte  vielmehr  auf  der  imtür/tcA^fi 
Ordnung  der  Familie  \2.):  und  von  Rechtes  wegen  traten,  je  nach  der 
näheren  oder  entfernteren  Ueberlieferung  des  Blutes,  die  nächsten  Bluts^ 
verwandten  in  die  Verlassenschaft  ein.  Alle  Erbfolge  war  daher  bei  ihnen 
zunttcbst   FamUdenerbfolge   (3.):    ein  positiver,    nicht    wie   die   römische 


i.    TaeiÜ  Germ.  21.    berede*  successoresque  sui  cuiqae  li6eri  et  nullum  testa- 
menium.    Si  liberi  non  sunt,  proximus  gradus  in  saccessione  fratres,  patrai  a?uncali. 

2.  OUtnoilla  de  leg.  Angliae  VII.  1.     Solus  Dens  baeredem  facere  polest,   dod 
homo. 

3.  Altes  Sprichwort  [Hillebrand  201.):   ^er  will  wobi  uod  selig  sterben,  last 
sein  Gut  den  rechten  Erben. 


534  ^^^^  ^*    ^P*  1-    ^^  Erbrecht. 

$ucee$iio  ab  inteitaio^  ein  negativer  Begriff.  Erben  im  engereD  Sinne  hiesan 
die  Kinder  (Nachkommen!,  im  weitern  Sinn  die  BlutsoertoaiuUem :  wäA 
aber  dritte  Personen. 

2.  Zu  der  erbberechtigten  Familie  gehörten  die  unehelichen  Kinda 
($.  178.)  nichi.  (4.  5.)  Nor  die  Erzeugung  oder  die  Gd>nrt  in  organisch- 
sittlicher Geschlechtsgemeioschaft  gab  Famiüen-  und  Erbrecht  INe  Unebe- 
fichen  erbten  nach  der  consequenten  Ansicht  sdbst  ihre  Mutter  nicfaL  (& 
Daneben  aber  finden  wir  doch  zuweilen  alte  Spuren  einer  müdereo 
Meinung,  welche  ihnen  ein  Erbrecht  in  die  mütterliche  Verlassenschaft 
vergönnte.  *) 

3.  In  der  erbfUiigen  Familie  erben  voraus  die  NcuMkammen, 
ursprflnglicb  mit  formell -strenger  Beachtung  des  Grundsatzes:  »Je  noA^r 
am  Blut^  um  $o  näher  am  Gut^u  so  dasz  die  Kinder  die  Enkel  immer 
ausschlössen.  Zuerst  wurde  ein  Eintritterecht  der  Enkel  an  die  Steflf 
ihres  verstorbenen  Elterntheils  in  der  Lombardei  eingefOhrt  (7.)  König 
Otto  L  bekräftigte  die  neue  auch  von  dem  römischen  Rechte  auigenomiDeDe 
billigere  Meinung.  Dessen  ungeachtet  ist  sie  diesseits  der  Alpen  nnr  sehr 
allmAhlich  durchgedrungen.  (8.)  Der  Sachsenspiegel  beschrflnkt  sie  oocb 
auf  den  seltenen  Fall,  wo  der  verstorbene  Sohn,  ungeachtet  seiner  Ver- 
heirathung,    unauegerichtet   geblieben  und  verstorben  ist    (9.),   und   noch 

4.  Sehw,  9p.  38.  Die  noCiicIi  geboren  sinl,  die  mugeo  ir  reht  wider  gewiDon, 
ob  8i  ^licbia  hygeraete  tuoD.  ei  erbeot  aber  kein  gooi  Ton  ir  vordero,  aber  irio  klnt 
erbeot  wol  von  iren  vordere  ir  erbgoot. 

5.  Lüb.  B.  (Cod.  Broker  III.  316.  Hmch.  II.  II.)  Echte  erret  nen  mechte, 
men  rneehte  ervet  echte. 

e.  S,  9p.  I.  ttt.  S-  ^  lfu>  >CK>^  dat  Den  kiot  siner  mader  keves  kint  ne  si» 
dee  ni'8  doch  nichL 

7.  mduAind  Corbei.  An  II.  10.  {Hraat  %.  17.  3.)  De  legnm  TarieUte  facU  est 
—  contentio,  fueruot  qui  dicerent,  quia  filii  filioram  noo  deberent  compuUiri  inter 
fllioa  bereditatemque  legitime  cum  filiis  sortiri,  si  forte  patres  eoram  obissent  nns 
soperstitibus.  ^  Rei  —  rem  inter  gladiatores  discemi  Jussit.  Vtcit  Igitar  pars,  qni 
fllioa  fliiorom  corapuiabant  inter  fllioa,  et  flrmatam  est,  ut  aeqnalHer  cum  palmia 
bereditatem  dividerent  pacto  sempiienio. 

8.  Heich9-jibwk.  v.  1498.  §.  37.  .  Dasx  Ttchtem  oder  Enkeln  hinfüro  an  irer 
▲nen  verlassen  Hab  and  Güter  mit  ihrer  Vater  oder  Muter  Geschwister  an  sUtt 
ihrer  Vater  oder  Muter  zu  erben,  laut  gemeiner  gescbribner  keyserllchen  Recht  so- 
gelassen  werden  sollen:  Der  Gewohnheit,  so  an  etlichen  Orten  dawider  sejn  mOrbt, 
unangesehen. 

9.  S,  9p.  1.  5.  S*  1*  ^7"*^  de  sooe  wir  bi  des  vader  live  —  unde  wint  sone  bi 
ire  and  stlrft  he  dama  er  sinem  vadere  umbedelt  von  dem  erve  ^  sine  sone  neboiet 
dele  in  lers  eldervader  erve,  geliche  irlne  veddem,  in  ires  vaders  stat.  ~  Disaes  oe 
mach  den  dochter  kinderen  nicht  geschin. 


*)  GQntliger  ist  den  unechleo  Kinderii  das  Dordische  Becbi.  Gewöhnlich  haben  dieselb» 
hier  ein  Recht  auf  AbflnduDg,  und  der  Vater  durfte  ihnen  einen  Theil  seioes  Vennögeoi 
cuwenden.  Im  weMtmänniscbeo  Rechte  sind  ecbte  und  unechte  Kinder  in  der  Beerboo| 
ihrer  RuUer  sogar  gleichgestellt.    WUd;  Zeilsch.  f.  D.  R.  XV.  8.  asR 
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ganz    spat   wollen   einzelne   Stataten   die  alte  barbarucbe  Ansicht   nicht 
aufgeben. 

4.  Der  Vorzug  der  Söhne  vor  den  Töchtern  im  Erbrecht  ist  allen 
deutschen  Rechten  ursprünglich  gemeinsam,  die  Ausdehnung  und  nähere 
Bestimmung  dieses  Vorzugs  aber  unter  den  Stämmen  verschieden.  (10. 11.) 
Im  Norden  waren  die  Weiber  sogar  ganz  von  der  Erbschaft  ausgeschlossen. 
Nach  dem  Rechte  des  Sachsenspiegels  noch  musz   sich  die  Tochter  mit 
einer  persönlichen  Ausstattung  in  Fahrnisz,  mit  der  Gerade,  begnügen  (12.), 
wenn    Söhne   da    sind,    die    allein    das  Erbe    (liegendes  Gut  und  übrige 
fahrende  Habe)    nehmen,    und  nur  wenn  keine  Söhne  vorhanden,  kommt 
das  elterliche  Erbe  auch  an  sie.    (12.)    Der  Schwabenspiegel  aber  nähert 
sich  schon  mehr  der  römischen  Ansicht,  indem  er  den  Vorzug  der  Söhne 
auf  den   f>äterlichen  Äneiedel,    d.  h.  das  väterliche  Stamm-  oder  Erbgut 
beschränkt  (13. ,  im  übrigen  Erbe  dagegen,  auch  in  dem  übrigen  liegenden 
und  dem  fahrenden  Gute  die  Töchter  mit  den  Söhnen  theilen  läszt  Indessen 
haben  schon  in  sehr  früher  Zeit  einzelne  deutsche  Stämme>  wie  vorzüglich 
die  Westgothen,   den  römischen  Grundsatz  gleichen  Erbrechts  der  Söhne 
und  der  Töchter  angenommen.   Die  Folge  in  den  Lehengutem  war  überall 
—  schon  des  Zusammenhangs  wegen  mit  der  Kriegspflicht  und  der  poli- 
tischen Verfassung  —  dem  Mannsstamme  vorbehalten.  (14.) 

5.  Sind  keine  Nachkommen  da  und  kann  daher  das  Erbe  nicht  dem 
Blute  ähnlich  vorwärts  und  abwärts  flieszen,  »dem  Busen  nach  gehen,«  so 
ist  man  genöthigt,  aufwärts  zu  steigen  und  zwar  zunächst  zu  den  Eltern« 
Ein  ähnlicher  Vorzug  des  männlichen  Geschlechts  b^egnet  uns  hier  wieder« 
wie  in  dem  Erbrecht  der  Söhne  vor  den  Töchtern.  Nach  dem  Sachsen- 
spiegel —  mit  dem  der  Schwabenspiegel  doch  wohl  übereinstimmt,  obwohl 
in  diesem  römische  Erinnerungen  den  Ausdruck  verwirrt  haben  —  erhält 
erst  der  Vater  das  Erbe,  ist  er  nicht  mehr  am  Leben,  folgt  die  Mutter.  (15.) 


10.  Sprichw.  (bei  J.  Ormm  R.  ▲.  8.  478).  Der  Mann  geht  sum  Erbe,  das 
Weib  davon. 

11.  L.  Sal,  em.  62.  6.    Ad  virilem  $exnm  tota  terrae  hereditas  penreniat. 

12.  S.  9p.  I.  6.  g.  2.  De  Docbter,  de  in  me  buse  is  nmbestadet,  de  ne  delet 
aan  nicht  irer  müder  rade  mit  der  tochter  de  utgeradet  is.  Srat  sie  aver  erve  an  ir 
stirft,  dat  roat  se  mit  der  süster  delen.  S*  3.  De  pape  nimt  gelike  dele  der  süster 
in  der  mader  rade*  unde  gelike  dele  den  braderen  an  egen  unde  an  erve. 

13.  Sehw,  9p.  128.  Unde  ist  auch  daz  er  einen  ansedel,  da  er  üfe  saz  hinder 
im  lAt,  unde  14t  aun  unde  tohter  diu  nibt  üc  gestiuret  sint:  der  ansedel  istdersüne 
▼or  den  tohtem;  unde  st6t  an  der  bruoder  genlden  waz  si  den  swestem  geben,  ob 
anders  dA  nibt  enist.  unde  ISt  er  zinslSbcn  hinder  im,  dai  bat  dasselbe  rebt  le 
erben  als  daz  eigen. 

14.  Magdeburg,  R.  ?.  1304.  Art.  29.  {Krtmt  g.  182.  74.)  Hat  ein  man  kin- 
dere,  beide  sune  und  tocbtere  —  dai  eigen  und  das  gereite  gut  teilen  sie  gliche,  — 
daz  lehn  nemen  die  knechte  bevor. 

15.  S,  9p.  I.  17.  g.  1.  Stirft  die  man  ane  kint,  sin  vader  nimt  sin  erve;  ne 
beoet  he  des  vater  nicht,   it  nimt  sin  moder  mit  roereme  rechte,  dan  sin  bmder. 
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Nach  den  Eltern  kommen  die  Gnehmner:  nnd  wieder  treAn  vir 
in  titern  Qaellen  anf  einen  Vorzog  der  Brüder  vor  den  Schwetiem,  der 
spSter  erst  yerschwindet  (15.) 

6.  Gelangt  das  Erbe  Ober  diesen  engeren  Kreis  der  Sippschaft  hioss 
— «erst  von  da  an  spricht  der  Sachsenspiegel  von  Magschaft  (§.  144. 1.;  — 
dann  tritt  der  Gegensatz  des  Geschlechtes  f$ewui)  zorfick  (15.),  nnd  es 
entscheidet  die  einfache  Nähe  der  Sippe:  »Der  nächste  am  Bktt^  der  näckü' 
am  GtU,u  nach  folgenden  drei  Grundsätzen: 

a)  Die  nähere  Parentel  schUeszt  die  entferntere  aus,  denn  wie  äa 
Blut  den  Nachkommen  mitgetheilt  wird,  so  geht  anch  das  Gut  sobak 
als  möglich  wieder  auf  die  Nachkommen  Ober.  (16.  17.) 

b)  Innerhalb  der  Parentel  geht,  wer  dem  gemeinsamein  SseummeskmipU 
näher  ist,  d^  ferneren  Gliedem  vor.  (18.) 

e)  Gleich  nahe  GHeder^  die  aof  gleicher  Unie  stehen,  erben  gimch  fÄopf- 
theiU).  (1&  19.' 

Im  weitem  Sinne  umfaszt  der  Ansdrock  Parentd  die  gesammte  Ttr- 
VMUkdtschaft,  an  deren  Spitze  —  nach  der  bildlichen  YorsteOnngsweise  des 


Yader  onde  inad«r  sftster  uide  bruder  erve  nimt  de  sone  und  nicht  de  doehler,  ii » 

si  dat  dar  nen  sone  ne  ai,  so  nimt  it  de  dochter.  Sven  aver  en  erve  Tersosteret  mdc 
▼erbmderet,  alle  de  sik  gelike  na  to  der  Sippe  gestuppen  mögen,  de  nemet  gdike 
dele  dar  an,  it  si  man  oder  wif,  disse  hetet  de  sassen  gan  erren. 

16.  Lei  Höihmri»  ltt3.  Omnis  parentela  usqae  in  septimom  gennealam  nnme- 
retnr,  nt  parens  parenti  per  gradum  et  parentelam  heres  saceedat.  Sic  tarnen  —  ■< 
ille,  qai  sac^ere  Yult,  nominatlai  unlns  cajasque  nonina  parentam  saonim  airte- 
cessornm  dicat« 

17.  Spriehw.  {Bi$enhart  III.  16.  NäUbramd  218.)  Es  Stirbt  kein  Gut  xnräci 
sondern  vorwärts. 

18.  S.  tp,  I.  3.  S*  3-  (Vgl.  oben  %.  144.  B.  2.)  Die  tvlschen  deme  nagele  mde 
deme  hovede  sik  to  der  sippe  gestappen  mögen  an  g^Uker  siaiy  de  ttemui  dmt  ervt 
geiike.    De  sik  naer  to  der  sippe  gestappen  mach,  de  nimt  dat  erve  io  vortiu 

19.  Zar  Yerdeatliehang  OMg  folgendes  Schema  dienen : 
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Ifitteialters  —  die  Stammeseltern  als  Häupter  stehen;   im  engem  Sinne 
'  bezeichnet  er  den   näheren  Vertoandtschaftskreis,   welcher   zur  Erbschaft 

berufen  ist,   xmd   an   dessen  Spitze   wieder   auf  gleicher  Linie  stehende 
t  Stammeseltern  sind.    Gebt  man  von  diesem  organischen  Gedanken  der 

Parentelordnung  aus,  so  versteht  sich  die  deutiche  Berechnungsweise  der 
Erhnähe  von  sdbst,  und  es  wird  sowohl  ihr  Gegensatz  zu  der  römischen 
Gradzähhtng  als  ihre  üebereinstimmung  mit  der  kananüchen  Berechnung 
der  Verwandtschaft  der  Ehegatten  klar.  Während  nämlich  die  Römer 
ohne  Unterschied,  ob  es  aufwärts  oder  abwärts  gehe,  gegenüber  allen 
Descendenten,  Ascendenten,  Collateralen  nur  die  Zahl  der  Zeugungen 
zwischen  zwei  Personen  zählen,  zählten  die  Deutschen  nur  von  dem 
Stammes-  oder  Familienhaupt  abwärts  die  Glieder:  im  Eherecht  nur  je  die 
längere  Reihe,  weil  hier  das  Eheverbot  gehoben  wird,  sobald  nur  einer  von 
beiden,  gleichviel  welcher  der  Ehegatten,  von  dem  gemeinsamen  Stamm- 
vater oder  der  Stammmutter  durch  eine  grössere  Anzahl  Zeugungen 
getrennt  ist,  im  Erbrecht  dagegen  die  Reihe  von  dem  gemeinsamen  Parens 
I  zu  dem  Erben,    weil  das  Recht  hier  dem  Gange  des  Blutes  folgen  musz 

F  und  daher  immer  nur  die  Erbnähe  innerhalb  der  nächsten  Parentel  in 

Frage  steht    Wenn  daher  z.  B.  der  Urenkel,  der  Neffe  und  der  Onkel  im 
drittea  Grade  römischer  Computation  mit  dem  Erblasser  verwandt  sind, 
'  so  kommen  diese  drei  Personen,  die  verschiedenen  Parentelen  angehören, 

^  nach  deutscher  Berechnuiig  nie  auf  gleicher  Linie   zusammen,   vielmehr 

steht  der  Urenkel  im  dritten  Gliede  der  eigenen  Parentel  des  Erblassers, 
t  und  schlieszt  daher  den  im  zweiten  Gliede  der  väterlichen  Parentel  stehenden 

i  Neffen,  aber  dieser  hinwieder  den  im  ersten  Gliede  der  groszelterlichen 

Parentel  befindlichen  Oheim  aus. 

Auch  wo  gagenrwäfüg  noch  das  Parentelensystem  gilt,  ist  diese  Art 
der  Beredmung  die  allein  dazu  passende.  Sie  verdient  es  daher,  der 
Vergessenheit  und  dem  Miszverständnisz«  durch  welche  sie  lange  Zeit 
bedeckt  und  verunstaltet  war,  entzogen  und  von  neuem  in  reiner  Form 
hergestelM  zu  werden.  Ein  solches  Miszverständnisz  ist  es>  durch  welches 
sogar  RecbtsqueUen  getrObt  worden  sind,  wain  man  gemeint  hat,  ein 
römischer  Grad  sei  einem  halben  deutschen  Grade  gleich  zu  achten. 

7.  Die  obigen  Grundsätze  der  deutschen  Erbordnung  sind  indessen 
nicht  allenthalben  gleiehmäszig  und  unversehrt  beachtet  worden*  Vielmehr 
zeigen  sich  auch  da  in  den  verschiedifuen  Stammes-  und  Landesrechten 
noch  mancherlei  Abweichungen  und  Besonderheiten.    Die  wichtigsten  sind: 

a)  weitere  Vorzüge  der  Männer  vor  den  Frauen; 

b)  der  Vcrxmg  der  Voügeschwiiter  vor  den  Halbgesehunstem,  auch  im 
Saehsenspügei; 

c)  der  Yarxug  der  Yatermagen  (Agnaten)  vor  den  Muttermagen  (Cog^ 
nmtmj,  voroOglicb  im  Sfldeo  in  der  Lonä>ardei  und  unter  den  Ala- 
mannen; 
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d)  die  Äuiseheidung  eines  väUrückm  BertandtheOes  in  der  V^iasMoshiH 
und  eines  müUerlichen,  und  die  Ueberweisung  des  erslero  an  die 
Vaier-,  des  letztern  an  die  MutterseUe^  sogenanntes  Faürtekt:  »Boas 
patema  patemis,  nuUema  maiemi$,v  vorzQglich  in  franzosiiekm 
Gootumes;  Spuren  davon  aber  selbst  im  Schwaboispi^l; 

e)  die  verschiedene  BegränsBung  des  Kreises  der  erbfiüügea  Verwandt- 
schaft (auf  das  vierte,  oder  fQnfte,  oder  sechste,  oder  sidbente  Glied). 

* 

*  J.  Ch.  Mayer,  Germaniens  Urverfassung.  fiamb.  1798«.  S.  69  ff.  wid 
deuUche  Erbfolge.  Sluttgart  1805.  it.  v.  Sydow,  Darstellung  des  Erbredib 
nach  den  Grundsälzen  des  Sachsenspiegels.  Berlin  1828.  J.^GHnun,  Rechts- 
alterth.  S.  466  ff.  ff.  Siegel,  DeuUches  Erbrecht.  Heidelb.  1853.  BlunttM 
in  der  Zeitschr.  für  geschichtl.  Rechtswisseoschaft  IX.  Nr.  5.  UDd  in  der 
Kritischen  Ueberschau  I.  S.  390  ff. 

§.  i«r. 

S.    Bestandtheile  der  Verlassenscbaft    (Ertie,  HeergewSte  und  Gerade.} 

1.    Wahrend  das  römische  Recht  die  ganze  Erbschaft  als  ein  einhat- 
Kehes  Vermögen,  eine  universitcu  verum  auffaszt,  unterscheidet  das  deutsche 
Recht  verschiedene  Bestandtheile  in   der  Verlassenschaft   (1.),   und   kenni 
sogar  verschiedene  erbrechtliche  Folgen  in  dieselben.    Das  Heergetväie  und 
die  Gerade  wurden  au^eschieden  aus  der  fibrigen  Verhissenschafk,  die  nun 
das  Erbe  hiesz  (2.),  und  hinwieder  wurde  innerhalb  des  Erbes  unterschieden 
zwischen  dem  liegenden  und  dem  fahrenden  Gute,  und  jenes  auch  Erbe  im 
engem  Sinne  genannt.   (3.)    Deberdem   kommt   vieles  darauf  an,   ob  das 
liegende  Gut  freies  Eigen,  oder  an  Lehngut  (4.X  oder  ein  bäuerliches  Erbe 
ist,  oder  ob  es  ein  Erb-  beziehungsweise  Stammgut,  oder  errungenes  Eigen 
ist  u.  s.  f.    Je  nach  der  Natur  der  Sache  gelangen  dann  oft  ganz  verschie- 
dene Personen  zur  Folge  in  diese'  Güter.   Doch  hat  achcHi  das  altere  Recht 
einen  allgemeinen  Begriff  des  Erbes  anerkannt,  weiches  die  j^esonNiiU  fer- 
lassenschaft   umfaszt   (1.  2.),    soweit   nicht   be$ondere  Eigenschaften   eine 
Ausscheidung  und  eine  eigenthamliche  Behandlung  erheischen.    Jenes  Erbe 
gehört  denn  auch  von  Rechtswegen  dm  Erben  schlechthin.   Zu  ihn  gehören 
wie  die  Masse  der  beweglichen  Sachen,  so  auch  die  Forderungen,  wekbe 
als  Activen  den  Werth  der  Verlassenscbaft  vergröszem,  und  die  Schulden, 
welche  als  Passiven  darauf  lasten.  [5.  6.) 

1.    S.  sp.  l.  6.  $.  1.    Mit  swelkeme  gude  de  man  bestirft,  dat  bei  allet  eroe. 
a.    Ooflar  St.  (8. 10.  Z.  15.  ff.  Hraui  $.  182.  4.)    Wat  in  eoes  weren  beaterft/ 
dai  —  is  ai  eroe\  saoder  ktrwedß  gherade  unde  Ungut, 

3.  S.  sp,  I.  tt.  S*  2.    Oben  g-  186.  B.  12. 

4.  S.  »p,  I.  4.    De  roeselseke  man  ne  ontveit  weder  len  noch  erve. 

5.  S.  9p,  I  6.  S*  3*  Sv®  ^  dat  erye  nimt,  die  aal  dnr  recbt  die  scolt  gelden 
also  Tem,  als  it  erve  geweret  an  varender  bave.  Dave  noch  rof  noch  dopeiapil  n'U 
he  nicht  plichtig  to  geldene,  noch  nene  scult,  wände  der  he  wederstadinge  antving.- 
S.  4.    Man  sal  ok  den  erven  gelden,  dat  man  deme  doden  seaidfch  was. 

6.  RieMtt.  c  10.  Mit  dem  eigeo  darT  er  kein  sobald  gaben,  waa  er  ea  on  aeias 
erben  gluebd  (gelob)  nicht  gelaasen  mag. 
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S.  Dem  flltern  devtoehen  Reehie  war  der  rörotoehe  GedeDke«  dasi  in 
dem  Erkm  der  JMfonar  gewissermdszen  fortMe,  md  datz  daher  jener 
um  des  peraOnlicken  Zosammenhanges  wülen  |Ar  die  Verpfliditiingen*  dieses 
einstellen  mOsse,  keineswegs  lüar  geworden.  Es  bedachte  weniger  die 
Person  des  Erblassers,  die  nun  todt  war,  als  die  des  Erbet^^  Oer  am  eigenem 
Reckte  in  das  „verUusen^''  Gnt  des  erstem  eintrat  Für  die  Schulden 
mnszte  dieser  daher  nur  insofern  einstehen,  als  dieselben  objeetiv  auf  der 
Verlaueneehaft  laeteten  (5—7.),  d.  h.  höchstens,  insofern  der  Erbe  in  den 
vorhandenen  Activen  einen  Ersatz  für  die  damit  verbundenen  Passiven 
fand.  Nach  dem  Rechte  des  Sachsenspiegek  haftete  der  Erbe  nicht  einmal 
mit  den  sammtUchen  Activen  der  Verlasseoschaft,  sondern  nur  mit  der 
fahrenden  Babe.  Die  Liegenschaften  gingen  schuldenfrei  auf  ihn  über« 
tn  den  besonderen  Erbfolgen  in  die  Lehen-,  die  Stamm-  und  die  Stiftunge- 
guter  hat  sich  der  alte  Grundsatz  beschränkter  gefaszt  noch  erhalten. 
Daneben  Ueszen  andere  Rechte  den  Erben  schon  früh  bis  auf  den  Betrag 
der  ganzen  Verlassenschaft  haften  (8.),  eine  Ansicht,  welche  dem  erhöhten 
Creditbedürfhisse  des  Handels-  und  Gewerbsstandes  unserer  Städte  besser 
zusagte,  und  daher  in  den  Stadtrechten  bald  allgemeine  Verbreitung  fand. 

3.  Als  ein  besonderer  Bestandtheil  wurde  früher  aus  der  gemeinen 
EriMchaft  das  sogenannte  Heergewäte  (die  BeeretriUtungJ  ausgeschieden^ 
Die  kriegerische  Ausrüstung  in  Schwert,  Harnisch,  Streitpferd  (9.)  galt  als 
ein  vorzugsweise  männlichei  Gutj  welches  daher  auch  einer  rein  männ- 
lichen Succession  anheiro  falle,  nicht  den  Sippen  überhaupt  sondern  dem 
nächsten  ausschlieszUch  durch  männliche  Zeugung  verwandten  Mann,  dem 
nächiten  Sehu>ertmagen,  (iO.  11.)  Waren  mehrere  gleich  nahe  Schwert^ 
magen  da,  so  nahm  der  älteete  unter  ihnen  nach  den  einen  Rechtsquellen 
das  ganze  Heergewäte,  nach  den  andern  das  Schwert  voraus  und  theilte 


7.  La9^p6^  Limip.  6.  4.  ^  qnis  debUam  feoarit,  --  Don  babeant  tecandliia 
fre4iU>r«s  res  qyas  filias  d«  ^  ^ge  sua  babere  vidHur  Tel  po9tct  cooqolsiYit  aat 
laboravit,  repetendi.  —  Sic  Umta»  nt  si  a  creditoribus  pulsatus  faerit,  praebeat 
saeramentam,  qaod  de  rebus  patris  ^  olbil  apud  se  habeat,  nee  alicai  comroendaaset. 

8.  OQ9iar  Stau  8.  a*  7.  We  erve  nemen  wel«  de  scal  des  todtan  scalt  gbelden, 
des  erve  he  oemeD  wel. 

9.  SiUhi,  H^mckh,  S7.  {Hraat  (.  182.  33.)  au  der  bergewette  geboret  ^  des 
mannes  beste  pfert  oder  ars  gesatelt  and  seyn  scbweri  ond  seyn  sebilt  nsd  seyn 
bestes  barouach,  4m  er  batte  eu  eines  Mannes  leybe,  and  seyn  tegeUcb  eleyder,  und 
eyn  berpbull,  das  ist  eyn  bette  and  eyn  liussen,  zwei  leytaeben  und  ejn  tiscblaehen, 
twey  becktn  and  eyn  banttveh,  eyn  wenigen  hessel  und  eyn  kesselbacben  and  keasel- 
botti  (ein  spiesi  oder  axt)  oder  ander  wapen,  das  ist  eyn  gemeyne  berwette.  der  omb 
pfleget  zu  Weiebbilde  su  geben» 

10.  S.  9p,  lU.  15.  g.  4.  Sve  so  herrede  forderet,  die  sal  al  ut  von  sverd  balven 
dar  to  geboren  sin. 

11.  S.  $p,  I.  31.  J.  2.  Je  welk  man  von  riddere  art  erfl  —  tWer  wegene,  dat 
er¥e  an  den  evenbärdigen  macb,  8¥e  de  is,  onde  it  berwede  an  den  Besten  STert  maeb. 

Bio  auch  li,  deutacbet  Privatrecht   2.  Aafl.  34 


MO  lach  ▼.    Cip.  1.    D«  Brbieait 

dairn  mit  den  andero.  Das  bsIiM  kam  indetsen  mir  unter  den  bfihen 
waffenfthigen  Stilnden  und  vorzQgKch  bei  dem  stchiMien  fitamnie  Tor.*) 
^ter*  trat  denn  auch  wohl  die  RQcksidit  auf  den  Krieg  zorOck  ond  die 
aöf  minnliehea  Lebeosbedarf  mehr  bervor. 

4.  Den  Gegensatz  bildete  die  Gerade,  als  ein  besonderes  weibUektt 
Vermögen,  das  ebenso  von  Weib  zu  Weib  durch  lauter  tDeibüche  Ter- 
mitthmg  an  die  nächste  Niftel  Überging:  ein  wiederum  in  den  sdchsiscfaeD 
Ländern  vorzaglich  ausgebildetes  Institut  (12.)  Der  Schmuck  des  Wdbes 
war  der  ursprüngliche  Kern  der  Gerade.  (13.)  Nach  und  nach  wuchs 
dieselbe  aber  zu  einer  umfassenden  iJoeibUcßten  Äuistattung  an.  (14.  Die 
bereits  ausgeradeten  Töchter  stehen  aber  in  dem  Anspruch  auf  die  tod 
der  Mutter  hinterlassene  Gerade  hinter  den  unausgeradeten  Töchtern  znrOcL 

Die  Unterscheidung  des  HeergewAles  und  der  Gerade  innerhalb  der 
Verlassenschaft  veranlaszte  indessen  leicht  Streit  zwischen  den  eigenäicheD 
Erben  und  jenen  besondern  Schwertmagen  und  Nifteln,  auch  wohl  zwischeo 
diesen  und  den  Gläubigern.  Das  einfachere  und  allgemeine  Prüicip  des 
Erbes  wurde  daher  frühe  schon  auch  an  Orten,  wo  Heeigewäte  ond  Gerade 
Uebung  gewesen  war,  weiter  ausgedehnt  und  verdrängte  denn  aUmähÜcfa 
beide  Besonderheiten.  (15  — 17.) 

3.    Uebergaog  der  Erbschan. 

1.  Dem  Geiste  des  römischen  Erbrechts,  welches  die  Erbfolge  znnädist 
von  dem  freien  Willen  des  Erbla$$er$  abhängig  machte,  war  es  ganz  gemäss, 
dasz  es  bei  dem  Uebergang  der  Erbschaft  ebenso  auf  den  freien  WUlm 
des  Erben  ankam,  welcher  durch  Wort  oder  That  die  Erbschaft  antrat 
Aber  nicht  minder  stimmt  es  mit  dem  Charakter  des  deutschen  Erbrechts 
ttberein,  wenn  dieses  zunächst  nicht  nach  dem  Willen  des  antretenden 
Erben  fragt,  sondern  die  Erbsehaft  van  Bechies  u>egen  den  Erben  anfeiBen 
läszt:  denn  da  die  ganze  Erbfolge  nach  deutscher  Vorstelhmg  nicht  tod 


13.  S.  sp.  I.  27.  S*  ^*  Jeweils  vif  erft  trier  wegeoe  ir  rade  an  ir  nesten  Dich- 
telen, de  ir  TOD  wiflialven  is  besvas,  ande  dat  erTeao  deo  nesteti,  Itsi  wifodermiO' 

13.  L.  jin^i,  et  /r«ui.  Tit.  7.  £.  3.  Ormutunia  muUebrm  qnod  rh^io  dieoDt 

14.  S,  #/».  I.  22.  g.  3.  Obeo  $•  161.  B.  3. 

15.  iMb,  iL  V.  1340.  Art.  27.  Strßtoed«  ande  rhad^  ne  schal  aaeo  micki  n» 
deriUte  utgeomt»  er  we  nagest  erve  is,  de  nimt  beide  erve  berewede  und  radhe. 

16»  SUdtr.  V.  Jffohmindem  v.  1246  [Gen^hr  S.  206.)  (.  la  NoUa  beredttos, 
qiwd  valgo  niM#  ?el  htreweda  fdicftiar),  dabitor  alicui  vel  infra  fei  eitra  ciTiUtev; 
•ed  tantam  hereditas,  qae  erve  dicitur»  dabilur  proximo  heredi. 

17.  aechlsspriebwort  {huenhart  III.  12.  BiÜehrand  223.)  Gerade  bal  ü^ 
ungerades. 


*)  Spuren  diTOO   finden  ticfa  indessen  aucb  Im  Süden,  i.  B.  noch  im  Wallit.    Hämater  In  ^ 
Zeltscb.  1  D.  a.  XVn.  114. 
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dem  IndiTidualwiNen,  sondern  Tan  der  /e^an  Ordumng  de»  FmmiKin-  und 
Blutiverbandes  bestimmt  wird,  so  versteht  es  sich,  dasz  wie  das  eine 
Fismilienglied  stirbt,  seine  Erben  schon  da  sind.  Hat  doch  das  römische 
Recht  selbst  da,  wo  die  familienrechtKche  Erbbeziehnng  ihm  in  ihrer 
höchsten  Potenz,  in  dem  VerhAltnisz  des  Vaters  zu  seinen  in  der  Gewal 
gebliebenen  Kindern  —  den  sui —  entgegen  trat,  ausnahmsweise  sein  sonstiges 
Princip  verlassen  und  einen  nothwendigen  Erbflbergang  anerkannt 

Der  deutsche  Grundsatz  wird  durch  die  unserm  SprachgefQhl  fremd 
gewordenen  Rechtssprichwörter:  ,^Der  Todte  erbt  den  Lebendigen.'*  „Le 
mart  saisit  le  tif^  ausgedrückt.  (1.  ^  Biüebrand  196.)  Seine  Anwendung 
konnte  um  so  weniger  Bedenken  machen,  als  die  Erben  den  Gläubigern 
des  Erblassers  nur  insoweit  hafteten,  als  sie  in  den  Activen  der  Verlassen* 
Schaft  Deckung  fanden. 

üeberdem  war  der  Erbe  nicht  genöthigt,  die  Erbschaft  zu  Aber- 
nehmen.  (3.)  Er  konnte  sie  auch  ausschlagen,  und  so  auf  sein  natttrUches 
Recht  der  Folge  verzichten. 

2.    Einzelne  Wirkungen  jenes  Grundsatzes  sind: 

a)  Unmittelbar  mit  dem  Tode  des  Erblassers  wird  der  ndchst  berechtigte 
Anverwandte  desselben  zum  Erben,  selbst  wenn  er  von  dem  Todß 
noch  nicht  unterrichtet  gewesen.  Es  bedarf  weder  eines  Erbantritts, 
noch  gibt  es  gewöhnlich  eine  hereditas  jacens. 

b)  Ist  der  nächste  Erbe  nach  dem  Tode  des  Erblassers,  aber  bevor  er 
dessen  Tod  erfahren,  selbst  gestorben,  so  geht  jene  Erbschaft  mit 
seiner  eignen  Verlassenschaft  nun  auf  seine  Erben  Ober.  (Trans- 
mission,) 

c)  Der  Erbe  kann  zwar  die  Erbschaft  ausschlagen,  aber  wenn  er  sie 
nicht  ausgeschlagen,  wird  er  als  Erbe  behandelt  und  musz  den  Erb- 
schaftsgläubigern Rede  stehen.  (3.)  Ifanebe  Particularreohte  führten 
besondere  Deliberationsfristen  ein,  um  die  daherigen  Zweifel  ins 
Klare  zu  bringen. 

d)  Auch  die  juristische  Gewere  ging  auf  den  Erben  über  (4. ,  nicht 
blosz  in  dem  Sinne,  dasz  der  Erbe  den  Besitz  des  Erblassers  fort- 
setzt, sondern  in  dem  weitern  Sinne,  dasz  der  Erbe  selbst  den  auf 
Besitz  des  Erblassers  gegründeten  dingKchen  Rechtsschutz  in  derselben 


1.  Stadtr.  V.  Brüssel  Ari.  267.  Der  Doode  erfl  code  saiseert  den  lebeoden, 
sjnen  naesteo  hoir  ende  erfgcDaem  —  eode  worl  de  Possesale  by  de  doodt  op  den- 
selben  ghecontinwert. 

2.  Dipl.  a.  1322.  [Kraut  §.  J84.  3.)  per  coDsaetudlDem  patriae  DOtpriaoi,  quod 
mortous  saisit  ▼iram. 

3.  Loysel  Inst.  Cout.  II.  5.  g.  2.  II  d'gsi  h^rftler  qui  ne  veut  ^%,  3.  Mais 
qal  prend  des  Bleiis  de  Succession  ]asqae  ä  la  Yaleur  de  cioq  sols,  fait  Act« 
d'H^ritier. 

4.  Sachs,  Lehnr,  6.  %,\,  Die  rader  erfl  uppen  sooe  die  gewere  des  gudes  mit 
•ament  deme  gude. 
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Weiie  galtefid  OMchen  kamit  wie  «•  dam  Erblaoer  snilliide,  ««n 

er  noch  lebte. 
Nor  die  wirUiehm  Erbm  eber,  d.  h.  die  FiiDilieaerbea  halteo  diesei 
Recht,   Dicht  Dritte,   die  in  einem  Testament  berafen  waren;    die  Bfaito- 
erben  aber  der  rerschiedenen  Linien,  je  die  nächsten  vor  den  entfemCera 
▼orans. 

3.  Das  Erbrecht  worde  demgemflsz  genan  nach  dem  Moment  dei 
Todes  des  Erblassers  bemessen,  aber  nicht  sofort  die  Erbschaft  getheilL 
Noch  eine  Weile  nach  dem  Tode,  eine  Monatsfrist  ungefilhr,  bis  zom 
Dreiixi^m,  waltete  gleichsam  das  Andenken  an  und  die  Trauer  om  den 
Verstorbenen  noch  in  dem  Hause»  fär  den  wahrend  dieser  Zeit  Seeleo- 
messen  gelesen  wurden.  (5.)  Vorher  durften  die  Erben  wohl  zur  Sicherang 
ihres  Erbrechts  Vorsorge  treffen,  aber  noch  keine  Gewalt  Oben  Ober  ök 
Erbschaft.  (6.  7.)  Bis  dahin  blieb  die  Wittwe  unbeirrt  in  der  Wirthschaft, 
und  die  Ho&peise  wurde  -erst  nach  Ablauf  dieser  Frist  wie  sie  dann  noch 
▼orhanden  war  unter  sie  und  die  Erben  getheilt  Bis  dahin  wunk 
auch  das  Gesinde  b^alten;  erst  nachher  konnten  die  Gläubiger  Bezahlong 
fordern. 

4.  Als  einfacher  aber  nur  unter  schlichten  Verhältnissen  passender 
Theilungsweg  wird  oft  die  Maxime  empfohlen,  dasz  von  mehreren  Erboi 
der  AeUeste  die  TheUe  mache^  und  je  der  Jüngere  zuerst  einen  Theil 
voähk.  (8.]  Ebenso  wählt  der  Mann,  wenn  die  Frau  theilt  Daneben  spielt 
aber  das  Loo$  auch  eine  Rolle. 

*  Rmamd^  Deber  die  Regel:  Le  mort  saisit  le  vif,  in  der  Zeitachr.  für 
Gesetsg.  und  Rechtswiss.  des  Ausl.  ▼.  MUUfmaMT,  u.  s.  f.  X.IX.  S.  109  ff. 

S.  189. 
If.    Erbrecht  des  Richters     III.    Erbgedinge. 

1.  Auch  der  Ehe  wurden  erbrechtliche  Wirkungen  zu  Gunsten  des 
überlebenden  Ehegatten  zugestanden,  gewöhnlich  zwar  nur  aus  Gtnüitm 
an  der  Erbschaft  oder  einzelnen  Zuwendungen  aus  der  Erbschaft  bestehoid, 
zuweilen  aber  bis  zu  voUem  Erbrechte  gesteigert    Davon  war  schon  oben 


6.  Capit  VI.  196.  Fideles  pro  deAmetls  amicis  et  pareaUbas  comm  MaöU 
et  oblatioDes  XXX.  dies  adimplere  Ciciant. 

6.  S.  sp.  I.  22.  $.1.  Die  erve  mat  woi  Taren  to  der  wedewen  ia  dat  gut  «r 
dcme  drittegesteo.  dorcb  dat  he  beware,  dat  des  icbt  Terloren  werde,  des  an  in  ge- 
drepe.  Mit  sine  rade  sal  ok  die  vrowe  bigraft  aode  drittegesten  dun ;  anders  ne  sal 
be  nene  gewalt  bebben  an  me  gode  bit  an  den  drittegesten. 

7.  Magdeb.  Scböffenurtb.  bei  BObme  ▼!.  p.  125.  Se  mag  nicht  lenger  in  den 
gote  hüben  wenne  bis  das  driaegeste  begangen  wirt  das  ist  binnen  einem  mondeo  ip 
man  wil. 

8.  S,  9p.  IIL  29.  g.  2«  ftvar  so  t?tn«  man  en  er?e  venMO  solcn,  die  eiderc 
sal  delen  unde  die  Jüngere  sal  kiesen.  {Hälehrand  Rechtssprichw.  200.) 
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die  Rede  gewesen  §§.  160.   161,   167.     Aoszerdeoi  gab  es  ein  auizer^ 
ardentliehes  Erbrecht 

a)  des  Berm  an  der  Verhssenschaft  seines  Börigen^  anfangs  «ehr  aus- 
gedehnt (1.),  aUmfthKch  zom  Uoszen  BeUhampt  verengt,  so  dasz  aneii 
die  mifernien  Blut9ver%i>andten  ond  sogar  <!Ue  NaeM>am  den  Herrn 
ausschlössen; 

b)  des  Riehters  mit  hoher  Gerichtsbarkdt,  dann  des  Lande$herm  (3.  3.), 
in  den  Stfldten  des  Käthes,  an  dem  erbhsm  Gute,  ond  an  der  Ver^ 
lassenschaft  der  Fremden  (droit  d^anhinm)» 

Der  Richter  nabm  die  Verlassenschaft,  wenn  keine  erbfähigen  Anver- 
wandten da  waren  oder  wenn  sie  aus  irgend  welchen  Gründen  znrOck- 
gesetzt  Würden,  in  seinen  Gewahrsam:  ond  stellten  sich  nicht  binnen  Jahr 
und  Tag  allftUige  Erben  ein,  die  ihr  besseres  Recht  auf  die  Verlassenschaft 
nachwiesen,  so  verwandelte  sich  des  Richters  Gewere  in  die  rechte  Gewere, 
und  die  Erben  hatten  ihr  Elagerecht  verwirkt.  Erinnerung  verdient  die 
Bestimmung  mancher  Stadtrechte,  dasz  ein  Theil  des  erblosen  Gutes  fOr 
die  Armen  verwendet  werden  soU.  (4.  6.) 

2.  So  fest  das  Erbrecht  im  Qbrigen  geregelt  war,  so  konnte  doeh 
frühe  schon  der  PFUfe  des  ErMasMen  woter  Umstanden  einigen  Einflnsi  auf 
den  Gang  der  Erbfolge  und  auf  den  Inhalt  der  Erbschaft  Oben.  Anfuigs 
freilich  nur  auf  Umwegen.  Von  der  Art  waren  die  Vergabungen  von 
Todes  wegen,  welche  nur  dann  nach  dem  Tode  wirkten,  wenn  schon  bn 
MWMH  Lebzeiten  der  Erblasser  dem  Bedachten  ein  dingliches  Recht  an  dem 
Erbgnte  verschafft  hatte.  Das  konnte  aber  regelmftszig,  wie  Beseler  im 
Einzelnen  nachgewiesen  hat,  nur  durch  die  Auflasemng  und  (gerichtKches) 


1.  Heinriei  Aegis.  sent.  a  1231  (Perii  II.  284.)  si  qaa  ecclesiaram  proprium 
hominem  habueril,  qai  ad  ciTiUlem  aliquam  se  transtalerii  et  sine  berede  decesserit, 
OBuiea  proprieUies  ipaius  ipaa  eeclesia  cnloa  fuiaae  diDoacitur  hereditei  pleno  Jure« 

%  Lex.  Bajao,  XIV.  9.  4.  Qaod  si  maritus  et  mulier  sine  herede  mortui 
taerioi  et  nullua  usqae  ad  septlmiim  gradum  de  propinquis  et  quibasconque  paren- 
Ubai»  JDveDitur,  tuoc  lllaa  res  fiscus  adijuirit. 

3.  S,  tp,  I.  28.  Svat  sosgedanes  dluges  ervelos  Irstlrft,  bervede  oder  erre  oder 
rade,  dat  sal  man  amwerdeo  deme  ri€htere  oder  deme  vronen  boden,  of  he't  eschet, 
na  deme  drittegesten.  Dit  sal  de  ricbter  balden  Jar  uode  dach  unvordan  onde  warden 
of  sik  Jeman  dar  to  tie  mit  rechte.    Sint  kere't  de  ricbtere  in  sinen  nut. 

4.  SUdtr.  y.  Die99€nhofen  v.  1178.  %.%,  {OengUr  8.  80).  Qaod  si  forte  Dullos 
haeredam  legitimus  ea  quae  resernia  (von  Sebaltbeiss  mid  Ratb)  sunt  poposeerit, 
toDC  ana  pars  advocato,  secnnda  ad  mumttonen  villae  pars  vero  terlia  In  usum  pau- 
peram  erofabitur. 

6.  Sutut.  d.  deutscheD  Gäste  so  Orech  v.  1242  %.  11.  [Oenghr  S.  170.)  81 
qais  intestatus  decesserit,  et  oec  uiorem  nee  filios  doc  cognatos  babuerit:  doae 
partes  rerum  suaruro  per  viros  flde  digoos  consilio  civium  ad  boc  deputatos  paupe- 
ribas  et  ecciesiae  civitatis  ejusdem  distribuaotur,  tertia  vero  pars  ad  utilitatem  civi- 
tatis reservetur. 


534  ^^^b  ^-    ^*  ^*    ^^  Erbrecht 

Gsämge  erreicht  werdeo  (6.) :  und  es  koimlen  die  Erben  im  GericbU 
die  gehörige  RQcksicht  auf  sie  miszachtet  worden,  solche  Gediqge  anfechten. 
Immerhin  konnte  man  in  solebo-  Form  nicht  einen  Dritten  zom  Erbm 
tnaehen,  sondern  nur  ihm  Erbgut  zuwenden.  Fahrende  Habe  konnte  auch 
so  ursprünglich  nicht  vergäbet  werden,  denn  auf  sie  &nd  die  Auflassung 
keine  Anwendung.  Wollte  man  derlei  Sachen  einem  Andern  zuwenden, 
so  muszte  man  schon  bei  Lebzeiten  den  Beiitz  daran  übergeben.  (Donner 
et  retenir  ne  va/ut.)  Es  stand  aber  nichts  im  W^e,  dasz  der  natürliche 
Erbe  durch  Gedinge  mit  dem  Erblasser  auf  sein  Erbrecht  verzichte.  ^7.  &) 
Dann  war  um  des  Verzichtes  willen  das  erbrechtliche  Band  abgeschnitten, 
und  es  fiel  jenem  die  Erbschaft  nicht  mehr  um  seiner  Sippschaft  willen  an. 
Diese  Erbverzichte  sind  uralt.  Sie  kamen  hauptsächlich  vor  theils  bei  der 
Ausrichtung  eines  Sohnes,  der  dann  —  zu  Gunsten  der  nicht  ausgerichteten 
Kinder  —  auf  das  elterliche  Erbe  verzichtete,  theils  bei  der  Ausstattung 
der  Tochter.  Die  letztere  Anwendung  wurde  häufiger,  seitdem  im  Übrigen 
das  Erbrecht  der  Töchter  erweitert  ward. 

War  einmal  so  dem  Gedinge —  voraus  dem  gerichtlichen— eine  negative 
Erbwirkung  zugestanden  worden»  so  lag  es  nidit  fernab,  wenn  innere 
Gründe  es  zu  rechtfertigen  schiene»  und  die  natürlichen  Erben  es  nicfat 
hinderten«  dem  gerichtliehen  Gedinge  aiidi  eine  poitittM  Erbwirkung  zo 
verstatten  und  die  alte  Vergabung  zu  einem  positiven  Erbvertrag  zu  polen- 
ziren.  (9.)  Zuerst  fand  wohl  die  neue  Ansicht  Eingang  in  dem  Verhidtiiisz 
der  Ehegatten,  und  es  mischte  sich  so  die  Eluetiftung  als  vertragsmäaage 
Feststelking  des  ehelichen  Güterrechts  unter  Lebenden  mit  dem  Erbvertrag, 
ab  einer  vettragsmiszigen  Eröffining  erbreebtlicher  Ansprüche  zu  Gunsten 
des  überlebenden  Ehegatten.  Das  allmähliche  Uebergleiten  der  alten  strengen 


6.  S.  $p,  II.  30.  Sw  so  fine  erTe  to  seget  nielit  von  sibbe  balven,  denne  tob 
gelotedes  halven,  dat  hebbe  man  von  unreebt;  man  nemoge  gelogen,  dat  dal  gelovede 
vor  gericbte  gesledegel  si. 

7.  Sehw,  9p,  144.  unde  slnl  dS  kint  dia  üz  gestiurei  sini  mit  gcdinge,  dax  si 
sieb  verzigen  hänt  umh  ir  vattr  guoieSf  et  st  varenl  gQol  Oder  ander  guol :  SO  hAot 
ai  nihl  rebles  daran,  wan  das  er  in  gerne  giu 

8.  S.  tp,  I.  13.  %,  %.  Hadden  aver  se  (die  abgesonderten  Rinder)  ir  ervedelunge 
verlofl,  der  sulen  se  umberen.  se  ne  untaegen'l  uppen  bilgen.  Verloflcn  sei  arer 
vor  gericbte,  so  roul  meo's  se  bat  vertagen,  den  se's  unscüldtch  muten  werden. 

*  « 

9.  «SMio.  •p.  2^  Ist  danne  das  ein  man  sinem  frionde  guot  schafen  mW  nich  sinem 
I6de  wii  er  es  NB  sieber  raacben»  er  s^  mi  #cAr(^^  darüber  ^e^Ji,  als  ernäcb  von  lip^ 
gf dinge  ges€brit>en  stdi;  oder  er  sei  TÜr  stnen  rikUr  varen  oder  vfir  sinen  herrem 
unde  so!  den  ze  gezioge  dar  über  nemen  unde  ander  Hute  diu  da  bl  sinu  Wil  er  imz 
Aber  gar  staete  machen,  sd  tete  im  einen  zint  äaräz.  Mi  aber  er  erhen^  die  ver^ 
epreehenz.  ob  si  wellen  oder  sl  mugen  s!cb  versümen.  unde  ist  daz  den  man  ndt 
an  g£t  der  dem  friunde  guot  also  glt,  der  sol  sin  guot  an  grtfen  unde  sol  stn  ebafl 
ndt  da  mit  stuphen  unde  verzicben. 


8. 190.   Letit«  WiUt«  S«9lgefitbiB  and  G«Nk«Ae  (Gcmiclide.)         ^6 

^knsicbi  von  der  Vergebung  zo  Uo^cem  Ga^unge  und  gar  zu  einseftigein 
deschüfte  Ut  im  Schwabenspiegel  deadich  ni  erkennen« 

*  Btidir,  Die  Lehre  Ton  den  Erb?ertr%en  Tb.  I.     (Die  yergabongen 
fe»  Todeswegtiu)    Göttingen  1835. 

§•  190. 

IV.    Letsier  Wille.    Seelgerithe  and  Gescbifle  (Geraächde.) 

1.  Nur  sehr  allmählich  und  in  sehr  beschrankten  Kreisen  der  Anwendung 
kamen  in  Deutschland  auch  einseitige  letzte  WtUeneverordnungen  auf.  Man 
darf  sich  durch  den  lateinischen  Sprachgebrauch  des  Hittelalters,  der  mit 
den  Ausdrucken  teetari  und  teslamentum  ganz  andere  Vorstellungen  ver- 
bindet, als  die  alten  Römer,  nicht  beirren  lassen.  Gerade  der  wesentliche 
Inhalt  des  römischen  Testaments,  die  Erbeinsetzung,  war  der  deutschen 
Willensverordnung  fremd,  denn  »Gott^  nicht  der  Mensch  macht  die  Erben.€ 
(§.  186.  B.  2.)  Die  Kirche  begOnsUgte  aber  theüweise  letztißHlige  Fer- 
fügungen  über  die  Yerlassenschaft  (1.),  zunfichst  mit  groszem  Erfolge  die 
sogenannten  Seelgeräthe  f Gottesgaben J.  Ursprünglich  bedeutet  Seelgeräthe 
(nach  SchmMer  s^lgerAt),  was  der  Erblasser,  um  seine  Seele  wohl  zu 
berathen  —  z.  B.  zur  Stiftung  von  Jahreszeiten  oder  als  Almosen  fQr  die 
Armen  —  an  die  Kirche  vermacht  hat,  dann  aber  auch  andere  letztwillige 
Verfügungen  aus  PietAtsgrflnden.  (2.)  Grundstücke  konnten  freilich  nur 
durch  Auflassung  unter  Lebenden  zu  diesem  Behuf  vergäbet  werden;  aber 
über  fahrende  Habe  konnte  der  Erblasser  durch  einfache  Willenserklärung 
vor  ein  paar  Zeugen  zu  Seelgerathen  verfügen,  eher  freilich  wenn  er  noch 
bei  vollen  Leibeskräften  war,  als  wenn  er  schon  auf  dem  Siechbette  lag^ 
und  immerhin  nur  in  bescheidenem  Masze.  Dann  aber  schützte  die  Kirche 

I 

sdne  Verordnung  und  insoweit  fanden  die  Erben  auch  bei  den  welUiebea 
Gerichten  kein  Gehör,  wenn  me  dieselbe  anfochten.  Dergleichen  Seelgerftthe 
kamen  im  Mittdalter  wenigstens  in  Süddeutschland  so  allgemein  in  üebung, 
dasz  spater,  wenn  der  Erblasser  ohne  Frau  und  Kinder  zu  hinterlassen 
verstoii)en  war,  schon  van  Rechts  wegen  —  auch  ohne  ausdrückliche  Ver- 
ordnung —  ein  Theil  der  fahrenden  Habe  als  Seelgeräthe  amigesohiedeii 
und  verwendet  wurde.  (2,  3.) 


I.e.  11.  X.  de  tettameniis  tt  uU,  voltaU,  (jiUxanier  II L)  Retatum  eBt,  quod 
cum  ad  vestrum  examen  8u|>er  relictjs  Ecclesiae  causa  dedacUurt  vos  oisi  Septem  vel 
quinque  idonei  testes  intervenerint.  inde  postponitls  Judicare.  Mandamus  quateno^ 
cum  aliqua  causa  ad  vestrum  fuerit  examen  deducta,  eam  noo  secundani  lieges»  sed 
secundum  decretorum  statuta  tractetis,  tribus  aui  diiobos  legitimis  iestibos  .requisitia^ 

%  Schw.  sp.  145.  Unde  stirbel  ein  man  der  weder  wip  noch  Uni  hit  HDda  lAt 
•r  uurtntU  gnot  unde  büt  äd  mil  mihi  ^tmhmfoi  daz^rbeni  die  nisten  erben  '-<:.  nnde 
le  der  eile  ir  teil,  —  unde  bit  er  einen  berren  des  er  eigen  lau  uade  verrert  er  Ina 
geeebefede:  sSn  Yikrende  guot  ist  des  berren  unde  aol  der  aaie  dai  vierde  teil  faben« 
-p>Weme  der  s^le  teil  werden  sol,  des  des  mensebe  eeUie  vXk'*  enecbafei?  Dem  pbairer 
daz  eine  teil,  dai  ander  armen  liuten,  das  drille  armen  liatea  über  mer  le  ffieren. . 
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S.  Da«  SiMigeittlie  wvtde  sptter  su  dem  ftogemauiteii  Ge$tkäfie  oder 
Gemächde  erweitert.  Dieses  merkwOrdige  InstHiit,  weiches  von  den  Neuem 
bisher  nicht  oaeh  Verdienen  beachtet  uod  gewürdigt  werden  ist,  bat  sich 
während  des  Mittelalters  weit  umher,  wo  römischer  Einfloss  mit  gemn- 
nischen  Erbansichten  sich  mischte,  über  Frankreich,  Deotschland,  England 
▼erbreitet  Auch  seitdem  die  Erinnerung  an  die  Testirfreiheit  der  Römer 
wieder  wach  gewiNrden,  und  den  GeistUchen  von  den  Kaisem  aas  dem 
Hause  Hohenstaufen  das  Recht  gewährleistet  worden,  Testamente  zu  machen, 
widerstrebte  doch  die  festgewurzelte  Grundanschauung  der  Völker,  das 
alles  Erbrecht  voraus  auf  dem  natürlichen  Blutsverband  beruhe,  der  Ein- 
führung römisch -rechtlicher  Testamente.  (4—6.)  Nur  insofern  wurde  die 
alte  Strenge  gemildert,  als  man  nun  einseitige  Utztwittige  Verfügungem  Ober 
einzelne  Theäe  der  Terlaesensehaft,  zunächst  der  fahrenden  Habe  zoliesz, 
ohne  dasz  es  einer  Uebertragung  des  Rechtes  daran  bei  Lebzeiten  bedurfte, 
wenn  diese  Verfügungen  in  der  rechten  Form  erlassen  worden.  Das 
Geschäfte  ist  daher  ein  anderes  Institut  als  das  alte  Testament,  wenn  es 
gleich  diesen  Namen  erhalten  hat  und  unter  der  Einwirkung  der  Testa- 
mentslehre erwachsen  ist 

Das  neuere  Institut  unterscheidet  sich  von  dem  römischen  Testament: 

a)  in  dem  VerftäUmez  zu  der  geeeiiüichen  Erbfolge, 

b)  in  der  Form, 
e)  in  dem  InhaU. 


3.  Haodf.  V.  Preyhurg  im  CechU.  ▼,  1349  S-  31.  (^lyv»  11.  99.)  qaicqoid 
(burgensisj  pro  salule  aniroe  sae  coram  duobus  h^oestis  Tiris  in  elemosiDa  aasigna- 
verit,  dam  ire  tt  equitare  polest. '  libere  et  sine  contradictione  facere  potest»  et 
kerades  illad  mldere  teneiHar;  «t  si  fii  inflimitate  eeelderit  et  recordatas  fnerii,  qnod 
parum  ^D  atemosiM  dedarit  aat  aflaitnafMlt,  liliere  ei  slae  (Mmtradieitone  usque  ad 
sexaginU  solidos  in  «leniQsiqa  dare  potest»  ei  mulier  eontradicenlt  marito  et  lifaeris 
suis,  si  volaerit  dare  Testiinenta  saa  in  elemosina,  libere  facere  poteat. 

4.  Sladtr.  v.  Landthut  t.  1279.  (Offenbar  von  einem  römisch  gebildeten  JnriateD 
fedigirt.)  g.  22.  Item  caro  nihil  ita  hominibus  debeatar,  quam  ut  suprenias  eorum 
fAlonutis  über  ^It  stilua,  tesUmentä  sea  uUlmas  rolunutes  (in  dem  Btadtrecbt  f. 
1341  mit  »Geschärt«  äberseixt)  quoad  faetionem  deeernimos  habere  vfgorem,  et  le- 
candum  loci  consaetadinem  probaUones  posse  fieri  super  illis,  etiam  si  sine  liberii 
füerit  ci?i8  talia. 

5.  gtadtr.  V.  Land^hut  v,  1423.  fi.  If.  Item  auch  ist  zu  merliben,  dasz  weder 
nann  noch  Frau»  noch  Niemant  den  Andren  an  dem  Todt-Peth  nicht  enerben  sol 
Doeh  mag  weder  mit  Gesehlft  noch  khainen  andern  Sachen,  er  hab  ihn  dann  dessel- 
ben Guets  vor  mit  gesundten  leib  in  rechte  Ifnz  und  Gwer  gesetzt,  dann  dasz  er  es 
dennoch  sein  Lebtag  inne  haben,  nützen  nieszen  mag. 

6.  gtadtr.  V.  B9m  v.  I2lg.  43.  Qoamdiu  paler  vizerit  et  sahos  fuerit  et  inco- 
himis,  oroafa  bona  qve  habet  in  allodiis  ftodis  et  alHa  rebus  potest  dare  vendere  et 
aipendere,  quomotfecimqae  et  euieonqiM  volaerit,  et  pueris  inTltts  et  axore  notente, 
sed  wulier  hoe  facere  oon  potctt.  €om  aatem  lectum  egritadinis  tnciderlt,  nihil 
potest  dare  peo  anima  saa  vel  parentitas  et  nulU  onmino  de  omnfbas  bonis  sais, 
sioe  volontate  uiorls  aial  taaton  Y  solides. 


g.  100.  Lettter  Wille.  Seelgerlthe  und  Gesebifte  (Gemiehde.)  (^87 

i  den  Rdmern  stand  die  Erbfolge  om  dem  Testament  in  erster  Linie; 
mir  wenn  kein  Testament  da  war,  kam  es  in  zweiter  Linie  znr  huestat- 
erbfoige:  und  die  eine  schlosz,  wie  das  sichon  die  Sprache  zeigt,  die  andere 
ans.  Die  Deatschen  dagegen  dachten  znnSchst  immer  an  die  naiürüehe 
Erbfolge  der  Familie^  und  auch  wer  ein  Geschäfte  machte,  setzte  dieee  als 
die  besuhende  Regel  yoraos,  die  er  nur  in  einzefaien  Wirkungen  zu  modh- 
ficiret^  vorhatte.  Das  Gescbifie  verhielt  sich  daher  zu  jener  wie  ein 
medifidrender  Zmeutz,  hOcbslens  wie  eine  besctvlnkte  ÄueMthme* 

Die  Form  des  Creschtftes  war  gewöhnlich  eine  Erklärung  in  den 
Studien  vor  dem  Raihe,  auf  dem  Lande  vor  dem  Vogtgericht  oder  deni 
Gnmdherm,  (7—9.)  Die  Behörden  verhielten  sich  dabei  nicht  blosz 
receptiv.  Schien  ihnen  das  Geschäfte  die  PietIktsrOcksichten  auf  die  Familie 
zu  verletzen,  so  verweigerten  sie  ihre  Genehmigung:  und  es  konnten  foei 
der  ErUftmng  schon  des  Geschäfts  die  Erben  Einsprache  machen,  aber 
auch  nach  dem  Tode  des  Erblassers,  wenn  sie  sich  nicht  zuvor  ver- 
schwiegen  hatten.  (8.)  Ohne  auf  einen  bestimmten  Pflichttheil  zu  sehen, 
entschied  dann  das  Gericht  nach  freier  Würdigung  der  persönlichen  und 
sächlichen  Verhältnisse  über  die  Gültigkeit  des  Geschäfts. 

Dem  Inhedte  des  Geschäftes  war  die  Erbeineetxung  nicht  nur  nicht 
wesentlich  wie  dem  Inhalte  des  Testaments.  Sie  war  im  Sinn  des  älteren 
Rechts  Oberall  nicht  (10.),  oder  nur  dann  zulässig,  wenn  keine  Erben 
da  waren.  Der  gewöhnliche  Inhalt  bestand  aus  Vermäehtmeeen,  und  zwar 
itaeistens  auf  die  fahrende  Habe  beschränkt  (9.  11.):    wer  ein  Geschäfte 


7.  3,  9p,  I.  02.  %  3.  Alle  varendd  bäte  fift  de  man  ane  arvea  gelof  in  «lleii 
audea  —  al  de  wtle  be  sik  so  vermach,  dat  he  begort  mit  eme  sverde  onde  mit  eme 
acilde  up  en  ors  komen  maeb.  —  8?eane  be  dtsses  nicht  dan  ne  meeb,  so  ne  mach 
be  geren  noch  laten  noch  lien,  dax  be't  Jeneme  mede  geverne»  de  is  na  sineme  dode 
wardende  is. 

8«  Laadr.  v»  9ehmy%  y.  1087.  {Biumtr  R.  G.  d.  sebfi«li.  Demokr.  I.  SM.) 
Wenn  yeman  in  «nserm  Landt  etiran  dm  so  gools  gont  —  fnd  gen  wll,  vnd  gidt 
Im  das  Ton  fryer  bandt  hinweg  vnd  entzieht  sich  des  Jar  vnd  Tag,  so  soll  es  krafi 
haben.  -^  Ob  aber  yeman  dem  andern  Ethwas  von  dem  sinen  Anders,  dann  der 
Recht  nktfirliche  Erbfall  zulaszt,  machen  wellt,  das  einem  Erst  nach  tim  iodt  werden 
aOllt,  vnd  macht  Im  das  mit  gnnst,  wüssen  vnd  willen  siner  Erben,  die  er  dennze- 
mal  batt,  das  aoll  dann  an  vnser  gemainen  Lanndtlät  gebracht  werden.  Ob  die  aem- 
Ucb  gemicht  Nachlassen  und  bestatten.  Ynd  wo  hinfiir  semliehe  gemüchty  —  nit 
bestitt  werden.  So  soad  sy  vnkreffUg  sin  vnd  nut  gelten. 

9.  Offb.  V.  Laufen  {Blani»ehli  Z.  R.  G.  I.  302.)  Honiörig  Ifit  mngent  oach  ir 
vartnd  g-uoi  vor  ains  herns  Stab  vnd  vor  ainem  bueber  vnd  einem  Schuoposser  ver- 
machen wem  eie  teenä,  alle  die  wlle  als  si  Sn  faeren  vsser  irem  hos  an  offen  strasz 
gan  mugend;  aber  dai  llgeod  goot  sol  ir  deheiner  den  rechten  erben  endfirömbden. 

10.  Layeel  Inst.  Coot,  II.  4,  5.  Institution  d*Heritier  n'a  point  de  lieo. 

11.  Loyeel  Inst.  Cent.  II.  4.  5.  L'on  ne  fiit  pas  Heritier  par  Testament  qui 
qa'OD  veat  de  ses  Propres  mals  bfen  de  ses  Meubles  et  Acqaests. 
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machen  wollte,  muszte  sogar  anfangs  noch  seiner  voUen  Leibeskriite 
mächtig  sein;  erst  spater,  ab  man  schon  mit  dem  Gedanken  dner  rann 
Verfügung  von  Todes  wegen  sich  besser  vertraut  gemacht  {%  1.)«  lies 
man  das  Geschäfte  auch  auf  dem  Todtbette  und  vor  Zeugen  zu.  (13.  14) 

3.  Eher  und  früher  als  eine  £rbeinsetzung  durch  letzten  Willen  wurde 
die  Enterbung  eines  natürlichen  Erben  gestattet,  freilich  nur  aiB  gewich- 
tigen Ursachen  und  wieder  nur  mit  BerOcksichtigung  der  natOrlidieD 
Ansprüche  der  übrigen  Familie.  Die  Aufeahlung  der  EnterbungsgrOnde 
in  der  Novelle  115  Justinians  scheint  übrigens  im  Hittelalter  einen  gOnstigeD 
Eindruck  gemacht  zu  haben.  Wir  finden  dieselbe  daher  in  zwei  Reehts- 
bücher  angenommen,  die  von  einander  ganz  unabhängig  redigirt  w(Htia 
sind,  und  im  übrigen  sich  gar  nicht  an  das  Justinianische  Erbrecht  halfas. 
nttmlich  in  die  Auiien  von  Jeru$aUm  (Baue  Court  234  und  235)  und  ia 
den  Schwabenipiegd  (16.},  in  beide  denn  auch  in  freier  Uebertragung,  ud 
ohne  ängstiiche  Beschränktheit  Der  Gedanke  wirkte  fort  dasz  die  hin- 
erbung  oder,  was  noch  natürlicher  schien,  die  Verwirkung  des  Erbrecbb 
auch  ohne  Erkldrung  des  Erblassers  aus  schweren  Verletzungea  der  Ketlt 
oder  andern  wichtigen  Ursachen  zu  rechtfertigen  seL  (15.  16») 

«  ßlumgchU,  Zürcher  RechUg.  I.  S.  809  ff.  S.  480  fil  lt.  S.  306  ff. 
BlwMT,  schweif.  Demokr.  1.  S.  524  ff.  11.  2.  S,  $30  ff. 


12.  Münchner  Sudtr.  ArU  208.  Todscheft  omg  man  erzeageo  mit  zwaiii  oder 
mit  ainein,  die  daz  wan  wiuen  und  dabey  gewesen  seiod.  da  totschaft  gescheben  iit. 

13.  Priv.  E.  Wenzels  f.  Oo9lar  v.  1390.  [Kraut  £.  185.  61.)  Ouch  mach  iglick 
burger  und  burgeryoae  testament  setzen  by  gesuDdem  Übe  oder  in  sucbibetteo  voo 
synem  ghate»  so  deme  rathe  gotlkh  und  redelich  duoke.  DD4le  wie  se  das  zu  satzea, 
also  sol  datz  kraflTt  baben,  uff  dals  gote  Jo  sein  teil  werde. 

14.  Gotiar  Stat.  Zus.  (OöwcAen  S.  9.  Z.  14.)  Eyn  mach  fan  sineme  gewuonco 
gude  testament  setieo»  be  sy  gesund  eder  in  sukebedden  nnde  dat  testamenl  scbol- 
deme  bringen  vor  den  rad.  Wat  de  des  ofer  gb«ren»  dsl  scbsl  also  gan;  wii» 
o?er  des  nicht  over  en  geren,  dat  ervet  gelik  also  ander  got»  dar  oeyn  lesument  foi 
gesät  he  is. 

15.  Schio,  9p,  16.  £z  mac  ein  kint  vater  unde  rouoter  erbe  verwurken  mU 
vierz6n  dingen. 

16.  Erbr.  ▼.  ffeiniitgen  v.  1637,  Art.  8.'  {ßlunttthUt.  R.  II.  324.)  Zum  iDdffV 
soll  und  mag  Keiner  —  weder  wybs  noch  Mans  Persohnen  syne  rSehten  natorlidia 
erben  ohne  rficbimSszig  vnd  hochwicbiig  Ursachen  nit  enterben. 
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Zweites  Capitel. 

Geselfliches  Erbrecht  der  neueni  Zeit    Familienerbfolge. 

§.191. 
I.    ErbfMifgkeit. 

1.  Der  Einflusz'  des  römischen  Rechts  hat  zwar  mancherlei  und 
wichtige  Veränderungen  in  dem  hergebrachten  Erbrecht  veranlaszt;  aber 
auch  hier  nicht  in  dem  Grade,  wie  die  gelehrte  Jurisprudenz  sich  zuweilen 
überredet  hat.  Der  germanische  Grundgedanke,  dasz  aüe$  Erbrecht  zunfichst 
und  wesentlich  auf  der  bestehenden  FamiÜien-  und  Blutsgemeinichaft  beruhe, 
und  dasz  demnach  die  FamiUenerbfolge  die  erste  und  eigentliche  Regel- 
erbfolge sei,  ist  noch  lebendig  in  ganz  Deutschland,  wie  er  denn  auch 
sich  an  die  natürliche  Fortpflanzung  des  Familienlebens  und  der  Familien« 
gemeinschall  genau  anschlieszt  Die  Bezeichnung  derselben  als  der  Intestat- 
erbfolge, von  dem  Standpunkt  der  Römer  richtig,  ist  daher  für  unser 
neueres  Recht  entschieden  unpassend. 

2.  üeber  das  Erbrecht  der  unehelichen  Kinder  dauert  der  durch  die 
Bekanntschaft  mit  dem  römischen  Rechte  genfthrte  Widerstreit  der  Meinungen 
und  der  Rechte  noch  fort.  (1.  2.)  Was  die  römischen  Kaiser  zu  Gunsten 
der  Concubinenkinder  verordnet  hatten,  vnirde  dann  von  den  neueren 
Rechtsgelehrten  geflegentlich  auf  die  unehelichen  Finder  überhaupt  ausge- 
dehnt. Ferner  hat  die  Gleichstellung  im  Erbrecht,  welche  das  römische 
Recht  den  unehelichen  Kindern  mit  den  ehelichen  im  Verhältnisz  zur 
Mutter  und  den  mütterlichen  Verwandten  gewährt  hat,  bei  den  Neuern 
insofern  Billigung  gefunden,  als  sie  dieselbe  gegenüber  der  Mutter  (2.  3.)« 
nicht  aber  ebenso   allgemein   im   Verhfiltnisz   zu   den   mütterlichen  Ver- 


i.    LU6,  R.  n.  S.  9.    Ünebefidie  Kinder  sehlnen  kein  Erbe. 

2.  Ba^r,  Landr.  III.  12.  g*  3.  Nr.  11.  Uneheliche  Kinder,  welche  entweder 
gar  nicht  oder  nur  per  rescriptam  legiiimirt  seynd.  succediren  —  erstens  in  dem 
yäiierlichen  Vermögen  nur  so  Yiel  den  blatten  C/nterhalt  betrifft,  es  seye  dann  kein 
«nderer  Befreunder  mehr  vorbanden.  Von  AhnherrlicberVerlASsensrhalt  VäUerllcherSeils 
ssiiui  sie  zweitens  gar  quoad  Alhneota  ansgeseblossen,  —  hingegen  erben  sie  drittent 
die  MtUer  — -  wie  auch  vieripos  den  MiUUrUthtm  Aknhvrm*  —  Annebens  soll 
man  fünftens  bey  der  Mutter  und  Blutterlicben  Abn-Fran  dabin  sehen,  ob  sonst  Dodi 
eine  «heliehe  Deecendem  von  ihnen  vorbanden  seye,  dann  wo  dieses  Ist,  da  succedi- 
ren die  Uneheliche  auch  hierin  nur  quoad  Alimente. 

S.  OitUrr,  G.  g.  704  In  Rücksicht  auf  die  Mutter  haben  uneheliche  Kinder 
bey  der  gesetzlichen  Erbfolge  in  das  frey  vererbliche  Vermögen  gleiche  Rechte  mit 
den  ehelichen.  Zu  dem  Nachlasse  des  Vaters  und  der  väterlichen  Verwandten,  dann 
der  Aeltem,  GroszSItem  und  übrigen  Veywandten  der  M«tler  gebührt  den  uaebeli* 
eben  Rindern  keine  geseutiehe  ErbfMge. 
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wandten  einzoflQhren  suchten.  (4.)  Aber  neben  diesen  römischen  Bd- 
wirknngen,  die  dnrch  die  leichtfertigen  Ansichten  von  der  Ehe,  wie  sie  im 
XVIII.  Jahrhunderte  durch  die  Literatur  verbreitet  wurden,  ünterstotzimg 
fanden,  hat  sich  doch  der  strengere  Grundsatz  des  deutschen  Rechts  bis 
auf  unsere  Zeit  manchenorts  forterhalten.  (5.)  Auch  im  Königreidi 
Hannover  ist  die  constante  Praxis  des  höchsten  Landesgerichts  gegeo 
die  Annahme  eines  Erbrechts  der  unehelichen  Kinder  in  Bezug  aof 
den  Nachlasz  des  Vaters.  Der  Natur  unseres  auf  die  Familie  basirteo 
Erbrechts,  welche  wiederum  auf  der  Ehe  beruht,  und  dem  strengen  noch 
in  der  heutigen  Sprache  t)ewahrten  RechtsgefOhl,  entspricht  der  deutsche 
Grundsatz,  dasz  die  unehelichen  Kinder  kein  eigentliches  Erbreehi  haben, 
aber  hinwieder  rechtfertigt  es  der  Cognationszueammenhaug  und  die  Ver- 
pflichtung zur  Älimeniatian,  dasz  ihnen  beschränkte  AnsprQche  der  Art 
auch  auf  die  Verlassenschaft  ihrer  Eltern  gesichert  werden.  Indessen  bat 
nun  doch  die  mildere  Ansicht,  welche  im  Verhältnisz  zur  Mutter  und  der 
mütterlichen  Erbschaft  den  natürlichen  Bluts-  und  Pietätsverband,  daher  aoch 
ein  natürliches  Erbrecht  entschiedener  hervorhebt,  ebenfalls  in  Deustchland 
feste  Wurzeln  geschlagen  und  die  Fortbildung  des  Rechts  wird  schwerlich 
der  älteren  strengeren  Meinung,  sondern  eher  dieser  milderen  folgen.  Die 
Annahme  des  römischen  Rechts  in  diesen  Dingen  musz  übrigens  nacl^ 
wiesen,  sie  darf  nicht  vermuthet  werden*  Das  steht  fest>  dasz  soweit  die 
eigenthümlich- deutsche  Familienerbfolge  in  Stamm-,  Lehen-,  Stiftung^üter 
und  selbst  in  Bauergüter  reicht,  die  unehelichen  Kinder  nicht  erben. 

3.  Für  die  sogenannten  ßrautkinder  (§.  147.  2.)  ist  die  mildere 
Ansicht,  dasz  sie  den  ehelichen  Kindern  erbrechtlich  gleich  zu  stellen  seien, 
in  Anlehnung  an  das  alte  germanische  und  kanonische  Recht,  welches  in 
der  Vollziehung  des  Beischlafs  unter  Verlobten  die  Vollziehung  der  Ehe 
zu  sehen  geneigt  war,  und  in  Anbetracht  des  Familienbandes,  das  die 
Verlobten  umschlieszt,  in  der  Praxis  vielftltig  verbreitet  worden  (6.),  vai 
Ausschlieszung  jedoch  wieder  der  nach  strengeren  Grundsätzen  zu  beor- 
theilenden  Folge  in  Stamm-  und  StiftungsgOter. 

4.  Das  ältere  Recht  hatte  miszgestaltete  Personen  wie  insbesondere 
Zwitter,   Zwerge^   Krüppel  und  Aussätzige   für  4es  Erbrechtes  auch  zn 


4.  Zttrüher  Ges.  §.  1989.  Uneheliehe  tLiader  haben  ia  der  Verlaasanscbaft  {bnr 
Multer  and  der  mdUerlichen  Verw«ndleD  das  gMeke  Brtirecbt  wie  eheliche  Kiader. 
•ie  haben  Jedoch  in  der  Erbschaft  ihrer  Mutter  lieiDcn  Voraus  and  kein  Yonugs- 
Mchl  und  in  der  Veriasaeaschart  der  übrigen  Verwandten  leinen  POichlUieil. 

ft.  €ode  civii,  (.  756.  Les  enf^nts  natoreis  ne  ton  point  heritiertf  la  loi  W 
Icur  accorde  de  droits  sur  les  biens  de  leur  p^re  et  mktt  decedto,  que  torsqu'ite  oiil 
M6  kgalesient  recospus*  Elle  ae  leur  ace orde  aacua  droit  sur  les  biena  des  pircos 
de  lews  p^r«  et  ni^re. 

6.  Zär€kerG,  %,dO%.  Bit  Brautkinder  geniesieo.  abgesehen  von  demYerUI^ 
Bisse  der  vSterUehea  Vwmtndechart»  di»  Rechte  ehelicher  Kinder  und  siad  ao«b  in 
erbrecbtlMer  Beziehung  diesen  gleich  zu  bebaadola.    {Semftig  Areht  VUL  tf *  M)* 
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Laadreehl  (weoigsteiis  in  dM  iMgende  G«t)  iuifil}iig  erklArt*)  (7.^  Das 
neuere  Recht  bat  diese  BesohrflDkaogeiD  aufgekobm,  und  lAszt  das  Erbrechl 
sot  soweit  es  Qberhaapt  die  Persönlichkeit  schätzt,  selbst  in  den  Sretmm 
(Troddelin.) 

*    Gm,  AusfDhr.  Aber  die  Verb,  der  ausierehel.  Rinder.  I.  S.  372  fF. 
Wüda,  D.  Z.  IV.  269  ff.  XV.  S.  27a 

§•  192. 

n.    Die  Erben  im  engem  Sinn.    (Die  Nachkommen.) 

1.  Allmählich  hat  auch  in  Deutschland  der  römische  Grundsatz  der 
Gleichstellung  der  Söhne  und  der  Töchter  grosze  Verbreitung  gewonnen  (1 — 3.); 
zuerst  in  den  Städten  und  unter  dem  Bürgerstand,  wo  die  fahrende  Habe 
an  Bedeutung  stieg,  weniger  auf  dem  Lande  unter  dem  Grundadel  und 
den  Bauern,  welche  die  Ueberiieferung  der  alten  Sitte  und  des  Familien- 
charakters treuer  bewahrten  und  zuweilen  auf  Umwegen  den  hergebrachten 
Varmig  der  Söhne  besonders  In  der  Bitfelge  in  die  Gr^mdeükke  (4.)  zu 
retten  sidi  bemühten.  Jenem  Grundsatz  war  auszer  der  Autorität  der 
Gesetsgebnng  JasUnians  sowohl  der  Einflusz  der  Ktrclie  günstig,  als  die 
Philoaophie,  welche  überhaupt  die  Gleichheit  anter  den  Menschen  und  hier 
iasbesoiidere  die  gleiche  Abstammm^  der  Söhne  und  der  Töchter  von  den 
Eltern  betonte:  «nd  es  Iftszt  sich  nicht  bestreuen,  dasz  das  Altere  deutsche 
Recht  die  naiürHche  Gkkhheü  der  beiderlei  Kinder  ru  wenig  beachtet 
hafte.    Aber  nd>en  ihr  gibt  es  auch  eine  naiürUehe  Vereehiedenheit  der- 


7.  S.  4p,  I.  4.  Uppe  altviie  unde  oppe  dverge  ne  irsstirft  weder  leD  noch  erve, 
■ech  uppe  kropelkini.  —    De  meselseke  man  oe  untveit  weder  leo  noch  erve. 

1.  Glo*se  I.  S.  #/i.  I.  17.  Die  Tochter  nympt  zu  unserer  Zeit  zugleich  Erbe  mit 
dem  Sohoe. 

%    Ootlar  St.  g.  2.  Z.  2.    Söne  unde  Döehtere  sint  like  na  erve  lo  uemende. 

3.  Codit  €ie,  $.  745.  Les  enfmts  ou  leara  descendants  suceMent  k  lenrs  p^re 
et  mM«,  aTeuts  aTeules,  <ni  autres  aseeodanCs,  sans  distioctio«  de  acxe  ni  de  prlmo* 
gMture  et  eneore  quils  soieot  issua  de  dilT^ena  mariages.  l\s  sucoMent  par 
^ales  ^moDs  et  par  t4te,  qmiid  ils  sont  tiras  au  premler  degr^  et  appel6s  de  lear 
ehef :  ils  snccMent  par  souche.  lorsqu'ils  TieDnent  tous  on  en  partie  par  reprteeD- 
ution. 

4.  Orümn^er  Amtsr.  v.  1668.  Art.  71.  ^  Wie  dann  die  Scbaunog  (der  iiegen- 
den  Güter  und  der  fabreDdeu  Habe) '  Tssfah,  darby  soH  es  bewenden,  vnd  wann  also 
Brüdern  die  Ugende  Güter  mit  den  8ehw0sieren  theilen  wollend,  so  soll  es  beschehen 
ynd  namentllcb  eib  Bruder  tween  theä.  Ein  Schwof i»r  aber  ein  iheii  nemmen; 
were  aber  sach,  dasz  die  Bruderen  die  guter  haben  woltend,  so  sollend  ihnen  die 
Schwösteren  lassen,  und  die  Bruderen  darumb  betahlen  nach  der  Ysstübrung. 


*\  Eine  nerkwardiie  PiraUele  m%  uoieni  iMeim  Beehl  ftndtt  sieh  in  Mm«'«  GtMtt  IX  SOI, 
aoS,  und  yi9M»«%«  IL  MD. 
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sdben«  die  hinwieder  im  römischen  Recht  nicht  berflcksiditigt  wird.  Der 
Sohn  ist  bestimmt,  ein  FamiUmih&uft,  die  Tochter  doch  nnr  ein  Famäkn- 
glied  zo  werden:  und  es  ist  daher  nicht  nnnatOrlidi,  wenn  das  Erbrecht 
dafttr  besorgt  ist,  dasz  dem  Sohne  die  Begründung  und  Fortsetzong  eiaer 
$eib$tändigem  OekamomWr  weiche  grCszere  Krftfte  erfordert,  ab  die  Tbeü- 
nahme  an  der  Wirthschaft  eines  Andern,  ermöglicht  werde.  Der  S^ 
auch,  nicht  die  Tochter  utzt  die  Familie  im  engem  Stnne,  das  Gtsddtfk 
fori.  Sein  Vorzug  in  den  Stamm-,  Lehen-,  Stiftungsgülem,  aber  auch  in 
den  Bauemgiitem^  für  welche  er  allerdings  weniger  allgemein  mehr  besteht, 
hat  daher  guten  Grand.  In  der  ^maoAnlen  Erbfolge  dagegen  hat  die  neuere 
Rechtsentwicklung  —  wie  mir  scheint  zu  sehr  — '•  nach  dem  Vorbild  des 
römischen  Rechts  diese  Unterschiede  vernachlässigt:  und  nur  wenige  Landes- 
rechte berücksichtigen  sie  noch.  (5.)  *) 

2.  In  der  Erbfolge  der  Nachkommen  ist  nunmehr  das  gerechte  Princip 
des  Eintrütsrechte  und  der  SlammestheUung  zu  allgemeiner  Anerkennoog 
gelangt. 

Ebenso  hat  die  Sitere  Ansiditt  dasz  die  auigerichuim  Kinder  durch 
die  nicht  ausgmehMm  (§.  177.)  von  dem  Erbrechte  an  der  eitaiicbeD 
Verlassenschaft  ausgeschlossen  werden  (&),  der  billigeren  weichen  müssen, 
dasz  die  Ausrichtong  —  wenn  nicht  ein  Erbverxieht  hinzukomme  —  äe 
erbrecbtliche  Verbindung  nicht  lüse  noch  schwiche»  dasz  dalier  auch  die 
ausgerichteten  Kinder  neben  den  nicht  ausgerichteten  jnir  Erbickaft  ^ 
lofi^efi,  wenn  sie  bereit  seieui  die  Äb$ehMtung$iuimme  in  die  Erbschaft  ein* 
zuwerfen  und  sich  an  ihrem  Erbtheile  anrechnen  zu  lassen.  Sie  bsben 
daher  die  Wahl  (7.),  ob  sie  sich  mit  ihrer  Abfindung  begnügen  und  keinen 


6.  Zürcher  Ges.  g.  4895.  In  der  YerUssenscban  des  Vaters  haben  die  SSint 
Tonagsweise  vor  den  Töchtern  das  Recht,  das  von  dem  Vater  hioterlassene  liegende 
Gat  sammt  Zahehörde  xu  ermäszigtem  Sch&tzangswerlhe  an  sich  zu  ziehen.  $•  1903. 
Die  gemeine  Titerliche  Erbmasse  wird  zu  5  Pf.  for  einen  Sohn  and  za  4  Pf.  für  eiae 
Tochter  getheilt 

6.  Altes  Landb.  d.  Mmrch  (Blamer  Demok.  I.  50».}  Item  aber  Sfnrichend  wir 
das  onsers  Lanix  Recht  sy  irie  ein  Vatter  sine  kind  von  Im  Rieht  vnd  vsa  stärt  - 
mit  gootten  wortten  oder  wercken  mit  lützel  oder  vil  guoti  Vnd  mit  ir  frunden  Ri^ 
da  by  sol  es  och  besten  vnd  beliben  vnd  dieselben  vegerichUn  käut  sond  den  faf 
hat  mmktin  muprack  weder  mm  Ir  vmUer  m^h  in  ir  maotUr  gmot  huhett  weder  nab 
teil  noch  vmb  gemein  nutz  an  ein  Rechten  anfal. 

7.  Sehw.  ep,  128.  Lat  er  (ein  man)  liint  diu  er  dz  gesUuret  hkU  unde  kioi  dia 
noeh  Diht  üz  gestiaret  sint;  unde  wellent  es  die  tuoo.  die  da  üz  gestiaret  siot»  » 
mugen  wol  ir  guot,  wi  du  genant  ist,  wider  ze  Jenen  kinden  in  glichen  teil  werreSi 
unde  teilent  als  ob  si  nie  fts  geteilet  weren  mit  den  andern,    diu  wal  eieä  mm  in. 


*)  Beachtenawerth  iit  die  SekmtdSteke  Gesetzgebnog  Ton  1784,  welche  ein  Landrechl  vnd  ^ 
Stadtrecht  unterscheidet  Die  Söhne  des  Adels  und  der  Bauern  erhalten  t  Tbeile  und  ^ 
Tochter  ein  Tbeil,  die  Kinder  eines  Warrera  oder  eines  Bürgert  dagegen  erben  uacfaStsdi- 
reeht  gleich  UodUdie  Gttter  der  Bikrger  weNen  aber  ebenhlls  nach  Landrecbt,  ftU- 
Uache  lUaser  des  Adelt  und  der  Bauern  nach  Sladtrecht  getheilt  < 
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Theil  an  d^  Erbschaft  nehmen  wMm  —  in  diesem  Falle  haften  sie  «och 
den  ErbaehaflsgUinbigeni  nicht  — ;  oder  ob  sie  mit  erb^n  wollen  —  dann 
haften  sie  den  Erbsehaftsgiinbigem  auch  mit  der  Abfindung. —  Sie  haben 
riier  nur  diese,  d.  h.  was  sie  von  den  EKem  znr  Aui$taiUing  and  zi» 
GriMiimg  oder  Erweit§nm§  eine?  eigenen  HaushalUj  nkhi  überhaupt  aUea 
was  sie  von  den  Eltern  empbngen  hai)en,  einauwerfim;  (8  — 10.)  Es 
nnlerseheidet  sich  eben  liierin  von  Alters-  her  die*  deutsche  Authssung  von 
der  römischen  Lehre  der  Collationspflicht  der  enumcipati;  und  es  ist  jene, 
wenn  auch  unter  dem  Namen  der  römischen  eoUatio  und  mit  Anlehnung 
an  die  Justinianische  Gesetzgebung  in  die  neuere  Praiis  übergegangen.  Ihr 
gemäsz  aber  ist  es,  dasz  weder  eine  inzwischen  liegende  Vermehrung  des 
Vermögens  der  Ausrichteten  noch  eine  Verminderung  des  Abfinduugs- 
capitals  durch  spätere  Verluste  in  Betracht  komme,  nicht  weil  in  der  Aus- 
steuer und  Ausstattung  eiile  wirklich  antecipirte  Erbfolge  zu  erkennen  wäre, 
wohl  aber  weil  der  Grund  der  Anrechnung  nach  dem  Tode  in  analoger 
Zuwendung  aus  dem  ehelichen  Vermöge  unter  Lebenden  liegt. 

3.  Eine  eigenthOmliche  Gestalt  hat  das  sogenannte  verfangene  Gut, 
besonders  in  fränkiechm  Gegenden  angenommen.  Wo  man  unter  dem 
verfangenen  Gut  nur  das  Erbgut  eines  Kindes  versteht,  woran  dem  über- 
lebenden Elterntheile  oder  dem  überlebenden  Jßhegatten  des  Erblassers  das 
Recht  der  NutuUeizung  zusteht,  so  macht  dieser  Begriff  keine  Schwierigkeit, 
nicht  einmal  dann,  wenn  dem  Nutznieszer  -^  wie  das  im  altem  Recht 
regelmäszig  der  Fall  war  —  vergönnt  ward,  zur  Stillung  seiner  Leibesnoth 
das  Capital  anzngreifen.  Aber  es  kommt  das  verfangene  Gut  auch  in  dem 
Sinne  vor,  dasz  das  liegende  Gut  des  überlebenden  Ehegatten  selbst  mit 
verfangen  wird,  d.  h.  ohne  Zustimmung  der  Kinder  nicht  mehr  veräuszert 
werden  darf.  Der  Wirthschaft  und  dem  Genosse  nach  sind  dann  beiderlei 
liegende  Güter  in  der  Hand  des  überlebenden  Ehegatten  -^  obwohl  das  eine 
zn  Eigenthum,  das  andere  nur  zu  Nutznieszungsrecht  -^;  der  Erbfolge 
nach  aber  sind  beide  den  Kindern  gesichert,  das  eine  als  jetzt  schon  ange* 
fallen  deealutio  propriaj,  das  andere  al^  für  die  Zukunft  verhaftet  (devolutio 
imprapriaj.  Es  war  denn  anfangs  wohl  nur  eine  durch  den  thatsAchlichen 


8.  SUdtr.  y.  Brmnmchweig  g.  34.  Svelich  man  sId  kint  atbgift  mit  gode,  wil 
den  dit  kInt  naeb  sfner  elderen  dolbe  rorderen  an  dat  ander  god,  It  sol  dat  erste  god 
wider  to  der  deUnge  bringen  uon  nemen  dan  geliken  del. 

9.  Oesierr.  Ges.  g  788.  Was  der  Erblasser  bei  Lebzeit  seiner  Tochter  oder 
Enkelin  zum  HelratbsgJte,  seinem  Sobne  oder  Enkel  zur  Ausstattang  oder  unmittel- 
bar zum  Antritte  eines  Amtes  oder  was  immer  für  eines  Gewerbes  gegeben  oder  zur 
Bezahlung  der  Scbutden  eines  groszjährigen  Kmdes  vet  wendet  bat,  wird  —  einge- 
rechnet (Vgl.  g.  700.) 

10.  O.  A.  G.  zu  Hkt  in  Seufirit  Arch.  Yll.  206.  Die  vom  Vater  seinen  Kin- 
daro  zur  Fabrong  fbrea  HaoastaBdes  zugeflossenen  jibrlieben  Summen  sind  nicht  zu 
conferiren. 
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ScMn  gelliiiobte  BeaeidiiMuig,  wenn  nan  dem  Obericbenden  Hwgittw 
die  Nuixnisixmg  an  beiden  GOtero,  nnd  den  Kindern  das  B^imihm  an 
beiden  xnschrieb;  ab  hAtte  jener  dorch  den  Tod  des  andern  WwigattHi 
auch  noch  ^ein  Eigen  and  damit  seine  aeibelAndige  Stdlnng  in  der  GemoMle 
and  im  Volke  verlieren  IcAnnen.  So  onnatOrlicb  dieae  game  AoSunog 
ist,  80  hat  sie  dennoch  an  einigen  Orten  Aaftiahme  gefunden,  mnsi  aber 
als  ein  anorganischer  Answnchs  der  Rechtsbildnng  w^ggesdmitteo  werden. 

*    Sdnwarz,  Gütergemeinschaft  nach  Mnlc.  Recht.    Erlangen  18M. 

$.183. 
III.    Die  übrigen  Erben.    (Ahnen  nnd  Milien.) 

1.  Schon  Kaiser  Friedrich  der  Erste  hatte  sich  Cftr  die  EintQhniDg 
der  römischen  Snccessionsordnung  erklart,  wenn  keine  Kinder  da  seien,  (i.) 
Aber  trotzdem  hat  sich,  im  Gegensatz  zu  den  Classen  der  Novelle  118»  Jalv- 
hunderte  lang  nach  ihm  noch  die  deutsche  Parenlelenr  oder  Stamme$ordmm§, 
and  in  manchen  lündem  bis  auf  den  heutigen  Tag,  erhalten.  (2 — 5.)  Es 
ist  ein  Vorzug  der  SnerreicMichen  Gesetzgebung  (5.),  dasz  sie  wieder  die 
Erbfolge  nach  den  Parentelen  oder  r^LmienM  der  EHem,  dann  der  Grosz* 
eitern,  dann  erst  der  ürgroszdtem  geordnet  hat:  denn  nur  diese  Folge 
entspricht  der  organischen  Ordnung  der  Familie  (§.  144.)  und  der  Strömong 


1.  Const.  FriiarUi  I.  a.  iiT7.  {F^rH  MoD.  Germ.  II.  it%)  De  boDls  rero  de- 
cedentium  sine  liberis  vel  sine  tesiamento  seeondom  qaod  in  legibus  RomaoonuD 
imperatorum  statutum  est,  sie  raium  esse  stataimns. 

%  Bmmh.  SUdtr.  III.  3.  IS.  Wann  ein  Mensch  —  keine  Erben  in  absteigender 
Linie  verläszt,  seine  Gfiter  Mien  Tater  und  Motter  —  anheim;  so  aber  lieine  der 
▲eitern  vorbanden,  sind  Vollbrüder  nnd  Geschwister  die  nüehsten. 

3.  Luumsr  Ges.  {.  401.  In  die  zweite  Klasse  der  sssetslichen  Erben  gekörca 
der  Tater»  die  Mutter  nnd  die  ehelichen  AbstinMilioge  des  Täters  eines  SrblaisefS. 
S.  407.  In  die  dritte  Klasse  —  des  Erblassers  Grosivater  ▼Iterlicberselts  nnd  seisc 
ehelichen  AbsUimnilinge.  g.  408.  In  die  vierte  Klasse  —  des  Erblassers  Groszraier 
mütterlicherseits  und  seine  eheliehen  Abstimmlinge. 

4.  Zürefur  G.  S-  1<M*  Sind  weder  eheliche  Nachkommen  des  Erblassers  oock 
auch  Eltern  innerhalb  der  Parentel  der  Eltern  vorhanden,  so  beginnt  die  Brbbereck- 
tigong  der  Grosseltern  des  Erblassers  nnd  ihrer  ehelichen  Nachkommenschaft 

5.  OetUrr.  G.  %.  731.  Zur  ersten  Linie  geboren  diefenlgen,  welche  sieh  voler 
dem  Erblasser  als  ihrem  Stamme  vereinigen,  nihmlleh  seine  Kinder  nnd  Ihre  Nick- 
kömmlinge.  Zur  iweiten  Linie  gebOren  des  Erblassers  Tater  und  Mutter,  sanunt 
denjenigen,  die  sich  mit  ihm  unter  Tater  und  Mutter  vereinigen,  nShrolich  seine  Ge 
schwister  und  ihre  Nachkömmlinge.  Zur  dritten  Linie  gehören  die  GrossSltero  saDOtf 
den  Geschwistern  der  Acltem  und  ihren  Nachkömmlingen.  Zur  vierten  Linie  geboren 
des  Erblassers  erste  Urgrossiltem,  sammt  ihren  Nachkömmlingen.  Zur  fünAen  LisM 
gehören  des  Erblassers  i weite. UrgroezSItern  sammt  denjenigen,  die  von  ihDes  ib- 
stammen.  Zur  sechsten  Linie  gehören  des  Erblassers  dritte  Urgrosziltcm  MOint 
denjenigen,  die  von  ihnen  entsprossen  sind. 
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des  Biotes»  d.  h.  der  Fottpflanzting  der  leiblichen  FamOiengemeinschaft»  an 
die  sich  conseqnent  die  CeberliefenHig  der  Erbschaft  anschlieszt  Diesen 
Prindp  entspricht  noch  die  Zähhmg  der  GUeder  von  dem  gemeinsamen 
StammYater  oder  der  gemeinsamoi  Stammmutter  abwArls,  nicht  die  nach 
römischen  Gradoi. 

In  einem  sehr  grossen  Theil  von  Deutschland  ist  aber  seit  dem  XV. 
Jahrhundert^  die  römiiche  Ckmmordnung  durch  den  Einfiosz  der  Juristen 
eingefbhrt  worden,  und  besteht  einstweilen  noch  fort 

2.  Von  den  oben  (§.  186.  5.)  erwähnten  Modificationen  hat  sich 
manches  hier  oder  dort  erhalten.  Einige  Gedanken  verdienen  noch  her- 
vorgehoben zu  werden: 

a)  In  mehrerai  neueren  Gesetzgebungen  wird  die  Erbschaft  in  Berück- 
sichtigung, dasz  wie  das  Blut  so  auch  das  Gut  von  zwei  Seiten 
hergekommen,  von  der  YateT"  und  der  MutterMcite,  eine  Ausscheidung 
der  einzelnen  Bestandtheile  aber  nicht  möglich  oder  sehr  schwierig 
sei,  in  zwei  ein-  für  allemal  bestimmte  Theile  (zwei  gleiche  oder 
ungleiche  Hälften)  zerlegt,  und  die  eine  Hilfte  den  Erben  der  väter^ 
Uchen  lAnien,  die  andere  denen  der  mütterUchen  Linien  zugewiesen.  (((.) 

b)  Innerhalb  der  Parentelen  ist  die  Theilung  nach  Köpfen  *—  gleich 
nahe  erben  gleich,  entferntere  werden  ausgeschlossen  —  dem  alten 
Recht  gemSsz,  und  einfacher,  als  die  Darchfilhrung  der  Stammee* 
theilung,  obwohl  die  letztere  genauer  sich  an  die  Ableitung  des 
Blutes  anschlieszt.  Der  letztere  Grundsatz  hat  daher  in  Verbindung 
mit  dem  Eintrittsrechte  etwa  noch  in  der  nAchsten  elterlichen 
Parentel  für  die  Geschwister  und  deren  Nachkommen  Aufnahme 
gefunden.  (7.)  In  den  ferneren  Parentelen  dagegen  hat  die  Einfachheit 
des  Altern  Grundsatzes  dessen  Bewahrung  begünstigt.  (8.) 

3.  Ein  neuer  Gedanke  ftngt  in  unserer  Zeit  an  in  einzehien  ersten 
Versuchen  in  das  Erbrecht  einzutreten  und  dasselbe  theilweise  umzubilden, 
nämlich  der  im  Interesse  der  Ermäszigung  socialer  Miszstände  wirksame 
Gedanke  eines  gesetzlichen  Erbrechts  der  Gemeinde  oder  des  Staate,  nicht 
wie  früher  nur  hinter  der  Familie  drein  in  das  sogenannte  erblose  Gut, 
sondern  neben  und   mit   der  Familie^   und   zwar   so   dasz  je  enger   der 


ft.  OeHerr.  Ges.  g.  73S.  Die  Erbsehaft  ivird  daoD  in  iwei  gleiche  Theile  (je- 
ihellet.  Eine  HSifte  gehOrt  den  AelterD  des  Vaters  und  ihren  Nachkömmliogen;  die 
andere  den  Aeltern  der  Mutter  und  ihren  NachlL&mnilingen. 

7.  ßayr,  Landr.  III.  12-  S*  ^*  Gehet  Jas  Repraesentationis  in  Lfnia  collaterali 
niemal  welter  als  auf  Geschwister-Kinder. 

8.  Zürcher  Ges.  $.  1937.  In  der  urgroszilterlichen  Parentelordnung  fin<let  keine 
Scheidung  mehr  nach  der  Yater-  und  der  Hutterseite  noch  nach  den  übrigen  Stäm- 
men statt.  Die  Yerlassenschaft  flEllt  ohne  Rficksicht  auf  Stämme  und  ohne  Ein- 
trittsrecht den  auf  der  nächsten  Linie  stehenden  Erben  mit  Aossehlnsi  aller  ent- 
ferntem tu.    Gleichnahft  Erben  theilen  nach  KlH^fen. 

B 1  a  n  t  s  c  b  1 1 ,  deutsches  PriTatrecht.   S.  Aufl  35 
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Famiüeiikreis  ist,  der  Erblasser  und  Erben  amfaszt,  die  erbrechtfichen 
Ansprflche  jener  weiteren  Bassengemeinschaft  nm  i  (so  bescbrSiikter 
erscheinen,  je  weiter  aber  der  Familienkreis  wird,  dieselben  mn  so  ent- 
schiedener vortreten. 


Drittes  CapiteL 

Von  den  Er  b  ver  t  r  &  gen. 

S*  194. 
I.    Begriff  nnd  Arten. 

'  1.  Das  rOmisdie  Beebt  hatte  aUe  Erbteriräge  ab  wuntiäsüg  ver- 
worfen (1.),  theils  weil  es  darin  einen  Widosprodi  sah  mit  der  Testi^ 
freiheit  der  römischen  BQiger,  auf  die  es  den  grOszten  Werth  legte  und 
die  es  jenra  bis  zom  Tod  unvorsehrt  bewahren  wollte,  theils  weil  es 
wirklich  davon  einen  Anreiz  zu  meuchlerischen  Nachstellungen  besorgte. 
Das  deutsche  Becht,  welches  im  Gegentheil  eine  von  dem  letzten  Wilkn 
unabhängige  feste  Erbfolge  als  Begd  kennt,  theilte  diese  Bedenken  nicht  (1), 
und  liesz,  als  es  einmal  Abweichnngen  von  jener  verstattete,  den  letzten 
Willen  nicht  minder  in  Form  eines  auch  den  Erbiaaer  hindendm  Ver- 
trages als  in  der  der  eineeitigm  Verfügung  zu.  Besonders  wo  dauernde 
Familienbeziehungen  eine  Sorge  auch  nach  dem  Tode  des  einen  TheOes 
zu  Gunsten  des  andern  rechtfertigten,  wie  bei  den  Ehestiftungen  und  Erh- 
Verbrüderungen^  schien  die  unwiderrufliche  Anordnung  durch  Erbgedinge 
zweckmäsziger  als  das  widerrufliche  Testament  (3.)  In  den  Schranken 
solcher  Voraussetzungen  und  im  Anschlusz  an  die  gerichtliche  Form  der 
Gedinge  konnte  sich  das  Becht  der  ErbvertrSge  naturgemäsz  und  wohl- 
thätig  ausbilden;   und  es  geschah  diesz  theil weise  durch  die  französische 

1.  c.  5.  de  pactis  conv.  Um  saper  dote  [Impp,  DiocUi.  et  Maxim*),  Hereditas 
extra aeis  testameDto  datar.  Cum  igitar  adfirmes  dotali  insiruniento  pactum  ioier- 
positom  esse  vice  testamenti,  ut  post  mortem  malieris  bona  ejus  ad  te  periioerent, 
quae  dotis  titalo  tibi  dod  sunt  obHgata;  intelligis  nuUa  te  aciione  posse  conreoirf 
beredes  seu  successores  ejus,  ut  tibi  restituantur,  qaae  nullo  modo  debentur. 

2.  Stadtr.  v.  Freibnrg  v.  1520.  Fr.  III.  Ut.  2.  Wir  lassen  oach  lu  dem  ge- 
meinen pruch  nacb,  das  man  erberedungen  von  erbfeilen  wol  reden  und  ToraehaDg 
tbun  mag. 

3.  Stadtr.  v.  Colmar  von  1293.  42.  Onde  swas  ein  barger  mit  sinen  kinden  und 
mit  sinen  erben  oberein  komet  vor  deme  scholtesien  nnd  vor  deme  rate,  nad  ock  n 
brieve  und  ir  ingesigel  darüber  geben,  das  sol  stete  sin. 
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Jvuris|NPudenz.  (4.)  Aber  die  deut$ehen  gelehrten  Juristen  der  l^ten  Jahr^ 
hunderte  gingen,  als  sie  einmal  sich  za  dem  Wagnisz  entschlossen,  dem 
Verbote  des  römischen  Rechts  auszuweichen,  viel  weiter,  und  gelangten  zu 
der  abstrafen  Theorie,  dasz  die  AUgemeingOltigkeit  der  Verträge  auch 
die  Gültigkeit  der  Erbverträge  überhaupt  begründe,  ohne  dasz  deren  An- 
wendung uAher  zu  begrflnzen  oder  an  bestimmte  sichernde  Formen  zu 
bioden  sei  (5^-7.):  eine  Theorie,  welche  das  ganze  Institut  gründlich  ver- 
dorben hfttte,  wäre  ihr  nicht  die  Sitte  durch  heilsame  Beschrankung  auf 
nahe  Familienverbftltnisse  »tgegen  getreten. 

2.  Die  Natur  der  Erbverträge  ist  eine  erbrechtUehe;  d«  h.  sie  eröffnen 
eine  erbrechtUehe  Folge  [beziehungsweise  sichern  dieselbe)  oder  sie  unter- 
brechen dieselbe  und  heben  eie  auf.  Die  ersteren  Erbvertrflge  pflegt  man 
auch  affirmative  oder  potitive  zu  nennen,  die  letzteren  negative.  (6.]  Jene 
sind  entweder  Beerbungsverträge,  wie  Hasse,  Erbeinsetzungsverträge^  wie 
Beseler  sie  benannt  hat,  oder  Vermächtniszverträge^  je  nachdem  der  positive 
Inhalt  derselben  universeBe  oder  singMre  Erbfolge  ist.  Diese  sind  die 
Erbverzichte  (Enterbungsverträge). 

3.  Wohl  zu  unterscheiden  von  den  eigentlichen  Erbvertragen  sind 
die  Verträge  über  die  Erbschaft  eines  Dritten,  welche  nicht  dazu  mitwirkt 
An  solchen  Vertragen,  welchen  jedoch  nur  eine  obligatorische,  keine  erb- 
rechtliche Wirkung  zugestanden  ward,  nahm  auch  das  römische.  Recht 
keinen  Anstosz,  auszer  wenn  sie  sich  auf  eine  zukfinftige  Erbschaft  bezogen. 
Das  deutsche  Recht  entzieht  auch  im  letzteren  Falle  den  Vertragen  über 
eine  Erbanwartschaft  die  bindende  Kraft  nicht.   (8.)    Einzelne  deutsche 


4.  Code  civ.  g.  1082.  Les  pöres  et  luires,  les  autres  ascendants,  les  pareuta 
co11at6raai  des  6poux  et  mfime  les  ^trangers,  pourront,  par  contrat  de  mariage,  dis- 
poMT  de  toot  ou  partie  des  bieos  qa*il8  laisseront  au  joar  de  lear  d^ete,  taat  aa 
profit  desdits  ^poax,  qa'au  profit  des  enfants  k  naltre  de  lear  mariage,  dana  le  cas 
oü  le  dooateur  sanrivrait  h  r^poai  donateur. 

5.  J.  H,  Böhmer  (eiercit.  ad  pand.  lY.  ex.  71.  e.  I.  $.  14.).  Jare  patrio  semper 
et  ubiqae  pacta  successoria  yim  saain  babaerant,  et  ad  regulam  et  ad  jus  commune 
referenda  sunt. 

6.  Bayr.  Landr.  III.  1.  g.  11.  Vergleich  oder  Gedinge  über  einer  noch  leben- 
den Person  künfüge  Erb-  oder  Verlassenscbaft  werden  Imo  affirmative  oder  nega- 
ti?e  gemacht.  —  Solchemnach  kann  3tio  sowol  de  conseryanda  als  acquirenda  oder 
omittenda  Haereditate  pactirt  werden,  soweit  es  nimlicb  4to  nur  um  die  Erbschaft 
oder  das  Vermögen  eines  von  denen  Paciscenten  zu  thun  ist. 

7.  Prsun.  Landr.  I.  12.  g.  017.  Aach  durch  Erb  vertrüge  kann  ein  €ontrahent 
dem  andern  oder  beide  einander  wechselseitig  Rechte  aaf  ihren  käBftlgen  Nach- 
last einriumen. 

8.  Bayr,  Landr.  III.  11.  %,  1.  Jene  Pacta  hingegen,  welche  5to  aber  die  künf- 
tige Erb-  oder  Verlassenscbaft  eines  Dritten  noch  Lebenden  ohne  dessen  Mitbe- 
willigang  errichtet  werden,  gelten  —  nur  conditionalüer  and  in  Eventam,  wenn 
aothane  Erbschaft  einem  von  denen  Paciscenten  mit  der  Zeit  anfällig  wird. 
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Slataten  (9.)  aber  rerwerfen  diesdben  ah  geflhrlich  und  onscIiicMidi,  oder 
fordern  dafür  die  Beobachtung  sichemder  Formen.  (10.)  Am  ehesten 
kommen  derartige  Vertrage  unler  dm  Erben  ielbit  Tor,  insbesondere  M- 
auikaufiverträge  unter  GeHßtwistem,  nnd  solchen  FamüienrertrSgeD  idrd 
▼on  der  Gewohnheit  oder  dem  Gesetz  (11.)  sogar  hier  oder  dort  die  eri>- 
recMKche  Wirknng  eines  Erbrerzichts  zugestanden,  wenn  gldoh  der  Erih 
lasser  nicht  dabd  mitgewirkt  hat,  also  auch  kern  letzter  WtUe  YorliegL 
Die  Rflcksicht  auf  den  Familienznsammenhnig  and  die  Famflieninteressea 
erklArt  diese  Aosdehnong  der  erbrechtlichen  Wirkungen  aber  den  &gaA- 
liehen  Erbvertrag  hinaus« 

*  Hoise,  Ueber  Erbvertrag  im  Rhein.  Museum  f.  Jurisprudenz.  Jahrg.  1 
8.  149  ff.    BeeOer,  Lehre  Ton  den  Erbvertragen.    Tb.  II.  Bd.  1.  S.  103  ff. 

S.  195. 

II.   Erl»einsetzung8Tertrag. 

1.  Der  Erbeinsetzungi"  fBeerbunge-)  Vertrag  wird  abgeschlossen  zwiscfaeo 
dem  Erblaster  und  dem  Vertragterben^  und  gibt  diesem  bei  Lebzeiten  ein 
erbrechtUchee  Wartrecht,  und  eröffnet  ihm  auf  den  Todesfall  des  Erblassers 
hin  das  Recht  der  Erbfolge  in  die  Terlassenschaft  oder  auf  eine  Quote 
derselben. 

Zur  Gültigkeit  des  Rechtsgeschäfts  ist  voraus  die  Fähigkeit  des  Erb- 
lassers, über  seinen  Nachlasz  zu  verfügen  und  sich  durch  diese  VerAlgoog 
zu  binden,  erforderlich  (1.):  und  dazu  genügt  die  blosze  Testamentsmün- 
digkeit  nicht,  sondern  es  mnsz  volle  Handlungsfähigkeit  hinzukommen,  wie 
sie  in  der  Regel  nur  den  VoUjahrigen  zusteht,  für  den  Bfindeijalirigen  aber 
durch  die  Zustimmung  des  Vormundes  erg&nzt  werd^  kann.  (2.) 


9.  München,  Stat.  f.  1347.  {Kraut  £.  187.  3.J  Es  mag  tucb  oyemaot  ein  erl)- 
tail,  des  er  wartent  ist,  das  in  nicht  angevalleD  ist,  setzen  noeh  yerkaulfen  nocb  aa 
werden.  (Vgl.  Seuferiw  Arcb.  VHI.  153.) 

10.  Zürcher  G.  S-  ^i^«  Werden  derartige  Tertrlge  bei  Lebzeiten  des  drittea 
Erblassers  über  eine  zukänftige  Erbschaft  abgeschlossen,  so  bedürfen  sie  zn  ilutf 
Gültigkeit  sowohl  der  notarialiscben  Fertigung  als  der  Anzeige  an  den  Erblasser. 
(Dieser  erhalt  nun  rolle  TestlrfTeiheit  dem  verzichtenden  Erben  gegenüber.) 

11.  Zürcher  G.  %,  2140.  Bezieht  sich  )er  Aaskauf  auf  eine  zukünftige  Ter- 
lassenschaft,  so  ist  anzunehmen,  der  aasgekaafle  Erbe  habe  auf  sein  Erbrecht  lu 
Gunsten  des  verkaufenden  Miterben  verzichtet,  so  dass  die  Terlassenschaft  zar  Zeit 
des  Anfalls  diesem  an  Jenes  Statt  zukommt  und  der  ausgekaufte  Ertie  weder  eiie 
aiionige  Ansschlnsserkiarung  abxugebeo  hat,  noch  der  Brbsduftsgliublger  haftet 

1.  Freuet.  Landr.  L  12.  S*  ^^  ^^  ErbvertrXge  seblleszen  will,  mnsz  mit 
den  Eigenschaften  versehen  sein,  welche  sowohl  zar  ErrichtODg  eines  Testsmeols  «b 
sur  Absehlieszung  eines  Yertrags  crforderlleh  sind« 

2.  Brk.  des  Ob.  A.  G.  zu  OUenhmrf  {Seujferte  Archiv  I.  288.)  Ein  nistf 
pnbes  der  ohne  Genehmigung  seines  YormuDdee  Jemanden  dureh  Yertnig  an  seincB 
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3,  ABe  GrOnde,  wdche  fttr  die  Notbwendi^eit  etner  mtj 
imd  $i$her%  Form  der  Testamente  sprechen,  haben  kein  geringeres  Gewicht, 
wenn  die  F(Nrm  der  firbeinsetzungsvertrAge  in  Frage  steht;  dieselben  werden 
tlberdem  für  diese  noch  bedeutend  durch  die  Rflcksicht  verstArkt»  dasz  die. 
Erbeinsetzang  im  Erbyertrage  den  Erblasser  fQr  immer  bindet,  wahrend 
eine  nicht  gehörig  motivirte  Erbeinsetzang  im  Testament,  solange  der  fiiK 
lasser  lebt,  widerrufen,  der  letzte  Wille  daher  verAndert,  und  den  DmstSnden 
gemisz  y/erbesBeii  werden  kann.  Die  historische  Anknfipiung  an  die 
alteren  Erbgedinge,  welche  der  Form  der  Auflassung  bedurft  hatten,  lAszt 
ebenso  die  gerichtliche  Form  erwarten*  Dessen  ungeachtet  hat  die  gemeine 
Doctrin  des  XVIII.  Jahrhunderts,  irrthOmlich  auf  die  Formlosigkeit  der 
obligatorischen  VertrAge  sich  berufend,  auch  fOr  die  ErbvertrAge  Ton  jeder 
besonderen  Form  abstrahirt,  und  die  Formlosigkeit  auch  fOr  diese,  wo  sie 
am  wenigsten  paszt,  zum  Prindp  erhoben.  Der  Irrthum  der  Juristen  darf 
aber  um  so  weniger  auf  die  Dauer  gelten,  als  er  nicht  einmal  zur  Zeit 
seiner  unbestrittenen  Autorität  die  Praxis  zu  b^ierrschen  und  umzugestalten 
vermocht  hat  —  es  werden  schwerlich  Yiele  Beispiele  yon  fnimdUehet^ 
Erbyertrftgen  entdeckt  werden  *)  — ,  und  die  Natur  des  Institutes  entschieden 
eine  sorgfältigere  Behandlungsweise  erfordert  Die  neuere  Gssetzgebung 
ist  dieser  ebenfalls  günstig.  (3 — 5.)  Eüchhom  hat  mindestens  ichriftUche 
Form  yerlangt  Mir  scheint,  man  dOrfe»  wo  nicht  ein  festes  Gewohnheits- 
recht oder  ein  Statut  im  Wege  steht,  ebne  sich  durch  die  blosse,  wenn 
auch  dne  Zeit  lang  einmttthige  Theme  hindern  zu  lassen,  füglich  noch 
strenger  yerfabren,  und  entweder  geriehiUche  oäer  TestaminUfarm 
fnotariaUsekeJ  fordern. 

3.  Die  Hauptwirkung  dieses  Erbyertrages  ist  Begrfindung  einer  unwider^ 
rufliehen  erbr$eiuUchen  Anu)art$chaft  auf  die  Verlassenschaft  des  Erblassers 


Erben  eraanot  hat,  ist  dadorch  nicht  gebunden,  kann  fielmehr  so  lange  er  diese 
Disposition  nicht  nach  erreiehteryolllShriglKeit  ansdraeklieh  oder  stillschweigend  ge- 
nehmigt bat,  Jedeneit,  ohne  erst  der  Restitution  zn  bedUrfen,  einseitig  davon  ab- 
gehen and  anderweitig  rechtsgültig  aber  seinen  Nachlass  verlügen.  (Vgl.  SeufkrU 
Arch.  Yil.  65.) 

3.  Prewuu  Landr.  I.  12.  g«  ^S^*  ErbvertrSge  müssen  wie  Testamente  gericht- 
lich abgeschlossen  oder  Ton  beiden  Theilen  persönlich  den  Gerichten  übergeben 
werden* 

4.  OmUrr.  G.  {.  1949.  Zwischen  Ehegatten  kann  auch  ein  Erbyertrag,  wodurch 
der  künftige  Nachlasz  oder  ein  Theil  desselben  fersprochen  und  das  Versprechen 
angenommen  wird,  geschlossen  werden.  Zar  Gültigkeit  eines  solchen  Vertrages  ist 
Jedoch  nothwendig,  dasx  er  mit  allen  Erfordernissen  eines  schriftlichen  Testaments 
errichtet  werde. 

5.  Zürcher  G.  g.  21i6.  ErbvertrSge,  in  welchen  sich  iwei  Personen,  wie  ins- 
besondere die  Ehegatten  wechselseitig  zu  Erben  einsetzen  oder  einander  gegenseitig 
Vortheile  an  der  Verlassenschaft  zasicbem,  bedürfen  der  Form  des  ordentlichen  Testa- 
mentes.   Andere  Brbyertrige  bedürfen  der  notarialischen  Fertigung. 

*)  EiD  solcher  angefocbiener  Fall  Ist  allerdings  in  SmtftrtM  Areh.  Vllf.  198  ni  Soden. 
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wok  Gansteo  des  Vertragserben  und  Erögnung  des  Erbnehu  £Dr  diesen, 
wenn  er  den  Tod  jenes  Qberlebt  In  der  Dnwiderroflichkeit  dieser  Erbein- 
seteong  liegt  der  wichtige  Unterschied  von  der  Erbeinsetzong  im  Testament 
Jene  ist  unwiderrufUeh,  das  heiszt  nicht:  der  Erblasser  darf  bei  Lebzeiten 
nicht  mehr  Ober  sein  VernKSgen  disponiren  (6.),  sondern  nnr:  der  Erblasser 
darf  nicht  zom  NachtheO  des  Vertragserben  tetxtwiUig  Ober  seine  Yer- 
Jassenschaft  verordnen,  (7.)  Der  Vertragserbe  kann  daher  eine  Verioszening 
Ton  Haus  nnd  Hot  die  der  Erblasser  bei  Lebzeiten  ▼omioiint,  nidit 
anfechten,  sogar  nicht  eine  Schenkung  bei  Lebzeiten,  es  wSre  denn,  da» 
die  Form  des  Geschäftes  onter  Lebenden  lediglich  miszbraucht  wflrde,  am 
darin  eine  letztwillige  Verfdgnng  zn  verbergen.  Aber  auch  eine  solche 
kann  erst  nach  dem  Tode  des  Erblassers  mit  Erfolg  angefochten  werden, 
weil  erst  dann  die  Anwendung  des  Erbveitrages  entschieden  wird.  Bei 
Lebzeiten  des  Erblassers  kann  der  Vertragserbe  nur  Protest  einlegen,  und 
nöthigenfalls  Sicherungsmaszregeln  fordern. 

4.  Die  vertragsmSszige  Erbeinsetzung  kann  sich  fliglich  auch  nur 
auf  einen  TheU  der  Verleuienechaft  erstrecken,  und  im  Qbri^  die  ge$eizikk$ 
Erbfolge  als  fortwirkend  Toraussetzen,  oder  neben  einer  testameniariMehm 
Erbeinselzung  bestehen.  Der  Gegensatz  des  Erbvertrags  zu  dem  gesetz- 
lichen Erbrecht  ist  nicht  ein  absohiter,  sondern  nur  ein  rdatwer,  (&) 
Jener  enthalt  gewöhnlich  nur  eine  Modification,  zuweilen  sogar  eine  Be- 
kräftigung des  gesetzlichen  Erbrechts. 

Auf  das  Adereicenzrecht  hat  der  Vertragserbe  als  solcher  keinen 
Anspruch. 

5.  Der  Vertragserbe  hat  sich  kdneswegs  verpflichtet,  die  Erbschaft 
zu  Obemehmen.  Er  kann  dieselbe  daher  auuMagen^  oder  mit  Vorbehalt, 
auf  Grundlage  eines  Inventars,  antreten.  Eher  läszt  sich  bezweilelD,  ob 
ihm  die  Erbschaft  von  Rechtee  wegen  anfalle^  wie  einem  gesetzlichen  Erben, 
oder  ob  ein  Erbantritt  von  seiner  Seite  nöthig  sei,  damit  er  wirklich  Erbe 
werde,  wie  für  den  Testamentserben?  Ich  halte  die  Entscheidung  Betdtn, 
dasz  es  eines  Erbantrittes  bedürfe,  für  richtig,  da  in  dem  Vertrage  selbst 
keine  eventuelle  AntrittserUftrung  li^  und  die  Analogie  mit  der  Erbeio- 
setzung  im  Testament  überwiegend  scheint,  weil  beide  auf  dem  individuellen 
Willen  des  Erblassers  beruhen,  mit  dem  der  Wille  des  Erben  in  der 
Antrittserklärung  zusammen  treffen  musz.    Daraus  folgt,  dasz  nicht  blosz 


6.  rretuz,  Landr.  1.  12.  g-  624.  Durch  blosze  Erbvertrfige  wird  die  Befognisx 
<ter  Contrabenten,  über  ihr  Vermögen  oDter  Lebenden  zu  verrügen,  nicht  eingeschriokL 

7.  Zürcher  Ges.  £.  2129.  Der  Vertragserbe  sowohl  als  der  vertragsrolisiig  viii 
einem  VermSchtnisz  Bedachte  haben  gegenüber  dem  Erblasser  ein  Recht,  dasz  der- 
setbe  nicht  darch  anderweitige  Verordnungen  auf  den  Todesfall  hin  ihnen  das  zoge- 
sicherte  Erbrecht  öder  Vermüchtnisz  entziehe  oder  schm&lere. 

8.  Code  civ,  g.  1089.  Les  donations  faites  li  Tun  des  6poui  dans  les  termes 
des  articles  1082  etc.  —  devlendront  caduques,  si  le  donateur  survit  k  T^pooi  do- 
nataire  et  ä  sa  posterk^. 
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das  Wartrecht  des  Veiiragserboi,  wenn  dieser  vor  dem  Erblasser  stirbt, 
nicht  auf  seine  Erben  tibergeht,  sondern  auch  in  der  Regel  nicht  das 
Recht  znm  Antritt,  wenn  der  Vertragserbe  zwar  nach  dem  Tode  des  Erb- 
lassers, aber  vor  der  eigenen  AntrittserklArung  stirbt 

Indessen  kommt  es  oft  vor,  dasz  dem  Vertragserben  in  dem  Erb- 
vertrag dessen  Kinder  mbstituirl  werden:  und  nicht  selten  ergibt  sich  diesz 
als  die  wahre  Meinung  des  Paciscenten  aus  den  Umständen,  so  dasz  dann- 
'/.umal,  wie  uns  die  französische  Jurisprudenz  mit  Recht  lehrt,  die  Sub- 
stitution der  Kinder,  auch  wenn  sie  nicht  ausdrOcklich  erklärt  ist,  dennoch 
als  einverstanden  prdsumirt  werden  darf  (9.):  eine  Annahme,  die  dem 
Geiste  des  römischem  Erbrechts  zwar  gdnzlich,  nicht  aber  dem  Charakter 
des  deutschen  Rechts  widerstreitet. 

6«  Dasz  das  Notherbenrecht  auch  bei  Errichtung  eines  Erbeinsetzungs- 
vertrages  in  Bertlcksichtigung  komme,  ist  unzweifelhaft  (10.)  Dartiber 
aber  ist  unter  den  Juristen  Streit  ob  die  verletzten  Notherben  die  Ungül- 
tigkeit des  Erbvertrages  ebenso  behaupten  können,  wie  die  eines  pflicht- 
widrigen Testaments,  oder  ob  sie  sich  begntlgen  müssen,  wenn  sie  den 
Pflichttheil  erhalten,  und  im  tibrigen  der  Erbvertrag  aufrecht  bleibe.  Die 
letztere,  auch  von  den  französischen  Juristen  getheilte  Ansicht  scheint  mir 
der  neueren  Rechtsentwicklung  besser  zu  entsprechen,  als  die  entg^en- 
gesetzte,  indem  unserem  Rechtsgefühl  die  materielle  Rerticksichtigung  der 
Notherben  natürlich,  die  blosz  formellen  Rücksichten  des  alten  römischen 
Rechts  dagegen  fremd  geworden  3ind.  (11.)  Jener  wird  aber  durdi  die 
letztere  Meinung  vollständige  Rechnung  getragen.  Eine  Zerstörung  des 
Erbvertrags  aus  blosz  formellen  Gründen  erscheint  uns  daher  als  eine 
willkürliche  und  übertriebene  Rechtsvorschrift,  für  welche  mit  Rezug  auf 
den  Erbvertrag  keine  bindende  Gesetzesautorität  angeführt  werden  kann. 
(Vgl.  unten  §.  199,  5.) 

7.  Werden  dem  Erblasser  Kinder  na^geboren,  so  wird  der  Erb- 
vertrag nicht  nichtig  und  es  erlangt  jener  auch  nicht  das  Recht  des 
Widerrufs,  aber  sie  kommen  als  Notherben,  die  auf  einen  Pflichttheil 
Anspruch  haben,  wohl  in  Betracht 

*    Beteler,  Erbvertrag  Bd.  II.  S.  172  S. 


9.  Code  eiv.  g.  1082.  Vgl.  oben  g.  194.  B  3.  Pareilte  donation,  quoique  faite 
au  proGt  sealement  des  ^poox  ou  de  Tan  deux,  sera  toajours,  dans  le  dit  cas  de 
sarvie  da  donateur,  pr^sum^e  faite  au  profit  des  enfants  et  descendaDls  h  nattre  da 
mariage. 

iO.  Oesterr,  G.  g.  1254.  Den  Notberbea  bleiben  ihre  Rechte  (gegen  einen  Erb- 
vertrag) wie  gegen  eine  andere  letzte  Anordnung  vorbehalten. 

11.  Erk.  des  O.  A.  G.  in  Darautmdt  (SenferU  Archiv  lY.  138.).  Es  ist  nicht 
ansanehmeD,  dasz  über  den  beabsichtigten  Zweck  (dasz  den  Notherben  der  Pfllchl" 
thtH  nitht  ealsogan  werden  dürfe)  hinaus  auch  die  Famen  der  Berückslchtigang  der 
Notherben  aaf  die  ErbvertrSge  Anwendung  finden. 
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$.  196. 
III.    VonUlditaiszTertnig. 

1.  Der  Vermächtnüxvertrag,  wie  ihn  Haue  gat  benannt  hat,  begrOndet 
eine  singulare  Erbfolge.  Ueber  die  juristische  Natur  dieses  Geschäfts  waren 
die  Alteren  Juristen  sich  nicht  recht  klar.  In  neuerer  Zeit  hat  aber  Betdtr 
die  Existenz  desselben  in  der  Hauptsache  bestritten,  und  nur  ausnahms- 
weise da  eine  Begründung  singulärer  Erbfolge  durch  Erbvertrag  anerkannt, 
wo  das  Erbrecht  überhaupt  noch  den  alt -germanischen  Charakter  der 
Singularsttccession  bewahrt  habe,  und  Gerber^  ihm  folgend,  hat  sogar  den 
ganzen  B^riff  als  eine  »wesenlose  Erfindung  der  Theorie«  ebenfalls  ver- 
worfen. 

Mir  gilt  die  Zulassigkeit  des  Vermächlniszyertrags  schon  darum  als 
nnzweifdhaft,  und  der  Begriff  desselben  als  ein  realer,  weO  es  in  Deutsch- 
land sicher  mehr  einzelne  Erbvertrage  gibt,  durch  welche  der  Erblasser 
dem  Paciscenten  ein  Vermachtnisz,  als  solche,  durch  die  er  ihm  ein 
universelles  Erbrecht  zusichert  Wie  viel  hau6ger  kommt  es  vor,  dasz  ein 
Ehegatte  dem  andern  durch  Vertrag  die  Nutznieszung  an  seiner  Ver- 
lassenschaft  vermacht,  als  dasz  er  Ihn  zu  seinem  Erben  ernennt?  Und 
wenn  auch  diese  Anwendung  aus  der  ehelichen  Sorge  entsprungen  ist,  so 
hat  sie  dennoch  einen  erbrechtlichen  Charakter,  insofern  sie  sich  möglicher- 
weise als  eine  blosze  Zuwendung  auf  den  Todesfall  darstellt  Das  ist  aber 
nur  die  häufigste,  nicht  die  einzige  Anwendung.  Ueberhanpt  ist  es  dem 
deutschen  Rechtsbewusztsein  ganz  natürlich,  nachdem  es  einmal  die  Zo- 
lassigkeit  von  Vermächtnissen  begriffen  hat,  diese  nicht  allein  in  der 
römischen  Form  einseitiger  Willenserklärung  zuzulassen,  sondern  in  Fenn 
des  Vertrages  fett  und  unwiderruflich  zu  machen.  (1.  2.)  Das  schien  um 
so  unbedenklicher,  als  schon  früher  ein  ahnlicher  Effect  auch  in  der  festen, 
nur  zu  festen  Form  der  Vergabung  durch  Auflassung  erreicht  forden 
war.  Es  war  ein  Fortschritt  in  der  Rechtsbildung,  als  man,  was  vordem 
nur  durch  Verauszerung  unter  Lebenden  zu  erreidien  war,  nun  schick- 
licher durch  Vermachtnisz  auf  den  Todesfall  hin  und  dennoch  auf  sichere 
Weise  bewirkte. 


1.  Sehw.  J!p.  2i.  Ist  danae  das  ein  man  stDem  frtande  fuot  schafen  wil  nät^ 
sin€m  iöde^  wil  er  ez  im  sicher  machen,  er  sei  im  eehrift  darüber  geben^  als  enikh 
von  Hpgedinge  gescbriben  st^t;  oder  er  sol  Yür  stnen  rihter  varen  oder  vür  stoeo 
herren  vnde  sol  den  ze  geziage  darüber  Demen  uiide  ander  liate  die  da  b1  slnu  WlI 
er  imz  aber  gar  staete  macben,  so  seze  im  einen  Zins  dar  üz. 

2.  Stadtr.  v.  FFinterthur  y.  1207  %.  20.  Ist  daz  en  man  vnd  aln  vrowa  elicb 
se  enanderen  koment,  swaz  ir  ietweders*  aigens  ze  dem  andern  bringz,  belibent  sfi  toe 
IIb  erben,  macbent  so  das  aigen  nit  en  anderen  nach  swaben  rebt»  daz  wfrt  ledig  iro 
Ietweders  erben  nadi  iro  tode;  machent  aber  afl  es  einen  anders  nack  awabeorelit,  so 
bei  Ir  Ietweders  das  aigen  das  Ime  gemachet  Ist  se  lipdinge  vnz  an  slnen  tot,  Tid 
vallet  denne  wider  an  die  rehten  erben. 
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2.  Ist  aber  die  NaIOrlichkeit  des  Institoles  erkaonl,  so  hitt  es  ancb 
nicht  so  schwer«  die  juristische  Bedentnog  desselben  zn  entrftthseln.  Der 
wesentliche  Unterschied  von  dem  einseitigen  VermAchtnisz  besteht  einfach 
darin«  dasz  dieses  widerruflich,  das  vertragsnidszige  Veraiäditnisz  dagegen 
umMerruflich  ist  Der  Honorirte  erwirbt  durch  den  Vennftchtniszvertrag 
ein  Wartreekt  auf  das  V^inftchtnisz,  nnd  wenn  der  Erblasser  stirbt« 
gegenflber  den  Erben  ein  mrüidui  Reckt  des  Vermttchtnisses.  (3.)  Der 
Erblasser  kann  wohl  unter  Lebenden  Ober  die  vermachte  Sache  frei  irer* 
fdgen^  dieselbe  auch  gOltig  Terfluszern,  und  insofern  mittelbar  allerdings  den 
Inhalt  des  Vermächtnisses  zerstören«  wie  er  auch  dem  eigentlichen  Vertrags- 
erben mittelbar  die  Erbfolge  yerdicbt»  wenn  er  bd  Lebzeiten  sein  Ver-* 
mögen  verschwendet  oder  mit  Schulden  überladet.  Aber  wenn  der  Erblasser 
im  Widerspruch  mit  dem  Vermftchtniszvertrage  eine  andere  UtzUüäU^ 
Verfügung  trifft,  z.  B.  durch  Testament  einem  Dritten  die  Sachen  vermacht« 
die  Gegenstand  des  VermAchtniszvertrages  sind,  so  kann  der  vertragsmflszige 
Honorirte  eine  derartige  Verfügung  anfechten,  wie  der  Vertragserbe  mnea 
seinem  universellen  Erbrecht  widerstreitenden  letzten  Willen.  (4.) 

3.  Ob  das  VermäcMnUz  sdbst  nach  dem  Tode  des  Erblassers  sofort 
dm^h  wirke  —  dasz  der  Honorirte  bei  Lebzeiten  desselben  kein  ding* 
liches  Recht  an  der  vermachten  Sache  habe«  darf  jetzt  wohl  als  ausgemacht 
gelten  — ,  oder  ob  die  Wirkung  zunichst  nur  penönUch  sei  gegenüber  (ie» 
Erben,  hftngt  davon  ab,  wie  die  Wnrkong  der  V^mftchtnisse  überhaupt 
betrachtet  werde.  Das  römische  Recht  in  seiner  späteren  Gestalt  legt  den- 
selben in  der  Regel  dingliche  und  persönliche  Wirksamkeit  bei.  So  weit 
römische  Vorstellungen  in  dieser  Lehre  heirschen«  werden  wir  auch  den 
durdi  VermAchtniszvertrag  Bedachten  ebenso  bdiandeln  müssen.  Dem 
Geiste  der  neueren  deutschen  Rechtsbildung  aber  ist  diese  Regel  keineswegs 
gemflsz.  Vielmehr  werden  wir  durch  dmiselben  zu  weitem  unterscheid 
düngen  genöthigt. 

a)  Ist  Grundeigmihwin  oder  ein  anderes  dingUchee  R$ehi  an  hegendem 
Gute,  welches  zu  seiner  Entstehung  der  Fertigung  tm  GrmuUmeh 
bedarf,  Gegenstand  des  Vermächtnisses,  so  bekundet  dieses  nur 
einen  Titel  zur  Fertigung,  nicht  das  Recht  selbst  in  der  Person  des 
Honorirten. 

b)  Sind  bewegliche  Sachen  vermacht,  so  musz  noch  der  Beiitzeryeerb 
hinzukommen. 


3.  Freut.  Landr.  L  i%  S*  020.  Nur  solche  Sachen  und  Rechte,  worüber 
jemand  darcb  einen  letzten  Willen  xu  verfügen  berechtigt  ist,  kann  er  Andern  darch 
ErbvertrSge  zuwenden. 

4.  Zürcher  Ges.  $•  ^^39.  Der  Yertragserbe  sowohl  als  der  vertragsmäszig  mit 
eknem  YermichtDlSi  ncdachte  haben  gegenüber  dem  Erblasser  ein  Recht,  dasi  der- 
selbe Bieht  dnreh  anderweitige  Yerordnengen  auf  den  TodesCill  hin  ihnen  das  tng^ 
sicherte  Erbrecht  oder  Vermüchtnisz  enuiebe  oder  sdHnilere. 
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c)  Wenn  dagegen  Rechte,  die  schon  durch  Vertrag  bestelll  oder  flber- 
tragen  werden  können,  z.  B.  Nuizmeizung^  oder  Forderungen^  die 
nicht  an  Papiere  geknöpft  sind,  vermacht  worden,  so  stdit  hier  dem 
sofortigen  Debergang  des  Rechtes  selbst  aaf  den  Honorirten  nichts 
im  Wege. 

4.  Ceber  die  Form  des  VermAchtnisz^ertrages  ist  in  der  Hauptsadie 
dasselbe  zu  erinnern,  wie  über  die  Form  des  firbeinsetzungsrertrages.  Die 
Formlosigkeit  paszt  auch  hier  nicht,  und  schriftlidie  oder  gerichtücfae  oder 
Testaments-,  beziehungsweise  Codicillariörm  zu  veriangen. 

5.  Verschieden  von  den  Verm&chtniszvertrSgen  sind  YermäcktniiH, 
welche  nicht  mit  dem  Honorirten  verabredet,  sondern  in  dem  Eri)vertrag 
dem  Vertragserben  auferlegt  werden.  Sie  ziehen  ihre  Kraft  aas  der  GOltigkeit 
und  Wirksamkeit  des  Erbefnsetzungsvertrags.  (5.) 

§.  197. 
IV.    Erbverzicht 

1.  Der  Erbverzieht  ist  ein  Vertrag  zwischen  dem  natürlichen  Erben 
und  dem  Erblasser,  durch  welchen  jener  sein  ErbrecßU  (sowohl  als  Wart- 
recht, als  fOr  den  Fall  des  Todes  als  wirkliches  Recht  zur  Erbfolge)  frei- 
mllig  aufgibt.  Der  Erbverzicht  Idst  die  Erbverbindung  zwischen  Erblasser 
und  Erben,  sein  Gegenstand  ist  das  Erbrecht  selbst,  seine  Wirkung  folglich 
eine  erbreehtUche. 

Schon  früh  kamen  derlei  Erbverzichte  vor,  der  ausgerichteten  Söhne 
zu  Gunsten  der  nicht  ausgerichteten  in  die  Erbschaft  des  Vaters,  oder  der 
ausgesteuerten  Töchter  zu  Gunsten  der  unausgesteuerten.  (1.  2.)  Die  spätere 
Gleichstellung  der  Töchter  mit  den  Söhnen  im  Erbrecht  fahrte  sodann  za 
weiteren  Anwendungen  dieses  Institutes. 

2.  Leichter  noch  als  bei  den  positiven  Erbvertrflgen  kam  die  Ansicht 
in  Aufnahme,  dasz  es  fttr  den  Erbverzicht  keiner  bestimmten  Form  bedürfe. 
Auch  die  neueren  Gesetzbücher,  welche  für  jene  eine  sorgfilltige  Form 
verlangen,  lassen  für  diesen  zunächst  jede  beliebige  Form  der  Willeos- 
luszerung  zu«     Die  altere  Praxis  halte  wohl  die  Bekräftigung  des  Ver- 


5.  Erk.  des  0.  A.  G.  za  Lübeck  {Seafferis  Arch.  VlI.  68.  YIII.  64).  Es  wird 
als  eine  völlig  zaISszige  and  rechtsgöltlge  Yerfügang  erachtet,  wenn  der  Erblasser 
den  Yertragserben  im  Erbvertrage  mit  Vermächtnissen  zu  Gunsten  Dritter  besdiwert. 
{Sog.  eonventioneiie  Fideicommisse,) 

1.  S,  ip.  I.  13.  %,  2.  Hadden  aver  se  (Sohn  oder  Tochter,  die  abgesoodert 
waren  mit  elterlichem  Gute)  ir  ervedetunge  dar  an  verloft,  der  solen  se  umberen,  se 
De  antsegen*t  uppen  hilgen.  Verloften  8e*t  aver  vor  gericbte,  so  mut  men*s  se  bit 
▼ertögen,  den  se's  unscüldich  muten  werden. 

2.  Sehw.  tp.  144.  Cnde  sint  di  killt  diu  üs  gflSUaiel  siot  mit  gdUii«a^  du  « 
sieh  YsnigeB  hÄni  ir  rater  guotes,  es  si  farende  guoi  oder  ander  gnol:  so  Mol  si 
Hit  rehtes  dar  an  van  das  er  iae  gerne  gil.       *" 
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zichtes  darch  Bid  gefordert,  die  neaere  aber  gibt  dem  nnbeschworenen 
Verzichte  voHe  Kraft.  Offenbar  trSgt  die  Yerwechslang  auch  dieses  Erb- 
Vertrags  mit  obligatorischen  Verträgen  <Ke  Hanptschnld  solcher  Zerfahrenheit. 
Eine  strengere,  die  Freiheit  des  Wfliens  rnid  die  Wahrheit  des  Verzichts 
sichernde  (3.)  Form  ist  aber  auch  hier  ein  dringendes  BedQrlnisz.  Das 
mindeste,  was  gejfordert  werden  sollte,  ist  entweder  sekriftKehe,  am  besten 
nctariaüiche,  oder  wenn  eine  mündliche  die  geriehiKche  (4.)  oder  die  TestOF- 
mmUform, 

3.  Der  Erbverzicht  kann  sich  beziehen  auf  das  Erbrecht  in  der 
ganzen  Verla$»eniehaft  oder  auf  einen  Erbtheü,  wie  auch  umgekehrt  darch 
den  Erbeinsetzungsvertrag  der  Vertragserbe  auf  das  Ganze  oder  zu  einem 
Theile  zum  Erben  bezeichnet  werden  kann.  (5.)  Auch  kann  der  Erb- 
yerzicht  auf  einzelne  BestandtheiU  der  Verlassenschaft  gQltig  beschrankt 
werden;  am  ehesten  wird  er  es  auf  solche,  die  ohnehin  einer  besonderen 
Erbfolge  fähig  sind,  z.  B.  auf  ein  Stammgut,  auf  ein  Bauergut. 

4.  Femer  kann  der  Erbverzicht  die  ganze  Erbverbindung  Oberhaupt 
zerstören,  oder  nur  einen  beschränkten  Sinn  haben,  indem  der  Erbe  nur 
im  Verhältnisz  zu  gewiesen  andern  Erben  verzichtet,  dagegen  fQr  den  Fall, 
dasz  diese  Erben  nicht  da  sind,  sein  Erbrecht  beibehalten  will.    • 

Von  dieser  Art  sind  die  Erbverzicbte  der  Töchter  im  Verhältnisz  zu 
den  Sl^men^  oder  zu  dem  Mannsstamm,  Derlei  Verzichte  der  Töchter  sind 
unter  dem  Adel  schon  frühzeitig  aufgekommen  und  in  vielen  Familien  zur 
testen  Sitte  geworden.  Das  Streben  des  Adels,  den  Reichthum  und  das 
Ansehen  des  Geschlechts  auf  die  Dauer  zu  bewahren  und  die  römisch- 
rechtliche .  Gleichstdlung  der  Kinder  mit  ihren  Folgen  abzuwehren,  haben 
dieselbe  sowohl  begründet  als  erhalten.  Vorzüglich  unter  dem  hohen  Adel 
wurde  der  Erbverzicht  geradezu  durch  die  Hausgesetze  den  Töchtern  zur 
Pflicht  gemacht,  und  auch  in  den  reichsritterschaftlichen  Familien,  zuweilen 
auch  unter  dem  Landesadel,  bildete  sich  eine  Ahnliche  Observanz  aus.  (6.) 

3.  LandesgebrSache  des  Hereogthiiins  Franken  v.  1536  (v.  l^euraih  S.  142.) 
S.  38.  So  eine  Erbare  jDDgfran  oder  Frau  ton  Adel  fär  Landgericht  kSroe,  in  Bey- 
aejD  ihres  Gemahles  oder  Caratoria  ordentliche  Terzig  la  than»  soll  rean  anfänglich 
ihr  den  Brief,  so  einer  vorhanden,  oder  die  Sach  mündlich  farbracht  were,  öffentlich 
im  Gericht  verlesen  in  Gegenwarths  ihres  Hauawirths  oder  Gemahels,  demnach  der 
Lantrtchter  dieselbigen  Jungfrauen  oder  ft-auen  durch  zwen  vrtheiler  am  Lantgericht 
aot  der  schranen  fuhren,  heimlich  besprechen  lassen,  ob  sie  solchen  verzig  vom  freyen 
Willen  ihue  oder  thun  wollen,  oder  ob  sie  dazu  gendthiget,  getrnngen  oder  ge- 
zwungen worden  were  oder  forchf  halber  thun  muesta. 

4.  Bayr.  Landr.  lU.  11.  g-  3.  Wird  zwar  lar  sothaoen  Verzicht  der  Eid  nicht, 
wohl  aber  bei  Weibs-Leuten,  oder  andern  der  Rechte  unverständigen  PeraoBen  die 
Certiioration  ^  erfordert» 

5.  Bmyr,  Landr.  IH.  11.  S*  9*  ^^  vornehmste  Wirkung  eines  Erbsehafts- Ver- 
zichts besteht  1.  io  Ausschlieszung  des  Renunzianten  von  der  Erbschaft. 

e.  Bayr.  Ldr.  III.  g-  9«  Töchter  Edelmanns* Frey heits  flihtger  Personen  werden 
sowohl  dem  alten  Herkornmen  nach  als  vermdg  Geoeral-llaiMlats  tob  1072  -~  ohno' 
all  weiterer  Venicht  ipso  Jure  pro  renunciatis  geachtet. 


M6  ^^^  ^'    <^P-  IlL    ▼<">  ^^  ErbTortrigcB. 


Von  da  fing  man  an  iwischen  dem  fremäUgm  xmA  dem  noikwmdigen 
Erbvenicht  za  unterscheiden«  Der  nothwendige  Verzicht  wurde  so  za  einer 
bloazen  freilich  unpassenden  Form,  um  —  ganz  abgesehen  yon  dem  WiHea 
der  Töchter  —  ein  von  dem  gemeinen  Erbrechte  verschiedenes  Famäim' 
Erbrecht  einzufahren  und  festzuhalten.  (7.)  Der  Grund  der  AusschlieamDg 
^  der  Töchter  war  denn  nicht  mehr  der  Verzicht,  sondern  das  autonomische 
Familienrecht,  welches  zu  dem  Verzichte  nöthigte,  und  es  war  nur  eine 
consequente  Erweiterung  dieses  Gedankens,  wenn  der  Verzicht  geradeza 
fttr  überflOssig  erklärt,  und  die  nkht  verxiehimds  Tochter  trotzdem  ab 
virsicht0nd  behandelt  wurde,  indessen  zu  einem  aUgememm  reiehsritter- 
ickaftUchen  Statute  kam  es  trotz  der  Versuche  dazu  (GeiszlingereDtwarf 
von  1653)  doch  nicht,  und  die  Familiensitte  war  nicht  Oberall  gleichmftszig. 
Im  Zweifel  ist  nur  die  Ausschlieszung  der  hochadelichen  oder  der  reichst 
ritterschaftlichen  Töchter  von  dem  Stammgute  anzunehmen,  nicht  aber  von 
der  gemeinen  Erbschaft 

5.  Dem  Verzichte  wird  oft  ein  Yorhehaä  hinzngefOgt,  der  einen  ver- 
schiedenen Dmfiing  haben  kann.  Die  verzichtende  Tochter  z.  B.  behalt 
ihr  Erbrecht  vor  ftkr  den  Fall,  dasz  keine  Söhne  oder  Enkel  von  Söhnen 
da  seien,#oder  für  den  Fall,  dasz  keine  Söhne  und  keine  Nachkommeo 
dieser  vorhanden  seien,  oder  dasz  Niemand  mehr  von  dem  Mannsstamm 
am  Leben  sei.  Der  Vorbehalt:  ^bU  auf  den  ledigen  Anfall"  bedeutete 
gewöhnlich,  Vorbehalt  des  Erbrechts  des  Verzichtenden  beim  Aussterben 
des  ganzen  Hannsstamms:  aber  es  konnte  dann  leicht  Zweifel  «DtsteheD, 
ob  in  diesem  die  Erbtoekter  des  letzten  Manneserben  mitbegrifil»!  sei  oder 
die  verzichtende  Regredienterbin  den  Vorzug  habe.  (7.  8.)  Die  Familien- 
Statuten,  auf  die  es  zunächst  ankommt,  folgen  keineswegs  dersdben  Rich- 
tung, und  auch  die  Gerichtspraxis  war  schwankend  und  zu  verschiedenen 
Zeiten  verschieden,  wie  die  zahlreichen  Beispiele  bei  Neuraih  zeigen. 
Solange  der  Verzicht  gewissermaszen  als  Bestimmung  des  Erbrechts  ange- 
sehen wurde,  —  und  diese  Vorstellung  war  früher  wohl  die  gewöhn- 
lichere —  mochte  die  letztere  Ansicht  vorzüglich  Beifall  finden.  Die 
natürliche  Entwicklung  einer  festen,  nicht  auf  dem  individuellen  Willen 
beruhenden  Familienerbfolge  und  des  Staatsrechtes  war  aber  der  erstem 
Behandlung  günstiger. 


7.  Vertrag  des  Haases  Nattau  y.  178e,  {A^eurath  8.  127.)  sollen  slmmUicbe 
Prinzessinnen  ftiti  und  künftig  ^  pro  ipso  Jare  renonelatis  gehalten  werden  —  za 
allem  Ueberflasz  Jedoch  noch  aber  das  —  ?ermittelst  RcTerses  ~  auf  slromUlcbe 
Nassaaische  Lande  —  «ach  alle  Regredientschaft  la  feneihen  schuldig  und  ge- 
halten aeyn. 

8.  Ntttutu  KaitemelSogifehe  Erbrereinigang  ?.  1607.  {IVltmrmiA  (.  123.)  Trag« 
Sich  auch  sa,  dasi  wir  —  Gebrüder  sammt  unserea  ehelichen  mämmlieÄen  Erben  mit 
einander  mit  Tod  abgehen  — ,  dass  sofern  ?od  der  Naaaaa  Bredaiscben  Linea  iocfe 
kein  Mannslamm  mehr  am  Lehen  sein  würde,  alsdann  aU«  die  Graf-  und  Herr- 
sehaften  ^  wiederum  tarück  auf  der  versterheneo  Linie  Tochter  oder  dero  Ertwe- 
verfall. 
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Die  juristische  Bedeotong  des  Vorikeheltes  ist  mOgUcher  Weise  eine 
doppelte : 

a)  indem  er  den  Verzieht  besehrämkt;  dann  tritt,  soweit  die  Besdirtnknng 
reicht,  das  regdoiftsrige  Erbrecht  wieder  in  Kraft,  wie  wenn  kein 
Venicfat  geschehen  wiire; 

b)  indem  darin  die  Zmichming  eines  Erbreehti  für  gewisse  Torans- 
gesehene  FäHe  Kegt,  also  eine  tubeidiäre  Erbeüuetsimg,  die  wie  jeder 
andere  Erbeinsetzungsvertrag  wirkt 

6.  Die  eigenliiehe  Wirkung  des  Erbverzichtes  ist  eine  negatiüe. 
Erwirbt  aber  daraus  nicht  auch  der  Erbe,  zu  dessen  Gunsten  der  Verzicht 
geschehen  ist,  positive  Rechte?  Nicht  immer  geschieht  der  Verzicht  zu 
Gunsten  eines  andern  Erben,  es  kann  die  Meinung  auch  die  sein,  dem 
Erblasser  unbeschrankte  Testirfreiheit  zu  verschaffen.  Aber  gewöhnlich 
ist  die  Absicht,  das  Erbe  ungetheilt  anderen  Anverwandten  zu  sichern. 
Hier  sind  folgende  Falle  zu  unterscheiden: 

a)  Der  Verzicht  geschieht  ohne  Mitwirkung  des  Eri>en,  zu  dessen 
Gunsten  verzichtet  wird.  Dann  wirkt  derselbe  nur  mittelbar  auf 
die  Rechte  dieses  Erben  ein.  Bei  dem  Tode  des  Erblassers  hat  der 
Verzichtende  kein  Erbrecht,  und  die  Erbschaft  wird  daher  ohne 
Rücksicht  auf  ihn  deferirt  Insofern,  um  dieser  Wirkung  willen, 
kann  sich  der  natflrliche  oder  der  Testamentserbe  wohl  auf  den 
Verzicht  berufen.  Aber  im  übrigen  kann  er  sein  eigenes  Erbrecht 
in  keiner  Weise  auf  den  Verzicht  gründen.  Wenn  daher  der  Erb- 
lasser E  nach  der  Verzichtleistung  den  Verzichtenden  B  durch  ein 
Testament  zum  Erben  eingesetzt  hätte,  so  könnte  diesen  der  natürliche 
Erbe  A  nicht  auf  Grund  des  Verzichtes  ausschlieszen.  Vielmehr 
würde  dem  B  die  Erbschaft  ex  testamento  deferirt  werden. 

b)  Der  Erbe  A  wirkt  mtir  bei  der  Verzichtleistung  des  B.  Dann  ist  der 
Erbverzicht  des  B  mit  einem  Erbeinseizungs^ertrag  zu  Gunsten  des 
A  verbunden,  und  aus  diesem  hat  der  A  ein  Recht,  eine  ihm  nach- 
theilige letztwillige  Anordnung  des  Erblassers  anzufechten. 

Nicht  von  erbrechtKcher  Bedeutung  ist  es,  wenn  etwa  B  sich  obhga- 
toriseh  dem  A  gegenüber  zum  Verzicht  auf  die  Erbschaft  des  E  verpflich- 
tet hat 

7.  Aus  der  Verzichtleistung  eines  Erben  auf  sein  Erbrecht  folgt  zu- 
nächst nur  das  mit  logischer  Nothwendigkeit,  dasz  sein  Erbredit  untergehe, 
nicht  aber,  dasz  auch  das  Erbrecht  seiner  Nachkommen  mit  zerstört  werde, 
so  wenig  als  aus  der  Enterbung  des  Sohnes  die  Enterbung  der  von  ihm 
abstammenden  Enkel  folgt  Selbst  wenn  jener  für  sich  und  seine  Erben 
verzichtet  hat,  läszt  sich  zunächst  nur  im  Sinne  des  römisch-rechtlichen 
Gedankens  dasz  der  Erbe  die  Person  des  Erblassers  fortsetze,  behaupten, 
seine  Nachkommen  müssen  die  Verzichtleistung  respectiren,  wenn  und  in- 
soweit sie  als  seine  Erben  ihm  nachfolgen.  Haben  sie  aber  etwa  seine 
Erbschaft  ausgeschlagen,   so  können  sie  ihr  selbstlbdiges  Erbrecht  in  der 
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Erbschaft  des  GrossYaters  dennoch  gelten  machen,  wenn  jener  Tor  diesem 
verstorben  ist 

In  den  wichtigsten  Anwendungen  des  Brbvenichtes  aber  kann  diese 
Anffassong  nicht  befriedigen«  Wflrde  dieselbe  auch  anf  den  firbyerzicbt 
adeliger  Töchter  ausgedehnt,  so  würde  offenbar  der  ganze  Zweck  dieses 
Institutes  g^hrdet  Ebenso  erscheint  es  höchst  bedenklich,  die  Kinder 
einer  ausgerichteten  Bauemtochter,  die  auf  die  TAterKche  Erbschaft  fDr  sich 
und  ihre  Nachkommen  yerzichtet  hat,  nach  ihrem  Tode  in  die  Erbschaft 
ihres  Groszraters  zuzulassen.  In  beiden  Fftllen,  yonfiglich  aber  in  dem 
ersten  dient  die  Verzichtleistung  der  Tochter  dem  Interesse  der  Familie 
und  wird  gewissermaszen  von  dem  Geiste  der  Familie  gefordert,  wdcher 
die  Güter  bei  dem  Mannsstamme  erhalten  will.  Sie  wirkt  daher  da  auch, 
soweit  diese  Rücksichten  antreffen,  über  die  Person  und  das  Leboi  der 
Tochter  hinaus  und  umfaszt  die  von  ihr  geborenen  oder  abstammenden  Fa- 
milienglieder. Wir  begreifen  es  daher«  wenn  manche  Gesetzgebungen 
dem  Erbverzicht  geradezu  eine  das  natürliche  Erbrecht  nicht  bk>sz  des 
Verzichtenden,  sondern  ebenso  seiner  Linie  unterbrech^de  und  auflösoide 
Wirkung  beilegen,  und  halten  diese  Anffiusung  überhaupt  für  gemisz  dem 
Geiste  des  deutschen  Erbrechts.  (9 — 11.) 

*  CoNJt.  V.  Nmraüiy  Von  der  Regredienterbscbaft  Giesien  1807.  B^ 
Hier,  Erbvertrage  III.  S.  215  ff.  it^icKer,  in  der  ZeiUch.  f.  D.  R.  VI.  Nr.  6. 
«b4  XV.  Nr.  1. 

§.   198. 

V.    Einzelne  Arten  der  ErbvertrAge. 
1.    ErbTerbrädemog. 

1.  Schon  im  XIV.  Jahrhundert  kamen  in  den  dynastischen  Familien 
des  deutschen  Reiches  sogenannte  Erbverbrüderungen  auf,  durch  welche 
sich  ganze  Familien^  oder  verschiedene  Linien  eines  Geschlechtes  für  den 
Fall  des  Aussterbens  einer  Familie  oder  Linie  der  andern  die  Erbfolge  in 


9.  OetUrr,  Ges.  g.  651.  Wer  ober  sein  Erbrecht  selbst  gültig  Terfugen  kwo, 
ist  auch  befagt,  im  voraus  darauf  Verxicht  lu  thon.  Eine  solche  Venichtleistoog 
wirkt  auch  auf  die  MaehkommeD. 

10.  Sayr»  Landr.  III.  11.  g.  3.  in  Kraft  deren  nicht  nur  Renancians  für  seioe 
Person  sondern  aach  für  seine  Kinder  und  Descendentan  ohne  Unterschied,  ob  sie 
tempore  renonciationis  schon  bei  Leben  gewesen  oder  nicht,  ob  sie  Renancianioi 
geerbt  haben  oder  nicht,  auch  ob  Renuncians  vor  oder  nach  dem  Erblasser  gesiorbeo 
sei,  von  der  renancirten  Erbschaft  ^  abgeschlossen  ist. 

11.  Zürcher  G.  g*  ^^31.  Wenn  Jemand  durch  ErbTertrag  mit  dem  Erbliflser 
auf  sein  gesetzliches  Erbrecht  Verzicht  leistet,  so  wird  durch  den  Yenicht,  so  weit 
er  reicht,  das  erbrechtliche  VerhSltnisi  des  Erben  in  der  Weise  zerstfirt,  disf  die 
Erbschaft  weder  ihm  selbst  noch  wen»  er  den  Tod  des  Erblassers  erlebt,  Mineo 
durch  ihn  Termittelten  Wachh— wen  anflllt. 
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die  hinterhssenen  Herrschaften  und  Goter  zoncherken.  (1.  2.)  Man  dachte 
sich  dabei  die  Familie  als  ein  durch  die  eheliche  Blatsverbindnng  zusammen* 
gehaltHies  Ganzes,  als  einen  Gesammtkörper,  mit  einem  bestimmten, 
von  den  lebenden  Familienglledem  ausgesprochenen  Familienwillen«  welcher 
ihr  Leben  auch  för  die  Zukunft  bestimme,  und  den  auch  die  spateren 
Generationen  zu  beachten  haben.  Der  genossenschaftliche  Charakter  der 
deutschen  Famflie  hat  in  diesem  Institute  emen  nicht  blosz  thatsächlichen, 
flondem  zugleich  rechtlichen  Ausdruck  geAmden.  (§.  99,  3.) 

Die  Erreichung  dieses  Zweckes  schien  aber  in  alterer  Zeit  nur  so 
möglich,  dasz  schon  bei  Lebzeiten  beider  Familien  der  erbberechtigten  Fa- 
milie MDtrhliche  Rechte  an  den  Gütern  verliehen  wurden,  in  die  sie  beim 
Aussterben  der  regierenden  Familie  succediren  sollte.  Beim  AUod  geschah 
das  durch  die  Auflassung,  bei  I^hen  durch  Belehnung  zu  gesammter  Hand. 
Die  Unterthanen  leisteten  dann  auch  ihr  die  Huldigung. 

Starb  die  eine  Linie  aus,  dann  trat  nicht  etwa  wer  von  dem  gemein- 
samen Stammvater  beider  Linien  aus  betrachtet  der  nächste  Sippe  war, 
sondern  wer  in  dem  überlebenden  Hause  als  Familienhaupt  das  Begiment 
führte  ein,  und  übernahm  die  erledigten  Länder,  an  *denen  er  zuvor  schon 
eine  bestimmte,  aber  besehrankte  Herrschaft  i^esessen  hatte.  Auch  darin 
auszerte  sich  wieder  die  Zusammengehörigkeit  der  ganzen  Familie. 


1.  Dipl.  a.  1334.  {Hraai  §.  193.  I.)  Wir  Ladowicb  —  Roimscber  Cheysir  — 
bekenneD  —  daz  —  Ludawich  —  lfargra?e  xa  Brandinburg  unsir  ersibomir  san  mit 
nnserm  gtiUo  Willin  -^  das  Land  and  die  Marke  zo  Brandenburg  —  gegebin,  ge- 
machit  und  gescbafflt  bat  dem  bocbgebomin  Fürstin  Stepban.  Ludowicb,  Wilbelm 
und  andirn  unsirn  Sunln,  ob  wir  roer  —  Sane  gewinnin,  sinin  Bradirn  und  irin 
Erbin.  —  Were  daz,  daz  er  ane  Sane  yorfare  on  abe  ginge,  —  so  sol  das  yorgenant 
Lanl  yorrallln,  karoin  und  erbin  an  St.  L.  and  W.  und  andir  Ire  Bradir,  ob  wir 
mebr  Sone  gewinnin.  So  babin  da  wiedir  die  vorg.  Farstin  St.  L.  and  W.  —  La* 
dowicbin  dem  MargraYin  za  Brandenbarg  and  sienin  Sanin  »  nach  ansirm  tode 
gebin  geroacbit  and  gecbaffit  daz  Lant  zo  Beyern  a.  s.  f.  ^  ob  sie  an  Erbin  vor- 
Turin  und  abegingin.  —  Und  zu  einir  stetin  Sieber belt  so  Torlibin  wir  ^  den  Tor- 
genantin  Farstin  and  iren  Erbsonen  tu  ge»amier  hamd  die  rorgenannte  Lant  gut  and 
late  beidirsit  — ,  die  ron  uns  und  dem  Riebe  zu  Leb  in  gen.  Auch  setzen  wir  sie 
beidirseit  bei  lebindigin  unsirn  leibe  in  nutz  gewalt  und  volle  gevoehr  der  lande  und 
der  gute.  Zu  arcbunde  disser  macbunge  und  zur  eignir  rechtin  gewehr  suln  unsirs 
Suns  des  Margrayln  Amtlute  —  zu  einim  rechtin  Zinse  und  Dienste  alle  Jar  200 
Marg  Silbers  gebin  St.  L.  and  W.  und  ir  Erbin  und  ir  Ampllut  —  auch  za  einim 
Zinse  und  Diensie  alle  Jar  dem  L.  Margravin  —  100  Marg  Silbers  ~  von  irin  Vorg, 
Letndin  und  Guten. 

%  Dipl.  a.  1614.  BrbTerbrüderung  der  Häuser  Smcheen^  BrandenSurg  und 
Meeem  (Hrsmi  g.  193.  5.)  111.  (Wen)  sieb  das  ganUe  Cbar-  and  Forstllcbe  Haosz 
Sachsen  verledlgte,  so  sollen  —  die  Cbarffirsten  zu  Brandeoburg  einen  and  die  Laad- 
grafen  zu  Hessen  zwei  Theil  —  zu  Erben  haben.  —  Da  auch  onter  TorgeDanlan 
dreyen  Hlaszem  ~  eines  abetorbe,  —  so  sollen  dieselMgen  swey  überbliebene  HHaser 
nichts  desto  weniger  in  dieser  Erbyerbröderung  gegen  einander  ewiglieh  yerbarreo. 
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3.  Spilter  haben  anch  die  BrfayerhfOjenmgcD  eineD  andern  nock  eaU 
eehiedener  erbrechÜieheH  Charakter  angenommen.  Bb  war  das  eine  Folge 
der  verinderten  Ansichten  Ober  letctwillige  Verordnnngen.  Man  hidt 
nimlich  dann  es  nicht  mehr  fQr  nflthig,  schon  hei  Lebieiten  des  Erblassen 
dem  Vertragserben  ein  dingliches  Herrschaftsrechl  an  den  Gtttem  m  ver- 
schaffen, sondern  begründete  lediglich  durch  Erbrertrag  ein  Suecernfmi- 
recht  zn  Gunsten  des  erbverbrOderlen  Hauses. 

3.  Diese  ErbTerbrOdemngen  kommen  tkbrigens  in  der  Regd  nur 
nntw  dem  hohen  Adel  vor,  und  da  dieselben  meistens  UoheiUrechU  be- 
tr^en,  so  haben  sie  insofern  der  Entwicklung  des  neueren  Staatsrechtes 
gemAsz  einen  etaaUreehtlichen  Charakter  annehmen  mflssen,  und  sind  daher 
dem  Gebiete  des  Privatrechts  und  des  Privatvertrages  entrückt  und  als 
Acte  der  Staaitverfauung  (Thronfolge)  auch  den  formeUen  Erfordernissen 
des  heutigen  Staatsrechtes  unterworfen  worden. 

*    BtsiUr,  Erbv.  I.  S.  2^  ff.  Hl.  S.  90  ff. 

ErbvertrXge  uoter  Ehegatten. 

1.  Die  Brbwrträ^  mUer  Ehegatten  untersdieiden  skh  Toa  blosMi 
Eheverträgen  (1.)  dadurch,  dasz  die  ersteren  auf  den  Todesfall  hin  eines 
Ehegatten  die  erbrechtlichen  Verhältnisse  des  andern  direct  feststellen,  wahreod 
die  letztem  zunächst  das  Güterrecht  während  der  Ehe  ordnen,  und  wenn  sie 
auch  auf  die  Rechte  der  überlebenden  Gatten  einen  Einflusz  haben,  dieser 
Einflusz  doch  nur  als  die  mitteWare  Folge  des  eheliche  Güterrechts  er- 
scheint. (2.)  Von  wechselseitigen  Testamenten  aber  unterscheiden  sie  sieb 
durch  die  Vnmderruflichkeit,  die  ihnen  als  Erbvertragen  zukommt  Pßcht 
selten  aber  sind  sie  mit  Eheverträgen  verbunden,  wenn  in  demselben  Vertrage 
sowohl  das  Güterrecht  während  der  Ehe  als  die  Erbfolge  nach  Auflösung 
der  Ehe  normirt  wird.  An  dieser  Verbindung  eines  FamiUen-  und  eiiies 
erbrechtlichen  Vertrages  nimmt  das  deutsche  Recht  keinen  Anstosz«  indem 


1.  Const.  elect.  Sax.  43.  P.  II.  (fO-aut  $;  194. 1.)  Nachdem  die  EhesUfftnogeo 
Contracte  seyn,  so  ist  es  auch  genug,  wann  zwene  Zeugen  oder  drey  darbey  gewe 
sen :  do  es  aber  mit  denen  Ehestifllangen  die  Gelegenheit  hätte,  dasx  sie  in  vim  cod- 
tractos  nicht  Itönnen  erhallen  werden,  als:  da  die  Erbschalfl  auf  den  TodesfUI  darin- 
nen vermachet,  ond  es  seynd  fünff  oder  mehr  Zeugen  darbey  gewesen,  so  soUea 
solche  EhestiflTlaDgen  in  Tim  ultimae  Tolnntatis  kräffUg  erkandt  werden. 

2.  Frexhnrg,  Stadtr.  v.  1520.  III.  2.  Wir  lassen  ouch  zuo  dem  gemeinen  prodi 
noch,  das  man  in  eeberedangen  von  erbflillen  wol  reden  ?nd  versehung  thnn  mag. 
Es  sollen!  nach  die  beredangen  zwfischen  elutea  Rirgeiiommen  werden  in  bysio  bei- 
der partthlen  nehster  fk*fintscbaffl  oder  anderer  ersamen  ifltenzu  dem  miosten  sveyer 
und  nit  in  winckeln  —  bescbeben.^  Wölfen  aber  die  eelfit  beyde  by  leben  —  eodnug 
in  solchen  berednüszen  fBrnemen,  nnb  goU  oder  en  willen  ein  firuDdcD  gattitoa 
oder  sonst  ichts  vennaehen  oder  TerordBen,  —  das  soHend  sy  yor  ans  —  In  gen»- 
nem  Bat  thon. 
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Iwide  ans  deneltien.  Qudle  —  ehelicher  Lfebe  und  Sorge  -^  entspringee, 
und  das  deutsche  Erbrecht  selbst  wesentlich  nur  ein  sBceessives  Familien- 
recht  ist 

2.  Derlei  Erbverträge  (Ehe$tift%mg9%  in  Hamburg  Ehexärier  genannt) 
können  von  den  Verlobten  im  Hinblick  auf  die  zakfinftige  Ehe»  oder  von 
den  Ehegatten  nach  der  Heiriith  abgeschlossen  werden  (3.):  tmd  unter  allen 
positiven  Erbvertrfigen  haben  sie  den  besten  Grund.  Dessen  ungeachtet 
verdient  es  keine  Billigung,  wenn  einzelne  Landesrechte  und  die  gemeine 
Theorie  die  Form  derselben  für  unerheblich  erklärt  Vielmehr  ist  die  Auf- 
fassung der  meisten  Landesrechte,  die  eine  bestimmte  Form,  je  nach  Landes- 
Obung  oder  Gesetz  eine  schriftliche  oder  besser  noch  eine  der  öffent- 
lichen Controle  unterliegende  (der  Testamentsform  analoge)  (4.)  Form  ver- 
langen, der  Natur  des  Institutes  gemä$zer>  und  es  darf  jedenfaUs  nicht 
leicht  von  der  durch  die  Landessitte  eingeführten  Form  abgegangen  werden. 
Manche  Statuten  schreiben  hier  die  Zuziehung  der  Verwandten  vor.  (2.) 

3.  Der  Inhalt  des  Erbvertrages  kann  Erbeinsetzung  des  Oberlebenden 
Eh^atten,  oder  ein  Vermächtniiz  zu  dessen  Gunsten  sein.  HAufig  wird  der 
Nieszbrauch  vermacht  (5.  6.)  Auch  das  neuere  Witthum  bat  insofern  es 
durch  Vertrag  bestellt  wird,  nun  diesen  erbrechtlichen  Charakter  angenom- 
men (§.  158.  §.  196).  Für  die  erbrechtliche  Stellung  des  fiberlebenden 
Ehegatten  ist  die  Analogie  des  etatutarüchen  Eherechu  zu  beachten,  mit 
dem  das  Gedinge,  wie  Beieler  (UL  S.  137)  gut  gezeigt  hat  sowohl  histo- 
risch als  dem  innern  Grunde  und  Ziele  nach  nahe  verwandt  ist. 

4.  Die  Beziehung  dieser  Erbverträge  zu  der  Ehe  gehört  zu  ihrer  Natur 
und  um  deszwillen  erfordern  sie  auch  eine  besondere  Behandlung.  Sind 
sie  schon  unter  Verlobten  zu  Stande  gekommen,  so  haben  sie  in  der  Regel 


3.  Bayr,  Laodr.  |.  ö  g.  29  Die  zwischen  Braut-Personeo  oder  Eheleuten 
ihrer  Guter,  Kinder,  Succession  oder  anderer  Ehe-Sachen  halber  vorgehende  Bere- 
dungen und  Gedinge  —  mögen  2)  sowol  vor  als  nach  der  Copufation  —  errichtet 
werden,  doch  soll  solches  3}  «wischen  SiegelmSstigen  Personen  allzeit  unter  eigner 
schriftlicher  Fertigung,  hey  andern  aber  vor  ordentlicher  —  Obrigkeit,  hey  Vermeidung 
der  Ungültigkeit  geschehen. 

4.  OesUrr,  G.  S*  1249.  Oben  g.  195.  B.  4. 

5.  Rf  Script  der  Oldenburg.  Reg.  Kansiei  [Kraut  g.  i94.  6.),  dasz  auf  dem  Lande 
nach  der  Observanz  und  PrSjadicien  die  in  den  Ehestiftungen  beftndliche  Clausel: 
läng-si  ItiS  iängti  Gut,  an  und  Tür  sich  selbst  und  wenn  nichts  anders  verabredet 
oder  an  dem  Orte  hergebracht  sei,  nur  den  usum  fructum  ad  dies  vitae  impertire 
und  nicht  vom  Erbe  oder  Eigeuthume  zu  verstehen  sei. 

6.  TVammer,  Hamburg.  Erbrecht  II.  8.  275.  Die  Ehezirter  der  gegenwirtigen 
Zeit  trelTen  hinsichtlich  der  Erbvertheilung  nicht  blosz.  sondern  auch  hinsichtlich  der 
Erbfolge  die  ausgedehniesten  Bestimmungen.  Insgemein  werden  dem  Lttngstlebenden 
der  Eheleute  auch  Tur  den  Fall  kinderloser  Ehe  Besitz  und  Gennsz  seiner  Ver- 
fügungsfreibeil  hinsichtlich  der  gemeinschaftlichen  Guter  gesichert  Die  Wirksamkeit 
dieser  letztwilligen  Anordnungen  wird  fast  allemal  ausdräcklich  auf  den  Fall  der 
Kinderlosigkeit  beschrankt. 

Bluntacbli,  deutsches  Privatrecbt.  2.  AulL  36 
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Dur  insofern  GoMgkeit«  als  die  Ehe  vor  dem  Tode  des  einen  Theiles  wiik- 
lieh  sa  Stande  gekommen  ist,  und  haben  die  Ehegatten  den  Vertr^  ein- 
gegangen, so  ist  derselbe  auch  nur  onter  der  Voranssetzang  wirksam,  dasz 
die  Ehe  bis  m  dem  Tode  des  Erblassers  fortgedan^  habe.  Die  Scheidwi 
serstOrt  wie  das  gesetdiche  Ehereeht  des  Deberlebenden,  so  auch  das  Ter- 
tragsmüscige  Erbrecht  des  flberlebenden  Theils. 

5.  Anch  das  Verhältnisz  zn  den  Notherben  verdient  um  deszwiOen 
eine  eigene  Erwflgung.  Zunächst  kommt  zwar  auch  hier  die  allgemeiDe 
Rechtsrege]  zur  Anwendung,  dasz  die  Notherben  insoweit  berechtigt  seien 
einen  Erbvertrag  anzufechten,  als  und  insoweit  durch  denselben  ihr  Pflicbt- 
theilsrecht  verletzt  wird  (§.  195.  6).  Aber  es  kommen  hier  oft  noch  in 
den  verschiedenen  Rechten  im  Verhältnisz  vorzOglich  zu  den  Kindem  an- 
dere Grundsätze  mit  in  Retracht,  welche  ihre  Wurzel  wieder  in  der  engen 
Reziehung  dieser  Erbverträge  zu  der  Ehe  und  dem  nächsten  Familienlebeo 
haben,  nämlich: 

a)  Die  Ansicht,  die  manchenorts  zu  Gewohnheitsrecht  erwachsen  ist,  dasz 
derlei  Erbverträge  nur  unter  der  Voraussetzung  einer  unbeerbten  Ehe  (8.; 
gemeint  und  daher  Qberall  ungültig  seien,  wenn  der  Erblasser  aacb 
eheHche  Kinder  hmterlasse.  Das  Sprichwort:  i»Kinderzeugung  hrickt 
Eheütiftungfn  schlieszt  auch  diesen  Gedanken  ein,  der  indessen  sich  nidrt 
von  selbst  versteht 

b)  Der  in  entgegengesetzter  Richtung  liegende  Rechtssatz  anderer  Stataien 
oder  Gewohnheitsrechte,  dasz  die  Kinder  die  Erbeinseizung  des  fiber- 
lebenden Ehegatten  —  ihres  Vaters  oder  ihrer  Mutter  -^  nicht  aos 
dem  Grunde  der  Pflichttheilsverietzung  anfechten  dOrfen,  wdl  und  in- 
sofern die  Sorge  für  jenen  mittelbar  auch  die  Sorge  f&r  sie  umschliesR 
und  ihr  Erbrecht  für  die  Zukunft,  nur  auf  einem  Cmw^e  doch  ge- 
sichert sei.  (7.)  Diese  zweite  Ansicht  erscheint  besonders  da  natflriich, 
wo  die  Gütergemeinschaft  als  eheliches  Güterrecht  eingeft&hrt  ist,  ood 
abgesehen  von  individueller  Willensaoordnung  dem  Überlebenden  GiK- 
gatten  ausgedehnte  Erbrechte  zugestanden  werden. 

•    Bt$ekT,  Hl.  S.  107  «f. 

7.  Erk.  des  O.  A.  G.  zu  Oldenburg  {Seuferis  Archiv  I.  90.)  Das  deolscbe 
Recht  lisii  keine  game  r8ei(sickt8io8e  Aaesehlieszang  der  Notherben,  namentlich  der 
Kinder  tu,  wohl  aber  eine  Zurdckstellong  Ihres  Erbrechts  gegen  das  der  EhegaUn 
und  ihres  leibliehen  Erzeugers,  in  dem  Vertrauen,  dasz  dieser  von  den  ihm  gegebeiKfl 
Rechten  keinen  lliszhranch  machen  werde  und  den  Kindem  in  der  natärlicbeo  Uf^ 
des  überlebenden  Parens  ihre  Erhansprflche  an  dem  wihrend  der  Ehe  vereiDtoo,  <vf 
den  letzteren  in  seiner  Gesamratheit  übergegangenen  Vermögen  auf  dessen  Todcsl^H 
gesichert  bleiben. 

8.  Erk.  des  O.  A.  G.  zu  trimbmdem  [Semite  Arch.  VII.  64).  Solche  -  ^^ 
and  Erbveririge»  In  welchen  der  Kinder,  die  in  der  Ehe  geboren  werden  |[6nDtaif 
nicht  gedacht  wird»  werden  nur  fAr  den  Fall,  dasz  die  Ehe  kinderlos  bleibe  odir 
doch  die  Kinder  vor  dem  Schenker  ohne  Desceodeni  Tefsterben  sollten,  elii8eg>iW^ 
erachtet. 
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Viei'tes  Capitel. 

Vom  TestamenL 

§.  200. 
I.    Natar  des  neueren  Testamentes. 

1.  Die  Ausdrücke  »Geschäfte«  und  »GemAchde«  sind  allmählich  in 
Vergessenheit  gerathen  und  haben  der  römischen  Bezeichnung  »Testamentn 
weichen  müszen.  Ueberdem  hat  mehr  und  mehr  die  römische  Theorie  und 
Gesetzgebung  Ober  die  Testamente  bis  ins  Einzelne  Aufnahme  und  Verbrei- 
tung erlangt.  Aber  die  eigen thQmlichen  Anschauungen  und  Gedanken, 
welche  den  alten  Geschäften  zu  Grunde  liegen  und  ihre  Anwendung  be- 
stimmen und  begränzen,  sind  keineswegs  mit  der  alten  Bezeichnung  unter- 
gegangen, und  dem  modernen  Rechtsbewusztsein  wie  der  Uebung  der  In- 
dividuen ist  trotz  der  völligen  Romanisimng  der  Doctrin  die  Acht-römische 
Vorstellung  von  Testament  bis  auf  unsere  Tage  fremd  geblieben.  Auch 
diese  ursprünglich  durchaus  römische  Institution  hat  doch  um  des  Zusam- 
menhanges willen  mit  dem  neuern  Familienleben  einen  ganz  anderen  Cha- 
rakter erhalten,  die  römische  Pflanze  bat,  übergepflanzt  in  den  Boden  der 
heutigen  Welt«  eine  wesentliche  Veränderung  erfahren. 

In  ganz  Deutschland,  man  kann  sagen  in  ganz  Europa,  hAlt  im  wirk- 
lichen Leben  Jedermann  noch  an  dem  Grundprincip  des  germanischen 
Rechtes  fest,  dasz  in  der  Regel  die  Erben  schon  durch  die  Natur  bestimmt 
seien :  und  wenn  die  Völker  nun  auch  sich  an  Testamente  mehr  als  früher 
gewöhnt  haben,  so  verhält  sich  doch  —  im  entschiedenen  Gegensatz  zu 
den  Römern  —  die  auf  Testament  gegründete  Erbfolge  zu  der  gesetzlichen 
Famüienerbfolge  nur  wie  die  Ausnahme  zur  Regel.  Der  Satz  des  römischen 
Rechtes,  der  den  Neuern  von  jeher  so  rAthselhaft  vorgekommen  ist,  und 
doch  aus  der  Grundanschauung  des  römischen  Erbrechts  sich  von  selbst 
versteht:  ^,Nemo  pro  parte  testatus,  pro  parte  intestatus  decedere  poteit,*^ 
ist  daher  von  dem  Standpunkte  des  heutigen  Erbrechtes  aus  verkehrt  und 
völlig  unhaltbar.  Ganz  im  Gegentheil,  es  entspricht  der  heutigen  Denk- 
weise, die  gesetzliche  Erbfolge  als  die  natürliche  vorauszusetzen,  wenn  man 
durch  Testament  etu)as  daran  verändern  wUL   (1.  2.)    Es  ist  daher  gar 


1.  Freust,  Landr.  I.  12.  %>  45.  (Der  Erblasser)  kann  auch  nur  über  einen  Theil 
seines  Nachlasses  verordnen,  und  es  in  Ansehung  des  Ueberrestes  bei  der  gesetzlichen 
Erbfolge  lassen.  %,  46.  Auch  ohne  Benennung  irgend  eines  Erben  kann  er  über 
einzelne  Theile  oder  Stücke  seines  Nachlasses  verfügen. 

2.  Code  cio.  g.  967.  Toute  personne  pourra  disposer  par  testament  soit  sous 
le  titre  d*instilution  d*h6ritier,  soit  sous  le  titre  de  legs,  soit  sous  toute  autre  d6no- 
mination  propre  k  manifester  sa  volonte. 
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wohl  denkbar,  dasz  in  einem  Erbfalle  die  gesetzliche  Erbfolge,  ond  eioe 
Erbfolge  aus  Testament  nnd  aus  Erbvertrag  zugleich  vorkommt  i3.' 

2.  Die  Form  des  Testamentes  wird  nun,  soweit  nicht  hergebrachte 
Hebungen  oder  besondere  Landesrechte  etwas  anderes  bestimmen,  nach  den 
Vorschriften  der  Justinianischen  Gesetzgebung  beurtheilt  Indessen  ist  ao! 
der  Sitte  der  älteren  Geschäfte  die  gerichtliche  Form  der  Eröffnung  des 
letzten  Willens  vor  Gericht  (4.),  welche  sodann  in  manchen  Gegenden  io 
die  Form  der  ErkUtnmg  %u  Protokoll  vor  Notar  and  Zeugen  umgewandelt 
worden  ist,  auch  abgesehen  von  der  Reception  des  römischen  Rechte 
practisch  geblieben,  und  es  ist  die  eigenthümliche  neuere  Form  der  Ueber- 
gäbe  eines  schriftlichen  Testaments  an  das  Gericht  (oder  den  Notar)  zw 
Außetrahrung  ohne  Eröffnung  seines  Inhalts  ergänzend  hinzugekommen. 

Daneben  sind  sehr  häufig  in  den  Landesrechten  eigenikümliche,  m 
den  römischen  Vorschriften  abweichende  Formen  des  Testamentes  vor- 
geschrieben,  und  es  läszt  sich  nicht  verkennen,  dasz  die  neuere  Recbls- 
bildung  geneigt  ist,  die  Form  des  Testamentes  zu  vereinfachen:  eine  Ten- 
denz, welche  nicht  willkürlich  launenhaft  ist,  sondern  in  der  veränderteo 
Grundansicht  über  das  Testament  ihre  Erklärung  findet. 

3.  Eine  Folge  und  eine  weitere  Aeuszerung  dieser  veränderten  (jrood- 
ansichten  ist  es  femer,  wenn  die  Erbeintetzung  nicht  mehr  wie  bd  deo 
Römern  als  der  wesentliche  und  nothwendige,  sondern  nur  als  mogliekr 
Inhalt  eines  Testamentes  betrachtet  wird.  (5.  6.)  Auch  in  dieser  wich- 
tigsten Beziehung  unterscheidet  sich  das  Testament  der  modernen  Rechb- 


3.  Oestem  Ges.  8.  534.  Die  —  drei  Arteo  des  Erbrechts  könoen  aucb  oeba 
einander  bestehen,  so  dasz  einem  Erben  ein  in  Beziehung  auf  das  Ganze  besWaaow 
Theil  ans  dem  letzten  Willen,  dem  andern  aus  dem  Vertrage  und  einem  dritteo  ans 
dem  Gesetze  gebührt. 

4.  Preyburg,  Stadtr.  v.  1520.  Welcher  ein  Testament  machen  vnd  darin  rrbcfl 
setzen  wil,  der  sol  solich  testament  zum  minsten  vor  fQnff  erkorn  glaubbaffÜiRii 
maDSzpcrsonen  —  setzen  vnd  vftrichteD»  vnd  sollen  under  denselben  —  zum  niotM 
zwen  RatiXrüDd  sin.—  Es  sollen  ouch  solche  testament  allein  durch  uosre  geackvor- 
nen  amptschriber  geschriben  —  sin. 

So  verr  aber  vnser  burger  vnd  angebörigen  vor  uns  in  gesesznem  Rat  oder  w 
dem  Stadtgericht  fr  tesument  oder  letsten  Willen  vffk'ichten  wölten.  das  mögeo  $7 
thun  vnd  ist  inen  deszhalben  nutz,  dann  wir  wollen  dasz-selb  für  die  kreffligst  nrf 
bestendigst  form  nach  vnser  Statreeht  achten  halten  vnd  erkennen. 

5.  Hamh,  Sudtr.  lli.  i.  g.  iS.  Ob  wol  in  genMinen  rechten  die  Erbeioscuan« 
in  einem  Jedem  testament  für  das  Uauptstöck  gehalten  werde,  so  sollte  doch  mck 
stadtrecht  des  testatoris  willen,  darin  kein  Erbe  benennet  werde,  för  krifflig  gehalut 
werden. 

6.  Hurköln.  Rechtsordn.  Tiu  I.  g.  8.  {Krmui  g.  105.  8.)  Es  steht  einem  jeiiei 
firei,  über  seine  Verlassenscbaft  ganz  oder  lum  Theil  auch  ohne  Einseltang  eiM^ 
oder  mehr  Universalerben  durch  letzten  Willen  zu  verordnen,  und  soll  alieieitdie 
Codicillar-Clausul,  wenn  sie  schon  nicht  gemeldet  worden,  darin  verstanden  «rrdeo- 
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bildmig  sowohl  von  dem  allen  Geschäfte  als  von  dem  römischen  Testament 
Jenes  liesz  die  Erbeinsetznng  nicht  ku,  dieses  forderte  sie,  das  moderne 
Testament,  seinem  Wesen  nach  nur  eine  letxtvnüige  eiMeüige  und  tm'cfer- 
rufliche  WiiUmerklänmg  des  Erblaaers^  lAszt  sie  zo,  aber  fordert  sie  nicht 

Diese  Anffassong  ist  freilich  bis  jetzt  nur  in  den  neueren  Gesetz- 
gebungen und  aach  in  ihnen  nicht  immer  folgerecht  zum  Durchbruch 
gelangt  aber  sie  entspricht  in  der  That  dem  ReditsgefQhl  des  Volkes  und 
ist  auf  dem  Wege,  zu  allgemeiner  Geltung  zu  gelangen. 

Ihr  gemfisz  tritt  denn  auch  der  römische  Gegensatz  zwischen  Tesiainent 
und  CodiciU  in  den  Hintergrund,  als  ein  wesentlich  formaler  und  unter- 
geordneter, und  ist  es  nicht  zu  tadeln,  dasz  einzelne  neuere  Gesetze  ihn 
ganz  aufgegeben  haben. 

4.  Aus  demselben  Grundsatz  erklärt  es  sich,  dasz  manche  neuere 
Gesetzgebung  die  Testirfreiheii  des  Erblassers  zu  Gunsten  der  Familien- 
erben in  weiterem  Hasze  beschrankt  als  das  römische  Recht  welches  spAt 
erst  eine  geringe  Beschränkung  eingeführt  hat  Bis  auf  einen  gewissen 
Grad  freilich  sind  alle  diese  Bestimmungen  über  das  Moiz  des  PfiichttheiU, 
welches  den  Erben  ohne  wichtige  Gründe  nicht  geschmälert  werden  darf, 
wfllkOrlich.  Der  Grundsatz  selbst  aber  einer  materiellen  Berücksichtigung 
der  FamiKenerben  ist  tief  in  der  deutschen  Rechtsansicht  begründet.  (7—9.) 


§.  201. 

IL    Testamentsvollstrecker. 

1.  Das  dem  römischen  Rechte  fremde  Institut  der  Teüamentipcü" 
Hreekur  fexecutoret  ttUammUi)  schlosz  sich  in  alterer  Zeit  tbeils  an  das 
Institut  der  Sabnafmtn  oder  Treuhänder  an,  durch  deren  Vermittlung  eine 
Vergabung  nach  des  Vergabers  Tode  dem  Bedachten  übertragen  ward,  theils 
an  die  FormufuiieAa/it,  indem  oft  dem  Vormund  der  hinteriassenen  Wittwe 
und  der  Kinder  die  Aufgabe  anvertraut  wurde,  den  letzten  Willen  des 
Erblassers   zu   vollziehen.     Seitdem   aber   die   Vergabungen   in  Abnahme 


7.  Cod,  eio.  g.  913.  Les  lib^ralit^s,  soit  par  aetes  entre-vifs,  soit  par  testa- 
meot,  ne  poarront  eic^der  la  moiti^  des  biens  da  disposaDt.  s'il  De  laisse  k  son  d^c^s 
40'an  cnfant  legitime;  le  tiert.  s'il  laisse  deui  enfaiis,  le  quart,  8*il  en  a  trois  ou  un 
plus  grand  norobre. 

8.  OeeUrr.  G»  %.  765.  Ali  Pflichtthefl  bestimmt  das  GeseU  Jedem  Kinde  die 
Hälfte  dessen,  was  ibm  nacb  der  gesetilicben  Erbfolge  xagefallen  wire.  $.  706.  In 
der  aufsteigenden  Linie  —  ein  Drittbeil. 

9.  Zürcher  G.  S*  20W.  Wer  ebeltebe  Nachkommen  hinterlisxt,  darf  lu  Gunsten 
dritter  Personen  nicht  Über  mehr  als  einen  Zehnthell  der  reinen  VerlassensKshaft  rer- 
ffigen.  S.  MM).  —  Wer  Vater  oder  Matter  als  Erben  hinterllsst  —  h«ohsteiis  fiber 
einen  Viertheil.  —    8-  ^32*  Geschwister  —  nichl  über  einen  Drifthei». 
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gerathen  waren  und  die  Tertamente  biufiger  WBrdeo,  erhiett  das  Inskitit 
unter  dem  Einflusz  der  veränderten  Recbtsansichten  eine  neue  GestalL 

Die  Alteren  Juristen  behandelten  dasselbe  gewöhnlich  nach  Analogie 
der  Vormundschaft,  die  spätem  mehr  aus  dem  Standpunkte  des  Mandaiu, 
Jener  Auffassung  folgten  manche  Statuten  und  Gesetze,  auch  das  Bayrische 
Landrecht,  diese  ist  in  das  Preuszische  Landrecht  flbergegangen.  Beukr 
hat  aber  nach  dem  Vorgange  PaulCs  Qberzeugend  nachgewiesen,  dasz  diese 
beiden  Anschauungen  unzureich^d  und  irrig  sind.  Das  Institut  der 
Testamentsvollstrecker  hat  nicht  den  familienrechtlichen,  noch  den  öffent- 
lichen Charakter  der  Vormundschaft,  noch  paszt  zu  demselben  die  Mandats- 
theori( ,  indem  das  Mandat  ein  kündbares  AuftragsverbAltnisz  zwischen  dem 
lebenden  Auftraggeber  und  dem  Beauftragten  voraussetzt,  der  Testaments- 
vollstrecker aber  nur  durch  den  Auftrag  des  verstorbenen  £rbiassen 
bestimmt  wird  und  unabhAngig  bleibt  von  dem  Willen  der  Erben.  Das 
Institut  ist  demnach  ein  wesentlich  erbrechtliches.  (1.)  Es  beruht  auf  dem 
letzten  Willen  des  Erblassers  und  wirkt  nur  nach  dessen  Tode. 

2.  Die  r^elmäszige  ßeitelUmg  des  Testamentsvollstreckers  geschidit 
durch  das  Tesiamera  selbst  (beziehungsweise  das  CodidU).  Sie  ist  ein  Ad 
des  letzten  Willens  und  widerruflich  wie  dieser.  Einzdne  Landesrechte 
lassen  indessen  die  Ernennung  auch  durch  Vertrag  zu  auszer  dem  Testa- 
ment. (2.)  Dem  Executor  steht  es  dann  /re»,  den  Auftrag  anzunekmt» 
oder  abzfäehnen.  (8.)  Hat  er  aber  einmal  angenommen,  so  wird  er  fQr 
die  gewissenhafte  und  sorgftitige  Durchführung  desselben  verantwortlich. 

3.  Die  juristische  Stellung  und  die  BefugnUz  des  Executors  hat  ihren 
Grund  und  ihre  Begränzung  in  der  VoUmachl,  die  ihm  vom  Erblasser  ge- 
geben worden.  Diesdbe  kann  sich  auf  die  Vollziehung  des  letzten  Willeos 
überhaupt  erstrecken  (Universalexeculor)  oder  auf  einzelne  besondere  An- 
ordnungen beschrlinken  fSpedalexecutorJ.  So  weit  dieselbe  al)er  reicht, 
insoweit  ist  der  Executor  als  Sieäeertreter  des  JSr6(assers  (3.)  zu  betrach- 
ten, dessen  Willen  er  zu  vollstrecken  hat    Insoweit  treten  die  Erben  zurück. 


1.  FrankJ,  Reform.  VI.  11.  Es  pflegen,  die  Testirer.  van  sie  etwa  Färsorg 
tragen,  wie  treuwiich  und  fleisiig  ihre  Tesumeot  durch  ihre  Erben  vollezogen  werdM 
möchten,  eiliche  vertrauwie  Personen  zu  Testamentarien,  Ezecutom  und  Aii^ricbtfrD 
desselben  ihres  Testaments  darion  namhaOtIg  lu  benennen  und  zu  verordnen. 

%  Bayr'uthf  Landr.  III.  2.  %.  15.  4.  Kann  die  Benennung  nicht  nur  in  deo 
letzten  Willen  selbst,  welcher  in  den  Vollzug  kommen  soll,  sondern  auch  in  Ander- 
weg mündlich  oder  schrUtlich  geschehen,  so  ferae  solche  nur  genugsam  bewieseo 
werden  mag. 

3.  Oesterr,  Ges.  %,  810.  Hat  der  Erblasser  einen  Vollzieher  (Eiecutor)  meines 
letzten  Willens  ernannir  so  hängt  es  fon  dessen  Willkür  ab.  dieses  Gcscbäfi  «o' 
sieb  lu  nehmen.  Ual  er  es  übernommeB,  so  ist  er  schuldig,  entweder  als  ein  Maeht- 
baber  die  Anordnungen  des  Erblassers  selbst  zu  follsieben,  oder  den  saumseligefl 
Erben  zur  Vollziehung  derselben  zu  betreiben. 
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die  im  Qbrigen  in  die  keigeiaasedb  Stelle  des  Erbhssen  eingetreten  sind. 
Jener  ist  daher  nicht  von  dem  Willen  dieser  abhängig,  sondern  bat  ihnen, 
gegenober  eine  selbständige  Stellang.  Er  kann  und  soll  auch  gegen  deren 
Willen  handeln,  wenn  die  Ausführung  des  Testamentes  es  erheischt,  und 
die  Erben  sind  nicht  berechtigt«  den  Auftrag,  der  ihm  geworden,  zu  wider- 
rufen. Diese  Selbständigkeit  des  Executors  schlieszt  aber  die  Pflicht  des- 
selben nicht  aus,  den  Erben  über  seine  Geschäftsführung  AacAiMm^  und 
Reehemchaft  abzulegen  (4.),  den  Erben  voraus  als  den  .R^htsnachfolgern 
des  Erblassers,  aber  auch  andern  Interessenten,  soweit  deren  Interesse 
reicht. 

4.    Im  Einzelnen  ist  der  Testamentsexecutor  zu  aiha  Hmndtungen  be- 
rechtigt, welche  zur  Erfüllung  seines  Auftrags  dienen,  also: 

a)  Selbst  dazu,   die  Erbschaft  in  den  Besitz  zu  nehmen,   und  zu  diesem 

Behuf  die  Erbschaftsklagen  anzustellen.  (5.)  Das  wird  freilich  in  vielen 
Fällen  unnöthig  und  dann  auch  unzulässig  sein,  indem  es  gewöhnlich 
nach  dem  Willen  des  Erblassers  den  Erben  allein  zukommt  die  Erb- 
schaft in  Besitz  zu  nehmen  und  einzuklagen.  Aber  wo  Zweifel 
über  das  Erbrecht  sind,  oder  die  Gefahr  vorliegt,  dasz  die  Erben, 
wenn  sie  einmal  im  Besitz  der  Erbschaft  seien,  die  Entrichtung  der 
Vermächtnisse  verhindern  oder  erschweren,  zeigt  sich  auch  jenes 
Bedürfnisz. 

b)  Er  darf  ein  Inventar  Ober  die  Verlassenschaft  aufnehmen  (6.),  welches 
auch  die  Grundlage  seiner  spätem  Abrechnung  bildet. 

c)  Zur  Veräuezerung  von  Erbschaftssachen  ist  er  in  der  Regel  nicht,, 
ausnahmsweise  aber  in.^ofern  befugt,  als  dieselbe  entweder  zur  unmittel- 
baren Erfüllung  seines  Auftrags,  z.  B,  zur  Ausrichtung  der  Ver- 
mächtnisse dient,  oder,  wenn  er  die  Erbschaft  verwaltet,  zur  Erhaltung 
des  Vermögens  nach  den  Grundsätzen  über  gute  Wirthschaft  erfor- 
derlich ist  (6.) 

d)  Zur  Klage  g^en  die  Erbichaftsschuldner  ist  er  nur  dann  befugt,  wenn 
ihm  die  Verwaltung  der  Erbmasse  übertragen  ist. 

e)  Er  kann  die  Anerkennung  des  Testamentes  nöthigenfalls  auf  gericht- 
lichem Wege  betreiben. 


4.  Nürnb.  Reform,  Tit.  22.  G.  4.  g.  1.  Es  sollen  die  Executoren  der  Testa- 
ment oder  ire  Erben  irer  gepflogenen  Handlang  Krbare»  aufrechte  und  vtfINge  An- 
zeigung und  Rechnung  thun. 

5.  Bayr.  Landr.  III.  2.  g*  17.  Im  Debrigen  kann  —  ein  Unirersal-Executor 
^  sich  der  VerlaMenscbafi,  sotem  sie  Possessio  vaeus  ist,  gleich  selbst  ohne  gericht- 
liche Einantwortung  bemächtigen. 

6.  Code  eio.  g.  1031.  Les  ex^cuteurs  testamentaires  —  feront  faire,  en  prtoence 
de  rh^ritier  pr^somptiv,  ou  lui  dftmeot  appelC,  l'inventaire  des  .bicps  de  la  succcs- 
sion.  l)s  proyoqueroni  la  venie  du  mobilier  k  d^faut  de  dCniers  suffisonts  pour 
acquitter  les  Icgs.  Ils  veilleront  h  ce  que  le  testament  soit  ex6culC;  et  ils  pourront 
en  cas  de  contestation  sur  soo  exCcuUon,  intervenir  poor  «n  soatcnir  la  vaUdit^. 
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5.  In  allen  seinen  Handhmgen  hat  er  den  Walen  des  Erblassers  als 
Rfchtschnnr  sui  beachten.  Dabei  kann  ihm  sogar  tkberlassen  worden  sdn, 
die  Art  und  das  Ma$z  eines  Vermäehimnei  von  sich  ans  im  Namen  des 
Erblassers  zn  beitimmen,  ja  sogar  die  dritten  Personen  zu  bezeichnen,  denen 
ein  VermSchtnisz  zukommen  solL  (70  Nur  bedarf  es  dazu  einer  besonderen 
Ermächtigung  von  Seite  des  Erblassers.  Ob  er  auch  zur  fiezetchnung  eines 
Erben,  den  der  Erblasser  nicht  schon  im  Testamente  wenigstens  bedingungs- 
weise ernannt  hat,  ermAchUgt  werden  könne,  Ist  sweifelhaft  in  Anbetracht, 
dasz  diesz  nach  römischem  Rechte  unmöglich  ist,  und  das  deutsche  Recht 
durchaus  nicht  gesonnen  ist  die  letztwiUige  Erbeinsetzung  zu  begflnstigen« 
halte  ich  die  Verneinung  dieser  Befugnisz  fOr  richtiger. 

*    Pauli,  Abb.  aus  dem  Lüb.  Recht  Bd.  Ilf.     Beseler,  Von  den  Testa- 
mentsvollziehern in  der  D.  Z.  JX.  S.  144  ff. 


III.   Wechselseitiges  Testament. 

1.  Das  neuere  Institut  des  wechselseitigen  Testamentes  ist  offeninr 
aus  der  Mischung  des  deutschen  Grundgedankens  der  ErbvertrSge  mit  den 
Deberlieferungen  der  römischen  Theorie  von  den  Testamenten  entstanden 
und  hat  daher  eine  nnglückliche  Zwitternatur.  Es  ist  darum  nur  zu  billigen, 
wenn  die  neuere  Gesetzgebong  dasselbe  wieder  aus  unserem  Recbtskörper 
auszQStoszen  sucht  und  die  Alternative  rein  faszt:  Entweder  Testament  und 
dann  ein  in  Form  und  Inhalt  einseitiger  Willensad,  oder  Erbverirag,  und 
dann  in  Form  und  Inhalt  vertmgemäsziger  letzter  Wille. 

2.  Die  Verbindung  zweier  Testamente  kann  blosz  eine  äuszerlkk- 
formelle  sein,  indem  zwei  Testatoren  gleichzeitigen  derselben  Urkunde  and 
mit  Reuutzung  der  nflmlichen  Zeugen  ihren  letzten  Willen  in  Einer  Urkunde 
niederlegen.  (1.)  Man  nennt  dieselben  dann  testamenla  simuHanea  f gemein- 
schaftliches  Testamentj,  Die  Verbindung  beider  Testamente  erscheint  dann  als 
unerheblich  und  zuMlig,  und  jedes  derselben  hat  eine  von  dem  andern 
völlig  unabhtagige  Existenz.  Es  ist  gleichgültig  für  die  Wirksamkeit  des 
einen,  ob  das  andere  widerrufen  werde  oder  nicht  Es  ist  sogar  möglich, 
dasz  das  eme  von  Anfang  an  an  einem  formellen  Gebrechen  leidet  und  das 
andere  formell  gerecht  ist« 


7.  Cap.  13.  X.  de  iestmmmUu.  (Vgl.  Besnier  g.  193.}  In  flecurtda  qaestione 
dicimus,  qood  qui  eitreroam  voluntatem  in  alterius  diapoaltioiiMn  eommiuii.  ma 
Tidetar  decedere  lotestatus« 

1.  Oefterr.  6.  g.  I34S.  Den  Ehegatten  ist  gesUttet,  in  einem  and  dem  niffl- 
llchen  Testamente  sieh  gegenseitig  oder  aueh  andere  Pprsoneo  als  Erben  einfusetzn. 
Auch  ein  solches  TesUment  ist  widerruflieb;  es  kann  aber  aus  der  Widerruniof 
des  einen  Theils  auf  die  Widerrufung  des  andern  Theils  nicht  geschlossen  werdeo. 
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Am  ehesten  kommen  sie  nach  Landesrechten  nur  unter  Ehegatten  Yor, 
und  in  dieser  Anwendung  sind  auch  die  Bedenken  gegen  eine  solche 
unwesenth'che  Abweichung  von  der  gewöhnlichen  Testamentsform  nicht 
erheblich. 

3.  Bedenklicher  aber  sind  die  sogenannten  correspectiven  Testamente, 
d.  h.  zwei  Testamente,  die  nicht  blosz  Suszerlich  in  Einer  Urkunde  beisammen 
stehon.  sondern  die  auch  innerlich  so  mit  einander  verbunden  werden,  dasz 
der  Bestand  des  einen  von  dem  Bestände  des  andern  abhängig  gemacht 
wird.  (2.)  Da  liegt  denn  die  Verwechslung  und  Vermischung  mit  den 
Erbverträgen  nahe,  und  die  Theorie  und  Praxis  ist  dieser  Gefahr  nicht 
selten  erlegen.  Zwar  läszt  sich  der  Unterschied  noch  festhalten,  dasz  das 
correspective  Testament  den  freien  Widerruf  eines  jeden  Testators  zulasse, 
während  der  Erbvertrag  den  letzten  Willen  des  Erblassers  unwiderruflich 
macht.  Aber  es  ist  doch  das  Schicksal  des  einen  Testamentes  gebunden 
an  das  Schicksal  des  andern.  Wird  jenes  widerrufen,  so  teilt  auch  dieses 
zusammen.  Die  Natur  eines  einseitigen  und  selbständigen  letzten  Willens 
ist  daher  nicht  rein  gehalten.  Weiter  aber  darf  man  nicht  gehen,  ohne 
die  Gränzen  der  beiden  Institute,  Testament  und  Erbvertrag,  völlig  zu 
verwischen.  Ich  nehme  mit  Hasse  und  Beseler  an,  im  Gegensatz  zu 
MiiMenbrueh,  dem  auch  AftAermai^r  zugestimmt  hat,  dasz  beim  correspectiven 
Testament  der  Widerruf  nicht  durch  hinzugefügten  Vertrag  wegbedungen 
werden  darf.  Will  man  den  Widerruf  eines  letzten  Willens  ausschlieszen, 
so  schreitet  man  Ober  die  äuszerste  Gränze  des  Testamentes  hinaus,  und 
kann  diese  Absicht  nur  durch  einen  Erbvertrag,  nicht  in  Form  des  Testa- 
mentes erneicben.  Wo  daher  etwa  in  Statuten  die  Unwiderruflichkeit  der 
wechselseitigen  Testamente  aasgesprochen  oder  zugelassen  ist,  da  sind  das 
in  Wahrheit  keine  Testamente,  sondern  Erbverträge. 

Wie  aber,  wenn  der  Erblasser  stirbt,  und  sein  Testament  zur  Wirk- 
samkeit gelangt  ist?  Aus  der  Natur  des  Testamentes  folgt  zunächst,  dasz 
die  Testirfreiheit  des  überlebenden.  Testators  dadurch  nicht  beschränkt 
werde,  und  dasz  was  er  später  mit  seinem  Testament  vornehmen  möge, 
ohne  rflckwirkenden  Einfiusz  sei  auf  das  zum  Vollzug  gelangte  Testament 
des  früher  Verstorbenen.  Will  dieser  für  solchen  Fall  den  überlebenden 
Erblasser  beschränken,  dem  er  unter  Voraussetzung  auch '  des  andern  letzten 
Willens  seine  Verlassenschaft  zugewendet  hat,  so  kann  er  dafür  durch 
bedingte  Erbeinsetzung  und  Auferlegung  eines  Fideicommisses  sorgen,  nicht 


2.  Bayrisehet  Landr.  III.  4.  S-  ^t.  Von  dem  Tesiamento  Reclproco  ist  Stio  tVL 
merken,  dasx  wenn  solches  einerseits  widerrufen,  cMsirt  oder  sonst  entkräftet  ge- 
balten werde,  es  wäre  dann  bemelte  Widerruf-  oder  Entkräfiang  dem  andern  Theil 
bekannt  gewest  and  er  gleichwol  auf  dem  Testament  seines  Orts  beharrt  bitte,  un- 
eracht  es  ihm  an  gnugsamer  Zeit  solches  gleichfalls  widerrufen  zu  können  nicht 
ermanglet  hat.  Denen  Teslamentis  Reciprocis  werden  4to  auch  die  Corrcspeetiva  in 
diesem  Stück  gleich  geschätzt. 
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aber  durch  die  blosze  Form  des  correspectiven  Testameates.  Indessen  sind 
einzelne  Landesrechte  von  der  Folgerichtigkeit  dieser  GrondsAtze  abgewicheo 
und  haben  versucht,  um  den  FamilienrOdcsichten  und  der  wahrscfadnlicheo 
Willensmeinung  eines  Erblassers  Rechnung  zu  tragen,  entgegengesetzte 
Rechtsr^eln  zu  sanctioniren  (3.  4.),  wodurch  dann  freilich  wieder  die 
Natur  des  Testamentes  getrübt  wird. 

4.  BAufig  wird  das  corretpeciive  Testament  zugleich  ein  sogenanntes 
teitamentum  reciprocum,  ein  gegenuüige$  sein  (2.),  d.  h.  wenn  zwd 
Testatoren  ihren  gleichzeitig  ausgesprochenen  letzten  Willen  so  verbinden, 
dasz  die  Wirksamkeit  des  einen  von  der  des  andern  abbüngig  gemacht 
wird,  so  wird  der  materielle  Inhalt  meistens  eine  gegenuitigt  Erbeinsetsnmg 
oder  doch  gegenseitige  Zuwendung  erbrechtlicher  Vortheile  sein.  Zwar  ist 
auch  ein  anderer  Inhalt  des  correspectiven  Testamentes  möglich,  z.  B.  £rb- 
einsetzung'  der  zusammengebrachten  Kinder,  und  es  kann  eine  gegenseitige 
Erbeinsetzung  der  Testatoren  möglicher  Wdse  in  einem  gemeinschafUicheD 
(nicht  correspectiven)  Testament  vorgenommen  werden.  Aber  die  Verbindnog 
der  Form  eines  correspectiven  und  des  Inhalts  eines  gegenseitigen  Testa- 
mentes ist  so  gewöhnlich,  dasz  einzelne  Rechte  geradezu  aus  diesem  auf 
jenes  schlieszen,  wo  nicht  ausnahmsweise  Bedenken  im  Wege  stehen. 

*    BasM,  im  Rhein.  Museum  für  Jurispr.  III.  S.  500  ff.    Beeeler^  £rb- 
^nrSge  II.  S.  325  ff. 


3.  Privat.  Undr.  I.  11.  S-  ^O^-  Nimmt  (der  äberlebeode  Ehesatte)  die  Erb- 
schaft aus  dem  Testamente  an:  so  kann  er  auch  ?on  seinco  eigenen  Verordnungeo 
nicht  wieder  abgeben;  Insofern  aus  der  Fassung  oder  aus  den  UmsUnden  erhellet, 
dasz  der  Erstv  -rstorbene  ihm  seinen  Nachlass  in  Räcksieht  auf  diese  Verfagunsea 
zugewendet  habe. 

4.  firk.  des  0.  A.  G.  zu  Ca$§9l{Seugrert9  Arch.  IV.  64).  Die  Antwort  darauf,  ob 
ein  einseitiger  nach  di^m  Ableben  des  einen  Mitdisponenten  erfolgter  Widerruf  —  zu- 
lässig seit  richtet  sich  darnach,  ob  derselbe  vor  oder  nach  Antretung  der  ErbsrhaA 
aus  (fem  wechselseitigen  correspectiven  Testamente  stattgefunden  habe.  Geschieht  der 
Widerruf  durch  den  Letztlebenden  vor  der  Erbscbaflsantretung,  so  ist  solcher  zu- 
lissig.  Tritt  derselbe  aber  nach  der  Erbschaftsantretung  der  Letztlebenden  eis»  nach- 
dem dieser  die  in  dem  correspectiven  Testamente  für  ihn  angeS'tzten  Vortheile  an- 
genommen oder  genossen  hat,  so  ist  er  der  Regel  nach  ungültig  und  unwirksam.  (?) 
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Erwerb   der  Erbschaft. 

§.  203. 
I.    Form  des  Erwerbs. 

1.  Die  gewöhnliche  Meinung  ist,  dasz  durch  das  Eindringen  der 
römischen  Lehre  Ober  Erbantritt  (aditio  hereditatü)  das  altere  deutsche 
Recht  eines  Anfalh  der  Erbschaft  an  den  Erben,  ohne  Antrittserklärung, 
in  Deutschland  verdrängt  worden  sei.  Das  ist  aber  nur  theilweise  und  nur 
in  einzelnen  deutschen  Ländern  geschehen.  Die  neueren  Gesetzgebungen 
sprechen  sich  im  Gegentheil  —  und  ganz  dem  Geiste  unsers  Erbrechtes 
gemäsz  —  mit  Bezug  auf  die  regelmäszige  geHizHehe  Erbfolge  für  das 
deutsch-rechtUche  Princip  aus  (1 — 3.),  und  fordern  höchstens  —  und  auch 
das  wieder  in  Debereinstimmung  mit  den  natürlichen  Verhältnissen  — 
einen  Antritt  von  Seite  des  Erben,  wo  derselbe  nicht  schon  als  natQrlicher 
Erbe,  sondern  durch  Utzten  Wiüen  des  Erblassers  im  Testament  oder 
Erbvertrag  dazu  berufen  wird.  Es  sind  freilich  die  Gegensätze  nicht  immer 
klar  genug  gedacht  und  festgehalten,  und  man  verspürt  noch  die  Ver- 
wirrung der  -  octrin;  aber  zugleich  sehen  wir,  wie  wieder  das  Verständnisz 
für  die  natürlichen  Beziehungen  der  Erben  zum  Erblasser  und  zur  Erbschaft 
aufsteigt. 

2.  Die  nächsten  Erben  sind  indessen  im  Sinne  des  deutschen  Rechtes 
befugt,  die  Erbschaft  auszuschlagen,  (4.)  Nur  müssen  sie  dabei  die  her- 
kömmlichen oder  gesetzlichen  Fristen  beachten  und  sich  der  Erbschaft  auch 
thatsädilich  enthalten.  Schlagen  die  nächsten  Erben  aus,  so  entspricht  es 
der  Auffassung  des  deutschen  Familienrechtes  noch,  dasz  es  den  entfernteren 
Erben  (5.)  und  selbst  dem  Oberlebenden  Ehegatten  zusteht,   durch  Ceber- 


i.  J'reusu  Landr.  1.  9.  %.  367.  Sobald  der  Erblasser  verstorben  —  fällt  die 
Erbschaft  an  denjenigen,  welchen  rerhtsirOUIge  WillenserkltfroDgeD  -des  Erblassers 
oder  in  deren  ErmanglanK  die  Vorschriften  der  Gesetze  dazu  berufen. 

3.  Code  eio.  g.  724.  Les  heritiers  legitimes  sont  saisis  de  plein  droit  des  biens» 
droits  et  actions  da  d^funt,  sous  robligation  d'aquitter  tontes  les  charges  de  la  suc- 
eeselon. 

3.  Oetierr,  G.  g.  537.  Hat  der  Erbe  den  Erblasser  überlebt,  so  geht  da.«  Erb- 
recht auch  vor  Uebernahme  der  Erbschaft  —  auf  seine  Erben  über. 

4.  Codeciv.  g.  773,    Nul  n'est  temi  d^accepter  une  (Hiccession  qui  lui  est  ^ehue. 

5.  /'r^Ms.  Landr.  I.  9.  g.  40«.  So  weit  ein  Erbe  der  Erbschaft  gülUg  entsagt, 
tritt  (der  nächste  nach  ihm)  an  seine  Stelle. 
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nähme  der  Erbschaft  die  Ehre  des  Verstorbenen  zu  retten  und  den  Concors 
der  Gläubiger  za  verhüten. 

3.  Zur  Sicherung  der  Verlassenschaft  in  ihrem  Bestände  dient  die 
anuUehe  Siegelung  (6.  7.),  welche  entweder  auf  Begehren  der  Betheiligtea 
oder  von  Amts  wegen  angeordnet  werden  kann.  Zu  ersterer  ist  jeder  etn- 
zelne  Erbe  berechtigt,  die  ErbschafiBgiäubiger  aber  nur>  insofern  die  Deber- 
nähme  der  Erbschaft  ungewisz  ist  und  sich  eine  Gefahr  für  die  GUobiger 
erzeigt  Von  Amts  wegen  geschieht  die  Siegelung  regelmSszig  aas  Gründen 
der  obervormundtehafiUehen  Sorge  fQr  mindeijiihrige  oder  abwesende  Erbeo, 
oder  zur  Wahrung  des  obrigkeitUchen  Rechtes  an  dem  erblosen  Gute,  in 
einzelnen  Ldndem  aber  ist  die  amtliche  Siegelung  zu  einer  aUgemeinen  A^ 
Ordnung  in  allen  Erbschaftsftllen  überhaupt  ausgedehnt  und  bald  aus  finao- 
ciellen«  bald  aus  Gründen  der  guten  Ordnung  überhaupt  vertheidigt  wor- 
den. Dem  Privatrechte  sagt  indessen  eine  so  tief  in  die  üngestörtheit  des 
Familienlebens  eingreifende  Maszregel  nicht  zu. 


II.    Wirkungen  des  Erbübergangs. 

1.  Der  römische  Gedanke,  dasz  die  Erbschaft  ein  Ganzes  (eine  uni- 
versitas  rerum)  sei>  welches  die  einzelnen  zurückgelassenen  Vermögens- 
rechte und  Schulden  in  sich  begreife»  und  dasz  der  Erbe  in  diese  Ge- 
sammtheit  von  rechtlichen  Verhältnissen  des  Erblassers  eintrete,  ist  nun 
auch  von  ^ein  neueren  Rechtsbewusztsein  aufgenommen,  aber  nicht  mit  so 
ausschlieszlicher  Consequenz,  wie  im  römischen  Hechte  durchgeführt  wor- 
den. Insbesondere  der  Uebergang  der  Liegenschaften  auf  den  Erben  bat 
auch  im  neueren  Rechte  noch  oft  einen  singulären  Charakter,  und  wir 
pflegen  überhaupt  den  Gegensatz  der  universellen  und  der  singulären  Erb- 
folge (Gesammt-  und  Sonderfolge)  nicht  für  so  unversöhnlich  zu  halten, 
wie  die  Römer. 

2.  Das  hinterlassene  Grundeigenthum  geht  auch  da,  wo  das  System 
der  Grundbücher  zu  voller  Anerkennung  gelangt  ist,  von  Rechtes  wegen 
auf  die  Erben  über.  Nur  sorgen  einzelne  Rechte  dafür«  dasz  hinterdrein 
von  diesem  Eigenthumsübergang  in  dem  Grundbuche  Vormerkung  gemacht 
werde. 


6.  Preunisches  Landr.  I.  9.  £.  461.  Ein  Gleiches  (die  VerBlegeluna  doreb  de« 
Richter)  flodei  sutt,  wenn  <1ie  bekannten  oder  vermutblichen  Erben  iDSgesamml  A- 
wesend  sind,  oder  wenn  sich  Minderjährige  —  unter  denselben  befinden.  {.  482* 
Hat  Jedoch  der  Verstorbene  einen  —  Ehegatten  hinterlassen,  so  bedarf  es  —  dennoch 
der  Regel  qaeh  keiner  von  Amts  wegen  tu  verfügenden  Siegelung. 

7.  Smyr.  Landr.  Ilf.  I.  g.  17.  Stirbt  Jemand  mit  oder  ohne  DisposiÜoD,  m 
soll  Imo  die  Verlassenschaft  zuvörderst  gebührewl  obalf nirt  und  versperrt  werdro. 
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Dagegen  paszt  der  im  römischen  Rechte  begrOndete  Satz»  dasz  auch 
durch  Vermächtniiz  das  Grundeigenthum  von  Rechtes  wegen  aof  den 
Honorirten  fibertragen  werde,  nicht  ebenso  zu  jenem  System,  welches  wohl 
begreift,  dasz  an  jdie  Stelle  des  verstorbenen  Erblassers  mit  innerer  Noth- 
wendigkeit  seine  —  in  der  Regel  überdem  bekannten  —  Erben  treten, 
nicht  aber,  dasz  durch  blosze  Willenserklärung  des  Erblassers  Grundeigen- 
thum fibertragen  werden  könne.  Vielmehr  erfordert  die  Consequenz  dieser 
neueren  Institution,  dasz  dem  Redachten  nur  ein  Rechtstitel  auf  kanzleiüche 
Zufertigung  des  Grundeigenthums  durch  die  Erben  zugestanden  werde.  (1.) 
(§.  196.  3.) 

Audi  ffir  das  Vermlüchtnisz  von  beweglichen  Sachen  musz  der  Gegen- 
satz zwischen  der  römischen  Auffassung,  welche  sofort  das  Eigenthum  auf 
den  Honorirten  fibergehen  läszt,  und  der  freilich  noch  nicht  zu  allgemei- 
nem Verstflndnisz  gelangten  Consequenz  ißs  neueren  Rechtssystems,  welche 
darauf  nur  einen  Rechtstitel  zu  gewohntem  Eigenthumserwerb  durch  Ceber- 
gabe  des  Resitzes  grfindet,  hervorgehoben  werden. 

3.  Allgemein  wird  nun  in  der  gewohnten  Erbfolge  die  Regel  an- 
erkannt, dasz  m  und  mit  der  Verlassensehaft  auch  die  Schulden  des  Erb- 
lassers auf  die  Erben  Qbergehen.  (2.)  Aber  noch  stehen  sich  in  Deutsch- 
land zwei  Ansichten  fiber  die  Frage  der  Ausdehnung  dieser  Haftung  gegen- 
fiber.  In  der  gemeinrechtlichen  Theorie  und  in  weiten  Kreisen  der  An- 
wendung ist  der  römische  Grundsatz  zur  Autorität  gelangt,  dasz  der  Erbe 
als  persönlicher  Stellvertreter  des  Erblassers  und  Fortsetzer  seiner  Persön- 
lichkeit auch  fiber  den  Retrag  der  Erbsehaft  hinaus,  also  mit  seinem  eige- 
nen Vermögen  hafte.  Aber  daneben  hat  sich  auch  in  manchen  Gegenden 
die  deutsche  Meinung  erhalten,  dasz  die  Haftung  des  Erben  lediglich  auf 
der  Uebernahme  der  Erbschaft  beruhe  und  daher  sich  nicht  fiber  diese 
hinaus  erstrecke.  Die  letztere  Vorstellung  ist  unserm  Recbtsgefühl  ver- 
ständlicher und  dem  Geiste  des  neueren  Erbrechtes  doch  wohl  gemäszer. 
An  practischer  Redeutung  hat  indessen  der  Gegensatz  der  Meinungen  viel 
verloren,  seitdem  das  römische  Recht  selbst  durch  Einführung  der  Rechts- 
wohUhat  des  Inventars  dem  Erben  die  Möglichkeit  verschafft  hat,  seine 
Haftung  auf  das  Masz  der  Erbschaft  zu  beschränken :  und  da  auf  der  andern 
Seite  aus  practischen  Grfinden  auch  das  deutsche  Recht  genöthigt  ist,  von 
dem  Erben,  der  die  Erbschaftsschulden  nur  theilweise  bezahlen  will^  den 


1.  Oegterr,  G.  £.  684.  Der  LegaUr  erwirbt  in  der  Regel  gleich  nach  dem  Tode 
des  Erblassera  für  sich  und  seine  Nachfolger  ein  Recht  auf  das  Vermächtnis!.  Das 
Eigen thurosrecht  aaf  die  vermachte  Sache  aber  kann  nur  nach  den  ffir  die  Erwer- 
bung des  Eigenthums  aufgestellten  Vorechriften  erlangt  werden* 

2.  Stadtr.  v.  Ooslar  {OöscAen  8.  0).  Nemet  twene  man  en  erve  up,  manlik 
scal  gelden  na  marktale.  Of  twene  brödere  en  erve  hebbet  unde  sin  sculdich  dar  af 
onde  wel  de  ene  nicht  gbelden  ande  wel  doch  -dat  erve  nicht  taten,  den  scal  men 
dwinghen  mit  gerichte. 
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Nachweis  zu  TerlangeD,   dasz  die  Activen  der  Verlassenschaft  nicht  aus- 
reichen, was  wieder  die  Errichtung  eines  Invemart  voraussetzt 

4.  Ein  bisher  wenig  beachteter  unterschied  der  römischen  und  der 
neueren  Anschauungsweise  zeigt  sich  wenn  mehrere  Erben  da  sind.  Nach 
römischem  Rechte  nAmlich  werden  die  Forderungen  sowohl  als  die  Schul- 
den von  Rechtes  wegen  je  nach  der  Zahl  der  Erben  und  ihrer  Erbtheiie 
zeriheüt,  so  dasz  jeder  Erbe  nun  selbständiger  Gläubiger  oder  Schuldner 
aber  nur  eines  Stocks  der  Forderung  oder  Schuld  geworden  ist,  ohne  dasz 
unter  ihnen  ein  innerer  Zusammenhang  besteht.  Diese  Vorstellung  stimmt 
theils  mit  dem  römischen  Grundsatz  aberein,  dasz  jeder  Erbe  die  Person 
des  Erblassers  aber  nur  zu  seinem  Erbtheil  fortsetze,  theils  mit  dem  Prindp 
des'  römischen  Obligationenrechts,  welches  von  dem  obligatorischen  Bande 
immer  die  ganze  Person  umfangen  und  hatten  last,  und  daher  nur  ganze, 
keine  Theilforderungen  und  Schulden  kennt.  Sie  ist  aber  unserer  Denk- 
weise ganz  fremd.  Wir  sind  vielmehr  gewohnt,  die  Forderungen  und 
Schulden  als  Vermögensbestandtheile  aufzufassen,  und  uns  scheint  es  viel 
natürlicher,  dasz  sie  in  ihrem  bisherigen  Bestände  auf  mehrere  Erben  zwaammai 
abergehen,  als  unter  dieselben  zerfatUn,  Wir  betrachten  die  Fordeniog 
und  die  Schuld  auch  nach  dem  Tode  des  Erblassers  noch  ah  ein  Ga»- 
xe$  (3 — 4.),  an  welchem  wohl  mehrere  Erben  zunächst  zu  einem  Tbeile 
Antheil  haben,  aber  so  dasz  sie  hinwieder  unter  einander  verbunden 
bleiben.  (5 — ^7.)  Die  Erbschaftsgidubiger  können  daher  von  den  Erbeo 
die  Bezahlung  der  Ge»ammt$chuld  fordern,  und  diese  haften  auch,  soweit 
die  Erbschaft  reicht,  für  das  Ganze.  (Vgl.  §.  111.  3.) 


3.  Weisth.  zu  Lander t  (Grimm  II.  8.  201).  Der  scbeffen  erkenl,  dz  ein  gaoli 
leben  ein  bestbeupt  gibt,  wann  aber  dz  leben  in  vier  tbeil  gebrocben  wird;  so  soll 
es  aucb  ein  bestbaupt  geben  vnd  I  bun. 

4.  Landb.  ▼.  Olarut  (v.  1544).  Blumery  scbweli.  Demokr.  II.  3.  8.  228.  —  aes 
abgestorbnen  erben  —  es  syen  ?il  oder  wenig,  (sollen)  sölcbe  scbnld  —  eamenthaft 
erlegen  oder  die  vf  einen  ze  hetalen  —  vertchaffen,  doran  der  dem  die  scbuld  lu- 
ghörig  kommen  mög,  den  er  nütt  schuldig,  von  zweyen  oder  mer  die  inzezucbeo. 

Ö.  Code  civ,  %.  870.  Lea  heritiers  sont  tenus  des  dettes  et  cbarges  de  la  suc- 
eesslon  personnelleroent  pour  leur  part  et  portion  virile,  bypotb^cairement  poor 
le  toai. 

6.  Oetitrr,  Ges.  S*  S*^  Mebrere  Erben  ^  ballen  allen  Erbscbaflsgliobigera 
and  Legataren  •—  Alle  für  Einen  and  Einer  für  Alle  Unter  sieb  aber  sind  sie  nacb 
YerbSItnisz  ibrer  Erbtbeile  beizutraKen  schuldig. 

7.  Zürcher  Ges.  §.  2014.  Die  Erbsebaflsforderangen  and  die  Erbsebanaschul' 
den  g^ben  als  Gesammtforderongen  nnd  Gesammtsebalden  auf  die  Miterben  ober. 
Die  Grösze  der  daza  geb&rigen  Tbeil fordemngen  and  Tbeilsebalden  wird  durch  das 
Verbältnisz  der  Erbtbeile  bestimmt. 
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Sechstes    CapiteL 

Besondere  Erbfolge  in  liegende  Güter. 

§.  205. 
L    Erbfolge  in  Stamn)-  nnd  Stiftungsgtiter. 

1.  Die  besondere  Erbfolge  in  die  Stammgüter  und  in  die  FamiHen^ 
Btifiungsgüter  ist  zwar  erst  zu  einer  Zeit  ausgebildet  worden,  als  schon  das 
römische  Erbsystem  in  Deutschland  Eingang  gefunden  hatte.  Aber  es  ist 
eben  im  Gegensatz  zu  diesem  entstanden  und  hat  seinen  Grund  theils  in 
politischen,  theils  in  Familienrücksichten;  es  hat  einen  deutsch-rechtlichen 
Charakter.  Die  Fortdauer  eines  Grundadels  in  Deutschland  erfordert  mit 
Nothwendigkeit  die  Erhaltung  und  Pflege  dieser  Institute:  und  es  musz 
daher  von  diesem  Standpunkte  aus  als  ein  politischer  Fehler  bezeichnet 
werden,  wenn  die  Allodification  der  Lehengüter,  für  welche  es  eine  ähnliche 
besondere  Erbfolge  (die  Lehensfolge)  gegeben,  gesetzlich  eingefQhrt  worden 
ist,  ohne  dasz  die  Bedenken,  welche  die  Anwendung  des  gewohnten  Erb- 
rechtes mit  seinen  Thdhmgen  auf  derlei  Güter  hat  Berücksichtigung  ge- 
funden haben.  Durch  Umwandlung  der  Lehen  in  Stamm-  oder  Stiftungs- 
gttter  liesz  sich  der  Zweck  der  Auflösung  des  Lehensverbandes  mit  jenen 
Interessen  des  Staates  und  der  Familien  vermitteln. 

2.  Das  Erbfolgerecht  der  Stammgutserben  gründet  sich  auf  die  J9e- 
liebung  der  FamiUe.  Ihr  Recht  erbreehtlieher  Anwartschaft  steht  ihnen, 
wie  die  Doctrin  das  bezeichnet  hat,  ex  pacto  et  protidentia  majorum  zu, 
und  es  wird  schon  mit  der  Geburt  erworben.  Das  Erbfolgerecht  der  Stif- 
tungserben dagegen  ist  het*ge]eitet  aus  dem  Willen  des  Stifters,  ex  fun- 
datione.  Die  beiden  Quellen  li^en  nahe  beisammen  und  können  sogar 
zusammenflieszen,  aber  zuweilen  treten  auch  in  der  Folge  Unterschiede 
hervor,  je  nachdem  die  eine  oder  die  andere  bestimmend  wirkt  Insbe- 
sondere ist  es  bei  den  Stammgütern  nicht  nöthig,  auf  einen  ersten  Erwerber 
derselben  zurückzuweisen,  bei  den  Stiftungsgütern  dagegen  ist  allerdings  in 
dem  Stifter  und  seinem  ersten  Nachfolger  ein  fester  Anfang  der  Reihe 
wahrzunehmen  und  zu  beachten.  Femer  haben  bei  den  letztern  nur  solche 
Personen  ein  Warirecht,  welche  von  dem  Willen  des  Stifters  umfaszt  und 
zu  der  Stiftungsfoige  berufen  worden  sind,  bei  jenen  dagegen  gelten  alle 
Personen  als  (mögliche)  Erben,  welche  nach  dem  freilich  durch  Autonomie 
beschrankten  Familienerbrecht  als  erbfthige  Anverwandte  jedes/etjr/en  Stamm- 
gutsbesitzers  zu  betrachten  sind. 
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Nach  den  Eltern  kommen  die  Gt9eh%ß%ater:  nnd  wieder  treSeD  wir 
in  altern  Quellen  auf  einen  Vorzug  der  Brüder  vor  den  ScAtoesfem,  der 
später  erst  verschwindet.  (15.) 

6.  Gelangt  das  Erbe  Ober  diesen  engeren  Kreis  der  Sippschaft  hinaus 
— »erst  von  da  an  spricht  der  Sachsenspiegel  von  Magtchaft  (§.  141. 1.)  — 
dann  tritt  der  Gegensatz  des  Geschlechtes  ($exm)  zurück  (15.)*  nnd  es 
entscheidet  die  einfache  Nähe  der  Sippe:  »Der  nächste  am  Bku,  der  nächsU 
am  Gut,*i  nach  folgenden  drei  Grundsätzen: 

a)  Die  nähere  Parentel  $chlieszt  die  entferntere  aus,  denn  wie  das 
Blut  den  Nachkommen  mitgetheilt  wird,  so  geht  auch  das  Gut  sobald 
als  möglich  wieder  auf  die  Nachkommen  Ober.  (16.  17.) 

b)  Innerhalb  der  Parentel  geht,  wer  dem  gemeinsamen  Siammeshmtfnt 
näher  ist,  d^n  ferneren  Gliedern  vor.  (18.) 

c)  Gleich  nahe  GUedery  die  auf  gleicher  Unie  stehen,  erben  gleich  fKoff- 
theiUJ.  (la  19.' 

Im  weitem  Sinne  umfaszt  der  Ausdruck  Parentel  die  gesammte  Ver- 
wandtschaft, an  deren  Spitze  —  nach  der  bildlichen  Vorstellungsweise  des 


Yader  ande  mudar  süster  ande  bruder  er?e  niint  de  sone  und  nicht  de  dochler»  ü  oc 
si  dat  dar  nen  sone  ne  ei,  so  nimt  it  de  dochter.  Sven  aver  en  erve  yersusteret  nid« 
verbrüderet,  alle  de  sik  gelike  na  to  der  Sippe  gestappen  mögen,  de  nemet  gelike 
dele  dar  an,  it  si  man  oder  wif,  disse  betet  de  sassen  gan  erven. 

10.  Lex  Böiharis  153.  Omnis  parentela  osqne  in  septimam  genueulam  nume- 
retar,  ut  parens  parenti  per  gradum  et  parentelam  heres  aaceedat.  Sic  tameo  —  ^ 
iUe,  qui  sacpedere  vult,  nomiDatlm  unins  cqjuaque  nomina  parenlam  suoram  ante- 
cessoram  dicat. 

17.  Sprichw.  {Bi$enhart  III.  16.  Nälehrand  218.)  Es  Stirbt  kein  Gut  caröd^ 
sondern  vorwärts. 

18.  S.  sp.  I.  3.  g.  3.  (Vgl.  oben  S*  144.  B.  2.)  Die  tvfscben  deme  nagele  node 
deme  hovede  sik  to  der  sippe  gestoppen  mögen  an  gtUker  siat^  de  nemei  dai  ervt 
gelike.    De  sik  naer  to  der  sippe  gestappen  mach,  de  nimt  dat  erve  io  voren* 

19.  Zur  Yerdeatlichong  mag  folgendes  Schema  dienen : 
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mit  bemcbaftVdbea  GtiftetB  aosniBtattcn  ymoügaik.  (2— &)  Darasf  hat 
denn  dq*  dem  entgeboreneo  Glied«  DAchsle  oder  jsweito&cbgte  oachgeboreoe 
Erbe  ein  festes  Recht  der  Erbfolge.  IndesseD  kann  .das  Verbftlhiiss  zur 
Primogenitar  wieder  Yer>chieden  bestimmt  aetn,  entweder  so,  das^.  die 
Si'CQndogenitar  ihr  jeder  Zeit  aaf  dem  Fasze  folgt,  oder  so,  dass  wenn 
einmal  ein  zweiter  Zweig  oder  eine  zweite  Unie  zur  Secnndogenitar  gelangt 
ist,  diese  innerhalb  derselben  TerUeibt,  und  nicht  bei  weiterer  Verzweigung 
der  erstgeborenen  Linie  an  diese  fällt  Immer  aber  bleiben  Ptiuk)-  und 
Secundogenitur  selbst  getrennt,  solange  verschiedene  Zweige  und  Linien  da 
sind,  und  vereinigen  sich  erst  in  dem  letzten  alleinigen  Erben  der  Familie, 
oder  des  Stifters  (beziehungsweise  des  ersten  Stiftungsfolgers). 

2.     StKumdogentimr. 


t  hat  die  Priroo  -,  |)  die  Secundo  *,  c  die  TertiogeDilur. 
Hat  d  die  Primogeoitar,    und  ist  b  gestorben,   so  frigt  sich,   ob  e  oder  f  die 
Secundo-,  und  nach  dem  Tode  des  c,  ob  f  oder  h  die  Teriiogenitur  erhalte. 

3.    M»/ortiL 


a  schliesxt  b  und  c  aus 
b  »  d  und  c  aus 
c  »  d  und  e  aas 
d       »        e  aas. 

4.  Ooldene  Bulle  c.  25.  Decemimus  igitur,  (quod  eorum  priocipuni}  terrae  — 
dismenibrari  non  debeant.  Primogenitus  fllius  süccedat  in  eis.  c.  7.  illo  vero  non 
eitante  ejasdem  primogeniti  prfmogenitus.  —  Si  ?ero  primogenitos  hodasmodi  absqoe 
heredibas  maseulis  legitlmis  laicis  ab  hac  loce  migrarai,  —  seoiorein  fratrem  laicam 
per  veram  pareDielam  linearo  daseendentem,  et  deivoeps  Hlios  primogenilam  laicoin 
et  denique  eonsangoineum  —  qui  paterno  stipiti  in  descandeoti  recu  linea  proiiroior 
faerit  Tolumus  successuruni. 

5.  Code  Afap.  f.  Bilden.  Art.  5*7.  Stammgui,  wenn  es  wegen  seinem  geringen 
Betrag  oder  wegen  der  FamiüenYertrige  antheilbar  ist,  kann  nur  an  einen  der  Stammes- 
genossen  kommen;  dieser  beaUnunt  sich  bei  dem  Herrenstand  nach  Erstgeburlsrecht, 

.nnd  bei  dem  EittersUnd,  wenn  nicht  Enigebarts-  oder  Alter-Erbe  in  den  Familien- 
▼ertragen  sich  festgesetzt  befindet,  ^  nach  Vorzugs- Erbrecht,  d.  I.  (Majorat). 
B 1  u  B  t  •  c  hl  i,  deutschet  PriTilrecbt  %.  Auft  37 
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'6.    Das  Majorat  nnterscheidciC  sich  von  der  Primogenitor  dadurdi. 

dasz  es  nicht  der  erstgeborenen  Linie  folgt,  sondern  ohne  den  Sprang  tod 

einer  Linie' ildf  andern  zn' scheuen,  bei  eigentlichen  Stammgfltem  dem 

letzteii  Eigenthfinfef,  bei  StiftangsgtlteAi,  and!  znweflen  das  dem  Stifter 

(b^ehnngswdse  dem  ei^sten  Stiitengsfolger)  nädhi^m  erbberecbtiglen  Fa- 

miliengliede,  und  unter  gleich'  nahen  dem  Hltaten  zukommt  (3.) 

* »' 

7.  Das  Seniorat  kümmert  sich  wieder  um  die  Linien  noch  um  die 

Nähe  der  Glieder,  sondern  hält  sich  einfach  an  das  personlic/ie  Leben$aUer 
der  überhaupt  erbberechtigten  Faroilienglieder  und  wendet  sich  dem  Atl- 
teilen  unter  ihnen  als  natürlichem  Familienhaupte  zu,  gesetzt  auch  der 
Aelteste  sollte  einer  Jüngern  Linie  angehören  und  in  dieser  auf  einer  ent- 
fernteren Stufe  stehen.  Bei  dieser  Form  geschehen  die  Sprünge  ans  emer 
Parentel  in  eine  andere  noch  öfter  und  leichter  als  beim  Majorat. 

8.  Den  Gegensatz  sowolil  zu  dem  Majorat  als  dem  Seniorat  bildet 
das  Minorat,  das  in  doppeltem  Sinne  vorkommt,  entweder  indem  es  zun 
Widerspiel  des  Majorats  dem  jüngsten  unter  mehreren  nächsteo  Erben« 
oder  in  Dmkehrung  des  Seniorats  dem  jüngsten  Familienglied  Qberhaopk 
anftllt 

9.  Nicht  selten  kommen  auch  mancherlei  Mischungen  und  Yer- 
bindtmgen  dieser  Formen  vor;  z.  B.  eine  Folgeordnung  die  aus  Majorat 
und  Primogenitur«  oder  aus  Majorat  und  Seniorat  gemischt  ist  Weil  aber 
hier  noch  ein  weiter  Spielraum  für  mancherlei  Combinationen  offen  i^ 
weil  ferner  das  Herkommen  zuweilen  unsicher  und  die  Stiftungsurkunden 
unklar  oder  unvollständig  sind,  so  erheben  sich  leicht  Zweifel  wad  Streit 
unter  mehreren  Erbansprechern,  und  es  wird  oft  auch  dem  unbefaugeneo 
Richter  schwer,  sich  zurecht  zu  finden.  Man  musz  sich  hier  wieder 
hüten,  zu  rasch  aus  einzelnen  vorkommenden  Ausdrücken  sofort  auf  ein 
bestimmtes  System  zu  schlieszen,  denn  die  technischen  Bezeichnungen  der 
Schule  sind  keineswegs  zu  gemeinem  und  festem  Sprachgd>rauch  geworden: 
und  es  kann  daher  wohl  etwa  die  Primogenitur  gemeint  und  das  Majorat 
genannt,  oder  das  Majorat  verstanden  und  Seniorat  geheiszen  worden  sein. 
Nur  die  freie  Erwägung  aller  Umstände  und  insb^ondere  die  Beachtung 
der  Sitte  führt  aus  diesem  Labyrinth  heraus. 

10.  Als  Ermäszigung  solcher  zu  Gunsten  Eines  Familiengliedes 
beschränkten  Erbfolge  und  zu  billiger  Berücksichüguug  auch  der  nach- 
geborenen Kinder  kommt  dann  besonders  unter  dem  hohen  Adel,  und  <ia 
wo  die  FamiliensUftung  aus  dem  Hauptvermögen  der  Familie  besteht  oder 
sonst  ausgedehnte  Güter  nmfaszt,  im  Interesse  der  Nachgeborenen  das 
sogenannte  Recht  der  Apanage  fapanare,  panem  ac  cihum  porrigere)  bäufig 
vor,  als  eine  Last,  die  dem  Stiftungsgute  auferl^t  ist  Besteht  dieselbe 
wieder  in  Grundstücken,  •  die  dem  Apanagirten  zum  Genüsse  überlassen 
werden«  so  wird  sie  dann  paragium  genannt  Gewöhnlich  sind  aber  Renten 
der  Gegenstand  der  Apanage.  Die  Verpflichtung  zur  Apanage  gründet  sich 
entweder  auf  die  Anordnung  des  Stifters  oder  in  Ermanglung  solcher  auf 
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das  Herkommai  der  Faoiilie.    Sie  ist  zwar  weder  ab  EHxMukamf  noch 

als  Pfliehltheü  zu  betrachten,  da  dem  Apanagirten  neben  dem  etgendichen 

Nachfolger  kein  Erbrecht  an  dem  Stamm-  oder  Stiftungsgote  zosteht    Aber 

sie  beachtet  doch  in  bescheidener  ZnrQckgezogenbeit  den  Zasamiifenhaog  des 

natürlichen  Familienerbrechtes,  das  durch  die  im  Qbrigeh  woblbegrOndete 

Einführung  einer  poiiiiven  einhändigen  Erbfolge  verdrAngt  worden,  und  ist 

gewissermaszen  eine  Huldigung  der  letztem,   den  Grundsätzen  der  erstem 

dargebracht     Daraus   folgt  denn,   dasz  die  Apanagirteri   ihren   Anspruch 

auf  die  Apanage  nicht  dadurch  verlieren,  dasz  sie  im  übrfgen  reich  sind 

oder  werden,  folglich  für  ihren  standesmaszigen  Lebensunterhalt  ohnehin 

gesorgt  ist.    Aus  demselben  Grunde  ergibt  sich  ferner,  dasz  eine  wesentliche 

Erweiterang  der  StiftungsgOter  auch  einen  billigen  Zuwachs  der  Apanage 

zur  Folge  hat.    Das  Recht  auf  die  Apanage  vererbt  sich  auf  die  mannliche 

Nachkommenschaft   des   Apanagirteil,    nicht   aber   in   der   R^el  auf  die 

Töchter,  noch  auf  die  Seitenverwandten.    Stirbt  der  mannliche  Zweig  aus, 

so  wird  das  Stiftungsgut  frei  von  dieser  Last,  und  das  paragium  fallt  an 

dasselbe  zurGck. 

"**  C.  V.  ScUta  %md  iAchtenau,  Lehre  von  deu  Familien  Fideicommissea. 
Leipzig  1838.  S.  101  ff.     Wilda,  in  der  Zeitschr.  f.  D.  R.  XII. 

§.   206. 
II.    Besondere  Erbfolge  in  Bauergtiter. 

i.  Die  EinfQhrung  des  gemeinen  bürgerlichen  Erbrechtes  ist  wie  bei 
dem  Adel  so  auch  unter  dem  Bauernstände  vielfach  auf  Schwierigkeiten 
gestoszen.  Dasselbe  gerieth  theils  mit  der  herkömmlichen  Sitte  und 
Anschauung  der  Bauern,  theils  mit  den  Interessen  an  dem  ungetheilten 
Fortbestand  der  Höfe  und  an  ihrer  Erhaltung  bei  der  Familie  liaufig  in 
Widerstreit,  zuweilen  auch  mit  den  Ansichten  und  Wünschen  der  Guts- 
herren. [1.)  In  den  eineii  Gegenden  setzte  dessen  ungeachtet  die  Macht 
der  Jurisprudenz  das  neue  Erbrecht  mit  seinen  gleichen  Theilungen  unter 
Söhnen  und  1  ochtern  durch,  und  nur  mittelbar  suchten  auch  da  gelegentlich 
die  Bauern  den  Folgen  dieses  Rechts  entgegenzuwirken,  indem  sie  noch 
bei  Lebzeiten  ihre  Güter  an  einen  der  Söhne  abtraten  und  sich  auf  die 
Leibzucht  zurückzogen.    (§.  131.) 

In  andern  Gegenden  erhielten  sich  aber  durch  Gewohnheitsrecht  eigen- 
thflmliche  Grundsätze  Ober  das  Erbrecht  in<  die  Bauergflter  und  wurden 

1.  Bayr.  Landr.  IV.  7.  £•  ^^'  Saccedirt  man  in  Erb-Rechts-Otitem  sowol  ex 
testamento  als  ab  Tntestato  zwar  aaf  die  nemliche  Weis,  wie  In  anderem  vollen  Elgen- 
thum  und  wenn  mehr  Erben  seynd.  so  wird  die  Abtheilung  unter  ihnen  auf  den 
nemlirhen  Fusz  gemacht.  Nachdem  aber  Kleichwol  ein(*s  Theils  die  ZertrOmmerang 
deren  Bauern- Gütern  Vermög  deren  Lands-Generalfeil  de  Genere  Prohibitorum  ist, 
mitbin  das  Gut  entweder  einem  alls  sammentlichen  Miterben  allein  gegen  Hinaus«* 
beialiluDg  der  andern  überlassen  oder  allenfalls  an  einen  AuswSrtigen  verkauft  wer- 
den 01081  a.  8.  f. 
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auch  wohl  darch  die  SUtateo  oder  die  Lande^psetigelNiiig  anerkamit  and 
ausgebildeL  In  dieser  Weise  entstanden  anter  äcb  wiedemni  Teradiiedeoe 
Formen  eines  besonderen  Erbrechtes  in  BauergOter,  welche  zwar  eine  local 
begrinzte  Anwendung«  aber  einen  gemeinsaaien  deotschen  Charakter  haben. 
Die  wichtigsten  Modificationen.des  gewöhnlichen  Erbrechtes,  wdche  nck 
hier  6nden,  sind  folgende: 

2.  Bei  Bauer^em,  welche  in  frewm  Eigenihum  ihrer  Besitzer  sind, 
hat  das  Interesse  an  der  Dntheilbarkeit  der  Statten,  und  der  Gedanke,  dasz  0 
Torzugsweise  die  Aui^abe  und  das  Recht  der  Sohne  sei,  die  Gatswirihschafi 
fortzusetzen  ($•  192.  I.)«  znwalen  nor  die  Abweidiung  bewirkt,  dasz 

a)  den  Sahnen  ein  gröszerer  Erbtheil  als  den  Töchtern  zugestanden, 

b)  den  Söhnen  Oberdem  ein  Vorzugerecht  in  der  Uebemahme  des  vSt»^ 
liehen  Baoergotes  und  zwar  gemeiniglich  zu  einem  ermiUti^ 
ÄneeUag  bewilligt  wurde.  (1.  2.) 

Dieses  Vorzugsrecht  der  Söhne  wurde  manchenorts  auch  voraus  aif 
einen  der  Söhne,  und  unter  den  Bauern  nun  meistens  den  jüngeien  (2.  3., 
sdten  den  äüeeten  bezogen.  Eine  besondere  Erbfolge  ist  das  aber  nicbl 
Auch  die  andern  Söhne  und  die  Töchter  sind  Erben;  nur  sind  ihre  Erb- 
theile  ungleich  und  wird  die  Auseinandersetzung  derselben  eigeothOmlicb 
bestimmt  Wo  die  Bauergflter  nicht  zu  festen  ErbgCItern  geworden  siod. 
scheint  eine  derartige  Modi6cation  des  Erbrechtes  am  ehesten  geeignet,  die 
allgemeinen  Rechtsansichten  des  heutigen  Erbrechts  mit  den  besonderen 
Verhältnissen  des  Bauernstandes  schicklich  auszugleichen. 

3.  Zuweilen  haben  aber  jene  Rflcksichten  selbst  bei  Bauergtitem,  die 
in  freiem  Eigenthumsverkehr  stehen,  eher  und  öfter  bei  bäuerlichen  Erb- 
giUem  und  bei  ErbUihegiUem  geradezu  zu  einer  besonderen  ausschliesi- 
Uchen  Erbfolge  je  eine$  Anerben  fortgeführt  (4.  5.)    Der  Anerbe  allein  hat 


%  Bremer  G  S*  V^^-  8owohl  in  der  Theilung  iwischeo  der  Maller  ood  dn 
Eiodem  als  in  dedeoigen  der  Kinder  uoter  sich  hal  der  Jangsle  Sohn  des  Erblassen 
fär  seine  Person  das  Recht  das  Wohnhaus  der  Aeltem  oder  wenn  dieselben  eioci 
Hof  hinlerlassen,  diesen  um  eine  gerichtliche  Schaltung  an  sieh  zu  tiehen. 

3.  Delbrück  Landr.  C.  i.  $.  3.  (/fr««/  g.  337.  8.)  Wenn  beide  Eltern  - 
Todes  yerhUcben  oder  Alters  and  Unvermdgenheit  —  halber  die  Güter  nberiogebn 
bemfisziget  werden,  soichem  nach  hat  der  Jüngste  Sohn,  bei  Abgang  der  Söhnen  aber 
die  längere  Tochter  zu  dem  erledigten  Erbe  and  Meyerey  das  Vorrecht. 

4.  Siruekmmnn  über  die  Osnabrück.  Meierferfassung  {^fetfer  8.  938).  Dtf 
Anerben  recht  im  engem  Sinne  —  besteht  in  der  Befugnisz  des  Anerben,  die  Socces- 
sion  in  die  eigen  behörige  Stltte  als  ein  unbedingtes  Recht  in  Anspruch  zu  neban: 
es  ist  ein  s.  g.  Jas  quaesitum,  ein  eigentliches  Notherbenrecht  im  Sinne  des  gemei- 
nen Rechts  und  ein  noch  umfassenderes,  da  der  Anerbe  nicht  einmal  auf  den  Pflicht- 
theil  beschränkt  werden  kann;  es  beruhet  diess  auf  einem  durch  ausdrückliche  Ge 
setze  bestätigten  nie  bestrittenen  Herkommen. 

3.  Erfc.  des  O.  A.  G.  zu  Lä6ecA  {Seufferie  Arch.  VII.  81).  Eine  solche  bitter- 
liche Suecession  tritt  nur  ein  theils  bei  M eierstellen  theils  bei  gutsherrnfreieo  Baver- 
hOfen  —  aber  nicht  für  einzelne  Ackerstücke  (ohne  Meyerstelle  und  ohne  freien  Bauer- 
bof),  die  ein  Landmann  besitzt. 
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dann  bei  Lebzeiten  des  Baaero  ein  Wartrtchi  aof  das  Banergot,  und  nach 
jenes  Tode  die  Folge  in  demselben  als  der  wabre  bämerUehe  Erbe,  Die 
Aehnlichkeit  dieser  eigenthOmlichen  Snocession  mit  der  Lehensfolge  and 
der  Stiftongsfolge  ist  augenflillig  genug;  aber  man  darf  auch  ihre  Ver- 
schiedenheit nicht  Qbersehen.  Das  banerliche  Erbrecht  lehnt  sich  nAhe^ 
als  jene  an  das  gewohnte  Erbsystem  an.  Der  Anerbe  wird  ganz  einfrch 
Erbe  seines  Vürgängere  (4.),  wenn  dieser  stirbt,  und  keineswegs  Erbe  eines 
ursprünglichen  Belieheneo.  Solange  jener  am  I^ben  ist,  so  hat  der  Aneri)e 
auch  nur  ein  Wartrecht,  wie  jeder  andere  Erbe  im  Sinne  des  altern 
deutschen  Erbrechts,  kein  erworbenes  Recht  auf  die  Gutsfolge,  um  dessen 
willen  er  die  Verfügungen  des  wirklichen  Bauern  hemmen  k(>nnte,  und 
das  auf  seine  Kinder  überginge,  wenn  er  vor  jenem  sterben  sollte.  Deber- 
haupt  musz  man  sich  davor  hüten,  die  Doctrinen  der  succeuio  ex  paeto 
et  promdetUia  majarum  auf  diese  Erbfolge  in  die  Bauergüter  überzu- 
tragen. (6.  7.) 

Die  ßezeichmung  des  Anerben  geschieht  gewöhalioh  durch  das  her- 
gebracht«  Hofrecht;  sdtener  wird  es  dem  Willen  des  Erblassers  anbei« 
gestellt,  unter  mehreren  Kindern  eines  zum  Anerben  zu  erhennen.  Wo 
Striches  nach  Ho(|gebrauch  erlaubt  ist,  oder  mit  Zustimmung  des  gesetzlicheo 
Anerben  geschieht,  kann  die  Emenmmg  sowohl  in  der  Form  des  Teslar 
ments  als  in  der  des  Erbverirags,  und  gewöhnlich  rechtlieh  sogar  ohne 
diese  Form  (8.)  ausgesprochen  werden.  Das  Gesetz  oder  das  Herkommen 
hat  sich,  ganz  im  Gegensatz  zu  der  gewöbnfichen  Stiftungsfdge,  metstens 
für  das  Mmorai,  an  wenigen  Orten  flkr  das  Megcrat  entschieden.  Bei  dem 
Adel  wies  die  Rücksicht  auf  das  natürliche  Familienhaupt  auf  die  Erst- 
geburt oder  das  Migorat  hin;  bei  den  Bauern  leitete  die  Sorge  für  den 
jüngeun,  oft  noch  unerzogenen  Sohn^  wAhrend  die  titeren  Sühne  häa6g 
schon  bei  Lebzeiten  des  Vaters  ein  sdbstflndiges  von  der  Familie  getremiT 
tes  Unterkonmen  gefunden  hatten  und  auch,  ohne  das  Gut  ftkr  sich  selber 
zu  sorgen  im  Stande  waren,  eher  amm  Minorat  hin.  Nicht  immer  aber 
sind  die  Töchter  ausgeschloseen,  vielmehr  treten  sie  gewöhnlich  zurück,  wenn 
Söhne  da  sind,  und  gehen  dann  den  SeUeweervoandUi^  vor«  Andere  Be- 
sonderheileh,  die  sich  oft  finden,  sind  der  Vorzug  der  Kinder  aus  erster 
Ehe  vor  denen  aus  zweiter,  die  Ansschiieszung  der  ausgerichtelen  Kinder 


5.  Ekhhorm  Gutachten  {Ffeiffer  S.  St3).  Eine  Sacc^ssio  ei  pacto  et  Providentia 
OM^om  ist  bei  Bauerngulero,  die  keine  Lehen  sind,  gegen  alle  rechUicbe  Erfalif ung. 

7.  Erk.  des  O.  A.  G.  IQ  AfMmAeim  {Seußwrit  Areh.  Vlil.  teO).  fller  Erbe 
mtiss  datier  i  sein  Brbfolgerefbt  von  dem  letiten  Betitser  des  Erbleliens  aMeilen  und 
er  kann,  wena  er  gieichiioiil  vom  eisten  Erwerber  abstammt,  oad  selbst  nach  Inhalt 
des  Erbbestandbriefe  fur  Erbfolge  berufen  wSre,  ohne  Jene  Vorausselsang  nicht  dazu 
gelangen. 

8.  Efk.  des  O.  G.  sa  fToffemSüiM  (Seu^erU  Areb.  Ylil.  75).  (DSuerliehe)  Ob* 
Kervanz,  dasi  der  Erbe  seinen  Nachfoiger  im  Hofe  lettiwiillg  oh«e  Förmliebkeitea 
ernennen  kann. 
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durch  die  nirbt  ausgerichteten,  die  Mitwirkung  des  Gutsherrn  bei  der  Bt- 
zeichnnng  oder  Zulassung  des  Anerben,  dcsr  Vorzug  der  zur  Landwirthschaft 
erzogenen  Kinder  vor  denen,  die  einen  anderen  Beruf  erlernt  oder  ergrififeD 
haben,  bei  MeyergOtern  ruw<»ilen  die  BeschrAnkui^  des  Erbrechts  auf  die 
Nachkommenschaft,  und  ebenso  bei  solchen  das  Erfordernisz  der  persön- 
Kchen  TOcfaügkeit  des  Nachfolgers.  Die  locale  Natnr  dieser  RecbtsbiMui^ 
begdnst^  eine  Mannichfalligkeit,  die  aUer  Regel  2u  spotten  scheint 

4.  In  der  Abfindw%g  oder  Auäolnmg,  welche  der  das  Erbgut  antre- 
tehde  Anerbe  den  übrigen  nächsten  Erben,  die  er  durch  sein  Vorzugsrecht 
▼on  der  Erbschaft  ausschlieszt,  zu  entrichten  hat  (9.),  ist  noch  ein  Rest 
des  natürlichen  Familienrechts  erhalten.  Die  erbrechtlichen  Rücksichten 
auf  die  andern  FamiliengNeder  werden  eben  damit  »abgefunden.«  Sie  ist 
daher  von  der  bloszen  Au$$taitung  der  von  dem  Hofe  wegziehenden  Kinder 
($.  09.  7.)  zu  unterscheiden,  obwohl  auch  diese  gelegentlich  Abfindung 
genannt  wird,  und  ungeachtet  auch  etwa  beiderlei  Institute  zusammen- 
treflen  und  sich  mischen.  Die  Grösze  der  Abfindung  richtet  aidi  dann 
gewöhnlich  nach  dem  sohuldenfreien  Werthe  des  Brbgtdes,  nicht  nadi  dem 
AHod,  an  welchem  die  mehreren  gleich  nahen  Erben  auch  gleicheo  Aotbeil 
haben.  Doch  kommt  nadieinielnen  Hofrechteh  auch  der  Werth  des  Allods 
mit  in  Betracht.  Ud[)erla8sen  die  übrigen  Erben  dem  Anerben  auch  dis 
AHod,  so  werden  sie  frälich  dann  rc^dmiszig  auch  dafür  sich  abfindeo 
lassen.  Die  Abfindung  für  das  Allod  hat  aber  einen  andern  Charakter  als 
die  für  das  Eiiigut.  Jene  berufet  auf  Vertrag  im  einzelnen  Fall  über  die 
Erbschaft,  und  ist  nur  ein  ErAautkaitf,  diese  hat  ihren  Grund  und  ihr  Uaa 
in  dem  bestehenden  Erbrecht,  und  hat  gewöhnlich  die  Natur  eines  Pfliekt- 
theils  (iO.)>  den  der  Erblasser  wie  der  Anerbe  beachten  musz,  und  über 
den  die  erbreohtUcben  Ansprüche  der  abzufindenden  Kinder  nicht  hinaus- 
reMnon» 

'  6.  Die  Sorge  für  den  minderjährif/en  Anerben»  der  nodi  ausser  Stande 
ist,  das  ihm  angefallene  Erbgut  zu  bebauen,  in  Verbindung  mit  den  In- 
teressen an  gehöriger  BawitiiuehaftMng  des  Gutes  bis  zur  Volljihrigkeit  des 
Anerben  hat  in  einigen  Gegenden  zu  dem  Institute  der  Interimiumrtkiehaft 
geführt,  vorzüglich  da  wo  die  Jfeyer^/«r  einhehniach  sind,  indem  hier 
noch  das  besondere  Interesse  der  Gutsherren  an  guter  Wirthachaft  förder- 
lich mitwirkte.     Auch  der  dritte  /nrertmnotrlA  —  oft  zugleidi  der  Stief- 


*  ^ 


9.  JPfaiiäter  Eigentb.  O.  IV.  T.  (.  1.  D«  in  drncn  eigrnbehnrigen  ßoler»* 
Höfen.  Brben,  Katien  und  dem  aaeh  Abtng  des  gterbklls  übrigen  Peculio  nur  eins 
deren*  RiiidrreR  -?-  Büccediren  kann,  so  sind  die  Eiteren  und  narli  ihrem  Absierten 
die  Anerten  and  Saceestores  sduiMig,  die  übrigen  Kinder  —  neeh  dm  KrSnen  des 
Fecnlii  und  voan  Erbe  habenden  Genusses  lu  dotiren  und  eiiseiitteiiPnK 

10.  Entw.  des  Bm^r,  G.  über  Erbgüter  %.  14.  Sind  mehrere  Descendeniep  <fef 
ErtM^ateitentbiimers  vorbanden,  so  bat  der  Gotsübernebmer  den  öbrigen  Anerbn 
•etfier  Klasse  mitemander  den  sehnten  Theil  des  reinen  Erbgutswertbes  als  Pflithl- 
tbeil  hinaus  zo  bezahlen. 
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vater  des  Anerben  —  erwirbt  dann  ein  wirUkhei  Mtytrrtehi  (Cdonatrecbi) 
an  der  Stelle  neben  dem  des  Anerben.  (11.)  Das  leztere  ist  dann  einst- 
weilen ein  ruhende*^  während  das  erstere  Mmdig  erscheint  Aber  das 
Recht  des  Interimswirths  ist  beschränkt  theils  dem  Umfange  nach,  indem 
es  wesentlich  zur  Erhaltong  des  Erbgutes  der  Familie  dient,  weszhalb  denn 
der  Interimswirth  nicht  zor  Verftoszening  des  Gates  emiAchtigt  ist,  theils 
der  Daoer  nach,  mit  ROcksicht  auf  die  sogenannten  Mahljahre^  fflr  welche 
allein  dem  Interimswirth  die  Wirthschaft  Oberlassen  wird  und  auf  die  Fort- 
dauer seiner  persönlichen  Fähigkeit  Meistens  ist  der  Interimswirth  auch 
Vormund  des  Anerben,  aber  nothwendig  ist  das  nicht:  und  auch  im  erstem 
Fall  ist  er  nicht  yerpflichtet,  imEinzdnen  Ober  die  laufende  Gutsbewirthung 
Rechnung  abzulegen.  Nur  am  Schlusz  der  Mahljahre,  wenn  er  das  Gut 
dem  Anerben  zu  nun  selbständiger  Wirthschaft  übergibt,  musz  er  im 
Ganzen  auf  Grundlage  des  von  ihm  Qbemommenen  Gutsinyentars  über 
die  gehörige  ErhaUung  und  Bewirthsehaftung  (beziehungsweise  Verbesienmg) 
desselben  Rechenschiit  geben. 

■ 

*  Aimiie,  Rechtslehre  Ton  der  Interimswirthschaft  auf  deutschen  Bauer  • 
gOtem.  GöUingen  1832.  Pfeiffer,  Das  deuUche  Meyerrecht.  Kassel  1848. 
S.  203  ff. 


11.  CalenS,  Meyer  O.  ▼.  7.  {/Irmui  %,  399.  %).  Dem  Interimswirthe  gelvatart, 
wenn  er  dem  Bofe  gnt  forffesUiiden,  Dicht  nur  Tor  sich,  soDdrrn  aoeh  wodd  er  tu 
einer  anderweiteD  Ehe  —  schritte,  seiner  sweiten  Frau  die  Leibtucht  Tom  Hofe  und 
seioe  auf  der  Stelle  erseugte  Kinder  erbalten  —  aas  dem  Hofe  ihre  Abfindung,  wo- 
gegen tedoch  sowohl  Vater  als  Matter  ihr  Eingebrachtes  and  die  wibrend  der  Ter- 
waltang  gemachte  Terhcsseraog  im  Hofe  lassen  mossen. 


V 


RK«I8TER. 


IM»  talükm  veiMD  auf  tf«  f|.  and  deren  Unterabtheilunfen. 


I 


A. 


Abdecker  32,  i 

Abdicationireelit  der  WUlwe  165.  :». 
Abendgabe  155.  1. 
AbfiDduoB  177,  3.  3«6i>  4. 
Abgaben  Jfidiscbe  fS,  2. 
Ablösangsgesetae  92  *. 
AbmeTeruDg  108,  2. 
Abscblcbtong  177,  1. 
AbsonderoDK  der  Kinder  176.  3. 
Abapolung  o4,  4. 

Abi  40,  4.  .   ^ .. 

Abtheilang   zwiscben  Täter    und   Kind 

177,  1. 
Abwesende  62,  3. 

'  Yormandscball  für  dieselben  183,  4, 
Abingsgriben  76,  6. 
Aceordirte  32.  1. 
Actien  139,  1. 
Aciiengesellscbafl  13^ 
Acttenscheine  117,  1. 
Actienvereine  39,  8. 
Actio  confessoria  atilis  93»  1. 
*  insiitoria  136  4. 
-*  pobliciana  63,  7. 
Acuonlre  139  1. 
Adcrescenzrecht  195,  4. 
Adel  20,  a.  f. 

—  alter  20.  4. 

^  desfien  Begrflndong  21. 

-*  erblicber  20,  5. 

Adel  bober  deatscber  20,  1. 

—  neuer  20,  4. 

—  niederer  20,  2. 

—  persönlicber  20.  5. 

—  dessen  Rechte  23. 
.     .      YeHuM  22. 

—  der  bobe  erkennt  keine  legHimatio  ner 
sobseqoens  matrimoniam  an  171,  2. 


Adelsebre  32,  3. 

Adllche  mit  der  Bezeicbnung  »von«  20.  a 

Adoption  22»  3.  172. 

Aelteste  36,  2. 

Aemter  als  Juristische  Personen  44. 

Agenten  41.  4. 

Agnaten  67,  3.  144,  8. 

Ahnen  20,  4.  193. 

Ahnenprobe  20,  4. 

Aicbpfabl  78,  2. 

AlimenUtion,  YerpfUcbtung  daiu  191,  2. 

AlleineiKentbum  58,  4. 

—  des  Mannes  162,  3. 
Allod  57,  2. 
Aliodialgnt  69.  5  b. 
Allodiacation  60.  4  d. 
Atmende  35.  3.  58.  1 

—  BesUndtbeile  derselben  59,  2. 

—  Gesammteigenibim  daran  89. 

—  Theilung  derselben  59.  9. 
Altentheil  16,  2  d.  66,  3»  b.  131  1. 
Alter,  dessen  Stufen  16l 

->  hohes,  Bevormundung  wegen  desselben 

183,  3. 
Amortisation  der  Inhaberpapiere  118,  3« 
Amtsehre  31,  4. 
Amusiegel  23.  3.     ^     . 
Aneignung  durch   den  Nutseigenthumer 

60,  4  d. 
Aneignung  herrenloser  Grundstucke  64» 

Anerkennung  unehelicher  Kinder  178.  1. 

Anerbe  69.  4.  206,  3. 

AnCing  73.  6.  ^     ..../,      « 

Anlagen  bleibende  in  öffentlichen  Gewas«- 

sern  76.  6. 
Annahme  an  KindessUtt  172. 
Annoitäten  92,  2. 
Anrisz  72,  1. 
Anrarhigkeit  32,  2. 
Anspülung  64,  4. 
AnsUlten  32,  2  f. 


686 


E«gitt«r. 


AntUllen  regalf  71,  2- 
Antbeile  am  ZuDflTermOgeii  39,  6. 
ADwartschafI  auf  die  SiifioDgsfolge  68,  3. 
ADweJsuDgen  kaafmänn lache  113,  4. 
ADwenderecht  97.  %  f. 
Apanage  905,  10. 
Appropriation  00,  4  d. 
Armenuntersiduang,  Anspruch  darauf  24, 

0  e. 
Arrha  115,  1. 

Asaecuranifeftrige  140  a.  f. 
Aasoci^s  g^rans  136,  1. 
Auffahrt  106,  1. 

Aufforderung  öffentliche  17,  2.  63,  8. 
Aufhehung,    staatarechtliche   dea   Adels 

21,  1. 
Anfhebungsbeschlusi  38.  8. 
Auflasaung  gerichtliche  61,  1. 
Aufsichtsrath  130,  8.  ..    .  , 

Augsburger  Bekenntnisz  27,  2*.  .' 
Auseinandersetsnng     einer     Gesellschaft 

137,  5. 
Auslobung  206,  4. 
Ausinärker  35,  3. 
Ausrichtung  177. 
Anssätiige  191,  4. 
Aosschliesznng  aus  den  Bürgerrecht  24« 

5  d. 
Au8SUItMi|  177,  3. 
Aussteuer  152. 
Auszug  131,  1. 
AntonoDle  Im  Allgemeinen  2.  9. 

—  dt-s  Adels  23.  10. 

—  der  Gemeinden  37,  3.  38»  6. 
Autorisation   des   Staats  ist  erforderlich 

zur  Entstehung  Ton  Gemeinden  37,  1. 
Autorität  des  Gerichtsgebraucbs  8. 

—  der  Juristen  7. 
Autorrecht  46  u.  f.  165.  2. 


Beksnntniszfreiheit  26. 

BemeTcrung  106.  2. 

Bergeigenthum  82,  4. 

Bergelohn  71,  2. 

Berghoheit  82,  1. 

Bergrecht  81  u.  f. 

Bergregal  74.  2  b. 

Berczehnte  82,  2  c 

Berichte  öffentliche  48,  3. 

Berufastinde  18,  3. 

BeschUg  bei  Mejergutem  106,  1. 

Besitzrecfat  neueres  56,  73. 

Besitztitel  73,  10,  11. 

Besthaupt  19,  3. 

Beurkundung  achrifUlche  112,  1  c. 

Beutelleihe  104. 

Beweis  der  Geburt  14,  4. 

—  des  Todes  17,  1. 

Bieiteu  Ji.  5. 


Biscb6f?  iO,  5. 


Baarkauf  —  per  contant  —  119  4  a. 

Bach  53,  2.  74,  2.  3. 

Bahrweg  88,  1  a. 

Biinknoteo  116,  4. 

Bann  fOdischer  28^  f. 

Bannforst  84.  1. 

Bannreelite  66.  4  d.     *  ' 

Barone  20,  3. 

Bau  zeit  weiser  59,  2. 

Bauerleihe  104. 

Bauern,  hörige  und  leibeigene  18. 

BauergOfer  66.  8  a.  66  u.  f. 

—  besondere  Erbfolge  darin  206. 

—  Tollfreie  zir  Eigen  66,  f  a. 
Bauermeisier  36,  2. 
Bauerschafien  36,  1. 
Bauernstand  25. 

Bauholz,  Recht  darauf  59,  4  b.  ' 

Baupläne  48.  4. 

Bedingung    des    ReligionsÜbertritls.    26 

Anm. 
Begründung  eines  eigenen  Haushalts  176, 3. 
Beisassen  24.  2. 
Beisitz  der  Wittwe  161,  2. 


iscb6l 
Blarkstone  44,  1. 
Blancoindossament  118  a,  4. 
Blödsinnige  183.  2. 
BluUterwandlschift  147,  4  c. 
Blutzehnte  95,  3  e. 
Brauereien  29,  2  c 
Braunkohlenlager  82,  1. 
Brautgabe  152,  1. 
Brautkinder  147.  2. 
—  deren  Erbrecht  191.  3. 
Brautwagen  152,  1. 
Brautweg  88,  1  a. 
Brennholz,  Recht  darauf  09,  4  a 
Briefe,  Autorrecht  daran  49,  8. 
Briefe,  Kauf  durch  119,  1. 
Brunnenleitnngen  87,  2  b. 
Brunnquelle  53,  2. 
Bruns  66,  3  d. 
Burgen  115,  5. 
Burger  18,  1.  24,  1. 
BürgernutzuBgen  59,  3. 
Bürgerrecht  24.  4. 
Bürgersund  24,  3. 
Bundesacte  deutsche  27,  2, 
Bundesicesetze  9. 
Busze  50,  1  u.  und  öfters. 


C« 


Canal  53,  2.  75,  2,  4. 
Canon  105.  7 

Capit«lrermögen  angefall^naa  167,  3. 
Capitel  40.  4. 
Chorbermstifle  40,  4. 
Centgemeinde  35, 1. 
Centgraf  35,  3. 
Ceremonirl  Jüdisches  29,  .3. 
Cessio  actionis  111,  2. 
Clubs  politische  40.  6. 
Code  napol^n  9. 
Codicille  200.  3. 
Collation  191,  2. 
CollectiTgesell9ehan39,  9. 134. 
ColliaiM  feiuchiedenar  Rechte  und  Ge- 
Sets« 11. 


Begiiter. 
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Colonatgüter  M,  1  e. 

CommanditeDgesellscbart  138. 
CommissionsTertrag  138. 
Commodatar  IM,  3  d. 
Commanio  bODoram  proroftata  107.  3 
CommuDlsmus  58,  3. 
CompleioenUr  138.  1. 
ConcQbineDkioder  191,  2. 

^^IM '7  ^^^  ^*"  Gesellscbanswmögen 

CoDressioDen  cbristliche  27. 
ConDOssement  120,  2. 
Conaignatioo  128,  7. 
ConsoltdatioD  60,  3  b 
CoDÜnoität  des  Rechtes  10,  1. 
CoDUacisklage  auf  Ruckgabe  Ton  Werth- 

papieren  118.  2. 
Conlractus  socidae  125.  3. 
Conventc  40,  4. 
CoDTentionalstrafen  114.  4.  5. 
Corporationen  9.  33,  2  d.  40  u.  ff. 
Corpos  Jttiis  3.  2. 
Cursdiffereoz  119,  3. 


Dimme  70,  6. 

Darangeld,  Daraufgeld  114,  1, 
Darlebnspapiere  117,  1. 
Deflorationsklage  178,  3. 
Oeicbrecbt  80. 

Deichferbinde  30»  1.  39,  4.  80. 
Delictsobligationen  12,  III.  3. 
UelteUsebQlden  der  Fraa  154,  4. 105,  4  «1. 
Dereltction  von  Gnindstocken  04,  2. 
per  jetate  macht  die  Tbäre  tu  107.  1  b. 
Der  TQdte  erbt  den  Lebendigen  188,  1. 
Destinatar  120.  2.  »«-«»,* 

Diebe  30,  3. 

Dienstbarkeiten  80  a.  f. 

Dienslboten?erhiUni8s  185. 

Dienste  persönHche  90,  1. 

Dienstleqte  18.  1. 

Dingliche  Klage  73.  74. 

Dissenters  147.  5. 

DlTidende  139.  8. 

Doctoren  der  Rechte  3,  3.  20,  5.  29.  2 

Doninen  fOrstHcbe  05, 1  a. 

Domicil  12.  I. 

Dominlam  direfto»-atile  60. 
Dorfgemeinde  35. 1. 
Dorfrichter  35,  1. 
Dos  177.  2. 
Dotaliüum  159,  2. 
Drama  49,  9  c. 
Droit  d'anbainc  180.  1 
Draek  50,  5. 
Danker  58,  2 


Ebenbfirtigkeit  23,  10. 
Behtlosigkeit  30,  2. 


I  Edelsteine  82,  2. 
Edelinge  18,  1. 

EdicUlladang  17,  2.  63.  8. 
Effestacaiio  Ol,  2. 
Ehe  12.  IV,  1.  140  u.  r 

—  Auflösung  149. 

—  EingehanK  147 

—  Scheidung  149,  199,  4. 

—  Wirkungen  148. 

—  sar  linken  Uand  149,  2. 
Ehebruch  140,  4. 
Ehefrau,  Rechte  der  154.    . 

—  Einhandsgut  derselben  150.  2. 
Khegenossenscbafl  39.  2.  102,  5. 
Ehegerichubarkeit  kirchliche  147,  1. 
Ebehindernisse  140,  3  r.  147,  4 
EhehofstJitten  35,  4.  38,  f. 
Ehemann,  dessen  Rechte  148,  5.  153. 
Ehereeht  protestantisches  140,  4. 

—  Statutarisches  199,  3. 

—  der  Wittwe  (sog.  Statntarportion)  lOlr 

—  des  Wütwers  100. 
Ehescheidung  140,  3d. 
Ehestiftungen  199.  2. 
Ehevertrftgc  199,  1. 
Eheiirter  199,  2. 
Ehre  30  u.  f.  114.  5. 
Ehrlosigkeit  22,  5.  80,  4. 
Ehrenrerbte  05,  4. 

Ehrschatz  00,  3  b.  105,  2d.  tOO,  2. 108, 1. 
Eigen  1(7.  2. 

—  salmSnnlseh  01,  2.  '       ' 

—  Vogt  bares  01,  3  e. 
Eigenbesitz  50,  3. 
ElgengOter  00.  4.  1. 
Kigenlehner  83,  4. 

Eigenschan  persönliche,  deren  AufhebuDg 

Eigenlham  an  fahrender  Habe  70  u.  f. 

—  an  liegendem  Gut  57  b.  f. 

—  litterariscbes  40,  2  c. 
Bigenthumserwerb  71. 
EigeDthomsklage  73,  4  B. 
Einhandsguier  105,  3. 
Einkindsrhaft  173. 
Einkaufscommission  128,  0. 
Einleger  114,  5. 

Einkauf  in  die  Markgenossenschaft  38, 1. 
Einong  33.  2.  40.  4l» 
Eintrlttakarten  110  4. 
Kinweisaog  in  den  Besiu  —  restitura  » 
01,  2. 

EisernTlehvertrag  125.  4. 

Ellern,  Rechte  derselben  174. 

Emancipatio  170.  4. 

Embryo  14,  1. 

Emphyteuse  105.  2, 

Enleignung  04,  5. 

Enterbung  190,  3. 

Enterbung^vertrXge  194,  2. 

Entlehner  50,  2. 

Entsetzung  gerichtliche  50^  3  d. 

Entatehungsori,  12,  III,  2. 

Entwisserungsanstalten  77.  4. 

Erbaoskauf  194.  3. 

Erbantritt  des  Vcftragserben  i95,  5.     ~ 

Erbe  das  57,.  2.  187,  1. 

—  eigentliches  00,  1  d. 

—  grundberrliches  01,  3  f. 
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Rcfftlcr. 


Erbe,  der  192.  193. 
Brbeinfeliunffsvertrag  196. 
Erbeut  ung  71,  3. 
Erbflhigktit  191. 

ErbfoUe,    besondere   In   liegende  Göttr 
MI  ond  MI. 

—  der  EbegatUn  1117. 

—  der  Familie  If». 
Erbgedioge  189,  t.  194,  1. 
Erbgüur  biaeriiehe  6«,  4.  9.  «9. 
-»  gemeine  67,  % 

—  grundberrliche  66,  1  d. 
Erbgutserrichinng  69,  S. 
ErbVeibe  104,  106. 
Erblotong  123.  1. 
Erbpacht  104  u.  r. 
Erbparbtguter  66,  1  f. 
BrbpacbUins  106,  7. 
Erbreeht  fiberbaapt  166  n.  f. 

—  ilierea  deutsches  166. 

—  gesettliebes  191  u.  f. 

—  an  der  Yerlassenscbafl  Fremder  199,  1. 

—  des  Richters  189. 
Erbschaft.  Erwerb  derselben  203. 
Erbtochter  197,  6. 
Erbverbrüderang  196. 
BrbTertrige  194. 

—  onter  Ehegatten  199. 
Erbvenicht  197. 
Brbcinsrecbi  106,  S. 
Ermiinngsort  13,  III,  2. 
Erhebung  in  den  Adelsstand  21,  6. 
Errangen^chaffc  eheliche  -^  collaboratlo  — 

150.  4 
Errungenschaftsgemeinschaft  163, 2  b.  169. 
Ersatipflicht  des  Schuldners  116. 
BrsiUnng  an  beweglichen  Sachen  72,  3. 
Ersittnng  an  Immobilien  62,  1. 
Bneugnitse  lltierarisehe  48. 
Erziehung  der  Kinder  174,  1. 
EubHssement  24,  8.  12,  111.  2. 
Ewiggeld  97,  2 
Ewiggeldbrief  98,  2. 
Ewiggeldklage  98,  4. 
Biemtlonsrechte  65,  4  b. 
Eipropriation  64, 6. 


Fabrikarbeiter  126,  3. 
Fabrikpreis  119.  3. 
Factoren  angestellte  136,  1.  3. 
Fibigkeit  tur  Auftaahme  in  gewisse  Orden 
und  Verbindungen  23,  6. 

—  lur  Errichtung  von  Famitienfideicom- 
missen  23,  8. 

Fihreanlagen  77,  3  c. 
FShregererbtiEfceit  76,  2. 
Fahrnisi  51,  4. 
Fahrwege  88,  1  e. 
Fallehcn  107,  2.  ^ 

Falliien  32.  1.  f " 

Familien  144  u.  f. 

—  reiehsritterliche  20.  2. 

—  reichsstindtsche  20,  1. 
Familienautonomie  21.  1    67,  3. 
Familieneriifolge  186.  191. 
Familienfideicommisse  23,  8.  68. 


Familiengenossensebaflett  99  S 
Familienobserrans  23,  10. 
FamiliensUtuten  39.  3  a. 
Famltienstiftungen  68.  166.  S  tS 
Familienstiftungsgdter,  Erbfolge  In  solche 

205. 
Faustpfand  102,  1. 
Faustpfand,  Gegenstand  desselboi  163, 1 

110,  5. 
Feldtehnte  grosser  95»  3  a. 

—  kleiner  A,  3  b. 
Fenslerrecbt  87,  2  c. 
Fertigung  Öffentliche  63.  83.  3. 
Feudaliinsen  94,  1. 

Feudum  —  feod  —  57,  2 

Feuersgefahr,  Versicherung  da^ecen  141,1 

Fideicommisibesitzer,  dessen  Rechte  and 

Pflichten  68.  4  u.  5. 
Fideicommissgutrr  67.  68. 
Fideicommistsrhulden  68»  7. 
Finanzhoheit  74,  2  a. 
Firma  ^  raison  sociale  —  39,  9,  134. 1 
Firma  fOhrer  —  associte  g^rans  —  138. 

24  a,  7. 
Fischereirecht  79. 
Fischhalter  77,  3  d. 
Fiskus  32,  2 

—  Vermögensrechte  desselben  74,  2  b. 
Fleischzehnte  95,  3  c 

Floszrecht  76,  6. 

Flusse  flöszbare  76,  2,  1 

•»  schillbare  75,  2,  2. 

Flusz  53,  2. 

Fluszbeit  64,  4. 

Förster,  Vorzugsrecht  derselbeo  auf  des 

Windbruch  59,  5  c 
Forderung  (persönliche  Klage)  73,  1. 4  4. 
Forderungen.  Recht  der  109  a.  f. 
Form,  schrifltiche  bei  Vertrigen  112. 
'  gf  rieht  liehe  und  notarialfsche  113. 
Forst  königlicher  84.  1. 
Frachtbrief  113,  4. 
Frachtrertrag  130. 
Frauengut  Yorbchaltenes  196^ 
Frauengut  zugebrachtes  182.  2. 

—  Sicbefungsmittel  dafür  184.  7. 
Freidienstrertrag  126. 

Freie  18,  1. 

Freierklirung  des  Bergbaues  81,  2. 

Freiheit  priTatrechfliche  19. 

Freiherrn  20.  8. 

Freikuien  83,  3. 

Freistift  veranleitete  66.  1 1.  107,  1. 

Fremde  24,  2. 

Friedelosigkeit  30,  2. 

Frohnden  96. 

Fruchte  auf  dem  Halm  119,  2. 

—  naturliche,  Eigenthum  daran  72,  2 
Fürsten  20,  3,  23,  1. 

Fund  71,  1. 


Ganerbschaften  58,  4. 
Geichtete  30,  2. 
Gebrauchsmiethe  124. 
Gebrechliche  183,  2. 
Geburt  14. 


Befister 
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Gebart  eheliche  171,  1. 
Geburts^Dde  18,  3. 
Gedinge  und  Willkur  bricht  Sudtrecht 
10,  2. ' 

—  im  ForderuDgsrecht  1J0,  1.  111»  1. 

—  im  Erbrecht  189.  2.  104,  1. 

—  gerichtliches  112,  1  d. 

Gefahr,    deren   Uebemebme    durch   den 

Schuldner  litt. 
Gelegenheitsgesellschaften  133,  1. 
Gelöbiiisz  au'siergerichtltches  112,  1  d. 
Gelübde  der  Keuschheit  147.  4. 
Gem&chde  19<),  2. 
Gemeinde  als  Juristische  Person  33,  2  h. 

35. 
Gemeinde  hoft'echtliche  35,  4. 

—  politische  37. 
Gemeindebeschlusse  37,  6. 
Gememdebörgerrecht  12,  I. 
Gemeindehirte  59,  6  b. 
Gemeinderelract  123,  1. 
Gemeindererfassung  37,  4. 
Gemeindeversammlung  35,  3.  37,  4. 
GemeindeTorsteherschaft  37,  4. 
Gemeinemark  56,  1. 

Gemeines  Recht  2.  Anm.  2. 
Gemeinfreie  18,  1. 
Gemeingiier  35,  2  b. 
Gemeinschaft  der  fahrenden  Habe  168. 
Genossenschaften  33,  2  c,  35,  1.  38.  39. 
Gerade  150,  4.  161,  1.  187,  4. 
Gerechtigkeiten  59,  3. 
Gerech tigk ei tpgenossenschanen  38. 
Gerechtsame  aus  Regalien  74  u.  f. 
Gerichtsgebraach  8. 
Gerichtspraiis  3,  4.  8,  2. 
Gerichtsrechte  74,  2  a. 
Gerichtsbarkeit  selbständige  der  Gemein- 
den 37,  3  b. 

—  Jüdische  29.  3. 
Gesammteigenihum  58  u.  f. 
Gesammtforderungen  110,  5. 
Gesammtschulden  94,  4.  110,  15. 
Geschäft  das  190.  2. 
Geschäftsführer  bei  Handelsgesellschallen 

136. 
Geschlecht  »  seius  «-  15. 
Geschlechter  —  gentes  —  24, 1.  e.  144,  2. 
Geschlechtsname  adelicher  22,  1. 
Geschlechtssiegel  23,  3  a. 
Geschlerhtsvormnndschaft  182. 
Geschlechtswappen  bürgerliche  23,  2. 
Geselnrorne  So,  2. 
Gesellen  40,  3. 
Gesellenbau  83,  4. 
Gesellenvertrag  126.  2. 
Gesellschaft  —  socieus  133  u.  f. 
Gesellschaft  stille  13^. 
Gesellschafter,  Beiträge  und  Nachschfisse 

derselben  135,  1.  2.  3. 
Gesellschaftsfirmen  24  a,  7. 
Gesellschaftsgläubiger  137,  7. 
Gfsellscbaftsvermögen,   Concurs  darfiber 

136,  7. 

—  Liquidation  desselben  137,  5. 
Gesetzbuch  österreichisches  9. 

Gesetzgebung  9.  74,  2  a. 
Gesindelohn,yor2ug8recht  desselben  185,3. 

Gesindererht  185. 


Gesindeiwang  19,  3. 
Gespännerschaften  36,  1. 
Gespilderecht  123,  1 
Getreide    am    Halm    ist    Hegendes   Gut 

50,  2. 
Gewässer,  Herrschalt  darüber  75. 
^  Nutzungen  daran  76.  77. 

—  Öffentliche  53.  2. 

Gewalt  höhere  —  force  mi^eure  — 116,  3. 
Gewere,  altdeutsche  an  Grundstücken  54. 

—  an  beweglichen  Sachen  55. 

—  als  Einweisung  in  den  Besitz  61.  2. 

—  rechte  62.  1. 

^  Yon  Jahr  und  Tag  62. 

Gewerbe  bürgerliche,  Fähigkeit  zu  deren 

Betrieb  24,  6. 
*  regele  74,  2. 
Gewerkschaft  39,  5.  83. 
Gewohnheitsrecht  6. 
Gilden  39.  6.  40,  3. 
Giselschaft  115,  5. 
Glossatoren  3,  3. 
Glücksverträge  142. 
Gottesdienst,   häuslicher  und  öffentlicher 

26.  2. 
Gotteshausleute  18,  1. 
Gradzählung  deuUche  186,  6. 
Grafen  20.  3.  23,  1. 
Graveure  48,  4. 
Grosivaterrecht  131,  1. 
Grundbücher  63.  100,  1. 
Grunddienstbarkeit,  deutsche  87  u.  f. 
Grundeigenthnro  im  Allgemeinen  61  u.  f. 

—  Beschränkungen  65. 

—  echtes  57. 

—  seböffenbares  57,  4. 

—  Uebergang  auf  die  Erben  204,  2. 
Grundherrscnaften  35,  2. 

—  Fähigkeit  s«  deren  Erwerb  23,  7. 
Grundruhrreebt  71,  2. 

Grundstücke  fliegende  und  walzende  52, 

2  c. 
Gruiidversicherung  101. 
Grundzinsen  94. 
GGItbrief  97  u.  f. 
Gültrecht  <  7,  2.  98,  6. 
Güter,  empfängliche  61,  3  c. 
^  herrschaftliche  65. 

—  vogtbare  zu  Eigen  66,  1  b. 

—  Togteiherrliche  65»  1  b. 
Gütergemeinschaft,  Arten  derselben  103. 

—  allgemeine  165. 

—  eheliche  151. 

—  Entstehung  derselben  164. 

—  fortgesetzte  167. 

—  particuläre  168. 

•>  System  derselben  162  u.  f. 
Güterrecht  eheliches  150  u.  f. 
Gütertrennung  gerichllichc  ^^»  *■>•  .^. 
Güterverbindung,   System  derselben  151, 

HI.  1.  152. 
Gut  erbloses  62,  2.  .*.,    . 

—  gemeines  der  EhegaUen  165,  1- 

—  gereides  51,  4. 

—  liegendes  51,  2. 

—  ungereides  51,  2. 

—  verfangenes  191,  3. 
lugebrachtes  152. 
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Refftter. 


Gatgewicht  110,  3. 
GaUantertbKnigkeit  19,  3. 


Habe  57»  2. 

^  fahrende  91,  1.  4. 

—  —      deren  Verfolgung  78. 

—  liegende  51,  2. 
HIresie  27.  2 
Uüasler  131,  3. 
HXuslinge  35,  3. 

Haft  persönliche  des  Scbaldners  111,  5. 

Halbbaaem  35,  3. 

HalbYieh  125,  3. 

Hammerscblagsrecbt  87,  2  g- 

Hand  musz  Hand  wahren  73,  1. 

Hand  todte  12,  VH,  1   42,  5. 

Handel  24  a,  1. 

Handelsleute  24  a,  2. 

Handelsfrauen  157. 

Handelsgesellschaft  moderne  39.  9.  134. 

—  moderne  deren  Auflösung  137. 
Handelsmatrikel  134,  3.  138,  4. 
Handelsrecht  4.  v4,  7. 
Handelsstand  24,  7- 

Handgeld  114.  1. 

Handgrmal  67,  3. 

Handlohn  105,  2  d.  108,  1. 

HandlanesfUhiRkfit  13.  3. 

Handwerker  24,  1. 

Handwerkszunfi  40,  3* 

Hau.  Recht  darauf  59,  4  a. 

Hauptmingel  121.  1. 

Hauptsachen  52. 

Hausgesetz'^  9.  23,  10.  39,  3  a. 

Haushaltung  abgesonderte  176,  3. 

Hausrauch  19,  3  e. 

Heergewfite  187,  1.  3. 

Heimfall  60.  3  b. 

Heimfallsrecht  des  Staats  bei  Bergwerken 

82,  3  b. 
Heimsteuer  159. 
Heirathsbeschrlnkong  19,  3. 
Heirathsgut  152. 
Herberge  57.  3. 
Hereditas  JaceniB  32.  2  g. 
Herkommen  6,  1.  8,  2. 
Herreng  fiter  65,  1  b. 
Herrengunst  66.  1.  I.  104.  107,  1. 
Uerrschaftsrechte  des  Staats  74  a.  f. 
Herzoge  20,  3. 
Heuweg  88,  1  b. 

Hingabe,   freiwillige  ?on  Mobilien  73,  3. 
Hintersassen  35,  3.  * 
Hochmeister  28,  1. 
Hochzeitsgeschenke  155. 
Hörige  19,  3. 
Hofdienste  60.  3  b. 
Höfe  grundberrlicbe  65,  1  c. 
Hofgewehr  106,  1. 
Hofrechte  2. 
Hoffthigkeit,  23,  9. 
Holz  dürres.  Recht  darauf  59,  5  b. 
Holxgenossenschaften  36,  1. 
Holzgraf  35,  3. 


BolznutioDgen  59,  4.  5. 
Holzschneider,  48,  4. 
Honorirung  des  Yormands  IM,  4. 
Huber  freie  35,  3. 
Hypolhekarsystem  neueres  100. 
Hypothekenbucher  100.  1. 


Jagdfolge  85,  2. 

Jagdhoheit  85. 

Jagdkarte  84.  3 

Jagdrecht  65.  4  c.  84  u.  f. 

Jagdregal  74,  2  c.  84  a.  f. 

Jahr  und  Tag  62,  3. 

Jahrgebung  —  venia  aetatis  —  80,  4. 

Je  nXher  am  Blut,  um  so  niher  am  Got 

186.  3- 
Immobiliarschnlden  166,  3. 
Immobil isiruna  5t,  3. 
Immunitätsrechte  65,  4  b. 
Indossament  118  t.  2. 
Industrial  fruchte  72,  2. 
Infamie  32,  3.  5.  30,  8. 
Ingrossatlon  99,  3. 
Inbaberactien  139,  3« 
Inhaberpapier  116.  4  117.  HS 
Innungen  39,  6.  40,  3. 
Insel  im  Plusze  64,  4. 
Interimswirthschari66,  3  b.  206. 5 
Intestaterbfolae  186,  I.  191,  1. 
Investitura  61,  2. 
Juden  11  2a  29.  147,  4. 
Judenmeister  28. 
Juristenrecht  7. 
Jus  naufragii  71,  2. 


Klmpfer  30,  3. 
K«tbner  131 1  3. 
Katholiken  27,  2. 
Kauf  auf  Borg  119.  4  b. 

—  auf  oder  nach  Probe  122. 

—  der  Fruchte  auf  dem  Halm  119,  2. 

—  gegen  Vorausbezahlung  119.  4  c 

—  wie  in  besehen  122. 

—  bricht  Miethe  124.  2  f. 
Kaufknann  24  a  1. 
Kauffrauen  157. 
Kaufvertrag  119  u.  f. 
Kaut  46,  2. 

Keller,  Kellner  35,  4. 
Ketzerei  27,  2. 
Kind  im  Mutterleibe  14.  1. 
Rinder,  deren  Erziehung  174,  1. 

—  Dacbgebotene  195,  7. 

—  uneheliche  30.  3.  32,  1.  171.  2.  178. 
_         —         deren  Erbrecht  191,  2. 
Kinderseognog   bricht  Ehestiftung  i99i 

5  a. 
Kirchenbacher  14,  4. 
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Kirchgemeiodeo  3A,  1. 
Kirchweg  88,  i  a. 
KisteDpfand  102,  f. 
KUge  dingliche  73,  1. 
Klöster  27,  3.  40,  4. 
Knechte  18.  I. 
Koppelweide  88,  3. 
Kreditliaaf  119,  4  b. 
Kretinen  183.  2,  191,  4. 
Krüppel  191,  4. 

KündigoDRsfrist  bei  Gülten  98,  3. 
Kuhesse  59.  6  b. 
Kuxen  83. 


Längst  Leib  längst  Gut  167,  1  b. 

Landesgeseugebung  9. 

Landesrechte  2. 

Landgemeinden  36,  1. 

Landkarten  48,  4. 

Landrer ht  bricht  gemeines  Recht  10,  2. 

Landrecht  preuszlsches  9. 

Landstände  40,  2. 

Landstreicher  32.'  1 . 

Latifundien  57,  4. 

La  ab.  Recht  dasselbe  lu  sammeln  89, 5  e. 

Laudemiam  105,  2  d.  108, 1. 

Lebensfähigkeit  14,  3. 

LebensTersicherongen  141,  5. 

Legitimatio  ad  honores  32,  1. 

Legitimation  dorch  iandesherrliehes  Re- 

script  21,  4.  17t,  3. 
Legitimation  darch  nachfolgendeEbe  171 , 2« 
Legitimationspapier  116,  2. 
Lehen  57.  2. 
Lehengüter  165,  2. 
Lehenrechte  2. 
Lehensfhaft  83,  4. 
Lehensfähigkeit  23,  4. 
Lehnwaare  105,  2  d.  108,  1. 
Lehrbrief  40,  3. 
Lehrling  40,  3. 

Leibding  schwindet  Haaptgot  159,  2. 
Leibeigenschaft  19,  2. 
Leibgedinge  altes  158,  1. 

—  der  Fraa  150,  4. 

—  neueres  159.  2. 
Leibgedingsgüter  66,  1  g.  107,  2. 
Leibgeld  108,  1. 

Leibrecht  104. 

Leibrechtsgäter  66,  1.  107,  2. 
Leibrenti'nvereine  39.  7.  132»  4. 
Leibrentenvertrag  132. 
Leibzins  19.  3. 
Leibiachtskathe  131,  3. 
LeibiuchtYertrae  131. 
Leihe  erbliche  104. 

—  nicht  erbliche  107. 

—  ländlicher  Grandstöcke  104. 
Leihkaaf  114,  2. 

Leinpfad  76,  1. 

Leistung  —  obsiasMim  —  il5,  5. 

Leiterrecht  87.  2  h 

Leseholz.  Recht  darauf  59,  5  b. 

Leumund  31,  2. 


Leute,  echt-  und  friedelose  13,  1. 

Lieferungstermin  119,  5. 

Liquidation  137,  5. 

Liten  18,  1. 

Lithographie  50,  5. 

Loralrecnte  11. 

Locus  regit  actum  12,  IIL  1. 

Löschung  von  Hypotheken  100,  6. 

Lohndienstvertrag  126. 

Losgeld  59,  4  b 

Ludeigen  57,  2. 

Lübecker  Particularrecht  5. 

Luft  53,  1. 

Lustdirnen  32  1. 


Mängel  der  Sache  121,  3. 
Märker  35.  3. 
Märkte  36,  1. 
Magsehafl  144,  1.  186. 
Mahljahre  206,  5. 
Majorat  205,  6. 
Mantelkinder  171,  2. 
Manuscript  49,  7. 
Markgemeinde  35,  3. 
Markgenossenschaft  35,  3.  38. 
Marklosung  123,  1. 
Marktpreis  119,  3. 

Maternitätssystem  178,  2  a.  b. 

Meer  53,  2. 

Meister  40.  3. 

Metalle  81,  1. 

Meyer.  35,  4.  106. 

Meyerbdef  106,  2. 

Meyergnter  66,  1.  106,  1.  107. 

Meyerrecht  104.  106. 

Minderjährigkeit  16,  1. 

Minderung  des  Kaufpreises,   Recht  auf 

121.3  c. 
Mineralquellen  82,  2. 
Minorat  205.  8. 
Miszheirath  21.  1.  148,  3. 
Miteigenthum  58,  2. 
—  in  der  Ehe  162,  2. 
Mitgift  152,  2. 
Mittelfreie  18.  1. 
Miturheber  49,  3. 
Mobilia  ossibus  inhaerent  12,  IL 
Mobiliarschulden  168,  3. 
Monogamie  147,  4  a. 
Morganatische  Ehe  148«  4, 
Morgengabe  148,  4.  150,  4.  155. 
Muhlenrecht  78. 
Mündigsprechung  180,  4. 
Mundium  ~  Munt  —  Muntpurt  145, 1. 
Mundschafl  väterliche  170. 
Mustheil  161.  1. 
Muthung  82,  4. 
Mutterroagen  144,  4. 
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Nachdruck  46.  1.  50. 
Nachgeborene  205,  10. 
Nachwährschaft  121. 
Nadelgeld  156.  1. 
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fliherrechl  67,  %  t,  118. 
Namenaetien  189,  3. 
NaiioDalitIt  2%,  I. 
Natar  der  Saeh«,  3»  3.  6,i, 
Naturalsins  M,  %  5. 
NebenaacheD  53. 
Meaaiortenklage  bei  GdlteD  38,  4. 

—  bei  Reallasten  «3,  3. 
Nettogewicht  119,  3. 
Neuatiftgüter  66,  14,  107,  3. 
Nieaibraneh  165.  3. 

—  ehelicher  153,  3. 
Niftelgerade  160.  2. 
Notherben  195,  6.  199,  5. 
Nothweg  87,  8  a. 
Natzeigentbam  60. 
Notibolt,  Rechte  darauf  59,  5  a. 
NutiaDgageno^aenaebafteD  38 
Natiungsrecbte  89. 

—  der  Gemeindeglieder  87.  3  d.  59. 


Oberattfaicht  staatliche  über  die  Gemeio- 

den  37,  5. 
Oberbauer  38,  4. 
Obereigentham  60. 
ObermXrker  38,  3. 
Obervormondschaft  26, 1.  145»  3.  170,  4. 

179.  184. 
ObliRatiODenrecht  110  o.  f. 
ObserTanz  6,  1. 
Occupatio  71,  1. 

Occapationarecht  der  Jagd  74,  3. 
Offerte  119,  1. 
Oirnangen  8. 
Opera  poathama  49.  7. 
OrdensTerbindoDgen  27,  3. 
Ordrepapiere  116.  4.  118  a. 
OalaeeprofiDien  deutache  1. 


Pacht  124. 

Pachtgäter66, 1. 

Papiere  auf  den  Inhaber  111,  2.  117. 

Papiergeld  117,  1. 

Papier  gestempeltea  113,  3. 

Paragium  205,  10. 

Parentel  144,  1  u.  f. 

Parentelordnung  186. 

Particularrecbte  5. 

Paternitätsklage  178,  2. 

Paternit8t8Tsteni  178,  2  e.  d.  e. 

Patricier  24,  I. 

Patronalsrecbt  65,  4. 

Pegel  78,  2. 

Perleoflsf  herei  77,  3. 

Peraftniichkrit,  Recht  der  13,  2. 

Peraonen  ehrlose  32,  8. 

—  Juristische  .^. 

—  physische  13,  1. 


Personen  fibelbeleouiuadele  St,  4. 

—  gemeinsaoM  Grandaltxe  Ober  sie  34. 
Personalarrest  168.  8  a. 

Pflndunc  102,  1.  3. 

—  nnrecntniSsBice  103,  8. 
Pfinnerschaft  39.  5.  Ä  5. 
Pfandbrief  100,  5. 
Pfandrecht  99  u.  f. 

^  an  fahrender  Habe  102. 

—  an  liecendem  Gut  99 

—  atlllschWHjgendes  der  Ehefri«  184,  t 
Pfände  44,  4. 

Plitie  öfl^entlicbe  53,  3. 

Police  140,  1. 

Polizeihoheit  74,  2  a. 

Polygamie  12,  YII,  1. 

Porcellanerde  82,  2. 

Portion  aututarische  160. 

Postregal  74,  2. 

PrUudicien  8. 1. 

Prälaten  20,  8. 

Prämie  140,  1. 

Pränumerationskauf  119,  8. 

Predigten  48,  2. 

Preisdifferenz  119.  8. 

Prinnogfnitur  208.  4. 

Prinzen  20,  3. 

Privatfreiheit  19. 

PriTathypotheken  100,  1. 

Privatrecht  deutsches,  dessen  Begriff,  Co- 
fang,  allgemeiner  Charakter  imd  fer- 
hältnisi  zu  andern  Rechten  1  Ms  iacl.  6. 

PriTatstiftungen  48. 

Privilegien  46.  1.  2  a. 

Probemäszigkeit  122,  2. 

Processrecht  12,  VL 

Procura  136,  3. 

Procnristen  136,  3. 

Proprietät  60,  3  a. 

Propst  40,  4. 

Protestanten  27,  2. 

Pro  vinzial  rechte  11. 

Provision  128,  1    129. 

Punctationen  114,  2. 

Purgatio  roorae  119,  5. 


Suatember-Gelder  82,  3. 
uellen  75,  2.  5. 


RabaU  119.  3. 

Rabbinen  28. 

Raflhols,  Recht  darauf  89,  8. 

Ragion  134,  2. 

Räthe  fttrstliche  20,  8. 

Räuber  30,  3. 

Rath  der  Gemeinde  86,  2. 

Rathbächer  61.  3  d. 

Raubbau  82,  4. 
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BealcauiioneD  100,  4. 
Realgemeinderecbte  37,  2.  59,  8. 
RealgeDOSscnschaften  3B. 
RealUsten  89  u.  f. 

—  deren  Ablösung  92,  2. 

—  —  Befträndting  91. 

—  —  Erlöschung  92. 

—  —  rechtliche  Natur  90. 

—  Rechtsmittel  dafür  93. 

—  deren  Umwandlung  92- 
Reeeazgelder  82,  3  d. 
Hecht  canonisches  4,  1. 

—  deutsches  gemeines  2. 

—  französisches  4,  3 

—  longobardisches  4,  2. 

—  mosaisches  28,  2. 

—  obrigkeitliches  6. 

—  römisches  2. 

—  —  dessen  Reception  3. 

—  der  Wissenschaft  o. 
Rechte  confesstonelle  26  n.  f. 
Rechtlosigkeit  30,  3. 
Rechtsame  dingliche  K9,  8  b. 
Rechtsbucber  Judische  29  *. 
Rechtsnihigkeit  13,  2. 
Rechtsgutachten  7,  1. 
Rechtsphilosophie  3,  8. 
Rechtsquellen  6  u.  f. 

—  deren  Rangordnung  10,  1. 
Rechtssprichwörter  6,  2. 
Recblsvergleichung  3,  5. 
Rechtswissenschaft  deutsche  2. 
Reckwg  76,  1. 
Rectapauier  116,  4. 

Recior  46,  4. 

Recuperatorienklage  52,  2. 

Reden  48,  2. 

Regalien  74  u.  f. 

Regirrungsrechte  74,  2  a. 

Regierungsverordnungen  8. 

Regredienterbin  197,  5. 

Rei  vindicatio  73,  4. 

Reichsäbte  20,  5. 

Reichsgesetze  9. 

Reichskammergericht  3,  3- 

Reichsstände  40,  2. 

Religionsverschiedenheit  als  Ehehinder- 
nisz  147,  4. 

Remedium  spolii  93,  4. 

Reluitionsklage  52,  2  c. 

Renaud  51,  3. 

Renouard  46.  2. 

Rentenkauf  97  n.  f. 

Repkow,  Eyke  von  57,  4. 

Res  religiosae  —  sacrae  53,  4. 

Reservat  des  Stiefvaters  und  der  Stief- 
mutter 173,  3  d. 

Restitution  17,  5. 

—  der  Ehre  32,  5. 

Retentionsrecht  des  Commissionärs  128, 4. 
~  des  Frachtführers  130,  3.    ' 

—  des  Spediteurs,  129,  4. 
Retractrecht  123,  1. 
Reaegeld  114,  3. 
Reukauf  115,  3. 
Reunionsklage  69,  6. 
Reversbrief  des  Colonen  105, 4. 
Revocatorienklage  52,  2  c. 
Ritter  18,  1.  20,  3. 


Rittergater  65,  1  e. 

Ritualgesetze  der  Jodea  29,  3» 

Robott  96. 

Römisches  Recht  3. 

Ruf  unbescholtener  81,  2« 

Rutscherzinsen  94.  5. 


Sachen  aoszer  und  in  dem  Verkehr  53. 

—  befriedete  53.  4. 

—  bewegliche  51,  1. 

—  gestrandete  71,  2. 

—  heilige  53,  4. 

—  unbewegliche  81,  2. 

—  verlorene  71,  1. 
Sachenmiethe  124. 
Sachenrecht  51  u.  f. 
Sachsenspiegel  3,  2. 
Sackzehnte  95,  3  d. 

Sadel-  Sedel-  Sonderhöfe  66,  1  a. 

Saisine  54. 

Säle-  Salland-  Salung-  Selilaiid  61,  2. 

Salinenrecht  81  u.  f. 

Salland  61,  2. 

Salmannen  201,  1. 

Salmännisch  Eisen  61,  2. 

Salpeterregal  82,  2. 

Salzbeerbte  83,  5. 

Salzregal  74.  2  a.  84,  5. 

Salzregie  74,  2. 

Sammelwerke  50,  4  b. 

Sammtbelehnung  58,  4. 

Satzung  99. 

Savigny  11. 

Scharfrichter  32,  1. 

Schau  71,  4. 

Schaufelschlage.  Recht  der  78,  4. 

Scheidung  der  Ehe  164,  4  a. 

Schichtung,   Recht  der  Kinder  darauf  tu 

dringen  167,  3. 
Schiffmühlen  78,  5. 
Schinder  32,  1. 
Scbleuszen  76,  5. 
Schmalzehnte  95,  3  c. 
Schöffensprüche  8. 
Scböffenstuhl  3^,  2. 
Schrifleigenthum  46,  2  c. 
Schriften  nachgelassene  49,  7. 
Schriftform  bei  Veruägen  112. 
Schürfen  81.  2. 
Schürfzettel  82,  4. 
Schulchan-Aruch  29  *• 
Schuldbrief  100,  5. 
Schulden,  Recht  der  109  n.  f. 
Schulden   eheliche  und  voreheliche  154, 

3.  165,  4.  169,  3. 

—  fundirte  110.  2. 
Schuldgetängnisz  110,  7. 
Schuldscheine  auf  den  Inhaber  117  u.  f. 

deren  Vindication  118. 

Schulgemeinde  36,  1. 

Schultheisz  36,  2. 
Schupflehen  107,  2. 
Schuppissf  r  35,  4. 
SchuUrecht  über  die  Juden  28,  2. 


BluDtschli,  deutichei  Privatreebt   2,  Anfl. 
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Schau  r  er  wandle  S4. 1. 

Schwabenspifgel  %  % 

Schwftfferschan  144,  14«.  147,  4  d. 

Sehweiz  deutsche  1. 

Schwertmasen  144.  9. 

Sciaverei  tl,  VII.  1. 

ScouUo  61,  2. 

Selbalhälfe  54,  6. 

(8el)  Seulptur  4S,  4. 

Sertlrer  97,  3. 

Secondoffenitur  205,  5. 

Sedelhöfe  61,  1  a. 

See  53,  2. 

Seeassccorani  141,  3- 

Seehifeo  53,  3. 

Seelgeräthe  1110 

Scripturobligation  116,  3.  3. 

SelbsIpfiinduDg  54,  6.  lOS,  3.  103,  8. 

Senat  40,  4. 

Seniorat  205,  7. 

Servituten  86  n.  f. 

—  rreiwilUae  88. 

—  gesetzliche  87. 

—  des  Waldefgenthümers  50,  3. 
Sicherungsmittel  für  Erhaltungdes  Fmoen- 

guts  154,  7. 
Siegelbarkeit  allgemeine  33,  3. 
Siegelmasiiffkeit  23,  3. 
Siegelrecht  23,  3. 
Siegelung  amtliche  203.  3. 
Sthlbau  80,  4. 
Sippschan  144.  186. 
Societas  133  u.  f. 
Sohlstütte  52.  2  c. 
SondereigenthOmer  35,  2. 
Sondereigenthum  58  u.  f. 
Sonderguter  35.  2  a.  38. 1. 
Sondergut  der  Frau  156,  2. 
Sonderrecht  Judisches  29,  3. 
SorlimentshXndler  50,  8.  9.    - 
Souverinitüt  des  Staats  11,  i. 
Sparcasse  45.  1. 
Spar^fut  156. 
Specialeiecutor  201,  3. 
Speditionsvertrag  129» 
Spesen  129,  1. 
Spielgeld  der  Frau  156,  1. 
Spielleule  30,  3. 
Spielvertrag  142. 
Spillmagen  144,  2. 
SpiUl  45.  1, 
Spolienklage  103,  8. 
Staat,  als  Juristische  Person  32,  2. 

—  Herrschartsrechte  desselben  74  u.  f. 
Staatsbürger  24.  2  c. 
SUatsgenehralgung,  nicht  erforderlich  lur 

Gründung  von  Genossenschaften  38,  5. 
Stadtburgerreeht  24,  4. 
Stadtfremde,  84.  2  a. 
Stadtreeht  2.  24,  6. 
Sladtrecht  bricht  Landrecht  10,  2. 
Stidte  36.  1. 
Stanimgäter  67,  165,  2  d. 

—  eigentliche  67.  3. 

—  Erbfolge  in  solche 
Stamrogutssliftung  68. 
Stammesrechte  2. 
Standesehre  32,  3. 
Standeserhebung  21,  4. 


Standesberrn,  20,  1. 

Standesrechte  2. 

Standesregister  bürgerliche  14,  4 

Statutarportion  160,  1  *. 

Statutarrecht  24,  6  a. 

Statuten  9. 

Steinkohlenlager  82.  1. 

Stellvertreter  110.  6. 

Steuerrecht  74,  2  a. 

»tiefeltern  173. 

Stiefkinder  173. 

Stipendienc«sse  45  1. 

Stiftsfühigkeit  23,  5. 

Sliflungen  33.  2. 

—  privatrechtliche  45. 

Stirtungsanstalien  27,  3. 

Sliflungseigenibümer  68,  4.  6. 

Stiftungsguter  67,  1.  68.  205. 

Stiflungspersonen  ölTentliche  44. 

Stiflungsrhulden  68,  7, 

Sti  flu ngssta tuten,  deren  Abänderung  45.4. 

Stiflungsurkunde  45,  3. 

Stille  Gesellschaft  138,  1. 

Slollengert^chtigkelt  83,  4. 

Sträflinge  32,  1. 

Straszen  53,  3. 

Straszenregal  74,  2. 

Strandrecht  71,  2. 

Streu,  Recht  dieselbe  zu  sammeln  59,  S. 

Strom  53,  2. 

Stummgeborene  183,  2. 

Substitution  der  Kinder  195, 5. 

Sttccession  12,  V. 


Tabaksmonopol  74,  2. 
Tafeirshigkelt  23,  9. 
Talmud  29  *. 
Tara  119,  3. 
Taubgeborene  183,  2. 
Taufbucher  14,  4. 
Teich  53,  2. 
Tertiogenitur  905. 
Testamente  überhaupt  200. 
Testament  correspectives  209,  3. 

—  gemeinschaftliches  202,  9. 
>-  gegenseitiges  202,  4. 

—  wechselseitiges  202. 
Testamentsvollstrecker  201. 
Theil  forder ungen  111,  3. 
Theillosung  123;  1. 
Theitschulden  111,  3. 
Theilvieh  125,  3. 
Thronfolge  67,  3. 

Titel  23,  1. 
Tod  17. 

—  bürgerlicher  30,  2. 
Todbestinde  107,  2. 
Todeserklärung  17,  2. 

Töchter  adeliche,  Erbverzioht   derselbei 

197,  4. 
Tontine  132,  4. 
Torf  82,  2. 
Tractate  114,  2. 
Trauben  an  der  Rebe  119,  2. 
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TrauunR  barjierNche  147,  5. 
—  kirchliclie  146,  4 
Tretrecht  88,  1  e. 
TreuhXnder  201,  i. 
Triebwerke  76,  5.  78. 
Triflgelder  no,  6  b. 
Triftrecht  88.  1  f. 
Trinkgeld  416.  9- 
Träffelgeld  166.  1. 


V. 


Veberfall  72.  1. 

Uebergabe  freiwillige  73. 

Ueberganff  des  Eigenthums  und  der  Gefahr 
beim  Kauf  120. 

^  der  Erbschaft  188,  204. 

Ueberhang  72.  1. 

Üeberlebensversicberungen  141,  6. 

Uebernahme  der  Schuld  101,  1.  110,  3. 

Uebers>etzung  fremder  Werke  60,  4. 

Uebertritt  in  eine  andere  Confession  26,  3. 

Hebung  6,  1. 

Cferaniagen  64,  3. 

Uferbaa  80,  2. 

€f ersehnt!  80. 

Umlauf  der  Inhaberpapiere  117  a. 

Unablösbarkeit  der  gutsberrlichen  Real- 
rechte («6,  4  c. 

Uneheliche  Kinder  178. 

Unehrbare,  32,  1. 

Unehre  32,  146,  1. 

Unfireie,  18,  1. 

Unfreiheit,  Verbot  derselben  19. 

Uncenossenehe  19,  3  d. 

Unnrer^ateiecnter  201,  3. 

Universalsttccesslon  12,  V. 

UniverslUten  40,  4. 

Universitas  33,  2  g. 

Unmündige  62,  3. 

Unmündigkeit  16, 1. 

Unterstiitzungscasse  46,  1. 

UnverSuszerlichkeit  der  Grundstücke  87, 4. 

Urbarmachung  64,  1. 

Urheber,  Rechte  der  46, 2  d. 

Urtheile  gerichtliche  48.  3. 

Ususf^uctus  maritalis  163, 3 

Usucapio  62,  1. 


V. 


Vaaanten  32,  1. 

YahiUverhiltnisz  117  a,  2. 

Vasallendienste  60,  3  b. 

Vater,  dessen  Rechte  über  dfe  Kinder  176. 

Vatermagen  144,  4. 

Vaterschaft,  Beweis  derselben  178,  2. 

Venia  aeUtis  180,  4. 

Verantwortlichkeit  der  Vormundschafls- 

behörden  184,  3. 
Vereine  politische  40,  6. 
Verfangenes  Gut  192,  3. 


Verfolgung  dingliche  73,  4. 
Vergantung  gerichtliche  IM,  4.  102,  1- 
Verjährung  62,  2. 
Verkaufscommission  128,  7. 
Verlagsrecht  46,  2  b. 
Verlagsvertras  127- 
Verleger  46, 1. 
Verliegenscbaftnng  61.  3. 
VerlGbnisz  146,  2.  147,  2. 
Verlust  unfreiwilliger  bei  Mobilien  73,  1. 
VermicbtniszTertrag  196. 
Vermuthun«  für  das  Leben  14,  2. 

—  für  den  Tod  17,  2. 
Verpfründung  fahrender  Habe  102,  2. 
Verpfrundungs  vertrag  131. 
Verschollene  Vormundschaft  für  sie  183,  K. 
Verschollenheit  17,  2. 
Verschwender  183,  1- 
Versicherungsanstalten    landwirihschaft- 

liche  141,  4. 
Versicherungsbrief  100.  6.  101,  3. 
Versichi*rungsverelne  39, 7. 
VersicherungsvertrSge  140  u.  f. 
Verträge  im  Allgemeinen  111. 
^  Arten  119  u.  f. 

—  BestXrkungsmitte!  115. 
^  Formlosigkeit  111,  3, 
Vprtragserbe  196. 
Vertragsort  12,  III,  2. 
Verwanduchaft  geistliche  146,  3  c. 

—  leibliche  144  u.  f.  186. 

^  Verzicht  auf  Eigenthum  an  Immobilien 

A4    2 

—  der  Töchter  67,  3.  197,  4. 
Verzichtleistung  auf  den  Adel  22,  2. 
Verzinsung  des  Kaurk)reises  119,  3. 
Vestitura  61,  2. 

Vieh,   Haft  des  VerkUnfers   für  Mängel 

121,  4. 
Viehhandel  29,  2  c. 
Viehverstellung  125. 
Vindication  von  Inhaberpapieren  118. 1. 
Vitalität  14,  3. 
Vogt  36,  2. 

Vogteigemeinden  36,  1. 
Vogleigericht  61,  3  c. 
Vogteizinsen  94,  1. 
Volksehre  32.  3. 
Volksrecht  3,  4. 
Volkszusammenhang  12,  I. 
Vollgut  57,  2. 
Volljährigkeit  16,  1,  2. 
Volljährigkeitserklärung  176,  4.  180.  4. 
Voraus,  der  173.  3  d. 
Vorbehalt  beim  Verzicht  197,  5. 
Vorkaufsrecht  persönliches  52,  2  c. 

—  des  Staats  82.  3. 
Vorkinder  173,  2. 3 
Vorlesungen  der  Professoren  48,  % 
Vormund,  dessen  Rechte  und  Pflichten  181. 
Vormundschaft  deutsche  146. 

—  eheliche  153,  1.  166,  1. 

—  Ende  derselben  171. 

—  Entstehung  176. 

—  obrigkeitliche  179  u.  f. 

—  staatliche  über  die  Gemeinden  37,  6. 
Vormundschaft  väterliche  12,  IV,  170. 

—  über  Minderjährige  180. 

—  andere  Arten  derselben  183. 
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VormaDdtchansbeMrdcD  184, 8. 
Vorsland  der  Gemeinde  35,  3. 
Yoreteher  der  Corporation  41, 3. 
Vorträge  wissenscbaftlicbe  48,  2. 


Wurentranspori  141,  3. 
WShrschaftoteit  beim  Yerkauf  von  B«a8<- 

thieren  121,  4  a.   ~ 
WItsernngsanstallen  T7, 4. 
Wahnsinnige  183.  2. 
Waisenhaus  48.  1. 
Watdung  gemeine  88,  1. 
Wandelungsiilage  121,  3.  4. 
Wappen  adliehes  33,  2. 
Waschanstalten  77,  3  a. 
Wasenmeister  32,  1. 
Wasserbau  80,  2. 
WasserleitanfE  offene  87,  2e. 
Wasserregal  74,  2  a. 
Wechsel  12.  in,  1.  113,  4. 
Wegerechte  S8,  1. 
Weibergut  soll    nicht    schwinden   noch 

wachsen  152,  4. 
Weide  gemeine  88,  1. 
Weiderechte  59,  8.  88,  2. 
Weinkaur  108,  2.  108,  1. 
—  als   Bestirkungsmittel   bei  Vertrigen 

114.  2. 
Weisthümer  8 
Wergeid  30,  3. 

Werke  anonyme  and  Pseudonyme  48,  4. 
Werke  der  Litteraiur,  Kunst  etc.  48. 
Werthnapiere  110,  2.  116.  117. 118  a.  u.  f. 
WestphStischer  Frieden  27,  2. 
Wette  143. 
Widerlage  169,  1. 
Widerspräche  82,  3. 
Wiederbrief  105,  4. 
Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand 

42,  4. 
Wiederkaur  97,  5. 


WiaderlOsang»  Recht  der  87,  8. 

WiesenwlSierang,  AnstaÜMi  iv  71,  3  e. 

Wild  71.  6. 

Wildbann  84,  2. 

Wildschaden  85,  3.  4. 

Willens  Verordnungen  leUte  190. 

Willkür  10^  2. 

Windbrach,  Recht  auf  deo  89,  5  c. 

Windmühlen  78,  6. 

WirthschaRen  32, 4. 

Wissenschaftliches  Recht  7. 

Wittwengerade  180,  4.  A.  181,  1. 

Witthum  158.  2. 

Wittwenkassen  39,  7. 

Wittwensitz  158,  2. 

Wohnsitz  12,  I.  III,  2 


leche  83.  2. 

Zehnten  95. 

Zeitpacht  104. 

Zeitpachtgüier  66,  4. 

Zeitungsartikel  49,  9. 

Zeigwege  88,  1  d. 

Zeugung  eheliche  171,  1. 

Zigeaner  32, 1  b. 

Zinsen  grundherrliche  94,  1. 

^  vorbehaltene  94,  1. 

—  an  den  Obereigenthamer  60,  3. 

Zinsgüter  66.  1.  94,  4. 

Ziosrecht  94.  4. 

ZubehOrde  51.  3.  52. 

Zubusze  83,  3. 

Zueignung  —  occonatro  —  64,  2.  7i> 

ZünRe  39.  6.  41^  1 

Zug.  Recht  zum  freien  19,  3. 

Zugrecht  123.  1. 

Zunfllade  40,  3. 

Zunftmeister  40,  3. 

Zwerge  191,  4. 

Zwitter  15,  %  191.  4. 
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das  Wartrecht  des  Vertragserboi,  wenn  dieser  vor  dem  Erblasser  stirbt, 
nicht  auf  seine  Erben  fibergeht,  sondern  anch  in  der  Regel  nicht  das 
Recht  zum  Antritt,  wenn  der  Vertragserbe  zwar  nach  dem  Tode  des  Erb- 
lassers, aber  vor  der  eigenen  Antrittserklärung  stirbt 

Indessen  kommt  es  oft  vor,  dasz  dem  Vertragserben  in  dem  Erb- 
vertrag dessen  Kinder  mbstituirt  werden:  und  nicht  selten  ergibt  sich  diesz 
als  die  wahre  Meinung  des  Paciscenten  aus  den  Umständen,  so  dasz  dann- 
^.umal,  wie  uns  die  französische  Jurisprudenz  mit  Recht  lehrt,  die  Sub^ 
siitution  der  Kinder,  auch  wenn  sie  nicht  ausdrücklich  erklärt  ist,  dennoch 
als  einverstanden  präsumirt  werden  darf  (9.]:  eine  Annahme,  die  dem 
Geiste  des  römischem  Erbrechts  zwar  gänzlich,  nicht  aber  dem  Charakter 
des  deutschen  Rechts  widerstreitet. 

6.  Dasz  das  Notherbenrecht  auch  bei  Errichtung  eines  Erbeinsetzungs- 
vertrages  in  Berücksichtigung  komme,  ist  unzweifelhaft.  (10.)  Darüber 
aber  ist  unter  den  Juristen  Streit,  ob  die  verletzten  Notherben  die  Ungül- 
tigkeit des  Erbvertrages  ebenso  behaupten  können,  wie  die  eines  pflicht- 
widrigen Testaments,  oder  ob  sie  sich  begnügen  müssen,  wenn  sie  den 
Pflichttheil  erhalten,  und  im  übrigen  der  Erbvertrag  aufrecht  bleibe.  Die 
letztere,  auch  von  den  französischen  Juristen  getheilte  Ansicht  scheint  mir 
der  neueren  Rechtsentwicklung  besser  zu  entsprechen,  als  die  entgegen- 
gesetzte, indem  unserem  Rechtsgefühl  die  materielle  Berücksichtigung  der 
Notherben  natürlich,  die  blosz  formellen  Rücksichten  des  alten  römischen 
Rechts  dagegen  fremd  geworden  sind.  (11.)  Jener  wird  aber  durch  die 
letztere  Meinung  vollständige  Rechnung  getragen.  Eine  Zerstörung  des 
Erbvertrags  aus  blosz  formellen  Gründen  erscheint  uns  daher  als  eine 
willkürliche  und  übertriebene  Rechtsvorschrift,  für  welche  mit  Bezug  auf 
den  Erbvertrag  keine  bindende  Gesetzesantorität  angeführt  werden  kann« 
(Vgl.  unten  §.  199,  5.) 

7.  Werden  dem  Erblasser  Kinder  nachgeboren,  so  wird  der  Erb- 
vertrag nicht  nichtig  und  es  erlangt  jeno*  auch  nicht  das  Recht  des 
Widerrufs,  aber  sie  kommen  als  Notherben,  die  auf  einen  Pflichttheil 
Anspruch  haben,  wohl  in  Betracht. 

*    BeteUr,  Erb  vertrag  Bd.  li.  S.  172  ff. 


9.  Code  eiv.  g.  1082.  Vgl.  oben  S*  ^^4-  ^  3-  Paf^Hle  donation,  qooique  faite 
au  profit  sealernent  des  6poai  oa  de  Tun  deux,  sera  toujours,  dans  1e  dit  cas  de 
sarvie  da  donateur,  pr^snin^e  faite  ao  profit  des  enfants  et  descendaots  h  nattre  da 
mariage. 

10.  Oesterr,  G.  S«  ^254.  Den  Notberben  bleiben  ibre  Recbte  (gegen  einen  Erb- 
vertrag} wie  gegen  eine  andere  letzte  Anordnung  vorbebalten. 

11.  Erk.  des  O.  A.  G.  la  DarmtUdi  {SeuferU  ArcbiT  IV.  138.).  Ss  ist  Dicbt 
ansaDebmeii,  dasx  Aber  den  beabsiehügten  Zweck  (dast  den  Notberben  der  Pflicbl* 
tball  itlebi  ealf ogan  werden  därfe)  binans  auch  die  FarawD  der  BartcfcsichtigaDg  der 
Notberben  aaf  die  Brbrertrige  Anwendung  finden. 
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S.  196. 
III.    VermächtniszTertr^. 

1.  Der  Vertnäehtniizvertrag,  wie  ihn  Ha$u  gut  benannt  hat,  begrOndet 
eine  singnläre  Erbfolge.  Ceber  die  juristische  Natur  dieses  Geschäfts  waren 
die  Alteren  Juristen  sich  nicht  recht  klar.  In  neuerer  Zeit  hat  aber  Besdtr 
die  Existenz  desselben  in  der  Hauptsache  bestritten,  und  nur  ansnahiDs- 
weise  da  eine  B^rQndung  singulärer  Erbfolge  durch  Erbrertrag  anerkannt 
wo  das  Erbrecht  überhaupt  noch  den  alt -germanischen  Charakter  der 
Singularsuccession  bewahrt  habe,  und  Gerber^  ihm  folgend,  hat  sogar  den 
ganzen  Begriff  als  eine  »wesenlose  Erfindung  der  Theoriea  ebenfaUs  ver- 
worfen. 

Mir  gilt  die  ZulAssigkeit  des  Vermächtniszyertrags  schon  darum  als 
unzweifelhaft,  und  der  Begriff  desselben  als  ein  realer,  weil  es  in  Deutsch- 
land sicher  mehr  einzelne  Erbverträge  gibt,  durch  welche  der  Erblasser 
dem  Paciscenten  ein  Vermächtnisz,  als  solche,  durch  die  er  ihm  ein 
universelles  Erbrecht  zusichert  Wie  viel  häufiger  kommt  es  Tor,  dasz  ein 
Ehegatte  dem  andern  durch  Vertrag  die  Nutznieszung  an  seiner  Ver- 
lassenschaft yennacht,  als  dasz  er  ihn  zu  seinem  Erben  ernennt?  Dnd 
wenn  auch  diese  Anwendung  aus  der  ehelichen  Sorge  entsprungen  ist,  so 
hat  sie  dennoch  einen  erbrechtlichen  Charakter,  insofern  sie  sich  möglicher- 
weise als  eine  blosze  Zuwendung  auf  den  Todesfall  darstellt  Das  ist  aber 
nur  die  häufigste,  nicht  die  einzige  Anwendung,  üeberhaupt  ist  es  dem 
deutschen  Rechtsbewusztsein  ganz  natürlich,  nachdem  es  einmal  die  Za- 
lässigkeit  von  Vermächtnissen  begriffen  hat,  diese  nicht  allein  in  der 
römischen  Form  einseitiger  Willenserklärung  zuzulassen,  sondern  in  Form 
des  Vertrages  fest  und  unwiderruflich  zu  machen.  (1.  2.)  Das  schien  am 
so  unbedenklicher,  als  schon  früher  ein  ähnlicher  Effect  auch  in  der  festen, 
nur  zu  festen  Form  der  Vergabung  durch  Auflassung  erreicht  worden 
war.  Es  war  ein  Fortschritt  in  der  Rechtsbildung,  als  man,  was  vordem 
nur  durch  Veräuszerung  unter  Lebenden  zu  erreichen  war,  nun  schick- 
licher durch  Vermächtnisz  auf  den  Todesfall  hin  und  dennoch  auf  sichere 
Weise  bewirkte. 


1.  Sehw,  tp.  22.  Ist  danne  dax  ein  man  stnem  friande  goot  schafen  wil  nAA 
sinem  idde^  wil  er  ei  im  sicher  machen^  er  sol  im  tchrift  daräier  geben,  als  ernlck 
voD  Upgedinge  geschriben  sUi;  oder  er  sol  vur  stnen  ribter  varen  oder  vür  stoen 
herreD  vnde  sol  deo  xe  gexiage  darüber  nemeo  oode  ander  liote  die  dl  b1  siot  Wil 
er  imx  aber  gar  staete  roacbeo,  so  sexe  im  einen  Zins  dar  üx. 

2.  Stadtr.  v.  fWUiterthur  v.  1207  %,  20.  Ist  dax  en  man  vnd  atn  rrowa  euch 
xe  enanderen  koment,  swax  ir  iet weder»  aigens  xe  dem  andern  bringx,  belibenl  sfi  ao< 
IIb  erben,  macbent  sü  dax  aigen  nlt  en  anderen  nacb  swaben  rebl»  das  wirt  ledig  iro 
letweders  erben  naeh  Iro  tode;  macbent  aber  sä  es  einen  andern  nacb  awabenrebt,  80 
bei  ir  letweders  dax  aigen  das  ime  gemacbet  Ist  se  Updinge  vdx  an  slntn  tot,  n' 
TaUei  denne  wider  an  die  rebten  erben. 
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2.  bt  tber  die  Natttrfiehkeit  des  Instifeates  erkaniil,  so  hilt  es  aadt 
nidit  so  schwer,  die  juristisdie  Bedeutung  desselben  zn  enMthseln.  Der 
wesentlicbe  Unterschied  von  dem  einseitigen  Verm&chtnisz  besteht  dnfach 
darin,  dasz  dieses  widerruflich,  das  yertragsmäszige  Vermäditnisz  dagegen 
unwiderruflich  ist  Der  Honorirte  erwirbt  durch  den  Vennflchtniszvertrag 
ein  Wartreekt  auf  das  Vermachtnisz,  und  wenn  der  Erblasser  stirbt, 
gegenober  den  Erben  ein  wirkUche$  Recht  des  Vermächtnisses.  (3.)  Der 
Erblasser  kann  wohl  unter  Lebenden  Hber  die  vermachte  Sache  frei  ver^ 
fOgen^  dieselbe  auch  gOltig  Terttuszem,  und  insofism  mittelbar  allerdings  den 
Inhalt  des  Vermächtnisses  zerstören,  wie  er  auch  dem  eigentlichen  Vertrags- 
erben  mittelbar  die  Erbfolge  yerdicbt,  wenn  er  bei  Lebzeiten  sein  Ver- 
mögen verschwendet  oder  mit  Schulden  Überladet.  Abex  wenn  der  Erblasser 
im  IViderspruch  mit  dem  VermAchtniszvertrage  eine  andere  letzttßiUige 
Verfilgung  trifft,  z.  B.  durch  Testament  einem  Dritten  die  Sachen  vermacht, 
die  Gegenstand  des  Vermachtniszvertrages  sind,  so  kann  der  vertragsmftszige 
Honorirte  eine  derartige  Verfügung  anfechten,  wie  der  Vertragserbe  einen 
seinem  universellen  Erbrecht  widerstreitenden  letzten  Willen.  (4.) 

3.  Ob  das  Vwmächtnüs  sdbst  nach  dem  Tode  des  Erblassers  sofort 

r 

dinglich  vnrke  —  dasz  der  Honorirte  bei  Lebzeiten  desselben  kein  ding- 
liches Recht  an  der  vermachten  Sache  habe,  darf  jetzt  wohl  als  ausgemacht 
(  gelten  — ,  odw  ob  die  Wirkung  zunächst  nur  penönUch  sei  gegenüber  den 

^  Erben,  hingt  davon  ab,  wie  die  Wh-knng  der  Vermlichtnisse  überhaupt 

t'  betrachtet  werde.    Das  römische  Recht  in  seiner  spftteren  Gestalt  ^gt  den- 

selben in  der  R^gel  dingliche  und  persönliche  Wirksamkeit  bei.  So  weit 
römische  Vorstellungen  in  dieser  Lehre  herrschen,  werden  wir  auch  den 
durch  Vermflchtniszvertrag  Bedachten  ebenso  behandeln  müssen«  Dem 
Geiste  der  neueren  deutschen  Rechtsbildung  aber  ist  diese  Regel  keineswegs 
gemäsz.  Vielmehr  werden  wir  durch  denselben  zu  weitem  Unterschei- 
dungen genöthigt. 

a)  Ist  GrundeigeHthwm  oder  ein  anderes  dinglichee  Recht  an  Hegendem 
Gute,  welches  zu  seiner  Entstehung  der  Fertigung  im  Gnmdbueh 
bedarf,  Gegenstand  des  Vermächtnisses,  so  bekundet  dieses  nur 
einen  Titel  zur  Fertigung,  nicht  das  Recht  selbst  in  der  Person  des 
HoBOrirten. 

b)  Sind  beteegUche  Sachen  vermacht,  so  musz  noch  der  Reeitzerwerb 
hinzukommen. 


3.  Frenn,  Landr.  I.  12.  g*  ®^-  Nur  solche  Sachen  und  Rechte»  worüber 
JemaDd  darch  einen  letzten  Willen  zu  Terfügen  herechtigt  ist,  kann  er  Andern  durch 
Erbvertrlge  zuwenden. 

4.  Zürcher  Ges.  g.  2120.  Der  Yertragserhe  sowohl  als  der  vertragsmiszig  mit 
fineni  Yemichtniai  Bedachte  haheu  gegcaöher  dem  Erhiasser  ein  Recht»  dasz  der- 
selbe aioht  durch  anderweitige  Verordmingen  auf  den  Todesfall  bin  UincD  das  tag»* 
sicherte  Erbrecht  oder  YermSchtnisz  entliehe  oder  sduDilere. 
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c)  Wenn  dagegen  Rechte,  die  schon  durch  Vertrag  bealdlt  oder  Qber- 
tragea  werden  können,  z.  R  Nuizmeszumg^  oder  Fordenmgm^  dk 
nicht  an  Papiere  geknOpft  sind,  ^mnacht  worden,  so  steht  hier  dem 
sofortigen  I^ergang  des  Rechtes  selbst  auf  den  Honorirten  nichts 
im  Wege. 

4.  üet>er  die  Form  des  Vermächtnisrrertrages  ist  in  der  Hauplsadie 
dasselbe  zu  erinnern,  wie  über  die  Form  des  KrbeinsetznngsYertrages.  Die 
Formlosigkeit  paszt  auch  hier  nicht,  and  schriftlidie  oder  gericbiK<^  oder 
Testaments-,  beziehungsweise  Ck>dicillarf6rm  zu  yerlangen. 

5.  Verschieden  von  den  Verm9chtniszyertr9gen  sind  Vermäekimtte, 
welche  nicht  mit  dem  Honorirten  verabredet,  sondern  in  dem  Erbveftrag 
dem  Vertragserben  auferlegt  werden.  Sie  ziehen  ihre  Kraft  aus  der  Gfiltigkeit 
und  Wirksamkeit  des  Erbeinsetzungsvertrags.  (5.) 

§.  197. 
IV.    Erbverzicht. 

1.  Der  Erbverzicht  ist  ein  Vertrag  zwischen  dem  natQrlichen  Erbeo 
und  dem  Erblasser,  durch  welchen  jener  sein  Erbrecht  (sowohl  als  Wart- 
recht, als  für  den  Fall  des  Todes  als  wirkliches  Recht  zur  Erbfolge)  frti- 
mXUg  aufgibt.  Der  Erbverzicht  löst  die  Erbverbindung  zwischen  Erblasser 
und  Erben,  sein  Gegenstand  ist  das  Erbrecht  selbst,  seine  Wirkung  folglich 
eine  erbrechtUche, 

Schon  früh  kamen  derlei  Erbverzichte  vor,  der  ausgerichteten  Söhne 
zu  Gunsten  der  nicht  ausgerichteten  in  die  Erbschaft  des  Vaters,  oder  der 
ausgesteuerten  Töchter  zu  Gunsten  der  unausgesteuerten.  (1.  2.)  Die  spitere 
Gleichstellung  der  Töchter  mit  den  Söhnen  im  Erbrecht  führte  sodann  zn 
weiteren  Anwendungen  dieses  Institutes. 

2.  Leichter  noch  als  bei  den  positiven  Erbverträgen  kam  die  Ansicht 
in  Aufnahme,  dasz  es  für  d«i  Erbverzicht  keiner  bestimmten  Form  bedürfe. 
Auch  die  neueren  Gesetzbücher,  welche  für  jene  eine  sorgfiütige  Form 
verlangen,  lassen  für  diesen  zunächst  jede  beliebige  Form  der  Willens- 
anszerung  zu.     Die  altere  Praxis  hatte  wohl  die  Bekräftigung  des  Ver- 


5.  Erk.  des  0.  A.  G.  za  Lübeck  {Seuferit  Arch.  VII.  68.  VIII.  64).  Es  wird 
als  eine  völlig  zaUsxige  und  rechtsgültige  Verfügung  erachtet,  wenn  der  Erblasser 
den  Yertragserben  im  Erbvertrage  mit  Vermächtnissen  zu  Gunsten  Dritter  beschwert. 
{Sog.  conoentionelle  Fideicommiste.) 

1.  S,  9p,  I.  13.  g.  2.  Hadden  aver  se  (Sohn  oder  Tochter,  die  abgesoodert 
waren  mit  elterlichem  Gate)  ir  ervedelunge  dar  an  verlort»  der  solen  se  omberen»  sc 
ne  ontsegenH  uppen  hilgen.  Verloften  se*t  aver  vor  gerichte,  so  roat  men's  se  W 
vertilgen»  den  se's  unscüldich  muten  werden. 

2.  Schw.  äp.  144.  Code  slot  dA  killt  diu  üs  gestiural  »int  Bit  «adlBie^  dai  ü 
sich  versigen  hant  ir  vater  guotes,  ez  si  varaDde  gnot  oder  ander  gnot:  ao  htot  ^ 
nlt  rehtes  dar  an  van  das  er  iae  gerne  git. 
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zichtes  dorch  Btd  gefordert,  die  neaere  aber  gibt  dem  nnbeschworeneo 
Verzichte  voHe  Kraft.  Offenbar  tragt  die  Yerwechslang  auch  dieses  Erb- 
Vertrags  mit  oMigatorischeD  Vertragen  die  Hanptschnid  solcher  Zerfriirenheit. 
Eine  strengere,  die  Freiheit  des  Willens  mid  die  Wahrheit  des  Verzichts 
sichernde  (3.)  Form  ist  9b&r  auch  hier-  ein  dringendes  BedQrfhisz.  Das 
Ddindeste,  was  gefordert  werden  sollte,  ist  entweder  ichriftUche,  am  besten 
noiariaUtchi,  oder  wenn  eine  mündliche  die  geriehiUche  (4.)  oder  die  Testa^ 
m&nUform. 

3.  Der  Erbverzicht  kann  sich  beziehen  anf  das  Erbrecht  in  der 
ganzen  Veriassmsehaft  oder  anf  einen  Erhikeü,  wie  auch  umgekehrt  durch 
den  Erbeinsetzungsvertrag  der  Vertragserbe  auf  das  Ganze  oder  zu  einem 
Tbeile  zum  Erben  bezeichnet  werden  kann.  (5.)  Auch  kann  der  Erb- 
ver&lcht  auf  einzelne  Bestandiheile  der  Verlassenschaft  gflltig  beschrankt 
werden;  am  ehesten  wird  er  es  auf  solche,  die  ohnehin  einer  besonderen 
Erbfolge  fähig  sind,  z.  B.  auf  ein  Stammgut,  auf  ein  Banergut. 

4.  Ferner  kann  der  Erbverzicht  die  ganze  Erbverbindung  Oberhaupt 
zerstören,  oder  nur  einen  beschränkten  Sinn  haben,  indem  der  Erbe  nur 
im  Verhaltnisz  zu  geun$$en  andern  Erben  verzichtet,  dagegen  fflr  den  Fall, 
dasz  diese  Erben  nicht  da  sind,  sein  Erbrecht  beibehalten  will,    t 

Von  dieser  Art  sind  die  Erbverzicbte  der  Töchter  im  Verhaltnisz  zu 
den  Söhnen,  oder  zu  dem  Mannutamm.  Derlei  Verzichte  der  Töchter  sind 
unter  dem  Adel  schon  frühzeitig  aufgekommen  und  in  vielen  Familien  zur 
festen  Sitte  geworden.  Das  Streben  des  Adels,  den  Reichthum  und  das 
Ansehen  des  Geschlechts  auf  die  Dauer  zu  bewahren  und  die  römisch- 
rechtliche ,  Gleichstellung  der  Kinder  mit  ihren  Folgen  abzuwehren,  haben 
dieselbe  sowohl  begründet  als  erhalten.  Vorzüglich  unter  dem  hohen  Adel 
wurde  der  Erbverzicht  geradezu  durch  die  Hausgesetze  den  Töchtern  zur 
Pflicht  gemacht,  und  auch  in  den  reichsritterschaftlichen  Familien,  zuweilen 
auch  unter  dem  Landesadel,  bildete  sich  eine  ahnliche  Observanz  aus.  (6.) 

3.  LandesgebrXache  des  Henogthains  Franken  v.  1536  (v.  Newrath  S.  142.) 
%,  38.  So  eine  Erbare  Jnngiyan  oder  Frau  von  Adel  ffir  Landgericht  liSme,  in  Bey-- 
seyn  ihres  Gemahles  oder  Curatoris  ordentliche  Terzig  zu  than,  soll  man  anfSnglich 
ihr  den  Brief,  so  einer  vorhanden,  oder  die  Sach  mündlich  Türbracht  were>  öffentlich 
im  Gericht  verlesen  in  Gegenwarths  ihres  Hatuwirths  oder  Gemahels,  demnach  der 
Lantrichter  dieselbigen  Jungfrauen  oder  fk-auen  durch  zwen  Trtheiler  am  Lantgericht 
WM  der  schranen  fähren,  heimlich  besprechen  lassen,  ob  sie  solchen  verzig  vom  freyen 
Willen  thue  oder  thun  wollen,  oder  ob  sie  dazu  genöthiget,  getruigen  oder  ge- 
zwungen worden  were  oder  forcht  halber  thun  mueste. 

4.  Bayr,  Landr.  111.  11.  g.  2.  Wird  zwar  zur  sotbanen  Yerzlcht  der  Eid  iiicbl» 
wohl  aber  bei  Weibs-Leuten,  oder  andern  der  Rechte  unverständigen  PersoBen  die 
Ceriioration  —  erfordert. 

5.  Bmyr.  Landr.  Ili.  11.  S*9«  I>1«  vornehmste  Wirkung  eines  Erbsehafts- Ver* 
lichts  besteht  1.  in  Ausscblieszung  des  Renunzianten  von  der  Erbschaft. 

a  Bayr.  Ldr.  IIL  g.  8.  Töchter  Edelmanns -Freybeits  flihiger  Personen  werden 
sowohl  dem  alten  Herkommen  nach  als  vermag  General-Mandats  von  1972  -^  ohBe- 
all  weiterer  Verzicht  Ipso  Jure  pro  renunciatls  geachtet. 
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Von  da  fing  man  an  Ewischeo  dem  fremäUgm  nad  dem  noikiemä§» 
Erbverzicht  zo  ontersdieiden.  Der  nothwendige  Venicht  wnrde  so  lo  aoer 
bio6zen  freilich  unpassenden  Form,  nm  —  ganz  abgesehen  tod  dem  WiDeo 
der  Tochter  —  ein  von  dem  gemeinen  Erbrechte  verschiedenes  Aanlua- 
erbrecht  einzufahren  and  festzuhalten.   (7.)   Der  Gnmd  der  AosBchliesniDg 
^  der  Töchter  war  denn  nicht  mehr  der  Verzicht,  sondern  das  anlonomisdie 
Familienrecht,  weiches  zu  dem  Verzichte  nöthigte,  und  es  war  nur  eioe 
consequente  Erweiterung  dieses  Gedankens,  wenn  der  Verzicht  geraden 
fbr  QberflQssig  erklärt,  und  die  nieki  verxiehunds  Tochter  trotzdem  ab 
verzichtend  behandelt  wurde.    Indessen  zu  einem  aügememem  reicherUUT' 
iekaftiiehen  StatuU  kam  es  trotz  der  Versuche  dazu  (Geiszlingerentworf 
▼on  1653)  doch  nicht,  und  die  Familiensitte  war  nicht  Oberall  gleichmiszig. 
Im  Zweifel  ist  nur  die  Ausschlieszung  der  hochadeiichen  oder  der  reicfas- 
ritterschaftlichen  Töchter  Yon  dem  Sianmgule  anzunehmen,  nicht  aber  you 
der  gemeinen  Erbschaft. 

5.  Dem  Verzichte  wird  oft  ein  YorbehaU  hinzugefOigt,  der  einen  ver- 
scfaiedenen  DmCguig  haben  kann*  Die  verzichtende  Tochter  z.  B.  behdi 
ihr  Erbrecht  vor  für  den  Fall,  dasz  keine  Söhne  oder  Enkel  von  Söhnen 
da  seien,#oder  fflr  den  FalL  dasz  keine  Söhne  und  keine  Nachkommea 
dieser  vorhanden  seien,  oder  dasz  Niemand  mehr  von  dem  Mannsstamm 
am  Leben  sei.  Der  Vorbehalt:  rfne  aurf  den  ledigen  Anfall"  bedeutete 
gewöhnlich,  Vorbehalt  des  Erbrechts  des  Verzichtenden  beim  Aussterben 
des  ganzen  Mannsstamms:  aber  es  konnte  dann  leicht  Zweifel  entstehen, 
ob  in  diesem  die  ErbtockUr  des  letzten  Manneserben  nütbegrifien  sei  oder 
die  verzichtende  Regredienterbin  den  Vorzug  habe.  (7.  8.)  Die  Familien- 
statuten, auf  die  es  zunftchst  ankommt,  folgen  keineswegs  derselben  Rich- 
tung, und  auch  die  Gerichtspraxis  war  schwankend  und  zu  verschiedenen 
2eiten  verschieden«  wie  die  zahlreichen  Beispiele  bei  Neurath  zeigen. 
Solange  der  Verzicht  gewissermaszen  als  Bestioomung  des  Erbrechts  ange- 
sehen wurde,  —  und  diese  Vorstellung  war  frOher  wohl  die  gewöhn- 
lichere —  mochte  die  letztere  Ansicht  vorzflglich  Beifall  finden.  Die 
natOrliche  Entwicklung  einer  festen,  nicht  auf  dem  individuellen  Willen 
beruhenden  Familienerbfolge  und  des  Staatsrechtes  war  aber  der  erstem 
Behandlung  gOnstiger. 


7.  Vertrag  des  Baases  Nmmu  ▼.  1786.  (Neurath  8.  127.)  sollen  ammtlicb» 
Prinzessinnen  Jetzt  und  kfinftig  —  pro  ipso  Jare  renoneiitis  gdialten  werden  —  m 
allem  Oeberflnsz  Jedoch  noch  ober  das  —  ?ennittel8t  Eeverses  —  auf  slmmtlicli« 
Nassaoische  Lande  —  «och  alle  Regredientsehall  lo  versdhen  schuldig  und  ge- 
halten seyn. 

8.  NatHtu  KaitBmWagiteke  Erbvereinlgung  t.  1607.  {NetwmOk  {.  122.)  TrH« 
sieh  auch  tu.  dasi  wir  ^  Crebrfider  sammt  unserea  ehelichen  memmUcMm  Erben  mit 
einander  mit  Tod  abgehen  «— ,  dass  sofern  von  der  ffassan  Bredaischen  Linea  aoel 
kein  Mannslamm  mehr  am  Leben  sein  wdrde,  alsdann  alle  die  Graf-  vnd  flerr- 
sahaften  ~  wiederum  sortttli  auf  der  Terstorbenen  Linie  Tochter  oder  der»  Eihca- 
▼erfall. 
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Die  juristiflche  Bedeotang  des  Vorbehaltes  ist  mOgHdier  Weise  eine 
doppelte: 

a)  indem  er  den  FtfrsieAr  besehrätUct;  dann  tritt,  soweit  die  Beschränkung 
reicht,  das  regdmasiige  Erbrecht  wieder  in  Kraft,  wie  wenn  kein 
Venidit  geschehen  wtre; 
h)  indem  darin  die  Zuiieherung  eme$  ErbredUs  für  gewisse  Toraos- 
gesehene  FftUe  liegt,  also  eine  tub$idiäre  ErbemMsung,  die  wie  jeder 
andere  Erbeinsetzungsvertrag  wirkt 

6.  Die  eigenäiche  Wirkung  des  Erbverzichtes  ist  eine  negative. 
Erwirbt  aber  daraus  nicht  auch  der  Erbe,  zu  dessen  Gunsten  der  Verzicht 
geschehen  ist,  positive  Rechte?  Nicht  immer  geschieht  der  Verzicht  zu 
-Gunsten  eines  andern  Erben,  es  kann  die  Meinung  auch  die  sein,  dem 
Erblasser  unbeschränkte  Testirfreiheit  zu  verschaffen.  Aber  gewöhnlich 
ist  die  Absicht,  das  Erbe  ungetheilt  anderen  Anverwandten  zu  siebern. 
Hier  sind  folgende  Ffille  zu  unterscheiden: 

I  a)   Der  Verzicht   geschieht   ohne   Mitwirkung   des  Erben,    zu    dessen 

k  Gunsten  verzichtet  wird.     Dann  wirkt  derselbe  nur  mittelbar  auf 

I  die  Rechte  dieses  Erben  ein.     Bei  dem  Tode  des  Erblassers  hat  der 

f  Verzichtende  kein  Erbrecht,   und   die  Erbschaft  wird  daher   ohne 

I  Rocksicht  auf  ihn  deferirt.     Insofern,   um  dieser  Wirkung  willen, 

f  kann  sich  der  natttrliche  oder  der  Testamentserbe  wohl  auf  den 

i  Verzicht  berufen.    Aber  im  fibrigen  kann  er  sein  eigoies  Erbrecht 

B  in  keiner  Weise  auf  den  Verzicht  grOnden.    Wenn  daher  der  Erb- 

i  lasser  E  nach  der  Verzichtleistung  den  Verzichtenden  B  durch  ein 

\  Testament  zum  Erben  eingesetzt  hatte,  so  könnte  diesen  der  natflrliche 

i  Erbe  A   nicht  auf  Grund  des  Verzichtes  ausschlieszen.    Vielmehr 

}  würde  dem  B  die  Erbschaft  ex  testamenio  deferirt  werden. 
I                b)  Der  Erbe  A  wirki  mt^  bei  der  Verzichtleistung  des  B.   Dann  ist  der 

I  Erbv^rzicht  des  B  mit  einem  Erbeinseixungsvertrag  zu  Gunsten  des 

I  A  verbunden,  und  aus  diesem  hat  der  A  ein  Recht,  eine  ihm  nach- 

)  theOige  letztwillige  Anordnung  des  Erblassers  anzufechten. 

I  Nicht  von  erbrechtlicher  Bedeutung  ist  es,  wenn  etwa  B  sich  obhga- 

I  toriseh  dem  A  gegenüber  zum  Verzicht  auf  die  Erbschaft  des  E  verpflich- 

tet hat 

7.  Aus  der  Verzichtleistung  eines  Erben  auf  sein  Erbrecht  folgt  zu- 
nächst nur  das  mit  logischer  Nothwendigkat,  dasz  sein  Erbreofat  untergehe, 
nicht  aber,  dasz  auch  das  Erbrecht  seiner  Nachkommen  mit  zerstört  werde, 
so  wenig  als  aus  der  Enterbung  des  Sohnes  die  Enterbung  der  von  ihm 
abstammenden  Enkel  folgt  Selbst  wenn  jener  ßr  sich  und  seine  Erben 
verzichtet  hat,  laszt  sich  zunächst  nur  im  Sinne  des  römisch-rechtlichen 
Gedankens  dasz  der  Erbe  die  Person  des  Erblassers  fortsetze,  behaupten, 
seine  Nachkommen  müssen  die  Verzichtleistung  respectiren,  wenn  und  in- 
soweit sie  als  seine  Erben  ihm  nachfolgen.  Haben  sie  aber  etwa  seine 
Erbschaft  ausgeschlagen,   so  können  sie  ihr  selbständiges  Erbrecht  hi  der 
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Erbschaft  des  GrossTaters  dennoch  gelten  machen,  wenn  jener  vor  diesem 
yerstorben  ist 

In  den  wichtigsten  Anwendungen  des  Erbvenichtes  aber  kann  diese 
Auffassung  nicht  befriedigen«  Würde  dieselbe  auch  auf  den  £rt>verzicbt 
adeliger  Töchter  ausgedehnt,  so  würde  offenbar  der  ganze  Zweck  dieses 
Institutes  geiUirdet  Ebenso  erscheint  es  höchst  bedenklich,  die  Kinder 
einer  ausgerichteten  Bauemtochter,  die  auf  die  väterliche  Erbschaft  iQr  sich 
und  ihre  Nachkommen  yersichtet  hat,  nach  ihrem  Tode  in  die  Erbschaik 
ihres  Groszyaters  zuzulassen.  In  beiden  FAHen,  vorzüglich  aber  in  dem 
ersten  dient  die  Verzichtleistung  der  Tochter  dem  Interesse  der  Familie 
und  wird  gewissermaszen  von  dem  Geiste  der  Familie  gefordert,  wdcher 
die  Güter  bei  dem  Mannsstamme  erhalten  wilL  Sie  wirkt  daher  da  auch, 
soweit  diese  Rücksichten  eintreffen,  über  die  Person  und  das  Leben  der 
Tochter  hinaus  und  umfoszt  die  von  ihr  gd>orenen  oder  abstammenden  Fa- 
milienglieder. Wir  begreifen  es  daher«  wenn  manche  Gesetzgebungen 
dem  Erbverzicht  geradezu  eine  das  natürliche  Erbrecht  nicht  bk>sz  des 
Verzichtenden,  sondern  ebenso  seiner  Linie  unterbrechende  und  aufJösende 
Wirkung  beilegen,  und  halten  diese  Aufbssung  überhaupt  für  gemSsz  dem 
Geiste  des  deutschen  Erbrechts.  (9 — 11.) 

*  Coiut.  9.  Niuraih^  Von  der  RegredienterbschafL  Giessen  1807.  Bi- 
iüer,  Erbverträge  III.  S.  215  ff.  Reyscher,  in  der  ZeiUch.  f.  D.  R.  VL  Nr.  6. 
und  XV.  Nr.  J. 

§•   198. 

V.    Einzelne  Arten  der  ErbvertrSge. 
1.    ErbYerbräderiing. 

1.  Schon  im  XIV.  Jahrhundert  kamen  in  den  dynastischen  Familien 
des  deutschen  Reiches  sogenannte  Erbverbrüderungen  auf,  durch  weldie 
sich  ganze  Familien,  oder  verschiedene  Linien  eines  Geschlechtes  für  den 
Fall  des  Aussterbens  einer  Familie  oder  Linie  der  andern  die  Erbfolge  in 


9.  Oesterr,  Ges.  %,  S51.  y^er  über  sein  Erbrecht  selbst  gültig  verfügen  kaDD, 
ist  auch  befagt,  im  voraas  darauf  Yenicbt  zu  tbun.  Eine  solche  YerzichtleistoDg 
wirkt  auch  auf  die  Nacbkommeo. 

10.  Bayr,  Laudr.  III.  11.  g.  3.  in  Kraft  deren  nicht  nur  Renuncians  für  seioe 
Person  sondern  auch  für  seine  Kinder  und  Descendenten  ohne  Unterschied»  ob  sie 
tempore  reaunciationis  schon  bei  Leben  gewesen  oder  nicht,  ob  sie  Renonciantea 
geerbt  haben  oder  nicht,  auch  ob  Renuncians  vor  oder  nach  dem  Erblasser  gestoriteo 
sei,  von  der  renuncirten  Erbschaft  —  abgeschlossen  ist. 

11.  Zürcher  G.  g.  2131.  Wenn  iemand  durch  Erbvertrag  mit  dem  Erblasser 
auf  sein  gesetzliches  Erbrecht  Verzicht  leistet,  so  wird  durrh  den  Verzicht,  so  weit 
er  reicht,  das  erbrechtlicbe  VerhMltnisz  des  Erben  in  der  Weise  zerstört,  dasi  die 
BrtMchafl  weder  ihm  selbst  noch  wenn  er  den  Tod  des  Erblassers  erlebt,  seioea 
durch  ihn  vermittelten  NacWiMimen  anOillt. 
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die  Unterhisseiien  Herrsdiaften  und  Gtlter  zwicherten.  (1.  2.)  Man  dachte 
sich  dabei  die  F«nilie  als  ein  durch  die  eheliche  Blntsverbindmig  zusammen- 
griialtenes  Ganzes,  als  einen  Gesammtkörper,  mit  einem  bestimmteut 
von  den  lebenden  Familiengliedem  ausgesprochenen  FamUienwillen,  welcher 
ihr  Leben  auch  fOr  die  Zukunft  bestimme,  und  den  auch  die  späteren 
Generationen  zu  beaditen  haben.  Der  genossenschaftliche  Charakter  der 
deutschen  Famflie  hat  in  diesem  Institute  einen  nicht  Uosz  tbatsAchlichen, 
sondern  zugleich  reditlichai  Ausdruck  gefunden.  ($.  39,  3.) 

Die  Erreichung  dieses  Zweckes  schien  aber  in  Älterer  Zeit  nur  so 
möglich,  dasz  schon  bei  Lebzeiten  beider  Familien  der  erbberechtigten  Fa- 
milie wirkliche  Rechte  an  den  Gütern  verliehen  wurden,  in  die  sie  beim 
Aussterben  der  regierenden  Familie  succediren  sollte.  Beim  ÄUod  geschah 
das  durch  die  Auflassung,  bei  I^hen  durch  Belehnung  zu  gesammter  Hand. 
Die  Unterthanen  leisteten  dann  auch  ihr  die  Huldigung. 

Starb  die  eine  Linie  aus,  dann  trat  nicht  etwa  wer  von  dem  gemein- 
samen Stammvater  beider  Linien  aus  betrachtet  der  nächste  Sippe  war, 
sondern  wer  in  dem  Oberlebenden  Hause  als  Familienhaupt  das  Begiment 
führte  ein,  und  übernahm  die  erledigten  Länder,  an  Plenen  er  zuvor  schon 
eine  bestimmte,  aber  beschränkte  Herrschaft  besessen  hatte.  Auch  darin 
Auszerte  sidi  wieder  die  Zusammengehörigkeit  der  ganzen  Familie. 


1.  Dipl.  a.  1834.  (Hraui  g.  193.  I.)  Wir  Ladowich  —  Roimscher  Cbeysir  ^ 
bekennen  —  daz  ^  Ludowich  —  Margrave  la  Brandinburg  unsir  erstbomir  sun  mit 
unserm  gbtin  Willin  —  das  Land  and  die  Marke  zu  Brandenbarg  —  gegebin,  ge« 
machit  ond  geschaffit  bat  dem  bochgebomin  Fürstin  Stephan»  Ladowich,  Wilhelm 
and  andirn  ansirn  Sanin,  ob  wir  mer  —  Sane  gewinnin,  sinin  Brudirn  and  irin 
Erbin.  —  Were  daz,  daz  er  ane  Sane  vorfare  on  abe  ginge,  —  so  sol  das  forgenant 
Lant  Torfallin,  kamln  and  erbin  an  St.  L.  and  W.  ond  andlr  ire  Bradir,  ob  wir 
mehr  Sone  gewinnin.  So  babin  da  wiedir  die  vorg.  Farstin  St.  L.  and  W.  ^  La* 
dowiehin  dem  Ifargravin  za  Brandenburg  and  sienin  Sonin  —  nach  ansirm  tode 
gebin  gemachit  and  gechafflt  daz  Lant  za  Beyern  a.  s.  f.  —  ob  sie  an  Erbin  vor- 
Tarin  and  abegingin.  —  Und  za  einir  stetin  Sicherheit  so  vorlihin  wir  —  den  yor- 
genantin  Farstin  and  Iren  Erbsanen  tu  ge$0mier  hand  die  yorgenannte  Lant  gut  and 
late  beidirsit  — ,  die  yon  ans  and  dem  Riebe  za  Lehin  gen.  Aach  setzen  wir  eie 
beidirseit  bei  lebindigin  ansirn  leit>e  in  nutz  gewtUt  und  volle  gewehr  der  lande  and 
der  gote.  Zu  archande  disser  machange  and  zur  eigoir  rechtin  gewehr  suln  unsirs 
Sans  des  Margravin  Amtlate  —  zu  einim  rechtin  Zinse  und  Diensie  alle  Jar  200 
Marg  Silbers  gebin  St.  L.  and  W.  und  ir  Erbin  und  ir  Amptlut  —  auch  zu  einim 
Zinse  und  Diensie  alle  Jar  dem  L.  Margravin  —  100  Marg  Silbers  —  von  irinVorg. 
Lsmdin  und  Guten, 

3.  Dipl.  a.  1614.  Erbyerbrüderang  der  Hiaser  Sachsen,  Brandenburg  und 
Beeeen  {Hruut  g.  103.  6.)  HL  (Wen)  sich  das  ganUe  Char-  and  Färstliche  Haass 
Sachsen  verledigte,  so  sollen  —  die  Charfärsten  za  Brandenburg  einen  and  die  Laod- 
grafen  za  Hessen  zwei  Theil  —  za  Erben  haben.  —  Da  aach  anter  yorgenanten 
dreyen  Hiaszero  ^  eines  absterbe,  ^  so  sollen  dieselbigen  zwey  überbliebene  flSoser 
nichts  desto  weniger  in  dieser  Erbyerbrüderang  gegen  einander  ewiglieh  verbarren. 
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3.  Spftter  habeo  «nch  die  BihvwhmdemngeD  einco  andern  noch  eiir 
eeiiiedener  erbnektiiehm  Charakter  aoganommen.  Bb  war  das  eine  Folge 
der  verinderten  Ansichten  Ober  letitwillige  Vetordnungen.  Man  Udt 
nimlich  dann  es  nicht  mehr  fDr  nOthig,  schon  bei  Lebseiten  des  ErMssien 
dem  Vertragserben  ein  dingliches  Herrschaftsrecht  an  den  GQtem  in  ver- 
schaffen, sondern  begründete  lediglich  dnrch  Brinrertrag  ein  Suec$$$umh 
recht  za  Gunsten  des  erbverbrOderlen  Hanses. 

3.  Diese  ErbTerbrQdeningen  koaunen  Obrigens  in  der  Regel  nv 
nnter  dem  hohen  Adel  vor,  ond  da  dieselben  meistens  UoheiUreekU  be- 
treflen,  so  haben  sie  insofern  der  EntwicUnng  des  neaeren  Staatsrechtes 
gemfisz  einen  itaatsrechtUchen  Charakter  annehmen  mflssen,  und  sind  daher 
dem  Gebiete  des  Privatrechts  nnd  des  Privatvertrages  entrückt  und  als 
Acte  der  Staattverfauung  (Thronfolge)  auch  den  formellen  Erford^nisseo 
des  heutigen  Staatsrechtes  unterworfen  worden. 

*    BiteUr,  Erb?.  1.  S.  222  ff.  III.  S.  90  ff. 

$.  199. 

ErbvertrXge  ODter  Ehegitten. 

1.  Die  Brbfoerträge  wUer  Ehegatten  unterscheiden  sich  toq  bksses 
Eheverträgen  (1.)  dadurch,  dasz  die  ersteren  auf  den  Todes&U  hin  eines 
Ehegatten  die  erbreehtUchen  Verhältnisu  des  andern  direct  feststellen,  wSbrend 
die  letztem  zunächst  das  Güterrecht  während  der  Ehe  ordnen,  und  wenn  sie 
auch  auf  die  Rechte  der  überlebenden  Gatten  einen  Einflnsz  haben,  dieser 
Einflusz  doch  nur  als  die  mitteibare  Folge  des  ehelichen  Güterrechts  er- 
scheint (2.)  Von  iJoechseUeitigen  Teetamenten  aber  unterscheideA  sie  sidi 
dnrch  die  Vnwiderruflichkeit,  die  ihnen  als  ErbvertrSgen  zukommt  Nicht 
selten  aber  sind  sie  mit  Eheverträgen  verbunden,  wenn  in  demselben  Vertrage 
sowohl  das  Güterrecht  während  der  Ehe  als  die  Erbfolge  nach  Auflösung 
der  Ehe  normirt  wird.  An  dieser  Verbindung  eines  Fa$nüien-  und  eines 
erbrechtliehen  Vertrages  nimmt  das  deutsche  Recht  keinen  Anstosz,  indem 


1.  Const.  elect.  Sax.  43.  P.  II.  {Kraut  %.  194. 1.)  Nachdem  die  EhestiffloDgcD 
Contracte  seyn,  so  ist  es  auch  genag,  wann  iwene  Zeugen  oder  drey  darhey  geve- 
sen :  do  es  aber  mit  denen  Ehestifllungen  die  Gelegenheit  bitte,  dasz  sie  In  vftm  eon- 
tractns  nicbt  liönnen  erballen  Verden,  als:  da  die  Erbschafft  auf  den  TodesIkH  darin- 
nen vermacbet,  und  es  seynd  lünff  oder  mehr  Zeugen  darbey  gewesen,  so  solles 
solcbe  Ebestifllungen  in  vim  ultimae  yoluntatis  krSflUg  erkandt  werden. 

8.  Frexhnrg,  Stadtr.  v.  1520.  III.  S.  Wir  laszen  oucb  zuo  dem  gemeinen  prach 
nocb,  das  man  in  eeberedungen  von  erbfllllen  wol  reden  vnd  versehung  tbun  mag« 
Es  sollent  oucb  die  beredungen  zwuscben  elälen  fürgenommcn  werden  in  bysia  bei- 
der parttbien  nehster  IHintscbafll  oder  anderer  ersamen  IQtenza  dem  mlastea  tweyer 
und  nit  In  wiaekeln  —  beschehen.—  Wolfen  aber  die  eelfit  beyde  by  leben  *-  endinig 
In  sokben  berednässen  fUrnemen,  vmb  goU  oder  ere  wiUen  efan  Mnden  guCtiten 
oder  sunst  iebts  TenDaeheD  oder  Terordaen,  —  das  sollend  sy  ? or  «ns  —  In  geaea^ 
nem  Rat  tbun. 
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« 

bMe  ans  derselben  Quelle  —  ehelioher  Liebe  und  Sorge  -*-  entspriogen, 
und  das  deutsche  Erbrecht  selbst  wesenÜich  nur  ein  sQocesdves  Familien- 
FBcbt  ist 

2.  Derlei  ErlmertTäge  fEhestiftamg^n,  in  Hamburg  EhmOrUr  genannt) 
ktanen  von  den  Verlobten  im  Hinblick  auf  die  zukünftige  Ehe»  oder  von 
den  Ehegatten  nach  der  Heirath  abgeschlossen  werden  (3.):  und  unter  allen 
positiven  Erbverträgen  haben  sie  den  besten  Grund*  Dessen  ungeachtet 
verdient  es  keine  Billigung,  wenn  einzelne  Landesrechte  und  die  geoieine 
Theorie  die  Form  derselben  für  unerheblich  erklärt.  Vielmehr  ist  die  Auf- 
fassung der  meisten  Landesrechte,  die  eine  bestimmte  Form,  je  nach  Landes- 
übuog  oder  Gesetz  eine  schrittliche  oder  besser  noch  eine  der  öffent- 
lichen Controle  unterliegende  (der  Testamentsform  analoge)  (4.)  Form  ver- 
langen, der  Natur  des  Institutes  gemfiszer,  und  es  darf  jedenfalls  nicht 
leicht  von  der  durch  die  Landesntte  eingeführten  Form  abg^angen  werden. 
Manche  Statuten  schreiben  hier  die  Zuziehung  der  Verwandten  vor.  {%) 

3.  Der  Inhak  des  Erbvertrages  kann  Erbeinsitzung  des  überlebenden 
Eh^atten,  oder  ein  Vermächiniiz  zu  dessen  Gunsten  sein.  HAufig  wird  der 
Nieszbrauch  vermacht  (5.  6.)  Auch  das  neuere  Witthum  hat,  insofern  es 
durch  Vertrag  bestellt  wird,  nun  diesen  erbrechtlichen  Charakter  angenom- 
men (§.  158.  S-  1^)-  P^r  die  erbrechtliche  Stellung  des  überlebenden 
Eh^atten  ist  die  Analogie  des  statularischen  EherechU  zu  beachten,  mit 
dem  das  Gedinge,  wie  BbhUt  (IU.  S.  137)  gut  gezeigt  hat,  sowohl  histo- 
risch als  dem  innem  Grunde  und  Ziele  nach  nahe  verwandt  ist. 

4.  Die  Beziehung  dieser  Erbvertrage  zu  der  Ehe  gehört  zu  ihrer  Natur 
und  um  deszwillen  erfordern  sie  auch  eine  besondere  Behandlung.  Sind 
sie  schon  unter  Verlobten  zu  Stande  gekommen,  so  haben  sie  in  der  R^el 


3.  Bayr,  Laodr.  I.  6  g.  29  Die  zwisehen  Braut- Personen  oder  Eheleuten 
ihrer  Guter,  Kinder,  Succession  oder  anderer  Ehe-Sachen  halber  vorgehende  Bere- 
dungen und  Gedinge  —  mögen  2)  sowol  Tor  als  nach  der  Copulation  —  errichtet 
werden,  doch  soll  solches  3)  iwischen  SiegelmSszigen  Personen  allzeit  unter  eigner 
schrinilcher  Fertigung,  hey  andern  aber  vor  ordentlicher  —  Obrigkeit,  hex  Vermeidung 
der  Ungültigkeit  geschehen. 

4.  Oe9terr,  G.  S-  1249.  Oben  $.  105.  B.  4. 

5.  Rescrlpt  der  OhUnhurg.  Reg.  Kanzlei  (Kraut  g.  104.  6.)p  dasz  auf  dem  Lande 
nach  der  Observanz  und  Präjodicien  die  in  den  Ehestiftungen  befindliche  Clause!: 
ULngti  Ui6  längst  Gat,  an  und  für  sich  selbst  und  wenn  nichts  anders  verabredet 
oder  an  dem  Orte  hergebracht  sei,  nur  den  usum  fructum  ad  dies  vitae  impertire 
und  nicht  vom  Erbe  oder  Eigenthume  zu  verstehen  sei. 

6.  Trümmer^  Hamburg.  Erbrecht  II.  8.  275.  Die  Ehezirter  der  gegenwirtigen 
Zeit  treffen  hinaichilich  der  Erbvertheilung  nicht  blosz.  sondern  auch  hinsichtlich  der 
EfMolge  die  ausgedehniesten  Bestimmungen.  Insgemein  werden  dem  LMiigstlebenden 
der  Eheleute  auch  für  den  Fall  kinderloser  Ehe  Bceiu  und  Genusz  seiner  Ver- 
fugungsfreiheit  hinsichtlich  der  gemelnschafilichen  Guter  gesiehert  Die  Wirksamkeit 
dieser  leUtwilligen  Anordnungen  wird  fast  allemal  aasdröcklich  auf  den  Fall  der 
Kinderlosigkeit  beschränkt. 

Bluntfcbll,  deutsches  Privatrecbi.  3.  AuOL  36 
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Bvr  insofern  Gültigkeit,  als  die  Ehe  vor  dem  Tode  des  einen  Theiles 
lieh  zn  Stande  gekommen  ist,  nnd  haben  die  Ehegatten  den  Vertrag  eb- 
gegangen,  so  ist  derselbe  auch  nur  unter  der  Voraussetzung  wirksam,  disz 
die  Ehe  bis  zu  dem  Tode  des  Erblassers  fortgedauert  habe.  Die  ScKeidia^ 
zerstört  wie  das  gesetzliche  Eberecht  des  Ueberlebenden,  so  auch  das  ?er- 
tragsmaszige  Erbrecht  des  überiebenden  Theils. 

5.  Auch  das  Verhältnisz  zu  den  Notherben  verdient  um  deszwiDa 
eine  eigene  Erwflgung.  Zunächst  kommt  zwar  auch  hier  die  allgemehe 
Rechtsregel  zur  Anwendung,  dasz  die  Notherben  insoweit  berechtigt  seien 
einen  Erbvertrag  anzufechten,  als  und  insoweit  durch  denselboi  ihr  Pffichl- 
theilsrecht  Terietzt  wird  (§.  195.  6).  Aber  es  kommen  hier  oft  noch  in 
den  verschiedenen  Rechten  im  Verhältnisz  vorzüglich  zu  den  Kmdem  an- 
dere Grundsätze  mit  in  Retracht,  welche  ihre  Wurzel  wieder  in  der  engen 
Reziehung  dieser  Erbvertrflge  zu  der  Ehe  und  dem  nächsten  Fanulienleben 
haben,  nftmlich: 

a)  Die  Ansicht,  die  manchenorts  zu  Gewohnheitsrecht  erwachsen  ist,  dasz 
derlei  Erbverträge  nur  unter  der  Voraussetzung  einer  unbeerbten  Ehe  (8.) 
gemeint  und  daher  überall  ungültig  seien,  wenn  der  Erblasser  auch 
eheliche  Kinder  hinterlasse.  Das  Sprichwort:  »Kinderzeugung  bricht 
Ehestiftungm  schlieszt  auch  diesen  Gedanken  ein,  der  indessen  sich  nicht 
von  selbst  verst^t 

b)  Der  in  entgegengesetzter  Richtung  liegende  Rechtssatz  anderer  Statuten 
oder  Gewohnheitsrechte,  dasz  die  Rinder  die  Erbeinsetzung  des  über- 
lebenden Ehegatten  —  ihres  Vaters  oder  ihrer  Mutter  •—  nicht  ans 
dem  Grunde  der  Pflichttheilsverietzung  anfechten  dürfen,  weil  und  ia- 
sofem  die  Sorge  für  jenen  mittelbar  auch  die  Sorge  fbr  sie  umscMiege 
und  ihr  Erbrecht  für  die  Zukunft,  nur  auf  einem  Umwege  doch  ge- 
sichert sei.  (7.)  Diese  zweite  Ansicht  erscheint  besonders  da  natärlid 
wo  die  Gütergemeinschaft  als  eheliches  Güterrecht  eingeführt  ist,  oimI 
abgesehen  von  individueller  Willensanordnung  dem  Uberleb^den  Eb^ 
gatten  ausgeddmte  Erbrechte  zugestanden  werden. 

•    BeseUr,  III.  S.  107  ff. 


7.  Erk.  d«8  O.  A.  Cr.  tu  Oldenburg  {Senferis  Archiv  I.  «0.)  Das  deatsebe 
Recht  liSEi  keine  ganxe  rückaichtalose  AossehtleezoDg  der  Notherben,  nameDtlich  i» 
Kinder  tu,  wohl  aber  eine  Zurackatellnng  ihres  Erbrechts  gegen  das  der  Ebe^tl<* 
and  ihres  leibliehen  Erzeugers,  in  dem  Vertrauen,  dasi  dieser  von  den  ihm  gegebeofo 
Rechten  keinen  mszbranch  machen  werde  and  den  Kindern  In  der  natörlicbefl  Lt«^ 
des  überlebenden  Parens  ihre  Erbansprfiehe  an  dem  wihrend  der  Ehe  verelDteo,  ^ 
den  letzteren  in  seiner  Gesammtheit  übergegangenen  Vermögen  aaf  dessen  TodesbH 
gesichert  bleiben. 

a  Erk.  des  O.  A.  G.  za  meeSmdem  {Semferiw  Arch.  Vli.  64).  Solche  *-  Ehe- 
ODd  ErbTertrige,  in  welchen  der  Kinder,  die  in  der  Ehe  geboren  werden  kösDicB* 
niehi  gedacht  wird,  werden  nur  für  den  Fall,  dasz  die  Ehe  kinderioa  bleibe  oder 
doch  die  Kinder  vor  dem  Selienker  ohne  Deseendens  Tonterben  sollten,  eingcgtfiS^ 
erachtet. 
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Viertes  Oapitel. 

Vom  TesUineDL 

§.  200. 
I.    Nator  des  neueren  Testamentes. 

1.  Die  Ausdrücke  »Geschäfte«  und  )>Gemachdec  sind  allmählich  in 
Vergessenheit  gerathen  und  haben  der  römischen  Bezeichnung  »Testamentn 
weichen  müszen.  Ceberdem  hat  mehr  und  mehr  die  römische  Theorie  und 
Gesetzgebung  Ober  die  Testamente  bis  ins  Einzelne  Aufnahme  und  Verbrei- 
tung erlangt.  Aber  die  eigen thümlichen  Anschauungen  und  Gedanken, 
welche  ^en  alten  Geschäften  zu  Grunde  liegen  und  ihre  Anwendung  be- 
stimmen und  begränzen,  sind  keineswegs  mit  der  alten  Bezeichnung  unter- 
gegangen, und  dem  modernen  Rechtsbewusztsein  wie  der  Uebung  der  In- 
dividuen ist  trotz  der  völligen  Romanisirnng  der  Doctrin  die  flcht-römische 
Vorstellung  von  Testament  bis  auf  unsere  Tage  fremd  geblieben.  Auch 
diese  ursprünglich  durchaus  römische  Institution  hat  doch  um  des  Zusam- 
menhanges willen  mit  dem  neuern  Familienleben  einen  ganz  anderen  Cha- 
rakter erhalten,  die  römische  Pflanze  hat,  übergepflanzt  in  den  Boden  der 
heutigen  Welt,  eine  wesentliche  Veränderung  erfahren. 

In  ganz  Deutschland,  man  kann  sagen  in  ganz  Europa,  halt  im  wirk- 
lichen Leben  Jedermann  noch  an  dem  Grundprincip  des  germanischen 
Rechtes  fest,  dasz  in  der  Regel  die  Erben  schon  durch  die  Natur  bestimmt 
seien :  und  wenn  die  Völker  nun  auch  sich  an  Testamente  mehr  als  früher 
gewöhnt  haben,  so  verhalt  sich  doch  —  im  entschiedenen  Gegensatz  zu 
den  Römern  —  die  auf  l'estament  gegründete  Erbfolge  zu  der  gesetzlichen 
Famüienerbfolge  nur  wie  die  Ausnahme  zur  Regel.  Der  Satz  des  römischen 
Rechtes,  der  den  Neuern  von  jeher  so  räthselhaft  vorgekommen  ist,  und 
doch  aus  der  Grundanschauung  des  römischen  Erbrechts  sich  von  selbst 
versteht:  ^,Nemo  pro  parte  teitcUus,  pro  parte  intestatus  decedere  potest^**^ 
ist  daher  von  dem  Standpunkte  des  heutigen  Erbrechtes  aus  verkehrt  und 
völlig  unhaltbar.  Ganz  im  Gegentheil,  es  entspricht  der  heutigen  Denk- 
weise, die  gesetzliche  Erbfolge  als  die  natürliche  vorauszusetzen,  wenn  man 
durch  Testament  etwas  daran  verändern  wUL   (1.  2.)    Es  ist  daher  gar 


1.  /'reust,  Landr.  I.  12.  g.  45.  (Der  Erblasser)  kann  auch  nur  über  einen  Theil 
seines  Nachlasses  verordnen,  und  es  in  Ansehung  des  Ueberrestes  bei  der  gesetzlichen 
Erbfolge  lassen,  g.  46.  Auch  ohne  Benennung  irgend  eines  Erben  kann  er  über 
einzelne  Theile  oder  Stücke  seines  Nachlasses  verfügen. 

2.  Code  CID.  g.  967.  Toute  personne  pourra  disposer  par  testament  soit  sous 
1e  titre  d*instltution  d*h6ritier»  soit  sous  1e  titre  de  legs,  soit  sous  toute  autre  d^no- 
minaiion  propre  i  manifester  sa  volonte. 
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wohl  denkbar,  dasz  in  einem  Erbfalle  die  gesetzliche  Erbfolge,  ond  eine 
Erbfolge  aus  Testament  und  aus  Erbvertrag  zuglach  vorkommt  (3.' 

2.  Die  Form  des  Testamentes  wird  nun,  soweit  nicht  herg^rachte 
Cebungen  oder  besondere  Landesrechte  etwas  anderes  bestimmen,  nach  den 
Vorschriften  der  Justinianischen  Gesetzgebung  beurtheilt  Indessen  ist  aas 
der  Sitte  der  alteren  Geschäfte  die  gerichtiicke  Form  der  Eröffnung  des 
letzten  Willens  vor  Gericht  (4.)«  welche  sodann  in  manchen  Gegenden  Id 
die  Form  der  Erklärung  zu  Protokoll  vor  Notar  und  Zeugen  umgewandt 
worden  ist,  auch  abgesehen  von  der  Reception  des  römischen  Rechk 
practisch  geblieben,  und  es  ist  die  eigenthümliche  netiere  Form  der  Ueber- 
gäbe  eines  schriftlichen  Testaments  an  das  Gericht  (oder  den  Notar)  :tf 
Außefjcahrung  ohne  Eröffnung  seines  Inhalts  ergänzend  hinzugekommen. 

Daneben  sind  sehr  häufig  in  den  Landesrechten  eigenthündicke,  voo 
den  römischen  Vorschriften  abweichende  Formen  des  Testamentes  vor- 
geschrieben, und  es  lAszt  sich  nicht  verkennen,  dasz  die  neuere  Becbts- 
bildung  geneigt  ist,  die  Form  des  Testamentes  zu  vereinlachen:  eine  Teu- 
denz,  welche  nicht  willkürlich  launenhaft  ist,  sondern  in  der  veränderteo 
Grundansicht  Ober  das  Testament  ihre  Erklärung  findet. 

3.  Eine  Folge  und  eine  weitere  Aeuszerung  dieser  veränderten  Gnind- 
ansichten  ist  es  ferner,  wenn  die  Erbeuuetzung  nicht  mehr  wie  bei  d» 
Römern  als  der  wesentliche  und  nothtoendige,  sondern  nur  als  möglicher 
Inhalt  eines  Testamentes  betrachtet  wird.  (5.  6.)  Auch  in  dieser  wich- 
tigsten Beziehung  unterscheidet  sich  das  Testament  der  modernen  Rechts- 


3.  Oestern  Ges.  8.  534.  Die  —  drei  Arten  des  Erbrechts  können  «acb  oebeo 
einander  bestehen,  so  dasz  einem  Erben  ein  in  Beziehung  auf  das  Ganze  bestimnaier 
Theil  ans  dem  letzten  Willen,  dem  andern  aus  dem  Vertrage  und  einem  dritten  aas 
dem  Gesetze  gebührt. 

4.  Freyburg,  Stadtr.  v.  1520.  Welcher  ein  Testament  machen  vnd  darin  friKfl 
setzen  wll,  der  sol  solich  testament  zum  minsten  vor  fünff  erkorn  glaubbafltifRii 
manszpcrsonen  —  setzen  vnd  vif  richten,  vnd  sollen  ander  denselben  —  zum  miosio 
sven  Ratsfränd  sin.—  Es  sollen  ouch  solche  testament  allein  durch  unsre  geschvor- 
nen  amptschriber  geschriben  —  sin. 

So  verr  aber  vnser  burger  vnd  angehdrigen  vor  uns  in  gesesznem  Rat  oder  vor 
dem  Stadtgericht  ir  testament  oder  letsten  Willen  vm-ichten  wölten,  das  mögeo  sf 
thun  vnd  ist  inen  deszhalben  nutz,  dann  vir  wollen  dasz-selb  für  die  krefTUgst  ^ 
besteodigst  form  nach  vnser  Statrecht  achten  halten  vnd  erkennen. 

6.  Hamb,  Sudtr.  III.  1.  S-  23.  Ob  wol  in  gemeinen  rechten  die  ErbeinseumV 
in  einem  Jedem  testament  fCir  das  Hauptstuck  gebalten  werde,  so  sollte  doch  dk^ 
stadtrecht  des  testatoris  willen,  darin  kein  Erbe  benennet  werde,  för  krafftig  gebalttv 
werden. 

6.  Hurköln,  Rechtsordn.  Tit.  1.  S-  S.  [Kraut  g.  195.  S.)  Es  steht  einem  J«^ 
frei,  über  seine  Verlassenscbaft  ganz  oder  zum  Theil  auch  ohne  Einsetzoog  ^^ 
oder  mehr  Universalerben  durch  letzten  Willen  zu  verordnen,  und  soll  sWwA^^ 
Codicillar-CIausul,  wenn  sie  schon  nicht  gemeldet  worden,  darin  verstanden  werdcfi« 
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bildong  sowohl  von  d^m  alten  Geschifte  als  von  dem  römischen  Testament 
Jenes  liesz  die  Erbeinsetsong  nicht  zu,  dieses  forderte  sie,  das  moderne 
Testament,  seinem  Wesen  nach  nur  eine  htzturiiUge  einseitige  und  wider- 
rufliche fViUenserklänmg  de$  Erbla$ser$^  lAszt  sie  zu,  aber  fordert  sie  nicht 

Diese  Auflassung  ist  freilich  bis  jetzt  nur  in  den  neueren  Gesetz- 
gebangen  und  auch  in  ihnen  nicht  immer  folgerecht  zum  Durchbruch 
gelangt,  aber  sie  entspricht  in  der  That  dem  RechtsgefOhl  des  Volkes  und 
ist  auf  dem  Wege,  zu  allgemeiner  Geltung  zu  gelangen. 

Ihr  gemasz  tritt  denn  auch  der  römi^he  Gegensatz  zwischen  Tesiatnent 
und  CodiciU  in  den  Hintergrund,  als  ein  wesentlich  formaler  und  unter- 
geordneter, und  ist  es  nicht  zu  tadeln,  dasz  einzelne  neuere  Gesetze  Ihn 
ganz  aufgegeben  haben. 

4.  Aus  demselben  Grundsatz  erklart  es  sich,  dasz  manche  neuere 
GesetaEgebung  die  Te$tirfreiheit  des  Erblassers  zu  Gunsten  der  Familien- 
erben in  weiterem  Masze  beschrankt,  als  das  römische  Recht,  welches  spAt 
erst  eine  geringe  Beschränkung  eingeführt  hat  Bis  auf  einen  gewissen 
Grad  freilich  sind  alle  diese  Bestimmungen  Ober  das  Masz  des  PfiichttheiU^ 

'  welches  den  Erben  ohne  wichtige  GrOnde  nicht  geschmälert  werden  darf, 
willkarlich.    Der  Grundsatz  selbst  aber  einer  materiellen  BerOcksichtigung 

\        der  Familienerben  ist  tief  in  der  deutschen  Rechtsansicht  begrQndet.  (7->9.) 

\ 

§.  201. 

II.    Testamentsvollstrecker. 

1.  Das  dem  römischen  Rechte  fremde  Institut  der  TeetamenUwiü^ 
Strecker  fexecutoree  teetamentij  schlosz  sich  in  alterer  Zeit  theüs  an  das 
Institut  der  Sabnatmen  oder  Treuhänder  an,  durch  deren  Vermittlung  eine 
Vergabung  nach  des  Vergabers  Tode  dem  Bedachten  Qbertragen  ward,  theils 
an  die  Varmundtchaft,  indem  oft  dem  Vormund  der  hinterlassenen  Wittwe 
und  der  Kinder  die  Aufgabe  anvertraut  wurde,  den  letzten  Willen  des 
Erblassers   zu   vollziehen.     Seitdem   aber   die   Vergabungen   in  Abnahme 


7.  Cod,  cio.  g.  913.  Les  lib^ralit^s,  soft  par  acte«  entre-vlfs,  soii  par  tesia- 
ment,  na  poaironl  excöder  la  moiti^  des  biens  du  dispoMni,  a'il  ne  laisse  k  son  d^c^s 
qa*an  enfiDt  l^giUme;  le  itors.  s'il  laisse  deus  enfaBS,  le  qaart,  s'il  en  a  trois  ou  ud 
plus  graod  Dorobre. 

6.  Oe9Urr.  G.  $•  7^-  ^^  Pfliehtthefl  beslimnit  das  GeseU  Jedem  Kinde  die 
HSine  dessen,  was  ibm  nach  der  gesetilicben  Erbfolge  zagefallen  wäre.  %.  766.  In 
der  aufsteigenden  Linie  —  ein  DrittbeiJ. 

9.  Zürcher  G.  S«  20S8.  Wer  eheliche  Nachltommen  hinterlisst,  darfta  Gunsten 
dritter  Personen  nicht  dber  mehr  als  einen  Zehathell  der  reinen  Verlassens^chaft  fer- 
fügen.  S*  Soao*  —  Wor  ^'^r  ^^  Matter  als  Brben  hinleriastt  ->-  hdcbstens  Ober 
einen  Viertheil.  —    §.  8032.  Geschwister  ~  nicht  ilber  einen  Driltheil. 


566  Boeh  V.    Cap.  IV.    Yoni  Tettanciit. 

gerathen  waren   und  die  TenUmente  biofiger  wurdeot  eriuek  das  Institat 
unter  dem  Einflusz  der  veränderten  Recfatsansichten  eine  neue  Gestalt 

Die  ilteren  Juristen  behandelten  dasselbe  gew((hn]ich  nach  Analogie 
der  Vormundichaft,  die  spfltern  mehr  aus  dem  Standpunkte  des  Mandaiet. 
Jener  Auffassung  folgten  manche  Statuten  und  Gesetze,  auch  das  Bayrische 
Landrecht,  diese  ist  in  das  Preuszische  Landrecht  übergegangen.  Baekr 
hat  aber  nach  dem  Vorgange  Paul€$  Obenoeugend  nachgewiesen«  dasz  diae 
beiden  Anschauungen  unzureichend  und  irrig  sind.  Das  Institut  der 
Testamentsvollstrecker  hat  nicht  den  familienrechtlichen,  noch  den  öffent- 
lichen Charakter  der  Vormundschaft,  noch  paszt  zu  demselben  die  Mandats- 
theorif ,  indem  das  Mandat  ein  kflndbares  AuftragsverhUltnisa  zwischen  dem 
lebenden  Auftraggeber  und  dem  Beauftragten  voraussetzt,  der  Testaments- 
vollstrecker aber  nur  durch  den  Auftrag  des  verstorbenen  Erblassen 
bestimmt  wird  und  unabhängig  bleibt  von  dem  Willen  der  Erben.  Das 
Institut  ist  demnach  ein  wesentlich  erbrecktUches,  (1.)  Es  beruht  auf  dem 
letzten  Willen  des  Erblassers  und  wirkt  nur  nach  dessen  Tode. 

2.  Die  regelmflszige  ßestelUuMf  de^  Testamentsvollstreckers  geschieht 
durch  das  Teitament  selbst  (beziehungsweise  das  CodiciUj.  Sie  ist  ein  Act 
des  letzten  Willens  und  widerruflich  wie  dieser.  Einzelne  Landesrechte 
lassen  indessen  die  Ernennung  auch  durch  Vertrag  zu  auszer  dem  Testa- 
ment. (2.)  Dem  Executor  steht  es  dann  frei,  den  Auftrag  anzunekmn 
oder  abzulehnen,  (8.)  Hat  er  aber  einmal  angenommen,  so  wird  er  für 
die  gewissenhafte  und  sorgfältige  Durchführung  desselben  verantwortlich. 

3.  Die  juristische  Stellung  und  die  ßefugniiz  des  Executors  hat  ihren 
Grund  und  ihre  Begrftnzung  in  der  Vollmacht,  die  ihm  vom  Erblasser  ge- 
geben worden.  Dieselbe  kann  sich  auf  die  Vollziehung  des  letzten  Willens 
überhaupt  erstrecken  (ünwenalexecutorj  oder  auf  einzelne  besondere  An- 
ordnungen beschrinken  (SpeciaUxecutw).  So  weit  dieselbe  aber  reicht» 
insoweit  ist  der  Executor  als  Sielhertreter  des  Erbla$§en  (3.)  zu  betrach- 
ten, dessen  Willen  er  zu  vollstrecken  bat.    Insoweit  treten  die  Brbtn  zurQct 


1.  FranMj,  Reform.  VI.  11.  Es  pflegen .  die  Testirer,  wan  sie  awa  Fursorg 
tragen,  wie  treuwiicb  und  fleisiig  ihre  TestameDt  doreh  ihre  Erben  vollexogeo  werdea 
möchten,  etliche  verirauwte  Personen  zo  Testaroentarien.  Executorn  and  Ai^rirbtmi 
desselben  ihres  Testaments  darinn  namhaOtig  lu  benennen  und  zu  verordnen. 

2-  B^yruehtM  Landr.  III.  2.  %.  1((.  4.  Kann  die  Benennung  nieht  nur  in  de« 
letzten  Willen  selbst,  welcher  in  den  Vollzug  kommen  soll,  sondern  auch  bi  Antfw- 
weg  mündlich  oder  schriftlich  geschehen,  so  ferae  solche  nur  genugsam  bewiesen 
werden  mag. 

3.  Oetterr,  Ges.  g-  ^^^  Hat  der  Erblasser  einen  Vollzieher  (Ezecutor)  mines 
letzten  Willens  ernannt,  so  hingt  es  von  dessen  Willkür  ab,  dieses  Geschifi  mf 
aieh  zu  nehmen.  Hat  er  es  übernommeB.  so  ist  er  schuldig,  entweder  als  ein  Macki^ 
haher  die  Anordnungen  des  Erblassers  seihst  zu  voUsiehen,  oder  den  saumscIigeB 
Erben  zur  Vollziehung  derselben  zu  betreiben. 
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die  im  übrigea  in  die  kergehssedb  Stelle  lies  Ert>litfMrs  eingetreten  sind. 
Jener  ist  daher  nicht  von  dem  Willen  dieser  «bhftngig,  sondern  bat  ihn^. 
gegenüber  eine  selbstlndige  Stellung.  Er  kann  and  soll  aocb  gegen  deren 
Willen  bandeln,  wenn  die  Ausführung  des  Testamentes  es  erheischt«  and 
die  Erben  sind  nicht  berechtigt,  den  Aaftrag«  der  ihm  geworden,  zu  wider- 
rufen. Diese  Selbständigkeit  des  Executors  schlieszt  aber  die  Pflicht  des- 
selben nicht  aus,  den  Erben  über  seine  Geschäftsführung  Bech$iiimg  und. 
Rechemchaft  abzulegen  (4.),  den  Erben  voraus  als  den  .R^htsnachfolgem 
des  Erblassers,  aber  auch  andern  Interessenten,  soweit  deren  Interesse 
reicht. 

4.  Im  Einzelnen  ist  der  Testamentsexecntor  zu  allen  Bündtungen  be- 
rechtigt, welche  zur  Erfüllung  seines  Auftrags  dienen,  also: 
a)  Selbst  dazu,  die  Erbschaft  in  den  Besitz  zu  nehmen,  und  zu  diesem 
Behuf  die  Erbschaftsklagen  anzustellen.  (5.)  Das  wird  freilich  in  vielen 
Fallen  onnöthig  und  dann  auch  unzulässig  sein,  indem  es  gewöhnlich 
nach  dem  Willen  des  Erblassers  den  Erben  allein  zukommt  die  Erb- 
schaft in  Besitz  zu  nehmen  und  einzuklagen.  Aber  wo  Zweifel 
über  das  Erbrecht  sind,  oder  die  Gefahr  vorliegt,  dasz  die  Erben, 
wenn  sie  einmal  im  besitz  der  Erbschaft  seien,  die  Entrichtung  der 
Vermachtnisse  verhindern  oder  erschweren,  zeigt  sich  auch  jenes 
Bedürfnisz. 

b)  Er  darf  ein  Inventar  über  die  Verlassenschaft  aufiaeiunen  (6.),  welches 
auch  die  Grundlage  seiner  spfitem  Abrechnung  bildet 

c)  Zqr  Veräuizerung  von  Erbschaftssaohen  ist  er  in  der  Regel  nicht, 
ausnahmsweise  aber  inM>fern  befugt,  als  dieselbe  entweder  zur  unmittel-r 
baren  Erfüllung  seines  Auftrags,  z.  B,  zur  Ausrichtung  der  Ver- 
machtnisse dient,  oder,  wenn  er  die  Erbschaft  verwaltet,  zur  Erhaltung 
des  Vermögens  nach  den  Grundsätzen  über  gute  Wirthschaft  erfor- 
derlich ist.  (6.) 

d)  Zur  Klage  gegen  die  Erb$chafts$chuldner  ist  er  nur  dann  befugt,  wenn 
ihm  die  Vervraltung  der  Erbmasse  übertragen  ist. 

e)  Er  kann  die  Anerkennung  des  Testamentes  nöthigenfalls  aaf  gericht- 
lichem Wege  betreiben. 


4.  Nürnb,  ßeform.  Tit.  22.  G.  4.  S-  i-  ^  solleo  die  Executoren  der  Testa- 
ment oder  ire  Erben  irer  gepflogenen  Handlang  Erbare,  aafrecble  and  vöKige  An-» 
zeigung  und  Rechnung  thun. 

5.  Bayr.  Landr.  III.  8.  §.  17.  Im  Debrigen  kann  —  ein  Universal-Executor 
-^  aicb  der  VerlasaensebaCl,  sofern  sie  Possessio  vacaa  ist,  gleich  selbst  ohne  geriCht- 
liebe  Einantwortung  bemSebtigen. 

6.  Code  cio.  §.  1031.  Les  ex^cateurs  testamentaires  «^  feront  faire,  en  prtonce 
de  Ph^ritier  pr^sompiiv,  ou  iui  dftmept  appel6,  rinventaire  de»  i>ieDS  de  I«  succes- 
sion.  Ils  proyoqupfoni  la  venie  du  mobilier  k  d^faut  de  d6niers  suffisanis  poar 
acquitter  les  legs.  Ils  veilleront  k  ce  que  le  testament  soit  ex^cat^;  et  iU  pourront 
en  cas  de  contestation  sar  son  ex^caiion,  intervenir  poar  «a  aoutenir  la  YalidltA. 
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5.  In  alten  seinen  Handlungen  hat  er  den  Willen  des  Erblassen  ab 
Rfchtschnnr  zn  beachten.  Dabei  kann  ihm  sogar  Qberlassen  worden  sein, 
die  Art  nnd  das  Ma$x  eines  VermäclHmsiei  von  sich  aus  im  Namen  des 
Erblassers  zn  heiHmmen,  ja  sogar  die  dritten  Personen  zu  bezeichnen,  denen 
ein  Vermächtnisz  zukommen  soH.  (7.)  Nur  bedarf  es  dazu  einer  l)e^onderen 
Ermächtigung  von  Seite  des  Erblassers.  Ob  er  auch  zur  Bezeichnnng  eines 
Erben^  den  der  Erblasser  nicht  schon  im  Testamente  wenigstens  bedmgiing»- 
weise  ernannt  hat,  ermächtigt  werden  könne,  ist  zweifelhaft  in  Anbetracht, 
dasz  diesz  nach  römischem  Rechte  unmöglich  ist,  und  das  deutsche  Recht 
durchaus  nicht  gesonnen  ist  die  letztwillige  Erbeinsetzung  zu  begünstigen, 
halte  ich  die  Verneinung  dieser  Befugnisz  för  richtiger. 

*  Mstt/i,  Abh.  aus  dem  Lüb.  Recht  Bd.  IIT.  Beselery  Von  den  TesU- 
mentsvollziehern  in  der  D.  Z.  JX.  S.  144  ff. 


J.  20S. 
III.   Wechselseitiges  Testament. 

1.  Das  neuere  Institut  des  wechselseitigen  Testamentes  ist  offenbar 
aus  der  Mischung  des  deutschen  Grundgedankens  der  Erbverträge  mit  den 
Deberüeferungen  der  römischen  Theorie  von  den  Testamenten  entstanden 
und  hat  daher  eine  unglOckliche  Zwitternatur.  Es  ist  darum  nur  zu  billigen, 
wenn  die  neuere  Gesetzgebung  dasselbe  wieder  aus  unserem  Rechtskörper 
auszostoszen  sucht  und  die  Alternative  rein  faszt:  Entweder  Teeiament  und 
dann  ein  in  Form  und  Inhalt  eineeiiiger  Willensact,  oder  Erheertrag^  und 
dann  in  Form  und  Inhalt  vertragemäsziger  letzter  Wille. 

2.  Die  Verbindung  zweier  Testamente  kann  blosz  eine  äuizerUck- 
formelle  sein,  indem  zwei  Testatoren  gleichzeitigen  derselben  Urkunde  nnd 
mit  Benutzung  der  nämlichen  Zeugen  ihren  letzten  Willen  in  Einer  Urkunde 
niederlegen.  (1.)  Man  nennt  dieselben  dann  testamenta  iimullanea  (gemein' 
echaftlichei  Te$tameni),  Die  Verbindung  beider  Testamente  erscheint  dann  als 
unerheblich  und  zuftllig,  und  jedes  derselben  hat  eine  von  dem  andern 
völlig  unabhängige  Existenz.  Es  ist  gldchgOltig  für  die  Wirksamkeit  des 
einen,  ob  das  andere  widerrufen  werde  oder  nicht  Es  ist  sogar  möglich, 
dasz  das  eine  von  Anfang  an  an  einem  formellen  Gebrechen  leidet  nnd  das 
andere  formell  gerecht  ist. 


7.  Cap.  13.  X.  de  Ueimmtmüg,  (Vgl.  Bfltr  g.  193.)  Id  aeeuikda  qaeattooe 
dieimus,  qaod  qai  eiiremam  TolunUtem  in  alterius  diapMtlionem  coimnJUii.  non 
▼Ideior  decedere  iDteatatus« 

1.  Oetierr.  G.  %,  1348.  Dr n  Bbegattet)  ist  gesuttet,  in  einem  und  dem  nim- 
liehen  Teataroenie  sich  gegenseitig  oder  auch  andere  Personen  als  Ertten  einzaseu«. 
Aoeh  ein  solehes  Testament  ist  wfderrunicb;  es  kann  aber  aus  der  Widerruroaf 
des  einen  Tbeils  auf  die  Widerrufong  des  andern  Tbeils  nicht  geschlossen  verdea* 
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Am  ehesten  kommen  sie  nach  Landesrechten  nur  unter  Ehegatten  Tor, 
and  in  dieser  Anwendung  sind  anch  die  Bedenken  gegen  eine  sok^he 
nnwesenthche  Abweichung  von  der  gewöhnlichen  Testanientsforro  nicht 
erheblich. 

3.  Bedenklicher  aber  ^ind  die  sogenannten  correspectiven  Tegtatnente, 
d.  h.  zwei  Testamente,  die  nicht  blosz  fluszerlich  in  Einer  Urkunde  beisammen 
stehen,  sondern  die  auch  Innerlich  so  mit  einander  verbunden  werden,  dasz 
der  Bestand  des  einen  von  dem  Bestände  des  andern  dbhänqig  gemacht 
wird.  (2.)  Da  liegt  denn  die  Verwechslung  und  Vermischung  mit  den 
Erbvertrflgen  nahe,  und  die  Theorie  und  Praxis  ist  dieser  Gefahr  nicht 
selten  erlegen.  Zwar  läszt  sich  der  Unterschied  noch  festhalten,  dasz  das 
correspective  Testament  den  freien  Widerruf  eines  jeden  Testators  zulasse, 
während  der  Erbvertrag  den  letzten  Willen  des  Erblassers  unwiderrufKeh 
macht.  Aber  es  ist  doch  das  Schicksal  des  einen  Testamentes  gebunden 
an  das  Schicksal  des  andern.  Wird  jenes  widerrufen,  so  fhllt  auch  dieses 
rusammen.  Die  Natur  eines  einseitigen  und  selbständigen  letzten  Willens 
ist  daher  nicht  rein  gehalten*.  Weiter  aber  darf  man  nicht  gehen,  ohne 
die  Gränzen  der  beiden  Institute,  Testament  und  Erbvertrag,  völlig  zu 
verwischen.  Ich  nehme  mit  Hasse  und  Beseler  an,  im  Gegensatz  zu 
MüMenbrueh,  dem  auchilfi^Wmater  zugestimmt  bat,  dasz  beim  correspectiven 
Testament  der  Widerruf  nicht  durch  hinzugefügten  Vertrag  wegbedungen 
werden  darf.  Will  man  den  Widerruf  eines  letzten  Willens  ausschlieszen, 
so  schreitet  man  Ober  die  Auszerste  Grflnze  des  Testamentes  hinaus,  und 
kann  diese  Absicht  nur  durch  einen  Erbverirag,  nicht  in  Form  des  Testa- 
mentes erreichen.  Wo  daher  etwa  in  Statuten  die  Unwiderruflichkeit  der 
wechselseitigen.  Testaroente  ausgesprochen  oder  zugelassen  ist,  da  sind  das 
in  Wahrheit  keine  Testamente,  sondern  Erbverträge. 

Wie  aber,  wenn  der  Erblasser  stirbt,  und  sein  Testament  zur  Wirk- 
samkeit gelangt  ist?  Aus  der  Natur  des  Testamentes  folgt  zunächst,  dasz 
die  Testirfreiheit  des  aberlebenden .  Testators  dadurch  nicht  beschränkt 
werde,  und  dasz  was  er  später  mit  seinem  Testament  vornehmen  möge, 
ohne  rflckwirkenden  Einflusz  sei  auf  das  zum  Vollzug  gelangte  Testament 
des  früher  Verstorbenen.  Will  dieser  für  solchen  Fall  den  überlebenden 
Erblasser  beschränken,  dem  er  unter  Voraussetzung  auch  des  andern  letzten 
Willens  seine  Verlassenschaft  zugewendet  hat,  so  kann  er  dafür  durch 
bedingte  Erbeinsetzung  und  Auferlegung  eines  Fideicommisses  sorgen»  nicht 


2.  Bayritehet  Landr.  III.  4.  §.  It.  Von  dem  Testamento  Reciproco  ist  3tio  xa 
merken,  dasx  wenn  solches  einerseiut  widerrufen,  eassirt  oder  sonst  enlkrüftet  ge- 
balten werde,  es  wäre  dann  bemelte  Widerruf-  oder  GntkrSfiung  dem  andern  Theil 
bekannt  gcwpst  und  er  gleichwol  auf  dem  Testament  seines  Orls  bebarrt  bitte,  un- 
eracht  es  ibro  an  gnugsamer  Zeit  solches  gleichfalls  widerruffen  zu  können  nicht 
ermanglet  hat.  Denen  Testamentis  Reciprocis  werden  4to  auch  die  Correspectlva  in 
diesem  Stock  gleich  geschstit. 
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aber  durch  die  blosze  Form  des  correspecUven  TesUmeotes.  Indessoi  sind 
einzelne  Landesrechte  von  der  Folgerichtigkeit  dieser  Grandsatze  abgewichen 
und  haben  versucht,  um  den  FamilienrOcksichten  und  der  wahrscfaeinlicfaeo 
Willensmeinung  eines  Erblassers  Rechnung  zu  tragen,  entgegengesetzte 
Rechtsregeln  zu  sanctioniren  (3.  4.),  wodurch  dann  freilich  wiedo*  die 
Natur  des  Testamentes  getrObt  wird. 

4.  Häufig  wird  das  correspecUve  Testament  zugleich  ein  sogenanntes 
UitafMntum  reciprocum,  ein  gegen$eüige$  sein  (2.),  d.  h.  wenn  zwei 
Testatoren  ihren  gleichzeitig  ausgesprochenen  letzten  Willen  so  verbinden, 
dasz  die  Wirksamkeit  des  einen  von  der  des  andern  abhüngig  gemacht 
wird,  so  wird  der  materielle  Inhalt  meistens  eine  gegenseitige  Erbeinsetzwag 
oder  doch  gegenseitige  Zuwendung  erbrechtlicher  Vortheile  sein.  Zwar  ist 
auch  ein  anderer  Inhalt  des  correspectiven  Testamentes  möglich,  z.  R  Erb- 
einsetzung'der  zusammengebrachten  Kinder,  und  es  kann  eine  gegenseitige 
Erbeinsetzung  der  Testatoren  möglicher  Weise  in  einem  gemeinschaftlichen 
(nicht  correspectiven)  Testament  vorgenommen  werden.  Aber  die  Verbindung 
der  Form  eines  correspectiven  und  des  Inhalts  eines  gegenseitigen  Testa- 
mentes ist  so  gewöhnlich,  dasz  einzdne  Rechte  geradezu  aus  diesem  auf 
jenes  schlieszen,  wo  nicht  ausnahmsweise  Bedenken  im  W^e  stehen. 

*    Hasse,  im  Rhein.  Moseom  fttr  Jurispr.  III.  S.  500  fL    Beseier^  £rb- 
venräge  IL  8.  325  ff. 


3.  Freust.  Landr.  I.  11.  S*  4^2.  Nimmt  (der  überlebende  Ehegatte)  die  Erb- 
schaft aus  dem  Testamente  an:  so  liann  er  auch  von  seinen  eigenen  Terordnungeo 
nicht  wieder  abgeben ;  insofern  aus  der  Fassung  oder  aus  den  Umstünden  erhellet, 
dasz  der  Erstv  'rstorbene  ihm  seinen  Nachlasi  in  Rücksicht  auf  dieae  Verroffungea 
zugewendet  habe. 

4.  Erk.  des  O.  A.  G.  zu  CawM^SeufferU  Arch.  IV.  64J.  Die  Antwort  darauf,  ob 
ein  einseiliger  nach  dem  Ableben  des  einen  IMitdisponenten  erfolgter  Widerruf  —  zu- 
lässig sei,  richtet  sich  darnach,  ob  derselbe  vor  oder  nach  Antretung  der  Erbschaft 
aus  dem  wechselseitigen  correspectiven  Tesumente  stattgefunden  habe.  Geschieht  der 
Widerruf  durch  den  LetzUebeiiden  vor  der  Erbachaftsantretung»  so  ist  solcher  zu* 
Usaig.  Tritt  derselbe  aber  nach  der  Erbschaftsantretung  der  Letztleheaden  eia»  nach- 
dem dieser  die  in  dem  correspectiven  Testamente  für  ihn  angesetzten  Yortbeile  an- 
genommen oder  genossen  hat,  so  ist  er  der  Regel  nach  ungültig  und  unwirksam,  (t} 
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Erwerb   der  Erbschaft 

§.  203. 
I.    Form  des  Erwerbs. 

1.  Die  gewöhnliche  Meinung  ist,  dasz  durch  das  Eindringen  der 
römischen  Lehre  über  Erbantritt  (aditio  hereditatüj  das  altere  deotsche 
Recht  eines  Anfalls  der  Erbschaft  an  den  Erben^  ohne  Antrittserkldrung, 
in  Deutschland  verdrängt  worden  sei.  Das  ist  aber  nur  theilweise  und  nur 
in  einzelnen  deutschen  Ländern  geschehen.  Die  neueren  Gesetzgebungen 
sprechen  sich  im  Gegentheil  —  und  ganz  dem  Geiste  unsers  Erbrechtes 
gemasz  —  mit  Bezug  auf  die  regelmAszige  gesetzliche  Erbfolge  für  das 
deutsch-^ecktUehe  Princip  aus  (1 — 3.),  und  fordern  höchstens  —  und  auch 
das  wieder  in  Debereinstimmung  mit  den  natürlichen  Verhiltnissen  — 
einen  Antritt  von  Seite  des  Erben,  wo  derselbe  nicht  schon  als  natürlicher 
Erbe,  sondern  durch  letzten  Willm  des  Erblassers  im  Testament  oder 
Erbvertrag  dazu  berufen  wird.  Es  sind  freilich  die  Gegensätze  nicht  immer 
klar  genug  gedacht  und  festgehalten,  und  man  verspürt  noch  die  Ver- 
wirrung der  octrin;  aber  zugleich  sehen  wir,  wie  wieder  das  Verständnisz 
für  die  natürlichen  Beziehungen  der  Erben  zum  Erblasser  und  zur  Erbschaft 
aufsteigt. 

2.  Die  nächsten  Erben  sind  indessen  im  Sinne  des  deutschen  Rechtes 
befugt,  die  Erbschaft  auszuschlagen.  (4.)  Nur  müssen  sie  dabei  die  her- 
kömmlichen oder  gesetzlichen  Fristen  beachten  und  sich  der  Erbschaft  auch 
thatsächlich  enthalten.  Schlagen  die  nächsten  Erben  aus,  so  entspricht  es 
der  Auffassung  des  deutschen  Familienrechtes  noch,  dasz  es  den  entfernteren 
Erben  (5.)  und  selbst  dem  überlebenden  Ehegatten  zusteht,   durch  Ueber- 


i.  Freutt,  Landr.  I.  9.  %.  367.  Sobald  der  Erblasser  verstorben  ~  mit  dfe 
Erbschaft  an  denjenigen,  welchen  rechtsgültige  Willenserkiarnngen  -d«^  Erblassers 
oder  in  deren  Ermanglang  die  Vorschrirten  der  Gesetze  dazu  berufen. 

2.  Code  CIO,  g.  724.  Les  beritiers  legitimes  sont  saisis  de  plein  droit  des  biens, 
droits  et  actions  du  difunt,  sous  l'obligation  d'aquitter  toutes  les  charges  de  la  suc- 
eession. 

3.  Oeilerr.  G.  %.  537.  Hat  der  Erbe  den  Erblasser  überlebt,  so  gehl  da!»  Erb- 
recht auch  vor  Uebernahme  der  Erbschaft  —  auf  seine  Erben  über. 

4.  Code  eiv,  §.  773«    Nul  n'est  tenu  d'aceepter  une  sueeession  qui  lui  est  ^ebue. 

5.  /'rtutt.  Landr.  1.  9.  §.  40«.  So  weit  ein  Erbe  der  Erbschaft  gültig  entsagt, 
tritt  (der  nicbste  nach  ihm)  «d  seine  Stelle. 
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nähme  der  Erbschaft  die  Ehre  des  Verstorbenen  zu  retten  und  den  Concors 
der  Gldobiger  zu  verhüten. 

3.  Zur  Sicherung  der  Verlassenschaft  in  ihrem  Bestände  dient  die 
amtliche  Siegelung  (6.  7.),  welche  entweder  auf  Begehren  der  BetheiligleB 
oder  von  Amts  wegen  angeordnet  werden  kann.  Zu  ersterer  ist  jeder  ein- 
zelne Erbe  berechtigt,  die  Erbschaftsgiäubiger  aber  nur,  insofern  die  Ueber- 
nahme  der  Erbschaft  ungewisz  ist  und  sich  eine  Gefahr  für  die  Glinbiger 
erzeigt  Von  Amts  wegen  geschieht  die  Siegelung  regelmAszig  aus  GrQnden 
der  obervormundeehaftUchen  Sorge  für  roindeijfthrige  oder  abwesende  Erben, 
oder  zur  Wahrung  des  obrigkeitlichen  Rechtes  an  dem  erblosen  Gute,  lo 
einzelnen  Flandern  aber  ist  die  amtliche  Siegelung  zu  einer  allgemeinen  An- 
ordnung in  allen  Erbschaftsftllen  überhaupt  ausgedehnt  und  bald  aus  finan- 
ciellen«  bald  aus  GrQnden  der  guten  Ordnung  Überhaupt  vertheidigt  wor- 
den. Dem  Privatrechte  sagt  indessen  eine  so  tief  in  die  Ungestörtheit  des 
Familienlebens  eingreifende  Maszregel  nicht  zu. 


S.  304. 
II.    Wirkungen  des  Erbübergangs. 

1.  Der  römische  Gedanke,  dasz  die  Erbschaft  ein  Ganzes  (eine  uni- 
versitas  rerumj  sei,  welches  die  einzelnen  zurückgelassenen  Verm^ens- 
rechte  und  Schulden  in  sich  bi^reife,  und  dasz  der  Erbe  in  diese  Ge- 
sammtheit  von  rechtlichen  Verhältnissen  des  Erblassers  eintrete,  ist  nun 
auch  von  dem  neueren  Rechtsbewusztsein  aufgenommen,  aber  nicht  mit  so 
ausschlieszlicher  Consequenz,  wie  im  römischen  Hechte  durchgeführt  wor- 
den. Insbesondere  der  Uebergang  der  Liegenschaften  auf  den  Erben  hat 
auch  im  neueren  Rechte  noch  oft  einen  singniAreii  Charakter,  und  wir 
pflegen  überhaupt  den  Gegensatz  der  universellen  und  der  singulären  Erb- 
folge (Gesammt-  und  Sonderfolge)  nicht  för  so  unversöhnlich  zu  halten, 
wie  die  Römer. 

2.  Das  hinterlassene  Grundeigenthum  geht  auch  da,  wo  das  System 
der  Grundbücher  zu  voller  Anerkennung  gelangt  ist,  von  Rechtes  wegen 
auf  die  Erben  über.  Nur  sorgen  einzelne  Rechte  dafOr>  dasz  hinterdrein 
von  diesem  EigenthumsObergang  in  dem  Grundbuche  Vormerkung  geonacht 
werde. 


6.  Preu9U9ch€9  Landr.  I.  9.  g.  461.  Ein  Gleiches  (die  Versiegelang  darch  den 
Richter)  findet  statt,  wenn  'tie  beltannten  oder  vermutbltchc-n  Erben  insgesammt  Ab- 
wesend sind,  oder  wenn  sich  Minderjährige  —  anter  denselben  befinden.  %.  401 
Hat  ]edoeh  der  Verstorbene  einen  —  Ehegatten  hinterlassen,  so  bedarf  es—  dennoch 
der  Regel  qach  keiner  von  Amts  wegen  tu  verffigenden  Siegelung. 

7.  Smyr.  Landr.  III.  t.  g.  17.  Stirl>i  Jemand  mit  oder  ohae  DisposiUoo,  so 
soll  Imo  die  Veriassenschaft  luvörderst  gebührend  obaM^nlrt  und  versperrt  werden. 


$.  204.    Wirkvngen  des  Erbubergangs.  573 

Dagegen  paszt  der  im  römischen  Rechte  begründete  Satz,  dasz  andi 
durch  Vermächtniix  das  Grundeigentham  von  Rechtes  Wßgen  auf  den 
Honorirten  abertragen  werde,  nicht  ebenso  zu  jenem  System,  welches  wohl 
begreift,  dasz  an  4ie  Stelle  des  verstorbenen  Erblassers  mit  innerer  Noth- 
wendigkeit  seine  —  in  der  Regel  fiberdem  bekannten  —  Erben  treten, 
nicht  aber,  dasz  durch  blosze  Willenserklärung  des  Erblassers  Grundeigen- 
thuro  tibertragen  werden  könne.  '  Vielmehr  erfordert  die  Consequenz  dieser 
neueren  Institution,  dasz  dem  Bedachten  nur  ein  Rechtstitel  auf  kanzleiische 
Xufertiqung  des  Grundeigenthums  durch  die  Erben  zugestanden  werde.  (1.) 
(§.  196.  3.) 

Auch  fttr  das  Vermächtnisz  von  beweglichen  Sachen  musz  der  Gegen- 
satz zwischen  der  römischen  Auffassung,  welche  sofort  das  Eigenthum  auf 
den  Honorirten  tibergehen  lAszt,  und  der  freilich  noch  nicht  zu  allgemei- 
nen] Verstdndnisz  gelangten  Consequenz  c|^  neueren  Rechtssystems,  weiche 
darauf  nur  einen  Rechtstitel  zu  gewohntem  Eigenthnmserwerb  durch  Deber- 
gabe  des  Besitzes  grtindet,  hervoi^ehoben  werden. 

3.  Allgemein  wird  nun  in  der  gewohnten  Erbfolge  die  Regel  an- 
erkannt, dasz  in  und  mit  der  Verlas$entehaft  auch  die  Schulden  des  Erb- 
lassers auf  die  Erben  übergehen.  (2.)  Aber  noch  stehen  sich  in  Deutsch- 
land zwei  Ansichten  Ober  die  Frage  der  Ausdehnung  dieser  Haftung  gegen- 
tlber.  In  der  gemeinrechtlichen  Theorie  und  in  weiten  Kreisen  der  An- 
wendung ist  der  römische  Grundsatz  zur  Autoritjlt  gelangt,  dasz  der  Erbe 
als  persönlicher  Stellvertreter  des  Erblassers  und  Fortsetzer  seiner  Persön- 
lichkeit auch  tiber  den  Betrag  der  Erbschaft  hinaus,  also  mit  seinem  eige- 
nen Vermögen  hafte.  Aber  daneben  hat  sich  auch  U\  manchen  Gegenden 
die  deutsche  Meinung  erhalten,  dasz  die  Haftung  des  Erben  lediglich  auf 
der  Uebemahme  der  Erbschaft  beruhe  und  daher  sich  nicht  tiber  diese 
hinaus  erstrecke.  Die  letztere  Vorstellung  ist  unserm  Rechtsgefühl  ver- 
ständlicher und  dem  Geiste  des  neueren  Erbrechtes  doch  wohl  gemäszer. 
An  practischer  Bedeutung  hat  indessen  der  Gegensatz  der  Meinungen  viel 
verloren,  seitdem  das  römische  Recht  selbst  durch  Einführung  der  Rechts- 
wohlthat  des  Inventars  dem  Erben  die  Möglichkeit  verschafft  hat,  seine 
Haftung  auf  das  Masz  der  Erbschaft  zu  beschränken :  und  da  auf  der  andern 
Seite  aus  practischen  Grtinden  auch  das  deutsche  Recht  genöthigt  ist,  von 
dem  Erben,  der  die  Erbschaftssehnlden  nur  theilweise  bezahlen  wil]<  den 


1.  Oestem  G.  S>  ^^-  ^^f  Legatar  erwirbt  in  der  Regel  gleich  nach  dem  Tode 
des  Erblasaere  für  sich  upd  seioe  Nachfolger  ein  Recht  auf  das  Vermächtnisz.  Das 
Eigeothurosrecht  auf  die  vermachte  Sache  aber  kann  oar  nach  den  ffir  die  Erwer- 
bung des  Eigenthums  aufgestellten  Vorschriften  erlangt  werden. 

2.  Stadtr.  v.  Ooslar  {Göschen  8.  6).  Nemet  twene  man  en  erve  up,  manlik 
scal  gelden  na  marktale.  Of  twene  brödere  en  er?e  hebbet  unde  sin  scaldich  dar  af 
unde  wel  de  ene  nicht  ghelden  unde  wel  doch  <lat  erve  nicht  laten,  den  scal  men 
dwinghen  mit  gerichte. 
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Nachweis  zn  yerlangen,   dasz  die  Activen  der  Verlassenschaft  nicht  aus- 
reichen; was  wieder  die  Errichtung  eines  Inventan  yorausseizL 

4.  Ein  hisher  wenig  beachteter  Unterschied  der  römischen  und  der 
neueren  Anschauungsweise  zeigt  sich  wenn  mehrere  Erben  da  sind.  Nach 
römischem  Rechte  ndmlich  werden  die  Forderungen  sowohl  als  die  Schul- 
den von  Rechtes  wegen  je  nach  der  Zahl  der  Erben  und  ihrer  Erbtbeile 
zertheüt,  so  dasz  jeder  Erbe  nun  selbstftndiger  Gläubiger  oder  Schuldner 
aber  nur  eines  Stücks  der  Forderung  oder  Schuld  geworden  ist,  ohne  dasz 
unter  ihnen  ein  innerer  Zusammenhang  besteht.  Diese  Vorstellung  stimmt 
theils  mit  dem  römischen  Grundsatz  Oberein,  dasz  jeder  Erbe  die  PersoD 
des  Erblassers  aber  nur  zu  seinem  Erbtheil  fortsetze,  theils  mit  dem  Princip 
des'  römischen  Obligationenrechts,  welches  von  dem  obligatorischen  Rande 
immer  die  ganze  Person  umfangen  und  halten  Iftst,  und  daher  nur  ganze, 
keine  Theilforderungen  und  Schulden  kennt  Sie  ist  aber  unserer  Denk- 
weise ganz  fremd.  Wir  sind  vielmehr  gewohnt,  die  Forderungen  und 
Schulden  als  Vermögensbestandtheile  aufzufassen,  und  uns  scheint  es  yki 
natürlicher,  dasz  sie  in  ihrem  bisherigen  Restande  auf  mehrere  Erben  zufommen 
übergehen,  als  unter  dieselben  zerfallen.  Wir  betrachten  die  Forderuog 
und  die  Schuld  auch  nach  dem  Tode  des  Erblassers  noch  al^  ein  Ganr 
xe$  (3 — 4.)»  an  welchem  wohl  mehrere  Erben  zunttchst  zu  einem  Tbeüe 
Antheil  haben,  aber  so  dasz  sie  hinwieder  unter  einander  verbunden 
bleiben.  (5 — ^7.)  Die  Erbschaftsgläubiger  können  daher  von  den  Erbeo 
die  Rezahlung  der  Gescmimtechuld  fordern,  und  diese  haften  auch,  soweit 
die  Erbschaft  reicht,  für  das  Ganze.  (Vgl.  §.  111.  3.) 


3.  Weisth.  zu  Laudert  {Grimm  II.  S.  201).  Der  scbeffen  erkenl,  dz  eio  g«oiz 
leheo  eiD  bestheupt  gibt,  wann  aber  dz  leben  iD  vier  tbeil  gebrocben  wird;  so  soll 
es  auch  ein  besihaupt  gebeo  vnd  1  hao. 

4.  Landb.  ▼.  Olaru»  (v.  1544),  Blumer^  Schweiz.  Demokr.  II.  3.  S.  238.  —  oes 
tbgestorboen  erben  —  es  syen  vil  oder  wenig,  (sollen)  solche  sobald  ~  samentAaft 
erlegen  oder  die  vf  einen  te  betalen  —  vertchaffen^  doran  der  dem  die  schuld  lo*- 
ghörig  kommen  mög,  den  er  nütt  schuldig,  von  zweyen  oder  mer  die  inzezucbeo. 

5.  Code  civ.  g.  870.  Las  heritiers  sont  tenus  des  deltes  et  charges  de  la  sac- 
cession  personnellement  pour  leur  part  et  portion  virile,  hypoth^cairemeot  pour 
le  tout. 

6.  Oeeierr.  Ges.  §•  ^23.  Mehrere  Erben  -^  haften  allen  Erbschaftsgllobigera 
und  Legataren  ^  Alle  für  Einen  und  Einer  für  Alle  Unter  sich  aber  sind  sie  nach 
YerhSltuisz  ihrer  Erbtheile  beizutragen  schuldig. 

7.  Zürcher  Ges.  g.  2014.  Die  Erbschaftsforderangen  und  die  Erbschaftsschui- 
den  gßhen  als  Gesammtforderungen  ood  Gesammtseholden  auf  die  Miterben  über. 
Die  Grösze  der  dazn  gehörigen  Thellfordemngen  und  Tbeilschalden  wird  darch  das 
Verhältnisz  der  Erbtheile  bestimmt. 
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Besondere  Erbfolge  in  liegende  Güter. 

§.  20s. 
I.    Erbfolge  in  Stamm-  und  Stiftlingsgüter. 

1.  Die  besondere  Erbfolge  in  die  Stammgüter  und  in  die  FamiHet^ 
Btiflungsgüter  ist  zwar  erst  zu  einer  Zeit  ausgebildet  worden,  als  schon  das 
römische  Erbsystem  in  Deutschland  Eingang  gefunden  hatte.  Aber  es  ist 
eben  im  Gegensatz  zu  diesem  entstanden  und  hat  seinen  Grund  theils  in 
politischen,  theils  in  Familienrücksichten;  es  hat  einen  deutsch-rechtlichen 
Charakter.  Die  Fortdauer  eines  Grundadels  in  Deutschland  erfordert  mit 
Notbwendigkeit  die  Erhaltung  und  Pflege  dieser  Institute:  und  es  musz 
daher  von  diesem  Standpunkte  aus  als  ein  politischer  Fehler  bezeichnet 
werden,  wenn  die  Allodification  der  LehengOter,  fllr  welche  es  eine  ahnliche 
besondere  Erbfolge  (die  Lehensfolge)  gegeben,  gesetzlich  eingefQhrt  worden 
ist,  ohne  dasz  die  Bedenken,  welche  die  Anwendung  des  gewohnten  Erb- 
rechtes mit  seinen  Theihmgen  auf  derlei  Güter  hat,  Berücksichtigung  ge- 
funden haben.  Durch  Umwandlung  der  Lehen  in  Stamm-  oder  Stiftnngs- 
güter  liesz  sich  der  Zweck  der  Auflösung  des  Lehensverbandes  mit  jenen 
Interessen  des  Staates  und  der  Familien  vermitteln. 

2.  Das  Erbfolgerecht  der  Stammgutserben  gründet  sich  auf  die  Be- 
liebung  der  Familie.  Ihr  Recht  erbrechtlieher  Anwartschaft  steht  ihnen, 
wie  die  Doctrin  das  bezeichnet  hat,  ex  pacta  et  protidentia  majorum  zu, 
und  es  wird  schon  mit  der  Geburt  erworben.  Das  Erbfolgerecht  der  Stif- 
tungserben dagegen  ist  hek^eleitet  ans  dem  Willen  des  Stiften^  ex  fun- 
datiane.  Die  beiden  Quellen  liegen  nahe  beisammen  und  können  sogar 
zusammenflieszen,  aber  zuweilen  treten  auch  in  der  Folge  Unterschiede 
hervor,  je  nachdem  die  eine  oder  die  andere  bestimmend  wirkt  Insbe- 
sondere ist  es  bei  den  Stammgütem  nicht  nöthig,  auf  einen  ertten  Erwerber 
derselben  zurückzuweisen,  bei  den  StiftungsgOtem  dagegen  ist  allerdings  in 
dem  Stifter  und  seinem  ertten  Nachfolger  ein  fester  Anfang  der  Reihe 
wahrzunehmen  und  zu  beachten.  Ferner  haben  bei  den  letztem  nur  solche 
Personen  ein  Warlreeht,  welche  von  dem  Wiütn  des  Stifters  umfaszt  und 
zu  der  Stiftungsfolge  berufen  worden  sind,  bei  jenen  dagegen  gelten  alle 
Personen  als  (mögliche)  Erben,  welche  nach  dem  freilich  durch  Autonomie 
beschränkten  Familienerbrecht  als  erbfthige  Anverwandte  jedes  letzten  Stamm- 
gutsbesitzers zu  betrachten  sind. 
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3.  Die  Erbfolgeordnung  bestimmt  den  wirklichen  Anfall  des  Gutes 
im  einzelnen  Fall>  zu  Gunsten  des  Nachfolgers.  Die  Besonderheiten  de^ 
selben  richten  sich  wieder  nach  dem  Familiefistatut  oder  Herkommen  bei 
den  Stamm-,  nach  dem  Stiftongsacte  bei  den  Stiftungsgfltem.  Das  zwie- 
fache Interesse,  die  Güter  dem  Getchleckt  zu  erhalten  und  als  tm^Aeibe 
Ganze  zu  erhalten,  hat  in  adelichen  Familien  gewöhnlich  zum  Vorzug  der 
Männer  (des  MannsstammiJ  und  zu  ausschlieszlicher  Berufung  je  £iiiei 
Erben  geführt.  *)  Die  wichtigsten  Formen,  welche  man  ausgedacht  hiL 
diese  Zwecke  zu  erreichen,  sind: 

a)  die  Primogenitur,  an  welche  sich  dann  zuweilen 

b)  eine  Secundo-  und  Tertiogenitur  anreiht, 

c)  das  Majorat, 

d)  das  Seniorat^ 

e)  das  Minorat. 

4.  Die  Primogenitur  oder  das  Recht  der  Entgeburi  findet  sich  am 
hAufigsten  unter  dem  hohen  Adel  anerkannt  Ihr  Priocip  ist,  je  dem  erA- 
geborenen  Sohne  der  erügeborenen  Linie  das  Gut  anfallen  zu  lassen,  (i.) 
Seltener  kommt  in  Deutschland  die  Englische  Modification  vor«  auch  die 
erstgeborene  Tochter,  wenn  kein  Sohn  da  ist,  vor  der  zweitgeboreoeo 
Linie  zu  berücksichtigen.  £in  jüngerer  Zweig  einer  Linie  (Pareotd.  kann 
daher  erst  dann  zur  Nachfolge  gelangen,  wenn  kein  erb&higes  Glied  des 
Altern  Zweiges  mehr  am  Leben  ist,  und  eine  jüngere  Linie  erst,  wenn  die 
Altere  erloschen  ist 

5.  Eine  Secundogenilur,  zuweilen  selbst  eine  Tertiogenitur  findet  sich 
nur  bei  so  reichen  Familien,  welche  mehr  als  einen  Zweig  oder  eine  Linie 


1.     Primogenitur. 


a  scblieszt  b  c  und  d  aas 
r        »        b  c  ood  d  aas 
e       »        d  aus. 
g       »        b  und  d  aas 
h       »        d  aus. 


*)  Des  bOrgerlicben  Begriffen  ao4  SlUeo  entspricht  diefcr  Vorzug  dei  Mennstemms  nn^ 
etMJDio,  QDd  darf  daher  nicht  ala  Meinung  des  Stifters  rermutbet  werden.  Vg.  s«i#rr<i 
Arch.  1,  71. 
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mit  bemcbafUicbea  Gfltern  vnmeMtm  yermogen.  (2 — &.)  Darauf  hat 
deon  der  dem  entgeboreDen  Gliede  nächste  oder  «weihrtcbsle  iiachgdK>rene 
Erbe  ein  festes  Becbt  der  Erbfolge.  Indessen  kann  .das  Yerbttltiiisz  znr 
PrüQogeDitnr  wieder  ver.<>€hieden  bestimmt  aein,  entweder  so,  das^  d|e 
S^cnndogenitnr  ihr  jeder  Zeit  auf  dem  Fnsze  folgt,  oder  so«  dasz  wenn 
einmal  ein  zweiter  Zweig  oder  eine  zwdlte  Linie  znr  Secnndogenitor  gelangt 
ist,  diese  innerhalb  derselben  yerUeibt,  und  nicht  bei  weiterer  Verzweigung 
der  erstgeborenen  Linie  an  diese  ftDt  Immer  aber  bleiben  Primo-  nnd 
Secundogenitur  selbst  getrennt,  solange  verschiedene  Zweige  und  Linien  da 
sind,  und  vereinigen  sich  erst  in  dem  letzten  alleinigen  Erben  der  Familie, 
oder  des  Stifters  (beziehungsweise  des  ersten  Stiftungsfolgers). 

2.    Seeundogentimr, 


a  hat  die  Priroo  -,  ^  die  Secundo  -,  c  die  TerliogeDitur. 
Hat  d  die  Primogenitur,    und  ist  b  gestorben,   so  frlgt  sich,   ob  e  oder  f  die 
Secundo-,  und  nach  dem  Tode  des  c,  ob  f  oder  h  die  Tertiogenitur  erhalte. 

3.    Mü/orai, 


a  schliestt  b  und  e  aus 
b  »  6  und  c  aus 
e  »  d  und  e  ans 
d       »        e  aus. 

4.  Goldene  Bulle  c.  25.  Deceroimus  igiior,  (quod  forum  principum)  terrae  — 
dismembrari  non  debeant.  Primogenitus  fllius  succedat  in  eis.  c.  7.  illo  vero  dod 
eitaute  ejusdem  primogeniti  primogenitus.  ^  8i  ?ero  primogenitus  hqjusmodi  absqoe 
heredibus  masculis  legitimis  laicis  ab  hac  Ince  migrarel,  —  seniorem  flratrem  iaicum 
per  veram  parenulam  lineam  dascendentem,  et  deinoeps  illiiis  primogenitum  laicom 
et  denique  consanguineum  —  qui  patemo  stipiti  in  descendenti  recu  lioea  proiimior 
fuerlt  volumus  successurum, 

5.  Code  Aap,  f.  Baden,  Art.  5*7.  Stammgut,  wenn  es  wegen  seinem  geringen 
Betrag  oder  wegen  der  Familien  vertrige  untheilbar  ist,  kann  nur  an  einen  der  Stammes* 
genossen  kommen;  dieser  bestimmt  sieb  bei  dem  Herrenstand  nach  Erstgeburtsreefat, 
und  bei  dem  RitursUnd,  wenn  nicht  Erstgeburts-  oder  Alter-Erbe  in  denPamilien- 
rertrSgen  sich  festgesetzt  befindet,  ^  nach  Vorzugs-Erbrtcbt*  d.  I.  (liijoratj. 

B 1  u  n  1 1  c  h  1  i,  deutsches  PriTitrecht  S.  AulL  37 
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6.  Das  Majorat  nnte^heidet  sich  Ton  iler  Piimogenitnr  dadurdi, 
dasz  es  nicht  der  erstgebbi^en  Linie  folgt,  sondern  ohne  den  Spnmg  tod 
einer  Linie  ']^r'  andern  zn' scheuen,  bei  eigentlichen  Stammgfltem  dem 
letzten  Eigenthümer,  bei  Stiftungsgtltehi,  anch  zuweflen  das  dem  Stifker 
(beziehnngswdse  dem  ei^sten  Stiftangsfolger)  nächitm  erbberechtigten  Fa- 
millengliede,  nnd  nnter  gleich'  nahen  dem  ältesten  zukommt  (3.) 

7.  Das  Scniorat  kümmert  sich  weder  um  die  Linien  noch  um  dk 
Nähe  der  Glieder,  sondern  hält  sich  einfach  an  das  personliche  LebemaUer 
der  überhaupt  erbberechtigten  Familienglieder  und  wendet  sich  dem  Ad- 
testen  unter  ihnen  als  natürlichem  Familienhaupte  zu,  gesetzt  auch  der 
Adteste  sollte  einer  Jüngern  Linie  angehören  und  in  dieser  auf  dner  ent- 
fernteren Stufe  stehen.  Bei  dieser  Form  geschehen  die  Sprünge  aus  einer 
Parentel  in  eine  andere  noch  öfter  und  leichter  als  beim  llajor»t 

8.  Den  Gegensatz  sowohl  zu  dem  Majorat  als  dem  Seniorat  bildet 
das  Minorat,  das  in  doppeltem  Sinne  vorkommt,  entweder  indem  es  zqid 
Widerspiel  des  Majorats  dem  jüngsten  unter  mehreren  nächsten  Erben, 
oder  in  Umkehrung  des  Seniorats  dem  jüngsten  Familienglied  Oberbaopt 
anfällt. 

9.  Nicht  selten  kommen  auch  mancherlei  Miechungen  und  V^- 
hindungen  dieser  Formen  vor;  z.  B«  eine  Folgeordnung  die  aus  Majorat 
und  Primogenitur,  oder  aus  Majorat  und  Seniorat  gemischt  ist  Weil  aber 
hier  noch  ein  weiter  Spielraum  für  mancherlei  Combinationen  offen  ist« 
weil  femer  das  Herkommen  zuweilen  unsicher  und  die  Stiftungsurkundeo 
unklar  oder  unvollständig  sind,  so  erheben  sich  Idcht  Zweifel  und  Streit 
unter  mehreren  Erbansprechern,  und  es  wird  oft  auch  dem  unbefaugenen 
Richter  schwer,  sich  zurecht  zu  finden.  Man  musz  sich  hier  wieder 
hoteut  zu  rasch  aus  einzelnen  vorkommenden  Aasdrücken  sofort  auf  ein 
bestimmtes  System  zu  schlieszen,  denn  die  technischen  Bezeichnungen  der 
Schule  sind  keineswegs  zu  gemeinem  und  festem  Sprachgebrauch  geworden: 
und  es  kann  daher  wohl  etwa  die  Primogenitur  gemeint  und  das  Majorat 
genannt,  oder  das  Msgorat  verstanden  und  Seniorat  geheiszen  worden  sdn. 
Nur  die  freie  Erwägung  aller  Umstände  und  insbesondere  die  Beachtung 
der  Sitte  führt  aus  diesem  Labyrinth  heraus. 

10.  Als  Ermäszigung  solcher  zu  Gunsten  Eines  Familiengliedes 
beschränkten  Erbfolge  und  zu  billiger  Berücksichtigung  auch  der  nach- 
geborenen  Kinder  kommt  dann  besonders  unter  dem  hohen  Adel,  und  da 
wo  die  Familienstiftung  aus  dem  Hauptvermögen  der  Familie  besteht  o(kT 
sonst  ausgedehnte  Güter  umfaszt.  Im  Interesse  der  Nachgebortnen  das 
sogenannte  Recht  der  Apanage  fapanare,  panem  ac  cibum  porrigere)  hdu% 
vor,  als  eine  Last,  die  dem  Stiftungsgute  auferl^t  ist  Besteht  dieselbe 
wieder  in  Grundstücken,  •  die  dem  Apanagirten  zum  Genüsse  überlasseD 
werden,  so  wird  sie  dann  paragium  genannt  GewöhnKch  sind  aber  Reotea 
der  Gegenstand  der  Apanage.  Die  Verpflichtong  zur  Apanage  gründet  sid) 
entweder  auf  die  Anordnung  des  Stifters  oder  in  Ermanglung  solcher  ad 
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das  Herkommen  der  Familie.  Sie  ist  zwar  weder  ate  Erbau$kauf  noch 
als  Pflickttheü  zu  betrachten,  da  dem  Apanagirteii  nebra  dem  etgendidien 
Nachfolger  kein  Erbrecht  an  dem  Stanrni-  oder  Stiftungsgiite  zusteht  Aber 
sie  beachtet  doch  in  bescheidener  ZurQckgezogentieit  den  ZasamMenhang  des 
natürlichen  Familienerbrechtes,  das  durch  die  im  übrigen  wohlbegrOndete 
Einführung  einer  positiven  einhändigen  Erbfolge  verdrftngt  worden,  und  ist 
gewissermaszen  eine  Huldigung  der  letztern,  den  Grundsätzen  der  erstem 
dargebracht  Daraus  folgt  denn,  dasz  die  Apanagirteii  ihren  Anspruch 
auf  die  Apanage  nicht  dadurch  verlieren,  dasz  sie  im  übrfgen  reich  sind 
oder  werden,  folglich  fQr  ihren  standesmäszigen  Lebensunterhalt  ohnehin 
gesorgt  ist  Aus  demselben  Grunde  ergibt  sich  femer,  dasz  eine  wesentKche 
Erweiterang  der  StiftungsgUter  auch  einen  billigen  Zuwachs  der  Apanage 
zur  Folge  hat.  Das  Recht  auf  die  Apanage  vererbt  sich  auf  die  mannliche 
Nachkommenschaft  des  Apanagirteii,  nicht  aber  in  der  R^el  auf  die 
Töchter,  noch  auf  die  Seitenverwandtoi.  Stirbt  der  mannliche  Zweig  aus, 
so  wird  das  Stiftungsgut  frei  von  dieser  Last,  und  das  paragium  fällt  an 
dasselbe  zurdck. 

*  C  V.  Salta  und  Lichienau^  Lehre  von  den  Familien  FidetcoininisseA. 
Leipiig  1838.  S.  101  ff.     Wüda.  in  der  Zeiischr.  f.  D.  R.  XII. 

§.   206. 
U.    Besondere  Erbfolge  in  Bauergüter. 

1.  Die  EinfQhrung  des  gemeinen  bürgerlichen  Erbrechtes  ist  wie  bei 
dem  Adel  so  auch  unter  dem  Bauernstände  vielfach  auf  Schwierigkeiten 
gestoszen.  Dasselbe  gerieth  theils  mit  der  herkömmlichen  Sitte  und 
Anschauung  der  Bauern,  theils  mit  den  Interessen  an  dem  ungetheilten 
Fortbestand  der  Höfe  und  an  ihrer  Erhaltung  bei  der  Familie  lUlufig  in 
Widerstreit,  zuweilen  auch  mit  den  Ansichten  und  Wünschen  der  Guts- 
herren. (1.)  In  den  eineii  Gegenden  setzte  dessen  ungeachtet  die  Macht 
der  Jurisprudenz  das  neue  Erbrecht  mit  seinen  gleichen  Theilungen  unter 
Söhnen  und  Töchtern  durch,  und  nur  mittelbar  suchten  auch  da  gel^entlich 
die  Bauern  den  Folgen  dieses  Rechts  entgegenzuwirken,  indem  sie  noch 
bei  Lebzeiten  ihre  Güter  an  einen  der  Söhne  abtraten  und  sich  auf  die 
Leibzucht  zurückzogen.    (§.  131.) 

In  andern  G^endeh  erhielten  sich  aber  durch  Gewohnheitsrecht  eigen- 
thflmliche  Grandsatze  Ober  das  Erbrecht  in<  die  BauergOter  und  wurden 


1.  Bayr.  Landr.  IV.  7.  %.  14.  Saccedirt  man  in  Erb-Rechts-Ofitfm  sowol  ex 
testameDto  als  ab  fnlestato  zwar  auf  die  nemliche  Wels,  wie  in  anderem  vollen  Eigen- 
thum  und  wenn  mehr  Erben  seynd.  so  wird  die  Abtheilung  unter  ihnen  auf  den 
nemlirhen  Fusz  gemacht.  Nachdem  aber  glelchwol  eines  Theils  die  Zertrümmerung 
deren  Bauern- Gutern  Verraög  deren  Lands-Generalieil  de  Genere  Prohibltorum  ist, 
mitbin  das  Gut  entweder  einem  alls  sammenllichen  Miterben  allein  gegen  Hinaus- 
bezahlung  der  andern  überlassen  oder  allenfalls  an  einen  Auswärtigen  verkauft  wer- 
den mosz  o.  s.  f. 

87  ♦ 
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auch  wohl  durch  die  SUtoteD  oder  die  LandesgesetigelNiiig  aaeitaiuit  and 
auflgebildei.  In  dieser  Weise  entstandeD  unter  sich  wiedemm  Tenchiedene 
Formen  eines  besonderen  Erbrechtes  in  BauergOter,  welche  iwar  eine  local 
begrenzte  Anwendnng,  aber  einen  gemeinsamen  deotschen  Charakter  habea. 
Die  wichtigsten  Modificationen.des  gewöhnlichen  Erbrechtes,  wdche  sicfa 
hier  finden,  sind  folgende: 

3.  Bei  ßauergüiem,  welche  in  freiem  Kgenthum  ihrer  Besitzer  sümL 
hat  das  Interesse  an  der  Untheilbarkeit  der  Statten,  und  der  Gedanke,  dasz  es 
vorzugsweise  die  Angabe  und  das  Recht  der  Söhne  sei,  die  Gatswirthschafi 
fortzusetzen  ($.  192«  I.)i  zuweilen  nur  die  Abweichung  t^ewirkl,  dasz 

a)  den  Söhnen  ein  gröszerer  Erbtheil  als  den  Töchtern  zugestandeo« 

b)  den  Söhnen  Qberdem  ein  Varzugtrecht  in  der  Uebemahne  des  väteh 
liehen  Bauergutes  und  zwar  gemeiniglich  zu  einem  ermäexi^ 
Anschlag  bewilligt  wurde.  (1.  2.) 

Dieses  Vorzugsrecht  der  Söhne  wurde  manchenorts  auch  voraus  auf 
einen  der  Söhne,  und  unter  den  Bauern  nun  melHens  den  jOngUen  (2.  3.), 
selten  den  äUesten  bezogen.  Eine  besondere  Erbfolge  ist  das  aber  oicbL 
Auch  die  andern  Söhne  und  die  Töcbler  sind  Erben;  nur  sind  ihre  Erb- 
theile  ungleich  und  wird  die  Auseinandersetzung  derselben  eigenthanüich 
bestimmt  Wo  die  BauergOter  nicht  zu  festen  Erbgütern  geworden  sind, 
scheint  eine  derartige  Modification  des  Erbrechtes  am  ehesten  geeignet,  die 
allgemeinen  Rechtsansichten  des  heutigen  Erbrechts  mit  6&i  besonderen 
Verhältnissen  des  Bauernstandes  schicklich  auszugleichen. 

3.  Zuweilen  haben  aber  jene  Rücksichten  selbst  bei  BauergOtem,  die 
in  freiem  Eigenthumsverkehr  stehen,  eher  und  öfter  bei  bäuerlichen  Erb- 
güiem  und  bei  ErbleihegiUem  geradezu  zu  einer  besonderen  ausschliesz- 
lichen  Erbfolge  je  eines  Anerben  fortgeführt  (4.  5.)    Der  Anerbe  allein  hat 


2.  Bremer  G  S>  ^^'  Sowohl  in  der  Theilaog  zwischen  der  Matter  und  dfo 
Kindern  als  in  deijenigen  der  Kinder  anter  sieb  bat  der  Jüngste  Sobn  des  Erblassers 
für  seine  Person  das  Recht  das  Wohnhaus  der  Aeltern  oder  wenn  dfieselben  eiaea 

m 

Hof  hinterlassen,  diesen  um  eine  gerichtliche  Schätzung  an  sich  lu  liebeo. 

3.  Delbrück  Landr.  C.  2.  S-  3-  [HratU  g.  321.  8.)  Wenn  beide  Eltern  - 
Todes  verblieben  oder  Alters  ond  Unvermögenheit  —  halber  die  Guter  äberzageb«B 
bemüsziget  werden,  solchem  nach  hat  der  Jüngste  Sohn,  bei  Abgang  der  Söhnen  aber 
die  Jangere  Tochter  zu  dem  erledigten  Erbe  and  Heyerey  das  Torrecht. 

4.  Strnckmann  über  die  Osiiabräck.  Meienrerfassang  {Pfeifer  8.  S38.).  Das 
Anerbenrecht  im  engem  Sinne  —  besteht  in  der  Befagnisz  des  Anerben,  die  Saccc»- 
slon  in  die  eigenbebörige  Statte  als  ein  anbedingtes  Recht  in  Anspruch  za  nefanieo: 
es  ist  ein  s.  g.  Jas  quaesitaro,  ein  eigentliches  Notherbenrecht  im  Sinne  des  gefnei- 
nen  Rechts  und  ein  noch  umfassenderes,  da  der  Anerbe  nicht  einmal  auf  den  Pflicht- 
Iheil  beschrinkt  werden  bann;  es  beruhet  diesz  auf  einem  durch  ausdrncklicbe  Ge- 
setze bestätigten  nie  bestrittenen  Herkommen. 

5.  Erk.  des  O.  A.  G.  zu  Lübeck  {Seuffertt  Arch.  VII.  81}.  Eine  solche  biuer- 
licbe  Saccession  tritt  nar  ein  thells  bei  Meierstellen  theils  bei  gutsberrnfreien  Bauer- 
höfen —  aber  nicht  für  einzelne  Ackerstücke  (ohne  Meyerstelle  und  ohne  freien  Baaer- 
hol).  die  ein  Landmann  besitzt 
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dann  bei  Lebieilen  des  Bauern  ein  Wwrtrecht  auf  das  Banergut,  and  nach 
jenes  Tode  die  Folge  ki  demselben  als  der  wahre  bänterliehe  Erbe.  Die 
AehnlichkeH  dieser  eigenthOmlichen  Snocession  mit  der  Lehensfolge  und 
der  Stiftungsfolge  ist  angenftllig  genug;  aber  man  darf  auch  ihre  Ver- 
schiedenheit nicht  Qbersehen.  Das  bäuerliche  Erbrecht  lehnt  sich  nihe^ 
ab  jene  an  das  gewohnte  Erbsystem  an.  Der  Anerbe  wird  ganz  einfach 
Erbe  seines  Ywgängers  (4.),  wenn  dieser  stirbt,  und  keineswegs  Erbe  eines 
ursprünglichen  Beliehenen.  Solange  jener  am  f^ben  ist,  so  hat  der  Anerbe 
auch  nur  ein  Wartrecht,  wie  jeder  andere  Erbe  im  Sinne  des  altera 
deutschen  Erbrechts,  kein  erworbenes  Recht  auf  die  Gutsfolge,  um  dessen 
wOten  er  die  Verfügungen  des  wirklichen  Bauern  hemmen  könnte,  und 
das  auf  seine  Kinder  überginge,  wenn  er  vor  jenem  sterben  sollte.  Ceber- 
baupt  musz  man  sich  davor  httten,  die  Doctrinen  der  succesHo  ex  paeto 
et  Providentia  majorum  auf  diese  Erbfolge  in  die  Baoergüter  überzu- 
tragen« (6.  7.) 

Die  Bezeichnung  des  Anerben  geschieht  gewöhnlich  durch  das  her^ 
gebrachte  Hofrecht;  seltener  wird  es  dem  Willen  des  Erblassers  anheiai 
gestellt,  unter  mehreren  Kindern  emes  zum  Anerben  zu  ernennen.  Wo 
solches  nach  Holj^ebrauch  erlaubt  ist,  oder  mit  Zustimmung  des  gesetzlichen 
Anerben  geschieht,  kann  die  Ernennung  sowohl  in-  der  Form  des  TeaCa** 
ments  als  in  der  des  Erbvertrags,  und  gewöhnlich  rechtlich  sogar  ohne 
diese  Form  (8.)  ausgesprochen  werden.  Das  Gesetz  oder  das  Herkommen 
hat  sich,  ganz  im  Gegensatz  zu  der  gewöhnlichen  Stiftungsfolge,  meistena 
für  das  Minorai,  an  wenigen  Orten  fQr  das  Majorai  entschieden.  Bei  dem 
Adel  wies  die  Rücksicht  auf  das  natürliche  Familienhaupt  auf  die  Erst* 
gehurt  oder  das  Majorat  hin;  bei  den  Bauern  leitete  die  Sorge  ftar  den 
jüngsten^  oft  noch  unerzogenen  Sofm,  wlihrend  die  ilteren  Söhne  häufig 
schon  bei  Lebzeiten  des  Vaters  ein  selbständiges  von  der  Familie  getrenm 
tes  Unterkommen  gefunden  hatten  und  auch  ohne  das  Gut  für  sich  selber 
zu  sollen  im  Stande  waren,  eher  zum  Minorat  hin.  Nicht  immer  aber 
siiid  die  Töchter  aufgeschlossen,  vielmehr  treten  sie  gewöhnlich  zurück,  wenn 
Söhne  da  sind,  und  gehen  dann  den  Seiiemeencandien^  vor.  Andere  Be- 
sonderheiten, die  sich  oft  finden,  sind  der  Vorzug  der  Kinder  aus  erster 
Ehe  vor  denen  aus  zweiter,  die  Ausachlieszung  der  ausgerichteten  Kinder 


A.  Eichhorn  Gutachten  [f^feiffer  S.  St3).  Eine  8ncc«ssio  ex  pscto  et  Providentia 
maloram  ist  bei  BauerDgutero.  die  keine  Leben  sind,  gegen  alle  rechtliche Brfabrung. 

7.  Erk.  des  O.  A.  G.  lU  Mtumkeim  {Seujftris  Arcb.  VIII.  160).  ftter  Erbe 
musz  daher«  sein  Erbfolgerecbt  van  dem  letiten  Besftier  des  Brbleheas  «Meilen  und 
er  kann,  wenn  er  glefchnohl  vom  ersten  Erwerber  abetammt,  oad  selbst  nach  Inhalt 
des  ErbbestandbrieCi  zar  Erbfolge  berufen  wäre,  ohne  Jene  Voraussetfung  nicht  dazu 
gelangen. 

8.  Erk.  des  O.  G.  zu  FToi/emAtUiel  {SeußärU  Arch.  Yllf.  7tt).  (Biuerliebe)  Ob- 
FEfrvanz,  dasz  der  Erbe  seln^fn  Nachfolger  im  Hofe  letztwiillg  olme  Förmlichkeiten 
ernennen  kann. 
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dorch  die  nirbt  ausgerichteten,  die  MitwMung  des  Gotsberrn  bei  der  Bt- 
zeiehnang  oder  Zulassnng  des  Anerben,  der  Vorzug  der  zur  Landwirthscbaft 
erzogenen  Kinder  vor  denen,  die  einen  anderen  Bmif  erlernt  oder  ergriflen 
haben,  bei  MeyergQtern  zuweilen  die  Beschränkung  des  Erbrechts  auf  die 
Nachkommenschaft,  und  ebenso  bei  solchen  das  Erfordernisz  der  persoo- 
Kchen  TOcfatigkeH  des  Nachfolgers.  Die  loeale  Natur  dieser  Reditsbüdung 
begünstigt  eine  Maimichfaitigkeit,  die  aller  Regel  xa  spotten  scheint 

4.  hl  der  Abfindung  oder  Atuiolnmg,  welche  der  das  Erbgut  antre- 
tende Anerbe  den  übrigen  nächsten  Erben,  die  er  durch  sein  Vorzugsrecht 
Ton  der  Erbschaft  ausschlieszt,  zu  entrichten  hat  (9.),  ist  noch  ein  Rest 
des  natürlichen  Familienrechts  erhalten.  Die  erbrechtlichen  Rücksichten 
auf  die  andern  Familienglieder  werden  eben  damit  »abgefunden.«  Sie  ist 
daher  yon  der  bloszen  Auatattung  der  von  dem  Hofe  wegziehenden  Kinder 
(%.  69.  7.)  zu  unterscheiden,  obwohl  auch  diese  gelegentlich  Abfindung 
genannt  wird,  und  ungeachtet  auch  etwa  beiderlei  Institute  zasanimen- 
treflen  und  sich  mischen.  Die  GrOaze  der  Abfindung  richtet  sich  dann 
gewöhnlich  nach  dem  schuldenfreien  Werthe  des  Erbgutes,  nicht  nach  dem 
AHod,  an  welchem  die  mehreren  gleich  nahen  Erben  auch  gleichen  Antbefl 
haben.  Doch  kommt  nach  eiuelnen  Hofrechteh  auch  der  Werth  des  ABods 
mit  in  Betracht.  Ueberlassen  die  übrigen  Erben  dem  Anerben  audi  das 
AHod,  so  werden  sie  freilich  dann  regdmAazig  auch  dafür  sich  abfinden 
lassen.  Die  Abfindung  für  das  Allod  bat  aber  einen  andern  Charakter  ab 
die  für  das  Erbgut.  Jene  beruht  auf  Vertrag  im  einzelnen  Fall  über  die 
Erbschaft,  und  ist  nur  ein  HrbautkoMf,  diese  hat  ihran  Grund  und  ihr  llasz 
in  dem  bestehenden  Erbrecht,  und  hat  gewöhnlich  die-  Natur  eines  Pfliekt-- 
theils  (iO.)>  den  der  Erblasser  wie  der  Anerbe  beachten  musz,  und  über 
den  die  erbreobtlichen  Ansprüche  der  abzufindenden  Kinder  nicht  hinaus- 
foiclicsi» 

5.  Die  Sorge  für  den  mindefyäkngen  Anerben^  der  noch  ansier  Stande 
ist,  das  ihm  angefallene  Erbgut  zu  bebauen,  in  Verbindung  mit  den  In* 
tere^sen  an  gehöriger  Beunrlktchaftutig  des  Gutes  bis  zur  VoHjihrigkeit  des 
Anerben  hat  in  einigen  Gegenden  zu  dem  Institute  der  Interimswirth$ckttft 
gefnhrt,  vorzüglich  da  wo  die  MeyergUltr  einheimisch  sind,  indem  hier 
noch  das  besondere  Interesse  der  Gutsherren  an  guter  Wirthschaft  förder- 
lich mitwirkte.     Auch  der  dritte  imerimiwirth  —  oft  zugleich  der  Stief- 


9.  MMn^ter  Eigenth.  O.  IV.  7.  g.  1.  Dt  In  ^f-ntn  eigfiibf hörigen  Gütrreii, 
BÖfeD.  Brbeo,  Ketten  imd  dem  aacli  Abzug  des  Sierbfalls  übrigen  Peculie  nur  eios 
deren*  Rinderea  —  aneeedlren  kam,  so  sind  die-Eltereii  und  Darb  ihrem  Absterbrn 
die  Anerben  «ad  Saceessores  schnidig,  die  übrigen  Kinder  —  nach  «Ica  Krüflen  det 
Pecalii  und  yobi  Krbc  habenden  Genuasee  tu  dotiren  uad  ansaoslearm. 

10.  Entw.  des  j9«xr.G.  über  Erbgüter  %.  14.  Sind  mehrere  Descendenteo  det 
Erbguleieentbümera  vorbanden,  so  bat  der  Guuübernebmer  den  übrigen  Anerbfo 
sflfier  K.laaae  miteinander  den  sebnten  Theti  des  reinen  Erbgutswertbes  als  POJcbi- 
tbeil  hinaus  la  bezahlen. 
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yater  des  Anerben  —  erwirbt  dann  ein  wirMichei  Meyerreeht  (Gdonatrecht) 
an  der  SteOe  neben  dem  des  Anerben.  (11.)  Das  leztere  ist  dann  einst- 
weilen ein  ruhendes^  während  das  erstere  lebendig  erscheint.  Aber  das 
Recht  des  Interimswirths  i^  beschrünkt  theils  dem  Umfenge  nach,  indem 
es  wesentlich  zur  Erhaltung  des  Erbgutes  der  Familie  dient,  weszhalb  denn 
der  Interimswirth  nicht  zur  Verftuszerung  des  Gutes  ermächtigt  ist,  theils 
der  Daner  nach,  mit  Rücksicht  auf  die  sogenannten  IfoA/joAre,  für  welche 
allein  dem  Interimswirth  die  Wirthschaft  Oberlassen  wird  und  auf  die  Fort- 
dauer seiner  persönlichen  FAhigkeit.  Meistens  ist  der  Interimswirth  auch 
Vormund  des  Anerben,  aber  nothwendig  ist  das  nicht:  und  auch  im  erstem 
Fall  ist  er  mcht  verpflichtet,  imEinzdnen  Ober  die  laufende  Gutsbewirthung 
Rechnung  abzul^en.  Nur  am  Schlusz  der  Mahljahre,  wenn  er  das  Gut 
dem  Anerben  zu  nun  selbständiger  Wirthschaft  Qbergibt,  musz  er  im 
Ganzen  auf  Grundlage  des  von  ihm  Qbernommenen  Gutsinventars  Aber 
die  gehörige  Erhaltung  und  Bewirthechaftung  (beziehungsweise  Verbeeeerung) 
desselben  Rechenschaft  geben. 

m 

*  RundCj  Rechtslehre  von  der  Interimswirthschaft  auf  deutschen  Bauer - 
gtttero.  Göttingen  1832.  Pfeiffer^  Das  deutsche  Meyerreeht.  Kassel  1848» 
S.  203  ff. 


11.  Calenh,  Meyer  0.  ▼.  7.  {Kraut  g.  39NI.  %).  Dem  iDterimswirtbe  gebfihrt, 
wenn  er  dem  Bofe  gnt  forffestandeB,  nietot  nnr  vor  sieb,  sondern  aacb  wenn  er  in 
einer  anderweiten  Ehe  —  schritte,  seiner  sweiten  Fraa  die  Leibiocht  Tom  Hofe  and 
seine  auf  der  Stelle  erzeugte  Kinder  erbalten  —  ans  dem  Hofe  ibre  Abfindung,  wo- 
gegen Jedoeb  sowobi  Vater  als  Mutter  ibr  Eingebracbtes  und  die  wSbrend  der  Ter- 
waltung  gemachte  Verbesserung  im  Hofe  lassen  müssen. 


^ 
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Delictsobligationen  12,  III.  3. 
Peilctsscbiilden  der  Frau  154,  4. 165, 4  «i. 
Dereliction  von  Grundstöcken  64,  2. 
Der  4«iate  macht  die  Tbüre  su  167.  1  b« 
Der  todte  erbt  den  Lebendigeo  188,  1. 
DestinaUr  120,  2. 

Diebe  30,  3. 

Dienstbarkeiten  86  u.  f. 

Dienstbotenverh«)tnisE  185. 

Dienste  persönMche  96,  1. 

Dienstleqie  18.  1. 

Dingliche  Klage  73.  74. 

Dissenters  147.  6. 

Dividende  139,  8.       «    ^   „^   ^   ^  « 

Doctoren  der  Rechte  3»  3.  20,  5.  29.  2. 

Dominen  ffirstlicbe  65, 1  a. 

Domicil  12.  I.  .    ^^ 

Dominium  direftom-utile  60. 

Dorfgemeinde  35. 1. 

Dorfricbter  35,  1. 

Dos  177,  2. 

DoUlttium  109k  2. 

Drama  49.  9  c. 

Droit  d'aubainc  189.  1 

Druck  50,  5. 

Dunker  58,  2 


Ebenbäirtigkeit  23,  10. 
Bebtiosigkeit  30,  2. 


Edelsteine  82,  2. 
Edelinge  18,  1. 
EdirUlladnng  17,  2.  63.  8. 
Effestucaiio  61,  2. 
Ehe  1^.  IV,  1.  146  u.  f 

—  Auflösung  149. 

—  Eingebung  147. 

—  Scheidung  149,  199,  4« 

—  Wirkungen  148. 

—  sur  Unken  Hand  148,  2. 
Ehebruch  146,  4. 
Ehefk-au,  Rechte  der  154.    . 

^  Einhandsgut  derselben  156.  2. 
Ehegenossenschaft  39.  2.  162,  6- 
Ehegerichtsbarkeit  kirchliche  147. 1. 
Ebebindemlsse  146,  3  i\  147,  4. 
EhebofsUltten  35,  4.  38.  f. 
Ehemann,  dessen  Rechte  148,  5.  153. 
Eherecht  protesUntisches  146,  4. 
_  statutarisches  199,  3«  - 

—  der  Wittwe  (sog.  StatoUrporUon)  161r 

—  dea  Wittwers  166. 
Ehescheidung  146,  3d. 
EhestiftuDgen  199,  2. 
Eheverträge  199,  1. 
Ehexärter  199.  2.  - 
Ehre  30  u.  f.  114.  5. 
Ehrlosigkeit  22,  5.  90,  4. 
Ehrenrechte  65,  4.  ^       ^ 
Ehrschau  60.  3  b.  105,  2d.  106, 2. 108, 1. 
Eigen  1^7.  2. 

»  salmSnnlscb  61.  3.  ' 

—  vogtbares  61,  3  e. 
Eigen  besitz  56,  3. 
Eigengöter  66.  4,  1. 

Kigenlehner  83,  4.  *    ^  ^      ' 

Eigenschaft  persönliche,  deren  Aufhebung 

19  2. 
Eigentbum  an  fahrender  Habe  70  u.  f.. 

—  an  liegendem  Gut  57  n.  f. 

—  litlerarisches  46,  2  c. 
Bigenthumserwerb  71. 
Bigentbumsklage  73,  4  B. 
Einhandsgüier  165,  3. 
Einkindsrhaft  173. 
Einkaufscommission  118,  5. 

Einlagi^r  114,  5.  ^  -.  «o  j 

Einkauf  in  die  Markgenossenschaft  38, 1. 

Einung  33.  2.  40.  4l. 
Eintrittskarten  116  4. 
Einweisung  in  den  Beslt:?  —  vestitura  — 

61.  2. 
Elsernviehvertra«  125.  4. 
Eltern,  Rechte  derselben  174. 
Emancipatio  176,  4. 

Embryo  14,  1-      ^ 
Empbyteuse  105.  2. 
Enteignung  64.  5. 
Enterbung  190,  3- 
Enterbung^vertrige  194,  2. 

Entlehner  56,  2.  ,^  «  . 

Entsetzung  gerichtliche  51^  3  d. 
Entstehungsort,  12,  Hl.  2. 
Entwisserungsanstalten  7i.  4. 

Erbauskauf  194,  3.  .       .4..   .. 

Erbantritt  des  Vefiragserben  195,  5. 
Erbe  das  57r  2.  187,  1. 
—  eigentliches  66.  1  d. 
«  grundhfrrliches  61,  3  f. 


OiXI 


Regitter. 


Erbe,  der  192.  193. 
Erbelnsettunssvertrag  195- 
Erbeut ung  71,  »1- 
Erbnhigktit  191. 

Erbfolse,    besondere   in   liegende   Guter 
905  und  206. 

—  der  Ehegatten  «67. 

—  der  Familie  IM. 
Erbgedinge  189,  2.  194.  1. 
Erbgüter  biueriicbe  66,  4.  2.  69. 

—  gemeine  67,  2. 

—  grundberrlicbe  66,  1  d. 
Erbgutserrichtnng  69,  3. 
Erbleibe  104,  106. 
Erblosung  123,  1. 
Erbpacht  104  u.  r. 
Erbpafhtgüter  66.  1  f. 
Erbpachtsins  105,  7. 
Erbreeht  überhaupt  166  n.  f. 
•»  ilteres  deutsches  166. 

— >  gesettliches  191  u.  f. 

~  an  der  Verlassenscliafl  Frender  169,  1« 

— -  des  Richters  169. 

Erbschaft,  Erwerb  derselben  203. 

Erbtochter  197,  5. 

Erbverbrüderung  198. 

Erbyertrige  194. 

—  unter  Ehegatten  199. 
Erbvenicht  197. 
Brbtinsrechi  105,  3. 
Ermiinngsort  12,  III.  2. 
Erhebung  in  den  AdelssUod  21,  5. 
Errungen ^chaft  eheliche  —  collaboratio  — 

160,  4 
Errungenschaftsgemelnschart  163, 2  b.  160. 
Ersatzpfiicht  des  Schuldners  115. 
Ersitzung  an  beweglichen  Sachen  72,  3. 
Ersitsung  an  Immobilien  62.  1. 
Bneugntose  litlerarisehe  48. 
Erziehung  der  Kinder  174,  1. 
EUbHssement  24,  &  12,  III.  2. 
Ewiggeld  97,  2. 
Ewiggeldbrief  98.  2. 
Ewiggeldklage  98,  4. 
Eierotionsrechte  65,  4  b. 
Eipropriaüon  64, 5. 


Fabrikarbeiter  126,  3. 
Fabrikpreis  119.  3. 
Factoren  angestellte  136,  1.  3. 
Fibigkeit  zur  Auftiahme  in  gewisse  Orden 
und  Verbindungen  23,  6. 

—  zur  Errichtung  von  Familienfideicom- 
missen  23,  8. 

Fihreanlagen  77,  3  c. 
FMhregererhtiffkeit  76,  2. 
Fahrnisz  51,  4. 
Fahrwege  88,  1  e. 
Fallehon  107,  2. 
Falliien  32.  1.  ^^ 

Familien  144  u.  f. 

—  reichsritlerliche  20.  2. 

—  reichsstHndtsche  20,  1. 
Familienautonomie  21.  1    67,  3. 
Familienerbfolge  186.  191. 
Familienfideicommisse  23,  8.  66. 


Familiengenossenschaften  39  3 
Familienobsenranz  23,  10. 
FamiliensUtuten  39,  3  a. 
Famllienstiftungen  68.  165,  2  c' 
Familienstiftungsgüter,  Erbfolge  in  solche 

205. 
Faustplind  102.  1. 
Faustpfand,  Gegenstand  desselben  163, 1 

110.  5. 
Feldlehnte  ffrosier  95,  3  a. 

—  kleiner  1»,  3  b. 
Fensterreeht  87,  2  c. 
Fertigung  öffentliche  63.  83,  3. 
Feudalzinsen  94,  1. 

Feudum  —  feod  *  57.  2. 
Feuersgefahr,  Versicherung  dagegen  141,1 
Fideicommissbesitzer,  dessen  Rechte  nnd 

Pflichten  68.  4  u.  5. 
Fideicoromiszgüter  67.  68. 
Fideicommiszschulden  68,  7. 
Finanzhoheit  74,  2  a. 
Firma  —  raison  sociale  —  39,  9,  134.  2. 
Firma  fnhrer  —  associte  g^rans  —  136, 

24  a,  7. 
Fischereirecht  79. 
Fischhalter  77,  3  d. 
Fiskus  32,  2 

—  Vermögensrechte  desselben  74,  2  h. 
Fleischzehnte  95,  3  c. 

Floszrecht  76,  6. 
Flusse  flOszbare  75,  2,  1. 

—  schiffbare  75,  2,  2. 
Flusz  53.  2. 
Fluszbelt  64,  4. 

Förster.  Vorzugsrecht  derselben  auf  den 

Windbruch  59,  5  c 
Forderung  (persönliche  Klage)  73,  1. 4  A. 
Forderungen.  Recht  der  169  u.  f. 
Form,  schriftliche  bei  Vertrigen  fl2. 
*  gerichtliche  und  notarlalische  113. 
Forst  königlicher  84,  1. 
Frachtbrief  113,  4. 
Frachtfertrag  130. 
Frauengut  vorhehaltenes  156. 
Frauengut  zugebrachtes  182.  2- 

—  Sichefungsmittel  dafSr  154«  7. 
Freidienslvertrag  126. 

Freie  18,  1. 

Freierklirung  des  Bergbaues  81,  S. 

Freiheit  prifatrechtliche  19. 

Freiherrn  20.  3. 

Freikuien  83,  3. 

Freistift  veranleltele  6^.  i  I.  107,  1. 

Fremde  24.  2. 

Friedelosigkeit  30,  2. 

Frohnden  96. 

Fruchte  auf  dem  Halm  119,  2. 

—  naturliche,  Elgenthum  daran  72,  2 
Fürsten  20,  3.  23,  1. 

Fund  71,  1. 


Ganerbschaften  58,  4. 
Geichtete  30,  2. 
Gebraucbsmiethe  124. 
Gebrechliche  183,  2. 
Geburt  14. 
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Gebart  eheliche  171,  1. 
GeburtsMnde  18,  3. 
Gedinge  ood  WilllLÜr  bricht  Sudtrecht 
10,  2. ' 

—  im  ForderuDgsrechi  110,  1.  111,  i. 

—  im  Erbrecht  180,  2.  104,  1. 

—  Rerichtliches  112,  1  d. 

Gefahr,    dereo   UeberiMihme    dorch   den 

Schuldner  115. 
Gelegenheilsgesellschaften  133,  1. 
Gelöbiiisz  auszergertchtitches  112,  1  d. 
Gelübde  der  Keuschheit  147,  4. 
Geroichde  100,  2. 
Gemeinde  als  Juristische  Person  3S,  2  h. 

35. 

Gemeinde  hofrechtHche  35,  4. 

—  politische  37. 
Gemeindebeschlüsse  37,  6. 
Gemeindeburgerrecht  12,  I. 
Gemeindehirte  50,  6  b. 
Gemeinderetract  123,  1. 
Gemeindeverfassung  37,  4. 
GemeindeTersammlung  35,  3.  37,  4. 
GemeindeTorsieherschaft  97,  4. 
Gemeinemark  58,  1. 

Gemeines  Recht  2.  Anm.  2. 
Gemeinfreie  18,  1. 
Ciemeingfiier  35,  2  b. 
Gemeinschaft  der  fahrenden  Habe  108. 
Genossenschaften  33,  2  c,  36,  1.  38.  30. 
Gerade  150,  4.  161,  1.  187,  4. 
Gerechtigkeiten  50,  3. 
Gerechtigkeitf^genoaseDSchallen  38. 
Gerechtsame  aus  Regalien  74  u.  f. 
Gerichtsgebraoch  8. 
Gerich cspraiis  3,  4.  8,  2. 
Gerichtsrechte  74,  9  a. 
Gerichtsbarkeit  selbstindige  der  Gemein- 
den 37,  3  b. 

—  Jüdische  20.  3. 
Gesammteigenthum  58  u.  f. 
Gesammtforderungen  110,  5. 
Gesammtschniden  04,  4.  110,  15. 
Geschürt  das  100.  2. 
Geschirtsführer  bei  Handelsgesellschaften 

136. 
Geschlecht  —  seius  —  15. 
Geschlechter  —  gentes  —  24,  1.  e.  144,  2. 
Geschlechlsname  adelicher  22,  1. 
Geschlechtssiegel  23,  3  a. 
Geschlechts  Vormundschaft  182. 
Geschlechtswappen  bürgerliche  23,  2. 
Geschworne  36,  2. 
Gesellen  40,  3. 
Gesellenbau  83,  4. 
Gesellenvertrag  126,  2. 
Gesellschaft  ^  socieus  183  u.  f. 
Gesellschaft  stille  13«. 
Gesellschafter,  Beitrüge  und  Nachsrhfisse 

derselben  135,  1.  2.  3. 
Gesellschaftsflrmen  24  a,  7. 
Gesellschaflsgliobiger  137,  7. 
Gesellschaflsvermögen ,   Coneurs  darüber 

136,  7. 

—  Liquidation  desselben  137,  5. 
Gesetzbuch  öslerreichisches  0. 
Gesetzgebung  0.  74,  2  a. 

Gesi  ndelohn,Vorzag8recht  desselben  185, 8. 
Gesindererht  185. 


Gesindezwang  10,  3. 
Gespinnerschaflen  36,  1. 
Gespilderecht  123,  1 
Getreide    am    Halm    ist    liegendes   Gut 

50,  2. 
Gewässer,  Herrschaft  darüber  75. 

—  Nutzungen  daran  76.  77. 

—  öffentliche  53,  2. 

Gewalt  höhere  »  force  nutfcuK  ^  116,  3. 
Gewere,  altdeutsche  an  Grundstücken  54. 

—  an  beweglichen  Sachen  55. 

—  als  Einweisung  in  den  Besitz  61,  2. 

—  rechte  62,  1. 

—  von  Jahr  und  Tag  62. 

Gewerbe  bürgerliche,  Fähigkeit  zu  deren 
Betrieb  24,  6. 

—  regalc  74,  2. 
Gewerkschaft  30,  5.  83. 
Gewohnheitsrecht  6. 
Gilden  30.  6.  40.  3. 
Giselschaft  115.  5. 
Glossatoren  3,  3. 
Glücksverträge  142. 

Gottesdienst,   häuslicher  und  öffentlicher 

26.  2. 
Gotteshausleute  18,  1. 
Gradsählung  deutsche  186,  6. 
Grafen  20,  3.  23,  1. 
Graveure  48,  4. 
Grosivaterrecht  131,  1. 
Grundhacher  63.  100,  1. 
Grunddienstbarkeit,  deutsche  87  u.  f. 
Grundeigenthure  im  Allgemeinen  61  n.  f. 

—  Beschränkungen  65. 

—  echtes  57. 

—  schöffenbares  57,  4. 

—  Cebergang  auf  die  Erben  204,  2. 
Grundherrscbaflen  35,  2. 

~  Fähigkeit  zu  deren  Erwerb  23,  7. 

Grundruhrreeht  71,  2. 

Grundstücke  fliegende  und  walzende  52, 

2  c 
Grund  Versicherung  101. 
Grundzinsen  04. 
Gfiltbrief  07  u.  f. 
Gültrecht  ^  7,  2.  08,  6. 
Gfiter,  empfängliche  61,  3  c. 
^  herrschaftliche  65. 

—  vogtbare  zu  Eigen  66,  1  b. 

—  vogteiherrliche  65, 1  b. 
Gütergemeinschaft,  Arten  derselben  103. 

—  allgemeine  165. 

—  eheliche  151. 

—  BntstehunK  derselben  161. 

—  fortgesetzte  167. 

—  particuläre  168. 

—  oystem  derselben  162  u.  f. 
Güterrecht  eheliches  150  u.  f. 
Gütertrennung  gerichillche  ^^*f^'^. 
Güterverbindung,   System  derselben  151, 

HI,  1.  152. 
Gut  erbloses  62,  2. 

—  gemeines  der  Ehegatten  165,  1. 

—  gereides  51,  4. 
^  Hegendes  51,  2. 
~  ungereides  51,  2. 

—  verfhngenes  101,  3. 
lugebraebics  152. 
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Gaif ewicbt  119,  3. 
GaUnnlertblnigkeit  19,  3. 


I  HotoiiUnBgai  89.  4.  5. 
I  Holischnekicr,  48,  4. 
I  Honorirang  des  YonniuidB  181  •  4. 
I  Haber  freie  35.  3. 
I  Hypolhekarsysten  Bfoeiw  100. 
Hypotbekesbäcbcr  100.  1. 


Habe  97,  2. 

—  flkbrende  Sf.  1.  4. 

—  —     deren  YerfolgaDg  73. 

—  Uegende  91,  S. 
HiresTe  27.  S 
Häusler  13t,  3. 
Hioslinge  35,  3. 

Haft  persön liebe  des  Scboldners  111,  5. 

Halbbaoem  35.  3. 

Halbrieb  125,  3. 

Hammerscblagsrecbl  87,  2  g. 

Hand  musx  Hand  wabren  73,  1. 

Hand  lodie  12,  VH,  1   42,  5. 

Handel  24  a,  1. 

Handebleute  24  a,  2. 

Handelsfraoen  157. 

Handelsgesellsebaft  moderoe  39,  9.  134. 

—  moderne  deren  Auflösong  197. 
Handelsmatrikel  134,  3.  138»  4. 
Bandelsrecbt  4.  v4,  7. 
Handelsstand  24,  T. 

Handgeld  114.  1. 

Uandgemal  67,  3. 

Handlobn  109,  2  d.  108,  1. 

HandlanirsrSbiirkeit  13,  3. 

Handwerker  24,  1. 

Handwerkszunfl  40,  3. 

Hau.  Rf  cbt  darauf  99,  4  a. 

HaaptroXnge!  121,  1. 

Hauptsachen  52. 

Haussesetz^  9-  28,  10.  39,  3  a. 

Uausnaltung  abgesonderte  170,  3. 

Hausraach  19,  3  e. 

Heergewate  187,  1.  3. 

Helnafall  60,  3  b. 

Heimfallsrecbt  des  Staats  bei  Bergwerken 

82.  3  b. 
Heimsteuer  159. 
Heiratbsbescbrinkang  19,  8. 
Ueiratbsgut  152. 
Herberge  57.  3. 
Hereditas  Jacens  32,  2  g. 
Herkommen  6,  1.  8,  2. 
Uerrengfiter  05,  1  b. 
Herrengunst  60,  1.  1.  104.  107,  1. 
Uerrschaftsrecbte  des  Staats  74  a.  f. 
Herzoge  20,  3. 
Heuweg  88,  1  b. 

Hingabe,   freiwillige  von  Mobllien  73,  3. 
Hintersassen  85,  3. 
Hochmeister  28.  1. 
Hochzeitsgescbenke  155. 
Hörige  19,  3. 
Hofdienste  60.  3  b. 
Höfe  grundberrlicbe  65,  1  c. 
Hofgewebr  100,  1. 
Hofrecbte  2. 
Hofßibigkeit,  23,  9. 
Holz  dürres,  Recht  darauf  59,  5  b. 
Holigenossenscbaflen  36,  1. 
Holzgraf  39,  3. 


Jagiir«lge  85.  2. 

Jagdbobeit  85. 

Jagdkarte  84.  3 

Jagdrecbt  65.  4  c.  84  n.  f. 

Jagdregal  74,  2  c.  84  a.  f. 

Jahr  und  Tag  62,  3. 

Jabrgebong  —  renia  aeUtis  .  80>  4. 

Je  nSber  am  Blut,  am  so  niber  am  G«C 

186.  3. 
Immobiliarsehuldeii  168,  3. 
Immobil isirung  51,  3. 
ImmuniUtsrecbte  65.  4  b. 
Indossament  118  a.  2. 
iDdustrialfruchte  72,  2. 
Infamie  32,  3.  5.  30,  0. 
Ingrossation  99,  3. 
lohaberactien  139,  3. 
Inbaberpapier  116.  4  117.  118 
Innungen  39,  6.  40,  3. 
Insel  im  Flusie  64,  4. 
Interimswirihscbaft  66»  3  b.  206.  5 
Iniestaierbfolae  186,  1.  191,  1. 
Investitura  61,  2. 
Juden  11  28.  29.  147,  4. 
Judenmeister  28. 
Juristenrecbt  7. 
Jus  naufragii  71,  2. 


«. 


Eimpfer  30,  3. 
Kithner  131,  3. 
Katholiken  27,  2. 
Kauf  auf  Borg  119.  4  b. 
"  auf  oder  nach  Probe  122. 

—  der  Fruchte  auf  dem  Halm  119,  2. 
~  gegen  Yorausbeiablung  119,  4  c. 

—  wie  zu  besehen  122. 

—  bricht  Miethe  124,  2  f. 
Kaufmann  24  a  1. 
Kauffraoen  157. 
Kaufvertrag  119  u.  f. 
Kaut  46,  2. 

Keller,  Kellner  35,  4. 
Ketzerei  27,  2. 
Kfod  im  Mutterleibe  14,  1. 
Kinder,  deren  Erziehung  174,  1. 

—  nacbgebotene  195,  7. 

—  unebeliGbe  30,  3.  32.  1.  171.  2.  178. 

—  —        deren  Erbrecht  191,  2. 
Kinderteagang   bricht  Ebestiftuog  199, 

5  a. 
Ktrcbeubacber  14,  4, 
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Kircbgemeinden  36.  1. 
Kirchweg  88,  1  a. 
Kistenpfand  102,  1. 
Klage  dingliche  73»  1. 
Klöster  27,  3.  40,  4. 
Knechte  18,  1. 
Koppelweide  88,  3. 
Kreditkaaf  119.  4  b. 
Kretinen  183,  2,  i91,  4. 
Kräppel  191,  4. 

Kündigongsfrist  bei  Gülten  98,  3. 
Kahesse  59,  6  b. 
Kuxen  83. 


Lingst  Leib  ISngst  Gut  167,  1  b. 

Landesgesetzgebung  9. 

Landesrechte  2. 

Landgemeinden  86,  1. 

Landkarten  48,  4. 

Landref ht  bricht  gemeines  Recht  10,  2. 

Landrecht  preuszisches  9. 

Landstände  40,  2. 

Landstreicher  32^  1 . 

Latifundien  67,  4. 

Laub,  Recht  dasselbe  zu  sammein  59, 5  e. 

Laudeminm  105,  2  d.  108, 1. 

Lebensflhiftkeit  14,  3. 

Lebensversicherungen  141,  5. 

Legitimatio  ad  honores  32,  1. 

Legitimation  durch  landesherrliches  Re- 

Script  21,  4.  171,  3. 
Legitimation  durch  nacbfoteendeEbe  171 , 2« 

Legitimationspapier  116,  2. 

Lenen  57.  2. 

Lehengüter  165,  2. 

Lehenrechte  2. 

Lehenschart  83,  4. 

Lehensflbigkeit  23,  4. 

Lebnwaare  105,  2  d.  108,  1. 

Lehrbrief  40,  3. 

Lehrling  40,  3. 

Leibding  schwindet  Hanptgut  159,  2. 

Leibeigenschaft  19,  2. 

Leibgedinge  altes  158,  1. 

—  der  Frau  160,  4. 
^  neueres  159.  2. 
Leibgedingsgüter  66,  1  g.  107,  2. 
Leibgeld  108.  1. 

Leibrecht  104. 

Leibrechtsguter  66,  1.  107,  2. 
Leibrent«>nvereine  ^  7.  132,  4. 
LeibrenteuTertrag  132. 
Leibzins  19,  3. 
Leibzuchlskalbe  131,  3. 
Leibzuchtvertrag  131. 
Leihe  erbliche  104. 

—  nicht  erbliche  107. 

—  lindlicher  Grundstücke.  104. 
Leihkaof  114,  2. 

Leinpfad  76,  1. 

Leistung  —  obstaglUm  —  115,  5. 

Leiterrecbt  87.  2  h 

Leseholz,  Recht  darauf  59,  5  b. 

Leumund  31»  2. 


Leute,  echt-  und  friedelose  13,  1. 

Lieferungstermin  119,  5. 

Liquidation  137,  5. 

Liten  18,  1. 

Lithographie  50,  5. 

Localrechte  11. 

Locus  regit  actum  12,  IIL  1. 

Löschung  von  Hypotheken  100,  6. 

Lohndienstvertrag  126« 

Losgeld  59,  4  b 

Ludeigen  57,  2. 

Lubeclier  Particularrecht  5. 

Luft  53,  1. 

Lustdirnen  32  1. 


Blingel  der  Sache  121,  3. 

Mtrker  35.  3. 

Märkte  36,  1. 

Magschaft  144,  1.  186. 

Mahljahre  306,  5. 

Majorat  205,  6. 

Mantelkinder  171,  2. 

Manuscript  49,  7. 

Markgemeinde  35,  3. 

Markgenossenschaft  35,  3.  38. 

Markiosung  123,  1. 

Marktpreis  119,  3. 

Maternitätssystem  178,  2  a.  b. 

Meer  53.  2. 

Meister  40,  3. 

Metalle  81,  1. 

Meyer,  35,  4.  106. 

Meyerbrief  106,  2. 

Meyergüter  66,  1.  106,  1. 107. 

Meyerrecht  104.  106. 

Minderjährigkeit  16,  1. 

Minderung  des  Kauft>reises,   Recht  auf 

121.  3  c. 
Mineralquellen  82,  2. 
Minorat  205.  8. 
Miszheiraih  21,  1.  148,  3. 
Miteigenthum  58,  2. 
—  in  der  Ehe  162,  2. 
Mitgift  152,  2. 
Mittelfreie  18,  1. 
Miturheber  49,  3. 
Mobilia  ossibus  inhaerent  12,  II. 
Mobiliarschulden  168,  3. 
Monogamie  147,  4  a. 
Morganatische  Ehe  148.  4. 
Morgengabe  148,  4.  150,  4.  155. 
Mühlenrecht  78. 
Mündigsprechung  180,  4. 
Mundium  —  Munt  —  Muntpurt  145, 1. 
Mundschart  väterliche  170. 
Mustheil  161,  1. 
Muthung  82.  4. 
Muttermagen  144,  4. 


W. 


Nachdruck  46.  1.  50. 
Nachgeborene  205,  10. 
Nachwährschaft  121. 
Nadelgeld  156,  1. 
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Ribemcht  07,  1  a.  ISS. 
IVameoactien  1S9,  3. 
NaUonaliUi  tt,  I. 
Nator  der  Sache,  3, 3.  t,i. 
NataralfiDS  M,  8.  5. 
Nebenaachen  54. 

Negaiorienklage  bei  Galleo  96,  4. 
^  bei  Rfallasm  93.  3. 
Nettocewicbt  119,  3. 
Neaalinguter  M,  14,  107,  3. 
Nieatbraoeb  160.  % 
^  ebeiicber  103,  3. 
Niflelgeride  160.  2. 
Notberbeo  190,  6.  199,  0. 
Notbweg  87,  S  a. 
NaUeiccDtboin  00. 
Nottbotx,  Recbte  danof  09,  0  a. 
NttUaDgagmovseDtebarieD  86 
Nntiaiiaarfcble  80. 
—  der  Gemeindeglieder  37,  3  d.  89. 


Oberaafsicbt  sUailiche  über  die  GemeiD- 

den  37,  8. 
Oberbauer  35,  4. 
Obereigeotham  00. 
ObertnMer  30,  3. 
ObfrTormandachafl  20, 1.  145»  2.  170,  4. 

1T9.  184. 
OblifEationeorecbt  HO  a.  f. 
Observanz  0,  1. 
Occupatio  71.  1. 

OccupatiODsrecht  der  Jagd  74,  2. 
Offerte  119,  1. 
Offkiangen  8. 
Opera  poathuma  49,  7. 
Ordensverbindungen  27,  3. 
Ordrepaplere  HO,  4.  116  a. 
OstaeeprortDzen  deutsche  1. 


Pacht  124. 

PachtgOlerOO,  1. 

Papiere  auf  den  Inhaber  111,  2.  117. 

Papiergeld  117,  1. 

Papier  gestempeltea  113,  3. 

Paragium  205,  10. 

Parentel  144,  1  u.  f. 

Parentelordnung  180. 

Particularrecbte  5. 

PaternitStsklage  178,  2. 

PaieraitltaTstein  178,  2  c.  d.  e. 

Patricier  24,  I. 

Patronatsrecht  05,  4. 

Pegel  76,  2. 

Perlenflscberei  77.  3. 

Persönlichkeit  Recht  der  13,  2. 

Personen  ehrlose  32,  5. 

—  Juristische  33. 

^  physische  13,  1. 


Personea  libelbdewü— dela  32»  4. 

—  genelDsamc  GmndsXtte  Ober  sie  34. 
Peraonalarreat  165.  5 1. 

Pandanc  102,  1.  3. 

—  onrechtaiiaiige  103,  8. 
PlinBerschafl  SC  5.  63,  5. 
Pfaodbrier  100.  5. 
Pfandrecht  99  u.  t 

—  an  fahrender  Habe  101. 

—  an  liecendem  Out  99 

—  stillschWHjgendea  der  Ehefra«  154.  8. 
Pfründe  44,  4. 

Plitie  OffeoUiche  53.  3. 

Police  140,  1. 

Polixeihoheit  74,  2  a. 

Polygamie  12,  TU,  1. 

PorcelUnerde  82,  2. 

Portion  sutourische  160. 

Postregal  74.  2. 

Prliudicien  8, 1. 

Pritaten  20.  5. 

Primie  140,  1. 

Prinumerationskauf  119,  5. 

Predigten  48,  2. 

Preisdifferens  119,  5. 

Primogenitur  205.  4. 

Prinzen  20,  3. 

Privatfreibeit  19. 

Privathypotbeken  100,  1* 

Priratrecht  deutsches,  dessen  Begriff,  Gm- 
fang,  allgemeiner  Charakter  ud  Ter- 
hältnisz  zu  andern  Rechten  1  bis  iod.  5- 

Priratstiftungen  45. 

Privilegien  40,  1.  2  a. 

ProbemSszigkeit  122.  2. 

Procesirecht  12,  VL 

Procura  130.  3. 

Procnristen  136,  3. 

Proprietät  00,  3  a. 

Propst  40,  4. 

Protestanten  27,  2. 

Provinzialrechte  11. 

Provision  128,  1   129. 

Punctationen  114,  2. 

Purgatio  roorae  119,  5. 


Soatember-Gelder  82,  3. 
uellen  75,  2.  5. 


Rabatt  119.  3. 

Rabbinen  28. 

Raffboli,  Recht  darauf  59,  5. 

Ragion  134,  2. 

RStbe  forstliche  20,  5. 

Riuber  30.  3. 

Rath  der  Gemeinde  80,  2. 

RatbbOcher  Ol.  3  d. 

Raubbau  82,  4. 
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RealcaaiiODen  100,  4. 
Realgemeinderechte  37,  %  50,  8. 
Realgenosscnschaflen  2^. 
Real  lasten  80  u.  f. 

—  deren  Ablösung  02,  % 

—  —  Refzrundung  01. 

—  —  Erlöschung  02. 

—  —  rechilicbe  Natur  00. 

—  Rechtsmittel  dafür  09. 

—  deren  Umwandlung  02. 
Receszgelder  82,  3  d. 
Recht  eanonisches  4,  1. 

—  deutsches  gemeines  2. 

—  französisches  4,  3 

—  longobardisches  4«  2. 

—  mosaisches  28,  2. 

—  obrigkeitliches  &. 

—  römisches  2. 

—  —  dessen  Recention  3. 

—  der  Wissenschaft  o. 
Rechte  confesstonelle  26  n.  f. 
Rechtlosigkeit  30,  3. 
Rechtsame  dingliche  50,  8  b. 
Rechtsbucber  jüdische  20  *. 
RechtsHibigkeit  13,  2. 
Rechtsgutachten  7,  1. 
Rechtsphilosophie  3,  5. 
Rechtsquellen  6  u.  f. 

—  deren  Rangordnung  10,  1- 
Rechtssprirhwörter  6,  2. 
Rechtsvergleichung  3,  5. 
Rechtswissenschaft  deutsche  2. 
Reckw«*g  76,  1. 
Rectapauier  116,  4. 

Reclor  40,  4. 

Recuperatorienklage  52,  2. 

Reden  48,  2. 

Regalien  74  u.  f. 

Reglerungsrechle  74,  2  a. 

Regierungsverordnungen  8. 

Regredienterbin  107,  5. 

Rei  vindicatio  73,  4. 

Reichs&bie  20,  5. 

Reichsgesetze  0. 

Reichskammergericht  3,  3- 

Reichsstände  4U,  2. 

Religionsverschiedenheit  als  Ehebinder- 
nisz  147,  4. 

Remedium  spolii  03,  4. 

Reluitionsklage  52,  2  c. 

Renaud  51,  3. 

Renouard  46,  2. 

Rentenkauf  07  n.  f. 

Repkow,  Eyke  von  57,  4. 

Res  religiosae  —  sacrae  53,  4. 

Reservat  des  Stiefvaters  und  der  Stief- 
mutter 173,  3  d. 

Restitution  17,  5. 

—  der  Ehre  32,  5. 
Retentionsrecht  des  CommissionKrs  128, 4. 

—  des  Frachtführers  130,  3.    * 

—  des  Spediteurs,  120,  4. 
Retractrecht  123,  1. 
Aeaegeld  114,  3. 
Reukauf  115,  3. 
Reunionsklage  60,  6. 
Reversbrief  des  Colonen  105, 4. 
Revocatorienklage  52,  2  c. 
Ritter  18,  1.  20.  3. 


Rittergüter  65,  1  c. 

Ritaalgesetze  der  Juden  20»  3; 

Robott  06. 

Römisches  Recht  3. 

Ruf  unbescholtener  81,  2« 

Rutscherzinsen  04,  5. 


Sachen  auszer  und  in  dem  Verkehr  53. 

—  befriedete  53,  4. 

—  bewegliche  51,  1. 

—  gestrandete  71,  2. 

—  heilige  53,  4. 

^  unbewegliche  51,  2. 

—  verlorene  71,  1. 
Sachenmiethe  124. 
Sachenrecht  51  u.  f. 
Sachsenspiegel  3,  2. 
Sackzehnte  05,  3  d. 

Sadel-  Sedel-  Sonderhöfe  66,  1  a. 

Saisine  54. 

Säle-  Salland-  Salung-  Selllaod  61,  2. 

Salinen  recht  81  u.  f. 

Saliand  61,  2. 

Salmannen  201,  1. 

SalmSnnisch  Eigen  61,  2. 

Salpeterregal  82,  2. 

Salzbeerbte  83.  5. 

Salzregal  74.  2  a.  84,  5. 

Salzregie  74.  2. 

Sammelwerke  50,  4  b. 

Sammtbelehnung  58,  4. 

Satzung  00. 

Savigny  11. 

Scharfrichter  32,  1. 

Schau  71,  4. 

Schaufelschlage.  Recht  der  78,  4. 

Scheidung  der  Ehe  164,  4  a. 

Schichtung ,    Recht  der  Kinder  darauf  zu 

dringen  167,  3. 
Schiamühlen  78,  5. 
Schinder  32,  1. 
Schleuszen  76,  5. 
Schmalzehnte  95,  3  c. 
SchöfTensprüche  8. 
Scböffenstuhl  3»i,  2. 
Schrifteigenthum  46,  2  c. 
Schriften  nachgelassene  40,  7. 
Schriflform  bei  Verträgen  112. 
Schürfen  81,  2. 
Schurfzettel  82,  4. 
Scbulchao-Aruch  20  *. 
Schuldbrief  100,  5. 
Schulden.  Recht  der  100  o.  f. 
Schulden   eheliche  und  voreheliche  154, 

3.  165,  4.  160,  3. 

—  fundirte  110»  2. 
Schuldgefängnisz  110,  7. 
Schuldscheine  auf  den  Inhaber  117  u.  f. 

deren  Vindication  118. 

Schulgemeinde  36,  1. 

Schultbeisz  36,  2. 
Schupflehen  107.  2. 
Schuppisser  35,  4. 
Schuurecht  über  die  Joden  28,  2, 
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Schau  verwandte  24, 1. 

Schwabenspiegel  3,  % 

Scbwigeracbafl  144»  i46.  147,  4  d. 

Schweiz  deutsche  1. 

SchwertmaseD  144.  S. 

Sclaverei  ll,  VII.  1. 

ScotatiO  61,  2. 

Sflbathalfc  54,  6. 

(Sei)  Seulptur  48.  4. 

Sertirer  27,  3. 

Secoodogenitur  205,  5. 

Sedelhöfe  61.  1  a. 

See  53.  2. 

Seeassccaranz  141.  3. 

Seehäfen  53.  3. 

SeelgerStbc  190 

Scripturobligation  116,  2.  3. 

Selbittpfandung  54,  6.  102,  3.  103,  8. 

Senat  40.  4. 

Seniorat  205,  7. 

Servituten  86  n.  r. 

—  freiwilliffe  88. 

—  gesetzlicne  87. 

-*  des  Waldeigenlhümere  50,  3. 
Sicherungsmittel  für  Erhaltungdea  Frauen- 

guts  154,  7. 
SieRelbarfceit  allgemeine  23,  3. 
Siegelmüstiffkeit  23,  3. 
Siegelrecbt  23,  3. 
Siegelung  amtliche  203.  3. 
Sihibau  80.  4. 
Sippschaft  U4.  186. 
Societas  133  u.  f. 
Soblstfitte  52.  2  c. 
Sondereigenthümer  35,  2. 
Sondereigenlhum  58  u.  f. 
Sonderguter  35.  2  a.  38.  1. 
Sondergut  der  Frau  156,  2. 
Sonderrecht  Jüdisches  20,  3. 
Sortimentshfindlrr  50.  8.  9.    - 
SouverünitXt  des  Staats  11.  1. 
Sparcasse  45,  1. 
Bpareut  156. 
Specialeiecutor  201.  3. 
Spedilionsvertrag  129. 
Spesen  129,  1. 
Spielgeld  der  Frau  156,  1. 
Spielleule  30.  3. 
Spielvertrag  142. 
Spillmagen  144,  2. 
Spital  45.  1, 
Spolienklage  103,  8. 
Staat,  als  Juristische  Person  32.  2. 

—  Herrschaftsrechte  desselben  74  u.  f. 
Staaisbärger  24.  2  c. 

Staatsgf  nehroigung,  nicht  erforderlich  lur 
Gründung  von  Genossenschaften  38,  5. 
SUdtbür;errecht  24,  4. 
SUdtfremde.  24.  2  a. 
SUdtreeht  2.  24,  6. 
Siadirecht  bricht  Landrecht  10,  2. 
Siidte  36.  1. 
Stammgdter  67,  165,  2  d. 

—  eigentliche  67.  8. 

—  Erbfolge  in  solche 
Stammgtttssliftung  68. 
Stammesrechte  2. 
Standesebre  32.  3. 
Standeserhebung  21,  4. 


Standesberrn.  20,  1. 

Standesrechte  2. 

Standesregister  bürgerliche  14,  4 

Statutarportion  160.  1  *. 

SUtuUrrecht  24,  6  a. 

SUluten  9. 

Steinkohlenlager  82.  1. 

Stellvertreter  110.  6. 

Steuerrecht  74.  2  a. 

Stiefeltern  173. 

Stiefkinder  173. 

Stipendiencdsse  45  1. 

StiftsHihigkeit  23,  5. 

Stiftungen  33.  2. 

—  privatrechtlicbe  45. 

Stiftungsanstalien  27,  3. 

Stiflungseigenthumer  68,  4.  5. 

Stiftungsguler  67.  1.  68.  205. 

Stiflungspersonen  öffentliche  44. 

Stifiungschulden  68,  7. 

Stiflungsstatutcn,  deren  AbinderuDg  48,6. 

Stiflunxsurkunde  45.  3. 

Stille  Gesellschaft  138,  1. 

Stollenger*  chtigkeit  83,  4. 

Sträflinge  32,  1. 

Straszen  53,  3. 

Straszenreftal  74.  2. 

Strandrecht  71.  2. 

Streu,  Recht  dieselbe  zu  sammelo  59,  5. 

Strom  53.  2. 

Stummgeborene  183,  2. 

Substitution  der  Kinder  195, 5. 

Succe«sion  12.  T. 


Tabaksmonopol  74,  2. 
TafeifMhigkeit  23.  9. 
Talmud  29  *. 
Tara  119,  3. 
Taubgeborene  183.  2. 
Taufbucher  14,  4. 
Teich  53,  2. 
Tertingenitur  905. 
Testamente  überhaupt  200. 
Testament  correspectives  202,  3. 
*  gemeinschaftliches  202,  2. 

—  gegenseitii^es  202.  4. 

—  wechselseitiges  202. 
Testamentsvollstrecker  201. 
Theilforderungen  111,  3. 
Theillosunff  123'.  1. 
Theilschttiden  111,  3. 
Theilvieh  125,  3. 
Thronfolge  67,  3. 

Titel  23,  1. 
Tod  17. 

—  bürgerlicher  30,  2. 
Todbestande  107.  2. 
Todeserklärung  17,  2. 

Töchter  adeliche,  Erbrerzicht    derselben 

197.  4. 
Tontine  132,  4. 
Torf  82,  2. 
Tractate  114,  2. 
Trauben  an  der  Rebe  119,  2. 
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Trauung  btirjzerttehe  147,  5. 
^  kirchliche  146,  4 
Trelrecht  88,  1  e. 
TreahXnder  201,  1. 
Triebwerke  76,  6.  t8r 
Triflgelder  80,  6  b< 
Triftrecht  88.  1  f. 
Trinkgeld  1i6,  % 
Tröffeigeld  166,  1. 
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Veberrali  72.  1. 

(Jebergabe  freiwillige  73. 

Uebergang  des  EiKenthums  und  der  Gefahr 
beim  Kauf  120. 

—  der  Erbschaft  188«  204. 

Ueberhang  72,  1. 

(Jeher lebcnsversicberuDffen  141,  6. 

UeberDahme  der  Schuld  101,  1.  110,  3. 

Ueber^eUang  fh'enider  Werke  60,  4. 

Uebertritt  in  eine  andere  Confeasioo  26,  3. 

Uebung  6,  1. 

Uferanlagen  64,  3. 

Uferbao  80,  2. 

Üferschutz  80. 

Umlauf  der  Inbaberpapiere  117  a. 

UnablOsbarkeit  der  gutaherr liehen  Real- 
rechte fiö,  4  c. 

Uneheliche  Kinder  178. 

Unehrbare,  32,  1. 

Unehre  32,  146,  1. 

Unfreie,  18,  1. 

Unfreiheit,  Verbot  derselben  10. 

Unsenossenehe  19,  3  d. 

Unnrerdalexecutor  201,  3. 

Universalsuccession  12,  V. 

UniyersitXten  40,  4. 

Universilas  33,  2  g. 

Unmündige  62,  3. 

Unmündigkeit  16, 1. 
Un terato  tiungscasse  45,  1. 
Unver8u8zerllchkeit  der Grandatücke  67,  4. 
Urbarmachung  64,  1. 
Urheber,  Rechte  der  46, 2  d. 
Urtheile  gerichtliche  48.  3. 
Ususfructus  maritaljs  153, 3 
Usucapio  62,  1. 


V. 


Vaganten  32,  1. 

VaniUverhiltnisz  117  a,  2. 

Vaaallendienste  60,  3  b. 

Vater,  dessen  Rechte  über  die  Kinder  175. 

Vatermagen  144,  4. 

Vaterschaft,  Beweis  derselben  178,  2. 

Venia  aetatis  180,  4. 

Verantwortlichkeit  der  Vormundschafla- 

hebtfrden  184,  3. 
Vereine  politische  40,  6. 
Verfangenes  Gut  192,  3. 


Verfolgung  dingliche  73,  4. 
Vergantung  gerichtliche  101,  4.  102,  1. 
VerjShrupg  62,  2. 
Verkaufscommission  128,  7. 
Verlagsrecht  46,  2  b. 
Verlagsvertraa  127* 
Verleger  46, 1. 
Verliegenscbaftung  51,  3. 
Verlöbuisx  146,  2.  147,  2. 
Verlust  unfreiwilliger  bei  Mobilien  73,  2. 
Vermach  in  iszTertrag  196. 
Verrouthun«  für  das  Leben  14,  2. 

—  für  den  Tod  17,  2. 
Verpfrundung  fahrender  Habe  102,  2. 
Verpfründongffvertrag  131. 
Verschollene  Vormundschaft  für  sie  183,  5. 
Verschollenheit  17,  2. 
Verschwender  183,  1- 
Versicherungsanslalten    landwirthschaft-^ 

liehe  141,  4. 
Versicher nngsbrief  100.  5.  101,  3. 
Versichcrungs vereine  39, 7. 
Versicherungsverträge  140  o.  f. 
Vertrüge  im  Allgemeinen  111. 

—  Arten  119  u.  f. 

—  BestSrkungsmittel  115. 

—  Formlosigkeit  1t1,  3, 
Vertragserbe  195. 
Vertragsort  12.  III,  2. 
Verwandtschaft  geistliche  146,  3  c. 

—  leibliche  144  u.  f.  186. 

—  Verzicht  auf  Eigenthum  an  Immobilien 

A4    2 

—  der  Töchter  67,  3.  197.  4. 
Verzichtleistung  auf  den  Adel  22,  2. 
Verzinsung  des  Kaufpreises  119,  3. 
Vestitara  61,  2. 

Vieh,   Haft  des  Verkäufers   für  Mingel 

121,  4. 
Viehhandel  29,  2  c. 
Viehverstellnng  125. 
Vindication  von  Inhaberpapieren  118. 1. 
Vitalität  14,  3. 
Vogt  36,  2. 

Vogieigemeinden  36,  1. 
Vogteigericht  61,  3  c. 
Vogtei Zinsen  94,  1. 
Volksehre  32.  3. 
Volksrecht  3.  4. 
Volkszusammenhang  12,  I. 
Vollgut  57,  2. 
Volljährigkeit  16,  1,  2. 
Volljährigkeitserklärung  176,  4.  180.  4. 
Voraus,  der  173.  3  d. 
Vorbehalt  beim  Verzicht  197,  5. 
Vorkaufsrecht  persönliches  52,  2  c. 

—  des  StaaU  82.  3. 
Vorkinder  173,  2.3 
Vorl<*sungen  der  Professoren  48,  2, 
Vormund,  dessen Recbteund  Pflichten  181. 
Vormundschaft  deutsche  145. 

—  eheliche  153.  1.  166,  1. 

—  Ende  derselben  171. 

—  Entstehung  176. 

—  obrigkeitliche  179  u.  f. 

—  staatliche  über  die  Gemeinden  37,  5. 
Vormundschaft  väterliche  12,  IV,  170. 

—  über  Minderjährige  180. 

—  andere  Arten  derselben  183. 
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VormoDdselMfttbeliOrdeD  184, 8« 
Vonttnd  der  Gemeiiide  3tt.  3. 
Vorsteher  der  Corporation  41, 3. 
Vorträge  wiMenacharilicbe  48,  3. 


Waarentransport  141,  3. 
Wihrschallsceit  beim  Verkauf  ?oii  Bans* 

thieren  121,  4  a.   > 
WiaserangsanstallfD  T7, 4. 
Wahnsinnige  183.  % 
Waisenhaus  48.  1. 
Waldung  gemeine  88,  1. 
Wandelungslilage  191,  3.  4. 
Wappen  adliches  33,  3. 
Wascbaosulten  77,  3  a. 
Wasenmeister  33,  1. 
Wasserbau  80,  2. 
Wasserleitung  offene  87»  2e. 
Wasserregal  74,  3  a. 
Wechsel  12,  III,  1.  113,  4. 
Wegerechte  S8,  1. 
Weibergut  soll    nicht    schwinden   noch 

wachsen  183,  4. 
Weide  gemeine  88,  1. 
Weiderechte  69,  6.  88,  3. 
Weinkauf  106,  3.  108.  1. 
—  als   BesUrkungsmittel   bei  Vertrigen 

114.  3. 
Weisthümer  8 
Wergeid  30,  3. 

Werke  anonyme  und  Pseudonyme  49,  4. 
Werke  der  Litteratur,  Kunst  etc.  48. 
Werthpapiere  110, 3.  116.  117.119  a.  u.  f. 
Westphliiscber  Frieden  27,  2. 
Wette  14.3. 
Wider  läge  169,  1. 
Widerspräche  63,  3. 
Wiederbrief  106,  4. 
Wiedereinsetxnng  in  den  Yorigen  Stand 

42,  4. 
Wiederkauf  97,  8. 


Wiaderlteung»  Rndil  d«r  97,  i. 
Wiesenwissemng,  Anstalten  tv  77,  3  e. 
Wild  71  8. 
Wildbann  84>  3. 
Wildschaden  86,  3.  4. 
Willensverordnungen  letste  190. 
Willkur  10^  3. 

Windbruch,  Recht  auf  den  59,  ö  c 
Windmühlen  78,  5. 
WirthschaOen  33, 4. 
Wissenschaftliches  Recht  7. 
Wittwengerade  ISO,  4.  A.  161,  1. 
Witthum  168.  3. 
WItiwenkassen  39,  7. 
Wittwensiu  168,  3. 
Wohnsiu  13,  I.  III,  3 


Zeche  83.  3. 

Zehnten  86. 

Zeitpacht  104. 

Zeitpachtgüter  66.  4. 

Zeitungsartikel  49,  9. 

Zeigwege  88,  1  d. 

Zeugung  eheliche  171,  1. 

Zigeuner  33, 1  b. 

Zinsen  grund herrliche  94,  1. 

^  vorbebaltene  94,  1. 

—  an  den  Obereigentbumer  60,  3. 

Zinsgüter  66.  1.  94,  4. 

Ziusrecht  94,  4. 

ZabeM>rde  61,  3«  52. 

Zubusxe  83,  3. 

Zueignung  —  occupatio  —  64,  3.  71. 

Zänfte  39,  6.  4^  3. 

Zug,  Recht  Eum  freien  19^  3. 

Zugrecht  133,  1. 

Zunltlade  40,  3. 

Zunftmeister  40,  3. 

Zwerge  191,  4. 

Zwitter  16,  3.  191.  4. 


